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Spezifische oder nicht spezifische Serumbehandlung? 

Von Kreisarzt Dr. Pusch, Vorsteher des Medizinal-Untersuchungsamtes in Danzig^). 

Bingel hat von 937 Diphtheriekranken, die im Laufe von 4 Jahren 
auf der Medizinischen Abteilung des Herzoglichen Krankenhauses in 
Braunschweig zur Aufnahme kamen, die eine Hälfte mit dem B e h r i n g’sdien 
Diphtherie-Heilserum, die andere Hälfte mit gewöhnlichem Pferdeserum 
behandelt. Über die Ergebnisse hat er vor etwa Jahresfrist im 
„Deutschen Archiv für klinische Medizin“ in einer ausführlichen, später 
als Monographie erschienenen Arbeit berichtet: „Über die Behandlung 
der Diphtherie mit gewöhnlichem Pferdeserum. Vergleich 
zwischen 471 mit antitoxischem Diphtherie-Heilserum und 
466 mit gewöhnlichem Pferdeserum behandelten Diphtherie¬ 
fällen — kein Unterschied“*). 

Bei seinen Untersuchungen hat Bingel von den aufgenommenen 
Diphtheriekranken, gleichgültig ob Erwachsene oder Kinder, ob Leicht- 


0 Nach einem im Ärztlichen Verein zu Danzig am 24. April 1919 gehaltenen 
Vortrag. 

V F. C. W. Vogel. Leipzig 1918. Preis: 3 Mk. 
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Dr. Pusch. 


oder Schwerkranke, immer abwechselnd den einen mit Heilserum, den 
anderen mit gewöhnlidiem Pferdeserum behandelt. Leichtere Fälle und 
jüngere Individuen erhielten geringere; Erwachsene und schwere Fälle 
größere Gaben von Heilserum oder Pferdeserum. Durchschnittlich 
wurden ungefähr 2000—8000 Immunisierungs-Einheiten eines 500 fachen 
antitoxischen Serums oder die entsprechende Zahl von ccm, also 
4—16 ccm, eines gewöhnlichen mit Karbolsäure konservierten Pferde¬ 
serums verabfolgt 

Wie bereits der Titel der Arbeit zum Ausdruck bringt, hat der 
Verfasser keine Unterschiede in der Wirkung der Behandlung zu 
erkennen vermodit^^ Bei einzelnen Gruppen seiner Fälle will er sogar 
zahlenmäßig eine Überlegenheit des gewöhnlichen Pferdeserums fest¬ 
gestellt haben, für die er folgende Beobachtungen anführt: 1. Bei den 
unkomplizierten Fällen stießen sich im Durchschnitt die Beläge etwas 
schneller ab und die Bazillen verschwanden um ein weniges schneller, 
so daß die Behandlungsdauer eine etwas kürzere war. 2. Die Zahl 
der Diphtherie-Vergiftungen, der Myokarditiden und Nephritiden war 
bei der Behandlung mit gewöhnlidiem Pferdeserum eine geringere. 
3. Die Zahl und Zeitdauer der postdiphtherischen Lähmungen bei 
der Behandlung mit gewöhnlichen Pferdeserum tritt zurück gegen¬ 
über denen, die bei der Antitoxinbehandlung auftraten. Die Zahlen¬ 
unterschiede, die zugunsten der Pferdeserum-Behandlung sprechen, 
sind aber nach seiner Ansicht so klein, daß sie noch clurchaus 
im Bereiche der Zufälligkeiten liegen können, gleichzeitig aber groß 
genug, um zu beweisen, daß dem antitoxischen Serum kein 
Vorzug eingeräumt werden kann. Bingel glaubt damit die 
Tatsache festgestellt zu haben, daß die heilende Wirkung nicht 
den Schutzkörpern des Diphtherie-Heilserums, sondern irgend¬ 
welchen anderen, uns noch nicht näher bekannten Stoffen 
des artfremden Serums zuzuschreiben ist 

In Nr. 13 des laufenden Jahrgangs der „Münchener Medizinischen 
Wochenschrift“ berichtet Feer in einer Arbeit „ZurBehandlungder 
Diphtherie mit gewöhnlichem Pferdeserum“ über das Ergebnis 
seiner Nachprüfungen der Bingel’schen Behandlungsergebnisse. Feer 
hat in der Zeit von Juni 1918 bis Januar 1919 in der Universitäts- 
Kinderklinik in Zürich 65 Diphtheriekranke mit Behring’schem Heil¬ 
serum und 57 mit gewöhnlichem Pferdeserum behandelt Er hat dabei 
seine Kranken nicht wie Bingel wahllos lediglich nach der Reihenfolge 
der Aufnahme für die eine oder die andere Behandlung bestimmt, 
sondern er hat, um Schädigungen der Kranken mit Sicherheit zu ver¬ 
meiden, nur die leichtesten Fälle mit gewöhnlichem Serum behandelt, 
während er bei den schwerer Erkfankten, vor allem bei sämtlichen 
mit Kehlkopf-Stenose, von vornherein das Diphtherie-Heilserum an¬ 
wandte. Bei der Behandlung mit Heilserum wurden durchschnittlich 
4001) Immunisierungs-Einheiten — die 12—15 ccm Serum enthalten — 
und dementsprechend den mit gewöhnlichem Pferdeserum behandelten 
Kranken durchschnittlich 13 ccm Pferdeserum verabfolgt. 

Trotzdem die der Behandlung mit gewöhnlichem Serum unter¬ 
worfenen Fälle als die leichteren und frischeren durchschnittlich 0,8 Tage 
früher zur Behandlung kamen, dauerte die Zeit bis zur Abstoßung 



Spezifische oder nicht spezifische Serumbehandlung? 


3 


der Beläge durchschnittlich 5,7 Tage, d. h. 2,4 Tage länger als bei den 
mit Diphtherie-Serum behandelten Fällen. In 6 von den mit gewöhn¬ 
lichem Serum behandelten Fällen mußte wegen Verzögerung des Heil¬ 
verlaufes oder wegen Neigung zum Fortschreiten noch naditräglich 
mit Diphtherie-Serum gespritzt werden. Auffällig war, daß bei den 
mit Normal-Serum behandelten Kranken ganz besonders häufig erneute 
Beläge auftraten, während ein solches erneutes Auftreten bei den mit 
Diphtherie-Serum Behandelten nur einmal beobachtet wurde. Außer¬ 
dem ist noch bemerkenswert, daß bei den leichten mit Pferdeserum 
behandelten Kranken in 4 Fällen Gaumensegel-Lähmung eintrat, während 
bei den mit Diphtherie-Serum Behandelten, trotzdem sie von vornherein 
schwerer krank waren, sich nur zweimal Gaumensegel-Lähmung ein¬ 
stellte. Das Gesamtergebnis der Nachprüfungen war für Feer so 
überzeugend zugunsten des Diphtherie - Heilserums und zu¬ 
ungunsten des gewöhnlichen Serums, daß er weitere Versudie 
mit dem letzteren aufgab. 

Durch die Arbeiten von Bingel und Feer ist eine Frage von 
außerordentlich wichtigem, praktischem und theoretischem Interesse auf¬ 
gerollt worden: „Spezifische oder nichtspezifische Serum- 
behandlung?“ Bingel sowohl, wie Feer suchen die Lösung im 
wesentlichen an der Hand ihres Krankenmaterials, also vom rein 
klinischen Standpunkte aus, zu geben. Für ihre endgültige Beantwortung 
müssen wir aber auch das- gewaltige Tatsachenmaterial heranziehen, 
das durch die zahllosen Untersuchungen unserer besten Forscher ge¬ 
wonnen ist, und das die wissenschaftliche Grundlage für unser praktisches 
Handeln bilden muß. 

Um einen Überblick über die Wirkung der Serumbehandlung zu 
gewinnen, müssen wir in aller Kürze zunächst die Ausgangsstoffe 
beü’achten, die zur Herstellung der Heilsera verwandt werden. 

Die spezifischen bakteriellen Gifte teilen wir ein in die Gifte 
der Bakterienleiber und die Gifte der Kulturflüssigkeit. Bei 
den ersteren unterscheiden wir hitzebeständige Stoffe oder Proteine 
und hitzeempfindliche oder Endotoxine. Von den Giften der Kultur¬ 
flüssigkeit sind nur die hitzeempfindlichen Gifte, die Toxine im 
engeren Sinne, von besonderer Bedeutung. Den Toxinen kommen 
folgende wichtige Eigenschaften zu: 1. Sie rufen im tierischen Orga¬ 
nismus die gleichen Krankheitsersdieiniingen hervor wie der Bacillus, 
von dem sie gebildet werden. 2. Sie bedürfen nach der Einverleibung 
einer gewissen artkonstanten Zeit, ehe die krankmacbende Wrkung 
eintritt, eines Inkubationsstadiums. 3. Neben ihrer Hitzeempfind¬ 
lichkeit zeigen sie auch eine ausgesprochene Empfindlichkeit gegen 
gewisse Desinfizientien. 4. Sie sind chemisch nicht rein darzustellen, 
so daß wir bei ihrer Untersuchung lediglich auf das biologische 
Experiment, auf die Prüfung im Tierkörper, angewiesen sind. 5. Sie 
sind befähigt, bei Einverleibung in einen geeigneten tierischen Organis¬ 
mus, Antikörper, Antitoxine, zu bilden, die streng spezifisch gegen das 
Toxin gerichtet sind. Die bekanntesten derartigen Toxine sind: das 
Diphtherie-, das Tetanus- und das Botulismus-Toxin. 

Neben diesen rein bakteriellen Giften gibt es in der belebten 
Natur eine Reihe analoger Stoffe, die gleichfalls giftig sind und auf 
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Spezifische oder nicht spezifische Serumbehandlung? 

Von Kreisarzt Dr. Pnsdi, Vorsteher des Medizinal-Untersudiungsamtes in Danzig^). 

Bingel hat von 937 Diphtheriekranken, die im Laufe von 4 Jahren 
auf der Medizinischen Abteilung des Herzoglichen Krankenhauses in 
Braunsdiweig zur Aufnahme kamen, die eine Hälfte mit dem B e h r i n g’schen 
Diphtherie-Heilserum, die andere Hälfte mit gewöhnlichem Pferdeserum 
behandelt. Über die Ergebnisse hat er vor etwa Jahresfrist im 
„Deutschen Archiv für klinische Medizin“ in einer ausführlichen, später 
als Monographie erschienenen Arbeit berichtet: „Über die Behandlung 
der Diphtherie mit gewöhnlichem Pferdeserum. Vergleich 
zwischen 471 mit antitoxischem Diphtherie-Heilserum und 
466 mit gewöhnlichem Pferdeserum behandelten Diphtherie¬ 
fällen — kein Unterschied“*). 

Bei seinen Untersuchungen hat Bingel von den auf genommenen 
Diphtheriekranken, gleichgültig ob Erwachsene oder Kinder, ob Leicht- 


*) Nach einem im Ärztlichen Verein zu Danzig am 24. April 1919 gehaltenen 
Vortrag. 

*) F. C. W. Vogel. Leipzig 1918. Preis: 3 Mk. 
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der Beläge durdisdinittlidi 5,7 Tage, d. h. 2,4 Tage länger als bei den 
mit Diphtherie-Serum behandelten Fällen. In 6 von den mit gewöhn- 
lidiem Serum behandelten Fällen mußte wegen Verzögerung des Heil¬ 
verlaufes oder wegen Neigung zum Fortschreiten noch nachträglich 
mit Diphtherie-Serum gespritzt werden. Auffällig war, daß bei den 
mit Normal-Serum behandelten Kranken ganz besonders häufig erneute 
Beläge auftraten, während ein solches erneutes Auftreten bei den mit 
Diphtherie-Serum Behandelten nur einmal beobachtet wurde. Außer¬ 
dem ist noch bemerkenswert, daß bei den leichten mit Pferdeserum 
behandelten Kranken in 4 Fällen Gaumensegel-Lähmung eintrat, während 
bei den mit Diphtherie-Serum Behandelten, trotzdem sie von vornherein 
schwerer krank waren, sich nur zweimal Gaumensegel-Lähmung ein¬ 
stellte. Das Gesamtergebnis der Nachprüfungen war für Feer so 
überzeugend zugunsten des Diphtherie-Heilserums und zu¬ 
ungunsten des gewöhnlichen Serums, daß er weitere Versuche 
mit dem letzteren aufgab. 

Durch die Arbeiten von Bingel und Feer ist eine Frage von 
außerordentlich wichtigem, praktischem und theoretischem Interesse auf¬ 
gerollt worden: „Spezifische oder nichtspezifische Serum¬ 
behandlung?“ Bingel sowohl, wie Feer suchen die Lösung im 
wesentlichen an der Hand ihres Krankenmaterials, also vom rein 
klinischen Standpunkte aus, zu geben. Für ihre endgültige Beantwortung 
müssen wir aber auch das gewaltige Tatsachenmaterial heranziehen, 
das durch die zahllosen Untersuchungen unserer besten Forscher ge¬ 
wonnen ist, und das die wissenschaftliche Grundlage für unser praktisches 
Handeln bilden muß.' 

Um einen Überblick über die Wirkung der Serumbehandlung zu 
gewinnen, müssen wir in aller Kürze zunächst die Ausgangsstoffe 
betrachten, die zur Herstellung der Heilsera verwandt werden. 

Die spezifischen bakteriellen Gifte teilen wir ein in die Gifte 
der Bakterienleiber und die Gifte der Kulturflüssigkeit Bei 
den ersteren unterscheiden wir hitzebeständige Stoffe oder Proteine 
und hitzeempfindliche oder Endotoxine. Von den Giften der Kultur¬ 
flüssigkeit sind nur die hitzeempfindlichen Gifte, die Toxine im 
engeren Sinne, von besonderer Bedeutung. Den Toxinen kommen 
folgende wichtige Eigenschaften zu: 1. Sie rufen im tierischen Orga¬ 
nismus die gleichen Krankheitserscheiniingen hervor wie der Bacillus, 
von dem sie gebildet werden. 2. Sie bedürfen nach der Einverleibung 
einer gewissen artkonstanten Zeit, ehe die krankmachende Wirkung 
eintritt, eines Inkubationsstadiums. 3. Neben ihrer Hitzeempfind¬ 
lichkeit zeigen sie auch eine ausgesprochene Empfindlichkeit gegen 
gewisse Desinfizientien. 4. Sie sind chemisch nicht rein darzustellen, 
so daß wir bei ihrer Untersuchung lediglich auf das biologische 
Experiment, auf die Prüfung im Tierkörper, angewiesen sind. 5. Sie 
sind befähigt, bei Einverleibung in einen geeigneten tierischen Organis¬ 
mus, Antikörper, Antitoxine, zu bilden, die streng spezifisch gegen das 
Toxin gerichtet sind. Die bekanntesten derartigen Toxine sind: das 
Diphtherie-, das Tetanus- und das Botulismus-Toxin. 

Neben diesen rein bakteriellen Giften gibt es in der belebten 
Natur eine Reihe analoger Stoffe, die gleichfalls giftig sind und auf 
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deren Einverleibung der Tierkörper ebenso prompt mit der Bildung 
von Gegengiften reagiert. Es sind dies die Gifte der Abrusbohne 
(Abrin), das Gift des Ricinussamens (Ricin), das Schlangengift, das 
Fisdigift, das Spinnengift und das Skorpiongift 

Wenn man einem Tier irgend eine der vorerwähnten Giftarten 
mit abgeschwäditem Gift beginnend in steigenden Dosen eihverleibt, 
so bildet der Organismus unter der Einwirkung des infektiösen Agens, 
des Antigens, allmählich gewisse streng spezifische Antikörper oder 
Immunsubstanzen, die ihn schließlich auch gegen größere Mengen 
vollvirulenten Materials der Giftart widerstandsfähig machen. Da diese 
Substanzen völlig selbständig vom Körper lediglid^ unter dem Anstoß 
des abgesdiwäc^ten Giftes gebildet wurden, so nennen wir den so 
entstandenen Giftschutz aktive Immunität. Es ist das unvergänglidie 
Verdienst von v. Behring und seiner Mitarbeiter, Wernicke und 
Kitasato, den Nachweis erbracht zu haben, daß die von einem Körper 
bei der aktiven Immunisierung gebildeten Schutzstoffe, die v. Behring 
Antitoxine nannte, sich im Blutserum der immunisierten Tiere vor¬ 
finden, sich mit dem zellfreien Blutserum auf einen andern tierischen 
oder den menschlichen Organismus übertragen lassen und ihm 6inen 
gleichen Giftsdiutz verleihen. Bei dieser sogenannten passiven 
Immunität braucht der Körper selbst nichts mitzuleisten, er empfängt 
vielmehr etwas fertig Dargebotenes; deshalb tritt dieser Giftschutz 
sofort mit der Einverleibung des antitoxischen Serums ein. Die Folge 
des passiven Verhaltens des Körpers ist aber, daß der Giftschutz meist 
nur kurze Zeit — etwa 14 Tage bis 3 Wochen — vorhält, während 
bei der aktiven Immunisierung, wo der Körper mühsam unter Lokal- 
und AIIgemein-Reaktionen die Schutzstoffe si^ selber bilden muß, die 
Schutzwirkung erheblich länger vorhält 

Daß im Blute gewisse Schutzkräfte auftreten können, muß bereits 
im Altertum bekannt gewesen sein. Aus den Schriften des Plinius 
erfahren wir, daß Mithridates u. a. das Blut von Enten, die er mit Gift 
gefüttert hatte, zu seinem Schutze verwandte. 

Am besten erforscht und wegen der praktischen Bedeutung von 
besonderer Wichtigkeit ist das Diphtheriegift und das mit ihm 
hergesteilte Gegengift Der Diphtheriebazillus wirkt nicht durch die 
Gifte der Bazillenleiber, sondern lediglich durch sein hitzeempfindliches, 
in die Kulturflüssigkeit übergehendes Sekretionsprodukt, sein Toxin. 
Dementsprechend stellen wir auch sein Antitoxin mit Hilfe des Toxins 
her; das so gewonnene Heilserum ist der Typus eines antitoxischen 
Serums. 

Bei seiner Herstellung kommt es im wesentlichen darauf an, 
die richtige Anfangsdosis für die Einverleibung des Toxins zu wählen, 
da die Tiere sehr empfindlich dagegen sind. Vier verschiedene 
Methoden stehen uns für die Abschwächung der Anfangsgaben zur 
Verfügung: 1. Der Zusatz von Jodtrichlorid, wie ihn v. Behring ange¬ 
wandt hat 2. Der Zusatz von gleichen Teilen Lugol’scher Lösung 
(Institut Pasteur). 3. Erhitzen auf 60® (Fränkel). 4. Zusatz von 
einer bestimmten Menge Antitoxin, die so bemessen sein muß, daß 
nur ein geringer Giftüberschuß vorhanden ist (Babes). Neuerdings 
wählt man in der Regel diesen letzteren Weg. 
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Für die Vorbehandlung zur Gewinnung des Heilserums nimmt 
man am zweckmäßigsten Pferde im Alter von 5—6 Jahren. Diese 
Tierart bietet zwei wichtige Vorteile: 1. Die Abscheidung des Blut¬ 
kuchens erfolgt bei ihnen so prompt, daß ein ganz besonders klares 
Serum resultiert. 2. Sie produzieren ganz erheblidi reichlicher Anti¬ 
toxin als andere Tiere. Die Injektionen werden entweder subkutan 
in die Schultergegend oder intravenös in die 'V. jugularis gemacht. 
Man beginnt mit kleinen Mengen (1 ccm Toxin) und steigt langsam 
höher, wenn die vorhergehende Einspritzung ohne Reaktion vertragen 
wurde; bei den schwächeren Dosen nach 3—4 Tagen Pause, bei den 
stärkeren, bis zur Höchstmenge von 1000 ccm Toxin hinaufgehenden 
Einzeldosen nach einer Pause von 9—10 Tagen. An Lokalreaktionen 
können dabei schmerzhafte Infiltrate oder sterile Abszesse eintreten, 
während die Allgemeinreaktionen durch Fieber, Steigerung der normalen 
Temperatur von 37—38“ auf 41®, Verminderung der Freßlust und 
Gewichtsabnahme gekennzeichnet sind. Wie Ehrlich nachgewiesen 
hat, hat die Kurve der Antitoxinbildung einen wellenförmigen 
Verlauf, d. h. nach der Injektion des Toxins sinkt zunächst der Anti¬ 
toxingehalt des Blutes, steigt dann nach einigen Tagen schnell empor, 
um sich schließlich längere Zeit hindurch auf einer mittleren Höhe zu 
halten, die bei regelmäßigen Wiederholungen der Einspritzungen 
ziemli^ gleichmäßig eingestellt bleibt. Im allgemeinen vergeht eine 
verhältnismäßig lange Zeit, bis zu einem Jahre und darüber, ehe man 
ein hochwertiges Heilserum erhält 

Die Entnahme des antitoxischen Serums erfolgt am zweckmäßigsten 
und bequemsten in der Weise, daß man dem Pferde durch Venen- 
punktion etwa 6 Liter Blut entzieht und an den 4—5 folgenden 
Tagen täglich die Entziehung der gleichen Menge wiederholt, was die 
Tiere ohne nennenswerte Schädigung vertragen. In den nächsten 
Wochen muß man ihnen Ruhe gönnen, damit sie sich ungestört er¬ 
holen und bringt dann durch erneute Toxin-Injektionen den gesunkenen 
Antitoxintiter wieder auf die gewünschte Höhe. Bei dieser schonenden 
Art der Vorbehandlung gelingt es, etwa 120 1 Heilserum im Laufe 
eines Jahres von einem Pferde zu erhalten. Dem abgeschiedenen 
Serum wird Vs^/o Phenol zugesetzt, um es vor Luftkeimen zu schützen 
und haltbarer zu machen und um der Gefahr einer etwaigen latenten 
Rotzerkrankung des Pferdes entgegenzuwirken. 

Von großer Wichtigkeit für die Bedürfnisse der Praxis ist die 
Wertbestimmung des Serums. Auch diese Frage ist von Ehrlich 
durch ein sinnreiches exaktes Verfahren auf das glücklichste gelöst 
worden. In berechtigter Würdigung dieses Verdienstes ist dem Institut 
für experimentelle Therapie in Frankfurt die staatliche Kontrolle über 
sämtliche in den Handel gebrachten Heilsera übertragen worden. Bei 
der Wertbestimmung wird das zu prüfende Serum mit einem unter 
allen erforderlichen Kautelen aufbewahrten Serum verglichen, dessen 
Wert sich stets auf der gleichen Höhe hält. Dieses Standard-Serum 
ist ein im Vakuumapparat getrocknetes und unter Abschluß von Licht 
und Luft gehaltenes Präparat, von dem jeweilen nach Bedarf bestimmte 
Mengen entnommen und in 66 prozentigem Glyzerinwasser aufgelöst 
werden. Neben dem Standard-Serum wird ein gut abgelagertes 
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deren Einverleibung der Tierkörper ebenso prompt mit der Bildung 
von Gegengiften reagiert. Es sind dies die Gifte der Abrusbohne 
(Abrin), das Gift des Ricinussamens (Ricin), das Schlangengift, das 
Fischgift, das Spinnengift und das Skorpiongift. 

Wenn man einem Tier irgend eine der vorerwähnten Giftarten 
mit abgeschwächtem Gift beginnend in steigenden Dosen eihverleibt, 
so bildet der Organismus unter der Einwirkung des infektiösen Agens, 
des Antigens, allmählich gewisse streng spezifische Antikörper oder 
Immunsubstanzen, die ihn sdiließlich auch gegen größere Mengen 
voltvirulenten Materials der Giftart widerstandsfähig madien. Da diese 
Substanzen völlig selbständig vom Körper lediglidh unter dem Anstoß 
des abgeschwäditen Giftes gebildet wurden, so nennen wir den so 
entstandenen Giftschutz aktive Immunität. Es ist das unvergängliche 
Verdienst von v. Behring und seiner Mitarbeiter, Wernicke und 
Kitasato, den Nachweis erbracht zu haben, daß die von einem Körper 
bei der aktiven Immunisierung gebildeten Schutzstoffe, die v. Behring 
Antitoxine nannte, sich im Blutserum der immunisierten Tiere vor¬ 
finden, sich mit dem zellfreien Blutserum auf einen andern tierischen 
oder den menschlichen Organismus übertragen lassen und ihm 6inen 
gleidien Giftsdiutz verleihen. Bei dieser sogenannten passiven 
Immunität braucht der Körper selbst nichts mitzuleisten, er empfängt 
vielmehr etwas fertig Dargebotenes; deshalb tritt dieser Giftschutz 
sofort mit der Einverleibung des antitoxischen Serums ein. Die Folge 
des passiven Verhaltens des Körpers ist aber, daß der Giftschutz meist 
nur kurze Zeit — etwa 14 Tage bis 3 WoAen — vorhält, während 
bei der aktiven Immunisierung, wo der Körper mühsam unter Lokal- 
und AIlgemcin-Reaktionen die Schutzstoffe si^ selber bilden muß, die 
Schutzwirkung erheblich länger vorhält. 

Daß im Blute gewisse Sdiutzkräfte auftreten können, muß bereits 
im Altertum bekannt gewesen sein. Aus den Schriften des Plinius 
erfahren wir, daß Mithridates u. a. das Blut von Enten, die er mit Gift 
gefüttert hatte, zu seinem Schutze verwandte. 

Am besten erforscht und wegen der praktischen Bedeutung von 
besonderer Wichtigkeit ist das Diphtheriegift und das mit ihm 
hergestellte Gegengift Der Diphtheriebazillus wirkt nicht durch die 
Gifte der Bazillenleiber, sondern lediglidi durch sein hitzeempfindliches, 
in die Kulturflüssigkeit übergehendes Sekretionsprodukt, sein Toxin. 
Dementsprechend stellen wir auch sein Antitoxin mit Hilfe des Toxins 
her; das so gewonnene Heilserum ist der Typus eines antitoxischen 
Serums. 

Bei seiner Herstellung kommt es im wesentlichen darauf an, 
die richtige Anfangsdosis für die Einverleibung des Toxins zu wählen, 
da die Tiere sehr empfindlich dagegen sind. Vier verschiedene 
Methoden stehen uns für die Abschwädiung der Anfangsgaben zur 
Verfügung: 1. Der Zusatz von Jodtrichlorid, wie ihn v. Behring ange¬ 
wandt hat 2. Der Zusatz von gleichen Teilen LugoFscher Lösung 
(Institut Pasteur). 3. Erhitzen auf 60* (Fränkel). 4. Zusatz von 
einer bestimmten Menge Antitoxin, die so bemessen sein muß, dafi 
nur ein geringer Giftüberschuß vorhanden ist (Babes). Neuerdioglk, 
wählt man in der Regel diesen letzteren Weg. ' 
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Standard-Toxin vorrätig gehalten, dessen Giftwert gleichfalls ziemlich 
konstant ist Serum und Toxin werden jedes Mal einer erneuten 
Prüfung auf ihre Wertigkeit unterzogen, und zwar werden dabei 
bestimmt; 

1. Die einfache letale Dosis, d. h. diejenige Menge, die ein 
Meerschweinchen von 250 g binnen 4—5 Tagen tötet Bei dem 
Normaltoxin sind es 0,01 g. 

2. Diejenige Antitoxin-Dosis, durch die die Wirkung der einfachen 
letalen Dosis im Tierversuch genau aufgehoben wird: die Immuni¬ 
sierungs-Einheit 

Je nach der Wertigkeit der Sera ist die I.-E. verschieden hoch: 
0,005 —0,001—0,0003 ccm. 1 ccm hochwertiges antitoxisches 
Diphtherie-Serum enthält gewöhnlich ca. 500 I.-E. je hoch¬ 
wertiger ein Serum ist, desto geringere Mengen braucht man davon 
einzuspritzen. In der Praxis der Diphtherie-Behandlung haben sich 
folgende Dosierungen als zweckmäßig ergeben: 200 — 300 I.-E. zur 
Schutzimpfung, 60<) —1000 I.-E. in nicht vorgeschrittenen Fällen, 
3000—4000 —8000 I.-E. in vorgeschrittenen Fällen. 

Wo werden nun die Antitoxine im Körper gebildet? 

Wir wissen, daß die Antitoxine im Blutserum enthalten sind; 
mit dem Blutkreislauf gelangen sie in alle Organe des Körpers und 
treten daher auch in die verschiedensten Körpersäfte über. \^ir finden 
die Antitoxine demnach im Urin, in der Lumbalflüssigkeit, im Humor 
aqueus, in entzündlichen Ödemen, im Eiter und endlich auch, was von 
besonderem Interesse ist, in der Milch, ln all diesen Körpersäften 
sind sie in geringerer Menge als im Blute enthalten. Mit Hilfe der 
Milch immunisierter Tiere kann man die mütterliche Immunität auf 
das säugende junge übertragen. 

Bezüglich der Entstehung der Antitoxine vertrat Büchner 
den Standpunkt, daß die Antitoxine die ungiftigen Modifikations¬ 
produkte der injizierten Toxine seien. Gegen diese Auffassung 
spricht aber die gewaltige Menge der produzierten Antitoxine, die in 
keinem Verhältnis steht zu den bei der Vorbehandlung einverleibten 
geringen Toxingaben. Knorr hat berechnet, daß beim Pferde von 
einer Toxindosis etwa 100000 Antitoxin-Einheiten erzeugt werden. 
Ferner spricht die Tatsache dagegen, daß die bei der aktiven Immuni¬ 
sierung gebildeten Immunsubstanzen jahrelang im Körper verweilen 
und wirksam gegen eine Infektion schützen können, während die bei 
der passiven Immunisierung direkt in den Organismus eingeführten 
fertigen Schutzstoffe meist nach sehr kurzer Zeit, etwa 14 Tagen bis 
3 Wochen, wieder verschwinden. Wenn die Antitoxine lediglich modi¬ 
fizierte Toxine wären, so wäre dieser Unterschied völlig unerklärlich. 
Endlich spricht die Tatsache dagegen, daß beim Menschen und Tieren, 
insbesondere bei Pferden, die nie mit Diphtheriebazillen oder Diph¬ 
therietoxin in Berührung gekommen sind, bereits normalerweise im 
Blute sehr häufig Diphtherie-Antitoxine Vorkommen können. Alles 
dies zwingt uns zu der Annahme, daß im Körper besondere Bildungs¬ 
stätten für die Antitoxine vorhanclen sein müssen. 

V. Behring und Ehrlich haben von vornherein an dem Stand¬ 
punkt festgehalten, daß die Antitoxine spezifische Reaktions- 
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Produkte von Körperzellen sind, entstanden unter der Ein¬ 
wirkung bestimmter Giftmoleküle. Die nähere Erklärung über 
den Reaktionsmechanismus der Zelle, über die Wirkung des Giftes auf 
die Körperzelie, über die Entstehung des Gegengiftes und über das 
Verhältnis von Gift und Gegengift hat uns Ehrlich durch seine so¬ 
genannte Seitenketten- oder Rezeptoren-Theorie gegeben. Ohne 
auf diese geistvolle Hypothese näher einzugehen, möchte ich nur daran 
erinnern, daß Ehrlich in seinen Deduktionen von streng chemischen 
Vorstellungen ausgeht. Wie man bei dem Benzolkem oder Sechsring 
(CflHo) von dem Leistungskem und ersetzbaren H-Atomen oder Seiten¬ 
ketten sprechen kann, so unterscheidet Ehrlich auch bei der Körperzelle 
bestimmte Gruppen, an denen chemische Bindungen eintreten. Die 
Gruppe der Zelle, an die eine geeignete, genau angepaßte (haptophore) 
Gruppe eines Toxinmoleküls sich festsetzt, so daß sie genau so paßt 
„wie der Schlüssel ins Sdilüsselloch", bezeichnet er als Seitenkette 
oder Rezeptor der Körperzelle. Wird ein passendes Toxinmolekül 
an einer Seitenkette einer Körperzelle verankert, so tritt eine Giftwir¬ 
kung ein. Das hat aber eine Ausfallserscheinung für den Haushalt 
des Gesamtorganismus zur Folge. Da nun nach dem Weigert'schen 
Gesetz jede Ausfallserscheinung nicht nur ad integrum restituiert, son¬ 
dern durch Neubildung überkompensiert wird, so werden auch in 
diesem Falle von der Körperzelle neue Rezeptoren im Überschuß ge¬ 
bildet Wenn diese neugebildeten Seitenketten abgestoßen werden 
und in die Blutbahn gelangen, so binden sie sich mit dem freien 
Toxin, fangen es ab und verhindern seine Bindung an einer Seiten¬ 
kette der Körperzelle und dadurch die deletäre Wirkung auf die Kör¬ 
perzelle. Die Antitoxine des Serums sind demnach als 
durch Überkompensation vermehrt abgestoßene und frei¬ 
gewordene Seitenketten aufzufassen. Bei der vorerwähnten 
Bindung ist stets Voraussetzung, daß die Bindungsgruppe des Toxin- 
molcküls genau zum freien Rezeptor paßt, oder mit anderen Worten: 
für das Zustandekommen einer Reaktion ist strenge Spezifität zwischen 
Toxin und Antitoxin unerläßliche Vorbedingung. 

Außerordentlich zahlreich sind die Experimente, die zur Stütze 
der Ehrlich sehen Lehre ausgeführt wurden und uns interessante 
Aufschlüsse über die Bindung des Toxinmoleküls in den Organen 
geben. So injizierte Ransom empfänglichen Tieren Tetanustoxin 
und konnte feststellen, daß sämtliche Organe bei der Prüfung im 
Tierversuch Giftgehalt aufwiesen, nur nicht das Zentralnervensystem. 
Das läßt sich nur so erklären, daß das Gift in den übrigen Organen 
locker aufgespeichert oder „adsorbiert“ ist, während es im Zentral¬ 
nervensystem fest gebunden und dadurch unwirksam gemacht ist. 
Dönitz hat uns weiterhin gezeigt, daß die Bindung des Giftes nur in 
der zellreichen grauen Substanz nicht aber in der weißen Marksubstanz 
stattfindet 

Von besonders wichtiger Bedeutung sind diejenigen Versuche, die 
den Zusammenhang zwischen Giftbindung und Auftreten von 
Antitoxinen aufklären. Metschnikoff wies experimentell nach, daß 
die Schildkröte keine Spur von Tetanustoxin zu binden vermag und 
daß sie auch keine Spur von Tetanus-Antitoxin bildet Der Alligator 
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dagegen bindet das Toxin in gewissen Organen, erkrankt aber nicht, 
weil die Zellen seines Zentralnervensystems die Giftgruppe des Tetanus- 
Toxins nicht verankern können. Er bildet aber reidilich Antitoxin. 
Wir sehen daraus: Es ist eine absolut notwendige Vorbedingung für 
die Antitoxinbildung, daß eine Bindung des Giftmoleküls irgendwo in 
den Organen stattfinden muß; dagegen ist es durchaus nicht erforder¬ 
lich, wie das Beispiel des Alligators lehrt, daß gleidizeitig eine krank- 
ma^ende Wirkung in die Erscheinung tritt Eine krankmachende 
Wirkung braudit bei der Bindung nidit vorzukommen, dann nämlich, 
wenn die Bindung an anderen als an giftempfindlichen Zellen erfolgt, 
und diese letzteren sind beim Tetanus die Zellen des Zentralnerven¬ 
systems. 

Diese bei deh vorerwähnten Versuchen beobachtete Erscheinung, 
daß nur dann eine Antitoxinbildung ausgelöst wird, wenn eine Bindung 
des Toxins an Körperzellen stattgehabt hat, bezeidmet man als „Bin¬ 
dungsreiz“. Wie die Versuche uns lehren, produzieren nur solche 
Zellen Antitoxin, die Toxin gebunden haben, gleichgültig ob sie er¬ 
kranken oder nicht 

Wenn hierdurdi die Bindung des Toxins an die Körperzellen und 
die Entstehung des Antitoxins näher erwiesen ist, so ist eine Reihe 
weiterer Versudie darauf gerichtet gewesen, das Verhältnis zwischen 
Toxin -und Antitoxin aufzuklären. Da das Toxin durch das Anti¬ 
toxin unschädlich gemacht wird, so war die Annahme nahe liegend, 
daß es vom Antitoxin zerstört wird. Ehrlich hat uns den über¬ 
zeugenden Nachweis erbracht, daß das nicht der Fall ist, daß viel¬ 
mehr die Verbindung von Toxin und Antitoxin ein rein 
chemischer Vorgang ist, den wir im Reagensglas studieren können, 
und der genau so, wie wir dies bei andern chemischen Reaktionen 
gewöhnt sind, durch die verschiedensten Begleitumstände beeinflußt 
werden kann, von der Temperatur, von der Art des Flüssigkeitsmediums, 
vom Konzentrationsgrad, Salzgehalt der Lösung usw. 

Die Bindungsavidität zwischen Toxin und Antitoxin ist bei 
den einzelnen Giften verschieden. So verläuft die Bindung zwischen 
Tetanustoxin und Tetanusantitoxin viel langsamer als bei Diphtherie- 
loxin und Diphtherieantitoxin. Bei diesem letzterem Gemisch ist das 
Bindungsoptimum bereits nach wenigen Minuten erreicht, während bei 
den ersteren Stunden erforderlich sind. Je länger die Bindung be¬ 
standen hat, desto fester wird sie. Außerordentlidi lehrreich sind hier¬ 
für die Versuche von Martin und Cherry: Wenn man eine gesättigte 
Mischung von Schlangengift und Gegengift nach kürzerer Frist durch 
ein Gelatinefilter filtriert, so passieren nur die Toxinmoleküle das 
Filter, während die Antitoxinmoleküle, die viel komplizierter und größer 
sind, das Filter nicht passieren. Das aus der ursprünglichen ungiftigen 
Mischung von Gift und Gegengift resultierende Filtrat ist daher wieder 
giftig geworden 1 Hat aber die Bindung längere Zeit hindurch be¬ 
standen, dann ist sie so fest geworden, daß sie durch das Filter nicht 
mehr getrennt werden kann: Das Filtrat bleibt ungiftig! 

Auf Grund zahlreicher Versuche stellte Ehrliä das Gesetz der 
konstanten Multipla auf: 10 Vol. Toxin binden 10 Vol. Antitoxin, 
100 Vol. Toxin binden 100 Vol. Antitoxin usw. 
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Jedenfalls müssen wir daran festhalten, daß das Toxin nidit 
zerstört, sondern gebunden wird. 

Wie geht nun die Wirkung im lebenden Tierkörper vor 
sich? Auch hierbei sehen wir, daß Toxin und Antitoxin chemisdi 
gebunden sind und sidi durch geeignete Versuchsanordnungen wieder 
trennen lassen. Besonders ans(±aulich läßt sidi der Mechanismus der 
Bindung von Tetanustoxin und Tetanusantitoxin darstellen. Das Anti¬ 
toxin nimmt seinen Weg durch die Blutbahn, das Toxin dagegen 
folgt dem Verlauf der peripheren Nerven und geht zum Zentralnerven¬ 
system, um dort verankert zu werden. Wassermann und Bruck 
benutzten ein abgesättigtes Gemisch von Toxin und Antitoxin zum 
Tierversucii, verlegten aber durch eine Adrenalineinspritzung in die 
Hinterpfote des Meersdiweinchens der Antitoxinkomponente den Weg. 
Die Folge war, daß das Gemisch zerrissen wurde und das Toxin 
erheblich schneller Vordringen und in das Zentralnervensystem gelangen 
konnte. Das Tier erkrankte daher an typischem Tetanus, während 
das Kontrolltier, das das Gemisch ohne die Adrenalineinspritzung 
erhalten hatte, völlig gesund blieb. Hat aber die Mischung von Toxin 
und Antitoxin vor der Einverleibung 2 Stunden und länger aufeinander 
eingewirkt, so ist die Bindung allmählich so fest geworden, daß die 
beiden Moleküle nicht mehr voneinander zu trennen sind. 

Die Tatsache, daß unter Umständen eine Sprengung der Toxin- 
und Antitoxinbindung möglich ist, ist deshalb von großer Bedeutung, 
weil ja auch gleichzeitig eine Bindungsavidität zu den Zell¬ 
rezeptoren besteht; es ist daher die Frage zu prüfen, welche Avidität 
die größere ist: die zum Zellrezeptor oder die zum Antitoxin? Im 
ersteren Falle würde eine Giftzufuhr zur Zelle resultieren, während im 
letzteren die Entgiftung die Folge sein würde. Wie bereits erwähnt 
ist, hat es sich gezeigt, daß die Avidität der Zellrezeptoren verschieden 
isL Durch den Immunisierungsprozeß wird sie wesentlich herab¬ 
gesetzt; die für das Toxin aufnahmefähigen Gruppen der Zelle sind 
verkümmert, so daß man von einem „Rezeptorenschwund“ der Zellen 
spredien kann. 

Die Frage dieser Bindung führt uns zu der praktisch außer¬ 
ordentlich wichtigen Frage des Mechanismus der Heilung. Bei 
der Serumbehandlung müssen wir in der Praxis mit der Tatsache 
rechnen, daß ein großer Teil des Toxins bereits an die Zelle gebunden, 
an ihren Rezeptoren mehr oder weniger fest verankert ist. je länger 
diese Bindung bestand, desto fester ist sie geworden; wir müssen 
deshalb untersuchen, ob,» wann und inwieweit es gelingt, das bereits an 
die Zellrezeptoren gebundene Toxin durch das Antitoxin zu neutralisieren. 
Die beste Heilwirkung würde erzielt werden, wenn Toxin und Anti¬ 
toxin möglichst unmittelbar hintereinander einverleibt werden könnten; 
wir würden dann die Bedingung des Reagensglasversuches erfüllt haben. 
Je längere Zeit aber nach der Bindung des Toxins an den Zell¬ 
rezeptor verflossen ist, desto größere Mengen Antitoxin sind erforderlich, 
um eine Heilwirkung zu erzielen. Ist die Bindung bereits allzu fest 
geworden, so vermag das Antitoxin das Toxinmolekül nicht mehr von 
der Zelle zu trennen, eine Heilung ist dann unmöglich. Je nach Art 
der Bindung bestehen bezüglich der Hcilungsaussi^ten verschiedene 
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Vorbedingungen. Dönitz hat gezeigt, daß Tiere bei Einverleibung 
von Tetanustoxin noch 20 Stunden na^ der Infektion zu retten sind, 
während sie bei der Einverleibung von Diphtherietoxin höchstens noch 
nadi 6—8 Stunden durch Antitoxin zu retten sind. Das beruht darauf, 
daß, wie bereits erwähnt ist, das Diphtherietoxin eine weit größere 
Bindungsavidität als das Tetanustoxin hat 

Für unser praktisches Handeln haben wir festzuhalten, daß die 
Heilung eine Neutralisation des bereits an eine empfängliche Zelle 
gebundenen Toxins ist, während die Schutzimpfung eine Neutralisation 
des noch nicht gebundenen, noch frei kreisenden Toxins ist Die 
besten Aussichten auf sichere Erfolge gewährt uns nach den zahl¬ 
reichen experimentellen Ergebnissen nur die möglichst schnelle Ein¬ 
verleibung großer Antitoxingaben. 

Wie verhält es sich nun, wenn wir dem Vorschläge Bingeis 
folgend für die Serumbehandlung ein nicht spezifisches, also 
ein normales Serum benutzen? 

Zahlreiche Untersuchungen haben ergeben, daß das normale Serum 
eine Reihe der verschiedensten Stoffe enthält, die die gleiche Wirkung 
ausüben wie ein durch lange Vorbehandlung von Versuchstieren er¬ 
zieltes spezifisches Serum. Am bekanntesten sind die Normalagglu- 
tinine. Das Blutserum von vielen Menschen und Tieren hat die 
Eigentümlichkeit, die verschiedensten Bakterien zusammenzuklumpen, 
zu agglutinieren, ohne daß im übrigen der geringste Zusammenhang 
mit den Erregern erkenntlich ist. Allerdings ist diese Fähigkeit nur 
in stärkeren Konzentrationen des Normalserums vorhanden. Als wir 
in früheren Jahren die Widal’sche Typhusreaktion noch in den Serum¬ 
verdünnungen 1:25, 1:50, 1 :100 ansetzten, fanden wir häufig in der 
Verdünnung 1:25 Agglutinationswirkung, die aber lediglich der Aus¬ 
druck eines Gehaltes an Normalagglutininen ist. Der Beweis, daß ein 
Körper unter der Einwirkung von Typhusbazillen steht, kann erst dann 
als erbracht gelten, wenn größere Mengen von Antikörpern im Blut¬ 
serum auftreten, die auch noch in den höheren Verdünnungen von 
1:100 an eine deutliche Agglutination hervorrufen. Auch bei andern 
Bakterien, die das Phänomen der Agglutination geben, können wir 
häufig eine Beeinflussung durch normales Blutserum beobachten. 

Daß das normale Blutserum auch Stoffe enthält, die bei Heilungs¬ 
vorgängen mitwirken, ist durch eine von dem Engländer Hort im 
Lancet (1908) veröffentlichte Arbeit „Über den therapeutischen Wert 
des Normalserums“ näher dargelegt worden. Hort nimmt an, daß 
im normalen Serum Stoffe vorhanden sind, dit die Autolyse und Selbst¬ 
verdauung der Organe verhindern. Bei Geschwüren und sonstigen 
destruktiven Prozessen sollen diese Stoffe des normalen Serums herab¬ 
gesetzt sein. Durch lokale Serumanwendung, Umschläge mit Normal¬ 
serum, sollen sich die fehlenden Stoffe ergänzen lassen, so daß es in 
kurzer Zeit gelingt, Heilung zu erzielen. Hort will auf diesem Wege 
durch Verabreichung von Serum per os Fälle von Ulcus ventriculi, 
tuberkulöse Hämoptoe und tuberkulöse Ekzeme mit gutem und schnellem 
Erfolge behandelt haben. 

Von sonstigen Stoffen sind im Hinblick auf die Bingel’schen 
Untersuchungen die normalerweise im Blutserum enthaltenen 
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j\ntitoxine von praktischer Bedeutung. Wassermann war der erste, 
der den Gehalt des normalen mensdilidien Blutserums an Antitoxinen 
näher festgestellt hat Bei 60% von Kindern und 85% von Erwach¬ 
senen konnte er, ohne daß diese Diphtherie durdigemacht hatten, das 
Vorkommen von Diphtherie-Antitoxinen im Blutserum nachweisen. Da 
die Antitoxine wie erwähnt aus dem Blut auch in andere Körpersäfte 
übergehen, so konnte er sie auch in der Milch gesunder Frauen er¬ 
mitteln. Andere Forscher fanden bei 30% der untersuchten Pferde im 
normalen Serum erhebliche Mengen von Diphtherie-Antitoxin. Audi 
Rinder wiesen zu einem großen Prozentsatz normalerweise im Blut¬ 
serum diese Antitoxine auf. Ehrlich fand im normalen Pferdeserum 
ein Antitoxin gegen Tetanolysin. Zahlreiche weitere Untersuchungen 
nach dieser Richtung, die von den verschiedensten Forschern angestellt 
worden sind, haben ergeben, daß außer den Antitoxinen im engeren 
Sinne noch eine große Anzahl sonstiger Antikörper im normalen Blut¬ 
serum enthalten sind: Antitoxine gegen Bakterienhämolysine, gegen 
Fermente usw. Die versdiiedenen Antikörper kommen nebeneinander 
im normalen Serum vor; es ist deshalb durchaus nicht auffallend, daß 
ein solches Serum auf eine Reihe verschiedener Antigene gleichzeitig 
neutralisierend einwirken kann. 

Daß nach dem spontanen Überstehen einer Diphtherie- 
Infektion im Blutserum das Auftreten von Antitoxin zu erwarten ist, 
ist nach dem Gesagten ohne weiteres verständlich. Inwieweit aber die 
natürliche Antitoxinbildung gefördert wird, ist im Einzelfalle sdiwer 
festzustellen, da eben bereits normalerweise Antitoxine im Blutserum 
Vorkommen. 

Wie,die immunisatorisch gewonnenen Antitoxine aus den Körper- 
zelien stammen, so stammen auch die normalen Antitoxine aus den 
Körperzellen. In den Extrakten oder im Preßsaft normaler Organe 
werden sie in größerer Menge nachgewiesen als im Blutserum selbst. 
Wie uns Wassermann gezeigt hat, bestehen zwischen den im Normal¬ 
serum kreisenden und den durdi künstlidie Immunisierung gewonnenen 
Antitoxinen keinerlei Unterschiede; auch die Zerstörungstemperatur ist 
bei beiden die gleiche. 

Wie erklären wir uns nun die Anwesenheit der Anti¬ 
toxine im normalen Serum? 

Nach der Ehrlich’schen Theorie reagiert der Körper auf das 
Eindringen fremder Eiweißmoleküle in ganz bestimmter Weise: Ver¬ 
ankerungen an den Seitenketten der Zellen sowie Neubildung und Ab¬ 
stoßung von Seitenketten. Nun treten aber nahezu ununterbrochen 
fremde Eiweißmoleküle, und zwar solche der kompliziertesten Art, in 
den Körper ein: bei der Aufnahme der Nahrungssäfte. Diese 
Eiweißstoffe müssen nach Abschluß der Verdauung verarbeitet, auf¬ 
nahmefähig gemacht, assimiliert werden. Dies kann nur durch die 
Körperzellen geschehen, die diese Arbeit mit Hilfe ihrer Seitenketten 
leisten müssen. Daß zahlreiche dieser Seitenketten gleichzeitig für 
verschiedene Giftmoleküle angepaßt oder haptophor sind, ist lediglich 
ein Spiel des Zufalls. 

Auf einer so unsicheren Grundlage können wir aber kein Heil¬ 
verfahren aufbauen; wir würden dann mit unbekannten Größen arbeiten. 
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Wie wir bei der Serumdiagnostik die fraglichen Krankheits¬ 
stoffe stets genau austitrieren, ehe wir Schlüsse ziehen, so müssen 
wir auch bei der Serumtherapie bezüglich der eingeführten Heilstoffe 
an einer genauen quantitativen Bestimmung der verabfolgten Einzel¬ 
gaben festhalten, sonst verlassen wir das sichere Fundament, das uns 
die jahrzehntelange Arbeit mühsamer serologischer Forschung ge¬ 
schaffen hat. 

Einer etwaigen Einführung des Bingel’schen Verfahrens 
in den Heilschatz der Praxis muß daher mit aller Schärfe 
entgegengetreten werden. 


Verhandlungen der Preußischen Landesversammlung 
über das Friedmannscfae Tuberkulosemittel und über die 
Neuregelung der Medizinalverwaltung in den Sitzungen 
vom 28., den 29. November und 1. Dezember 1919. 

Vom Herausgeber. 

Fast zwei volle Sitzungen hat in der Preußischen Landesversammlung 
die Beratung über das Friedmannsche Tuberkulosemittel in An¬ 
spruch genommen, veranlaßt durch eine sogenannte förmliche Anfrage 
des Abg. Dr. Brackmann (D.-Hannov.) und Genossen. Wenn man 
auch vom ärztlichen Standpunkte aus an sich erfreut sein muß, daß 
medizinische Fragen in der Preußischen Landesversammlung eine ein¬ 
gehende Erörterung erfahren, so muß man doch nach Einsidit des 
stenographischen Berichtes über die betreffenden Sitzungen vom 28. 
und 29. November v. J. fragen, ob es wirklich notwendig war, über 
eine solche, strenggenommen vör ein fachmännisches Forum gehörende 
Frage soviel Zeit und Worte zu verlieren; denn das Endergebnis ist 
dasselbe geblieben, was schon im voraus feststand und durch die 
sachgemäße Antwort des Herrn Ministerialdirektors Dr. Gottstein 
zum Ausdruck gebracht wurde: Die Frage ist noch nicht spruch¬ 
reif, „ein sicheres Urteil über den Wert des Friedmannschen Mittels 
als Tuberkulosemittel kann auch heute noch nicht abgegeben werden; 
es bedarf dazu vielmehr noch einer eingehenden Prüfung von einem 
vielseitigen Material durch berufene Sachverständige“. Alles Material,, 
das die Abgg. Dr. Brackmann, Graef-Frankfurt (Soz.-Dem.) und 
auch der Herr Minister Haenisch, der sich wiederholt sehr lebhaft 
an der Erörterung beteiligte, zugunsten des Mittels und seines Er¬ 
finders vorgebracht haben, hält einer unparteiischen, sachverständigen 
Kritik gegenüber nicht Stand und wird leider durch die übergroßen 
Lobeserhebungen über die angeblich vorzügliche Wirksamkeit des 
Mittels nur dazu beitragen, weitere Beunruhigungen und falsche Hoff¬ 
nungen in die Kreise der Tuberkulösen zu veranlassen, also das 
Gegenteil von dem herbeiführen, was vielleicht durch die Anfrage be¬ 
absichtigt war. Es erübrigt sich deshalb auch, auf den ganzen Verlauf 
der Verhandlungen hier näher einzugehen. Man wird den jetzt von 
der Medizinal Verwaltung infolge des Beschlusses der Landesversamm- 
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lung^) zu veranlassenden umlassenden wissensdiaftlidien Untersuchungen 
und Prüfungen des Mittels durch unparteiische Sachverständige ruhig 
die Entscheidung überlassen können, ob in diesem wirklich das Allheil- 
und Schutzmittel gegen Tuberkulose erblickt werden kann, als welches 
es von seinem Erfinder und dessen Freunden ausposaunt wird. Jeden¬ 
falls ist es aber ganz verkehrt, schon jetzt Hoffnungen zu erwecken, die 
nachher nicht ausgelöst werden können. Es ist daher sowohl im 
Interesse der vielen Kranken, als im allgemeinen öffentlichen Interesse 
dringend erwünscht, daß diese sachverständige Prüfung und Untersuchung 
nicht nur so genau und unparteiisch, sondern auch so schnell als mög¬ 
lich stattfindet, damit endlich volle Klarheit geschaffen wird. Sollte sie 
zugunsten des Friedmann sehen Mittels ausfallen, dann ist aber auch 
dafür zu sorgen, daß der Forderung der Abgg. Dr. Schloßmann 
(Demokr. Volksp.), Dr. Weyl (U. Soz.-Dem.), Dr. Thaer (Deutschn. 
Volksp.) und Dr. Faßbender (Zentrum) entsprechend das Mittel nicht 
zu privatkapitalistischen Zwecken ausgebeutet, sondern unter allen 
Umständen der Allgemeinheit nutzbar gemacht wird, ein Standpunkt, 
der auch von dem Herrn Minister Haenisch unter Zustimmung des 
ganzen Hauses zum Ausdruck gebracht wurde. 

Viel wichtiger und bedeutungsvoller als die Erörterungen über 
das Friedmannsche Mittel sind für die preußischen Medizinalbeamten 
Jedenfalls die Verhandlungen der Landesversammlung in der Sitzung 
vom 1. Dezember V. J. über den von Abg. Dr. Friedberg und Genossen, 
also von der demokratischen Volkspartei, gestellten Antrag auf Neu- 
regelui^ der Medizinalverwaltung; sie verdienen deshalb eine 
ausführliche Besprechung, zumal die darüber in der politischen Presse 
gebrachten Mitteilungen zum Teil ungenau, zum Teil sogar falsch ge¬ 
wesen sind. Man konnte aus diesen annehmen, daß es sich dabei 
lediglich um die Frage einer Kommunalisierung der Kreisärzte 
gehandelt habe, der Antrag lautete dagegen: 

„Die Staatsregierung ist aufzufordern, zugleich mit den Gesetz¬ 
entwürfen für die Verwaltungsreform einen Gesetzentwurf vorzulegen, 
der die Medizinaiverwaltung neu regelt und in die allgemeine 
Verwaltung einordnet“. 

In dem Antrag selbst steht somit gar nichts von einer Kom¬ 
munalisierung der Kreisärzte, eine solche ist nur bei seiner Besprechung, 
besonders von dem Abg. Dr. Schloßmann (Demokr. Volksp.), befür¬ 
wortet und dabei aber ausdrücklich betont, daß „sich ein klares Urteil 


0 Der auf Antrag des Haushaltsausschusses von der Landesversamm¬ 
lung in der Sitzung vom 12. Dezember v. J. angenommene Beschluß lautet: 

„Die Staatsregierung zu ersuchen: 

1. sofort einen Ausschuß einzusetzen, bestehend aus namhaften Klinikern 
(innerer Medizin, verschiedener Schulen und Richtungen, Kinderheil¬ 
kunde, Chirurgie, Urologie), Bakteriologen, pathologischen Anatomen 
und Veterinärmedizinern, der unter Zuziehung des Dr. Friedmann mit 
der Prüfung des von diesem empfohlenen Schutz- und Heilmittels gegen 
Tuberkulose zu betrauen ist, 

2. die hierfür nötigen Mittel bereitzustellen, 

3. sobald der Ausschuß seine nach Möglichkeit zu beschleunigenden Unter¬ 
suchungen abgeschlossen hat, das Ergebnis der Preußischen Landes¬ 
versammlung vorzulegen und der breitesten Öffentlichkeit zu übergeben.* 
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darüber noch nicht abgeben lasse, da wir noch nicht wissen, wie andere 
Beamte, z. B. die Landräte, gestellt und ernannt werden sollen“. 
Immerhin wird man damit rechnen müssen, daß die jetzige Mehrheit 
der Landesversammlung einer weitgehenden Kommunalisierung der 
Verwaltung und damit auch der Beamten in der Kreisinstanz erstrebt 
und voraussichtlich bei der jetzigen Regierung großes Entgegenkommen 
in dieser Beziehung finden wird. Es dürfte deshalb angezeigt sein, 
schon jetzt zu dieser Frage Stellung zu nehmen. In eingehender 
Weise ist dies bereits auf der vorjährigen Hauptversammlung des 
Deutschen und Preußischen Medizinalbeamtenvereins geschehen, so daß 
auf den Bericht darüber (s. Nr. 23 und 24 dieser Zeitschrift, jahrg. 
1919) bezug genommen werden kann, um Wiederholungen zu ver¬ 
meiden. Bei der Beratung über den Friedbergschen Anü’ag sind 
aber von einzelnen Abgeordneten verschiedentlich Behauptungen auf¬ 
gestellt und Ansichten über die bisherige Tätigkeit der Kreisärzte, 
ihre Qualifikation usw. geäußert, die in jeder Weise unberechtigt sind 
und deshalb eine Zurückweisung verdienen. 

Ebenso wie sich die Landesversammlung einstimmig mit der 
Annahme des Fried bergschen Antrages erklärt hat, so können 
dies an sich auch die Medizinalbeamten tun und ihn um so mehr mit 
Freuden begrüßen, als dadurch endlich die von ihnen schon seit Jahren 
wiederholt geforderte weitere Ausgestaltnng unserer Medizinal¬ 
verwaltung ebenfalls als notwendig anerkannt ist. Desgleichen werden 
sie aus vollster Überzeugung beistimmen können, wenn von den an 
der betreffenden Erörterung sich beteiligenden Abgeordneten Dr. Schloß¬ 
mann (Dem. Volksp.), Dr. Beyer (Soz.-Demokr.), Dr. Weyl-Berlin (U. 
Soz.-Dem.) und KoA-Oeynhausen (Deutschn. Volksp.) eine größere 
Selbständigkeit und Machtvollkommenheit der betreffenden Gesund¬ 
heitsbehörden sowie eine fachmännische Leitung in alllen 
Instanzen, also ein Gesundheitsministerium, eine besondere 
Gesundheitsäibteilung in Mittel-(Povinzial-oder Bezirks-)Instanz 
sowie ein Gesundheitsamt in der Kreisinstanz mit einem Arzt an 
der Spitze, gefordert wird. In zutreffender Weise ist auch von allen diesen 
Abgeordneten als Mißstand hervorgehoben, daß von den jetzigen Kreis¬ 
ärzten, obwohl sie fast sämtlich vollbeschäftigt seien, noch nicht ein 
Viertel von ihnen volle Besoldung erhalte, und die übrigen sich ihren 
Lebensunterhalt außerdem durch Ausübung von Privatpraxis verdienen 
müßten. Gerade ein Gesundheitsbeamter müßte völlig unabhängig sein 
und dürfe namentlich den praktischen Ärzten, auf deren Mitarbeit er 
angewiesen sei, keine Konkurrenz machen. Nicht minder wird der 
von den drei zuerst genannten Abgeordneten vertretene Standpunkt, 
daß die Provinzial-Medizinalkollegien durchaus unentbehrlich 
seien und an Stelle der bisherigen wissenschaftlichen Depu¬ 
tation für das Medizinalwesen ein Landesgesundheitsrat 
treten müsse, der mit gerichtlich-medizinischer Angelegenheiten nichts zu 
tun haben dürfe, den Beifall der Medizinalbeamten finden. Es ist 
aber bedauerlich, daß auch bei den diesmaligen Verhandlungen der 
Landesversammlung ebenso wie bei den früheren über den Haushalt 
der Abteilung für Gesundheitswesen namentlich von den beiden ärzt¬ 
lichen Vertretern kein Wort der Anerkennung über die ihnen doch 
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sicherlich nicht unbekannten großen Erfolge gefallen ist, die die 
bisherige Medizinalverwaltung trotz ihrer mangelhaften und ver¬ 
besserungsbedürftigen Organisation gerade in dem letzten Jahrzehnt, be¬ 
sonders während des Krieges, und zwar nicht nur auf dem Gebiete 
der Seuchenbekämpfung, sondern auch auf dem Gebiete der sozialen 
Hygiene (Säuglings-, Kleinkinder-, Schulkinderfürsorge, Tuberkulosen¬ 
fürsorge usw.) erzielt hat. Erst einem Laien, dem Abg. Pfarrer Koch- 
Oeynhausen, war es Vorbehalten, darauf hinzuweisen, daß unsere 
Medizinalverwaltung schon in der Vergangenheit ihren Be¬ 
fähigungsnachweis erbracht habe. Es bedarf deshalb auch keiner 
neuen Grundlagen, keiner neuen Männer und neuen Menschen 
zu der notwendigen Umgestaltung unseres Gesundheitswesens, wie 
der Abg. Dr. Weyl verlangt, sondern nur eines gründlichen weiteren 
Ausbaues der bisherigen durch das Kreisarztgesetz gegebenen und 
sich als völlig brauchbar erwiesenen Grundlage. Hätte man die 
Kreisärzte sämtlich voll besoldet und von der Privatpraxis losgelöst, 
wie dies von den Medizinalbeamten schon seit Jahren auf Grund ihrer 
praktischen Erfahrungen gefordert ist, dann hätten sie auch Zeit gehabt, 
sich ihren gesundheitlichen Aufgaben, zu denen nach ihrer 
Dienstanweisung auch die sozialhygienischen gehören, ganz 
anders als bisher widmen können. Dann würden auch die Erfolge ni^t aus¬ 
geblieben sein, vorausgesetzt, daß Staat und Kommunalverwaltungen 
die erforderlichen Mittel dazu bewilligt hätten. Den besten Beweis 
dafür liefern die Stadt- und Landkreise, wo dies der Fall gewesen 
ist, und zwar nicht nur die von dem Abg. Dr. Weyl mit Recht als 
nachahmenswertes Beispiel besonders hervorgehobene Kreise Harburg 
und Hamm, sondern auch die zahlreichen anderen Kreise, in denen 
vollbesoldete oder nicht vollbesoldete Kreisärzte als Kommunalärzte 
im Neben amte angestellt sind. Warum also eine völlige Kom¬ 
munalisierung der Kreisärzte oder die Anstellung besonderer Kommunal¬ 
ärzte, wenn sich dieses Verfahren vorzüglich bewährt hat und außerdem 
wesentlich billiger ist, ein Umstand, der doch bei der jetzigen traurigen 
Finanzlage des Staates und der Gemeinden nicht zu unterschätzen 
ist? Wenn die Abgg. Dr. Schloßmann, Dr. Weyl und Dr. Beyer über 
die bisherige Tätigkeit der Kreisärzte, besonders auf sozialhygienischem 
Gebiete, ein wenig günstiges Urteil fällen und ihnen sogar Unkennt¬ 
nis in diesen Dingen vorwerfen, so beweisen sie nur, daß sie in 
dieser Hinsicht nicht genügend unterrichtet sind. Derartige Vorwürfe 
und Behauptungen müssen ebenso als völlig unberechtigt und unbe¬ 
gründet zurückgewiesen werden, wie die Ausführungen des Abg. 
Schloßmann über die gesellschaftliche Stellung und politische Ge¬ 
sinnung der Medizinalbeamten, ihre Ordens- und Titelsehnsucht usw., 
die er besser hätte unterlassen sollen; denn sie schaden nicht 
den Medizinalbeamten, sondern ihm selbst. Diese werden sich über 
solche mißgünstige Urteile und unberechtigte Vorwürfe zu trösten 
wissen; denn trotz ihrer unzulänglichen amtlichen Stellung haben sie 
auf dem Gebiete der sozialen Fürsorge recht Ersprießliches geleistet, 
und zwar viel früher, als von „sozialer Hygiene“ gesprochen wurde Es 
ist dies auch von zahlreichen Kreisärzten der sogenannten „alten Schule“ 
geschehen, die nach Ansicht des Abg. Dr. Weyl „in der Sozialhygiene 
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SO gut wie gar nichts wissen“ und aus denen auch die von ihm als 
Muster-Kreisärzte bezeichneten Dr. Ascher und Dr. Bach mann hervor¬ 
gegangen sind. Jedenfalls sind die Kreisärzte für derartige Aufgaben 
weit besser vorgebildet und können etwaige Lücken durch geeignete 
Fortbildungskurse viel schneller und leichter ausfüllen, als die bisher 
diesen Aufgaben fernstehenden praktischen Ärzte. Sie werden in dieser 
Hinsicht auch künftighin allen denjenigen Ärzten überlegen sein und 
bleiben, die jetzt durch eine Art Sdinellpresse in sogenannten sozial¬ 
hygienischen Seminaren oder durch informatorische Beschäftigung in 
geeigneten Stadtverwaltungen zu Kommunal- und Fürsorgeärzten ge¬ 
züchtet werden sollen. Vielleicht wird für diese noch eine abgekürzte 
(Kriegs- oder Schnell-) Prüfung eingeführt werden, damit sie wenigstens 
der auch von der äußersten Linken verlangten Forderung des Be¬ 
stehens einer Prüfung genügen. 

Der Kreisarzt soll der natürliche Berater seines ganzen 
Kreises sein — in diesem Sinne ist auch seine Dienstanweisung 
gedacht —; das kann er aber am besten nur dann, wenn er als Staats¬ 
beamter völlig unabhängig ist und seine Anstellung sowie Tätigkeit 
nicht von politischen Parteigesichtspunkten aus in nachteiliger Weise 
durch maßgebende Persönlichkeiten in Komunalverwaltungen beein¬ 
flußt wird. Im Interesse des gesundheitlichen Allgemeinwohls liegt es 
ferner, daß die Sorge für das ganze Gebiet der öffentlichen Ge¬ 
sundheitspflege, nicht bloß für soziale Hygiene und Fürsorge, 
sondern auch für alle anderen hierher gehörenden nicht minder widi- 
tigen Fragen wie Seuchenbekämpfung, besonders nach prophylaktischen 
Grundsätzen, Wasserversorgung, Abwässerbeseitigung usw. in einer 
Hand vereinigt ist. In großen Städten wird sich allerdings eine Trennung 
dieser Aufgaben nicht vermeiden lassen, da hier das Gebiet für eine 
Arbeitskraft zu groß ist; in den Land- und kleineren Stadtkreisen wird aber 
eine solche Verbindung stets möglich sein, namentlich wenn dem Kreis¬ 
ärzte die nötigen fachmännischen und sonstigen Hilfskräfte (Fürsorge¬ 
ärzte, Fürsorgerinnen, Bureaupersonal) zur Verfügung gestellt werden; 
denn gerade durch den Mangel an solchen Hilfskräften ist bisher die 
Tätigkeit des Kreisarztes in erheblicher Weise lahmgelegt. 

Ob der Kreisarzt dann noch gleichzeitig wie bisher Gerichtsarzt 
bleiben kann, dürfte sehr zweifelhaft und deshalb die Anstellung be¬ 
sonderer (jerichtsärzte ins Auge zu fassen sein. Ebenso wird 
eine Abänderung der jetzigen staatsärztlichen Prüfungs¬ 
ordnung erforderlich und dabei die soziale Hygiene mehr als bisher 
zu berücksichtigen sein, aber nicht etwa auf Kosten der sonstigen ge¬ 
sundheitlichen Aufgaben des Medizinalbeamten. Erwägungswert 
scheint auch der vom Abg. Dr. Beyer gemachte Vorschlag, die Prü¬ 
fung der gerichtlichen Medizin von derjenigen auf gesundheiüichem 
Gebiete zu trennen, zwei völlig gesonderte Prüfungen einzuführen 
und es den Ärzten zu überlassen, ob sie beide oder nur eine der 
Prüfungen ablegen wollen. 

Daß in Preußen eine Verwaltungsreform, und zwar sehr bald, 
kommen wird, ist wohl ebenso mit Sicherheit anzunehmen, als daß 
dabei auch die Medizinalverwaltung eine entsprechende Umgestaltung 
erfahren wird, die sich den allgemeinen Grundsätzen auch in Bezug 
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auf die Stellung der Medizinalbeamten anpassen muß. Wir müssen 
dabei wünschen, daß diese ferner Staatsbeamte bleiben und daß 
sie ebenso wie alle technischen Beamten eine größere Selbständig¬ 
keit, Verantwortlichkeit und Machtvollkommenheit, sowie ein aus¬ 
reichendes Diensteinkommen erhalten, damit sie auch finanziell 
vollständig unabhängig gestellt sind. „Vom Kreisarzt bis zum 
Minister für Volksgesundheit muß sich alles in diesem 
Sinne gliedern,“ und, wie der Abg. Dr. Weyl mit Recht fordert, 
überall an derSpitze der Gesundheitsämter, Gesundheitsabteilungen 
und des Gesundheitsministeriums ein F a ch m a n n stehen — aber der 
tüchtigste, nicht der gesinnungstüchtigste, wie wir hinzuzufügen für 
nötig erachten — dann wird es um das preußische Gesundheits¬ 
wesen, um die Erhaltung und Förderung der Volksgesund¬ 
heit gut bestellt sein! 

Wir lassen nunmehr den stenographischen Bericht über die 
Sitzung vom 1. Dezember folgen unter Fortlassung alles Über¬ 
flüssigen : 

Abg. Dr. SdiloBmann (Dem. Volksp.) begründet den Antrag und betont, daß bei 
der notwendigen Neuregelung der gesamten Verwaltungauch das Med iz in al wesen 
dem neuen Geiste entsprechend in diese eingeordnet und eingepaßt werden muß. 
Über die Wichtigkeit des Gesundheitswesens, der Medizinalverwaltung für das Staats¬ 
ganze brauche er kein Wort zu verlieren; denn die physische Genesung unseres 
Volkes sei nur dann möglich, wenn wir ein wirklich geordnetes Medizinalwesen be¬ 
kommen und sich dieses den übrigen Zweigen der Verwaltung anschmiegt. Der 
wichtigste Träger für ein richtiges Medizinalwesen wird immer der Gesundheits¬ 
beamte sein müssen, der Träger der Fürsorge und der Aufsidit nach dieser Rich¬ 
tung zu sein hat. Da entsteht nun die große Frage: wie soll man das Medizinal¬ 
wesen in die gesamte Staatsverwaltung- einordnen? Ein klares Urteil läßt sich 
darüber zurzeit noch nicht abgeben, da wir noch nicht wissen, wie andere Beamte, 
z. B. die Landräte, gestellt und ernannt werden sollen. Infolgedessen können wir 
auch heute noch nicht abschließend sagen: der Medizinalbeamte soll auf diese 
oder jene Weise in sein Amt berufen werden. Aber wie die Verhältnisse heute 
liegen, sind sie unhaltbar. Der Kreisarzt ist entweder voilbesoldeter Kreisarzt, 
oder — es ist das noch bei zwei Dritteln oder mehr der Stellen — er hat die 
Stelle des Kreisarztes nur im Nebenamt, d. h., er übt beliebig Privatpraxis aus 
und hat nur die staatlichen Funktionen des Kreisarztes nebenbei zu erfüllen. Bis 
vor etwa 20 Jahren waren so gut wie alle Kreisärzte nebenamtlich angesteilt; auch 
heute ist nur eine Minderheit hauptamtlich tätig. Der Kreisarzt wird heute vom 
Staate ernannt; er erscheint plötzlich im Kreise und stellt sich als der neu er¬ 
nannte Kreisarzt vor. Eine große Anzahl von Kreisärzten, die auf diese Weise 
ihren Einzug in den Kreis gehalten haben, haben es verstanden, sich das Ver¬ 
trauen der Bevölkerung zu erwerben; daß es natürlich ungleich leichter für die 
Herren wäre, in das Vertrauen ihres Kreises hineinzukommen, wenn sie von dem 
Kreise selbst in diese Stellen berufen würden, bedarf wohl keiner langen Erklärung. 
Andere Kreisbeamte werden ja auch vom Kreistag gewählt, z. B. der Kreisbau¬ 
meister und ähnliche Beamte, und es wäre sehr gut möglich, daß der Kreisarzt 
ganz allgemein auch vom Kreistag als Kreiskommunalbeamter ge¬ 
wählt wird. Daß das wirklich möglich ist, geht daraus hervor, daß eine ganze 
Anzahl von Kreisen in unserem intellektuell und wirtschaftlich hochstehenden 
Westen ja schon dazu übergegangen sind, soldie Ärzte ihres Vertrauens, nämlich 
als Kreiskommunalärzte, anzustellen. Diese werden jetzt neben den Kreis¬ 
arzt gestellt. Der Kreis beschließt also die Errichtung einer Kreiskommunal¬ 
arztstelle und erwählt nun einen ihm geeignet erscheinenden Arzt, den er auf 
zunächst zwölf Jahre mit Pensionsberechtigung anstellt; er überträgt ihm eine 
Reihe der Befugnisse, die für den Kreis von Wichtigkeit sind. In der Stadt 
Düsseldorf ist das Verhältnis so, daß der sogenannte Stadtarzt, also ein von der 
Stadt erwählter und angestellter städtischer Beamter, gleichzeitig von der Regierung 
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mit der Wahrnehmung der kreisärztlichen Geschäfte beauftragt ist. In anderen 
Kreisen des Regierungsbezirkes Düsseldorf, und zwar in den Kreisen Lennep, 
Solingen, Mettmann und Düsseldorf-Land, also schon in vier Kreisen eines ein¬ 
zigen Regierungsbezirkes, sind neben dem Kreisärzte Kreiskommunalärzte an¬ 
gestellt, und der Kreis Mettmann geht jetzt dazu über, einen zweiten Kreis- 
kömmunalarzt anzustellen; er hat dann einen Kreisarzt und zwei Kreiskommunalärzte. 

Nun fragt es sidi, was die Aufgabe eines solchen Kreiskommunalarztes ist. 
Ihm liegt eigentlich die gesamte Gesundheitsfürsorge im Kreise ob; er hat 
die Aufgabe nach dieser Riditung, sich für alles zu interessieren und für alles zu 
sorgen: für die Schwangerenberatung, für die Säuglingsberatung, für die Mütter¬ 
beratung, für die Kleinkinderberatung, für die KrUppelberatung, für die Tuberkulose¬ 
beratung, die ganze Schulgesundheitspflege und tür alle übrigen, so zahlreidien 
Zweige gesundheitlicher Fürsorge. Alle diese Dinge überträgt der Kreis seinem 
Kreiskommunalarzte; dieser ist damit der natürliche Berater des ganzen 
Kreises. Es ist deshalb heute eigentlich schon ein Unding, daß neben diesen 
Kreiskommunalärzten, Kreisärzte tätig sind. Dem Kreisarzt ist nach dem Gesetze 
die Pflicht übertragen, die Aufsicht über diese Dinge zu führen, der Kreis¬ 
kommunalarzt würde es sich aber sehr verbitten, wenn dieser Kreisarzt etwa in 
diese Sache hineinreden wollte; dem Kreisarzt bleibt somit heute in der Haupt¬ 
sache nur die Medizinalpolizei übrig und dem Kreiskommunalarzt die ganze 
Fürsorge, die doch ungleich wichtiger und bedeutungsvoller ist. Nun können 
allerdings dem staatlichen Kreisarzt auch gleichzeitig die Funktionen eines Kreis¬ 
kommunalarztes. wie dies mehrfach geschehen ist, übertragen werden; dann 
wählt eben der Kreis seinen Kreisarzt zugleich zum Kreiskommunalarzt. Das wird 
in der Regel dann der Fall sein, wenn der K>eis glaubt, daß er mit dem ihm von 
der Regierung hineinge.'^etzten Arzte gut fährt Wir haben also heute schon Fälle 
genug, die sich mit dem Vorschlag, daß man den Kreisarzt wählen soll, decken. 

Hinzu kommt noch, daß die Besoldung des Kreisarztes jämmerlich 
ist. Die 141 vollbesoldeten Kreisärzte erhalten 3000 bis 7200 Mk., die 378 nicht 
vollbesoldeten 2100 bis 3000 Mk. Er teilt dieses Schicksal schlechter Bezahlung 
mit allen Staatsbeamten. Der Kreiskommunalarzt wird von dem Kreise meist 
mit einem auskömmlichen Gehalte angestellt, er wird angemessen bezahlt; weil 
(ier Kreis von ihm gute Leistungen verlangt, ist der Kreis auch bereit, entsprechende 
Vergütungen zu zahlen. Außerdem kommt noch eine neue Schwierigkeit hinzu, 
die dazu führen wird, daß immer weniger geeignete Persönlichkeiten zu finden 
sind, die den Staatsdienst des beamteten Arztes aufsuchen werden, ln trüberer 
Zeit lockte manchen die Beamtenlaufbahn. Nach einer gewissen Reihe von Jahren 
wurde der Kreisarzt Medizinalrat, zehn Jahre später Geheimer Medizinalrat, 
dann kam gelegentlich der Rote Adlerorden IV. und der Kronenorden III. Klasse. 
Diese Dinge sind jetzt weggefallen Der beamtete Arzt gehörte ferner zu den 
staatserhaltenden Personen des Kreises, und wenn er n<’A konservativ wählte, 
war er in den östlichen Landkreisen sogar gesellschaftsfähig. Ahes dies fällt jetzt 
weg; deshalb ist es wohl Zeit, daß der Krei'arzt in ein anderes Verhältnis zu 
seinem Kreise gesetzt w.jrd, und zwar in ein Verhältnis, wie es auch von dem 
diesjährigen Deutschen' Ärztetage befürworiet ist Mit der Zeit sollte man auf 
je 20000 Menschen einen solchen beamteten, nur der Gesundheitsfürsorge 
dienenden Arzt anstellen. 

Auch die Neuordnung des Medizinaldienstes bei den Provinzen, 
die wohl nach der neuen Verwaltungsreform sicher als Selbstverwaltungskörper 
bleiben werden, ist geboten Die Provinz hat heute schon eine ganze Reihe von 
gesundheitlichen und sozialhygienischen Aufgaben zu erfüllen; bei ihr wird man 
deshalb Provinzialärzte anzustellen haben, denen eine ganze Reihe von solchen 
Dingen zu übertragen sein wiid, die tür eine Reihe von Kreisen bzw für die 
ganze Provinz eii heitlich zu bearbeiten sein werden. Es wird unbedingt nötig 
sein, bei der Provinzialreform das Verhältnis dieser Provinzialärzte zu den Kreis¬ 
kommunalärzten zu ordnen, ebenso wie das Verhältnis von der Provinz zu den 
Kreisen klar und unzweideutig festgelegt werden muß. 

Es ist selbstverständlich, daß diesen Ärzten der Selbstverwaltungskörper 
gewisse staatliche Befugnisse zu übertragen.sind, z. B. der ganze ärztliche 
Seuchenschutz. Alle diese Dinge wird man den Ärzten, die von den Kreisen und 
Kommunen angestellt werden, übertragen müssen; sie werden die Gesundheits¬ 
aufsicht im Kreise führen, deshalb ist es notwendig, daß diese Auswahl nach ge- 
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wissen, auch gesetzlidi festzulegenden Bestimmungen erfolgt. Es wird notwendig 
sein, daß nur derjenige zum Kreisärzte audi in dem neuen Sinne seitens der 
Kommunen und der Kreise gewählt werden kann, der eine bestimmte Prüfung, 
also die sogenannte kreisärztliche Prüfung bestanden hat. Diese kreisärzt¬ 
liche Prüfung wird aber auszubauen sein, es wird der Sozialhygiene eine 
ungleidi größere Bedeutung beizumessen sein. Wir werden wahrscheinlich dazu 
kommen mü'Sen, besondere Seminare für die Ausbildung einzurichten. In der 
Landesversammlung ist bereits ein Antr^ einstimmig angenommen, nach dem die 
beamteten Arzte in Zukunft in sozialhygienischer Hinsicht besser ausgebildet sein 
sollen. Man wird am besten dazu kommen, daß man Seminaren diese verbesserte 
Ausbildung derjenigen Arzte überträgt, die in den öffentlichen Dienst eintreten 
wollen. Hier wird der Arzt alles lernen, was er als Gesundheitsbeamter im 
modernen Sinne des Wortes wissen muß. In Berlin ist bereits nach dieser 
Richtung ein Anfang gemacht worden, man hat Kurse.dafür eirgerichtet. Eine 
derartige Ausbildung sollte aber nicht nur in Berlin stattfinden, sondern auch in Orten, 
wo den in Betradit kommenden Ärzten die Möglichkeit geboten wird, die Ver¬ 
hältnisse auf dem Lande kennen zu lernen, die natürlich ganz andere sind als in 
diesem Komplex von Großstädten. 

Wenn wir zu einem derartigen Ausbau des Standes der Kreiskommunal¬ 
ärzte kommen, also zu einem neuorientierten Kreisarzt, so wird es 
natürlich notwendig werden, daß auf der andern Seite eine staatliche Aufsichts¬ 
instanz in Erscheinung tritt, genau wie beabsichtigt ist, an irgendeiner Stelle 
die Selbstverwaltungskörper durch festgegliederte und festorganisierte staatliche 
Stellen zu beaufsichtigen, sei es, daß die Regierungspräsidenten oder daß die 
Oberpräsidenten hiermit betraut werden. In dieser Instanz muß auch die staat¬ 
liche Aufsicht in medizinal-polizeilicher Hinsicht verankert werden. Da würde 
es meines Dafürhaltens das beste sein, wenn bei den Regierungen Medizinal¬ 
abteilungen geschaffen würden unter einem Ob er medizinal rat, entsprechend 
dem Oberregierungsrat, dem, je nach der Größe des Regierungsbezirkes, ein 
oder zwei oder drei Regierungsmedizinairäte zur Seite zu stellen wären, die nun 
die Beaufsichtigung des Sanitätsdienstes in dem Regierungsbezirk unter Mithilfe 
und Hinzuziehung der Kreiskommunalärzte durchführen. 

Auch bei den Oberpräsidien haben wir .Jetzt eine Medizinaleinrichtung, das 
sogenannte Provinzialmedizinalkollegium, eine Einrichtung, die auch refor¬ 
miert werden muß, da sie keine rechte Daseinsberechtigung mehr hat. Bis herauf 
en den Kopf des Medizinalwesens wird man bei dieser Neuordnung gehen und 
wird der sogenannten Wissenschaftlichen Deputation für das Medizinal¬ 
wesen, die Redner als ein Petrefakt aus uralten Zeiten ansieht, eine neue Seele 
und einen neuen Geist einflößen müssen. 

Wenn wir das Medizinalwesen in dieser Weise in unsere ganze neue demo¬ 
kratische Staatsverwaltung einordnen, werden wir für die Volksgesundheit etwas 
Gutes leisten; es wird vielleicht einmal dazu kommen, daß wir in Deutschland 
und in Preußen ähnlich sagen können, wie seinerzeit der königliche Sänger in 
einem der Psalmen gesagt hat: Es war kein Gebrechlicher unter den zwölf Stämmen. 

Abg. Dr. Beyer (Soz.-Dem.) begrüßt im Namen seiner politischen Freunde 
den Antrag und ist ebenfalls der Ansicht, daß nunmehr mit der allgemeinen Ver¬ 
waltungsreform auch eine Reform der Medizinalverwaltung geschaffen werden 
muß. Es ist eine bedauerliche Beobachtung, die man immer wieder machen muß, 
daß selbst in ärztlichen Kreisen, die sich doch schon berufsmäßig sozial be¬ 
tätigen, das Verständnis für soziale Fragen nicht so entwickelt ist, wie man es 
wünschen müßte. Dieser Mangel an sozialem Empfinden ist darauf zurückzuführen, 
daß die Arzte sozial zu wenig vorgebildet sind; darin liegt auch der Grund, 
daß sich beamtete Ärzte wenig sozialpolitisch betätigt haben und diesen 
Fragen bisher wenig Interesse entgegenbrachten. Die veraltete und unzureichende 
.Medizinaive rwaltung muß gleichzeitig mit der allgemeinen Gemeinde-, 
Städte- usw. Reform umgewandelt werden, dadurch, daß die Kreisärzte als 
kommunale Beamte hauptamtlich anzustellen sind und von den Kreisen gewählt 
werden. Sie sollen Berater und Aufsichtsbeamte in allen Fragen der öffentlichen 
Gesundheitspflege sein, und zwar für die Behörden und für die Kreisangehörigen 
einschließlich der Organe der privaten Wohlfahrtspflege. Es ist nicht zu um¬ 
gehen, daß man den kommunalen Kreisärzten auch polizeiliche Befugnisse 
erteilt; denn nur so sind sie imstande, die Bekämpfung der Seuchen erfolgreich 



20 Verhandlungen der Preußischen Landesversammlung Uber das Friedmannsche 

durchzuführen und alle gesundheitlichen Sdiäden zu bekämpfen. Der Kreisarzt 
muß. wie die Polizeiorgane, die Macht haben, antisoziale Elemente auszuschalten, 
die Befugnis besitzen. Kranke, die infolge ihrer Krankheit fUr die Allgemeinheit 
gefährlich sind, sofort durch polizeiliche Verordnung isolieren zu lassen. Diese 
Frage dürfte gerade im kommenden Sommer akut werden, weil die große Zahl 
der Flüchtlinge und Rückwanderer, die Truppen aus dem Baltikum, die flüchtende 
Bevölkerung aus den abzutretenden Gebieten, die Polen und Russen und die 
Unzahl der Schieber durch Erzeugung einer starken Fluktuation für die Be¬ 
völkerung eine große Gefahr bedeuten, um so mehr, als unser Volk durch die 
chronische Unterernährung für Infektionen besonders empfänglich gemacht ist. 
Selbstverständlich müssen die den Kreisärzten Vorgesetzten Behörden die Kreis¬ 
ärzte für das zur Verantwortung ziehen können, was sie angeordnet haben. Dem 
Kreisarzt soll die gesamte Fürsorge obliegen. Er soll eine amtsärztliche Prüfung 
abzulegen haben. Wenn eine Kommune ihn wählt, bevor er die Prüfung gemacht 
hat, so muß er sich nachträglich dieser unterziehen. Nur anerkannten Fachleuten, 
die seit Jahrzehnten in diesen Fragen arbeiten, sollte unter Umständen diese 
Prüfung erlassen werden können, wenn ein dahingehender Antrag an das 
Ministerium gestellt wird. 

Voraussetzung für die Durchführung der ganzen Reform ist eine Änderung 
der Prüfungsordnung. Die Ärzte, die diesen Aufgaben genügen sollen, 
müssen weniger in bakteriologischen und rein hygienischen UntersuAungsmethoden, 
mehr in sozialhygienischen, gewerbehygienischen Fragen und vor allen Dingen in 
der Fürsorgetätigkeit und der Medizinalstatistik ausgebildet werden als bisher. 
Dies ist für ihren Beruf ungleich wichtiger, als wenn sie die einzelnen Bakterien¬ 
arten, -Kulturen. -Züchtungsverfahren usw erlernen und beherrschen. Die gerichts- 
ärztliche Prüfung soll von der amtsärztlichen Prüfung getrennt werden, damit 
nicht eine Überlastung der Ärzte eintritt. Selbstverständlich steht es dem kom¬ 
munalen Kreisarzt frei, sich', wenn er will und kann, auch der gerichtsärztlichen 
Prüfung zu unterziehen; er braucht dies jedoch nicht. 

Die voll besoldeten kommunalen Kreisärzte würden dann das Honorar für 
ihre amtsärztlichen Atteste der Staatskasse zu überweisen haben, so daß der 
Vorwurf und die Verdächtigung, die gerade während der Kriegszeit immer wieder 
erhoben wurden, als ob nämlich, diese Atteste deswegen so zahlreich ausgestellt 
würden, weil die ausstellenden Ärzte einen Vorteil davon hätten, ohne weiteres 
wegfallen. In großen Städten müßten selbstverständlich mehrere Kreisärzte zu¬ 
sammengeschlossen sein zu irgendeinem Gesundheitsamt oder einer ähn¬ 
lichen Aufsichtsorganisation, die entsprechend der Reform der allgemeinen Ver¬ 
waltung aufzubauen und zu organisieren wäre. 

Mit der sozialhygienischen Ausbildung sollte schon während des Studiums 
begonnen werden, sie ist unbedingt erforderlich und mit allen Mitteln zu erstreben. 

Die kreisfreie Stadt, in der ein kommunaler Kreisarzt angestellt ist, soll 
eine neuzeitliche Selbstverwaltung haben und in dieser ein Ausschuß oder eine 
Deputation für das Gesundheitswesen gebildet werden, die im Verein mit dem 
Kreis- oder in den kreisfreien Städten mit dem Stadtarzt die Geschäfte der öffent¬ 
lichen Medizinalverwaltung ausübt. Dann würde die bisherige Gesundheits¬ 
kommission überflüssig werden. 

Zu den Aufgaben der öffentlichen Gesundheitspflege der Kreisverwaltung 
bzw. der Stadtverwaltung würde die Seuchenbekämpfung, das Krankenhaus- und 
das Anstaltswesen, die Nahrungsmittelkontrolle, das Rettungs-, das Kranken¬ 
transportwesen, das Badewesen und die gesamte Sozialhygiene, die gesundheit¬ 
liche Fürsorge für Säuglinge, Kleinkinder, Schulkinder, Tuberkulöse, Alkoholiker, 
Irre, Krüppel usw. gehören. 

Der dem Kreis- oder Stadtarzt übergeordnete Medizinalbeamte ist 
der Regierungsmedizinalrat, dem ein Sachverständigenbeirat zur Seite 
stehen muß. Dieser Sachverständigjanbeirat hat sich aus gesundheitlich interessierten 
und hygienisch-sachverständigen Ärzten und Laien zusammenzusetzen. Das bis¬ 
herige Provinzial-Medizinalkollegium könnte dann in Fortfall kommen. 
Auch die Medizinalverwaltung des zuständigen Ministeriums sollte mit einem 
Sachvertsändigenbeirat Zusammenarbeiten, damit sie über alle zuständigen Fragen 
auch von Praktikern aufgeklärt wird. 

Redner hofft, daß das zuständige Ministerium für diese Frage Verständnis 
hat und die Reform nunmehr im Rahmen der allgemeinen Verwaltungsreform in 
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Angriff genommen wird; allen Versuchen, die Medizinalverwaltung aus dem 
Rahmen der allgemeinen Verwaltung als nidit dorthin gehörig auszusdialten, 
würden seine politischen Freunde mit aller Energie entgegenarbeiten. 

Abg. Dr. Weyl (U. Soz.-Dem.): verlangt ebenfalls eine Neuregelung der 
Medizinalverwaltung. Die Vorschläge, die der Abg. SdiloBmann hier in 
bezug auf die Regelung des Gesundheitswesens in Kreis, Stadt, Provinz, und 
schließlich, für den ganzen Freistaat Preußen angeregt hat, entsprechen wohl dem, 
was die Arzte im allgemeinen, die Sachverständigen, insbesondere die Kreisärzte, 
für gut halten, und, was viel wichtiger ist, sie entsprechen dem, was der Gesamt¬ 
bevölkerung, dem ganzen Lande zum Nutzen gereichen dürfte. 

Die Neuorganisation muß sich aber auf einer neuen Grundlage auf¬ 
bauen. Neue Männer, neue Menschen sind nötig, die hier eine solche 
Organisation abgebenI Der bisherige Kreisarzt der alten Schule wußte 
von der Sozialhygiene so gut wie gar nichts. Neuerdings soll ein solcher Herr, 
wenn er auf die Menschheit eines Kreises losgelassen wird, auch eine F*rüfung 
in Sozialhygiene an sich vornehmen lassen. Aber wichtiger ist es, daß Lehr¬ 
stühle für Sozialhygiene an allen Universitäten und Akademien für prak¬ 
tische Medizin errichtet werden, damit schon der Studierende recht frühzeitig in 
diesen wichtigen Gebieten unterwiesen wird. Es darf nicht erst verkommen, daß 
der Herr, der sich zum Kreisarzt meidet, den üblichen Vier- oder Sechs-Wochen¬ 
kursus nimmt, um gerade im Examen auf die Fragen seiner Lehrer entsprechende 
Antwort geben zu können. Die Sozialhygiene muß schon vom Beginn des 
Studiums an einen wertvollen Bestandteil der gesamten Ordnung abgeben, so 
daß der Kreisarzt sozialhygienisch nicht nur äußerlich, möchte ich sagen, sondern 
innerlich so wissenschaftlich gebildet ist, daß er Uber alle diese modernen Fragen 
nicht nur Auskunft geben kann, sondern auch das wertvolle Amt, das ihm 
anvertraut wird, von sozialhygienischen Gesichtspunkten aus leitet. 
Daß darin die Säuglingsfürsorge, das Haltekinderwesen, die Krüppelfürsorge, 
Tiinkerfürsorge, Kinderfürsorge bis zur Kleinkinderfürsorge eine wesentliche Rolle 
spielen, darüber besteht kein Zweifel. 

In zwei Kreisen, in Hamm und Harburg, haben die Kreisärzte Ascher und 
Bachmann durch ihre persönliche Initiative wahrhaft Mustergültiges geschaffen; 
man kann deshalb nur wünschen, daß, wenn das Ministerium — hoffentlich recht 
bald — daran geht, die Medizinalverwaltung neu zu regeln; bestrebt ist, die dort 
dort vorhandenen mustergültigen Einrichtungen nach Möglichkeit auf den ganzen 
Freistaat Preußen zu übertragen. Es hat aber jedoch gewaltiger Energie dieser 
Herren bedurft, um dies durchzusetzeu; denn der Kreisarzt, wie er gegenwärtig 
besteht, ist zwar nahezu voll beschäftigt, aber in den allermeisten 
Fällen nicht voll besoldet; anstatt weder nach links noch nach rechts zu 
schauen, muß er natürlich gewisse Rücksichten nehmen auf die zuständigen Be- 
vöikerungskreise, besonders auf die Interessen der Großgrundbesitzer. Daß dabei 
für die Gesundheitspflege des Kreises, die naturgemäß zu ihrer Durchführung Geld- 
opler erfordert, nicht viel Ersprießliches herauskommt, ist selbstverständlich. Des¬ 
halb müssen wir dafür sorgen, daß der Kreisarzt unabhängig ist — ich meine nicht 
unabhängiger Sozialdemokrat, das verlangen wir nicht —, (Heiterkeit) aber un¬ 
abhängig von irgendwelchen materiellen Rücksichten. Es geht nicht an, daß 
gegenwärtig im Jahre 1918 von 520 Kreisärzten nur 115, also 22,2% aller Kreis- 
ärtzte, voll besoldet gewesen sind, während schon im Jahre 1^ zwei Drittel 
aller nicht voll besoldeten Kreisärzte vollbeschäftigt waren. Das muß natürlich 
unbequeme Folgen haben und Unstimmigkeiten mit den Kreisinsassen und den 
dort maßgebenden Behörden bringen. Selbstverständlich wird die hygienische 
Betätigung des Arztes, die darauf hinau.sgeht, Krankheiten zu verhütet), heutzutage 
hier und auch überall auf Widerspruch stoßen, gerade auch bei den Ärzten, deren 
Geschäft es doch ist, kranke Menschen zu kurieren. Es ist dabei natürlich ein 
Widerspruch vorhanclen zwischen der Verhütung, daß Menschen krank werden 
und der Betätigung, die darauf hinausgeht, daß kranke Menschen gesund werden, 
über diesen Widerspruch kommen wir nicht hinweg, wenn wir nicht, was wir 
grundsätzlich fördern, eine Verstaatlichung, Kommunalisierung, Sozialisierung des 
gesamten Heilberufs herbeiführen und damit auch die Ärzte nicht mehr abhängig 
von irgendwelchen wirtschaftlichen und materiellen Interessen werden. Aber was 
die Medizinalreform angeht, so kommen wir ohne vollbesoldeten Kreisarzt, 
der, vom Vertrauen seiner Kreisinsassen getragen, sein Amt aus- 
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übt, nicht vorwärts; eine Hygiene, eine Vergesundheitlichung des 
Kreises ist ohne dies nicht denkbar. 

Weiterhin gehören unbedingt in alle Kreis*. Bezirks- und Provinzorganisationen 
des Gesundheitswesens, insbesondere aber in das Landesgesundheitsamt, das die 
Deputation für das Medizinalwesen ersetzen soll, neben Sachverständigen 
auch Laien, die nur über gesunden Menschenverstand verfügen. Das ist not¬ 
wendig, um die Möglichkeit abzugeben, daß auch sie ihren Rat und ihre Er¬ 
fahrungen betätigen. Gibt es do^ in allen Kreisen des Volkes Frauen und 
Männer, die sich zum Teil jahrzehntelang um diese gesundheitlichen Dinge ge¬ 
kümmert haben; und deren wertvolle Mitarbeit zu einer durchgreifenden Ver¬ 
gesundheitlichung unserer Bevölkerung ersprießlich sein wird. Hoffentlich trägt 
die heutige Versammlung dazu bei, daß die geplante Verwaltungsreform auch für 
die gesundheitliche Reform etwas übrig hat und mit einer vernünftigen Medizinal¬ 
reform verbunden wird. Notwendig ist aber vor allem ein Ministerium für 
Volksgesundheit mit einem Fachmann an der Spitze. (Sehr richtigI) Es 
muß sich alles gliedern, vom Kreisarzt angefangen bis zum Minister 
für Volksgesundheit. 

Zum Schluß betont Redner noch besonders, daß sich die Kreisärzte nidtt 
so sehr um die Behandlung von Menschen kümmern sollen — das ist nicht ihre 
Aufgabe —, sondern um die Gesundheitspflege des Kreises und Bezirkes und 
insbesondere den bisherigen Standpunkt der offiziellen Medizin, bei dem die 
persönliche Gesundheitspflege des täglichen Lebens vernachlässigt ist, aufgeben 
sollte. Der Herr Vorredner hat es ganz richtig dargestellt: Heute wird jemand 
Kreisarzt, wenn er in bezug auf Desinfektion und Bakteriologie gut Bescheid 
weiß. Das mag für die Bekämpfung der Seuchen in mancher Richtung von großem 
Vorteil sein; wertvoller aber ist, wenn er auch über persönliche Gesundheits¬ 
pflege, über die prophylaktischen Maßnahmen gut Bescheid weiß. Nach dieser 
Richtung müssen die neuen Gesundheitsbeamten, die wirklich die gesundheitlichen 
Väter des Kreises sind, voll in Anspruch genommen werden. Hoffentlich werden 
die heute hier gegebenenen Anregungen dazu beitragen, daß wir ihre Verwirk¬ 
lichung recht bald in einer Medizinalreform begrüßen können. Jedenfalls ist eine 
Verwaltungsreform ohne eine Medizinalreform nichts nutze. 

Abg. Koch (Oeynhausen), (Deutschnat. Volksp.) Wenn die ganze innere Ver¬ 
waltung neu geordnet wird, dann ist natürlich auch das Medizinalwesen neu zu ordnen 
und der Neuordnung anzupassen. Durch das Gesetz vom 16. September 1899, 
betreffend die Dienststellung des Kreisarz'tes und die Bildung der Gesundheits¬ 
kommissionen, dut ch die später dazu gegebene Dienstanweisung für Kreisärzte und die 
dann noch später erlassenen Seuchengesetze, das Reichs- und das Landesseuchen¬ 
gesetz, sind den Kreisärzten als Hauptaufgabe hygienische Aufgaben gestellt, be¬ 
sonders die Verhütung von Krankheiten und dann auä die Verhütung der Ausbreitung 
von Krankheiten. In den letzten Jahren hat sich ganz besonders die Notwendig- 
ergeben, auf dem Gebiete der Volkswohlfahrt tätig zu sein. Die Gesundheits¬ 
pflege, die Jugendfürsorge vom kleinsten Kinde angefangen bis zur schulentlassenen 
Jugend, die Trinkerfürsorge, die Wohnungsfürsorge usw., alle diese Aufgaben 
fordern aber eine Zusammenfassung aller auf diesem Gebiete tätigen Kräfte oder 
machen es wenigstens wünschenswert, daß sich alle Mitarbeiter auf diesen Ge¬ 
bieten an irgendeiner Zentralstelle zusammenfinden, da sonst leicht eine Zer- 
, Splitterung der Kräfte stattfindet. Das hat nun manche Städte veranlaßt, einen 
Kommunalarzt für diese Dinge anzustellen, da dessen Leitung als die Leitung 
eines Arztes dafür am angebrachtesten ist. Manche Städte oder Kreise können 
sich aber einen solchen Kommunalarzt nicht leisten, darum waltet jetzt das Be¬ 
streben ob, den Kreisarzt abzuschaffen und den Kommunalarzt dann mit den 
Obliegenheiten des Kreisarztes zu betrauen. Es ist aber keineswegs wünschens¬ 
wert, daß die Kreisärzte in Kreiskommunalärzte verwandelt werden, im Haupt¬ 
amte also Kommunalbeamte sind und nur im Nebenamte mit den staatlichen 
Funktionen betraut werden. Der Staat wird vielmehr der Bedeutung des Kreis¬ 
arztes willen nicht davon abgehen dürfen, einen eigenen beamteten Arzt zu 
haben, dessen Anstellung nach staatlichen Gesichtspunkten und nicht nach denen 
einer bestimmten Clique zu geschehen hat. 

Der Kreisarzt hat auch die sehr wichtige Aufgabe der Untersuchung der 
staatlichen Beamten, auch die Aufgabe der Seuchenbekämpfung nach allgemeinen, 
für das ganze Staatsgebiet geltenden Gesichtspunkten; das ist doch schließlich so 
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wichtig, daß der Staat gar nicht darauf verzichten kann, einen eigenen beamteten 
Arzt zu haben. 

Nun liegt der Ausweg nahe, den Kreisarzt mit den Obliegenheiten 
eines Kommunalarztes zu betrauen. Dies werden aber manche Städte 
wieder nicht wollen. Zudem ist es die Frage, ob die Kreisärzte, die ja jetzt 
schon meist voll beschäftigt und in Anspruch genommen sind, dies auch noch 
dazu werden leisten können. Sie haben ja nadi dem Kreisarztgesetz ganz be¬ 
sondere Aufgaben; sie haben nach Erfordern der zuständigen Behörden gutacht¬ 
lichen Rat zu geben; sie haben bei geplanten Maßnahmen von Amtsstellen das 
Recht, mit ihrem Rat gehört zu werden; sie haben informatorische Aufgaben, 
das heißt, sie sollen sidi über den Gesundheitszustand ihres Kreises den nötigen 
Überblick verschaffen, und sie haben schließlich noch eine anregende Tätigkeit, 
z. B. zur Abstellung von beobachteten Mängeln, auszuüben. Das alles nimmt 
erfahrungsgemäß die Kraft eines Kreisarztes vollständig in Anspruch. Dazu er¬ 
scheint es auch wünschenswert, daß der Kreisarzt doch noch etwas Zeit behält, 
mit Kranken in Berührung zu kommen, damit er die Verbindung mit der Praxis 
nicht ganz und gar verliert und schließlich ein reiner Theoriker wird. Alle Be¬ 
strebungen auf dem Gebiete der Gesundheits- und Wohlfahrtspflege werden am 
besten in Kreisgesundheitsämter oder Kreiswohlfahrtsämter oder wie 
man sie nennen mag, zusammengefaßt werden. Wer dann die Leitung haben 
soll, wird im einzelnen halle zu untersuchen sein. Die beste Vorsorge wäre ge¬ 
troffen, wenn der Kreisarzt auch diese Arbeit noch übernehmen könnte 
oder, falls er sie selbst nicht noch ausführen kann, einen Gehilfen für diese be¬ 
sondere Tätigkeit zur Seite hätte. Bei den Städten wird es sich vielleicht einrichten 
lassen, daß alle diese Aufgaben dem Kommunalarzt übergeben werden. 

Sollte bei der geplanten Reform der inneren Verwaltung die Bezirksinstanz 
oder die Provinzialinstanz wegfallen, so würde beim Wegfalle der Provinzial¬ 
instanz und beim Ausfall der Bezirksinstanz ein Provinzial-Gesundheitsamt 
oder -Wohlfahrtsamt geschaffen werden müssen, das sich aus den beamteten Mit¬ 
gliedern der betreffenden Medizinalbehörden und aus Vertretern aller in Betracht 
kommenden Vereine und Bestrebungen der Provinz bzw. des Bezirkes zusammen¬ 
zusetzen hätte. Jedenfalls sind die noch jetzt vorhandenen Provinzial-Medizinal- 
kollegien überflüssig, vielleicht kann man sie umgestalten und aus ihnen für die 
Provinz eine Fachinstanz für gerichtsärztliche Fragen schaffen. — Auch die 
Zentralinstanz, jetzt die erste Abteilung beim Wohlfahrtsministerium, müßten 
entsprechend den Kreis-, Bezirks- und Provinzialwohlfahrtsämtem in der Weise 
ausgebaut weraen, daß ihr außer den beamteten Mitgliedern wiederum Vertrauens¬ 
männer und Vertreter der Fürsorgebestrebungen, die im ganzen Lande vorhanden 
sind, angehören. Das über die Wissenschaftliche Deputation für das 
Medizinalwesen, die höchste medizinische Behörde in Preußen vorher gefällte 
wenig günstige Urteil hält Redner für nicht berechtigt, jedenfalls werde im Ausland 
über die höchste medizinische Behörde in Preußen mit großer Achtung gesprochen. 
Eine An ahl von wissenschaftlichen Instituten, darunter das berühmte Institut 
,Robert Koch“ für Infektionskrankheiten, die Landesanstalt für Wasserhygiene 
in Dahlem und noch einige andere in verschiedenen Provinzen vorhandene 
wissenschaftliche Institute, geben Zeugnis davon, daß die Zentralinstanz sich auf 
den verschiedensten Gebieten um die Förderung des wissenschaftlichen Lebens 
bemüht hat 

Das Gebiet des öffentlichen Gesundheitswesens ist eines der wichtigsten. Unser 
Volk ist von einer schweren Entartung bedroht, die sich auf die Wirkungen der 
unmenschlichen Hungerblockade zurückführt, unter der wir ja jahrelang gelitten 
haben... Es bezeichnet einen Tiefstand menschlichen Empfindens, daß sogar eng¬ 
lische Ärzte mit einer sadistischen Befriedigung davon get-prochen haben, man 
werde noch nach 50 Jahren in Deutschland die englische Krankheit merken 
können, und infolge dieser englischen Krankheit werde das deutsche Volk körper¬ 
lich schwach und widerstandsunfähig bleiben. Es muß deshalb alles Mögliche 
getan werden, um die Volksgesundheit wieder in die Höhe zu bringen. Wir 
sollten aber doch anderseits anerkennen, wie sehr unsere Medizinal¬ 
verwaltung ihren Befähigungsnachweis in der Vergangenheit erbracht 
bat. In den schweren Verhältnissen des Krieges mit seinen riesig gestiegenen 
Anforderungen bat die preußische Medizinalverwaltung ihren Aufgaben durch¬ 
aus genügt; ja darüber hinaus ist sie nach dem Urteil des Auslandes schon vor- 
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her so vorbildlich gewesen, daß andere Länder sie uns nachgemacht haben. 
Auch die Tatsache, daß wir während des Weltkrieges so wenig Seuchen im 
Lande gehabt haben, wie noch niemals während eines Krieges vorher, ist ein 
Beweis für die Güte und für die Leistung des preußisdien Medizinaiwesens. 
Hoffen wir, daß der Medizinalverwaltung bei einer Neuordnung das allgemeine 
Aussehen im Inland und im Ausland erhalten bleibe, dessen sie sich bisher all¬ 
gemein hat erfreuen können. (Bravo I rechts.) 

Die Besprechung wird hierauf geschlossen und der Antrag Friedberg ein¬ 
stimmig angenommen. _ 


Tasresnadiriditen. 

Die Medizlnalabteilung des Ministeriums ffir Volkswohlfahrt ist nun¬ 
mehr aus dem Ministerium des Innern in das für das Ministerium für Volkswohl¬ 
fahrt eingerichtete frühere Herrenhaus Berlin SW. 66, Leipziger Straße Nr. 3, verlegt. 


Das Reichsmlnlsterium des Innern in Berlin ist jetzt in das frühere 
Generalstabsgebäude (Berlin NW. 10, Königsplatz Nr. 6) verlegt. 


Mandatsniederlegnng. Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Abderhalden in Halle a. S. 
hat sein Mandat in der Preußischen Landesversammlung angeblich wegen seine^ 
beruflichen Verpflichtungen niedergelegt. An seine Stelle ist der Abg. Dr. Struve. 
Kiel zum Vorsitzenden, des Ausschusses für Bevölkerungspolitik gewählt worden 


Das Kabinett hat sich am 30. Dezember v. J. mit der Frage der Tltel- 
verlelhnng (s. Nr. 24 dieser Zeitschrift, S. 541) befaßt und sich dahin schlüssig 
gemacht, die Angelegenheit in der Besoldungsreformvorlage unter „Neuregelung 
der Amtsbezeichnungen“ ihrer Lösung zuzuführen. Den Beamtenorganisationen 
wird Gelegenheit gegeben werden, zu der Frage Stellung zu nehmen, um so mehr, 
als sie bei den Beratungen zur Besoldungsvorlage aufs engste beteiligt sind. 


Todesfall. Wieder ist ein langjähriges Vorstandsmitglied des Deutschen 
Medizinalbeamtenvereins, Herr Geh. Öbermedizinalrat Dr. Hauser in Darm¬ 
stadt, am 8. Dezember v. J. infolge eines Schlaganfalles im Alter von 75 Jahren 
sanft entschlafen. Seine großen Verdienste, die er sich während seiner Tätigkeit 
als Vortragender Rat in der Abteilung für öffentliche Gesundheitspflege des 
Ministeriums des Innern (1899—1917) um die Entwicklung und Förderung des 
öffentlichen Gesundheitswesens seines engeren Heimatlandes erworben bat, sind 
an dieser Stelle bei Gelegenheit der Feier seines 50jährigen Doktorjubiläums 
bereits eingehend gewürdigt (s. Nr. der Zeitschrift, 1917, S. 331). Bald darauf 
ist er aus dem Staatsdienste geschieden, hat aber trotz seines hohen Alters das 
Amt eines Vorsitzenden der Lazarettkommission des hessischen Landesvereins 
vom Roten Kreuz während des Krieges beibehalten und dessen Bestrebungen in 
segensreicher Weise gefördert. Seine hervorragende fachmännische Tüchtigkeit, 
seine aufopfernde Tätigkeit im Interesse des Vaterlandes und seine außerordent¬ 
liche persönliche Liebenswürdigkeit, sichern dem Verstorbenen ein dauerndes 
ehrendes Andenken bei seinen vielen Freunden und Bekannten, insbesondere 
aber bei den Medizinalbeamten seines engeren und weiteren Vaterlandes. - 


Mitteilung:. 

Mit Rücksicht auf wiederholte Nachfrage die Mitteilung, daß der 
Kalender für Medizinalbeamte auch für das Jahr 1920 wegen 
der zu hohen Herstellungskosten nicht erscheinen wird. 

Der Herausgeber. Die Schritftleitung. 


Verantwortlich für die Schriftleitung: Prof. Dr. Rapmund, Geh. Med.-Rat in Minden I. W. 
Druck von Louis Seidel Nachf., Leipzig. 
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Personalien. 

Deutsches Reich und Preußen. 

Ernannt:.Stabsarzt Or. Wasserfall in Strausberg zum Kreisassistenzarzt 
daselbst unter Überweisung an den Kreisarzt des Kreises Oberbarnim und des 
Stadtkreises Eberswalde, Kreisassistenzarzt Dr. Lücke in Alfeld, beauftragt mit 
der Verwaltung der Kreisarztstelle für die Kreise Alfeld und Grokau zum Kreis¬ 
arzt dieses Kreisarztbezirks. 

Übertragen: Die kommissarische Verwaltung der Kreisarztstelie Aschen¬ 
dorf mit dem Wohnsitz in Papenburg dem Kreisassistenzarzt Dr. Robinski in 
Ottendorf. 

Versetzt: Die Kreisärzte Dr. Hahn in Stettin nach Königsberg i. Pr. (Nord), 
Or. Neu beit in Sarotschin nach Frankfurt a. Oder, Dr. Hall wachs von Znin nadi 
Naumbuig a. Saale, Dr. Neumann in Heinsberg (Rheinland) nach Koblenz als 
Hilfsarbeiter bei dem dortigen Medizinaluntersuchungsamte (Wohnsitz: Emsa. Lahn), 
Dr. Kuschel in Schmiegel und Med.-Rat Dr. Harisch in Rawitzsch nach Breslau 
zur Verfügung des Reg.-Präsidenten, Dr. Holthausen, Direktor der Provinzial¬ 
anstalt für Schwachsinnige in Rastenburg an die Provinzialanstalt in Tapiau 
(Ostpreußen). 

Im Jahre 1919 haben in Preußen nach Ablegung der f*rüfung für Kreisärzte 
das Befähigungszeugnis zur Verwaltung einer Kreisarztstelle folgende Arzte 
erhalten: Dr. Willi Ammenhäuser in Potsdam, Dr. Fritz Benkwitz in Biele¬ 
feld, Dr. Otto Beyreis in Kiel, Dr. Willi Boehm in Oppeln, Dr. Paul Börn- 
stein in Berlin, Dr. Friedrich Ernst Buchwald in Gehrden, Dr. Karl Busch in 
Mansfeld, Dr. Herwart Fischer in Breslau, Dr. Georg Haertel in Warlubien, 
Dr. Franz Hapke in Zeven, Dr. Erich Heinedce in Frankfurt a. M., Dr. Werner 
Heyl in Berlin-Schöneberg, Dr. Erich Jeske in Kattowitz, Dr. Arno Kirsche in 
Hannover, Dr. Friedrich Kreuser in Merzig, Dr. Walter Kunze in Naum¬ 
burg a. S , Dr. Heinrich Lange in Berlin, Dr. Adolf Neuendorff in Bemburg, 
Prof. Dr. Werner Rosenthal in Göttingen, Dr Emil Rutsdimannln Bahn (Pom.), 

Fortsetzang der Personalien auf der 4. und 5. Seite des Anzeigenteils. 
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München 28. 








KUIver« Mitulluniren 00 ,d 
ZdtdtihriitMi. 

OencMliob* .. , . 


JlMiandlttatcii 


t: 1 ni^ 5 :o 6 tur ß>vututvSpiViwdl*: Rcjd^ 

fleijV V»fli- Or. wicd- 




Üf»lT VKnbrd^ 

D^, ,siniw; >'\:-'^:. ;v- ■« • ■'- " 


Dr. Eahlbamn, Görlitz 


Kuranslalt: Offene Abteiluiiß^ für Nen'enkranke, 

HeiIanstaUt Gbadilb^ene Abteilung^für Goiateskraiikc, 

Aerztliiiies PHdag;.6g1um: 


£y ä 4 i >i|»r«*i*bH««i:«l — Zwan«;!hror!*tf*fl 0 iiij: heilt 

Stottern r"“ Rob. Emst, 

weriasstr von ,Keüi mehr* Kerne üChem*- 

ti'sEhfeti Kür>'e, ‘Ujhtjern ÜpezialhetiändlunR. Claft/ejvd be:«älTrtev in iojäht/ Praxis 
irrprtrbte?. A crtahrenf Prospekte gratis. Sprftchsiundert 3Vß- 


H UirD 7 #lf^ Inhaber 

m nim&iMliiEf Mu««r 

Berlin W. 62 , Kellelbeckslr. 21 

Amt tätitow tl 87 f$ 

Erd* und Feuerbestattung. 


Besorgung alter Beerdiguogsangelegenheiten 






mmbmm 

nitt 


•.*•• V • ■ '1 









Personalien. 

Deutsches Reich und PreuSen. 

Ernannt: .Stabsarzt Dr. Wasserfall in Strausberg zum Kreisassistenzarzt 
daselbst unter Überweisung an den Kreisarzt des Kreises Oberbamim und des 
Stadtkreises Eberswalde, Kreisassistenzarzt Dr. Lücke in Alfeld, beauftragt mit 
der Verwaltung der Kreisarztstelle für die Kreise Alfeld und Grokau zum Kreis¬ 
arzt dieses Kreisarztbezirks. 

Übertragen: Die kommissarische Verwaltung der Kreisarztstelle Aschen¬ 
dorf mit dem Wohnsitz in Papenburg dem Kreisassistenzarzt Dr. Robinski in 
Ottendorf. 

Versetzt: Die Kreisärzte Dr. Hahn in Stettin nach Königsberg i. Pr. (Nord), 
Dr. Neu beit in Sarotschin nach Frankfurt a. Oder, Dr. Hall wachs von Znin nach 
Naumburg a. Saale, Dr. Neu mann in Heinsberg (Rheinland) nadi Koblenz als 
Hilfsarbeiter bei dem dortigen Medizinaluntersuchungsamte (Wohnsitz: Ems a. Lahn), 
Dr. Kuschel in Schmiegel und Med.-Rat Dr. Harisch in Rawitzsch nach Breslau 
zur Verfügung des Reg.-Präsidenten, Dr. Holthausen, Direktor der Provinzial¬ 
anstalt für Schwachsinnige in Rastenburg an die Provinziaianstalt in Tapiau 
(Ostpreußen). 

Im Jahre 1919 haben in Preußen nach Ablegung der Prüfung für Kreisärzte 
das Befäbigungszeugnis zur Verwaltung einer Kreisarztstelle folgende Ärzte 
erhalten: Dr. Willi Ammenhäuser in Potsdam, Dr. Fritz Benkwitz in Biele¬ 
feld, Dr. Otto Beyreis in Kiel, Dr. Willi Boehm in Oppeln, Dr. Paul BÖrn- 
stein in Berlin, Dr. Friedrich Emst BuchwaId in Gehrden, Dr. Karl Busch in 
Mansfeld, Dr. Herwart Fischer in Breslau, Dr. Georg Haertel in Warlubien, 
Dr. Franz Hapke in Zeven, Dr. Erich Hein ecke in Frankfurt a. M., Dr. Werner 
Heyl in Berlin-Schöneberg, Dr. Erich Jeske in Kattowitz, Dr. Arno Kirsche in 
Hannover, Dr. t-riedrich Kreuser in Merzig, Dr. Walter Kunze in Naum¬ 
burg a. S , Dr. Heinrich Lange in Berlin, Dr. Adolf Neuendorff in Bernburg, 
Prof. Dr. Werner Rosen thal in Gbttingen, Dr Emil Rutschmann in Bahn (Pom.), 

Fortsetzang der Personalien auf der 4. und 5. Seite des Anzeigenteils. 
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Dr. Fritz Sdiapals in Halle a. S., Dr. Erich Schrecfcer in Berlin, Dr. Hans 
Schüller in Kiel, Dr. Otto Schweers in Berlin, Dr. Hans Schmidt in Bochum, 
Dr. Josef Stamm in St. Goarshausen, Dr. Georg StraBmann in Berlin und 
Dr. Karl Wiener in Fürth. 

Bayern. 

Ernannt: Die praktischen Ärzte Dr. Friedrich Sichert in München zum 
Bezirksarzt in Kronach, Dr. Eduard Schmitt in Edesheim zum Bezirksarzt in 
Bergzabern. 

Berichtigung: Arzt Dr. W. Winterstein in Brückenau ist nicht zum 
Bezirksarzt in Brückenau ernannt, wie in Nr. 23 1919 irrtümlidi angegeben war, 
sondern zum Bezirksarzt in Millridistadt 

In den Ruhestand getreten: Med.-Rat Dr. Eidam, Bezirksarzt in Gunzen- 
hausen. 

Sachsen. 

Ernannt: Dr. Roesler in Leipzig zum Bezirksarzt in Großenhain. 

Württemberg. 

Ernannt: Zum Ministerialdirektor der Abteilung für das Gesundheitswesen 
im Ministerium des Innern: Ministerialrat Dr. Bechtle und zu Mitgliedern dieser 
Abteilung: Obermedizinalrat Dr. v. Scheurlen in Stuttgart mit der Amtsbezeich¬ 
nung eir.es Ministerialrats und unter Bestellung zum Vorstand des medizinischen 
Landesuntersuchungsamtes, Regierurgsdirektor Dr. v. Berchwünger unter Be¬ 
stellung zum Vorstand des tierärztlichen Landesuntersuchungsamtes, Obermedizinal¬ 
rat Dr. Walz unter Ernennung zum Regierungsrat im Ministerium des Innern, 
die Reg.-Räte Röchler und Dr. Mayer, Obermedizinalrat Dr. Camerer, 
Direktor der Heilanstalt Winnenthal, zum Ministerialberichterstatter für das Gebiet 
des Irrenwesens im Nebenamt und Hofrat Dr. Müller in Stuttgart zum pharma¬ 
zeutischen Berichterstatter. 

Versetzt: Oberamtsarzt Dr. Stoll in Munsingen in die vollbesoldete Ober¬ 
amtsarztstelle Blaubeuren-Munsingen mit dem Wohnsitz in Munsingen. 

ln den Ruhestand getreten: Der Vorstand des Medizinalkollegiums 
Präsident v. Nestle, sowie die nicht vollbesoldeten Mitglieder des Medizinal¬ 
kollegiums Medizinaldirektor Dr. v. Rembold und Ober-Med.-Rat Dr. Kohl- 
haas, ferner Med.-Rat Dr. Baur, Oberamtsarzt in Blaubeuren. 

Baden. 

Ernannt: Kreisassisteniarzt Dr. Battlehner in Karlsruhe zum Bezirksarzt 
des Bezirksarztbezirks II daselbst 


Dr. Erlenmeyer’scüie Anstalt 
für Gemüts- u. Nervenkranke 
zu Bendorf bei Coblenz. 

ViUenbaufen. Zentralheizung, elektr. Licht Beschäftigung der 
Kranken in Werkstätten u. in der Gärtnerei mit Gemüsebau etc. 

14 Morgen großer Park. 

Chefarzt: Geheimrat Dr. Erlenmever. 

Hausarzt: Saii.«Raf Dr. Wagner (Msher im Kurhaus Nassau). 

Prospekte durch die Verwaltung. (■■■■■■■■ 


«erlag von Fischer s inedizin.BuchhaRdlung H. Kornfeld, nerliniu 02, Reithstranes 

Die Ruhr 

Ihr Wesen und ihre Behandlung 

von 

Prof. Dr. L. Brauer, Eppendorf. 

Mk. 4.50. 
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Dr. Straßmann. 


dem Begriff „Kindbettfieber“ jedes Fieber im Wochenbett, das mit 
Veränderungen an den Geschlechtsteilen der Wöchnerin einhergeht. 

Diese Unsicherheit, die mit dem Begriff: „Kindbettfieber“ ver¬ 
bunden ist, erschwert die Erkenntnis, Behandlung und Bekämpfung 
der Krankheit 

Vom sanitätspolizeilichen Standpunkt kommt es hauptsächlich dar¬ 
auf an, die Entstehung des Kindbettfiebers zu verhüten und die Ver¬ 
breitung der Krankheit möglichst einzuschränken. 

Es wurde daher zum Zwecke der wirksameren Bekämpfung vor¬ 
geschlagen, an die Stelle des Wortes: „Kindbettfieber“ den umfassen¬ 
deren, gut verständlichen Ausdruck „übertragbare Wochenbetterkran¬ 
kungen“ zu setzen (Nesemann), oder festzulegen, daß als Kindbett¬ 
fieber im Sinne des Gesetzes betreffend die Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten vom 28. August 1905 jedes Fieber im Wochenbett gelten 
sollte, bei dem ein Zusammenhang zwischen Fieber und voraufge¬ 
gangener Entbindung nicht mit Sicherheit ausgeschlossen werden könne 
(K roh ne). Diesem Vorschlag ist in der neuesten Dienstanweisung 
für Hebammen im Königreich Preußen in gewisser Hinsicht Rechnung 
getragen worden. 

Nadi der Definition der meisten Geburtshelfer ist das Kindbettfieber ein 
Wundfieber, das in zwei verschiedenen Formen auftreten kann, erstens als Wund- 
iiftoxikation und zweitens als Wundinfektion (Bumm). Die Wundintoxikation 
entsteht meist durch Fäulniskeime, Saprophyten, die sich nur in totem, nekro¬ 
tischem Gewebe vermehren und dort Gifte erzeugen, durch deren Aufnahme in 
dem Körper Fieber hervorgerufen wird. Diese Fäulniskeime haben nicht die 
Fähigkeit, in lebende Gewebe einzuwandern und sich darin zu entwickeln. Meist 
wird diese Wundintoxikation durch obligate Anaerobier bewirkt, doch können 
alle pyogenen Keime Fäulnisgifte produzieren und Resorptions-Fieber erzeugen 
(Henkel). 

Dieser gutartigen Form des Kindbettfiebers steht die zweite, wichtigere, 
minder harmlos verlaufende Art gegenüber, die Wundinfektion, bei der die 
Bakterien nicht auf totem Nährsubstrat allein wachsen, sondern sich an den 
Wundflächen ansiedeln und vermehren sowie über die Wunden hinaus in das 
lebende Körpergewebe und in das Blut einzudringen vermögen, sich dort ver¬ 
mehren und schwere örtliche und Allgemeinschädigungen hervorrufen können. 

Die Häufigkeit der Infektion im Kindbett beruht darauf, daß die Bakterien 
an den Genitalien der Wöchnerinnen günstige Ansiedlungsmöglichkeiten finden; 
denn die bei jeder Geburt entstehenden Wunden, die Damm- und Cervixrisse, 
besonders aber die des schützenden Epithelüberzuges beraubte große Wundhöhle 
der Gebärmutter bilden einen guten Nährboden und eine vorteilhafte Eintritts¬ 
pforte für Bakterien. Die klaffenden Blut- und Lymphspalten des Uterus, die in 
das Uteruslumen frei hineinragenden Gefäße an der Uteroplazentarstelle oder 
die die Venen an dieser Stelle verschließenden Thromben, sowie die intensiven 
Resorptionsvorgänge im Puerperium erleichtern die Aufnahme und Verbreitung 
giftiger Stoffe in die Säftemasse des Organismus. Gerade die Haftstelle der 
Placenta ist für die Entstehung und Ausbreitung infektiöser Prozesse im Wochen¬ 
bett besonders geeignet (Bumm). 

Die Wundinfektion kann an den Wundflächen lokalisiert bleiben. Dies ist 
die gutartigere Form der Wundinfektion. In anderen Fällen kann die Infektion 
aber über die Eintrittspforte hinaus sich verbreiten. Es hängt dies von der 
Virulenz der Erreger, von der Zahl, dem Ort und dem Zeitpunkt der Einimpfung 
der Keime, sowie von der Widerstandsfähigkeit des Organismus im allgemeinen 
und der örtlichen Beschaffenheit des befallenen Gewebes im besonderen ab. 
Mannigfaltig ist der Verlauf der Krankheit. Von den leichtesten, nur mit einer 
geringgradigen Temperatursteigeiung von wenigen Tagen verlaufenden Fällen bis 
zu den schwersten, rasch zum Tode führenden Formen finden sich alle Über¬ 
gänge. Während die Wundintoxikationen und die lokalisierten Wundinfektionen 
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meist in Heilung übergehen, endigen die pyämisdien, septischen und peritonitischen 
Formen sehr häufig tödlich oder verursachen jedenfalls eine langdauemde schwere 
Erkrankung der Frau und hinteriassen oft Folgeerscheinungen, die die Gesund¬ 
heit und Erwerbsfähigkeit der Erkrankten erheblich beeinträchtigen. 

Um die Bedeutung des Kindbettfiebers vom sanitätspolizeilichen 
Standpunkt beurteilen zu können, ist neben der Kenntnis des Krank¬ 
heitsverlaufs auch die Kenntnis der Erreger und der Entstehungs¬ 
ursachen notwendig. Als Erreger des Kindbettfiebers kommt eine 
große Anzahl von Bakterien in Betracht, jedoch werden an Häufigkeit 
des Vorkommens, besonders in den s^weren Fällen alle anderen 
Spaltpilze von den Streptokokken übertroffen, während die harmlosen 
Formen des Fäulnisfiebers meist von nur unter Sauerstoffabschluß 
gedeihenden Saprophyten erzeugt werden. 

Außer den Streptokokken sind jedoch auch zahlreiche andere 
pathogenen Bakterien imstande, Kindbettfieber zu erzeugen. 

Mannigfach sind die Wege, auf denen die Erreger in den 
Körper der Wöchnerin gelangen, sich an den Wundflächen der Genitalien 
festsetzen und Ausgangspunkte für das Kindbettfieber werden können. 

Die einzelnen Entstehungsarten des Wochenbettfiebers hat 
Aschoff in einem übersichtlichen Schema zusammengestellL Er unter¬ 
scheidet zunächst eine spontane Infektion mit endogenen Keimen. 
Darunter sind solche Bakterien zu verstehen, die sich normalerweise 
bereits vor der Geburt an und in den Geschlechtsteilen der Frau vor¬ 
finden. Für diese Art der Kindbettfieber-Entstehung gebrauchte 
Semmel weis den Ausdruck: „Selbstinfektion“, der früher recht 
üblich war, der jedoch zu Unklarheiten Veranlassung geben kann und 
daher besser vermieden wird (Fehling). 

Der spontanen, endogenen Infektion stellt Aschoff dieartefizielle 
Infektion mit endogenen Keimen gegenüber. Bei dieser werden 
die an Vulva oder Vagina der Schwangeren, Gebärenden oder Wöch¬ 
nerin befindlichen Bakterien mechanisch durch sicher keimfreie Gegen¬ 
stände z. B. durch Eingehen mit der desinfizierten mit sterilen Gummi¬ 
handschuhen versehenen Hand oder durch Berührung mit ausgekochten 
Instrumenten aus den unteren keimhaltigen in die oberen, normaler¬ 
weise keimfreien Abschnitte des Geburtskanals verschleppt 

Diejenige Art der Entstehung des Kindbettfiebers, die überein¬ 
stimmend vom allgemeinen wie vom sanitätspolizeilichen Standpunkt 
als besonders wichtig, ja als ausschlaggebend für die Verbreitung der 
Krankheit angesehen, ist die Infektion mit exogenen Keimen, die 
Infektion von außen. Dabei führen die geburtsleitenden oder die mit 
der Pflege und Behandlung der Gebärenden oder Wöchnerin betrauten 
Personen die an ihren eigenen Händen befindlichen oder an Instrumenten 
habenden Keime in die Geburtswege der Frau ein (Dohrn, Winckel, 
V. Herff). 

Daß infektiöse Stoffe von der Leiche auf gesunde Gebärende 
übertragen, bei diesen Kindbettfieber erzeugen, hat zuerst Semmel¬ 
weis erkannt Die Krankheitserreger können jedoch nicht nur von der 
Leiche auf gesunde Personen übertragen werden, sondern sie können, 
wo sie auch immer herstammen mögen, Kindbettfieber hervorrufen, 
wenn sie an oder in die Genitalien einer Gebärenden oder Wöchnerin 
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gebracht werden. Es ist dabei gleichgültig, ob der betreffende Infek¬ 
tionserreger sich vorher in dem Wodienlluß, der beschmutzten Unter¬ 
lage oder den Verbandsstoffen einer kindbettfieberkranken Wöchnerin 
oder in irgendeiner eiternden Wunde eines Menschen befunden hat, oder 
ob er von einer sonstigen übertragbaren Krankheit, z. B. Erysipel (Rap¬ 
mund), stammt. Besonders gefährlich ist es, daß auch der Wodienfluß 
gesunder Wöchnerinnen in fast */, aller Fälle (Fromme) Streptokokken 
enthält, die bei Berührung der Wäsche oder der Geschlechtsteile der an¬ 
scheinend gesunden Wödinerin an die Finger der Hebamme oder Pflegerin 
gelangen und durdi diese an die Genitalwunden anderer Kreißender 
oder Wöchnerinnen gebracht werden können, wo sie imstande sind, 
eine schwere Infektion zu erzeugen. Die Übertragungsmöglichkeiten 
ansteckender Keime auf die Gebärenden und Wöchnerinnen sind daher 
so zahlreidi und mannigfaltig, daß es unmöglich ist, jeden einzelnen 
derartigen Fall zu erwähnen. Jeder Arzt, jede Hebamme, jede Wochen¬ 
bettspflegerin, jede in der Umgebung der Wöchnerin befindliche 
Person, insbesondere jede bei einer Geburt tätige Kurpfuscherin, ver¬ 
mag durch Berührung der Geschlechtsteile mit keimhaltigen Fingern 
oder Gegenständen die Frau zu infizieren. Fast jeder Arzt, der außer 
der Geburthilfe allgemeine Praxis ausübt, ist täglich der Gefahr aus- 
gesetzt, seine Hand mit den versdiiedenensten Wundkeimen zu be¬ 
schmutzen. Es wird daher eine Keimübertragung durch den Arzt 
möglich sein, wenn er nicht mit allen Mitteln ärztli^er Kunst Vorsichts¬ 
maßregeln ergreift 

Häufig geschieht die Übertragung des Kindbettfiebers durch die 
Hebamme; jedoch hat sich die Annahme, daß die Hebammen allein 
oder am meisten zur Verbreitung des Kindbettfiebers beitragen, als 
falsch herausgestellt (Krohne). Gewiß können Hebammen, die in 
etwa 95 “/o aller Geburten ohne ärztliche Hilfe die Entbindungen vor¬ 
nehmen (Hofmeier), von einer kranken Wöchnerin auf eine gesunde 
Gebärende, die sie nach Berührung mit der Erkrankten untersuchen, 
Kindbettfieber-Keime übertragen. Auch ist nicht zu leugnen, daß die 
Hebammen Krankheitserreger verschleppen können, wenn ansteckende 
Krankheiten in ihrem Hause oder dem Haus einer ihrer Wöchnerinnen 
Vorkommen, oder wenn sie selbst an einer ansteckenden Krankheit 
oder an einer eiternden Wunde leiden. In einer großen An¬ 
zahl von Fällen ist diese Art der Übertragung des Kindbettfiebers 
durch Hebammen festgestellt worden (Frey und Ahlfeld). Dazu 
kommt die Gefahr, daß wenn eine solche Krankheit oder Wunde nicht 
rechtzeitig erkannt und gemeldet wird und keine Verhütungmaßregeln 
getroffen werden, die Hebamme Krankheitskeime auf eine größere 
Anzahl von Gebärenden und Wöchnerinnen verbreiten kann. Daß 
aber die Gefährlichkeit der Hebammen inbezug auf die Verbreitung 
des Kindbettfiebers vielfach überschätzt wird im Verhältnis zu der 
Bedeutung von Arzt, Publikum und Kurpfuscherei, haben Gegenüber¬ 
stellungen von den durch Hebammen einerseits und Ärzte anderseits 
gemachten Entbindungen und den durch sie erzeugten und verbreiteten 
Fällen von Kindbettfieber ergeben. 

Die Statistiken von Krohne und Rathmann ergeben in dieser Hinsiciit 
ein gutes Bild Im Regierungsbezirk Düsseldorf wurden 1907 im ganzen 107294 
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Frauen, davon von Hebammen allein 97 799, von Arzt und Hebammen zusammen 
9681 Frauen entbunden. Unter den von einer Hebamme allein entbundenen 
Frauen erkrankten 388 = 0.39 % an infektiösen Puerperal-Erkrankungen, darunter 
waren 89 Todesfälle = 0,09<*/« Mortalität. Dagegen erkrankten von den durdh 
Arzt und Hebamme entbundenen Frauen 254 = 2,7% und die Mortalität betrug 
154= 1,5% (Rathmann). Unter 1845959 Entbindungen der Jahre 1901—()4 
aus einer größeren Anzahl von preußischen Kreisen kam ein Kindbettfieberfall 
auf 243 von Hebammen einsdiließlich der mit ärztlidier Hilfe geleiteten Geburten 
= 0.4 % Morbidität, dagegen bereits ein Erkrankungsfall auf 44 durdi Ärzte allein 
vorgenommene Entbindungen = 2,5% Morbidität (Krohne). Ein sicheres Ver- 
sdiulden der Hebamme bei der Entstehung des Kindbettfiebers konnte nur in 
6% der Krankheitsfälle festgestellt werden. Der Beobachtung liegen 7983 Er¬ 
krankungen und 2826 Todesfälle an Kindbettfieber zugrunde, die Kroh ne sich 
durch Kreisärzte zusammensteilen ließ. Im Vergleich zu der großen Zahl der 
Hebammen-Entbindungen ist die Erkrankungsziffer gering. Allerdings wurde in 
2,7% der Fälle die Uebertragung des Kindbettfiebers durch die Hebamme von 
einer erkrankten Wöchnerin auf eine gesundefestgesteilt (Krohne). In Wirklich¬ 
keit dürfte die Zahl der Übertragungen noch höher sein. D^egen wurden fast 
% aller Kindbettfieberfälle nach Geburten, die von Ärzten geleitet oder beendigt 
wurden, beobachtet (Krohne). Gewiß ist bei der hohen Mortalität der ärzt- 
lidien Entbindungen zu berücksichtigen, daß die Ärzte meist nur zu schweren, 
langdauemden Geburten gerufen werden, in denen die Hebamme bereits innerlich 
vorher untersucht hat und bei denen oft operative Eingriffe erforderlich sind. 
Diese bereiten dadurch, daß sie neue Wundflächen an den Geburtswegen 
schaffen, den Boden für Infektionen vor. Ein anderer Grund ist jedoch die 
vielfach übliche ärztliche Polypragmasie, infolge deren zu viel innerlidi unter¬ 
sucht und operiert wird, und die besonders häufige Gelegenheit, mit infektiösen 
Stoffen in Berührung zu kommen, der der Arzt mehr ausgesetzt ist, als die 
Hebamme (Krohne). In Ostpreußen waren 1909 die von Ärzten geleiteten 
Geburten, die höchstens den 10. Teil aller Entbindungen darstellten, mit 36% 
an den Erkrankungen, mit 38 Prozent an den Todesfällen von Kindbettfieber be¬ 
teiligt, wogegen die von Hebammen geleiteten Geburten, die 72% aller Entbin¬ 
dungen betrafen, nur wenig mehr, nämlich 50% der Erkrankungen und 44% der 
Todesfälle ausmachten (Radtke und Winter). Von 94 Erkrankungsfällen, die 
nach ärztlich geleiteten Geburten auftraten, waren in 74 Fällen operative Eingriffe, 
darunter 30mal die manuelle Plazentar-Losung ausgeführt worden (Winter und 
Radtke). Für Berlin hat Nesemann die Beteiligung der Ärzte und Hebammen 
an den Erkrankungen von Kindbettfieber nach den polizeilichen Meldungen und den 
standesamtlichen Mitteilungen zusammengestellt. Danach kamen bei nur von Ärzten 
geleiteten Entbindungen 1905:12,1906:5,1907 : 6,1908:12,1910:33 Fälle von Kind- 
bettfieber vor, wo hingegen die Hebammen allein 1905 an 17, davon eine Hebamme 
an 8, 1906 an 27, 19i0 an 15 Kindbettfieber-Erkrankungen beteiligt waren. Wie 
weit diese Zahlen der Wirklichkeit entsprechen, bleibt deshalb unklar, weil 
zwischen den polizeilich gemeldeten und den statistisch festgestellten Zahlen er¬ 
hebliche Differenzen vorhanden sind (Nesemann). 

Günstiger liegen zurzeit im allgemeinen die Verhältnisse in den 
großen Entbindungsanstalten, so daß eine Entstehung und Ver¬ 
breitung schwerer Kindbettfieberfälle dort ziemlich selten ist Zwar 
sollen bei unkompliziertem Geburtsverlauf auch in den Kliniken bei 
Erstgebärenden in 5®/o, bei Mehrgebärenden in 3®/o aller Geburten 
kurzdauernde Fiebersteigerungen Vorkommen, jedoch handelt es sich 
bei dem harmlosen Verlauf dieser Temperaturerhöhungen meist nur 
um leichtere Formen der puerperalen Infektion (Pankow). Die Kind- 
bettfieber-Sterblichkeit an den großen deutschen und ausländischen 
Entbindungsanstalten schwankt z. Zt zwischen 0,2“/o und 0®'o» während 
sie 1874 noch l,63Vo und 1883 = 0,96betrug (v. Herff). Von 
7944 in der Straßburger Frauenklinik von 1902—10 entbundenen 
Frauen starben 6 Frauen = 0,07'’ o an Kindbettfieber, dessen Ent¬ 
stehung der Klinik zur Last zu legen war (Bruar). 
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Übertragungen des Kindbettfiebers können fernerhin durch Wo die n- 
bettpflegerinnen oder andere Pfiegepersonen Zustandekommen, 
wenn diese eine kindbettfieberkranke Wöchnerin oder eine andere 
infektiöse Kranke gepflegt und dabei ihre Hände durdi Berührung 
der Kianken selbst, ihrer Bettwäsche oder Unterlagen mit infektiösen 
Keimen infiziert haben. Dies wird besonders der Fall sein, wenn 
sie ohne Durchführung einer gründlichen Desinfektion eine neue 
Pflege bei einer gesunden Wöchnerin übernehmen; 

Ebenso kann Kindbettfieber durch Kurpfuscher oder Kur¬ 
pfusch er innen, die an Stelle von Hebammen geburtshilflich tätig 
sind, erzeugt und übertragen werden, zumal derartige Personen in 
der Anwendung von Desinfektions-Maßnahmen nicht geübt sind, noch 
sich jemals zu desinfizieren pflegen. In den östlichen Provinzen 
Preußens, wo in den dünn besiedelten Bezirken wenig Hebammen 
vorhanden und die wenigen sdiwer erreichbar sind, spielt die Kur¬ 
pfuscherei bei Entstehung und Verbreitung von Kindbettfieber eine er¬ 
hebliche Rolle (Winter). 

Daraus erklärt sich, daß in Ostpreußen 1905 in dem Regierungsbezirk Allen¬ 
stein bei 42”/o Pfuscherinnengeburten die Sterblichkeit an Kindbettfieber 47,4, 
im Regierungsbezirk Königsberg i. Pr. dagegen bei nur 10—20*/o Pfuscherinnen¬ 
geburten 32,2 auf 10000 Entbindungen betrug und daß unter 260 festgestellten 
Kindbettfieber-Erkrankungen 40, unter 86 Todesfällen an Kindbettfieber 17 Geburten 
waren, die allein von Kurpfuscherinnen geleitet worden waretf (Radtke und 
Winter). Noch größer war die Differenz 1909 zwischen dem Kreis Sensburg, 
der zahlreiche Pfuschfrauen besaß und in dem 58 Kindbettfieber-Erkrankungen 
auf 10000 Entbindungen vorkamen, und dem Kreis Pr.-Holland, der mehr Heb¬ 
ammen und weniger Pfuscherinnen hatte, und wo nur 8,8 Erkrankungen beobachtet 
wurden (Radtke und Winter). Auf Kurpfuscherei oder auf verbrecherische 
Eingriffe ist es zurückzuführen, wenn — wie es tatsächlidi der Fall ist — nach 
Fehlgeburten, die ohne Zuziehung von Arzt oder Hebamme erfolgen, besonders 
häufig Kindbettfieber auftritt. So waren in Berlin 19()4 unter 179 Todesfällen an 
Kindbettfieber 10. 1905 unter 146 Fällen 10, 1906 unter 174 Fällen 12, 1907 unter 
176 Fällen 26, 1908 unter 183 Fällen 20, 1911 unter 242 Fällen 13, 1912 unter 
259 Fällen 7, 1913 unter 278 Fällen 18 Aborte ohne Beteiligung eines Arztes 
oder einer Hebamme (Nesemann). 

Schließlich vermögen Angehörige oder andere Personen, die 
sich in der Umgebung der Wöchnerin aufhalten, z. B. diphtherie- 
oder scharlachkranke Kinder oder Verwandte, die an eiternden 
Wunden leiden, Ausgangspunkt für Wodienbettfieber zu werden, zu¬ 
mal wenn sie weder die Gefährlichkeit einer derartigen Krankheit 
noch die erforderlichen Schutzmaßnahmen kennen. Zu erwähnen ist, 
daß durch geschlechtlichen Verkehr kürzere Zeit vor oder nadi der 
Geburt öfters Übertragungen von Kindbettfieber-Keimen vorgekommen 
sind (Krohne). ln allen diesen Fällen handelt es sich um eine In¬ 
fektion mit exogenen Keimen. 

Eine weitere Art der Entstehung des Kindbettfiebers ist die 
hämatogene, lymphogene und die deszendierende Infektion. 
Dabei leidet die Wöchnerin an einem infektiösen Prozeß irgendeines 
Organs ihres Körpers. Die Infektionserreger gelangen von dort aus 
auf dem Blut- oder Lymphwege in die Geburtswege und siedeln sich 
in der Wundhöhle des Uterus als einem locus minoris resistentiae an. 
Nach Angina, Mastitis ist dies öfters beobachtet worden. Erkranken 
Organe der Bauchhöhle, so können Keime in die benachbarten Ge¬ 
schlechtsorgane direkt überwandern. 
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Endlich ist nodi zu erwähnen die Autoinfektion, bei der die 
Wödinerin sich selbst infiziert. Dies kann mit endogenen Keimen ge* 
schehen. Die Kreißende bringt dadurch, daß sie mit Fingern oder 
Instrumenten in ihre Genitalien eingeht. Keime, die sich in den unter¬ 
sten Abschnitten des Genitalkanals befinden, in die oberen, sonst 
keimfreien Abschnitte. Auf dieselbe Weise kann sie saprophytäre 
ektogene Keime, die sich an ihrer Haut oder Hand befinden, oder, 
wenn sie Gelegenheit hatte, ihre Hände mit septischem Material zu 
infizieren, auch exogene septische Keime in ihre Geburtswege hinein¬ 
bringen (Pankow). Soldie inneren Untersuchungen und Betastungen, 
die die Wöchnerin an sich selbst vornimmt und die dem Arzte oft 
unbekannt bleiben, kommen in den östlichen Provinzen Preußens häu¬ 
figer vor als in den westlichen; eine gewisse Bedeutung bei der Ent¬ 
stehung des Kindbettfiebers ist ihnen nicht abzusprechen, wenn die 
ganze Umgebung, die Wäsdie und sonstigen Gegenstände der Wöch¬ 
nerin sich in schmutzigem Zustand befinden (Winter). 

Die Sanitätspolizei liehe Bede utungdesKindbettfiebers ist darum 
besonders groß, weil noch heute dem Kindbettfieber zahlreiche Frauen 
zum Opfer fallen, der Staat durch diese Krankheit viele gebärfähige 
Frauen verliert und zahlreiche Kinder dadurch ihrer Mutter beraubt 
werden. Es kommt noch hinzu, daß von den Erkrankten diejenigen, 
die wieder gesund werden, oft noch längere oder kürzere Zeit unter 
den Folgen der Krankheit leiden und arbeits- und erwerbsunfähig 
bleiben. 

Einzelne Fälle von Kindbettfieber sind schon frühzeitig' vorgekommen; als 
Seuche trat das Kindbettfieber erst seit Errichtung der Gebärhäuser auf. Nadi 
älteren Angaben starben in der Zeit von 1816—1875 in Preußen 363624, d. h. 
durdtschnittlich jährlich 6050 Frauen, in Berlin von 1861—1877 durchschnittlich 
227 Frauen an Kindbettfieber (Boehr). Im Jahre 1895 starben in Berlin an 
Kindbettfieber 128 Frauen auf 48347 Geburten, 1896 123 auf 49520 Geburten: 
die Todesfälle an Kindbettfieber machten etwa 45—46 */<• aller Todesfälle im Kind¬ 
bett aus (Ehlers). Zwischen 1895—1900 waren unter rund 4(XX) Todesfällen im 
Kindbett in Preußen durchschnittlidi 1570 Todesfälle an Kindbettfieber, so daß 
etwa auf 800 Geburten ein Todesfall an Kindbettfieber kam, eine Statistik, die 
jedoch nicht ganz sicher ist (Krohne). 1901—1904 kam auf 653 Entbindungen 
in F^reußen ein Todesfall an Kindbetttieber; die Erkrankungsfälle betrugen, auf 
1000 Entbindungen berechnet,4,26 "1», dieTodesfälle 1,5 T in derselben Zeit(Krohne). 

In Baden sank die Sterblichkeit an Kindbettfieber von 0,35"/o 1885—1894 
auf 0,28*/o 1900—1910, in Sachseü von 30,9 auf 10(XX) Geburten in den Jahren 
1883—1889 auf 17,3 in der Zeit von 1905—1909 (Boehr). 

Während nach Einführung der geburtshilflichen Antisepsis und Asepsis in 
der Zeit zwischen 1880 und 1890 die Erkrankungs- und Sterblichkeitsziffer des 
Kindbettfiebers sich gegenüber der vorantiseptischen Zeit erheblich verringerte, 
ist seit 19(X) ein Rüägang der Todes- und Erkrankungsfälle nicht mehr fest¬ 
zustellen, so daß jährlich in Deutschland etwa 4—5000 Frauen an Kindbett¬ 
fieber sterben (Bumm) und etwa 15(XX) Frauen an nicht tötlichem Kindbett¬ 
fieber erkranken (Hamm). In Wirklichkeit dürften diese Zahlen sogar noch 
größer sein, da die Fehlgeburten, nach denen erfahrungsgemäß häufig Kindbett¬ 
fieber auftritt, schwer festzustellen und zu berechnen sind ln den Kulturländern 
rechnet GrUnbaum in neuerer Zeit einen Todesfall an Kindbettfieber auf durch¬ 
schnittlich 500 Geburten. 

Folgende Zusammenstellungen der Erkrankungen und Todesfälle 
an Kindbettfieber, die ich dem Statistischen der Stadt Berlin (Prof. 
Silbergleit) und dem preußischen Statistischen Landesamt verdanke, 
seien hier kurz wiedergegeben: 
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Im Jahre 

Es erkrankten 
an Kindbett¬ 
fieber (poli¬ 
zeilich ge¬ 
meldet in 

Es starben 
an Kindbett¬ 
fieber (stan- 
desamtl. ge¬ 
meldet) in 

Es erkrankten 
an Kindbett¬ 
fieber (ge¬ 
meldet) in 

Es starben 
an Kindbett¬ 
fieber in 


Preußen: 

! Berlin: 

1900 



196 

1 104 

1901 


1750 

237 

133 

lb02 

4475 

1855 

213 

107 

1903 

4975 

: 1986 

233 

102 

1904 

5990 

2103 

303 

' 179 

1905 

5106 

1 1789 

252 

159 

1906 

5880 

1456 

259 

174 

1907 

5969 

1529 

302 

176 

1908 

5526 

' 1744 

296 

183 

1909 

5476 

j 1772 

248 

170 


Einen riditigen Überblick gibt erst eine Zusammenstellung der 
Erkrankungs- und Todesfälle im Vergleich mit der Gesamtsterblichkeit 
der Bevölkerung und der Sterblichkeit der weiblichen Personen sowie 
die Betrachtiing des Verhältnisses zwischen der Kindbettfiebermortalität 
und der Geburtenzahl, die für die Jahre 1910—1916 folgendes Er¬ 
gebnis hat: 

Es starben ohne Totgeborene in 

a. Berlin: 


Jahr 

1. 

Männlich 

2. 

Weiblich 

über¬ 

haupt 

3. 

Weiblich 

über 

15 Jahren 

4. 

Insgesamt 

männlich 

und 

weiblich 

Von den 
Frauen üb. 
15 Jahren 
starben an 
Kindbett¬ 
fieber 

Es erkrank¬ 
ten anKind- 
bettfieber 
(polizei¬ 
lich ge¬ 
meldet) 

1910 

15449 

14 703 

9978 

30152 

. 

250 

331 

1911 

16511 

: 15796 

, 10632 

32307 

242 

325 

1912 

15198 

; 14783 

10606 

29981 ; 

259 

338 

1913 

14113 

1 13 954 

10280 

28 067 i 

278 

383 

1914 

15115 

14549 

1 10612 

29 664 ; 

223 

301 

1915 

14143 

14429 

! 11008 

28572 1 

249 

312 

1916 

12973 

1 14174 

11411 

27147 ' 

1 

193 

' 252 


b. Preußen: 


1910 

329 951 

308031 

180032 

637 982 

1772 

5044 

1911 

361380 

335 474 

191200 

696 854 

1 2010 

5323 

1912 

328 807 

307 496 

191 814 

636303 

1 1917 

4888 

1913 

321 980 

298475 

182 683 

620455 

i 1957 

5226 

1914 

— 

317183 

193379 

658 829») 

2010 

4950 

1915 

— 

1 

198508 

641 641 

1789 

4016 

1916 

1 


213985 

600708 

1476 

3310 


0 Bei der Gesamtsterbiidikeit von 1914—1916 sind Militärpersonen nidit 
berücksicbtigt worden und nicht inbegriffen. 
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Von sanitätspolizeilidiem Interesse dürfte ein Vergleich zwischen 
der Sterblichkeit an Kindbettfieber und der Sterblichkeit an Tuberkulose 
sowie das Verhältnis des Kindbettfiebers zur Gesamtgeburtenzahl sein, 
das in nachfolgender Zahlenreihe wiedergegeben wird; 

a. Stadt Berlin: 


Jahr 

1 Von den im Atter über 15 Jahren verstorbenen 

1 Frauen starben: 

: an Kindbett-, an Tuber- i XSif“ 

1 »eher kulose j “„'{Sn 

Zahl der Ge¬ 
burten einsdil. 
Totgeborene 
ohne Fehl¬ 
geburten 

1910 

1 

250 

1521 


1 

45934 

1911 

242 

1439 

1 

44834 

1912 

259 

1452 

i 

44303 

1913 

278 

1465 

1 

44493 

1914 

223 

1463 

l 

39042 

1915 

249 

1404 1 


32249 

1916 

193 

1590 

1 


23638 



b. PreuBen: 



1910 

1772 

< 24084 ! 

16 239 

1240396 

1911 

2010 

24 526 

19 266 

1209025 

1912 

1917 

23 974 

18568 

1206864 

1913 

1957 

22 720 

15368 

1194024 

1914 

2010 

23530 

16 154 

1187057 

1915 

1789 

24 772 

17 549 

90 7302 

1916 

1476 

28 059 

21 205 

68 8548 

Aus 

diesen Zusammenstellungen geht hervor, daß 

in der Tat in 


den letzten Jahren weder in Berlin nodi in Preußen die Erkrankungen 
und Todesfälle an Kindbettfieber abgenommen haben. 1913 starben 
in Berlin von den Frauen im Alter über 15 Jahre 5 mal mehr an 
Tuberkulose, in Preußen etwa 11 mal mehr an Tuberkulose als an 
Kindbettfieber. Es kam auf 310 anderweitige Todesfälle, wobei die 
Gesamtsterblichkeit von männl. und weibl. Personen der Berechnung 
zu Grunde gelegt ist, in Preußen in diesem Jahr ein Todesfall an 
Kindbeltfieber, in Berlin machte die Sterblichkeit an Kindbettfieber fast 
1 ®<o der Gesamtmortalität der Bevölkerung aus. Es entfiel auf 605 
Entbindungen in Preußen ein Todesfall und auf 152 Geburten in 
Berlin 1 Todesfall an Kindbettfieber. Das Verhältnis von Erkrankung 
an Kindbettfieber zur Geburten- und Gesamtsterblichkeitsziffer soll, da 
die Zahl der polizeilichen Meldungen und der standesamtlichen Fest¬ 
stellungen differiert, als zu unsicher nicht berechnet werden. 

Die Abnahme der Sterblichkeit an Kindbettfieber in den beiden 
Kriegsjahren 1915/16 ist nur eine scheinbare, da die Zahl der Entbin¬ 
dungen und damit natürlich auch die der Kindbettfiebererkrankungen 
in der Kriegszeit erheblich zurückgegangen ist. Es kam im Jahre 
1915 in Preußen ein Todesfall an Kindbettfieber auf 504 Entbindungen 
und auf 129 Geburten in Berlin. Es starben in demselben Jahre an 
Tuberkulose von Frauen über 15 Jahren in Preußen 13,7 mal mehr, 
in Berlin 5,6 mal mehr als an Kindbettfieber. Es entfiel 1916 (wenn 
man die Militärpersonen unberücksichtigt läßt) ein Todesfall an Kind- 
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bettfieber auf 143 anderweitige Todesursachen unter der Berliner Be¬ 
völkerung und auf 400 sonstige Todesfälle in Preußen. 

Der Staat hat daher ein großes Interesse daran, daß alles getan 
wird, was zur Einschränkung der Zahl der Erkrankungen und Todes¬ 
fälle an Kindbettfieber beitragen kann. Bei der Abnahme der Bevöl¬ 
kerung durdi die erhöhte Sterblichkeit in der Heimat und die großen 
durch den Krieg hervorgerufenen Menschenverluste und bei der Ver¬ 
ringerung der Geburtenzahl, die in den Kriegsjahren leider erheblich 
geworden ist, muß jeder Verlust einer gebärfähigen Frau und Mutter 
besonders schmerzlidi empfunden werden. 


Über die serolog:ische Ruhrdiag:nose. 

Von Or. Gerhard Simon in Neustadt (Holstein), Kreisarzt des Kreises Oldenburg. 

In der Wochennadiweisung über die im preußisdien Staate amt- 
lidi gemeldeten Fälle von übertragbaren Krankheiten erscheinen dieses 
Jahr regelmäßig zahlreiche Erkrankungen und Todesfälle an Ruhr, 
während vor dem Kriege die Spalte für Ruhr entweder ganz fehlte 
oder höchstens zehn Fälle im ganzen Staate aufführte. Ein Alarm¬ 
zeichen, das genau beobachtet werden sollte; denn mit der Heimkehr 
unserer Feldgrauen aus Ost und West, Nord und Süd sind Ruhrkeim¬ 
träger in ungeheurer Zahl ins Land gekommen, die begünstigt durch 
die Zeitläufte die Ruhrkeime weithin verbreitet haben. Wir werden im 
Spätsommer eine große Zugangsziffer an Ruhr haben und tun daher 
gut, schon jetzt gewissermaßen als Vorbereitung für den Abwehrkampf 
uns mit der Diagnose der Ruhr zu beschäftigen. Als Beitrag dazu 
mögen folgende Zeilen dienen: 

Das klassische Bild der Ruhr mit ihren Tenesmen, gehäuften blutig¬ 
schleimigen Stühlen, der Druckempfindlichkeit des absteigenden Dick¬ 
darms, dem Fieber und raschen Kräfteverfall ist nicht zu verkennen, 
aber es wird in dieser Vollkommenheit nur zur Höhe der Ruhrzeit 
angetroffen, während zu Anfang und Ende die Übergangsformen zum 
einfachen Darmkatarrh so flüssig werden, daß nur der epidemiologisch 
geschulte Arzt an Ruhr denken wird. Daß die Diagnose nicht 
leicht ist, lehren auch die vielen Bezeichnungen, die man besonders in 
der französischen Medizin den akuten Darmstörungen beilegt. Einen 
weiteren Beweis für die Schwierigkeiten der genauen Diagnose bieten 
auch die immer wiederkehrenden Arbeiten über diese Krankheitsformen 
und die Bestrebungen, feste klinische Anhaltspunkte zu bekommen. 
Ich erwähne nur Fischer und Dold‘), die in Ruhrstühlen meistens 
eine ungewöhnliche Anzahl polymorphkerniger Leukozyten fanden und 
deshalb Stühle mit solchen Befunden als ruhrverdächig bezeichnen. 

Auf ein zweites für Ruhr charakteristisches Zeichen, die sagokorn¬ 
ähnlichen Klümpchen in den Stuhlentleerungen, hat Ullmann^) wieder 
aufmerksam gemacht. Man unterscheidet die reinen Schleimklümpchen 


*) Über gleichzeitige Infektion mit Dysenteriebaziilen und Dysenterieamöben, 
D. M. W..; 1917, Nr. 40. 

*) Über die sagokornähnlidien Klümpdien in den Ruhrentleerungen. Med. 
Klinik; 1917, Nr. 47. 
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und die gemischten, d. h. solche, die einen Kern aus Nahrungsresten 
und eine Fülle von Schleim haben. Nach Orth*) kommen die reinen 
Schleimklümpchen mehr bei dironischer Ruhr, die gemischten mehr in 
den Anfangsstadien der Krankheit vor. Idi kann beides bestätigen. 

Diese Befunde sagen uns aber nur etwas über die klinisdie Ruhr¬ 
diagnose, nichts über ihre Ätiologie! Wir wollen aber wissen, ob 
Amöbenruhr, Bazillenruhr oder symptomatisdie Ruhr vorliegt, weil 
sich nach der Ätiologie Prognose, Therapie, sowie Prophylaxe richten. 
Die ätiologische Ruhrdiagnose kann aber nur im bakteriologischen 
Institut gestellt werden. Nun hat wohl jeder Bakteriologe die Erfahrung 
gemacht, daß der praktische Arzt bei Typhusverdacht eine Wasser¬ 
probe, bei Ruhrverdacht eine Stuhlprobe als erstes einschickt, mit dem 
Erfolg, daß die Untersuchung meist ergebnislos verläuft und die bakterio¬ 
logische Diagnose beim Praktiker häufig an Wertschätzung verliert 
Und doch ist es, wenn idi so sagen darf, ein Versuch am untaug¬ 
lichen Objekt; denn ein Typhusbazillenbefund im angeschuldigten Trink¬ 
wasser gehört zu den allergrößten Seltenheiten und die Ruhrdiagnose 
aus dem Stuhl kann nacii Lentz®) selbst der beste Bakteriologe unter 
günstigen äußeren Verhältnissen nur in 30 Prozent der Fälle bakterio¬ 
logisch erhärten. Ich habe es bei einer großen Ruhrepidemie auf dem 
Hagenauer Truppenübungsplatz®) unter den denkbar günstigsten Be¬ 
dingungen auf 82 Prozent positiver Stuhlbefunde gebracht; dies ist 
aber eine Ausnahme, die nur möglich war, weil der eben abgesetzte 
Stuhl nach zwei Stunden im Laboratorium verarbeitet werden konnte. 

Im letzten Kriegsherbst war vom Armeearzt der IV. Armee angeordnet 
worden, ihm alle zehn Tage über den Zugang an Shigaruhr, Yruhr 
und symptomatischer Ruhr zu berichten. Zur Erfüllung dieser Auf¬ 
gabe blieben mir als Korpshygieniker drei Wege: 1. die bakteriologische 
Ruhrdiagnose, 2. die serologische Ruhrdiagnose, 3. die Anstellung 
beider. Gegen die erste war der zu erwartende geringe positive 
Untersuchungsbefund einzuwenden, gegen die zweite, daß sie erst vom 
siebenten Tage ab brauchbar wird, gegen die dritte, daß die gleich¬ 
zeitige Entnahme und Versendung von Blut und Stuhl d^n Lazarett¬ 
betrieb, wie deren Verarbeitung den Laboratoriumsbetrieb zu sehr be¬ 
lastet Gleichwohl entsdiloß ich midi anfangs für die dritte Möglich¬ 
keit und hatte mit den leider während der Epidemie öfter wediselnden 
Chefärzten vereinbart, mir von jedem Zugang eine Stuhlprobe gleich 
nach der Aufnahme, eine Blutprobe vom siebenten Krankheitstage ab 
zu schicken. Da ich aber von den ersten 110 Ruhrkranken nur bei 
16 gleich 14,5 Prozent Ruhrbazillen im Stuhl fand, nahm ich zur 
großen Zufriedenheit des Chefarztes wie meiner Laborantin, sowie mit 
Rücksicht auf die Knappheit von Agar und die in keinem Verhältnis 
zu ihrer Mühe stehende geringe Wahrscheinlichkeit positiver Resultate 
von weiteren Stuhluntersuchungen Abstand und beschränkte mich ledig- 

') Über Colitis cystica und ihre Bezeichnungen zur Ruhr. Berliner KI. W; 
1918, Nr. 29. 

•) Wie sdiUtzen wir uns vor Ruhr, Typhus und Flecktyphus? M. m. W.; 
1918; Nr. 28. 

*) Die Hagenauer Ruhrepidemie des Sommers 1908. VeröBentlichunsen aus 
dem Gebiete des Militär-Sanitätswesens; Heit 43, 1910. 
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lieh auf die serologische Ruhrdiagnose, für die Köhler^) kurz vorher 
eine Lanze gebroden hatte, weil sie mit viel größerer Sicherheit die 
Unterscheidung zwischen ätiologisch geklärter Ruhr und symptoma- 
tisdier Ruhr ermöglicht Man hatte sich aus gleichem Grunde in der 
Heimat auf die Untersudiung der ersten Fälle beschränkt Köhler 
hatte bei seinen Untersuchungen als unterste Verdünnung für Shiga* 
bazillen 1 zu 40, für Ybazillen 1 zu 80 angesetzt und dabei 94 
Prozent positiver Ergebnisse erhalten. Mit Rücksicht auf die häufig 
gefundene Agglutination von Ruhrbazillen in niederen Verdünnungen 
setzte ich, um deutlichere Resultate zu haben, den Widal nur in Ver¬ 
dünnungen von 1 zu 100 und 1 zu 200 immer mit ein und denselben 
Stämmen an. Als positiv ließ ich nur grobflockige mit bloßem Auge 
nach 20 Stunden Brutschrank-Aufenthalt erkennbare Agglutination gelten. 
Alle Sera, die deutlich 1 zu 200 agglutinierten, wurden austritriert. In 
dieser Weise habe ich das Serum von 240 Kranken mit den klinischen 
Zeichen der Ruhr je einmal untersucht und bei 191 gleich 81,3 Prozent 
ein positives Ergebnis erzielt. Meine Resultate sind zwar nicht so gut 
wie die Köhler sehen mit 94 Prozent, haben aber dafür wohl den 
Vorzug, eindeutiger zu sein: 

In 67 Fällen agglutinierte das Krankenserum nur Ybazillen. 

ln 53 Fällen agglutinierte das Krankenserum nur Shigabazillen. 

In 71 Fällen agglutinierte das Krankenserum beide Stämme. 

In 49 Fällen agglutinierte das Krankenserum keine von beiden 
Stämmen. 

Die Deutung der Agglutinationsbefunde der ersten und zweiten 
Rubrik ist einfach; es handelt sich um 67 Fälle von Yruhr und 53 Fälle 
von Shigaruhr. Schwieriger ist die Beurteilung der 71 Fälle der 
dritten Rubrik mit gleichzeitiger Agglutination von Y und Shigastamm, 
sie wird erleichtert, wenn wir die Höhe wie die Stärke der Agglu¬ 
tination der beiden Stämme uns genauer ansehen. 

Höher agglutiniert wurde der Y-Stamm 13mal; der Shigastamm 
22mal; gleich hoch agglutiniert wurden beide Stämme 36mal; aber 
stärker war unter diesen 36 die Agglutination 21 mal für Shigabazillen, 
nur Imal für Ybazillen; gleich stark war sie nur 14mal für beide 
Stämme. Wir sehen also, sowohl was Höhe wie Stärke der Agglu¬ 
tination betrifft, ein Überwiegen der Shigabazillen. 22 mal werden sie 
höher agglutiniert; unter den 36 Fällen gleicher Agglutination werden 
sie 21 mal stärker agglutiniert. Unter den 14 Fällen mit gleich hoher 
und gleich starker Agglutination habe ich bei 2 Shigabazillen im Stuhl, 
bei einem Ybazillen gefunden. Bei 3 von den 21 Kranken mit stär¬ 
kerer Agglutination von Shigabazillen konnte ich ebenfalls Shiga¬ 
bazillen im Stuhl nachweisen. Köhlers Behauptung, daß YKranken¬ 
serum fast immer nur den YStamm, Shigaserum beide Stämme zu¬ 
gleich agglutiniert, findet in meinen Untersuchungen eine weitere Stütze; 
das gleidizeitige Vorkommen von Shiga- und Yruhr ist epidemio- 
logisä bemerkenswert. Desgleichen der von namhaften Autoren in 
der letzten Zeit betonte Hinweis, daß die Symptome der klinischen 
Ruhr auch noch durch andere uns unbekannte Ursachen hervorgerufen 


') Zur Diagnose der Ruhr. M. m. W.; 1918, Nr. 27. 
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werden. Ich erinnere hierbei an die Malaria und den Paratyphus. 
Bei meinen 240 Fällen haben wir immerhin etwa solcher symptomati¬ 
scher Ruhr, wenn auch wahrscheinlich bei häufigerer Untersuchung 
dieser 49 Fälle ein Teil sich als Ruhr herausgestellt haben würde. 
Jedenfalls haben meine Untersuchungen den großen praktischen Wert 
einer einmaligen serologischen Untersuchung des Blutes Ruhrkranker 
vom siebenten Krankheitstage ab gegenüber einer einmaligen Stuhl¬ 
untersuchung gezeigt und i^ kann sie nur dringend empfehlen, so¬ 
wohl zur Sicherung der Ruhrdiagnose, sowie ihrer Nachkrankheiten, 
von denen ich nur Polyarthritis, Conjunctivitis, Hydrops, chronische, 
atypische Enteritis erwähne. 

Zusammenfassung. 

ln der Praxis verdient die serologische Ruhrdiagnose 
vor der bakteriologischen Ruhrdiagnose den Vorzug. 


Kleinere Mitteilungen und Auszüge aus Zeitschriften. 

Geriditliche Medizin. 

Nadiweisang von Gift tn verbrannten Leldien. Von Kreisarzt 
Dr. Wolff-Hanau. 

Von der Staatsanwaltschaft wurde ein Gutachten von mir erfordert, ob in 
der Asche einer im Krematorium verbrannten Leiche noch irgend welche Gifte 
nachzuweisen seien. Es war nämlich erst nach der Verbrennung bei der Staats¬ 
anwaltschaft die Anzeige eingelaufen, daß der Tod einer inzwischen verbrannten 
Frau eventuell durch Vergi}tung von seiten des Mannes verursacht sei, die 
Leichenbesichtigung durch den Hausarzt, die alsbald nach de n Tode stattfand, 
sowie durch den betreffenden Kreisarzt wegen der Erlaubnis der Feuerverbrennung 
hätte keine Anhaltspunkte dafür ergeben, daß ein gewaltsamer Tod vorlag; auch 
war äußerlich nichts nachzuweisen, daß irgend eine Vergiftung anzunehmen war. 
Infolgedessen war die Leiche für die Verbrennung freigegeben worden. 

Ich bemühte mich nun, in der Literatur irgend welche Angaben darüber 
zu machen; es war mir jedoch nicht möglich, irgend einen genaueren Bericht zu 
finden. Nur in der „Zeitschrift für angewandte Chemie“, Jahrgang 1904, S. 1601, 
befand sich eine Mitteilung, die aber wenig ausführlich war. Ich möchte daher 
mit dieser Veröffentlichung bezwecken, daß diese Frage in Fachkreisen eine ein¬ 
gehende Besprechung erfährt._ 


Ober Blausäurevergiftung. Von Dr. B. Neumann. (Aus der 11. inneren 
Abteilung des städtischen Krankenhauses Moabit-Berlin). Berliner klinische 
Wodienschrift; 1919, Nr. 35. 

Sehr zur Vorsicht bei der Anwendung der Blausäure zum Entseuchen von 
Räumen mahnt der hier angeführte Fall. In das Krankenhaus wurden drei zu 
einer Familie gehörige Personen in bewußtlosem Zustande eingeliefert; es handelte 
sich, wie schon an den intensiven Geruch zu merken w ir, um Blausäurevergittung. 
Oie Vergiftung war dadurch hervorgerufen, daß die Kammerzofe, um das Zimmer, 
in dem die ramilie wohnte, von Ungeziefer zu befreien, dies Mittel angewendet 
hatte, anscheinend ohne jede Vorsichtsmaßregel. Die drei Kranken, von denen 
der Familienvater am schwersten erkrankt war, genaßen übrigens. 

_ Dr. Solbrig-Breslau. 


Ein Fall von Vergiftung durch koblensaures Baryum. Von Dr. Adolf 
Mayrhofer und Prof. Dr. Karl Meixner. Aus dem gerichtl. med. und dem 
pharm. Institut der Universität in Wien. Wiener klin. Wochenschrift; 1919, Nr. 44. 

Ein Landsturmmann, Ruthene, war 2 Monate hindurch in einem Kranken¬ 
hause wegen Tripper behandelt worden Er fUhlte sich nach der Entlassung 
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nidit geheilt und äußerte, daß er lebensüberdrüssig sei. Am 24. März 1918, 
nachmittags halb 3 Uhr, machte er sich im Waschraume mit einem Pulver zu 
schaffen und gab an, er reinige sich Mund und Zähne. Dann lag er ruhig auf 
seinem Strohsack. Gegen 5 Uhr suchte er den Abort auf, und erbrach; als er zurück 
kam, klagte er über Übelkeit und Kälte und taumelte beim Gehen. Schwarzen 
Kaffee, den er am Abend von Kameraden verlangt hatte, hat er nicht trinken 
können, da sein Arm steif gewesen sei. Gegen Mitternacht kam er ins Spital. 
Er konnte die Gliedmaßen kaum bewegen, beinahe nicht sprechen. Er gab an, 
er habe auf Rat eines Freundes um II Uhr (?) Rattengift als Heilmittel gegen 
Tripper genommen. Man hielt den Fall für Arsenvergiftung, spülte den Magen 
aus und reichte Mg HO. Morgens um 7 Uhr trat der Tod ein. In einer Kleider¬ 
tasche fand sich ein roter bedruckter Zettel mit einer Gebrauchsanweisung für 
das Rattengift: Antimyon. — Die bei der Leichenöffnung erhobenen wichtigsten 
Befunde waren: Blutiger Schaum vor dem Munde; starke BlutUberfülInng des 
Gehirns. Die Lungen waren gedunsen wie bei Erstickten. An der Innenfläche 
der linken Herzkammer fanden sich ausgedehnte, großileckige, dunkelschwarzrote 
Blutaustritte, wie bei der Arsenvergiftung. Die Außenfläche des Magens auf¬ 
fällig klebrig. Die Klebrigkeit war so groß, daß die vordere Magenwand an der 
Darmscheere, welche vor der Eröffnung des Magens kurze Zeit geschlossen auf 
dem Magen gelegen hatte, als sie abgehoben wurde, kleben blieb und mitge¬ 
hoben wurde. Der Magen enthielt Vs Liter Flüssigkeit; auf seiner Schleimhaut 
und der des Zwölffingerdarms fand sich eine Auflagerung ,von gelblichweißen, 
feinpulverigen, mörtelähnlichen Massen. Der Darm, dessen Überzug nicht klebrig 
war, war der ganzen Länge nach schnurartig zusammengezogen. 

Die Leere und die Zusammenziehung des Darms halten die 
Autoren für sehr auffallend. Der Befund stimmt auch mit dem Ergebnis der 
Tierversuche über« in Daß er bisher kaum beschrieben wurde, kann daran 
liegen, daß man ihn nicht von vornherein als Eigenart eines bestimmten Ver¬ 
giftungsbildes kannte. 

Die obduzierenden Gerichtsärzte vermuteten zuerst eine Arsenvergiftung, 
obwohl die sofort vorgenommene Prüfung auf Arsen keinen Arsenspiegel lieferte. 
— Die oben geschilderten gelblichweißen, feinkörnigen Massen ergaben 
im pharmazeutisdien Institut die Anwesenheit von Baryumkarbonat. Im ganzen 
Mageninhalt wurden 11,8 g Baryumsulfat, entsprechend 9,9 g Baryumkarbonat 
nachgewiesen. Auch in Leber und Milz fanden sich größere Mengen. — In dem 
als Antimyon frei verkäuflichen Rattengift, einem gelblichen, säweren Pulver, 
wurde übrigens kein Baryum gefunden. Dr. Mayer-Meisenheim. 


Schwere Arsenlkverglftung bei. Psoriasis-Behandlung. Von Kreis- 
physikus a. D. Dr. Schil li ng-Leipzig. Ärztliche Sachverständigen-Zeitung; 1919, 
Nr. 17. 

Einem an Psoriasis leidenden Soldaten war ärztlich Sol. Arsen. Foul, ver¬ 
ordnet mit der Anweisung, von 3mal 2Tropfen amTage die Dosis auf 3mal 15 Tropfen 
zu steigern dann wieder abwärts zu gehen und das Mittel 6 Monate ununterbrochen 
zu nehmen. So war 2 Monate lang die Höchstdosis (0,015 pro die) überschritten 
worden. Beinahe am Ende der Abwärtskur suchte der Kranke den Verf. auf. 
Er hatte schweren Icterus bekommen und klagte über Mattigkeit, Kopfweh und grau¬ 
schwarze Hautfärbung. Es handelte sich um eine schwere Lebererkrankung mit 
Melanosis arsenic:.alis und Hyperkeratose der Haut; die Leber war verkleinert. 
Danach trat noch Ödem der Beine und des Gesichts auf. Entsprechende Behandlung 
führte Heilung herbei. Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß es sich hier um 
einen ärztlichen Kunstfehler handelt. Die Ordination an sich war verfehlt; ein so 
langer ausdauernder Gebrauch von Arsenik ist zu meiden; eine sorgfältige Be¬ 
obachtung der Kranken hätte frühzeitig die Verfehlung erkennen lassen müssen. 

-Solbrig-Breslau. 

Zur Beurteilung unbeabsichtigter tödlicher Verletzungen bei Kindern. 

Von Dr. Anton Maria Marx. (Aus Professor Dittrichs gerichtlich-medizinischem 
Institute der Universität Prag). Ärztliche Sachverständigen-Zeitung; 1919, Nr. 14. 

Ob Vorgefundene Verletzungen absichtlich zugefügt oder zufällig ent¬ 
standensind. ist durch die gerichtsärztliche Untersuchung häufig allein nicht zu lösen, 
sondern bedarf oft einer genauen Aufklärung des Sachverhalts. Der Gerichtsarzt 
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wird in geeigneten Fällen dahingehende Anregungen dem Untersudiungsriditer 
geben müssen. Zwei lehrreidie Fälle dieser Art werden mitgeteilt. Im ersten 
Fall war eine Frau beschuldigt, ihr Kind getötet und dann verscharrt zu haben. 
Die Obduktion ergab als Todesursache Verblutung aus einer Leberverletzung. 
Die Erfahrungen ließen keinen Zweifel darüber, daß die Mutter ihr Kind mit einem 
Faustschlag auf dem Kopf traktiert hatte, wodurch es zu einer Gehirnerschütterung 
kam. Das anscheinend tote Kind war vergraben worden; hierbei kam es zu der 
tödlichen Leberverletzung. Die Mutter wurde von dem Verbrechen des Mordes 
freigesprochen. 

Im zweiten Fall war ein Kind einige Tage nach der Geburt gestorben, und 
zwar nach dem Obduktionsergebnis infolge Darmperforation durch ein Papier¬ 
stückchen, das die Mutter dem Kinde in den Rachen gesteckt hatte. Eine Ver¬ 
letzung der hinteren Rachenwand bewies, daß das Papier mit ziemlicher Gewalt 
und offenbar mit der Absicht der Tötung in den Rachen gebracht war; daß das 
Papier dann verschluckt werden konnte, war eine interessante Tatsache. In der 
Ileokökalklappe war das Papier liegen geblieben und hatte zur Perforation geführt. 
Das Strafverfahren wurde wegen physischer Minderheit der Beschuldigten ein¬ 
gestellt. _Dr. Solbrig-Breslau. 

Plötzlldier Tod, verursacht durch eine unerkannt gebliebene Oehirn- 
geschwulst. (Endotheliom des linken Stirnlappens). Von Dr. G. Strassmann. 
[Aus der Untersuchungsanstalt für Staatsarzneikunst der Universität Berlin] Ärzt¬ 
liche Sachverständigen-Zeitung; 1919. Nr. 15. 

Ein 55jähriger Arbeiter, der seit langer Zeit reizbar und öfter gewalttätig 
war, ohne daß jemals eine ärztliche Untersuchung stattgefunden hatte, starb plötz¬ 
lich infolge Erstickung, die vermutlich durch Erbrechen von Mageninhalt und As¬ 
piration der erbrochenen Massen in Kehlkopf und Luftröhre hervorgerufen war. 
Es fand sich bei der Obduktion ein von der Pia ausgehendes apfelgroßes Endo¬ 
theliom, das den linken Stirnlappen nahe den motorischen Regionen ergriffen hatte. 
Das Erbrechen selbst war offenbar infolge Drucksteigerung durch die Gehim- 
geschwulst aufgetreten. Eine erhebliche akute Zirkulationsstörung, die eine plötz¬ 
liche Drucksteigerung im Schädel hätte erklären können, fand sich aber nicht. 

_ Dr. Solbrig-Breslau. 

Fragliches Erhängen bei Lage der Schlinge über dem Kinn. (Aus 
dem Universitätsinstitut lür gerichtliche Medizin in Wien). Von Prof. Dr. Karl 
Meixner. Wiener klinische Wochenschrift; 1919, Nr. 40. 

Ein Landsiurmmann Ch. an der slowakischen Grenze, der einen landwirt¬ 
schaftlichen Urlaub nach Hause erhalten hatte, mit seiner Frau aber in Unfrieden 
lebte, war von dieser begleitet, morgens 3 Uhr, wieder zum Einrücken zur Truppe 
von seiner Wohnung fortgegangen. Oer Nachbarin fiel auf, daß die Frau nicht 
zurückkam, sah aber nach dem Haushalt und fand zu ihrem Erstaunen am Nach¬ 
mittag den Ehemann. Auf die Frage, wo seine Frau sei, erwiderte er: „Das 
Luder hat sich erhängt“. Die 7Jährige Tochter gab an, der Vater sei schon vor¬ 
her einmal zu Hause gewesen, habe einen Schubkarren geholt und sei mit diesem 
wieder fortgegangen Die Leiche wurde am nächsten Tage von der Gerichts¬ 
kommission didit am Wege unter einer Fichte gefunden, an der die Frau von 
Ch. erhängt angetroffen worden sein sollte. Auf den Vorhalt, daß erst die 
Leiche dorthin gebracht worden sei, führte er die Kommission zu einer anderen 
Stelle, wo sich kleine Blutspuren fanden und zerwühlte Waldstreu auf einen 
Kampf hinwies. Bis zu dieser Stelle ließ sich auch die Radspur des Schubkarrens 
verfolgen. Ch. gab nun an, er sei mit seiner Frau in Streit geraten, habe sie 
zu Boden geworfen und gewürgt. Als er von ihr abgelassen habe, habe sie 
sich nicht gerührt, doch habe sich ihre Brust noch gehoben und gesenkt. Er sei 
dann fortgelaufen, angeblich um noch zum Zuge zu kommen, habe aber bei seiner 
Rückkehr die Frau in der Nähe tot an einem Baume aufgehängt gefunden. Durch 
ein Di^icht, ^ Schritte vom Kampfplatz entfernt, führte zum Baume in gerader 
Linie eine Schleifspur nach unten und eine Fußspur nach oben. Unter dem 
Baume fand sich ein kleiner Knoten menschlichen Kotes. An einem Aststumpf, 
145 cm über dem Boden hafteten Teilchen eines Strickes*). Das Kopftuch der 


') Den Strick hatten die Eheleute mitgenomm-’n. angeblich um vor der Ab¬ 
reise noch einen Baum im Walde zu stehlen. 
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Frau war um den Hals der Leidie geknüpft. Die Strangfurche verlief vom nidit 
Uber den Hals, sondern oberhalb des Kinns. An der Leiche fanden sich 
zahlreiche Abschürfungen und Blutunterlaufungen am Halse Wiirgespuren. Im 
Bereiche der Strangfurche keine Rötung oder Blutunterlaufung. 

Vier Wochen später wurde die Leiche wieder ausgegraben und vom Ver¬ 
fasser wieder obduziert, nachdem die Gerichtsärzte sich in ihrem Gutachten ziem¬ 
lich zurückhaltend geäußert hatten. An den spärlichen Resten der Halsweich teile 
war zu erkennen, daß die Sachverständigen nicht einmal die Haut abgelöst 
hatten; sie hatten nur an zwei Stellen die vorgeschriebenen Einschnitte gemacht, 
während sie an zahlreichen Stellen Blutergüsse im Unterhautgewebe beschrieben 
hatten. 

Die ungewöhnliche Lage des Stranges war ohne weiteres erklärlich, wenn 
man annahm, daß Ch die Tote aufgehängt hatte. Würde ein Selbstmörder sich 
den Strang oberhalb des Kinns anzulegen beabsichtigen, so mußten ganz besondere 
Umstände mitspielen, die richtige Anlegung des Stranges zu verhindern. Möglich 
ist allerdings, wie ausgedehnte Leichenversuche des Verfassers zeigten, ein Er¬ 
hängen auf die geschilderte Weise. Das Gencht nahm aber an, daß Ch. seine 
Frau, nachdem er sie erwürgt hatte, als Leiche oder wenigstens im Zustande 
tiefer Bewußtlosigkeit, aufgehängt habe. Er wurde wegen Totschlages zu 10 Jahren 
schweren Kerkers verurteilt. 

Der Autor geht auf die in dieser Zeitschrift erschienenen Arbeiten von 
Keferstein (1915), Langermann (1916) und Straßmann (1919) genauer ein. 

_ Dr. Mayer-Meisenheim. 

Zur Kasuistik der Simulation. Von Gerichtsarzt Dr. Döllner in Duis¬ 
burg. Ärztliche Sachverständigen-Zeitung; 1919, Nr. 13. 

Daß das Simulantentum weiter lebt und neue Erscheinungsformen zeitigt» 
zeigt Verf., indem er einige Simulationen mitteilt, die noch nicht allgemein be¬ 
kannt'sein dürften. Dahin gehören: Erzeugung von Hautemphysem durch 
Stich ins Zahnfleich und Aufblasen der Bachen unter Zuhaltung von Mund und 
Nase, Herbeiführung von Darmblutungen durch Kratzen im After, Zu¬ 
fügung von Zungenbissen zum Beweis von Epilepsie, künstliche Er¬ 
zeugung von venerischen Geschwüren mittelst glimmender Zigarrette, 
Einspritzung von Milch in die Blase zwecks Vortäuschung von Eiweiß 
im Urin. _ Dr. Solbrig-Breslau. 


Ober .einige gerichtsärztliche Fehlurteile. Von Prof. G. Ledderhose- 
München. Ärztliche Sachverständigen-Zeitung; 1919, Nr. 18. 

Es werden einige gerichtsärztliche Fälle mitgeteilt, die durch irrtümliche 
Deutung des Befundes an Lebenden oder Leichen, und durch falsche Folgerungen 
recht bemerkenswert sind. Ganz kraß ist darunter ein Fall, in dem es sich um 
eine 12malige geschlechtliche Mißbrauchurig eines 12jährigen Mädchens 
handelte. Der angebliche Attentäter wurde auf Grund ärztlicher Untersuchung 
des Kindes zu mehrjähriger Gefängnisstrafe verurteilt. Als die Strafe fast ver¬ 
büßt war, ergab sich durch eine Untersuchung des Verfassers, daß es sich um 
vollständig unverletzte Genitalien handelte und eine völlige Fehldiagnose des 
erstuntersuchenden Arztes vorlag. Es kann mit dem Verf. nicht genug darauf 
hingewiesen werden, daß gründliche Untersuchung und Sachkenntnis von den 
gerichtlichen Sachverständigen zu verlangen ist, und daß sich diese nicht 
scheuen dürfen, gegebenenfalls ein offenes non liquet auszusprechen, als daß sie 
sich aus eigenem Antrieb oder unter fremder Einwirkung dazu verleiten lassen, 
ein bestimmtes, nicht voll gerechtfertigtes positives Urteil abzugeben. 

_ Dr. Solbrig-Breslau. 


Die untere Grenze der Lebensfähigkeit unzeitig geborener menscfa- 
lldier Früchte. Die Bewertung der menschlichen Frucht. Von Geh. Med- 
Rat Prof. Dr. Ahlfeld-Marburg. Zeitschr. f. Geburtshilfe und Gynäkologie; 
Bd. L. XYXI. 

Man kann annehmen, daß 750 g als untere Grenze für Früchte anzusehen 
ist, die am Leben erhalten sind; das Anfangsgewicht entspricht einer durchschnitt¬ 
lichen Länge von 35 cm und einer Schwangerschaftsdauer von 26 Wochen seit 
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der letzten Menstruation. In der zweiten Abhandlung verlangt Ahlefeld mit be¬ 
sonderem Nachdruck, daß am Tage des Nachweises eines lebenden Nasciturus an 
gerechnet, diesem dieselben Rechte zustehen wie dem lebend geborenen. Auch 
die Ärzte und Hebammen müssen darauf hinwirken, daß jedes lebende Zeugungs¬ 
produkt in der Bevölkerung höher beurteilt wird als bisher, und dafür sorgen, 
das einerseits der künstliche Abort zu den allerseltensten gynäkologischen Operationen 
gehören sollte und anderseits drohende Aborte vermieden werden. Auch ist 
immer wieder daran zu erinnern, daß selbst ungemein früh geborene Früchte 
unter geeigneten Maßnahmen am Leben erhalten und zu kräftigen Kindern auf¬ 
gezogen werden können. Dr. Wolf-Hanau, 


Gericfatlidie Psychiatrie. 

Zur Obiektiviening nervöser Zustände. Von Dr. Enge len, Chefarzt 
der inneren Abteilung des Marienhospitals in Düsseldorf. Ärztliche Sachver- 
ständigen-Zeitung; 1919, Nr. 9. 

Die Atmungsschwankungen der Pulskurven sind, wie an aufgenommenen 
Kurven vonGesunden, Nervösen und Simulanten gezeigt wird, geeignet, diagnostische 
Anhaltspunkte zu geben. Die respiratorischen Schwankungen des Blutdruckes 
unterliegen sehr mannigfaltigen Beeinflussungen; bei Nervösen sind namentlich 
bei tiefer Atmung starke Respirationsschwankungen zu bemerken, während bei 
Simulation von Neurasthenie selbst durch maniriert schnaufende Atmung nicht 
willkürlich künstlich die abnormen Respirationsschwankungen der Pulskurven hervor¬ 
gerufen werden können.__ Dr. Solbrig-Breslau. 

Ober Geisteskrankheiten im Kriege. Aus dem Reservespital in Linz. 
Von Dr. Georg Stiefler. Wiener klin. Wochenschr.; 1919, Nr. 51. 

Die Darlegungen beziehen sich auf 554 Krankheitsfälle, die meist öster¬ 
reichischen Fronttruppen entstammen, die im ersten Kriegsjahre beim Auf¬ 
marsch und bei den Rückzugskämpfen in Galizien oder während der Belagerungs¬ 
zeit von PrzemysI erkrankten. 

10,5 % der Fälle betrafen angeborenen Schwachsinn. Die Imbezillen hatten 
sich oft in gefährlichen Situationen tapfer infolge verminderter Gemütsansprech- 
barkeit erwiestn; es fehlte das Verständnis für die drohende Gefahr. („Mut ex 
vacuo*.) Für die Art der Verwendbarkeit ist weniger wichtig der Grad der intellek¬ 
tuellen Schwäche, als die Gemütsart. Lenksame, gutmütige Schwachsinnige können 
zu Verrichtungen im Hilfsdienst tauglich sein. 

11 “/o der Fälle waren Schizophrenen. Den Kriegsereignissen standen sie 
^eichgüliig gegenüber. Abschwächung der Gemütserregbarkeit, der geistigen 
Fähigkeiten, tiefgreifende Störungen der „intrapsychischen Koordination“ lassen 
eine inhaltli^e Färbung durch den Kriegskomplex nidrtoder kaum Zustandekommen. 

Manisch-depressives Irresein kam in 6,2'* „ der Fälle vor. Von der Depression 
waren wesentlidi die alten Jahrgänge und das slavische Element (Kleinrussen) 
betroffen. Bei den manischen Fällen fiel die pathologische Tapferkeit auf, die 
infolge von Selbstüberschätzung zur V'erkennung der persönlichen Gefahr führte. 
Eine gewisse Siditung der reaktiven Fälle hatte im Kriegsbeginn stattgefunden, 
wo besonders Labile in großer Zahl bereits erkrankt waren. 

8,2* 0 der Falle betrafen epileptisdie Geistes.'törung; teils periodisch auf¬ 
tretende Verstimmungen mit depressiver oder manischer Färbung, teils Dämmer¬ 
zustände mit triebartigem Wandern. Wegen eigenmäditiger Entlernung von der 
Truppe waren solche Kranke nidit selten vor das Krieg.sgericht gekommen. 

In 10% der Erkrankungen hatte Alkoholismus zugrunde gelegen. Die ersten 
Todesopfer der Truppe waren nadi Pilez nicht von Feindeshand, sondern in 
Rauschexzessen gefallen. Zur Zeit der Mobilmachung hatten sich eben die Fälle 
besonders gehäuft. Das Alkoholverbot hat sich in der russischen Armee glänzend 
bewährt 

In den Fällen von progressiver Paralyse (7,5”,'o) war der Ausfall auf affek¬ 
tivem Gebiet be.sonders klar hervorgetreten. Die Murbiditätskurve zeigte während 
der Belagerung Przemysls zweimal einen Ai stieg: jedesmal im Anschluß an eine 
an seelischen und körperlichen Strapazen reidie Zeit. 
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Tagesnadiiiditen. 


Bei akuten Psychosen im Felde ist stets ein genauer körperlicher Befund 
aufzunehmen; wiederholt wurden Fälle von Geisteskrankheit eingewiesen, die 
sich als Typhus erwiesen. 

Der Verf. berichtet noch über psychopathische Konstitutionen (11,9%), Er¬ 
schöpfungspsychosen (9,6%) und psychogene Konstitutionen (13,7%). Die Aus¬ 
führungen, die ein Autoreferat über eine größere in den Jahrb. für Psychologie pnd 
Neurologie erschienene Arbeit darstellen, verdienen im Orginal eingesehen zu 
werden. _ Dr. Mayer-Meisenheim. 


Zur Frage einer eventuellen Kriegsparalyse. Von Dr. Emst Herzig, 
Wien-Steinhof. Wiener klin. Wochenschr.; 1919, S. 1207. 

ln die niederösterreidiischen Landesanstalten am Steinhof in Wien wurden 
vom 1. August 1914 bis ebenda 1918 360 Mannschaftspersonen mit Paralyse auf¬ 
genommen. ln 110 Fällen konnte der Verf. brauchbare Angaben über die Zeit 
des Primäraffektes erhalten. Als Mittel ergab sich die Zahl von 13,7 Jahren. Die 
Höchstzahl war 14 beim 15. Jahre, eine Steigerung auf 9 fand sich beim 20. Jahre. 
Nach Weygandt kommt Herzig zu dem Schluß, daß der Krieg keineswegs den 
Ausbruch der Paralyse im früheren Lebensalter, als die Friedenszeit bedingt; er 
habe auch keine Verkürzung der Inkubationszeit verursacht. Die Paralysen der 
Kriegszeit haben nach Weygandt die Neigung, rascher zum Tode zu führen, als 
ihre Bilder aus der Friedenszeit. Verf. macht daiür den körperlichen Zustand 
des Kranken verantwortlich, der besonders in den letzten zwei Jahren des Krieges 
durch die schlechte Verpflegung sehr gelitten habe. Ein großer Teil der Paralytiker, 
wie der Geisteskranken und körperlich Kranken überhaupt, war nach dem Ab¬ 
schube von ihrem Truppenkörper durch vielfache in kurzer Zeit erfolgten Ver¬ 
legungen übrigens ebenfalls sehr geschädigt worden. — In Fällen, in denen der 
Tiefstand der Intelligenz noch kein bedeutender geworden war, war im manischen 
Zustandsbilde eine Abführung der Kriegsereignisse im Ideenkreise und in der 
Stimmung zu beobachten; mit dem Fortschreiten des Krankheitsprozesses glitten 
die Kriegsereignisse in gleicher Weise von den Kranken ab, wie die Tages¬ 
ereignisse überhaupt. Dr. Mayer-Meisenheim. 


Tagesnachrichten. 

150% Teuerungszulage ffir die Beamten. In der Besprechung mit Ver¬ 
tretern der Beamtenorganisationen wegen Erhöhung der Teuerungszulagen hat 
der Reichsminister der Finanzen sich bereit erklärt, alsbald die Zustimmung der 
gesetzgebenden Faktoren des Reiches dazu herbeizuführen, daß für die Beamten 
des Reiches die laufenden Teuerungszulagen ausschließlich der Kinderzulagen mit 
Wirkung vom 1. Januar 1920 um 150<*/o erhöht werden bis zum 1. April 1920, 
als dem für das Inkrafttreten der Besoldungsreform in Aussicht genommenen 
Zeitpunkt. Die Kinderzulage bleibt unverändert bestehen. Auf den hiernach am 
1. Januar 1920 fälligen Gesamtbetrag werden die bereits bewilligten Teuerungs¬ 
zulagen angerechnet. Der preußische Finanzminister hat sich bereit erklärt, 
sich dem Vorgehen des Reiches anzuschließen. Die Vertreter des Deutschen Be¬ 
amtenbundes, der Gewerkschaft deutscher Eisenbahner und des Deutschen Eisen¬ 
bahnerverbandes übernehmen die Verpflichtung, mit allem Nachdruch dahin zu 
wirken, daß die bedauerlicherweise auch innerhalb der Beamtenschaft bemerkbar 
gewordene Korruption ausgemerzt wird. Die Organisationen werden sich dafür 
einsetzen, daß im Hinblick auf die gesteigerten Aufwendungen für die Beamten 
von diesen die Notwendigkeit vollster Anspannung ihrer Kräfte anerkannt wird^ 
und daß dort, wo es bisher nicht der Fall war, Arbeitswille und Arbeitsleistung 
sich in erhöhtem Maße einstellen. Sie erklären, daß die Beamtenschaft angesichts 
des Eingehens auf ihre Wünsche bis zum 1. April 1920 von weiteren Forderungen 
absehen wird, falls nicht die wirtschaftlichen Verhältnisse eine unvorhergesehene 
Verschärfung erfahren. 

Ob auch die pensionierten Beamten diesen Teuerungszuschlag erhalten 
werden, davon ist leider ebensowenig etwas mitgeteilt, als darüber, ob und 
inwieweit künftighin die bisherigen durchaus unbilligen Einschränkungen für die 
pensionierten Beamten bei Gewährung der Teuerungszulagen fortfallen werden. 
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Inzwischen ist von der Nationalversammlung bereits ein entsprechender 
Gesetzentwurf angenommen worden. 


Ans der Preußischen Landesversammlung. Das Zentrum hat den An¬ 
trag gestellt, daß Gesundheitspflege und Kinderpflege künftighin als obll* 
gatorfscfaer Unterrichtsgegenstand dem Schulplane der Mädchenvolksschulen, 
Fortbildungsschulen und Lehrerinnenseminare einzufügen sind. 

Von den Sozialdemokraten ist beantragt, daß die Preußische Staatsregierung 
auf die Errichtung einer sich auf alle Beamte erstreckenden Krankenkasse hin¬ 
wirken soll. 


Der Bayerische Landtag hat am 5. Dezember v. J. einstimmig beschlossen, 
das Regie und Relsereversium der Bezirksärzte vom 1. Juli 1919 ab den 
Bedürfnissen entsprechend zu erhöhen. 


Am 10. Dezember v. j. traten in Halle a. S. die Medizinalbeamten 
der Provinz Sachsen zusammen, um auf eine wahrend der Versammlungen in 
Weimar gegebene Anregung einen Verein der Medlzinalbeamten in der 
Provinz Sachsen zu gründen. Es nahmen 25 Kollegen an der Versammlung teil, 
die Fehlenden hatten bis auf vier ihr Fernbleiben mit der Ungunst der Zug¬ 
verbindungen entschuldigt, aber sich in der Zuschrift bereit erklärt, dem Verein 
als Mitglied beitreten zu wollen. Der von dem mit der Einberufung beauftragten 
Kreisarzt vorgelegte Entwurf der Satzungen wurde mit zwei kleinen redaktionellen 
Änderungen angenommen. Der Verein verfolgt den Zweck, durch regelmäßige 
Zusammenkünfte das Gefühl der Kollegialität und Interessengemeinschaft zu fördern 
und durdi mündliche Verhandlungen zu wichtigen Standesfragen und gesund- 
heitlidien Maßnahmen Stellung zu nehmen. 

Außer der Annahme der Satzungen und der Vorstandswahl wurden in der 
Tagesordnung von Herrn Geh. Med.-Rat Dr. Den ecke (bisher Reg.- und Med.-Rat 
bei der Regierung in Magdeburg) noch Mitteilungen über das in Bildung begriffene 
«Provinzialwohlfahrtsamt Sachsen", zu dessen Leiter er ernannt ist, 
gemacht. An seine Ausführungen knüpfte sich eine lebhafte Aussprache, ebenso 
an das Referat Hillenbergs-Halle (Saalkreis) über -Gesundheitsämter des 
Kreises“. 

Die nächste Sitzung ist für den 29. Mai (Sonnabend vor Pfingsten) in 
einem Kurorte (vielleicht Thale oder Suderode) in Aussicht genommen. 


Die deutschen Kriegsverluste betragen nach den Mitteilungen in der 
politischen Presse bei dem Landheere an Toten insgesamt 1718246, davon 
1655553 Mannschaften, 62693 Offizere, an Verwundeten 6234107, darunter 
116015 Offiziere, an Gefangenen und Vermißten 1073619, davon 1050516 
.Mannschaften, 23104 Offiziere, zusammen 7025972. Die Verluste der Marine 
betragen an Toten 24 112 Mannschaften und Unteroffiziere, an Verwundeten 
29830, an Gefangenen 11654, zusammen mit den in den neutralen Staaten 
Internierten und an Krankheiten Gestorbenen 78342. 


Spredisaal. 

Anfrage des Kreisarztes Dr. St. in W. Wer hat die Anzeige von „Ver- 
dacht8“-FäIlen bei Typhus anzuordnen? Ich habe schon seit geraumer Zeit 
verei.nzelte Typhusfälle im Bezirk, höre von diesen meist erst nach Wochen, weil 
die Ärzte zunächst, auch bei klinisch einwandfreier Krankheit, Blut und Stuhl 
nach Hannover einschicken. Häufig werden aber bei Typhus Bazillen gar nicht, 
positiver Widal erst nach zwei Wochen gefunden. Manche Ärzte bekümmern 
sich nun gar nicht um Desinfektionsfragen während dieser Zeit, andere, leider 
nur wenige, ordnen in anerkennenswerter Weise solche Vorsichtsmaßregeln an. 

J edenfalls ist keinerlei sicherer Verlaß darauf. Es ist daher erforderlich, daß der 
Creisarzt persönlich sofort die nötigen Ermittlungen vomimmt. Das kann er 
aber doch erst tun, wenn die Anzeige vorliegt. 
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Spredisaal. 


Antwort. Nach dem preußischen Seuchengesetze vom 28. August 1905 
besteht eine Anzeigepflidit bei „Typhusverdacht" nicht; sie war allerdings in dem 
Gesetzentwurf enthalten; wurde aber vom Herrenhaus seiner Zeit.gesirichen. Ob¬ 
wohl in den meisten deutschen Ländern inzwischen die Anzeigepflicht auch für 
verdäditige Typhusfälle gesetzlich eingeführt ist, ist dies in Preußen bisher leider 
nicht gestehen. Das Gesetz bietet nur insofern in § 8 Ziffer 10 und im letzten 
Absatz des § 8 eine Handhabe zum Eingreifen bei derartigen Erkrankungen, als 
es die Absonderung und Beobachtung krankheits- und ansteckungsveroäditiger 
Personen bei Typhus zuläßt (s. auch §§ 13—19 der Ausführungsbestimmungen). 
Außerdem sind in § 5 Abs. 2 der Ausführungsbestimmungen die Polizeibehörden 
angewiesen, den beamteten Arzt auch von dem Auftreten „verdächtiger“ Er¬ 
krankungsfälle ungesäumt zu benachrichtigen, falls solche zu ihrer Kenntnis ge¬ 
langen. Unter den obwaltenden Umständen muß somit der Kreisarzt selbst bei 
seinen Ermittlungen eingehende Nachforschungen nach verdächtigen Erkrankungen 
anstellen, die Gemeindevorsteher, Polizeibehörden, Lehrer usw. ersuchen, ihm 
sofort zu benachrichtigen, falls ihnen derartige Erkrankungen bekannt werden und 
vor allem die Ärzte durch besondere Rundschreiben bitten, auch die in ihrer 
Behandlung befindlichen typhusverdächtigen Erkrankungen anzuzeigen. Eine all¬ 
gemein oder örtlich beschränkte Anordnung der Anzeige bei „Typhusverdacht“ 
ist ohne Änderung des Gesetzes nicht möglich; denn § 5 des Gesetzes ermäch¬ 
tigt das Staatsministerium wohl zur Ausdehnung der Änzeigepflicht auf „andere 
Krankheiten“, aber nicht auf den „Verdacht“ der im Gesetz genannten Krank¬ 
heiten. Nach der Erklärung des jetzigen Herrn Ministerialdirektors in der 
Preußischen Landesversammlung ist eine Reform der geltenden Seuchengesetz¬ 
gebung geplant; hoffentlich wird dann auch dieser Mangel beseitigt. 


Deutscher und Preußischer Medlzinalbeamtenverein 

Die Mitglieder des Deutschen und Preußischen Medizinalbeamten- 
vereins erhalten die Zeitschrift ebenso wie bisher unmittelbar durch die 
Post zugesandt; es bedarf deshalb keiner Bestellung bei der Post 
Sollte die Zustellung nicht pünktlich erfolgen, so werden die Mitglieder ge¬ 
beten, zunächst die Zeitschrift von dem zuständigen Postamt 
anzufordem. Falls diese Anforderung ohne Erfolg bleibt, so ist die 
jetzige Geschäftsstelle der Zeitschrift, 

Bucfadruckerei Louis Seidel Nachfolger, Leipzig, 
Windmflhlenstraße 39, 

davon in Kenntnis zu setzen, die dann das Erforderliche veranlassen wird. 

Eine pünktliche Zustellung der Zeitschrift ist aber nur dann möglich, 
wenn dem betreffenden Postamt oder der Geschäftsstelle jeder 
Wohnungswechsel sofort mitgeteilt wird, was leider bisher mehrfach 
unterlassen worden ist und infolgedessen zu unberechtigten Beschwerden 
Veranlassung gegeben hat. 

Minden, im Januar 1920. 

Prof. Dr. Rapmund, Geh. Med-Rat, 

Vorsitzender. 


Verantwortlich für die Schriftleilung: Prof. Dr. Rapmuud, Geh. Med.-Rat in Minden i. W. 

Druck von Louis Seidel Nach!., Leipzig. 
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5. Febr. 


Soziale Hygiene, Fürsorge und Wohlfahrtsämter. 

Von Med.-Rat Dr. Bundt, Kreisarzt in Halle a. S. 

Der Name der sozialen Hygiene hat ganz modernen Klang und 
dodi reicht diese Wissenschaft mit ihren Wurzeln weit in die Vergangen¬ 
heit zurück. Ihre Stellung in der Medizin ist nicht leicht scharf zu 
umgrenzen. Es scheint sogar aus manchen Gründen fraglich, ob man 
ihr in der Reihe der medizinischen Disziplinen eine so engumschriebene 
Sonderstellung zugestehen darf, wie manche ihrer Jünger es fordern. 
Mit fast allen Gebieten der Heilwissenschaft hat sie Berührungspunkte, 
stoßt an sie und greift so innig in sie hinein, daß eine vollkommene 
Scheidung oft kaum möglich ist Auch ist ihr Name noch nicht einmal 
vollkommen feststehend und allseitig anerkannt; soziale Medizin und 
soziale Hygiene werden noch als gleichbedeutende Bezeichnungen für 
dasselbe Gebiet gebraucht und selbst ihre berufensten Vertreter sind 
über ihre begriffliche Umgrenzung verschiedener Meinung. Ich werde 
mich in der folgenden Ausführungen an den Ausdruck soziale Hygiene 
halten. 

Was ist nun soziale Hygiene: Sie ist einmal Hygiene, d. h. nach 
Pettenkofer, „die Lehre von der Stärkung und Erhaltung der Ge- 
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Dr. Bundt. 


sundheit“, kurz gesagt, Gesundheitspflege, den Begriff „Pflege“ im 
weitesten Sinne verstanden. 

Gesundheitspflege kann nun eine persönliche und eine öffentliche 
sein. Die persönliche Gesundheitspflege ist so alt wie die Menschheit 
Schon der Urmensdi, der sich in seiner Höhle gegen die Unbilden 
der Witterung schlitzte, übte sie aus; wenn er zwischen Mahlsteinen 
sein Korn zerkleinerte, am Kohlenfeuer das Fleisch des Wildpferdes 
briet und sich in das zottige Feil der Höhlenbären hüllte, so war dies 
schon Hygiene der Wohnung, der Nahrung und der Kleidung. Die 
öffentliche Hygiene dagegen fand ihren Platz erst in dem festen 
Gefüge organisierter mensdilicher Gesellsdiaften, als man erkannte, daß 
der Einzelne zu schwach sei, um sidi den feindlichen Einflüssen der 
Umwelt mit Erfolg gegenüber zu stellen. Diese Einflüsse liegen ent¬ 
weder im Gebiet der natürlichen oder der gesellschaftlichen Umwelt 
Demgemäß unterscheiden wir in der öffentlichen Hygiene die natürliche, 
die physikalische und die gesellsdiaftliche, d. i. die soziale Hygiene. 

Die soziale Hygiene ist somit öffentliche Gesundheits¬ 
pflege, soweit sich diese mit den Einflüssen der gesellschaft¬ 
lichen Umwelt auf die Gesundheitsverhältnisse befaßt Sie 
ist als solche wie alle Hygiene nicht bloß eine theoretische Wissen¬ 
schaft, die es sich zur Aufgabe macht, zu untersuchen, woher die 
Schäden kommen, die die Umwelt auf die Gesundheit einzelner oder 
gesellschafüicher Gruppen ausübt, sondern sie gibt auch an, wie man 
diese Schäden vermeiden und ihnen entgegentreten kann. In ihr 
greifen wissenschaftliche Untersuchungen, Belehrungen und gesundheits¬ 
technische Maßnahmen ineinander. Auffinden des Tuberkelbacillus, 
Belehrung über dessen Verbreitung und die Vermeidung der Infektion, 
der Bau gesunder Wohnungen und die Errichtung von Fürsorgestellen 
und Lungenheilstätten als Mittel der Tuberkulosebekämpfung, alles sind 
hygienis^e Maßnahmen. Bleiben wir z. B. bei der Wohnungsfrage: 
Erkennt die hygienische Wissenschaft als eine der Hauptursachen der 
Schädigung der Volksgesundheit Wohnungsmangel und Unzweckmäßig¬ 
keit der vorhandenen Wohnungen an, so geht sie auch den Gründen 
dieser Mißstände nach; sie führt sie unter Umständen auf gesellschaft¬ 
liche Mängel, zu hohe Bodenpreise und mangelnde Bautätigkeit zurück, 
und gibt Mittel und Wege an, diese zu bekämpfen, tritt für boden- 
reformatorische Maßnahmen und die Gründung gemeinnütziger Bau¬ 
genossenschaften ein, in deren Ausführung sich Staat, Stadt und 
Körperschaften durchaus auf ihre Forschungsergebnisse stützen müssen. 
Auch das ganze Gebiet der Volksgesundheitspflege ist von ihr ab¬ 
hängig; man darf es der sozialen Hygiene oder Medizin nur nicht 
gleichsetzen wollen. Die Volksgesundheitspflege ist keine forschende 
Wissenschaft; sie hat vielmehr nur die Aufgabe, zuverlässige und an¬ 
erkannte Forschungsergebnisse persönlicher, physikalischer und sozialer 
Hygiene den Laien in verstäncllicher Form, gewissermaßen in Volks¬ 
ausgabe, nahe zu bringen, zu verbreiten und der ganzen Bevölkerung 
nutzbar zu machen. Sie kann freilich der medizinischen Wissenschaft 
und ihrer zünftigen Vertreter ebensowenig entbehren wie die Organfe 
der sozialen Gesetzgebung, deren Vertreter sich mit Vorliebe praktisch^ 
Sozialpolitiker nennen, wenn sie nicht Vernunft in Unsinn verkehrera 
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wollen. Denn die medizinische Wissensdiaft ist die Hauptsäule auf 
der das ganze stolze Gebäude unserer Reichsversidierungsordnung, 
unserer Sozialpolitik überhaupt ruht; ihre Jünger sind allein dazu 
imstande, zu erkennen und nadizuweisen, inwieweit üble soziale Ver¬ 
hältnisse und Gesundheitsschädigungen miteinander in Wechselwirkung 
stehen, und zugleich die Mittel anzugeben, um diesen verderblichen 
Zirkel aufzuheben. Sie haben bewiesen, inwieweit die gesellschaftlichen 
Schäden Krankheitsanlagen und Erkrankungsbedingungen schaffen, die 
Verbreitung von Krankheitserregern begünstigen und den Verlauf und 
Ausgang akuter und chronischer Krankheiten beeinflussen. Erst ihre 
Forschungen haben es dem Statistiker und Volkswirtschaftler ermöglicht, 
zahlenmäßig festzustellen, wie ihrerseits Krankheit und körperliche 
Minderwertigkeiten auf Bevölkerungsbewegung und Arbeitsfähigkeit, 
auf Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt, und damit auf 
Wohlstand und Ernährung wirken. Das Ergebnis dieser Untersuchungen 
war, daß hierbei die Rolle der chronischen Erkrankungen, der Tuber¬ 
kulose, der ansteckenden Geschlechtskrankheiten, des Alkoholismus 
und dann auch der Säuglingskrankheiten und der abnormen Geistes¬ 
zustände eine viel größere ist, als die der akuten Infektionskrankheiten, 
selbst der großen Volksseuchen Cholera, Pocken und Fleckfieber. Ein 
Vertreter der Schulmedizin war es auch, der zuerst den sozialen Ge¬ 
danken des Rechtes auf Gesundheit aussprach; denn schon im Jahre 1845 
prägte Rudolf Virchow den Satz: „Eine vernünftige Staatsverfassung 
muß das Recht des Einzelnen auf eine gesunde Existenz unzweifelhaft 
feststellen“. Ihm folgte der Nationalökonom erst 40 Jahre später: Im 
Jahre 1888 kam der Wiener Volkswirtschaftler Lorenz v. Stein zu dem 
gleichen Gedanken, indem er die Sorge der Gemeinschaft für die Be¬ 
dingungen der Erhaltung der Gesundheit sowie für die Heilung von 
Krankheiten nicht mehr von dem Besitze eines Kapitals abhängig sein 
lassen wollte. 

Inzwischen war aber im Deutschen Reiche schon ein gutes Teil 
der sozialen Gesetzgebung entstanden: am 15. Juni 1883 das Kranken¬ 
versicherungsgesetz, am 6. Juli 1884 das Unfallversicherungsgesetz. 
Ihnen folgte am 22. Juni 1889 das Alters- und Invalidenversicherungs¬ 
gesetz, nachdem schon am 7. April 1876 als kleiner Anfang dieser 
von wirklich sozialem Geiste getragenen Fürsorge Bestimmungen über 
freie Hilfskassen Gesetz geworden waren. 

Man möchte uns heute wohl glauben machen, daß alle diese 
Gesetze nur unter dem Druck radikaler politischer Parteien, als Vor¬ 
beugungsmittel gegen Umwälzungen entstanden seien. Das ist aber 
nicht der F^ll; sie sind vielmehr zum größten Teile gegen die Stimmen 
dieser Parteien zustandegekommen, aus der Erkenntnis der Regierungen 
heraus, daß dem Staate die Pflicht obliegt, den Arbeitern, die ja bei 
der Arbeit für die Beschaffung der Mittel für ihren eigenen Unterhalt 
auch am Wohle und am Fortschritt des Staates mitarbeiten, eine Ver¬ 
sorgung für Krankheit und Arbeitsunfähigkeit zu geben, eine Er¬ 
kenntnis, wie sie mit der zunehmenden Industrialisierung in einem 
Staatswesen, das auf dem Grundsatz der Gerechtigkeit aufgebaut ist, 
kommen mußte. Jedenfalls sind wir in unserem als so rückständig 
verschrieenem Staate darin^allen anderen Ländern mit angeblich vie' 



freierer Verfassung weit vorangegangen, daß echt soziale Anschauungen 
sdion seit über 30 Jahren in unserer Gesetzgebung ihren Niederschlag 
fanden. Wir waren schon lange in gutem Sinne modern, d. h. uns dem 
Fortschritt der Zeitverhältnisse anpassend; wir müssen es deshalb ab¬ 
lehnen, die soziale Hygiene, die jetzt in anderem Sinne modern, d. h. 
besonders gehegt und gepflegt wird, als einen ureigensten Ausfluß und 
als ein ganz eigenartiges Ergebnis der allemeuesten Zeit anzusprechen. 
Wir dürfen nicht vom Standpunkte der Sozialhygieniker aus die älteren 
Schwestern, die physikalisdie Hygiene und die Bakteriologie, wie das 
jetzt so manchm^ geschieht, mit einer gewissen Überhebung als etwas 
Veraltetes und Überwundenes ansehen; denn beide sind der Sozial¬ 
hygiene nicht nur vollkommen ebenbürtig, sie sind auch der Grund¬ 
stein, auf dem diese sich aufbaut. Ihre Erfolge und Erfahrungen wären 
ohne die Vorarbeiten jener beiden gar nicht möglich. Sie ist ihrem 
ganzen Wesen nach gar nicht von ihnen zu trennen und ist nur 
deren Auswirkung auf die breitesten Massen der Bevölkerung, ein 
Hineintragen allgemeiner hygienischer Lehr- und Grundsätze in die 
Technik der Fürsorge für Sdiwache und Hilfsbedürftige, deren Hilfs¬ 
bedürftigkeit in erster Linie durch gesellschaftliche Verhältnisse be¬ 
dingt ist. 

Damit kommen wir zu dem Begriff der Fürsorgetätigkeit. 

Das Wort Fürsorge klingt uns heute von allen Seiten entgegen, 
es wird im Laienmund zu iülermeist für soziale Hygiene überhaupt 
gebraucht, wenigstens soweit Laien selbst mit ihrer Arbeit an dieser 
beteiligt sind. Dies ist zurzeit nidit nur im weitesten Umfange der 
Fall, sondern aucii in vieler Beziehung freudig zu begrüßen. Mitarbeit 
ist die beste Lehrmeisterin, besser noch als gemeinverständliche Vor¬ 
träge über hygienische Fragen und Volksgesundheit, obwohl auch diese 
nicht überflüssig sind, wo es heute gilt, die Grundlehren der Heil¬ 
kunde möglichst der ganzen Bevölkerung zugängig zu machen, um 
bei ihr die Arbeit in persönlicher Hygiene und das Verständnis für 
die öffentliche Gesundheitspflege auf die redite Grundlage zu stellen 
und dem Pfuscher und Bönhasentum in der Heilkunde das Wasser 
abzugraben. Die Laienfürsorger werden alsdann diejenigen Helfer und 
Mitarbeiter der Fürsorgeärzte in der Volksbelehrung sein können, 
deren Anschauungen die Probe der praktischen Betätigung und Nütz¬ 
lichkeit bestanden haben, und die sich daher nicht so leicht in mystischen 
Spekulationen verlieren wie die selbstapprobierten heilkundigen Laien, 
die bisher den Beruf der medizinischen Volksbelehrer und Volks¬ 
beglücker in sich fühlten. Auch braucht ja der gesundheitliche Wieder¬ 
aufbau unseres Volkes soviel Kräfte, daß wir ohne Helfer und Helferinnen, 
Fürsorger und Fürsorgerinnen nicht auskommen werden. 

„Fürsorge“ ist kein schlechter sprachlicher Ausdruck für die tech¬ 
nische Anwendung der Lehren der sozialen Hygiene, zumal diese 
heutzutage in erster Linie fürsorgend, d. h. vorbeugenci, wirken will. 
Während man früher mehr von Bekämpfung der Tuberkulose, der 
Säuglingskranheiten, der Schulschädigungen sprach, ist heute mehr die 
Rede von der Sorge für Tuberkulöse, Säuglinge und Schulkinder. 

Das Ziel ist das gleiche; nur die Methpdik hat sich geändert; wir 
hoffen so weiter zu kommen. Ein altes Stichwort sagt: Krankheiten 
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zu verhüten ist leichter als Krankheiten zu heilen.' Wir wollen auch 
nidit streiten, daß alle diese Bestrebungen in den letzten Jahren, im 
Kriege und nadh diesem, einen starken Fortschritt erfahren haben; Not 
lehrt nicht nur beten, sondern auch arbeiten. Auch erfahren alle diese 
Bestrebungen in höherem Maße eine staatliche Förderung, oder sagen 
wir vorsichtiger, Anregung und Einrichtung; denn wir wissen bei der 
Unsicherheit unserer heutigen Finanzlage noch nicht inwieweit Mittel 
zu einer wirksamen und nachhaltigen Förderung zur Verfügung stehen 
werden. Schon deshalb sollte man auch den bisherigen Arbeitern an 
diesem Werke, den charitativen und religiösen Vereinigungen 
und sonstigen Gesellschaften ihr Arbeitsgebiet nicht nehmen, so eifrig 
man auch sonst von sozialistischer Seite aus sich jede Wohltätigkeit 
verbitten und sich ganz auf den Standpunkt des Rechts auf Gesund¬ 
heit stellen möchte, für die der Staat als solcher pflichtgemäß zu sorgen 
habe. Man würde damit nur viele eifrige, uneigennützige und unent¬ 
behrliche Kräfte ausschalten, die ein gut Teil Erfahrung darstellen und 
die sich nicht ohne weiteres einer staatlichen Organisation einfügen 
mögen. Man würde durch verstaatlichende Gleichmacherei auch manche 
Eigenart und manche Besonderheit der Vereinsfürsorgetätigkeit ersticken, 
die gerade durch ihre Anpassung an örtliche, ethische und kulturelle 
Verhältnisse bisher soviel Gutes erreicht hat. 

Der Staat soll sich begnügen, in seinen Kreis-, Provinz-, und 
Staatswohlfahrtsämtem Mittelpunkte zu schaffen, in denen die Fäden 
aller dieser Bestrebungen zusammenlaufen, denen alle diese Ver¬ 
einigungen in freier Form angegliedert werden und in denen deren 
Leiter Sitz und Stimme haben. Es muß zu einer großzügigen Arbeits¬ 
und Interessengemeinschaft kommen, die zugleich eine Brüdke zwischen 
den einzelnen Ständen des Volkes schlägt Hier werden Anregungen 
gegeben, die Arbeitsgebiete zweckmäßig verteilt, gegeneinander abge¬ 
grenzt und damit auch Reibungen am besten ausgeschaltet Dabei 
können die einzelnen Fürsorgeteile, obwohl ihre Bearbeitung in der 
Zentralstelle eine getrennte Behandlung erfährt, in den örtlichen Stellen 
oft in einer Hand zusammengelegt werden, so daß es hier besser zu 
einer örtlichen als zu einer sachlichen Trennung kommt So wird man 
lieber für einen kleinen Fürsorgebezirk eine Fürsorgerin für alle Arten 
der Fürsorge anstellen als in einem größeren Bezirk mehrere Für¬ 
sorgerinnen, deren jede eine einzelne Art der Fürsorge bearbeitet 
Dadurch vermeidet man am besten Reibungen und mehrfache Ver¬ 
sorgung; dadurch schafft man sich ein Heer wirklich.allseitig erfahrener, 
bodenständiger und zufriedener Gesundheitshelferinnen. 

An die Spitze des Wohlfahrtsamtes gehört ein Arzt; 
denn die meisten Wohlfahrtsgebiete beschäftigen sich in ihren letzten 
Zielen mit der gesundheitlichen Fürsorge und fallen dem Arzt daher 
ohne weiteres zu. Es kommt jetzt auch in allererster Reihe auf den 
gesundheitlichen Wiederaufbau unseres Volkes an. Aber auch auf jenen 
Gebieten, die nicht auf den ersten Blick in ärztlidie Pflege fallen — 
nennen wir hier einmal jugendhilfe, Wohnungspflege und Trinkerfür¬ 
sorge — wird man nidit ohne Arzt aiiskomnicn. Ist doch die 
Wohnungspflege zu allermeist vom gesundheitlichen Standpunkt aus zu 
betreiben. Wieviele sittlich gefährdete Kinder und Heranwachsenef 
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sind nicht geistig minderwertig? \^^e oft ist nicht Alkoholismus eine 
Folge psychopathischer Konstitution? Wie eng berühren sich Prostitution 
und Geschlechtskrankheiten, verbrecherische Neigungen mit Geistes¬ 
krankheiten? 

Wenn je, so ist in heutiger Zeit der Arzt der geeignete Lehrer 
und Führer cies Volkes beim ^ederaufbau unserer Volkskraft. 

ln erster Linie eignen sich aber die Kreisärzte für die Stellung 
eines Leiters des Kreis Wohlfahrtsamtes, da sie vermöge ihrer Vor¬ 
bildung und langjährigen praktischen Betätigung in der Hygiene hierzu 
vor anderen geeignet sind. Seit dem Erlaß der Dienstanweisung vom 
23. März 1901 und noch mehr deren zweiter Ausgabe vom 1. September 
1909 sind sie die berufenen Vertreter aller Fürsorgebestrebungen in 
ihren Kreisen gewesen und bringen daher für den Dienst am Kreis¬ 
wohlfahrtsamte die unerläßlichen und notwendigen Erfahrungen mit 
Diese gab ihnen die Ausführung der Dienstanweisung, in der eine 
solche Menge sozialer Hygiene steckt, daß sie fast das ganze Gebiet 
dieser Wissenschaft in ihren Grundzügen umfaßt und dem beamteten 
Arzte von vornherein ein Wegweiser und trefflicher Berater auf dem 
Gebiete der Fürsorge und Volksgesundheitspflege sein konnte. Sie 
gab ihnen die beste Gelegenheit, sich in Ausübung der Bestimmungen 
dieses ihres amtlichen Gesetzbuches nicht nur eine gute Praxis in der 
Bekämpfung ansteckender Krankheiten und der Überwachung gesund¬ 
heitlicher Einrichtungen, sondern auch in der Organisation und Leitung 
sozialer Fürsorgebestrebungen anzuefgnen, die ihnen als Leiter des 
Kreiswohlfahrtsamtes vortrefflich zustatten kommen wird. Die Kreis¬ 
ärzte haben ihre Eignung dazu auch vielerorts schon bewiesen; denn 
mancherlei sözialhygienische Einrichtungen sind von ihnen, vor allem 
im Kriege, trotz überreichlicher medizinal- und sanitätspolizeilicher Ar¬ 
beit, trotz ausgiebiger Inanspruchnahme durch Vertretungen und Laza¬ 
rettdienst, geschaffen worden, ln großen bevölkerten Kreisen werden 
sie natürlich nicht das ganze Gebiet der ärztlichen Fürsorgetätigkeit 
allein ausüben können, werden nicht zugleich staaUiche Aufsichtsbeamte, 
Leiter des Kreisgesundheitsamtes, Schulärzte und Fürsorgeärzte sein 
können. Das ist höchstens in kleineren Kreisen möglich, die es 
immer noch bis herab zu 17000 Einwohner gibt, ln stärker bevöl¬ 
kerten Kreisen werden ihnen Fürsorgeärzte für dieses oder jenes 
Gebiet bzw. für diesen oder jenen Teil des Kreises Helfer sein 
müssen, die man entweder im Hauptamt als Kommunalärzte anstellt 
oder als Fürsorgeärzte im Nebenamt. 

ln den Kreisgesundheits- und Kreiswohifahrtsämtern sind aber 
auch die Laien nicht zu entbehren, die den Zusammenhang mit der 
Bevölkerung vermitteln und die ganzen Bestrebungen auf eine breitere 
Grundlage stellen. Nur dürfen diese Laien nicht nach parteipolitischen 
Gesichtspunkten ausgewählt werden, wozu heute ohne Zweifel Nei¬ 
gung besteht, ln Wohlfahrts- und Gesundheitspflege gehört keine 
Parteipolitik, hier ist Sachkunde allein maßgebend. Ein Pädagoge und 
ein Verwaltungsbeamter gehören mit in den Vorstand des Amtes; 
dazu kommt eine Reihe angestellter Gesundheitshelferinnen und Für¬ 
sorgerinnen. Die Hebammen des Kreises sind in der Säuglingsfür¬ 
sorge mit zu verwenden. 
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Man möchte das ganze Heilwesen und die ganze Wohlfahrtspflege 
sozialisieren und vergißt dabei, daß die Gleiämacherei auf keinem 
Gebiet so verderblich sein würde, wie auf diesem. Körper und Geist 
stehen in so innigen Wediselbeziehungen zueinander und sind so ver¬ 
schieden bei den einzelnen Menschen, daß eine schablonenhafte Be¬ 
einflussung, die bei einer Sozialisierung des Ärztestandes die Regel 
sein müßte, unendlichen Schaden stiften würde. 

Soviel man auch dagegen anführen mag, es eignet sich keines 
Berufes Vertreter weniger zum Beamten als der Arzt Der gute Arzt 
ist nicht nur ein Techniker, der nur die Lehren seiner Wissenschaft 
bei der Feststellung der Erkrankung und des Heilplanes in gewissen¬ 
hafter Weise anzuwenden braucht, um alles getan zu haben, was dem 
Kranken helfen kann. Er muß auch ein ganzer Mensch sein und ein 
Künstler, der mit alles umfassendem Blick die ganze geistige und 
körperliche Persönlichkeit des Hilfesuchenden umfaßt und es versteht, 
Fäden zu spinnen, die von ihm zu jenem hinlaufen und dessen Denken 
und Wollen in die Bahnen seines eigenen Strebens zwingen. Alle 
diese Kunst, allen diesen Einfluß vernieten wir aber in vielen Fällen, 
wenn wir dem Kranken nicht die Wahl seines Arztes überlassen, wenn 
wir ihn zu einem bestimmten angestellten Arzt senden, den wir dann 
wiederum zu einer handwerksmäßigen Ausübung seines Berufes zwingen. 
Das ist vor allem schon jetzt der Fluch der Kassenpraxis und würde 
es in Zukunft, wenn die Sozialisierung des Ärztestandes einmal Tat¬ 
sache werden sollte, in noch viel höherem Maße sein. Caveant consules! 

Lassen wir also dem Arzt die Freiheit der Betätigung und lassen 
wir dem Hilfesuchenden die Freiheit in der Wahl seines Arztes. 

Zum Schlüsse nur noch einige wenige und kurze Bemerkungen 
über die besonderen Gebiete und Ziele der Fürsorge, die 
immer noch nicht weit genug gesteckt sind. 

Wenn man bisher im Mutterschutz und in der Schwangerenfürsorge 
auch schon den werdenden Menschen im Mutterleibe zum Gegenstand 
der Fürsorge gemacht hat, so muß man in Zukunft noch weiter zurück¬ 
greifen und die Bedingungen der Vererbung in viel höherem Maße 
in den Bereich der Beachtung ziehen, als es bisher geschehen ist Die 
drohende Entartung unseres Volkes, die uns durch den Ausfall so 
vieler junger, gesunder, körperlich und geistig hervorragender Volks¬ 
genossen in verderbenbringende Nähe gerügt ist, fordert dringend 
eine Rassenhygiene. Ich bin mir der Schwierigkeiten dieser Forde¬ 
rung sehr wohl bewußt; denn hier gibt es mannigfaciie politische und 
religiöse Widerstände zu überwinden, hier spielen philosophisdie 
Lehren eine Rolle und verschiedene Weltanschauungen treten, nicht 
immer fördernd, sondern bisweilen audi hemmend, auf den Plan. Wir 
müssen aber wieder zur alten deutsdien, idealistischen Lebensauffassung 
kommen. Mit dem Mammonismus und dem Materialismus, die uns 
schon vor dem Kriege so tiefgehend durchseucht und amerikanisiert 
hatten, muß gründlich aufgeräumt werden. Geldmachen um jeden Preis 
darf ni^t fürder das höchste Ziel des Strebens sein, und die Wahl 
des Ehegenossen und der Ehegenossin, diese Grundbedingung für die 
Vererbung, muß wieder nach idealen und natürlichen Gesichtspunkten 
geschehen. Die Vereinigung rassenmäßig sich nahestehender Zeugungs- 
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Partner gibt eine gute Nachzucht. Die Kinder rassenmäßig fern von¬ 
einander stehender Eitern zeigen dagegen eine Neigung zur Entartung, 
genau wie die aus fortdauernder fnzucht hervorgegangenen. Bei ihnen 
häufen sich die Fehler beider Erzeuger. Es tritt Schwäne der Zeugungs¬ 
kraft ein, eine Erfahrung, die im südamerikanischen weißen, roten und 
schwarzen Völkergemisdi tausendfach bestätigt ist und für die der 
heutige Portugalese ebenfalls ein deutlicher Beweis ist. 

Es muß zu einer Stärkung des Rassenbewußtseins kommen. Das 
alles ist in erster Linie zwar persönlidie Rassenhygiene, doch auch 
der Staat wird hier mithelfen müssen. 

Es ist ein harter Eingriff in die persönliche Freiheit, aber man 
muß meines Erachtens zu gesetzlicher Forderung eines Gesundheits¬ 
zeugnisses für jeden Eheschließenden kommen, schon der Zu¬ 
nahme der ansteckenden Geschlechtskrankheiten wegen, die nunmehr 
leider auch soviel mehr als früher in die Familien eingebrochen sind. 
Das wäre wenigstens ein erster Anfang staatlicher Rassenhygiene, die, 
je nachdem sie Einflüssen entgegentritt, die aus der natürlichen oder 
der gesellschaftlichen Umwelt auf vererbbare Eigenschaften des Körpers 
und Geistes, auf Keimsubstanz und Zeugungskraft wirken, auch wiederum 
eine physikalische oder soziale Rassehygiene ist 

Dementsprechend ist die persönliche Vermeidung keimverderbender 
Schädigungen des Alkohols z. B. und der Lues in Hinsicht auf die zu 
erzeugende Nachkommenschaft auch persönliche Rassenhygiene. So 
neu und modern alle solche Forderungen klingen, so alt müssen sie 
uns erscheinen, wenn wir erfahren, daß schon Karl der Große in 
seinen Ehegesetzen die Folgerungen aus der Erkenntnis der Rassen¬ 
schädigung durch fehlerhafte eheliche Verbindungen erkannte. Außer 
dem bekannten Satze: „das Kind folgt der schlechteren Hand" finden 
wir in den Kapitularien der Ehegesetzgebung den Satz^): „Saepe in 
nuptiis dam factis gravia peccata tarn in sponsis aliorum quam et in 
propingnis sive adulteriis conjugiis et quod pejus est dicere, con- 
sanguineis adcrescunt vel adcnimulantur. Ex his autem procreari solent 
coed, daudi, gibbi, et lippi, sive aliis turpibus malis adspersi". Hier 
ist s^on der Schade der Inzucht erkannt; der Zeugung unter dem 
Einfluß des Alkohols will diejenige Bestimmung Vorbeugen, die fordert, 
daß die Neuverheirateten sich nach der Heirat zwei oder drei Tage 
enthalten sollen, um den Folgen der hochzeitlichen, oft mehrere Tage 
mit reichlichem Essen und Trinken einhergehenden Lustbarkeiten ent¬ 
gegenzuwirken. 

Unsere Vorfahren waren also nicht so barbarisch und kulturlos, 
wie sie unsere neunmalweise Zeit gern darstellt 

Es kann nicht meine Sache sein, mich im Rahmen dieser Ab¬ 
handlung im einzelnen über alle Gebiete der sozialen Hygiene über 
Mutterschutz, Säuglingsfürsorge, Kleinkinderschutz, Ziehkinderwesen, 
Schulhygiene, Sorge für die schulentlassene Jugend, Armen- und 
Krankenpflege, Tuberkulosebekämpfung, Fürsorge für Alkoholkranke, 


*) Zitiert nach Böhmer: „Ehegesetze im Zeitalter Karls des Großen 
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Krüppel, Taubstumme, Blinde und Kriegsbeschädigte, über Unfallfür¬ 
sorge und Rettungswesen, ganz zu sdiweigen von dem großen Gebiet 
der Jugendhilfe und der Sorge für Psychopathen und Geisteskranke, 
zu äußern. Sie gehören alle zum Arbeitsgebiet des Wohlfahrtsamtes, 
und stellen in ihrer Gesamtheit ein umfangreiches Arbeitsfeld dar, 
auf dem für viele berufene Mitarbeiter Platz ist. Die Mitarbeiter 
müssen aber nicht nur ein gut Teil Menschenliebe, Volksfreundlichkeit 
und ernstes Wollen mit zum Werke bringen, sondern auch die nötige 
Sachkenntnis. Vor allem, das sei noch einmal betont, muß die Leitung 
des Amtes eine sachverständige sein, und hierzu erscheint 
der in allen Kreisen mit voller Besoldung anzustellende und 
von jeder Praxis unabhängige Kreisarzt der Berufene. 

Nur noch einige besondere Erfahrungen will ich hier anführen; 
sie sind bei meiner diesjährigen Besichtigung der Kleinkinder- 
bewahranstalten und Kindergärten gemacht Ich fand hierbei 
eine große Anzahl kranker und körperlich znrückgebliebener Kinder, 
skrophulös und blutarm zumeist, aber auch einzelne mit Hautkrank¬ 
heiten und Ungeziefer, und vor allen viele mit rachitischen Verkrüm¬ 
mungen. Hier muß nunmehr eine zielbewußte, ärztliche Fürsorge ein- 
setzen. Schon die häufige Verbreitung der Infektionskrankheiten durch 
diese Kinderheime — oder wie ich dies 1917 sogar bei Tripper ge¬ 
sehen habe — macht dies zur Pflicht. Eine ärztliche Untersuchung 
jedes Kindes vor Aufnahme in eine Kinderbewahranstalt ist daher 
dringend nötig. Bei regelmäßigen Durchuntersuchungen der Kinder 
kann vieles geschehen für eine frühzeitige Erkennung und Bekämpfung 
der Tuberkulose. Kinder mit rachitischen Verbiegungen der Glieder, 
mit Folgen einer Kinderlähmung werden rechtzeitig den Krüppelheil¬ 
anstalten zugewiesen werden können, ehe allzu starke oder gar un- 
heilbere Sekundärerscheinungen eintreten. 

Auch die Impfärzte können ihre Beobachtungen an Erst- und 
Wiederimpflingen mehr als bisher in den Dienst der Fürsorge stellen. 
Sie sollten gehalten sein, alle Kinder, bei denen ein fürsorgliches Ein¬ 
greifen nötig ist, vor allem alle wegen Krankheit von der Impfung 
zurückgestellten, dem Wohlfahrtsamte zu melden. 

Das Gebiet ist groß, die Arbeit ist mühselig und schwer. Darum 
muß man alle Mitarbeiter willkommen heißen, soweit sie sachverständig 
sind und uns ihre Kraft ohne selbstische Zwecke, nur bedacht auf die 
Gesundung unseres Volkes und den Wiederaufbau unseres Vaterlandes, 
zur Verfügung stellen. 

Den Wettstreit um Fleiß und Tüchtigkeit zwischen den einzelnen 
Mitarbeitern lassen wir gelten. Der Streit um die Berufung zu dieser 
Arbeit zwischen den Vertretern der physikalischen uhd sozialen Hygiene, 
deren grundsätzliche Trennung wir nicht anzuerkennen vermögen, kann 
nur von Übel sein. Sie sind beide gemeinsam und in gleicher Weise 
berufen; nur ihr engstes Zusammenwirken kann uns wieder zu eineni 
gesunden und zukunftsreichen Volk machen. 
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Zur Reform des Kreisarztstandes. 

Von Kreisarzt Dr. Hoppe, Pr.-Eylau, Ostpreußen. 

ln der Hauptversammlung des Deutschen und Preußischen Medi¬ 
zinalbeamtenvereins sind von den Herren Berichterstattern Geheimrat 
Dr. Solbrig und Kreisarzt Dr. Dohrn in hervorragender Weise Pläne zur 
Reform des Gesundheitswesens und damit auch des Medizinalbeamten¬ 
standes aufgestellt worden. 

Es besteht aber die Gefahr, daß diese Anregungen von seiten der 
leitenden Staatsmänner und der gesetzgebenden Körperschaften nicht 
die genügende Beachtung finden und nicht schnell genug in die Wirk¬ 
lichkeit übersetzt werden, wenn sich nicht die Gesamtheit der Medi- 
zinaibeamten mit der vollen Wucht ihrer Masse unterstützend für eine 
Reform einsetzt. 

Mit der für das allgemeine Volkswohl so notwendigen Reform 
hängt auf das Innigste zusammen, daß auch eine wirtschaftliche Reform 
der Lebens- und Arbeitsbedingungen der ausführenden Organe 
des Gesundheitswesens erfolgt. 

ln der heutigen Zeit sind soldie Reformen nur zu erreichen, wenn 
von ,unten herauf von der Masse der Medizinalbeamten, die durch 
die Änderung der Zeitverhältnisse in schwere Nöte gekommen sind, 
der entschlossene Ruf ertönt: „So geht es nicht weiter“. 

Der Medizinalbeamtenverein des Kreises Königsberg 
i. Pr. hat sich in seinem engen Kreise mit der dringenden Notwendig¬ 
keit von Reformen in den Arbeits- und Lebensbedingungen der Kreis¬ 
ärzte befaßt und die nachstehende kurze Denksciirift an den Herrn 
Minister für Volkswohlfahrt übermittelt, die den Zweck hat, die Not¬ 
wendigkeit von Reformen zugleich mit einer Beseitigung der wirt¬ 
schaftlichen Schwierigkeiten der Kreisärzte auf das Dringendste zu fordern. 

Die Zeitlage erfordert es, daß auch alle übrigen Medizinal- 
beamtenvereine entschlossen Reformen fordern. 

Möge der Deutsche und Preußische Medizinalbeamtenverein in 
der heutigen Zeit des gewerkschaftlichen Zusammenschlusses aller 
Stände neben der Pflege der Wissenschaft auch die wirtschaftlichen 
Nöte der Medizinalbeamten nicht vergessen. 

Aus dem gegenwärtigen Chaos entwickelt sich eine neue Zeit. 
Wenn wir Medizinal beamten bei der Neuregelung nicht zu kurz kommen 
wollen, ist es dringend nöüg, daß jetzt alle Medizinalbeamten ein¬ 
stimmig und entschlossen bei den zuständigen Stellen fordern: 

Reformen sind dringend nötigl Sie müssen sofort in 
Angriff genommen werden: Zur Ausarbeitung der Reformpläne ist 
ein Aussdiuß zusammenzurufen, der sich aus allen Schichten der 
Medizinalbeamten aus allen Landesteilen zusammensetzt, damit alle 
Gruppen von Medizinalbeamten, die ja unter sehr verschiedenen 
äußeren Bedingungen arbeiten, zu Worte kommen. 

Die dem Herrn Minister für Volkswohlfahrt eingereichten Denk¬ 
schrift betreffend Reform des Kreisarztstandes lautet wie folgt: 

„ln der Hauptversammlung des Deutschen und Preußischen Medizinalbeamten¬ 
vereins am 25 . Oktober 1919 in Weimar haben die Berichteistatter Geheimrat 
Dr. Solbrig und Kreisarzt Dr. Dohrn in vorbildlicher Weise Pläne zur Reform des 
Gesundheitswesens gegeben. 



56 


Dr. Hoppe. 


Unabhängig davon haben sich im kleinen Kreise die Medizinalbeamten des 
Kreises Königsberg mit den Schwierigkeiten und Nöten beschäftigt, in welche 
durch die Änderung der Zeitverhältnisse zwar nicht die Gesamtheit, aber doch die 
überwiegende Mehrheit der untersten Gesundheitsbeamten, insbesondere der 
nicht vollbesoldeten Kreisärzte gedrängt ist. 

Wenn wirklich eine Sicherheit bestände, da6 die Solbrig-Dohrnschen 
Reformpläne in brauchbarer Weise auf gesetzlichem Wege in die Wirklichkeit 
übersetzt würden, wäre es unnötig, daß wir aus kleinem Kreise unsere Stimme 
erheben. 

Leider hat die Erfahrung aus früheren Zeiten gezeigt, daß eine solche Sicher¬ 
heit nicht gewährleistet ist. 

Deshalb halten wir Kreisärzte aus dem wirtschaftlich und politisch bedrohten 
tmd geschwächten Ostpreußen es für unsere Pflicht, den führenden Männern 
unseres Staatswesens ein „videant consules" zuzurufen. 

Ohne großzügige Reform bleibt der Kreisarztstand nicht nur nicht unver¬ 
ändert auf seiner bisherigen Höhe bestehen, sondern geht durch die Zeitverhält¬ 
nisse Im Gegenteil seinem Niedergange entgegen! 

Vor dem Kreisarztgesetz von 1901 war der Medizinalbeamte — der Kreis- 
physikus — in erster Linie praktizierender Arzt. Die amtliche Tätigkeit trat da¬ 
gegen ganz erheblich zurück. 

Das Kreisarztgesetz behielt für die meisten Kreisärzte diese unselige Zwitter¬ 
stellung bei. Es gab den „nicht vollbesoldeten“ Kreisärzten ein ungenügendes 
Gehalt, kein Wohnungsgeld und eine völlig ungenügende, pauschalierte Amts- 
unkostenentschtidigung. Für das fehlende Gehalt, für die Stellung der Dienst¬ 
räume usw. wurde ihm das Recht auf Privatpraxis zugestanden. Schon damals 
wurde durch die Dienstanweisung auch dem nicht vollbesoldeten Kreisärzte ein 
solcher Aufgabenkreis zugewiesen, daß bei gewissenhafter Befolgung in den 
größeren Kreisen eine Vollkraft nötig gewesen wäre. 

, Der Staat verkümmerte in den folgenden Jahren das dem nicht voll 
besoldeten Kreisärzte verbürgte Rechl auf Praxis, indem er ständig die amt¬ 
lichen Aufgaben des Kreisarztes steigerte und dabei den Grundsatz aufstellte: 
„Zuerst das Amt, dann erst die Praxis.“ Es sei z. B. nur an das Hinzukommen 
der Fürsorgetätigkeit und an die neuerdings geplante Schularzttätigkeit erinnert. 
Das Schreibwerk wuchs ins Vielfache! 

Dabei ist der Kreisarzt gezwungen, den ganzen umfangreichen Schriftwechsel 
allein zu führen. Die gesamten untergeordneten Büro- und Registraturarbeiten 
muß er allein leisten. Er hat nirgends eine Hilfe. Entsprechend dem Wachsen 
seiner für das Volkswohl bedeutungsvollen Aufgaben sind die amtlichen Hilfs¬ 
mittel nicht gewachsen. 

Durch den Krieg sind die äußeren Verhältnisse, in denen der Kreisarzt 
arbeitet, viel schwierigere geworden. Mietsfuhrwerke sind häufig überhaupt nicht 
zu haben, oder nur unter größten Schwierigkeiten und zu enormen Preisen. Die 
Löhne für brauchbare Schreibkräfte sind für den Kreisarzt unbezahlbar. Dem 
sechs- bis zehnfachen Sinken des Geldwertes sind die Tagegelder für Staats¬ 
und Geri.Atsreisen so ungenügend erhöht, daß der Kreisarzt für Verpflegung oder 
gar bei Übernachtung erheblichen Schaden hat. 

Neben dieser Arbeitslast hat der halbbesoldete Kreisarzt das „Recht“ auf 
Privatpraxis. Nein, es besteht ein „Zwang“ zur Privatpraxis 1 Bei der gegen¬ 
wärtigen Teuerung schöpft er den Hauptanteil für seinen und seiner Familie Unter¬ 
halt aus der ärztlichen Tätigkeit. Noch viel mehr: Er bestreitet die hauptsäch¬ 
lichen pekuniären amtlichen Lasten aus der Praxis. Er sorgt daraus für die 
Amtszimmer, für das Telephon und stellt aus eigenen Kosten eine Schreibkraft, 
ohne welche jetzt kein Kreisarzt mehr auf die Dauer auskommen kann. 

Es muß betont werden, daß die Erfüllung der Amtspflichten bereits eine 
volle Kraft in Ansprudi nimmt, namentlich in den großen ostpreußischen Kreisen. 

Anderseits treibt die Notwendigkeit der Beschaffung der fehlenden amt¬ 
lichen Hilfsmittel und die Sorge für die eigene Familie bei der steigenden 
Teuerung auf Vergrößerung der ärztlichen Praxis hin. 

Das Amt schädigt die Praxis. Die Praxis schädigt das Amt. Beides wird 
nur halb ausgeübt und gibt den Grund zu einer außerordentlichen Arbeits¬ 
überlastung. 
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Das Amt verlangt einen unabhängigen Beamten , der mit den praktischen 
Ärzten zusammenarbeitet. Die Praxis sdiafftJAbhängigkeit vom Publikum und 
Konkurrenzzwistigkeiten mit den praktischen Ärzten. Beides läßt sich unter den 
gegenwärtigen Verhältnissen nicht überall und niemals vollständig vereinen. Die 
Folge ist, daß in dem Staatsgesundheitswesen vieles nur auf dem 
Papier stehen bleiben muß, weil die untersten ausführenden Organe in der 
übergroßen Arbeitslast ihrer Zwitterstellung im Kleinkram ersticken. Der Einzelne 
muß dies oft verheimlichen, um nicht in den Ruf der Untüchtigkeit zu kommen. 
Er kommt in schwere Gewissensnot, weil seine Kraft und Zeit für seine 
Aufgaben nicht ausreicht. Die hochwertigen Fähigkeiten des Kreisarztes 
werden falsch ausgenützt. Statt sich einem großzügigen Organisationswesen, 
z. B. in der Fürsorgetätigkeit, zu widmen, ist er gezwungen, mit Kleinigkeiten 
Kraft und Zeit zu vertrödeln. 

Die ungünstige Änderung der Zeitverhältnisse im Verein mit dem Fehlen 
einer entsprechenden Reform des Kreisarztwesens hat dazu geführt, daß bereits 
tüchtige Kreisärzte ihr Amt nledergelegt und sich dem freien Berufe des prak¬ 
tischen Arztes wieder zugewendet haben, da sie bei der Arbeitslast eines gewissen¬ 
haften Kreisarztes zusammenbrechen. (Dr. Fi nckh-Osterode[Tondern], Dr. Plasche- 
Neidenburg, Dr. Stoll-Gerdauen; diese drei allein aus Ostpreußen.) So manche 
Kreisärzte werden bald folgen! Dadurch wird die Qualität des kreisärzt¬ 
lichen Nachwuchses und der Auslese bedroht. Die Gewissensnot und die 
Überlastung sind auch die Ursachen für das Streben vieler Kreisärzte, aus den 
nicht vollbesoldeten Stellen mit hohem Nebeneinkommen in eine der wenigen 
vollbesoldeten Stellen mit relativ kleinem Nebeneinkommen zu gelangen. 

Als Reformforderungen kommen folgende in Betracht: 

1. Der Kreisarzt ist nur in seiner hochwertigen Facharbeit zu beschäf¬ 
tigen. Von allem anderen ist er zu entlasten, ln Frage kommt auch die Ent¬ 
lastung von gerichtsärztlicher Tätigkeit durch Anstellung besonderer Gerichtsärzte, 
(cf. Solbrig.) 

Z Haupterfordernis für diese Entlastung ist die Einrichtung eines kreis¬ 
ärztlichen Büros mit einer vollamtlichen Bürokraft. Dies wäre erreicht, 
wenn die Solbrig-Dohrnschen Gesundheitsämter in allen Kreisen gleich¬ 
mäßig durch Gesetz eingerichtet würden. 

3. Das kreisärztliche Gehalt nijt Nebeneinkommen ist so zu gestalten, 
daß es demjenigen tüchtiger praktischer Ärzte mindestens gleichkommt. Ob dabei 
überall eine Vollbesoldung möglich ist, sei dahingestellt. Zwedcmäßig ist es 
jedenfalls, daß jeder Kreisarzt in den ersten fünf bis höchstens zehn Jahren seiner 
Tätigkeit in eine Stellung kommt, in welcher er auch praktische Erfahrungen am 
Krankenbette machen kann und muß. Auf ein ausreichendes Ruhegehalt und 
gute Hinterbliebenenversorgung ist Wert zu legen. 

Mit den übrigen höheren Lokalbeamten, die jetzt bei dem gesunkenen 
Geldwerte übrigens auch ganz ungenügend besoldet werden, ist ein Vergleich nicht 
möglich. Der Kreisarzt muß besser besoldet werden, weil er erstens eine Aus- 
aus den tüchtigsten Ärzten darstellt und auch später darstellen soll, zweitens, 
weil er erst relativ spät in sein Amt kommt und drittens, weil die gesundheit¬ 
lichen Gefahren, denen ein Arzt und besonders der Kreisarzt ausgesetzt ist, 
und die eine statistisch bewiesene LebensverkUrzung bedingen, auch im 
Gehalte ihre Werte finden müssen. 

4. Dem Kreisärzte muß lürseineDienstreisen stets ein kostenloses, schnelles 
Beförderungsmittel zur Verfügung stehen. Am besten ist ein für ihn allein be¬ 
stimmtes Automobil. Sonst verliert er seine hochwertige Zeit bei Reisen mit 
den ungünstig liegenden Eisenbahnzügen oder mit minderwertigen, langsamen 
Fuhrwerken. Das gilt besonders für Ostpreußen mit seinen ungünstigen und 
weiten Bahn- und Wegeverbindungen. 

5. Das System der Vertretung kranker und erholungsbedürftiger Kreisärzte 
ist sehr reformbedürftig. Bisher muß er einerseits selber für die eigene Ver¬ 
tretung sorgen, andererseits wird ihm oft monatelang die Vertretung von Nachbar¬ 
kreisen aufgezwungen, ohne daß er irgendeine Entschädigung für den Zeitverlust 
und die dadurch entgehende Privatpraxis erhält. 

6. Die Stellenbesetzung muß künftighin nur nach öffentlicher Ausschrei¬ 
bung erfolgen. 
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In den vorstehenden Ausführungen sind nur einige Hauptpunkte für die 
Reformbedürftigkeit der gegenwärtigen Stellung der niÄt voll besoldeten Kreis¬ 
ärzte herausgegriffen. Auf ein Eingehen in Einzelheiten und in Begründungen ist 
absichtlich zur Erleichterung der Uebersicht verzichtet. 

Es ist zweckmäßig, daß zur Ausarbeitung von Reformentwürfen ein sach¬ 
verständiger Ausschuß in Berlin zusammengerufen wird. Hiezu dürfen 
aber nicht nur die höheren und höchsten Medizinalbeamten herangezogen werden. 
Selbst wenn diese vor dem Kriege lange Jahre kreisärztlich tätig gewesen sind, 
kennen sie jetzt aus eigener Erfahrung nicht mehr die Nöte, in denen heute 
der Kreisarzt steht. Zur Mitarbeit sind also auch Kreisärzte aus allen Landes¬ 
teilen heranzuziehen, da die örtlichen Verhältnisse fast überall verschieden liegen. 

Eine Reform ist dringend notwendig, sonst läuft unsere heutige 
soziale Zeit die Gefahr, daß viele gesundheitlichen Maßnahmen teils gar nicht, 
teils mangelhaft oder ungleichmäßig in die Wirklichkeit übersetzt werden. Dazu 
kommt die hohe Gefahr einer allmählich einsetzenden qualitativen Verschlech¬ 
terung des kreisärztlichen Nachwuchses und damit der gesamten Medizinal¬ 
beamtenschaft. 

Dr. Hoppe, Dr. Seyffarth, Dr. Schräder, 

Kreisarzt in Pr.-Eylau. Kreisarzt in Wehlau. komm. Kreisarzt in Gerdauen. 


Weitere Um- und Ausg:estaltung: des öffentlichen 
Gesundheitswesens ln Preußen. Eingabe des 
Preußischen Medlzinalbeamtenverelns an die 
Preußische Landesversammlung. 

Vom Herausgeber. 

Die Notwendigkeit einer weiteren Um- und Ausgestaltung des 
öffentlichen Gesundheitswesens in Preußen ist namentlich in jüngster 
Zeit nicht nur auf der gemeinsamen Tagung des Deutschen und Preu¬ 
ßischen Medizinalbeamtenvereins, sondern auch in der Preußischen 
Mindesversammlung, in zahlreichen ^ztlichen Vereinen, sowie in den 
Bezirksversammlungen der beamteten Ärzte (s. die Eingabe der Medizinal¬ 
beamten des Regierungsbezirkes Königsberg [S. 55) und die Beschlüsse der 
Medizinalbeamten des Regierungsbezirkes Düsseldorf [S. 63)) und in fast 
allen Fachzeitungen, namentlich in dieser Zeitschrift, anerkannt, so daß sie 
nicht noch einer besonderen Begründung bedarf. Man kann wohl auch 
nach dem bisherigen Verlauf der Angelegenheit mit Sicherheit darauf 
rechnen, daß alle diese Anregungen und Bestrebungen nicht ohne Erfolg 
bleiben werden und daß in Preußen mit der allgemeinen Reform der 
inneren Verwaltung auch eine solche der Gesundheitsverwaltung und damit 
des öffentlichen Gesundheitswesens stattfinden wird. Der Vorstand des 
Preußischen Medizinalbeamtenvereins hat es gleichwohl für notwendig er¬ 
achtet, die von den preußischen Medizinalbeamten auf Grund ihrer lang¬ 
jährigen praktischen Erfahrungen nicht bloß im eigenen, sondern vor allem 
im öffentlichen Interesse zu stellenden Wünsche und Forderungen recht¬ 
zeitig zum Ausdruck und sie sowohl dem Herrn Minister für Volks¬ 
wohlfahrt wie der Preußischen Landesversammlung durch 
folgende Eingabe mit der Bitte um ihre Berücksichtigung zur Kenntnis 
zu bringen: 

„Bitte um wettere Um- und Ausgestaltung des preußischen öffent¬ 
lichen Gesundheitswesens, Insbesondere um Errichtung eines Ministeriums 
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für Volksgesundhelt« Bildung besonderer Abteilungen fflr Volksgesundbeit 
in der Provinzial- bzw. Bezirksinstanz, Vollbesoldung aller Kreisärzte 
und Scliaffung von Kreisgesundheitsämtem sowie von Oesundheitsräten 
ln allen drei Verwaltungsinstanzen. 

Die öffentlidie Gesundheit bildet die Grundlage, auf der die Macht eines 
Staates, das GlUdi seines Volkes beruht. Ein Staat, in dem Industrie und 
Handel, Handwerk und Landwirtschaft, Kunst und Wissenschaft zur größten Blüte 
gelangt sind, muß trotz der Klugheit und Arbeitsamkeit seiner Bürger, trotz der 
ihm zur Verfügung stehenden reichen Mittel zu Grunde gehen, wenn seine Be¬ 
völkerung stehen bleibt und von Jahr zu Jahr an Lebenskraft abnimmt. Deshalb 
ist auch die Sorge für die Volksgesundheit eine der wichtigsten Aufgaben des 
Staates; diese Aufgabe ist aber gerade jetzt um so wichtiger und bedeutungs¬ 
voller, als dem Staate nadi Beendigung des Krieges die Pflicht obliegt, die un¬ 
ermeßlichen Schäden und Wunden, die dieser auf dem Gebiete der Volksgesund¬ 
heit verursacht hat, wieder zu beseitigen und auszuheilen. Alles dies läßt sich 
aber nur erreichen, wenn in allen Instanzen die erforderlichen mit ent¬ 
sprechender Selbständigkeit, Machtbefugnis, Verantwortlichkeit und 
den notwendigen Mitteln ausgestatteten Behörden vorhanden sind, 
um unter Zusammenfassung aller beteiligten Kreise und unter Vermeidung jeder 
Zersplitterung mit fester Hand und in großzügiger Weise die nötigen Maßnahmen 
auch wirklich durchführen zu können. 

Zwar hat das preußische Gesundheitswesen in den beiden letzten Jahr¬ 
zehnten ganz außerordentliche Verbesserungen erfahren. Vor allem durch das 
Kreisarztgesetz vom 16. September 1899 und die dazugehörige Dienstanweisung 
für die Kreisärzte vom 23. März 1901, jetzt vom 1 September 1909, sowie durch 
Bildung des neuen Ministeriums für Volkswohlfahrt und Überweisung 
der bisherigen Abteilung für Medizinalangelegenbeit an dieses, hat 
es eine Grundlage erhalten, auf der mit bestem Erfolg weitergearbeitet werden 
kann. Dennoch entspricht es nicht den erhöhten Anforderungen, die 
jetzt vom Standpunkte der öffentlichen Gesundheitspflege aus an den 
Staat gestellt werden müssen. Dies wurde auch in der Preußischen Landes¬ 
versammlung wiederholt anerkannt, namentlich in den Beratungen über den Haus¬ 
halt des Ministeriums für Volkswohlfahrt und über den Friedbergschen Antrag 
über die Regelung des Medizinalwesens in der Sitzung am 1. Dezember 1919. 

Mit vollem Recht wurde in diesen Verhandlungen von fast allen Rednern 
darauf hingewiesen, daß auf die äußerst wertvolle Mitwirkung der Ärzteschaft 
auf gesundheitlichem Gebiete nur dann mit Sicherheit zu rechnen ist, wenn der 
staatliche Gesundheitsbeamte, der Kreisarzt, als Konkurrent der Ärzte ausscheidet 
und nicht mehr ausnahmsweise wie bisher, sondern in allen Kreisen als voll¬ 
besoldeter Beamter unter Verbot der Privatpraxis angestellt wird. Nur 
ein von der ärztlichen Tätigkeit losgelöster unabhängiger Gesundheitsbeamter, der sich 
seinen außerordentlich umfangreichen und die volle Arbeitskraft eines Beamten 
verlangenden Aufgaben ganz widmen kann, ist in der Lage, diesen Aufgaben 
gerecht zu werden. Das trifft besonders zu, wenn ihm durch Errichtung von 
Gesundheitsämtern oder wenigstens von selbständigen Abteilungen 
in den Kreiswohlfahrtsämtern, die unter seiner Leitung stehen 
müssen, die erforderlichen Hilfskräfte zur Verfügunggestellt werden. Die 
Durchführung der hier gemachten Vorschläge ist gerade jetzt um so notwendiger, 
als das Allgemeinwohl unbedingt eine wirksamere Ausgestaltung der gesundheit¬ 
lichen und sozialen Fürsorge im Kreise verlangt, die nur dann erreicht werden 
kann, wenn alle Fäden in einer Hand zusammenlaufen und das von dem Kreis¬ 
arzt geleitette Kreisgesundheitsamt den Mittelpunkt für alle Für¬ 
sorgebestrebungen bildet, sowohl auf dem Gebiete der Säuglingspflege, des 
Haitekinderwesens, der Kleinkinder-, Schulkinder- und Jugendfürsorge, der Trinker¬ 
und Wohnungsfürsorge usw., wie auch in der Bekämpfung der Seuchen, insbesondere 
der Tuberkulose und der Geschlechtskrankheiten. 

Ebenso bedarf es aber auch einer entsprechenden Umgestaltung des Ge¬ 
sundheitswesens in der Mittel- (Provinzial- bzw. Bezirks-) Instanz, die am 
zweckmäßigsten durch Bildung einer besonderen Abteilung unter sacbver- 
stlodiger Leitung (Provinzial- bzw. Regierungs - Medizinalrat) nebst dem 
erforderlichen Hilfspersonal geschieht. 
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Notwendig ist ferner ein besonderes Minlstcrinm für Volkegesnndtaelt 
mit einem Arzt an der Spitze oder wenigstens eine eigene Abteilung mit 
einem ärztlichen Unterstaatssekretär in dem jetzigen Ministerium für Volkswohl¬ 
fahrt. .. Wenn auch unter der jetzigen Medizinalverwaltnng, namentlidi seitdem 
ihre Überweisung an das Ministerium des Innern bzw. an das Ministerium für 
Volkswohlfahrt erfolgt und ein Fachmann an ihre Spitze gestellt ist, das preußische 
Gesundheitswesen im Gegensatz zu früher eine höchst gedeihlidie Entwicklung 
genommen hat, so würde dies sicherlich in nodi viel höherem Maße unter einem 
eigenen Ministerium für Volksgesundheit der Fall gewesen sein. Die Schaffung 
eines solchen ist aber um so notwendiger, da seine Aufgaben infolge des Krieges 
ganz außerordentlidi gewachsen sind und noch weiter wachsen werden. Mit 
Rücksicht auf den schweren Mensdienverlust und den leider stetig wachsenden 
Geburtenrückgang muß mit allen Kräften und Mitteln dabin gestrebt werden, 
unsere ganze Volkskraft nicht nur zu erhalten, sondern auch wieder nadi jeder 
Richtung hin zu heben. Es müssen die Ergebnisse der Wissenschaft wie der 
praktischen Erfahrungen zum Besten der Volksgesundheit nutzbar gemacht und 
alle Bestrebungen in dieser Hinsicht zum Heil und Segen unseres Staates und 
unseres Volkes vereinigt werden, ein Ziel, das nur durch Schaffung eines solchen 
Ministeriums mit Sicherheit erreicht werden kann. 

Bei dieser außerordentlich wichtigen Aufgabe des Staates müssen deshalb audi 
Personen beiderlei Geschlechtes aus allen Schichten der Bevölkerung zur Mitarbeit 
herangezogen werden, mit besonderer Berücksichtigung derjenigen Berufsstände, 
Vereine und sonstigen Organisationen, die bisher schon mit Erfolg auf diesem 
Gebiete tätig sind. Dies geschieht am besten durch Bildung von Qesundheits- 
rBten in den oben genannten drei Instanzen unter Umgestaltung der bis¬ 
herigen Gesundheitskommissionen, Aufhebung der überflüssigen ^ovinzial- 
Medizinalkollegien und Bildung von Provinzial- bzw. Bezirksgesundheits¬ 
räten und durch Schaffung eines Landesgesundheitsrates für die 
Hauptaufgaben der bisherigen wissenschaftlichen Deputation für das Medizinal¬ 
wesen. 

indem wir betreffs der näheren Begründung unserer Vorschläge auf den 
Bericht über die vorjährige Hauptversammlung des deutschen und preußischen 
Medizinalbeamtenvereins Bezug nehmen, bitten wir 

die Preußische verfassunggebende Landesversammlung wolle beschließen, 
die Staatsregierung zu ersuchen, für eine den gesteigerten gesundheitlichen Auf¬ 
gaben entsprechende weitere Um- und Ausgestaltung des preußischen 
Gesundheitswesens zu sorgen, insbesondere für 

Errichtung eines Ministeriums für Volksgesundheit oder 
wenigstens einer eigenen Abteilung im Ministerium für Volkswohl¬ 
fahrt mit einem ärztlichen Unterstaatssekretär an der Spitze, 

Bildung besonderer Abteilungen für Volksgesundheit in der 
Provinzial- bzw. Bezirksinstanz unter fachmännischer Leitung^ 

Schaffung von Kreisgesundheitsämtern unter Leitung der Kreis¬ 
ärzte, und Vollbesoldung sämtlicher Kreisärzte, 

Bildung von Landes-, Provinzial- bzw. Bezirks- und Kreisgesund¬ 
heitsräten." 

Die hier zum Ausdruck gebrachten Wünsciie decken sich vollständig 
mit den auf der Hauptversammlung in Weimar gefaßten Beschlüssen; 
sie decken sich aber auch im großen und ganzen mit den in der preu¬ 
ßischen Landesversammlung in dieser Hinsicht gestellten Forderungen 
und dürfen um so mehr auf Berücksichtigung seitens der maßgeben¬ 
den Kreise rechnen, als deren Ziele, namentlich was die Reform der 
Gesundheitsverwaitung in der ersten Kreis- und Bezirksinstanz an¬ 
betrifft, die gleichen zu sein scheinen. Für Errichtung eines besonderen 
Ministeriums für Volksgesundheit scheint man allerdings an der Zen¬ 
tralstelle noch keine große Neigung zu haben, aber wenn jetzt mit der 
bereits in Aussicht gestellten unbedingt notwendigen zeitgemäßen Um¬ 
gestaltung der wissenschaftlichen Deputation für Medizinalwesen der 
Anfang einer Umgestaltung der Zentralinstanz gemacht ist, dann wird 
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hoffentlich auch die Erfüllung der weiteren, weit wichtigeren Forderung 
eines eigenen Ministeriums für Volksgesundheit nicht ausbleiben. Was 
die Kreisinstanz anbetrifft, so bildet der in der Beil^e zur heutigen 
Nummer der Zeitschrift abgedruckte Runderlaß, betr. Richtlinien für die 
Ausbildung von Kommunalärzten und für das Verhältnis des Kreis¬ 
arztes zur kommunalärztlichen Tätigkeit, einen bedeutungsvollen Schritt 
in Bezug auf die berechtigte Regelung des Gesundheitswesens in 
dieser Instanz und in Bezug auf die Tätigkeit und Stellung des Kreis¬ 
arztes. Die Medizinalbeamten werden es sicherlich mit Freuden be¬ 
grüßen, daß der Herr Minister in diesem Erlasse den Kreisarzt nicht 
bloß für geeignet erachtet, die hygienische und sozialhygienische Be¬ 
ratung zu übernehmen, sondern es auch für die einfachste Lösung hält, 
wenn ihm diese und damit auch die Leitung der Abteilung für Ge¬ 
sundheitswesen und sozialen Hygiene des Kreiswohlfahrtsamtes als 
Kommunalarzt im Nebenamte übertragen wird. 


Bemerkungen 

zur Stellung und Tätigkeit der Geriditsärzte. 

\’on Dr. Hermann Hoftmann, Geh. Medizinalrat, Gerichtsarzt in Berlin, und 
Dr. Hugo Marz, Gerichtsarzt in Berlin. 

In Nr. 18 des vorjährigen Jahrgangs dieser Zeitschrift haben Nippe 
und Puppe einige Vorschläge zur Neuordnung des Gerichtsarztwesens 
gemacht, denen wir uns im wesentlichen anschließen können. Auch 
wir sind der Ansicht, daß die gerichtsärztliche Tätigkeit von der eigent¬ 
lichen kreisärztlichen unbedin^ zu trennen ist, und daß grundsätzlich 
für jeden Landgerichtsbezirk ein besonderer Gerichtsarzt angestellt 
werden muß, unbeschadet der Möglichkeit, kleinere Landgerichtsbezirke 
zu einem Sprengel zusammenzufassen oder anderseits für einen größeren 
Landgerichtsbezirk mehrere Gerichtsärzte anzustellen. Für gerichts¬ 
ärztlichen Nachwuchs ist dadurch zu sorgen, daß erfahrenen und stark 
beschäftigten Gerichtsärzten Gerichtsassistenzärzte beigeben werden. 
Das sind Forderungen, die in Bayern schon durch die Bekanntmachung 
über den landgerichtsärztlichen Dienst vom 22. März 1915 im wesent¬ 
lichen erfüllt worden sind. Wir möchten diese Bekanntmachung, die 
zugleich eine Dienstanweisung für den Gerichtsarzt enthält, allerdings 
ni^t ohne Vorbehalt als Muster für Preußen empfehlen; denn sie ent¬ 
hält einige Bestimmungen, die uns bedenklich erscheinen. So halten 
wir es nicht für empfehlenswert, den Qualifikationsbericht über den 
Gerichtsarzt dem Urteil des Landgerichtspräsidenten oder des Richter¬ 
kollegiums anzuvertrauen. Darin besteht gerade in Preußen ein wesent¬ 
liches und wertvolles Unabhängigkeitsmoment für den Gerichisarzt, 
daß er für die Justizbehörde arbeitet, ohne aber sonst im mindesten 
von ihr abhängig zu sein. Wir würden es daher auch für vollkommen 
verfehlt halten, einem von andrer Seite gelegentlich gemachten Vor¬ 
schläge nachzukommen, der darin bestand, daß die Gerichtsärzte dem 
Justizministe* ium zu unterstellen seien. Augenblicklich liegen die Ver¬ 
hältnisse in Preußen ja so, daß wir vom Minister für Volkswohlfahrt 
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ernannt werden, dem Regierungspräsidenten, der seinerseits dem Minister 
des Innern unterstellt ist, unterstehen, und für den Justizminister 
arbeiten. Es muß aber gesagt werden, daß dieses seltsame Dienst¬ 
verhältnis unsere Tätigkeit nicht im mindesten beeinträchtigt und daß 
daher nidit der geringste Anlaß besteht, daran etwas zu ändern. 

Dagegen müssen wir wünschen, daß für unsere fachlichen und 
sachlichen Interessen bei der Zentralinstanz, das heißt bei der Preußischen 
Medizinalverwaltung, ein besonderer Vertreter bestellt wird. Es muß 
einmal offen gesagt werden, daß die gerichtliche Medizin eine Art von 
Stiefkind der Medizinalverwaltung geworden ist Seit undenklichen 
Zeiten ist keiner der Vortragenden Räte der Medizinalabteilung aus 
der Reihe der Geriditsärzte genommen worden; nicht einmal ein 
Hilfsarbeiter aus dem Kreise der praktischen Gerichtsärzte sitzt in der 
Medizinalabteilung. Unser Fach ist nicht so bedeutungslos, daß es 
eine derartige Geringschätzung verdient hätte. Im Auslande — wir 
haben das besonders in den Vereinigten Staaten von Amerika und in 
England erfahren — beneidet man uns um die Einrichtung der beson¬ 
deren Gerichtsärzte. Die öffentliche Rechtssidierheit hängt zum nicht 
geringen Teile von dem Vorhandensein erfahrener und unabhängiger 
Gerichtsärzte ab. Das sind alles Dinge, die oft genug gesagt worden 
sind, die man aber anscheinend von Zeit zu Zeit wiederholen muß. 

In dem Augenolick, wo die geriditsärzüiche Tätigkeit von der 
kreisärztlichen losgelöst und ganz allgemein in die Hände von Gerichts¬ 
ärzten gelegt wird, ist natürlich auch eine besondere gerichtsärztliche 
Prüfung zu fordern, wie sie auch Nippe 1. c. vorschlägt Eine ebenso 
selbstverständliche Forderung ist die, daß in die Preußische Medizinal¬ 
verwaltung ein aus dem Kreise der Gerichtsärzte hervorgegangener 
Referent und Dezernent seinen Einzug hält, und daß dieser Mitglied 
der Prüfungskommission für das gerichtsärztliche Examen wird. Schließ¬ 
lich brauchen wir eine besondere gerichtsärztliche Dienstanweisung. 

Neuerdings wird von gewissen Kreisen gegen das Gesetz über 
die Feuerbestattungsturm gelaufen. Man braucht nur „Die Flamme“ 
vom 1. Oktober 1919 durchzulesen, um zu erkennen, daß nach den 
Willen der Feuerbestattungsvereine auch nicht ein Buchstaben des 
Gesetzes vom 14. September 1911 stehen bleiben soll. Es sollen, mit 
anderen Worten, Rechtsgarantien vernichtet werden, die durch das 
Gesetz vorsorglicher Weise aufgerichtet worden sind, und zwar sollen 
diese Sicherungen grade in einer Zeit beseitigt werden, in der wir 
viel mehr verstärkter Garantien für die Rechtssicherheit bedürften. 
Gegen eine derartige „Reform“ müssen wir Gerichtsärzte unser Veto 
einlegen; wir dürfen wohl erwarten, daß wir befragt werden, ehe man 
endgültig zu den weitgehenden Forderungen der Feuerbestattungs¬ 
vereine Stellung nimmt Wir glauben, vermuten zu dürfen, daß ein 
neuer Gesetzentwurf über die Feuerbestattung sich in der Vorbereitung 
befindet Wir haben aber bisher nichts davon gehört, daß den in der 
Piaxis stehenden Gerichtsärzten Gelegenheit gegeben ist, durch einen 
ihrer Vertreter zu einer so wichtigen Frage Stellung zu nehmen. 

Wir glauben, an dieser Stelle auch darauf hinweisen zu sollen, 
daß das Leichenwesen in Preußen wie im Reiche noch immer der 
einheitlichen gesetzlichen Regelung harrt. Es erscheint uns zweckmäßig. 
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gefühl, zu den vielleidit etwas berben, aber hohen preußischen Tugenden zurück¬ 
kehren; das ist der wahre .Geist von Potsdam*. 

b) Als Beamte: Das Beamtenrecht wird neu geregelt; auch hier dUrien 
wir nicht untätig beiseite stehen und über uns verfügen lassen; hervor, wer sich 
berufen fühlt! Die Geheimhaltung der Personalakten ist abgesdiafft. Der Land¬ 
rat und der Kreisarzt sollen angeblich Kommunalbeamte, der letzte dem ersten 
unterstellt werden. Auch die Arztevertretungen wollen bei der Wahl der Kreis¬ 
ärzte mitwirken. Treten wir dafür ein, daß der selbständige, unabhängige und 
unparteiische Staats-Medizinalbeamte dem Volke erhalten werdet 

c) Als Mediziner: Von uns Ärzten erwartet man heutzutage fast alles 
Heil: Sozialhygiene und Biologie sind zu förmlichen Schlagworten geworden. 
Für die gesundheitliche Belehrung des Volkes sollen Bezirks- und Kreisausschüsse 
gebildet. Volkshochschulen mitverwendet werden. Sei esl Es ist aber ein Irrtum, 
zu glauben, daß der gesündeste Mensch auch der tüchtigste sei. Das oft und 
falsch wiedergegebene Zitat von Juvenal lautet in Wirklichkeit: .Oramus ut 
sit mens sana in corpore sanol* Die geistigen Kräfte, oft völlig im Gegensatz 
zum körperlichen Gesundheitszustände, bewegen die Welt. Das lehrt die Ge¬ 
schichte, übrigens auch die Naturgeschichte. Auch in der Entbehrung liegen 
Kräfte; ein Volk im Wohlleben geht unter. Über Wert und Bedeutung des 
Sozialismus, unserer von uns und anderen vielbewunderten sozialen Versicherungs¬ 
gesetzgebung ist das letzte Wort noch nicht gesprochen; Vaterlandsliebe und 
Durchhaltewillen scheinen sie nicht gesäaffen zu haben. Eigenhilfe muß 
wieder höher gewertet werden. 

Eine besondere Rolle spielt heute die neue Wissenschaft der Bevölkerungs¬ 
politik. Vieles wäre da zu sagen; hier nur das: Halten wir uns zur 1916 ge¬ 
gründeten .Vereinigung für Familien wohl im Regierungsbezirke Düssel¬ 
dorf* und unter anderem zu folgenden in ihr vertretenen Grundsätzen: 

1. Qualitative und quantitative Politik sind keine Gegensätze. 

2. Der Geburtenrückgang, 1917 im Bezirke Düsseldorf bis auf zwei 
Fünftel der früheren Geburtenziffer erfolgt, ist unter allen Umständen ein schwerer 
Schaden für das Volk; natürliche Vermehrung ist und bleibt das Richtige. 

3. Künstliche Geburtenverhütung ist ein ausgesprochener Sitten¬ 
schaden und darf niemals als Mittel zur Hebung des Volkes gedacht 
werden. 

4 In der Hochhaltung von Ehe und Familie liegt der Kern eines gesunden 
Volksstandes. 

5. Die Verhütung der Geschlechtskrankheiten ist vor allem auf dem 
Wege der Sittlichkeit anzustreben; in medizinischer Hinsicht ist einmal die 
sofortige Ausheilung des akuten Trippers beim Manne anzustreben, 
sodann die Verhütung der Erkrankung kleiner Mädchen an Tripper durch 
gemeinsames Baden mehr als bisher zu beachten. Das Salzbaden von 
Kindern ist durchaus auf die Fälle von Rachitis und Skrophulose zu beschiünken 
und von Ärzten zu beaufsichtigen, nicht Fürsorgerinnen und wohltätigen Ver¬ 
einigungen für alle möglichen Formen von .Sdiwäche“ zu^überlassen. 

Bemühen wir uns. in unseren Maßnahmen stets als Ärzte, Beamte, als sitt¬ 
liche, verständige Menschen gleichzeitig zu wirken! 

II. Med.-Rat Dr. Hofacker-Düsseldorf leitet mit einem kurzen Vortrag die 
Besprechung ein über: Krelswohlfahrts- und Fürsorgeämter. 

Sie werden immer mehr gegründet; teils fassen sie die schon länger be¬ 
stehende Arbeit in einem Amte zusammen, teils wollen sie die Wohlfahrts- und 
Fürsorgebestrebungen weiter anregen und ausbauen, hauptsächlich ein einheitliches, 
gleichmäßiges Arbeiten gewährleisten, die drohende Zersplitterung verhindern. 
Ihre Aufgaben sind im Kriege immer größer geworden; Fürsorge für die Kriegs¬ 
beschädigten, die Hinterbliebenen, Nationalstiftung und Ludendorff-Spende, 
Verwaltung und Verteilung der Gelder, auch der privaten Stiftungen. Die Wohl¬ 
fahrtsämter müssen einen ärztlichen Berater haben, das ist naturgemäß der 
Kreisarzt. Seine Tätigkeit als solcher wird immer größer. Voraussetzung für 
eine dauernde Tätigkeit ist seine Vollbesoldung, damit er ganz frei dasteht 
und von aller Rücksichtnahme, auch von der Konkurrenz mit den praktis^en 
Ärzten, befreit bleibt. Viele Kreise haben aber schon vor mehreren Jahren einen 
besonderen Kreiskommunalarzt angestellt; es wollen immer noch mehr folgen. 
Dieser soll die ganze Wohlfahrtspflege in die Hand bekommen. Es ist aber nicht 
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f ut, wenn in einem Kreise zwei Gesundheitsbeamte sind, ein staatlidier und ein 
ommunaler. Es besteht die Gefahr von Reibereien und, daß der Kreisarzt von 
vielen Geschäften, die ihm seine Dienstanweisung zuweist, au^eschaltet wird. 
Wie kann man dies verhindern? Man kann den Kreisarzt, wie es in vielen Städten 
längst mit dem Stadtarzt geschieht, zum Fürsorgearzt machen und ihm da, wo es 
nötig ist, einen Kreis- oder Kreiskommunal-Assistenzarzt beigeben. Dies scheint 
das Richtigste zu sein. Hierfür aber scheint bei den Kreisverwaltungen und audi 
bei den Bürgermeistern wenig Neigung vorhanden zu sein. Dies liegt zum Teil 
an dem Bestreben, sich von der staatlichen Autorität freizumachen. Ein zweiter 
Weg ist, einen Kreisschularzt anzustellen, besonders, da die Besichtigung der 
Schulen, die von den praktischen Ärzten meistens sehr ungenügend gemacht 
werden, unbedingt verbessert werden muß. bin solcher Schularzt würde dem 
Kreisarzt untergeordnet sein und einen Teil der Fürsorgearbeit übernehmen können. 
Jedenfalls sollten sich die Kreisärzte möglichst gegen die Anstellung besonderer 
Kreiskommunalärzte neben sich wehren. 

Besprechung. 

Dr. Krie^e-Barmen: ich bin auch Stadtarzt, die Säuglingspflege besorgt ein 
Facharzt; die sieben hierbei tätigen städtisdien Schwestern sollen allmählich auch 
die Tuberkulosefürsorge übernehmen. Der Kreisarzt solle alle Fäden in der 
Hand behalten. 

Dr. Gasters-Mülheira-Ruhr berichtet über die Versammlung der Medizinal- 
beamten in Weimar. Hier habe man drei Begräbnisse erlebt, nämlich das des 
praktischen Arztes, das des Kreisarztes und das der männlichen Beamten durch 
das Vordringen des ^Weiberismus“. Auch er hat den Eindruck gewonnen, daß 
der Kreisarzt als Kommunalbeamtcr gewählt werden soll. Gegen das Vorherrschen 
der Frauen solle man sich wehren. Zu Mülheim ist er Dezernent der Gesund¬ 
heitsabteilung des Wohlfahrtsamtes, hat einen Schularzt und Assistenten für die 
Fürsorge und stellt die Fürsorgerinnen für die gesamte Fürsorge an. Er hat be¬ 
stimmt den Eindruck, daß Fürsorgerinnen gelegentlidi bestrebt sind, sich der Auf¬ 
sicht des Kreisarztes zu entziehen. 

Dr. SchrakamP'Düsseldorf bestätigt die Ausführungen von Gasters, be¬ 
sonders daß man die Wohlfahrtspflege in weiblidien Händen zu kon¬ 
zentrieren bestrebt sei, und daß es schwer ist, gegen die oft große weib¬ 
liche Zähigkeit anzukämpfen. Es sei zu befürchten, daß bei der kommunalen 
Wahl zum Kreisarzt zu sehr auf politische Parteizugehörigkeit gesehen werde. 
Ungünstig würde es auch sein, wenn der Kreisarzt dem Landrat unterstellt 
sein würde. 

Dr. Racine-Essen fürchtet auch eine Gefährdung der amtlichen Stellung 
des Kreisarztes durch Anstellung von besonderen Gemeindeärzten. In Essen 
werde dies infolge der bereits beschlossenen Anstellung eines Stadtmedizinalrates 
nicht ausbleiben. 

ln ähnlichem Sinne sprechen Gerichtsarzt Dr. Döllner-Duisburg, Kreisarzt 
Dr. Herbst-Kempen, Dr. Hi11mann-Sterkrade,Dr.Maas -Hamborn. Dr. Gastsrs 
meint noch, daß wir die Fühlung mit den praktischen Ärzten zu sehr verloren 
haben; dies zeige sich auch darin, daß in der Ärztekammer der Rheinprovinz 
außer ihm kein Medizinalbeamter sei. 

Der Vorsitzende ermahnt schließlich: Die Hauptsache für die Medizinal¬ 
beamten sei, sich ihre Steilung zu wahren, in ihrem eigenen wie der Allgemein¬ 
heit Interesse. Man solle sich auch an die Abgeordneten aufklärend wenden und 
io den medizinischen Zeitschriften mehr als bisher hervortreten. 

Folgender Beschluß wird einstimmig gefaßt; 

A. aUie Versammlung der staatlichen Medizinalbeamten des Regierungs¬ 
bezirks Düsseldorf am 22. November 1919 ist einstimmig der Ansicht, 
daß der staatliche Kreisarzt grundsätzlich auch der Kom¬ 
munalarzt seines Kreises sein muß. Sie hält zur Durchführung 
dieses Grundsatzes folgende Wege für empfehlenswert: 

1. Persönliches Herantreten an Abgeordnete und Aufklärung der 
politischen Parteien. 

2. Wirkung auf die Öffentlichkeit in Wort und Schrift. 
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3. Kräftiges Festhalten an den bereits in diesem Sinne gesdiaffenei 
Einrichtungen. 

4. Antrag an den Preußischen Medizinal-Beamten-Verein, diesen Grund¬ 
satz bei dem Minister für Volkswuhlfahrt wie auch sonst kräftigst zu 
vertreten.“ 

III. Verschiedenes. 

a) Der Vorsitzende begrüßt den soeben erschienenen Geheimrat Or. Carp- 
Wesel, Kreisarzt a. D., und dankt ihm dafür, daß er Uber ein Jahr lang ehren¬ 
amtlich einen von den Sanitätskolonnen gestifteten Vereinslazarettzug geleitet und den 
Kolonnen manche Zuwendung besorgt habe. Er überreicht ihm ein besonderes, 
von den Sanitätskolonnen gestiftetes künstlerisches Gedenkblatt von der Hand 
des bekannten Schlachtenmalers Theodor Roch oll. 

b) Weiter bittet der Vorsitzende zugunsten der durchaus nötigen Ver¬ 
mehrung der Apotheken einzutreten, was auch im Sinne der Apotheker 
selbst liegt. 

c) Wegen Wiederaufnahme der Reisen und Besichtigungen ist an den 
Minister berichtet worden; ein Bescheid aber noch nicht eingegangen. 

d) Eine Besprechung über die Unzulänglichkeit der Gebühren, Reise¬ 
kosten und Dfenstaufwandentschädlgung führt zu folgenden Beschlüssen, die 
dem Regierungspräsidenten zur weiteren Verfolgung überreicht werden sollen: 

B. „Die Versammlung der Medizinalbeamten des Regierungsbezirks Düssel¬ 
dorf ist der Ansicht, daß die Sätze der Gebührenordnung für die 
Medizinalbeamten vom 14. Juli 1909 nach keiner Richtung mehr den 
veränderten Lebensverhältnissen und der allgemeinen Teuerung ent¬ 
sprechen.“ 

C. „Die Versammlung der Medizinalbeamten des Regierungsbezirks Düssel¬ 
dorf hält die bisherige Entschädigung für Amtsunkosten und 
Dienstreisen nicht für ausreichend und eine der jetzigen Teuerung 
angemessene Erhöhung für erforderlich; sie empfiehlt eine Wiederein¬ 
führung der Pauschalierung der Reisekosten unter Beachtung der 
Teuerung.“ 

e) Schließlich weist Kreisarzt Dr. Fürth, Leiter des Medizinaluntersuchungs¬ 
amtes zu Düsseldorf, darauf hin, daß in den Apotheken nicht immer Versand- 
gefäße für Untersuchungsmateriai vorhanden seien, solche von diesen oft 
auch nicht angefordert würden. Die Kreisärzte werden gebeten, bei den 
Musterungen der Apotheken sich zu vergewissern, daß die Versandgefäße vor 
handen sind. 

Die Versammlung schließt mit dem Wunsche öfterer Zusammenkunft. 

Dr. Borntraeger. Dr. Hofacker. 


Tagesnachriditen. 

Ober die Grundsätze der bevorstehenden Besoldungsreform haben 

nach Mitteilung in der politischen Presse im Reichsfinanzministerium mit den 
Beamtenon?anisationen, den Regierungsvertretern der größeren Länder und Mit¬ 
gliedern aller politischen Parteien der Nationalversammlung Unterhandlungen 
stattgefunden, die am 17. Januar im preußischen Finanzministerium wegen den 
preußischen unmittelbaren Staatsbeamten unter Zuziehung der Parteivertreter der 
Landesversammlung fortgesetzt worden sind. In der Hauptsache wurden die 
allgemeinen Grundsätze und Richtlinien besprochen, nach denen das Besoldungs¬ 
system künftig zu gestalten ist. Im Ergebnis herrschte Einverständnis darüber, 
daß die große Zahl der bisherigen Gehaltsklassen möglichst zu verringern ist. 
Für das Reich wurde eine Zusammenlegung in 12 Gruppen in Aussicht genommen. 
1. Klasse: Beamte für einfache Dienstvorrichtungen ohne besondere Vor¬ 
bildung. Hierher gehören z. B. Nachtwächter, Hausdiener, Heizer usw.; 2. Klasse: 
mit gewisser Vorbildung oder verantwortungsvollem Dienst, also Schaffner, 
Weichensteller, Briefträger, Kassenboten, Botenmeister usw.; 3. Klasse: Beamte 
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mit besonderer Vorbildung, mit handwerksmäßiger oder gleidiwertiger Fadiaus- 
bildung oder in besonderer Vertrauensstellung, Wagenaufseher, Fahrkartendrucker, 
Weichensteller 1. Klasse, Padcmeister, Küster, Maschinisten; 4. Klasse: Auf* 
rfickungsstellen für die Klassen 1—3 und Anfangsstellen für mittleren Dienst: 
Telegraphisten, Rangiermeister, Lokomotivführer, Bahnhofsaufseher, Steuermänner, 
Kupferstecher, Photographen, gehobene Zollaufseher usw.; 5. Klasse: Assistenten, 
Bahnhofsverwalter, Registratoren, Kanzleisekretäre, Zollassistenten usw.; 6 Klasse: 
Sekretäre, Bahnmeister erster Klasse, Rektoren, Elementarlehrer, Organisten, Zahl¬ 
meister usw.; 7. Klasse: Obersekretäre, Oberbahnhofsvorsteher, Verwaltungs¬ 
oberinspektoren, Proviantmeister, Oberzollkontrolleure usw.; 8. Klasse: Betriebs- 
aufsichtsbeamte 1. Klasse, Oberkassenvorsteher als Leiter größerer Dienststellen, 
Betriebskontrolleure, Betriebsingenieure, Oberzollrevisoren, Verwaltungsdirek¬ 
toren usw.; 9. Klasse: Aufrückungsstellen für die Klassen 4—8 und Anfangsstellen 
für höheren Dienst: Rendanten der Oberpostkassen, Vorsteher von Militär- 
postämtem, Vermessungsdirigenten, Finanzmänner usw.; 10. Klasse: Regierungs¬ 
räte, ständige Mitarbeiter, Bibliothekare, Oberlehrer, Plärrer, Studienräte, Finanz¬ 
räte, Posträte, ständige Hilfsarbeiter usw.; 11. Klasse: Oberregierungsräte; 
12. Klasse: Ministerialräte. — Für die höheren Beamten vom Ministerialrat 
aufwärts sind Einzelgehälter vorgesehen. Jedem Beamten soll bei nadigewiesener 
Befähigung und erprobter Bewährung nach Maßgabe seiner dienstlidien Leistungen 
das Aufrücken in höhere Stellen freistehen, und dieser Aufstieg durch systematischen 
Aufbau der Besoldungsordnung ermöglicht werden. Das Diensteinkommen soll 
aus dem Grundgehalt und — statt des bisherigen Wohnungsgeldzuschusses — 
einem Ortszuschlag bestehen. 

Das anfängliche Grundgehalt ist mit jährlich 3000 Mark angesetzt, steigend 
alle zwei Jahre um 300 Mark. Die Gehaltskiasse 9, etwa die Vorstände in den 
inneren Ämtern und Behörden, beginnt mit einem Anfangsgrundgehalt von 
7400 Mark, steigend alle zwei Jahre um 600 Mark. Gehaltsklasse 10 (Regierungs¬ 
räte) Anfangsgehalt 8000 Mark, alle zwei Jahre steigend um 700 Mark. 
Gehaltsklasse 12 (Ministerialräte) Anfangsgehalt 12000 Mark, steigend bis 
18000 Mark. 

Durchaus neu ist, daß festgelegt werden soll, daß für jedes Etatsjahr finanz¬ 
gesetzlich ein prozentualer Zuschuß zum Grundgehalt bestimmt wird. Dieser 
Zuschuß soll für 1920 mit 50 v. H. des Grundgehalts wegen der ungeheuren 
Teurung angesetzt werden. Außerdem sieht die neue Reichsgehaltsordnung fünf 
Ortsklassen vor. ln diesen werden bestimmte Zuschüsse zum Grundgehalt 
gewährt. Sie sind als Surrogat für den bestehenden Wohnungszuschuß im Reiche 
aufzufassen. Für diese OrtsMassen werden die 12 Gehaltsklassen in vier Gruppen 
eingeteilt. Man bat zunächst nur die O r t s z u 1 a g e n für die Ortsklassen fest¬ 
gelegt. Sie lauten nach dem Entwurf: Gehaitsklasse 1—3 1000 Mark, 4—6 
2000 Mark, 7—9 3000 Mark, 10—12 4tXX) Mark. Außerdem sollen noch Kinder¬ 
zulagen gewährt werden, deren Höhe bisher noch nicht feststeht. 


Umsatzsteuer der Ärzte. Nach dem § 2 des Umsatzsteuergesetzes 
sind von der Besteuerung ausgenommen: ,Ärztliche und ähnliche Hilfe¬ 
leistungen, soweit die Entgelte für sie von den reichsgesetzlichen Krankenkassen, 
von knappschaftlichen Krankenkassen zu zahlen sind.“ 


Behufs relchsgesetzllcher Regelung der Feuerbestattung haben die 
Vorstände von 14 deutschen Feuerbestattungsvereinen den Entwurf eines Reichs¬ 
gesetzes, die Feuerbestattung betreffend, ausgearbeitet und der Nationalver¬ 
sammlung vorgelegt. Im Petitionsausschuß, der über diese Eingabe bereits ver¬ 
handelt hat, betonen in Anbetracht der Unzuträglichkeiten, die durch die ungleich¬ 
artige Behandlung der beiden Bestattungsformen in den einzelnen deutschen 
Lindern entstanden sind, die beiden Berichterstatter die Dringlichkeit einer ein¬ 
heitlichen reichsgesetzlichen Regelung des Feuerbestattungswesens im Sinne des 
vor^elegten Gesetzentwurfs. Der Ausschuß beschloß hierauf zu bean^agen: Die 
Nationalversammlung wolle beschließen, die Eingabe der Reichsregierung zur 
Berücksichtigung zu überweisen. 
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Spredisaal. 


Frledmannsdie TuberkiUosemlttel. Das preußisdie Staatsministerium hat 
dem Prof. E>r. Friedroann einen Teil des Garnisonlazaretts I in Berlin für seine 
Versuchszwecke zur Verfügung gestellt. Inzwischen ist auch von der Staats¬ 
regierung die Prüfungskommission für die Untersuchung des Mittels ernannt. 
Sie besteht außer Prof. Dr. Friedmann selbst aus den Professoren Dr. Morawitz- 
Greifswald, Dr. Schittenhelm-Kiel, Dr. Neißer-Stettin, Dr. Arndt, Geh. Medi¬ 
zinalrat Dr. Krückmann, Geh. Sanitätsrat Prof. Dr. Posner, Geh. Medizinalrat 
Dr. Uh len hu t, Geh. Medlzinalrat Dr. Koch, Geh. Medizinalrat Dr. Lieberoth, 
Geh. Medizinalrat Dr. Neufeld, Geh. Regierungsrat Dr. Schulz, Geh. Regie¬ 
rungsrat Dr. Titze, Dr. E. Klein-Berlin, Dr. Stephan-Frankfurt a. M., 
Dr. Stoltz-Breslau, Dr. Stick-Güttingen, Geh. Medizinalrat Dr. Abderhalden- 
Halle a. S. und Geh. Sanitätsrat Dr. Palmin-Charlottenburg. Schriftführer ist 
Prof. Dr. van der Velden-Berlin. Das Friedmannsche Tuberlulosemittel soll 
übrigens von den Herren Parvus (Dr. Helphand) und Sklarz für 7(X)000 Mark 
angekauft sein. 


In österreicta haben die beamteten Ärzte eine Gewerkschaft der be¬ 
amteten Ärzte Deutsdi-Osterrelchs gebildet, die sämtliche vorhandene amts¬ 
ärztlichen Landesvereine umfaßt und den Zweck hat, die Berufs-, Standes- 
und wirtschaftlichen Interessen ihrer Mitglieder wahrzunehmen, ihre fachliche 
Fortbildung sowie das öffentliche Gesundheitswesen zu fördern. Sie hat sich 
zu diesem Zwecke der „Gewerkschaftskommission der Akademiker im öffentlichen 
Dienste* in corpore angeschlossen. 


Spredisaal. 

In Nr. 22 (Jahrg. 1919, S. 442.) ist unter Sprechsaal auf die Anfrage, ob ein 
Kreisarzt bei vertrauensärztlichen Verrlchtnngen die Gebühren nach dem 
Gesetze vom 14. Juli 1909, soweit dieses dafür Positionen enthält, berechnen muß, 
die Antwort erteilt, daß es ihm nach dem Min.-Erl. vom 9. Sept. 1911 bei Aus¬ 
wahl überlassen ist, ob er den diesem Gesetze beigegebenen Tarif oder die 
ärztliche Gebührenordnung anwenden will. Die Preußische Oberrechnungs¬ 
kammer hat sich dagegen in einer unter dem 31. August 1919 gemachten Er¬ 
innerung zur Rechnung der Regierungs-Forstverwaltung in Köln (Kapitel: Medizinal¬ 
verwaltung) wie folgt ausgesprochen: 

„Untersuchungen von Beamten und Ausstellung von Lebrerzeugnissen fallen 
unter den Begriff der vertrauensärztlichen und nicht unter den der amtlichen Ver¬ 
richtungen im Sinne der §§ 1 und 2 des Gesetzes betr. die Gebühren der Medi¬ 
zinalbeamten vom 14. Juli 1919. Daher sind den Kreisärzten dafür künftig nicht 
Gebühren nach deni diesem Gesetze beigegebenen Tarif, sondern nach der Ge¬ 
bührenordnung für Ärzte vom 15. Mai 1896 (M.-Bi. f. d. i. V.: S. 105) Nr. 24 zu 
zahlen, und zwar sind gemäß § 2 a. a. O. die niedrigsten Sätze zu gewähren, 
soweit nicht in besonderen Fällen die Schwierigkeit der ärztlichen Leistung oder 
das Maß des Zeitaufwandes einen höheren Satz rechtfertigen. Zur Vermeidung 
von Zweifelsfällen wird in dem Auftrag zum Ausdruck zu bringen sein, welche 
Art der Äußerung (Nr. 24 a, b oder c der Gebührenordnung) über den Gesund¬ 
heitszustand des zu untersuchenden Beamten gewünscht wird.“ 

Demnach muß also der Kreisarzt nicht bloß bei der Untersuchung und Be¬ 
gutachtung des Gesundheitszustandes von unmittelbaren Staatsbeamten und 
Lehrern usw., sondern bei allen verwaltungsärztlichen Verrichtungen (§ 115, 
Abs. 2 a—q der Dienstverordnung) die Gebühren nach der ärztlichen Gebühren¬ 
ordnung berechnen, was gerade jetzt insofern von Widitigkeit ist, als diese Sätze 
inzwischen wesentlich erhöht sind, während das bei dem Tarif des Gebühren¬ 
gesetzes leider noch nicht geschehen ist. Er braucht auch hier die Mindestsätze 
nur in den verhältnismäßig seltenen Fällen auszufüllen, in denen die Kosten aus 
der Staatskasse bezahlt werden oder § 2 der allgemeinen Bestimmungen der Ge¬ 
bührenordnung Anwendung findet. 


Vtrantwortlidi für die Scfariftlcitung: Prof. Dr. Rapmund, Geb. Med.-Rat iq Minden i. W. 
Dmck von Louis Seidel Nadif., Leipzig. 
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Vorschläge zu Änderungen im Apotheken wesen. Ins¬ 
besondere auf dem Gebiete der beruflichen Ausbildung. 

Von Dr. Symanski, Kreisarzt in Meppen. 

Wenn wir die Entwicklung, die das Apothekenwesen in Deutsch¬ 
land während der letzten 30 bis 40 Jahre etwa genommen hat, be¬ 
trachten, so können wir unter anderem auch die Tatsache mit Freude 
begrüßen, daß sowohl, was wissenschaftliche Fortbildung wie soziale 
Stellung des Apothekerstandes anbelangt, unverkennbar große Fort¬ 
schritte zu verzeichnen sind. 

Eine große Bedeutung hat die unter dem 18. Mai 1904 erschienene 
neue „Prüfungsordnung für Apothekeri* gehabt: hervorzuheben ist 
hieraus die Forderung der Primareife eines Gymnasiums, eines Real¬ 
gymnasiums oder einer Realschule als Bedingung zur Zulassung zum 
Beruf. Weiterhin ist die Gehilfenzeit und das Studium in dieser 
Prüfungsordnung geregelt Als eine Erleichterung und dennoch einen 
Fortschritt gegen früher ist der Erlaß vom 5. Februar 1908 zu be¬ 
zeichnen, der eine Dispensation bei unvollständiger Lehrzeit bei einem 
Manko von höchstens acht Wochen durch den Regierungspräsidenten 
ermöglicht, während früher bei einem Fehlen von nur wenigen Tagen 
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Reichskanzler und Medizinalminister in Tätigkeit treten mußten. Wenn 
hier auch das von vielen Seiten erstrebte Maturum für die Zulassung 
noch nicht erreicht ist, so bedeutet doch diese Prüfungsordnung einen 
wesentlichen Fortschritt gegen frühere Verhältnisse. 

Aber ein Punkt, und es ist dies ein wesentlicher, hat bei dieser 
gesetzlichen Neuregelung keine nennenswerte, oder vielleicht richtiger 
gesagt, nicht die wünschenswerte Aufmerksamkeit gefunden; ich meine 
die Ausbildung der Lehrlinge. Diese bedarf zweifellos einer 
gründlichen Umwandlung. Die ganze Art der jetzigen Ausbildung 
der Lehrlinge, sowie die Überwachung dieser Ausbildung muß un¬ 
zureichend genannt werden. Vor allem müssen Theorie und Praxis 
bei der Ausbildung der Lehrlinge mehr Hand in Hand gehen, als dies 
bisher der Fall ist. Vielfach ist bei den Prüfungen der Lehrlinge die 
Erfahrung gemadit worden, daß sie zwar in theoretischer Hinsicht 
den Anforderungen genügen, daß ihnen aber vielfach völlig die Er¬ 
fahrung und Sicherheit in der Bereitung Galenischer und einfacher 
pharmazeutisch-chemischer Präparate fehlte. Aus diesem Grunde ist 
eine schärfere Überwachung des Bildungsganges der Lehr¬ 
linge unbedingt erforderlich. Bekanntlich wird dies ja schon in ge¬ 
wissem Maße durch den Ministerialerlaß vom 16. September 1912 
M. Nr. 21366 angestrebt, nach dem auch die Kreisärzte alljährlich über 
ihre diesbezüglichen Beobachtungen berichten sollen. Meines Erachtens 
ist jedoch durch diesen Erlaß die an sich gewiß notwendige Vertiefung 
in der Ausbildung der Lehrlinge bisher nicht erreicht worden. 

Zur Begründung dieser Behauptung wollen wir kurz den Bil¬ 
dungsgang der Lehrlinge überblicken und erwägen, welche Anforde¬ 
rungen weiterhin in dieser Beziehung zu steilen sind: 

Zunächst soll der Lehrling einen kurzen Gesamtüberblick über 
den Apothekenbetrieb, über die verschiedenen Mittel, ihre Auf¬ 
bewahrung, wichtige Unterscheidungsmerkmale, Klassifizierung der Mittel 
und ihre Bedeutung als Arzneistoffe erhalten; er muß sich ferner Übung 
im Handverkauf und in der Rezeptur anei^en und über die Abgabe 
von Giften unterrichtet werden; kurz, er muß im allgemeinen in den 
Dienst eingeführt werden. Sodann kommt der Dienst in der Offizin 
in Betracht: Hier muß er sich vor allem gute Kenntnisse in der 
Rezeptur erwerben, da dies natürlich von viel größerer Bedeutung für 
seine Ausbildung ist, als wenn er andauernd, sagen wir, so und so 
viel Brusttee und Natrium bicarbonicum tägli^ verkauft Zu der Er¬ 
lernung der sonstigen Kenntnisse und Fertigkeiten kann die geschäfts¬ 
flaue Zeit, die in jeder Apotheke alljährlich zu beobachten ist, ver¬ 
wendet werden. Hier denke ich im speziellen an das Kennenlemen 
der Betriebsvorschriften und an den Gebrauch der Wagen. Weiter soll er 
sich auch mit den Verordnungen über richtig geaichte Gewichte, mit 
dem Gebrauche des Rezepturbuches bekannt machen und sich Fertig¬ 
keit im Lesen von Rezepten aneignen. Endlich soll er sich mit der 
Führung des* Tagebuches vertraut machen und bald auch mit der des 
Giftbuches; denn der Lehrling darf verhältnismäßig früh als Beauf¬ 
tragter des Apothekers den Handverkauf selbständig erledigen und, 
sobald er die genügende Erfahrung im Giftverkehr hat, auch GiHe 
selbständig abgeben. 



insbesondere aui dem Gebiete der beruflidien Ausbildung. 


71 


Nidit unerwähnt möchte ich an dieser Stelle lassen, daß schon 
i909 der Regierungspräsident von Oppeln in einer Verfügung vom 
8. Juli einen sehr beachtenswerten amtlichen Lehrplan aufgestellt hat, 
der ins einzelne gehende Vorschriften für die ganze Lehrzeit gibt und 
in zweckmäßiger Weise regelt Durch diesen Lehrplan soll „der 
Freiheit in der Erteilung des Unterrichts nicht vorgegriffen werden; 
das Programm soll deshalb auch nicht in allen seinen Einzel¬ 
heiten verbindlich sein. Dagegen wird zu verlangen sein, daß die 
Lehrlinge nach Ablauf des ersten und zweiten Lehrjahres wenigstens 
Dreiviertel des betreffenden Jahrespensums beherrsAen.“ 

Ich sehe nun zwei Wege, auf denen die von mir ge¬ 
förderte größere Vertiefung der Ausbildung zu Erreichen ist: 
Der eine bestände in einer stärkeren Mitwirkung des Kreisarztes 
bei der Überwachung der Ausbildung, der andere darin, daß der 
Apothekerstand als solcher sich dieser Anfgabe unterzöge. 

Betrachten wir zunächst den ersten Weg, so geht mein Vor- 
schl^ dahin: Jeder Lehrling sollte nach etwa sechsmonatiger 
Tätigkeit, sei es bei der Musterung oder auch bei anderer Gelegen¬ 
heit, jedenfalls aber nach dieser Frist, durch ein kurzes Examen 
vor dem Kreisärzte den Nachweis erbringen, daß er es gelernt hat, 
in dieser Frist als Beauftragter des Apothekers selbständig Gifte ab¬ 
zugeben, daß er im Handverkauf die nötige Fertigkeit und eventuell 
auch, natürlich unter Aufsicht seines Lehrherrn, sich Kenntnisse in der 
Rezeptur angeeignet hat, insbesondere auch im Lesen der Rezepte der 
Ärzte seines Wohnortes, was bekanntlich nicht immer ganz leicht isL 
Kurz gesagt, der Lehrling kann und muß, wenn diese sechs Monate 
richtig ausgenutzt werden, mehr gelernt haben, als bloßer Handlanger 
zu sein; er muß das Praktische seines Berufes im großen und ganzen 
beherrschen und auch die Grundlage zum Theoretischen gelegt haben. 

Hierauf wäre dann als weitere Forderung die zu stellen: Der 
Lehrling soll nunmehr nach etwa Jahresfrist wieder einer 
Prüfung durch den Kreisarzt unterzogen werden, um ein Bild 
Ober seine Fortschritte in Theorie und Praxis und über seine sonstige 
Zuverlässigkeit und Brauchbarkeit zu geben. Hierüber wäre ein Pro¬ 
tokoll zu den Kreisarztakten zu nehmen. Auf diese Weise würde ein 
sehr wichtiger Gewinn für die Ausbildung der Lehrlinge erreicht, da 
in nicht ganz seltenen Fällen immer wieder die Erfahrung gemacht 
wird, daß es Lehrherm gibt, die Lehrlinge beschäftigen, die in den 
ersten eineinhalb bis zwei Jahren so gut wie nichts gelernt haben, 
d. h. weiter nichts wie Handlanger im Geschäft gewesen sind; dadurch 
sind für den jungen Mann zwei sehr wertvolle Jahre verflossen, deren 
Versäumnis kaum mehr wieder gut zu machen ist Kommt dann noch 
beispielsweise ein so mangelhaft ausgebildeter junger Mann in eine 
neue Stelle, so muß er in kürzester Frist sich das Nötige rasch ein¬ 
pauken, was natürlich nur als eine mangelhafte und schlechte Methode 
bezeichnet werden muß. Auf diesem Wege wäre es auch mög¬ 
lich, gegen Lehrherren, deren Lehrlinge andauernd mangelhafte 
Kenntnisse aufweisen, vorzugehen derart, daß ihnen der Lehr¬ 
auftrag entzogen bzw. dessen Entziehung angedroht werden kann. 
Durch eine bloße Einsicht und Prüfung der Lehrlings-Tagebücher kann 
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man jedenfalls durchaus nicht immer entnehmen, ob der Lehrling das 
Erforderliche, so z. B. um nur einen wesentlichen Punkt zu nennen, 
die Herstellung Galenischer Mittel beherrscht. Allerdings mUßte dann, 
wie ich schon oben angedeutet habe, der Ministerialerlaß eine Er¬ 
weiterung und Verschärfung erfahren. Nach § 45 der Apotheken¬ 
betriebsordnung vom 18. Februar 1902 kann zwar „einem Apotheken¬ 
vorstand“, der seine Pflichten als Lehrherr nicht erfüllt oder sich 
anderweitig in sachlicher oder sittlicher Beziehung unzuverlässig 
erweist, die Befugnis, Lehrlinge auszubilden, durch den Regierungs¬ 
präsidenten auf Zeit oder dauernd entzogen werden; anderseits 
entbehrt aber nach einem Urteil des Oberverwaltungsgerichts vom 
18. Februar 1907 diese Erweiterung für den Geltungsbereich der 
revidierten Apothekenordnung der RechtsgUltigkeit. Bemerkenswert 
ist ferner, daß der § 45 der Apothekenbetriebsordnung in vollem Um¬ 
fange ungültig ist in Nassau, im ehemaligen Landgrafentum Hessen, 
in Frankfurt a. M., Schleswig-Holstein, Neuvorpommem und Rügen, 
wo die Befugnis zur Ausbildung von Lehrlingen den Apothekern Über¬ 
haupt nicht entzogen werden kann, da die grundlegenden Gesetze ein 
solches Recht der Regierung nicht einräumen. 

Als weitere praktische Folge müßte sich dann mithin ergeben, 
daß der Lehrling bei der Meldung zur Prüfung auch drei bis vier 
derartige Prüfungsverhandlungen dem Prüfungsvorsitzenden mit vor¬ 
zulegen verpflichtet ist Es würden dann auch Lehrlinge sich hüten, 
wie das heutzutage leider noch zu oft geschieht, nach kurzer presse¬ 
artiger Einpaukerei ins Examen zu gehen, und sich auch die Lehrherren 
aus nach obigen leicht erklärlichen Gründen einem solchen Modus 
der Ausbildung abgeneigt zeigen. 

Der andere Weg nun, die Lehrlingsausbildung zu ver¬ 
tiefen, wäre der, daß der Apothekerstand selbst die Sache 
in die Hand nimmt; Zu diesem Zwecke wäre es zu empfehlen, daß 
die Apotheker, wie das ja auch schon teilweise geschieht, innerhalb 
eines Regierungsbezirks oder einer Provinz eine Kommission bilden, 
die die dringend notwendigen und zweckmäßigen Vorprüfungen der 
Lehrlinge selbst vornimmt und in analoger Weise auf diesem Wege 
das Ziel zu erreichen sucht Ihre allgemeine Einführung würde sich 
meines Erachtens mit Hilfe der Apothekervertretungen leicht erreichen 
lassen. 

Betrachten wir das Für und Wider in dieser Angelegenheit, so 
müssen wir zunächst einmal uns fragen: Haben die Kreisärzte als 
Aufsichtsbehörde, d. h. von Staats wegen, die Ausbildung des Apo¬ 
thekerlehrlings zu überwachen? Die Antwort wird streng genommen 
„Nein“ lauten müssen; denn die Aufgabe der Staatsbehörde ist 
erschöpft mit dem Erlaß der Prüfungsvorschriften und der Vornahme 
der Prüfungen. Hat der Lehrherr dem Lehrling gegenüber nicht seine 
Pflicht getan, so ergibt sich dies aus dem Prüfungsresultat. Mit 
dieser Erfahrung ist aber dem jungen Manne nicht gedient; er hat 
dann im besten Falle viel Zeit verloren. Daß eine verschärfte Kon¬ 
trolle der Ausbildungszeit der Lehrlinge aber durchaus nötig ist, be¬ 
weisen die bisherigen Prüfungsergebnisse. 

Soll nun der ohnehin clurch Arbeiten vielerlei Art und in Zu- 
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kunft wahrscheinlich noch vielmehr belastete Kreisarzt auch diese Mehr¬ 
heit auf sich nehmen? Abgesehen von dem Odium, das diese ver¬ 
schärfte Art der kreisärztlichen Tätigkeit bei einer ganzen Reihe von 
Apothekern erzeugen würde, würden viele Kreisärzte, namentlich die 
in den größeren Städten, gar nicht die hierfür nötige Zeit erübrigen 
können, und selbst in vielen ländlichen Kreisen ist der Kreisarzt leider 
infolge Fehlens jeder amtlichen Nebeneinnahme vielfach in so 
hohem Grade auf Nebenerwerb durch die Praxis angewiesen, daß er 
zu einer derartigen systematischen Überwachung und Prüfung der 
Lehrlinge nicht einmal die Zeit findet, selbst bei der größten Liebe 
zur Sache. Es würde also im besten Falle nur Stückwerk anstatt 
ganzer Arbeit geleistet werden. 

Beauftragt dagegen der Staat gesetzlich den Apotheker¬ 
stand selbst mit Regelung dieser Angelegenheit, so werden 
wir am ehesten zu befriedigenden Zielen und Ergebnissen 
gelangen. Die von den Apothekern selbst gewählten Kommissionen 
werden es dann sicher als Ehrenpflicht auffassen, daß die Ausbildung 
der Lehrlinge allenthalben eine systematische und gründliche wird, 
und daß nur solche Elemente zum Examen zugelassen werden, die 
alle Vorbedingungen erfüllt haben. 

Soviel über die Lehrlingsfrage 1 — 

Eine zweite wichtige Frage auf dem Gebiete des Apotheken¬ 
wesens betrifft den Handverkauf. Es wäre wichtig, folgendes zu 
entscheiden: Soll man bezüglich des Handverkaufs nicht andere Be¬ 
stimmungen treffen? Folgende Momente wären hierbei besonders be¬ 
herzigenswert: 

Erstens: Dringend notwendig ist es, daß bei der ungeheuren 
Produktion neuer Mittel seitens der pharmazeutischen Chemie und 
anderer Interessenten Mittel zum Teil sehr gefährlicher Art, deren 
physiologische Wirkung gar nicht oder doch ganz ungenügend, so 
z. B. an ungeeigneten Tierarten, erprobt ist, Mittel mit den verschiedensten 
lateinischen und griechischen Phantasienamen, — ich sage, daß für 
alle solche Mittel eine positive Liste aufgestelit wird. Mit anderen 
Worten: Im Handverkauf sollten nur solche Mittel verabfolgt 
werden dürfen, die in einer positiven Liste aufgeführt sind. 
Was hilft es beispielsweise, wenn heute jemand Antipyrin, Phena¬ 
zetin u. a. nur auf Rezept erhalten kann, während ähnliche noch 
viel gefährlichere Mittel, wenn sie nur auf einer anderen neueren 
chemischen Synthese beruhen, jedermann gegen Geld ohne weiteres 
in die Hand gedrückt werden dürfen 1 — Das Gleiche gilt von den 
Schlafmitteln: ich erinnere z. B. nur an das Veronal, das jahrelang 
ohne ärztliches Rezept hat verabfolgt werden dürfen! Es tritt durch¬ 
aus keine Schädigung des Publikums ein, wenn es viele dieser neu 
hergestellten Mittel, die gewisse organische Komponenten als Funda¬ 
ment ihres Aufbaues haben, nur dann ohne Rezept bekommen darf, 
wenn sie auf der positiven Liste stehen. 

Den zweiten wichtigen Punkt im Handverkauf stellen die Speziali¬ 
täten dar. Von ihnen sollte das Gleiche gelten: Nur solche, die auf 
der positiven Liste stehen, dürfen von den Apotheken ohne Rezept 
abgegeben werden. Das Publikum wird dann auch weiterhin gewisse 
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Spezialitäten, die es nach eigener oder ärztlicher Auffassung haben 
muß, durch Vermittlung des Arztes erhalten können, während ander¬ 
seits die Gewähr gegeben ist, daß der Arzt in die Prüfung der Frage 
eintreten kann, ob das anfordernde Publikum zu seinem Nutzen bzw. 
ohne Naditeif für seine Gesundheit diese oder jene Mittel, unter denen 
es oft solche fecht gefährlicher Art gibt, für sich anwenden kann und darf. 

Selbstverständlich würde sich bei Durdiführung einer solchen Be¬ 
stimmung ein großer Entrüstungssturm sowohl seitens der chemischen 
Fabriken, wie auch vieler Apotheken erheben. Der Nutzen aber wäre 
ein sehr in die Augen springender; denn der Arzneimarkt würde 
dann von einer Überflutung durch teils wertlose, teils gefährliche Mittel in 
Zukunft verschont bleiben. Außerdem würden die Prüfungen, die von 
berufener Seite über Wert, Zulässigkeit, Haltbarkeit, Preiswürdigkeit 
und noch andere Eigenschaften neuer Mittel angestellt werden müßten, 
dazu dienen, den spärlichen Weizen von der vielen Spreu zu befreien. 
Dies würde dann auch zu einer Gesundung des Verkehrs zwischen 
Apotheker, Arzt und Publikum führen; d. h. es würden auf Rezepten 
wieder gute altbewährte Arzneimittel verordnet werden an Stelle neuer 
mit wohlklingenden Bezeichnungen getaufter Mittel und Spezialitäten. 
Der Arzt lernte wieder ein Rezept richtig zu schreiben, was man von 
der heutigen jüngeren Ärztegeneration vielfadi nicht behaupten kann; 
der Kranke käme hierbei gewiß oft besser weg; audi Arzt und Apo¬ 
theker hätten hierdurch zweifellos keinen Schaden. 

Nun endlich noch kurz ein dritter Punkt; er betrifft den 
Handverkauf im engeren Sinne. Es herrscht in den diesbezüg¬ 
lichen Bestimmungen eine große Lücke: Während bekanntlich dem 
Drogisten aufgegeben ist, diejenigen Arzneistoffe, die er abgeben darf, 
näher zu bezei(*nen, liegt dem Apotheker eine solche Verpflichtung 
nidit ob. Wenn nun auch der Apotheker meist die Vorsicht übt, 
solche Mittel, die nach Farbe oder Geruch nicht ohne weiteres erkenn¬ 
bar sind oder die stark reizend wirken mit dem Worte „Gift“ oder 
einer entsprechenden Bezeichnung zu versehen, so ist er doch gesetz¬ 
lich zu einer solchen näheren Bezeichnung nicht verpflichtet Er kann 
beispielsweise Kupfersulfat in einer einfachen Tüte zu äußerem Ge¬ 
brauch verkaufen, ebenso Zincum sulf. und andere freigegebene, 
namentlich äußerlich nnzuw’endende Arzeneien in den größten Mengen 
abgeben, ohne sie näher bezeichnen zu müssen. Für solche Fälle 
müßte auch, v/ie für den Drogisten, der allgemeine Bezeichnungszwang 
eingeführt werden. Eine Belästigung oder Erschwerung des Apotheken¬ 
betriebes würde sich hieraus audi nicht ergeben, da gutgcleitete Ge¬ 
schäfte erstens die üblidien Handverkaufsartikel ohnehin schon ab¬ 
gemessen und bezeichnet vorrätig halten, und da es zweitens auch sehr 
praktisch eingerichtete sogenannten Etikettenschränkchen gibt, die ein 
rasches Arbeiten in sehr befriedigender Weise ermöglichen. 

Zum Schlüsse möchte ich noch mit einigen Worten die Frage streifen, 
inwieweit dem Apothekerstande nichtangehörige Personen ira 
Apothekenbetriebe beschäftigt werden können. Die Frage ist 
gerade jetzt eine sehr brennende, weil an männlichem Personal Mangel, an 
anderen geeigneten weiblichen nichtpharmazeutischen Hilfskräften Über¬ 
fluß besteht. Man sollte in dieser Hinsicht den Apothekern soweit 
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als möglich entgegenkommen: in anderen Ländern, beispielsweise 
in Dänemark und Schweden, hat man mit derartigen weibli^en Hilfs- 
l^ten recht gute Erfahrungen gemacht. Geh. Rat Dr. Rapmund be¬ 
richtet hierüber auf Grund eigener Erfahrungen, die er gelegentlich 
einer amtlichen Studienreise gesammelt hat^): 

„Nach Übereinkommen der Apothekenbesitzer und Gehilfen dürfen 
weibliche Personen nur zum Abfassen von Handverkaufsartikeln oder 
an der Kasse beschäftigt werden. Eine derartige Beschäftigung weib¬ 
lichen Personals in Apotheken ist zulässig und wird von den Gehilfen 
auch ganz gerne gesehen, da ihnen dadurch gerade die ihnen nicht 
sympathischen Arbeiten abgenommen werden.“ 


Försorgeamt fOr den Stadt- und Landkreis Hamm (Westf.) 

Von Med.-Rat Dr. Badimann, Kreisarzt in Hamm (Westfalen). 

Wie ich aus dem Aufsatze in der ersten Jahresnummer, Seite 12 
bis 24, sowie aus mehrfachen Anfragen von Kollegen ersehe, bestehen 
teilweise unzutreffende Ansichten über die Fürsorgeämter in Harburg 
und Hamm, die ich hiermit berichtigen möchte. 

Bis zu meiner Versetzung von Harburg nach Hamm am 1. Januar 
1917 wurde dort keine eigentliche soziale Hygiene betrieben; wenn 
ich auch, wie seit 30 Jahren, eifrig Konstitutionshygiene lehrte, so 
mußte sich meine amtli^e Tätigkeit durchaus in den bekannten alten 
Bahnen bewegen. Wie weit es meinem Nachfolger, Herrn Kollegen 
Ascher, gelungen ist, das Fürsorgewesen in Harburg einzuführen, weiß 
ich nicht Hier in Hamm fand ich das von Ascher im Jahre 1909 als 
solches begründete „Fürsorgeamt für den Stadt- und Landkreis Hamm 
(Westf.)“ vor, also wenigstens dem Namen nach ein wirkliches Amt, 
dessen autoritative Stellung dem Publikum gegenüber sicherlich nicht 
hoch genug anzuschlagen ist, ein gutes Fundament für den 
weiteren Ausbau. Es hatte mit einer Fürsorgestelle für Tuberkulöse 
begonnen, wahrgenommen vom Gesundheitsaufseher der Stadt, einem 
Sanitätsgefreiten. Im nächsten Jahre kam eine Säuglingsfürsorgestelle 
unter einer Fürsorgerin hinzu. Bis 1913 leitete Dr. Ascher das Amt, 
dann bis zum Kriege Med.-Rat Dr. Flatten, vom August 1914 bis 
Ende 1916 kümmerte sich jedoch kein Arzt um die Fürsorge, da auch 
das Kreisarztamt nur in Vertretung von dem Nachbarkreis Dortmund 
aus versorgt wurde. Da auch der Gesundheitsaufseher zum Heere 
eingezogen war, waltete lediglich die Säuglingsschwester ihres Amtes 
in den beiden kleinen Bodenräumen des Rathauses, wo gleichzeitig 
die Kreisarzt-Registratur sich befand. Der Jahreshaushalt betrug etwa 
2000 bis 3(X)0 Mark; alle Gelder mußten kümmerlich zusammengebettelt 
werden. 

Ich darf wohl sagen, daß es meinen eifrigen und treuen Fürsorgern 
und dem sonstigen Büropersonal und Helferinnen unter meiner Ober¬ 
leitung gelang, in den letzten drei Jahren das Amt beträchtlich zu er- 


•) Vierteljahrsschrift für gerichtliche Medizin. 3. Folge, XXXIV. Suppl.-He< 
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weitern, wozu wir von der Stadt vier Zimmer im Obergesdioß eines 
alten Fachwerkbaues zur Verfügung gestellt bekamen, gleichzeitig für 
das Kreisarztamt Dazu kam noch die Fürsorge für Schwangere und 
für Kleinkinder und, wenigstens dem Namen nach, für Alkohol- und 
Geschlechtskranke hinzu, letztere angeschlossen an die Beratungsstelle 
der L-V.-G. zu Dortmund. Die Schularztfrage ist noch offen, da bis¬ 
her Schulärzte noch nicht angestellt sind. Die Anzahl der Beamten 
des Amts hat sich auf sechs vermehrt, der gesamte Jahreshaushalt; 
einschließlich Ausgaben für Kuren in Lippspringe, Sassendorf und 
Rheine, beträgt das kommende Jahr 64000 Mark. 

Für mich als leitenden Arzt, der erst seit Oktober 1918 ein Honorar 
von 1000 Mark jährlich bezieht, sind vom nächsten Rechnungsjahr ab 
4000 Mark eingestellt. Wegen der Besciiaffung des Kreisarztbüros 
habe ich zudem" die Genugtuung, mit meinen Amtsunkosten auszu¬ 
kommen. Seit Anfang 1920 haben sich auch fünf der hiesigen Ärzte 
zur Wahrnehmung der Mütterberatungen zur Verfügung gesteUt; Geld¬ 
mittel sind aber für sie noch nicht vorhanden. Vom 1. April ab sind 
jedoch wenigstens für den Landkreis 1000 Mark für diese ärztliche 
Tätigkeit im Haushalt eingestellt 

Wahrscheinlich soll das hiesige Fürsorgeamt dem neu errichteten 
Wohlfahrtsamte des Landkreises Hamm als Abteilung 1 (Gesundheits¬ 
wesen) angegliedert werden; es ist jedoch fraglich, ob dieses ohne 
Schwierigkeiten geht, weil das Fürsorgeamt nicht nur für den Land-, 
sondern auch für den Stadtkreis arbeitet Da die Stadt aber noch kein 
eigenes Wohlfahrtsamt eingerichtet hat, so stehen wir sozusagen auf 
einem Bein. 

Zur Einrichtung des Medizinalamts Hamm (Stadt und Land) im 
Sinne des Wohlfahrts-Ministeriums würde dann demnächst das 
Aufgehen des bisher noch für sich bestehenden, sozusagen nur in 
Personalunion mit dem Fürsorgeamt befindlichen Kreisarztamtes ge¬ 
hören. Auch die Frage der Anstellung eines Kommunalarztes für 
die Stadt oder die Übernahme dieser Stelle durch den Kreisarzt ist 
noch offen. 

Wenn nun auch die hiesigen Zustände, wie man sieht, noch recht 
verworren und unvollkommen sind, so glaube ich doch sagen zu können, 
daß die werktätigen Leistungen und unsere Kleinarbeit die hiesige 
Kriegsnot erhebliä gemildert haben. Diese Erfolge (vgl. auch unsere 
beiden letzten Jahresberichte!) schreibe ich größtenteils dem neuen 
Geiste zu, in dem wir hier arbeiten, nämlich der allgemeinen Prophy¬ 
laxe in der „biologischen Hygiene", beruhend auf den Grundsätzen, 
wie sie in der Preußischen Landesversammlung vom 22. und 23. Mai, 
sowie 9. und 12. Dezember 1919 bekundet wurden.Beim Beharren 
auf dem einseitigen Infektionismus hätten wir nie Ähnliches leisten 
können. 

Ohne eine Reform der wissenschaftlichen Medizin und Hygiene 
in dieser Richtung kann es daher wohl eine neue Form des Medizinal¬ 
wesens, auch in der lokalen Instanz, aber nie einen namhaft frucht¬ 
bringenden Arbeitsinhalt der neuen Ämter geben. 
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Vorschläge des Bayerischen Medizinalbeamten-Vereins 
zum Ausbau des Medizinalwesens in Bayern. 

Ebenso wie der Preußische Medizinalbeamten-Verein (siehe die 
vorige Nummer der Zeitschrift, Seite 58) hat jetzt auch der Bayerische 
Medizinalbeamten-Verein für einen Ausbau des Medizinalwesens in 
Bayern Vorschläge gemacht und diese in der nachstehenden dem 
Ministerium und der Landesversammlung eingereiditen Denkschrift 
eingehend begründet: 

aMan fordert mit vollem Redite, daß die Tätigkeit aller Verwaltungszweige 
aidi den sozialen Forderungen der heutigen Zeit anzupassen habe. Soziale 
Forderungen sind für das Gesundheitswesen, das seine Aufgaben allein im Dienste 
der Volksgesundheit sieht, nichts Fremdes; sie stellen audi einer Medizinal¬ 
verwaltung keine neuen und unerwarteten Aufgaben. 

Schon in den letzten Friedensjahren wurde durch das Medizinal- 
wesem in Bayern weitgehende sozialhygienische Arbeit geleistet. Es 
sei nur an den Ausbau der Säuglings- und Kleinkinderfürsorge, an die Bekämp¬ 
fung der Tuberkulose und anderer Seuchen, an die Tätigkeit des Landesgewerbe¬ 
arztes erinnert. Die Arbeit hatte auf dem Gebiete sozialhygienischer Fürsorge längst 
vor Kriegsausbruch begonnen und wurde, so weit es möglich war, im Kriege dauernd 
fortgesetzt und erweitert. Sie muß heute, wo es gilt, die Wunden, die der Krieg 
der Volksgesundheit geschlagen hat, möglichst schnell zu heilen, mit doppelter 
Kraft fortgesetzt werden. Das Medizinalwesen in Bayern sieht seine 
erste Zukunftsaufgabe in einem zeitentsprechenden Ausbau der 
sozialhygienischen Fürsorgearbeit. 

Um die gesundheitlichen Kriegssdiäden möglichst zi; beseitigen und die 
Gesundheitsverhältnisse Bayerns weiter zu verbessern, muß im Interesse der 
Erhaltung und Hebung der Volksgesundheit ein gründlicher und weitsichtiger 
Ausbau der gesundheitlichen Fürsorge einsetzen. 

Der Ärztestand und vor allem die Medizinalverwaltung Bayerns wird vor 
große und teilweise neue Aufgaben gestellt. Um die Aufgaben zu lösen und die 
notwendigen Forderungen durchsetzen zu können, müssen Medizinalverwaltung 
und Ärztestand selbständiger werden, sie müssen im Staatswesen einen größeren 
Einfluß wie bisher erhalten. Es ist daher eine Neuorganisation und ein Neu¬ 
ausbau des Medizinalwesens notwendig. 

Die Medizinalverwaltung muß eine selbständige und rein ärzt¬ 
liche Behörde werden. Der Gedanke, daß der Arzt allein in ärztlichen 
Angelegenheiten die entscheidende Stimme hat, muß bei einer Neuorganisation 
des Medizinalwesens von der obersten bis zur untersten Stelle scharf durchgeführt 
werden. Nur der Arzt kann die Tragweite medizinischer Fragen ganz beurteilen 
und entsprechende Maßnahmen treffen. Das Medizinalwesen wird nur dann das 
volle Vertrauen der Ärzte genießen, wenn alle Maßnahmen von ärztlicher Seite 
ausgehen. Bei aller Selbständigkeit muß aber auch der enge Zusammenhalt 
zwischen den ärztlicheu und juristisdien Verwaltungsbeamten gewahrt bleiben. 

1. Medfzinalabteilung bei dem iVUnlsterlum. 

Das Medizinalwesen hat seine Spitze in der Medizinalabteilung, die eine 
selbständige und dem Minister unmittelbar unterstellte Abteilung sein soll. Der 
Medizinalabteilung könnte vielleicht der Name eines Landesgesundheitsamtes ge¬ 
geben werden. Dem Leiter der Medizinalabteilung, der stets ein Arzt 
sein muß, ist das gesamte Medizinal wesen, das in seiner Person nach 
außen vertritt, unterstellt. Er untersteht dem Minister. Er zeichnet für seine 
Abteilung und vertritt das Medizinalwesen gegenüber dem Landtag. Durch ihn 
laufen alle das Gesundheitswesen betreffenden Angelegenheiten, er tritt in Fragen 
des Gesundheitswesens mit den übrigen Ministerien in Verbindung Er ist Vor¬ 
sitzender des Obermedizinalausschusses. Neben der Leitung des Medizinalwcsens 
wird er gleichzeitig die Bearbeitung eines Referates übernehmen. 

Die in der Medizinalabteilung anfallende Arbeit wird auf fünf Referate zu ve 
teilen sein. 
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Referat 1: Ärztliche Standes-, Personal- und Ausbildungsfragen. Allgemeine 
Gesundheitspflege und Seuchenbekämpfung. 

„ 2: Sozialhygienisdie Fürsorge. 

„ 3: Arbeiter- und Gewerbehygiene. 

„ 4: Apotheken wesen und Arzneimittel. Giftverkehr, Nahrungs- und 

Genußmittel. 

, 5: Verwaltungstechnisdi-medizinische Fragen. 

Die Geschäftsverteilung der einzelnen Referate ist etwa in folgender Weise 
zu regeln. 

Referat 1. 

Leitung der Medizinalabteilung, 

Vorsitz des Obermedizinalausschusses, 

Regelung des Verkehrs mit den Medizinalkomitees, 

Personalfragen aller Medizinalpersonen, 

Vorbildung und Prüfung der Anwärter für .den amtsärztlichen Dienst, 

Standes- und wirtschaftliche Fragen der Ärzte in engem Einvernehmen mit dem 
ärztlichen.. Landesausschuß und im Benehmen mit der Organisation der be¬ 
amteten Ärzte, 

Standes- und wirtschaftliche Fragen der Zahnärzte (im Einvernehmen mit einem 
entsprechenden Standesaussdiuß), 

Ärztliche Fortbildung, 

Qberärztliche Gutachten bei Erkrankung und Ruhestandsversetzung von Beamten, 
Ärztliche Oberaufsicht und Beratung Uber Bäder und Kurorte (im Benehmen mit 
dem Finanzministerium), 

Kurpfuscherei, 

Allgemeine Gesundheitspflege (Ortsgesundheitspflege, Wohnungswesen, Ernährung. 
Bekämpfung des Alkoholmißbrauchs), 

Seuchenbekämpfung, bakteriologische Untersudiungsanstalten, Desinfektionswesen, 
Leichenschau und Bestattung, 

Bau, Einrichtung und Betrieb der Kranken-, Heil- und Pflegeanstalten. 

Ärztlicher Jahresbericht und Medizinalstatistik. 

Referat 2. 

Mutterschutz, 

Hebammen, 

Säuglings- und KleinkinderfUrsorge, 

Schularzt und Schulhygiene (im Benehmen mit dem Ministerium für Unterricht 
und Kultus), 

Ärztliche Fürsorge für jugendliche, 

Bekämpfung der Tuberkulose, 

Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten, 

Fürsorge für Arme und Gebrechliche (Krüppel, Blinde, Greise), 

Organisation der Belehrung und Aufklärung des Volkes in gesundheitlichen Fragen, 
Wandermuseum für soziale Fürsorge. 

Referat 3. 

Arbeiter- und Gewerbehygiene. 

Ärztliche Beaufsichtigung der Durchführung der Arbeiterschutzgesetze, insbesondere 
für die jugendlichen und die Frauen, 

Vorschläge für die Erweiterung des Arbeiterschutzgesetzes, 

Beratung bei der Berufswahl, 

Schutz gegen gewerbliche Schädigungen und Vergiftungen, 

Beratung bei Neuanlage von gesundheitsgefährdenden Betrieben, 

Besichtigung von Gewerbebetrieben, tunlichst unter Zuziehung des zuständigen 
Bezirksarztes, 

Überwachung der Fabrik- und Untersuchungsärzte bei besonders gefährlichen 
Betrieben, 

Untersuchungen über die gesundheitsschädigenden Wirkungen technischer Verfahren, 
(Fürsorge für erste Hilfe in Gewerbebetrieben, 

Ärztlicher Beirat für die bürgerliche Kriegsbeschädigtenfürsorge, 

Unterbringung Kriegsbeschädigter in der Industrie, 

Sachverständige UnterstUczung und Beratung der Gewerbeaufsichtsbeamten und 
Bergwerksinspektionen, 
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Erstattung von Obergutachten für die oberen Sprudiinstanzen, 

Ausgestaltung der Unfall- und Invaliditätsversicherung, 

Gewerbehygienische Vorlesungen und Kurse für Ärzte und Techniker, 
Ausgestaltung des Arbeitermuseums in seinen gewerbehygienisdien Abteilungea 

Referat 4. 

Apothekenwesen, 

Standes- und wirtschaftliche Fragen der Apotheker (im Einvernehmen mit den 

entsprechenden Standesausschüssen), 

Verkehr mit Arzneimitteln und Giften, 

Nahrungs- und Genußmittel. 

Referat 5. 

Bearbeitung aller medizinischen fragen im verwaltungstechnischen Sinn (mit Unter¬ 
stützung eines juristischen Hilfsarbeiters). 

Den ärztlichen Referenten sind zwei etatsmäßige ärztliche Hilfsarbeiter, dem 
Referenten für sozialhygienische Fürsorge eine Landesfürsorgerin beizugeben. An 
Unterpersonal werden bei der Medizinalabteilung ein Sekretär, ein Registrator, 
zwei weibliche Schreibhilfen benötigt... 

Die Referate 1, 2, 3 sind mit Ärzten zu besetzen; ein ärztlidies Referat 
übernimmt der Leiter der Medizinalabteilung. Referat 4 wird mit einem Aootheker, 
Referat 5 mit einem Verwaltungsbeamten besetzt. Der Leiter des Afedizinal- 
wesens wird aus der Steilung eines Ministerialrates in die eines Ministerialdirektors 
zu heben sein. Für die fünf ärztlichen Referenten.stellen kommt neben dem Leiter 
des Medizinalwesens, dem für Referat 3 in Betracht kommenden Landesgewerbe¬ 
arzt ein neuanzustellender ärztlicher Referent für Referat 2 mit Rang und Gehalt 
eines Oberregierungsrates in Frage. Den Referenten sind zwei ärztliche Hilfs¬ 
arbeiter beizugeben. Beide sind bereits etatsmäßig angestellt. Bei dem Referat 2 
ist die Stelle einer Landesfürsorgerin zu sdiaffen. Als Unterpersonal werden 
neben dem schon vorhandenen Registrator neu benötigt ein Sekretär und zwei 
Schreibkräfte. 

2. ObermedizinalausschuB. 

Der Obermedizinalausschuß wird auch in Zukunft für die ärztliche Zentral¬ 
behörde in erster Linie eine wissenschaftlich beratende Tätigkeit ausüben. Es ist 
erwünscht, daß er durch Hinzuwahl der führenden Ärzte auf dem Gebiete der 
sozialen Fürsorge erweitert wird. Ferner sind bei Besprechung einzelner Fragen 
besondere Sachverständige aus dem Kreise der Ärzte und Amtsärzte mit beratender 
und beschließender Stimme heranzuziehen. Bei Besetzung der ärztlichen Re¬ 
ferentenstellen des Ministeriums und der Regierungen könnte dem Obermedizinal- 
ausschuß ein Vorschiagsrecht eingeräumt werden. 

3. Landesverbände für sozfalbyglenlsche Fürsorge. 

Die Mitarbeit der Landesverbände für gesundheitliche Fürsorge wird die 
Medizinalabteilung nicht entbehren können. Die Landesverbände müssen erhalten 
bleiben und in ihrer bisherigen Form weiter ausgebaut werden, ihre Leitung soll 
auch in Zukunft in der Hand eines Arztes liegen. Es ist vielleicht erwünscht, sie 
in einem Landesverband für Gesundheitsfürsorge in Bayern in einer Form zu¬ 
sammenzufassen, durch die die Arbeit der Einzelverbände nicht gehindert, sondern 
nur in engstem gegenseitigen Zusammenhang erhalten wird. In allen, die Gebiete 
gesundheitlicher Fürsorge betreffenden Fragen werden die von den Landesver¬ 
bänden bestimmten Sachverständigen als Berater in der Medizinalabteiiung des 
Ministeriums zu hören sein. 

4 . Medizinalreferenten bei den Regierungen. 

Bei den Regierungen sind die Stellen der Medizinalreferenten zu erhalten. 
Wie der Ministerialabteilung ist auch den ärztlichen Referenten der Kreisregierungei 
eine höhere Selbständigkeit zu verleihen. Zwischenverfügungen und kleinere Ver¬ 
fügungen sind selbständig zu erledigen Es ist anzustreben, die Referenten voi 
rein formalen Dienstgeschäften zu befreien, damit sie ihre Kraft mehr für organi¬ 
satorische Maßnahmen -icfii machen können. Die Diensteinführung neuernannter 
Bezirksärzte hat durch denHWülii^inalreferenten und nicht mehr durch den Bezirks¬ 
amtsvorstand zu erfolgen. 
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Dem Regierungsreferenten ist die hygienische Beaufsichtigung der staatlichen 
Bäder zu Übertragen. 

Der größeren Selbständigkeit des Medizinalreferenten entsprechend ist auch 
seine äußere Stellung zu heben. Seine Einreihung in die Klasse der Oberr^ierungs- 
räte ist anzustreben. Als Hilfspersonal sind dem Medizinalreferenten bei der 
Regierung eine Kreisfürsorgerin, ein Sekretär und gegebenenfalls eine Schreibhilfe 
beizugeben. 

5. Krefsmedlzlnalausscfattsse. 

Die KreismedizinalausschUsse haben sich in ihrer bisherigen Zusammen¬ 
setzung bewährt: sie sind als ärztlich beratende Organe d.er Regierung weiter 
auszubauen. Es ist zu bestimmen, daß der Vorsitzende der Ärztekammer für die 
Dauer seiner Funktion Mitglied des Kreismedizinalausschusses wird. Auch sollte 
in jedem Kreismedizinalausschuß ein Landgerichtsarzt Mitglied sein. Weiterhin 
ist der Kreismedizinalausschuß in entsprechender Weise wie der Obermedizinal¬ 
ausschuß durch Ärzte, die auf sozialem Gebiet hervorragend tätig sind, zu ver¬ 
stärken. 

Die Kreismedizinalausschüsse sind in allen wichtigen Fragen des öffentlichen 
Gesundheitswesens zu hören. 

Das Vorschlagsrecht bei Besetzung von Bezirksarztstellen soll den Kreis- 
medizinal ausschüssen gewahrt bleiben. 

6. Bezirksärzte. 

Die Bezirksärzte sind aus ihrer Stellung als technische Berater der Ver¬ 
waltungsbehörden in eine selbständige Stellung zu heben Es muß dies in 
einer Form geschehen, durch die das enge Zusammenarbeiten mit der Verwaltungs¬ 
behörde nicht gestört wird. In allen gesundheitlichen Fragen des Amtsbezirkes 
erhält der Bezirksarzt der Verwaltungsbehörde gegenüber entscheidende Stimme. 
Vorschriften und allgemeine Anordnungen, die das Gesundheitswesen betreffen, 
sind von den Verwaltungsbehörden gemeinsam mit dem Bezirksarzt zu erlasses 
und zu zeichnen. Der Kreis der selbständig von den Bezirksärzten zu erledigenden 
Dienstesaufgaben (D.-A. § 19) ist zu erweitern. 

Dies kann geschehen 

a) in der Überwachung der Berufsausübung der Hilfspersonen im 
Gesundheitswesen. Deren An- und Abmeldungen haben unmittelbar 
beim Bezirksarzte zu erfolgen, der gegebenenfalls die Meldungen an die 
Vorgesetzte Behörde weiterzugeben hat Die Zulassung zum Hebammenberuf, 
die Aufstellung und Verpflichtung der Leichenschauer und Desinfektoren soll 
durch den Bezirksarzt nach vorherigem Benehmen mit der Bezirksverwaltungs¬ 
behörde erfolgen. 

b) Auf dem Gebiete der Bekämpfung der übertragbaren Krankheiten 
ist eine Erweiterung der Befugnisse des Amtsarztes ein dringendes Gebot. 
Es erscheint für die rasche Durcätführung der Schutzmaßnahmen notwendig, daß 
die Anzeigen der übertragbaren Krankheiten — soweit nötig unter Abände¬ 
rung der einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen — unmittelbar an den 
Bezirksarzt erstattet werden. Die Schutzmaßnahmen sollen von dem Be¬ 
zirksarzt unmittelbar durch die Ortspolizeibehörden angeordnet werden. 
Inwieweit hierbei nachträglich eine Zustimmung der Bezirkspolizeibehörde 
notwendig erscheint, um gegebenenfalls Strafmaßnahmen durchführen zu 
können, bedarf noch der eingehenden Untersuchung. Einschneidendere Maß¬ 
nahmen werden auf bezirksärztlichen Antrag von der Bezirks-Polizeibehörde 
vollzogen. 

t) Der Bezirksarzt muß selbständiger Leiter des ärztlichen Fürsorge¬ 
wesens in seinem Amtsbezirke sein. An kleineren Plätzen kann er auch 
die Leitung der Fürsorgestellen übernehmen. Die schulärztliche Tätigkeit ist 
durch den Bezirksarzt zu beaufsichtigen, in kleineren Orten kann sie durch 
ihn ausgeübt werden. 

d) Unbedingt notwendig ist es, daß der Bezirksarzt — wenn nötig unter Ab¬ 
änderung des Gesetzes — in alle auf Grund Art. 20 des Selbstverwaltungs¬ 
gesetzes gebildeten Ausschüsse abgeordnet M^d,4>vd^en Fragen der öffent- 
lidien Gesundheitspflege irgendwelcher Act-^t^^ndelt werden oder denen 
die Verwaltung von Krankenhäusern oder ähnlichen Anstalten untersteht. 
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«rböhert, - 

„ 7t, Lan4dsfmpl&rzt>^ 

Der kandesimpfarzt ist entsp'recb«nd den Bezirksärzten in eine höhere 
GebaltskUss«. Zd' tiie'ben, ' 

8. Arzte der Meti» üsd Plfjejtbunatalten. 

Üb« den Ausbau der f.rrenfürsDrge bnd die Stellü^ der Ärzte der HeU- 
und Pltegeatistatten werden yotn Stäödeavefei« bagerisdier Azcil^tsärzte inr/B«“ 
nehmen mii dem Verein bayeiischer Psydilater iind dein bayerischen Medizinsl-^ 
Beamtebverein gesondene Viifsmläge vorgefegt werden. 

' ^ V'\ S,-t4i,näefigerltlitsÄr«le,--' ',: 

Oie l^ndgcrvchfeäw haben den Wunsich, onfer-Wahruftg der Sßlbständig 
keil iferer Steilung l« das Siaaisrninistctiutö der Jtisife übeH^^ werdeHi 

An' kleineren Lahögvrichten kann dl tn Landgeridiisärtte ‘ unter Züteilüng' 
eines Hillsarztek der btzizKsämiiehe bienst übertragen werden; ' - 

Wfe bel dtd ßezlfksihtfeb *6^ bie tandgerichtsarzte Vorföcktiog»^ 

posteii an größeren l 

pie gelangnisafztiktie Tnbgkeit ist je nach GtdSd des GetängD^es :d 
eine tnt&predbeucie Paasebgebüftr^^^ entschädigen. , ^ ^ ^ ^ > 

Den t^ögendicsärztim tst Gericht eine jedej^R zur Veitdgoßg sichiröd 
Sdbreibbilfe ' iind außerdem ein Ämtsraum bereit zu stellen. Für sachWeiBe äjus.- 
gaben (SdtreibmasciilDe, Fernsprectier, Bücherei, ärZtlrdies Instrumentarium nsw,} 
♦inö (sntsprediende Beträge in den Staatshaushalt einzusteiien. 
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10. Strafanstaltsärzte. 

Die Strafanstaltsärzte unterstehen dem Staatsministerium der Justiz. Die 
etatsmäfiigen Hausärzte der Strafanstalten und der Geriditsgefängnisse MUnchen- 
Stadelheim und München-Neudedc sollten als Amtsärzte in ihrem Tätigkeiisbezirk 
hinsichtlich selbständiger Stellung, Amtstitel, Dienstrang und Gehalt den übrigen 
Amtsärzten gleichgestellt werden. 


II. Hilfsärzte. 

Zur Entlastung sind den Bezirksärzten größerer Amtsbezirke und den Land¬ 
gerichtsärzten der größeren Gerichte beamtete Hilfsärzte beizugeben. Die Ver¬ 
mehrung der bezirksärzt^chen und landgerichtsärztlichen Hilfsärzte ist durch die 
Erweiterung der bezirksarztlidien Dienstgeschäfte und ein Zusammenlegen des 
landgerichtsärztlichen und bezirksärztlichen Dienstes bei kleineren Landgerichten 
geboten 

Für die Anwärter auf den ärztlichen Staatsdienst ist es von höchstem Wert, 
wenn sie vor ihrem endgültigen Diensteintritt durch praktische Mitarbeit Einblick 
in die bezirksärztlidien Dienstgeschäfte erhalten. Hierzu wird die Tätigkeit als 
beamteter Hilfsarzt sehr erwünscht sein. Es ist daher eine Erweiterung der be¬ 
stehenden beamteten Hilfsarztstellen auf die Zahl von 30 vorgesehen. 

Die Hilfsärzte sollten nadi sechsjähriger befriedigender Dienstzeit etatmäßig 
angestellt werden und nach zehnjähriger Dienstzeit den Titel, Bezirksarzt“ erhalten. 

12. Praktische Arzte« Zahnärzte, Apotheker. 

..Es ist unbedingt notwendig, daß alle Standes- pnd wirtschaftlichen Fragen 
der Ärzte von der Regierung im Einvernehmen mit der Ärzteschaft geregelt werden. 
Vorschlags- und Einspruch§.re(ht der Ärzte muß voll gewahrt werden. Grundlegend 
für das Verjiältnis der Ärzte in Bayern wird die vom Landesausschuß der 
Bayerischen Ärzte vorgelegte Verordnung über die ärztlidie Standesvertretung in 
Bayern sein. 

ln Standesfragen der Zahnärzte und Apotheker werden Berufsvertretungen 
der Medizinalabteilung im Ministerium Vorschläge zu machen haben und beratend 
zur Verfügung stehen. 

13. Ärztliche Fortbildung. 

DieFortbildungderAmtsärzteist auszubauen; die Fortbildungskurse, die 
zeitlich nicht zu kurz bemessen sein sollen, sind mit praktischer Tätigkeit in 
großstädtisdien Fürsorgeeinrichtungen und Säuglingsheimen zu verbinden. In den 
Fortbildungskursen ist vornehmlich die soziale Hygiene und die Gewerbehygiene, 
dann aber audi Staats- und Verwaltungskunde zu berücksichtigen; weiterhin 
kommen besonders für die Landgerichtsärzte Kurse in der gerichtliche Psydiiatrie 
in Frage. Hierzu sind audi Bezirksärzte, welche einen Landgerichtsarzt regel¬ 
mäßig zu vertreten haben, beizuziehen 

Bezirks- und Landgeriditsärzten sollte Gelegenheit zum Besuch von wissen¬ 
schaftlichen Kongressen, und Fürsorgeeinrichtungen gegeben werden. 

Ausbildungslehrgänge für Anwärter für den ärztlichen Staatsdienst, die 
aber auch praktis^en Ärzten zugänglich zu machen sind, wären einzurichten; sie 
sind möglichst in seminaristischem Sinne auszubauen. Auch hier ist vornehmlich 
gründliche Aus- und Fortbildung in der sozialen und Gewerbehygiene geboten. 
Es ist ferner praktische Betätigungsmöglidikeit in Säugiingsfürsorgestellen und 
Beratungsstellen für Lungen- und Geschlechtskranke zu. schaffen. 

Das Fortbildungswesen der praktischen Ärzte ist in der Art aus¬ 
zubauen, daß die Vorträge uncl. Kurse planmäßig über das ganze Land verteilt 
werden. Auch den praktischen Ärzten ist Gelegenheit zu geben, sich in Vorträgen 
und Kursen über die gesundheitliche Fürsorgetätigkeit zu unterrichten. 

14. Nlederärztliciies Personal. 

a) Bezirksfürsorgerinnen (Fürsorgeassistentinnen). Die Einrichtung der 
Bezirksfürsorgerinnen ist auszubauen. Jedem Bezirksarzt ist eine Be¬ 
zirksfürsorgerin beizugeben. Für die Ausbildung der Bezirksfürsorgerinnen 
sind besondere Lehrgänge oder Schulen einzurichten. Die Bezirksfürsorge¬ 
rinnen haben sich einer Prüfung zu unterziehen und erhalten staatliche 
Anerkennung. 
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b) Hebammen. Die Ausbildungszeit der Hebammen ist zu verlängern. 
Wiederholungslehrgänge sind zu vermehren; die Teilnahme ist den Hebammen 
in bestimmten Zeitabschnitten zur Pflicht zu machen. Die Hebammen sind 
in der Pflege und Ernährung der Säuglinge zu unterrichten. Hebammen¬ 
kurse. in denen ältere Hebammen in der Säuglingspflege zu unterweisen 
sind, sind einzuriditen Eine Überfüllung des Hebammenberufes ist durch 
Einschränkung der Ausbildungslehrgänge zu verhüten. Durch eine Hebammen¬ 
kasse mit staatlichen Zuschüssen ist den Hebammen eine ausreichende 
Krankheits- und Altersrente zu sichern. 

c) Bader, Krankenj^fleger und-Pflegerinnen. Für Krankenpfleger und 
-Pflegerinnen ist eine Prüfung und staatliche Anerkennung einzuführen. 
Die Unterrichtskurse für Badergehiifen sind an einzelnen größeren Kranken¬ 
häusern in Lehrgänge zur Erlernung der Krankenpflege umzuwandeln. 

d) Säuglingspflegerinnen. Für Säuglingspflegerinnen sind einwandfreie 
Ausbildungsmöglichkeiten zu schaffen. Prüfung und staatliche Anerkennung 
sind vorgesehen. 

e) Desinfektoren. Die Ausbildungszeit der Desinfektoren ist auf 14 Tt^e 
zu verlängern. Die Desinfektoren sind wie bisher zu Wiederholungskursen 
einzuberufen. 

Das gesamte niederärztliche Personal ist gegen Krankheit und Invalidität 
durch Aufnahme in Krankenkassen und Beitragsleistung zur staatlichen Invalidität- 
■nd Angestelltenversicherung, gegebenenfalls durch Aufnahme in den bayerischen 
Versorgungsverband sich erzustellen. 

15. Etat des Gesundheitswesens. 

Die erweiterten Aufgaben des Medizinalwesens erfordern erhöhte Personal- 
und Sachausgaben. Die Personalausgaben dürften in den vorhergehenden Aus¬ 
führungen begründet sein. 

Die Erhöhung der sachlichen Ausgaben ist verhältnismäßig wesentlich 
größer wie die der persönlichen, sie bedarf einer weiteren Ausführung. 

Die erweiterte Fürsorgetätigkeit erfordert eine Vermehrung der Dienstreisen 
für alle Medizinal beamte und damit eine Steigerung des Postens Dienstreisen. 
Es wäre hierfür statt wie bisher 71 740 Mark ein Posten von etwa 120000 Mark 
anzunehmen. Um neue Erfahrungen zu sammeln, müssen die Beamten der 
Medizinalabteilung im Ministerium mehr als bisher an Kongressen teilnehmen 
und Reisen zum Studium gesundheitlicher Einrichtungen in anderen Staaten 
machen; für diese Zwecke wäre ein Betrag von mindestens 10000 Mark auf¬ 
zustellen. Es würde hierunter auch der Posten, der bisher dem Landesgewerbearzt 
im Ministerium des Äußern für Dienstreisen zur Verfügung stand, einzureihen 
sein. Der Posten für Geschäftsunkosten und sachliche Ausgaben ist auf etwa 
150000 Mark zu erhöhen. 

Neben der Fortbildung der beamteten und nichtbeamteten Ärzte kommen 
Aufklärungsvorträge des Volkes über gesundheitliche Fyagen in Betracht. Den 
Fürsorgerinnen ist Gelegenheit zur Aus- und Weiterbildung zu geben. Die Aus- 
tuid Fortbildung der Hebammen und Desinfektoren darf nicht vernachlässigt 
werden. Für diese genannten Zwecke wäre der Posten ^Fortbildung“ gegenüber 
der bisher angenommenen Summe 22715 Mark recht erheblich zu erhöhen, es würde 
ein Betrag von lOuOOO Mark zu veranschlagen sein. Es wird wünschenswert sein, daß 
^e Aus- und Fortbildung der Hebammen der Medizinalverwaltung zugewiesen wird. 
Der bisher im HaushaJtungsplan des Ministeriums für Unterricht und Kultus hierfür 
geführte Posten wäre auf den Haushaltsplan der Medizinalverwaltung zu übernehmen. 

Für die Verbreitung allgemein-hygienischer und sozial-hygie- 
sischer Kenntnisse im Volke, für Abhaltung von Vorlesungen und Kursen, 
für Beschaffung geeigneter Anschauungsmittel, für Schaffung eines Wandermuseums 
für Volkskrankheiten und sozial-hygienische Fürsorge im Anschluß an das Arbeiter¬ 
museum wären 15000 Mark einzusteilen. 

Aus dem Haushaltspläne des Gesundheitswesens wären zu entfernen die 
Ausgaben für Tierärzte, für die veterinärpolizeiliche Anstalt und für Bekämpfung 
der ansteckenden tierischen Krankheiten. Dagegen wäre in den Haushaltplan des 
Medizinalwesens einzusetzen ein Posten zur Bekämpfung und Erforschung 
übertragbarer Krankheiten beim Menschen, insbesondere des Kindesalters. 
Um hier ausreichende Arbeit leisten zu können, muß eine Summe von 100000 Mark 
gefordert werden. 
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Die Ausgaben für den dringend notwendigen Ausbau der sozialhygienisdien 
Fürsorge bedürfen einer recht bedeutenden Erhöhung auch unter der Voraussetzung, 
daß mindestens die gleichen Mittel von Seiten der Kreise und Distrikte sowie 
anderer Stellen aufgebracht werden müssen. In der ersten Zeit werden neben 
den laufenden Ausgaben größere Posten für einmal zu vergebende Summen für 
Neueinrichtungen zu veranschlagen sein. Es wird zweckmäßig sein, daß die für 
soziale Fürsoige ausgeworfenen Mittel auf spätere Wirtschaftsjahre übertragbar 
sind, damit für die Verwendung der Mittel eine gewisse Freiheit besteht, um stets 
im zweckmäßigsten Augenblick ausreichend einereifen zu können. 

Für Mutter-, Säuglings- und Kleinkinderfürsorge wären an Stelle 
der bisher genehmigten, aber sehr unzureichenden Summe von 60000 Mark 
250000 Mark einzusetzen. Sie dienen vornehmlich als Zuschüsse für die von den 
Kreisen anzustellenden Kreis- und Bezirksfürsorgerinnen, als Zuschüsse zum Aus¬ 
bau der Fürsorgestellen und zum Honorar der Fürsorgeärzte. 

Für die Fürsorge der schulpflichtigen und schulentlassenen 
Jugendlichen waren bisher von Staats wegen Mittel nicht ausgeworfen. Es 
wird eine Summe von 50000 Mark benötigt, die in erster Linie als Zuschuß für 
die auf dem Lande tätigen Schulärzte bestimmt wird. Weiterhin dient sie dem 
Ausbau der ärztlichen Berufsberatungsstellen. 

Die starke Zunahme der Tuberkulose erfordert eine sehr energische Be¬ 
kämpfung durch die Fürsorge. An Stelle der bisher genehmigten Summe von 
20000 Mark müssen 150000 Mark gefordert werden. Sie werden vornehmlich 
dem Ausbau der Beratungsstellen, der Wohnungsverbesserung in Häusern Tuberku¬ 
löser und geeigneter Unterbringung nicht versicherter Tuberkulöser dienen. 

Für Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten war bisher ein Posten 
nicht festgesetzt. Die durch den Krieg und Umsturz außerordentlich gesteigerte 
Verbreitung der Geschlechtskrankheiten dürfte als ausreichende B^ündung für die 
Forderung einer Summe von 50000 Mark zur Bekämpfung der Geschlechtskrank¬ 
heiten dienen. Der Posten ist zu verwenden zum Ausbau der Beratungsstellen 
und für Behandlung nicht versicherter, bedürftiger Personen. 

Die zur Bekämpfung des Alkoholmißbrauchs bisher ausgeworfene 
Summe von 10000 Mark dürfte zunächst als ausreichend gelten. 

Die Fürsorge für Kranke und Krüppel bedarf, soweit die Mittel nicht 
von den Landesversicherungen gewährt werden können, einer erheblichen Beihilfe. 
Die bisher als Ausgaben für Wohltätigkeit im Haushaltungsplane des Ministeriums 
des Innern geführten Beiträge für Armen- und Krankenanstalten wären dem 
engeren Haushalt der Medizinalverwaltung zu überweisen. Ihre Erhöhung von 
78984 Mark auf 150000 Mark ist nötig. Die Summe ist zu bestimmen für Aus¬ 
bau bestehender und neu zu errichtender Anstalten, sowie für den Betrieb ent¬ 
sprechender Beratungsstellen insbesondere auf dem Land. 

Zum Ausbau der Medizinalstatistik, die sich zunächst eine Bestands¬ 
aufnahme der bestehenden Fürsorgeeinrichtungen und ihrer Tätigkeit, sowie eine 
Aufnahme der geleisteten Kriegsfürsorgearbeit angelegen sein lassen muß, sind 
6000 Mark zu fordern. 

Für Veröffentlichung von Arbeiten auf dem Gebiete des Medizinalwesens 
sowie für den Ausbau der jährlichen Gesundheitsberichte sind statt bisher 
3000 Mark 6000 Mark einzusetzen. 

Oie Zusammenstellung der geforderten Posten, die etwa 3000000 Mark beträgt, 
kommt zu einer beträchtlichen Erhöhung der Ausgaben für das Gesundheitswesen 
Bayerns. 

Zweifelsohne werden den Ausgaben gegenüber schwerste finanzielle Bedenken 
erhoben werden. Es ist aber stets in Betracht zu ziehen, daß die Volksgesundbeit 
das wertvollste Volkskapital ist, daß die für die Verbesserung der Volksgesund¬ 
heit angelegten und richtig verwandten Summen niemals umsonst ausgegeben 
sind, daß eine Verbesserung der Volksgesundheit wiederum auf anderen i>eiten 
größere Ersparnisse und größere wirtschaftliche Leistungsfähigkeit bedingt. Es ist 
daher zu wünschen, daß der vorgeschlagene Ausbau des bayerischen Gesundheits¬ 
wesens nicht an Finanzbedenken scheitert. Nur ein selbständiges Gesundheits¬ 
wesen, dem die Mittel zur Befriedigung der dringendsten gesundheitlichen Bedürf¬ 
nisse zu Gebote stehen, wird sich mit Erfolg an dem Wiederaufbau unseres 
zusammengebrochenen Staatskörpers beteiligen können. 


Verantwortlidi für die Scbriftleitnng: Prof. Dr. Rapinundi Geh. Mcd.-Rtt ia Mindea L W. 
Druck TOD Louis Ssidol Nsdlif., Leipsig. 
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4«, verbesserte und gdnslicfa umgearbeitete Auflage in 4 BKnden, 

B4. I:Su normale, anormale n. paradoxe Soaelileelitilebon. 

BtL O: Die normale, anormale n. kttnatUeho Kohabitatien n. KonMption. 
BAUlrDaa perverio heteroiexnelle Oeiebleehtalebon. 

Bd.IV: 9u poTfone homof oxnelle Sesehleehtslebenn. Antomonoioxoalitit 

Preis der 4 Bände zusammen: Mk. 100.— brosdi.; Mk. 115.— gebunden. 
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Per60ii«ll«ii. 

Denttdic» Rcicb nad Prevftto. 

Antzelchnag: Vtrlieben das Eiserne Kreuz II. Klasse am weW- 
adiwarzem Bande: dem Geh. Med.-Rat Dr. Quittei, Reg.- und Med.-Rat in Auridi. 
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Die Orlppe Im Freistaat Sadisen während des Jahres 1918. 

(Auf Grund amtlicher Ermittelungen.) 

Von Medizinalrat Dr. Hesm-Oresden, Hilfsarbeiter im Sädis. Ministerium des Innern. 

Um eine OesamtUbersicht Über das Auftreten und den Verlauf der 
Grippe im Deutschen Reiche zu erhalten, wandte sich der Reichs¬ 
kanzler (Reichsamt des Innern) mit einem Schreiben vom 12. August 
1918 an sämtlidie Landesregierungen, in dem er es als wünschens¬ 
wert bezeichnete, daß, wie schon bei den früheren Epidemien, so au^ 
jetzt wiederum eine Sammelforschung über die gegenwärtig gemachten 
Beobachtungen veranstaltet werde. Als Grundlage für die Sammel¬ 
forschung sollte der entsprediend ergänzte Fragebogen der Sammel¬ 
forschung von 1892 über die Grippe dienen. Die 15 Fragen dieses 
Fragebogens gehen aus den weiteren Ausführungen hervor. 

Dem Ersuchen des Reichskanzlers wurde auch von der Sächsisdien 
Staatsregierung entsprochen, die die Behörden, insbesondere die Be¬ 
zirksärzte, veranlaßte, die Forschung weitgehendst zu unterstützen. Die 
zuerst für Ende 1918 in Aussicht genommene Endfrist für den Ab¬ 
schluß der Forschung wurde wegen des Fortbestehens der Grippe auch 
noch zu Anfang 1919 bis Juli 1919 verlängert. 
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Die für das Gebiet des ehemaligen Königreichs Sadisen ge¬ 
wonnenen Ergebnisse sind im nadifolgenden Bericht gegeben, der sich 
auf die von den einzelnen Ärzten eingegangenen Einzelberichte oder 
die Sammelberichte stützt, die von den Kreishauptmannschaften, Amts¬ 
hauptmannschaften, Stadträten oder Bezirksärzten auf Grund dieser 
Einzelberichte zusammengestellt worden sind. Hierbei muß allerdings 
darauf hingewiesen werden, daß seitens der Ärzte viele Fragebogen 
unbeantwortet geblieben, andere wieder nur recht mangelhaft ausgefüllt 
worden sind. Zum Teil liegt dies an der bekannten Abneigung vieler 
Ärzte gegen Schreibarbeit, zum Teil ist die fehlende oder mangelhafte 
Ausfüllung der Fragebogen darauf zurückzuführen, daß die Ärzte in¬ 
folge ihrer außerordentlichen Überlastung während der Grippeepidemie 
keine Zeit zu schriftlichen Aufzeidinungen über den Verlauf der Krank¬ 
heit, Komplikationen usw. gefunden haben. 

Immerhin finden sich in den Berichten, wie aus dem folgenden 
hervorgeht, eine Reihe übereinstimmender Punkte, die allgemeine Be¬ 
achtung beanspruchen können. 

Ehe auf Einzelheiten eingegangen wird, ist zunächst noch darauf 
hinzuweisen, daß man zwischen zwei Epidemien zu unterscheiden 
hat Die erste Epidemie (im Nachstehenden als Epidemie 1 be¬ 
zeichnet) fiel in der Hauptsache in die Frühjahrs- und Sommermonate, 
die zweite (als Epidemie II bezeichnet) in die Herbst- und Spätherbst¬ 
monate. An einigen Orten flackerte dann die Grippe in den ersten 
Monaten des Jahres 1919 nochmals auf, sodaß einzelne Stellen hier 
noch von einer dritten Epidemie (Epidemie 111) sprechen. 

Im einzelnen ist folgendes zu berichten: 

1. Wann und wo wurde beim Ausbruch der diesjährigen 

Influenzaepidemie der erste Fall beobachtet? 

Was den Zeitpunkt des Auftretens der ersten Grippefälle anlangt, 
so ist diese Frage von verschiedenen Ärzten mit der Begründung niät 
beantwortet worden, daß Grippeerkrankungen in ihrer Gegend ja stets 
vorzukommen pflegten und daher der „ erste Fall nicht feststellbar sei. 
Soweit Grippe in anderen Gegenden überhaupt nicht oder nur ganz 
vereinzelt vorgekommen war, sind die ersten Fälle verschiedentiich 
schon in den ersten Monaten des Jahres 1918 beobachtet worden, so 
i. B. in Zittau und Waldheim schon im Januar, in Johanngeorgenstadt 
im Januar/Februar, in der Amtshauptmannschaft Löbau im März. Der 
April wird auffallenderweise niemals angeführt, dagegen dann von der 
weitaus überwiegenden Zahl der Ärzte der Mai. So berichtet ein Arzt 
aus Hohenstein-Emstthal, daß er Mitte Mai bereits 40 Fälle in Be¬ 
handlung gehabt habe; ebenso traten beim Militär in Großenhain und 
Riesa die ersten Fälle im Mai auf. 

Von diesem Zeitpunkt an hat sich die Seuche in der Hauptsache 
in stärkerem Maße auszubreiten begonnen, um Ende Juni und be¬ 
sonders im Juli ihren ersten Höhepunkt zu erreichen und im August 
dann wieder stark nachzulassen. (Siehe hierzu Ziffer 3.) 

2. Sind bakteriologische Forschungen über den Erreger der 

Krankheit angestellt worden? — Mit welchem Ergebnis? 

Bakteriologische Untersuchungen über den Krankheitserreger sind 

im Verhältnis zur Zahl der Erkrankungen nur in verschwindend wenig 
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allgemeinen wird berichtet, dafi die Mehrzahl der Familien* und Haus- 
angehOrigen erkrankte und es so zii Familien* und Hausepidemien 
kam, doch gab es hiervon, namentlich bei Epidemie I auch Ausnahmen. 

Was den zeitlichen Gang der Epidemie anlangt, so begann 
Epidemie I im Mai/Juni, um ihren Höhepunkt im Juli zu erreichen und 
gegen Ende August stark abzuflauen. Nach kurzer Pause begann dann 
Epidemie II fast überall wieder Ende September/Anfang Oktober, er¬ 
reichte Mitte bis Ende Oktober ihren Höhepunkt und ließ dann all- 
mählidi nach, sodaß sie im allgemeinen im Januar/Februar 1919 als 
erloschen gelten konnte, wenn natürlich auch noch eine ganze Reihe 
Nachzügler beobachtet wurden. 

Einzelne Beobachter sprechen dann noch von einer dritten Epidemie 
(Epidemie III), doch handelt es sich in der Hauptsache nur um eine 
zweite Welle der Epidemie II. 

Zusammenfassend ist zu sagen, daß von einer Ausbreitung der 
Seuche in dem Sinne, daß sie im großen ganzen einem bestimmten 
Zug von Ost nach West oder umgekehrt gezeigt habe, nicht gesprochen 
werden kann. Eine Irgendwie gesetzmäßige Ausbreitung in dieser 
oder ähnlicher Hinsicht hat nicht stattgelunden; die Ausbreitung ist 
offenbar vielmehr in erster Linie von den Verkehrsverhältnissen 
abhängig gewesen. So wird bespielsweise auch aus Schandau be¬ 
richtet, daß die Erkrankungen auf dem linken Elbufer drei Wochen 
später wie auf dem rechten auftraten, was offenbar mit dem als Ver¬ 
kehrshindernis wirkenden Elbstrom zusammenhängt 

4. Wie lange hat die Influenza — abgesehen von Nachzüg¬ 
lern — an den einzelnen Orten in der Regel gedauert? 

Die Dauer der einzelnen Epidemien hat ziemlich stark geschwankt 

Während manche Orte nach 4—6 Wochen wieder ziemlich grippefrei 
geworden sind, hat die Epidemie in anderen drei oder vier Monate 
oder noch länger angehalten. Die durchschnittliche Dauer dürfte 
sechs Wochen betragen habeg. 

5. Wieviele Erkrankungen wurden im ganzen beobachtet? 

Die Zahl der Erkrankungen ist kaum annähernd anzugeben, da 

für die Grippe ja keine Anzeigepflicht besteht und viele Erkrankte, 
namentlich während der leichteren Epidemie I, überhaupt keinen Arzt 
zugezogen haben. Die Ortskrankenkasse Leipzig gibt die Erkrankungs¬ 
ziffer an Grippe für die Zeit vom Juli 1918 bis Anfang März 1919 
wf 29103 Fälle an. Ein Bezirksarzt schätzt die Erkrankungsziffer ein¬ 
schließlich leichter, ärztlich nicht behandelter Fälle auf 30 "/o, was mit 
der in der Landesanstalt Hochweitzschen beobachteten Erkrankungs¬ 
ziffer von 32,1"/, übereinstimmt. Auch andere Gemeinden rechnen mit 
30^U, so daß in der Tat im Durchschnitt ein Drittel der Bewohner 
von der Krankheit ergriffen worden sein dürfte. 

6. Sind gewisse Altersklassen besonders häufig von der 

Krankheit befallen worden? Welche? 

Wenn auch fast alle Berichterstatter sich dahin aussprechen, daß 
keine Altersklasse von der Krankheit völlig verschont blieb, so wird 
doch übereinstimmend das besonders starke Befallenwerden der Alters¬ 
klassen zwischen 15 und 35 Jahren uud hierbei wieder des weiblichen 
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Gesdiledits mit besonders schwerem Befallenwerden betont Hier¬ 
über ist weiter unten noch Näheres zu sagen. 

Das stärkere Ergriffenwerden jugendlicher weiblidier Personen 
wird z. B. auch aus dem Krankenstift Zwickau berichtet, in dem be¬ 
sonders stark die Schwestern (27 Fälle) und Dienstmädchen (19 Fälle) 
erkrankten im Gegensatz zu dem sonstigen Personal und Pflegern, von 
denen zusammen nur fünf erkrankten. Auch aus der Landesanstalt 
Dösen wird berichtet, daß das Pflegepersonal verhältnismäßig häufiger 
erkrankte als wie die Anstaltskranken, worauf ja auch von anderer 
Seite schon hingewiesen worden ist (vgl. König; Bert Klin. Woch., 
1919, Nr. 3). 

Öfters wird betont, daß die ganz kleinen Kinder und die älteren 
JLahrgänge (Uber 45 Jahre) weit weniger heimgesucht wurden. Einzelne 
Arzte der Stadt Chemnitz betonen sogar das völlige Fehlen der höheren 
Altersklassen ganz ausdrücklich. 

7. Welche Berufsklassen sind etwa besonders stark betroffen, 

welche verschont geblieben? 

Im allgemeinen ist keine Berufsklasse von der Krankheit verschont 
geblieben, zahlreiche Berichte weisen aber darauf hin, daß Fabrik¬ 
arbeiter und -Arbeiterinnen besonders stark befallen worden sind. 
Für die höhere Erkrankungsziffer dieser Klassen dUilten jedoch kaum 
die Fabrikarbeit an sich, angeblich schlechtere Ernährung und schlechtere 
soziale Lage in Frage kommen, sondern der Hauptgrund hierfür dürfte 
in dem Zusammensein großer Menschenmengen in geschlossenen 
Raumen zu suchen sein. Eine scheinbare Bevorzugung gerade dieser 
Klassen dürfte zum Teil auch darin liegen, daß in Sassen — beson¬ 
ders gilt dies für die Kreishauptmannschaften Zwickau und Chemnitz 
— die Industrie stark vorherrschend ist und andere Berufe ihr gegen¬ 
über weit zurücktreten. 

Vereinzelt wird ein besonders starkes Befallensein des Zugper¬ 
sonals, besonders der Zugschaffnerinnen betont, was sich ja durch den 
Beruf leicht erklärt. 

Verschont wurden nach vielen Berichten noch am ehesten die land¬ 
wirtschaftlichen Arbeiter oder Arbeiter, die viel in freier Luft zu tun 
haben. Einzelne Berichte, so z. B. aus der Amtshauptmannschaft 
Dippoldiswalde, betonen demgegenüber allerdings, daß namentlich bei 
der Epidemie 1 die landwirts^aftlichen Arbeiter besonders stark be¬ 
fallen worden seien. Der Widerspruch findet seine Erklärung zum 
Teil wohl darin, daß landwirtschaftliche Arbeiter, die auf kleinen Gütern 
mit geringer Menschenzahl beschäftigt waren, meist viel weniger er¬ 
krankten, während solche Arbeiter auf großeh Gütern, wo zahlreiches 
Personal eng zusammenwohnt, genau so stark oder noch stärker wie 
andere Berufsklasscn befallen wurden. 

Anscheinend ist das geringere Befallenwerden der landwirtschaft¬ 
lichen Arbeiter nicht auf den — wohl auch nicht überall auf dem Lande 
vorhandenen — etwaigen besseren Ernährungszustand zurückzuführen. 
Dies geht, abgesehen von den Erfahrungen in anderen Ulndem mit 
reichlicher Ernährung, auch daraus hervor, daß z. B. aus rein ländlichen 
Bezirken berichtet wird, daß sehr wohlgenährte Gutä>esitzer sehr 
schwer, elende abgemagerte zuweilen nur leicht erkrankten. 
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Im übrigen haben sich keinerlei Unterschiede innerhalb der 
Berufsklassen gezeigt. Aus der Strafanstalt Waldheim wird allerdings 
berichtet, daß die Tabakabteilung am geringsten betroffen worden sei, 
doch ist dies offenbar auf irgendwelche andere äußere Ursachen als 
wie auf die Beschäftigung mit dem Tabak an sich zurückzufUhren; 
denn einmal steht diese Beobachtung trotz der im Lande stark ver¬ 
breiteten Tabakindustrie nicht nur zu vereinzelt da, sondern ein Arzt 
aus der Kreishauptmannschaft Zwickau hebt sogar das besonders starke 
Befallensein der Zigarrenarbeiter und -Arbeiterinnen hervor. 

8. Hat in gewissen Orten die Seuche besonders stark ge¬ 
herrscht? Sind gewisse Orte davon verschont geblieben? 
Im großen ganzen hat die Seuche alle Orte ohne wesentliche 

Gradunterschiede befallen. Allerdings wird von einzelnen Orten, z. B. 
der Stadt Geyer, den Gemeinden Ober- und Niedersteina u. a. berichtet, 
daß sie besonders stark befallen gewesen seien, jedoch sind zahlen¬ 
mäßige Beweise hierfür nicht erbracht; auch dürfte das Urteil Uber 
diesen Punkt von zu vielen subjektiven Eindrücken abhängig sein, 
als daß sich ein besonderer Schluß hieraus ziehen ließe. Im allgemeinen 
hat sich gezeigt, daß dichtbevölkerte Orte am stärksten befallen 
worden sind, während kleinere, weiter ab liegende Landgemeinden 
manchmal glimpflich davongekommen sind. 

9. In wievielen Fällen waren hauptsächlich Erscheinungen 
von seiten des Nervensystems vorhanden? ln wievielen 
waren vorwiegend die Luftwege, in wievielen besonders 
der Verdauungskanal betroffen? 

Was zunächst das Nervensystem .anlangt, so ist eine gewisse 
verschiedenartige Beurteilung dur^ die Ärzte insofern erfolgt, als ein 
Teil von ihnen die durch das hohe Fieber bedingten nervösen Symp¬ 
tome (Kopfschmerz, Delirien usw.) zu den Ersdieinungen seitens des 
Nervensystems gerechnet und so einen sehr hohen Prozentsatz, der 
Beteiligung dieses Systems erhalten hat, während viele andere Ärzte 
den Begriff der Beteiligung des Nervensystems offenbar enger gefaßt 
und nur solche Erscheinungen hierunter gezählt haben, die, wie z. B. 
Geisteskrankheit, Neuralgien usw. nicht zu den gewöhnlichen Erschei¬ 
nungen des Fiebers gehören. Auf diese Weise dürfte es, wenigstens 
zum Teil zu erklären sein, daß manche Ärzte berichten, daß das 
Nervensystem in fast allen Fällen beteiligt war, während die über¬ 
wiegende Mehrzahl der anderen Berichterstatter eine solche Beteiligung 
als sehr viel seltener angibt. 

Einzelheiten anlangend, berichtet das Krankenhaus St. Jakob-Leipzig 
über zehn Fälle organischer Erkrankung des Nervensystems. Ein Arzt 
hat mehrfach Verlust der Kniesehnenreflexe mit rascher Ermüdbarkeit 
beobachtet Aus der Landesanstalt für Fallsüchtige Hochweitzschen wird 
ein bemerkenswertes Zurückgehen der fallsüchtigen Erscheinungen 
während des Grippeanfalls berichtet, und zwar von sonst 51 Fällen 
bei 100 Frauen in 24 Stunden durchschnittlich auf 41, während des 
Höhepunktes der Epidemie sogar auf 32, was eine gewisse Parallele 
mit dem gleichen Zurückgehen solcher Anfälle bei anderen fieberhaften 
Krankheiten darstellt 
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Im allgemeinen haben jedenfalls Erscheinungen von seiten des 
Nervensystems im engeren Sinne nicht im Vordergründe des Krank* 
heitsbildes gestanden. 

Um so übereinstimmender lauten die Berichte über die starke 
Beteiligung der Luftwege, angefangen von dem quälenden Reiz¬ 
husten, oft ohne jede objektive Begleiterscheinungen, bis zur schwersten, 
unter dem Bilde einer akuten Sepsis in wenigen Stunden tötlich ver¬ 
laufenden Lungenentzündung, worüber weiter unten noch Näheres zu 
sagen sein wird. Manche Berichterstatter geben die Beteiligung der 
Luftwege mit 100 7o und auch aus allen anderen Berichten geht 

übereinstimmend hervor, daß die Beteiligung der Luftwege an erster 
Stelle gestanden hat. 

Weniger beteiligt ist in den meisten Fällen der Magendarm- 
kanaj gewesen. Nur aus der Pfleganstalt für schwachsinnige bildungs¬ 
unfähige Kinder Großhennersdorf wird bericiitet, daß vorwiegend, der 
Verdauungskanal befallen gewesen sei und auch einige andere Ärzte 
berichten, daß die Verdauungsorgane ziemlich stark befallen gewesen 
seien, wobei freilich von mancher Seite mit Recht darauf hingewiesen 
wird, daß es nicht als ausgeschlossen gelten könne, daß viellei^t neben 
der Grippe auch noch eine besondere Infektion des Magendarmkantüs 
nebenhergelaufen sei. Am meisten scheinen die Erscheinungen seitens 
der Verdauungsorgane noch bei der Epidemie II aufgetreten zu sein, 
während bei Epidemie I hierüber weniger berichtet wird. 

Zusammenfassend ist zu sagen, daß die Beteiligung der Luftwege 
weitaus im Vordergrund gestanden und teilweise IOO^/q betragen hat, 
daß an zweiter Stelle die Mitbeteiligung des Magendarmkanals be¬ 
obachtet worden ist (in ungefähr 20^/« der Fälle), und daß, wenn man 
von den mit dem Fieber an sich verbundenen Erscheinungen des 
Nervensystems absieht, die Beteiligung des Nervensystems am geringsten 
gewesen ist (ungefähr lO^/o der Fälle). 

10. Wurden Komplikationen und Nachkrankheiten beobachtet 
von seiten des Kehlkopfes? — der Lungen? —des Herzens? 
der Blutgefäße? — der Zentralorgane des Nervensystems 
(einschließlich Geisteskrankheiten)? — der peripherischen 
Nerven? — der Augen? — der Ohren? — der Geschlechts¬ 
teile? — der Haut? — anderer Organe? 

Was zunächst die Komplikationen und Nachkrankheiten der 
oberen Luftwege anlangt, so wird von vielen Seiten von starker 
Beteiligung in Form von starken Katarrhen (heftige Atemnot, lang¬ 
anhaltender Kitzelhusten von Kehlkopf und Luftröhre ausgehend), ver¬ 
einzelt sogar von Kehlkopfstenosen berichtet. In einem Falle kam es 
zu schwerer blutiger Tracheitis mit höchster Lebensgefahr. Als Nach¬ 
krankheiten wurden besonders langdauemde Bronchitis, in einzelnen 
Fällen auffallend starke und lang anhaltende Heiserkeit beobachtet. 

Die tieferen Luftwege anlangend stehen im Vordergrund des 
Interesses und von vielen Beobachtern geradezu als ein Charakteristikum 
der Epidemie 1918, besonders der Epidemie II, hervorgehoben die 
blitzartig einsetzenden, schweren und ohne Krisis und oft ohne feste 
Lokalisation unter dem Bilde allgemeiner Sepsis mit Delirien ver¬ 
laufenden und in zahlreichen Fällen rasch zum Tode führenden Lungen- 
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entzUndungen. Aus manchen Berichten gewinnt man freilich den 
Eindruck, als ob in einem Teil dieser Fälle wohl weniger die Lungen^ 
entzündung als vielmehr eine allgemeine Sepsis das Primäre und die 
Lungenersdieinungen mehr etwas Sekundäres darstellen. Der Verlauf 
in den letztgenannten Fällen war meist überaus ungünstig, indem der 
größte Teil dieser Fälle starb. Aber auch die weniger bösartig ver¬ 
laufenden Lungenentzündungen bildeten stets eine unerwünschte ernste 
Komplikation wegen ihrer Gefahr für das Herz und ihrer Neigung zu 
sekundären Rippenfellentzündungen seröser bis eitriger Art und zu 
'Rezidiven (so in einem Falle dreimaliger Rückfall). Besonders * ge¬ 
fährlich waren die Lungentzündungen für Schwangere, von denen ein 
großer Teil der davon Ergriffenen starb. Ein Arzt meldet allein sieben 
Todesfälle davon. Die Komplikation mit Lungenentzündungen mehr 
oder weniger schwerer Art war wohl die häufigste aller. So werden 
z. B. allein aus der ca. 19000 Einwohner zählenden Stadt Annaberg 
150 Lungen- und 40 Rippenfellentzündungen berichtet 

Im Gefolge von Lungenentzündungen oder auch ohne solche auf- 
tretend, kam es ferner ziemlich häufig zu Rippenfellentzündungen 
wässriger bis eitriger Art, mehrfach, soweit untersucht, ohne bakterio¬ 
logischen Befund. 

Verhältnismäßig selten wird von einzelnen Ärzten über Erkrankung 
an Lungentuberkulose im Anschluß an Grippe oder Verschlimmerung 
einer s^on bestehenden, bis zum Grippeanfall aber ruhenden oder 
gutartig verlaufenen Lungentuberkulose berichtet Zwar sprechen sich 
einzelne Berichte dahin aus, daß eine Erkrankung an Tuberkulose 
oder eine Verschlimmerung dieser Krankheit erfolgt sei, aber ihre Zahl 
ist auffallend gering. Nach den gleich zu erwähnenden Berichten der 
geschlossenen Anstalten muß man aber annehmen, daß die als Nach¬ 
krankheit verhältnismäßig selten erwähnte Lungentuberkulose in Wirk¬ 
lichkeit keineswegs so selten war, sondern daß ihre seltene Erwähnung 
von seiten der Privatärzte zum Teil wohl darauf zurUckzuführen ist 
daß in der Privatpraxis im Gegensatz zu den geschlossenen Landes¬ 
anstalten und größeren Krankenhäusern die Kranken nach der an¬ 
scheinenden Genesung nur zu kurze Zeit unter weiterer ärztlicher 
Beachtung blieben, als daß zur Zeit der ärztlichen Berichterstattung die 
Erscheinungen der Lungentuberkulose bereits in einem solchen Maße 
aufgetreten wären, daß die Kranken erneut ärztliche Hilfe in Anspruch 
genommen hätten. Zum Teil mag die seltene Erwähnung auch mit 
darauf zurückzuführen sein, daß in Ziffer 10 des Fragebogens die 
Lungentuberkulose nicht besonders aufgeführt ist 

Im Gegensatz zu den Anzeigen der einzelnen Ärzte berichten fast 
alle Landesanstalten oder auch Krankenhäuser sehr häufig über Er¬ 
krankung oder Verschlimmerung einer schon bestandenen Lungentuber¬ 
kulose im Anschluß an Grippe. So wird z. B. aus der Landesanstalt 
Hochweitzschen berichtet, daß bei drei fallsüchtigen Kranken im An¬ 
schluß an Grippe die Erscheinungen an Lungentuberkulose auftraten 
und daß in der der Anstalt angegliederten, mit 20 Kranken belegten 
Heil- und Heimstätte für tuberkulöse Frauen fast alle Insassen von 
Grippe befallen und der Verlauf der Lungentuberkulose auf das un- 
günsügste beeinflußt wurde. Ähnlich lauten die Berichte aus den 
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übrigen Anstalten und auch das Krankenhaus Sk Jakob-Leipzig be¬ 
richtet über Anschluß von Lungentuberkulose an überstandene Grippe 
und über vielfach sehr rasdi fortschreitende Verschlimmerung sdion 
bestehender tuberkulöser Lungenprozesse.*) 

Eine Reihe Ärzte endlich berichtet über häufigen Anschluß von 
„Lungenkatarrh^ an die Grippe, wobei bei der Unbestimmtheit 
des Ausdrucks dahingestellt bleiben muß, ob hiermit tuberkulöse 
Prozesse oder chronische Bronchitis gemeint sind. 

Verhältnismäßig seltener wie über Komplikationen seitens der 
Luftwege wird über solche seitens des Gefäßsystems berichtet, ab¬ 
gesehen von der Neigung zu Blutungen. Im Krankenhaus St Jakob- 
Leipzig sind einige Fälle von eitriger Pericarditis beobachtet worden 
unci von anderer Seite wird zwar über Endokarditiden und Myokar¬ 
ditiden, von zwei Ärzten auch über verhältnismäßig häufige lang- 
dauernde Pulsbeschleunigungen (ein Arzt 20 Fälle, in einem Falle 
dagegen Verlangsamung bis auf 37 Schläge) berichtet, aber im großen 
ganzen sind die primären Komplikationen des Gefäßsystems gegen¬ 
über denen der Lungen offenbar zurückgetreten. 

Eine Ausnahme hiervon macht nur die von sehr vielen Ärzten 
betonte Neigung der Grippekranken zu Blutungen, vor allem aus der 
Nase (in einem Falle bis zu Ohnmächten), in zweiter Linie aus den 
weiblichen Geschlechtsteilen (siehe unten), weiterhin der Haut (Petechien), 
der Luftröhre,. Lungen, Blase, Darm. Bei der Epidemie 11 traten 
z. B. nach dem Bericht eines Ärztes in Meißen im Oktober/November 
Nasenbluten in 25*’/o aller Erkrankungen der Kinder und in 8—IO"/, 
der Erwachsenen auf. Auch über auffällig häufiges Nasenbluten in der 
Genesung wird berichtet 

Ziemlich häufig wurden auch Komplikationen seitens des Nerven¬ 
systems beobachtet Was zunächst das zentrale Nervensystem an¬ 
langt, so wurde schon oben darauf hingewiesen, daß viele Ärzte die 
bei hohem Fieber gewöhnlich auftretende Benommenheit, auch Delirien 
hierunter gezählt haben. Abgesehen von diesen Fällen wird* aber auch 
über Komplikationen in Form von Meningitis, Meningo-Encephalitis, 
(vorübergehende?) Lähmung der Arme und Beine bei einem sieben¬ 
jährigen Knaben, Krämpfe, halbseitige Lähmungen und vor allem von, 
soweit zu übersehen ist, wohl überall in Genesung ausgegangenen Geistes¬ 
krankheiten berichtet Aus einer Landesanstalt wird gemeldet, daß 
die Grippe als auslösende Ursache für das Offenbarwerden einer 
progressiven Paralyse anzusehen war. 

Häufig, aber nicht so häufig wie bei früheren Epidemien wurden 
Erkrankungen des peripherischen Nervensystems in Form von 
Neuralgien beobachtet Am häufigsten scheinen der Ischiadicus, die 
Gesichtsnerven, das Ulnarisgebiet und die Interkostalnerven befallen 
worden zu sein. Hier wäre auch das von einem Bezirksarzt gemeldete 
teilweise Ausbleiben der Schweißabsonderung an einzelnen Körper¬ 
stellen zu erwähnen. 


') VrI. hierzu auch die Arbeit von LeichtweiB-MUnchen (Med. Wodtensdir. 
1010, Nr. K), der im Gegensatz zu anderen Autoren ebenfalls Uber Verschledi- 
teruog der Tuberkulose nach Grippe in Davos-Wolfgaug berichtet. 
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Über Augenkrankheiten wird nur selten berichtet, meist nur 
über starke Bindehautkatarrhe, Hornhautentzündungen, in einem Falle 
sdiwerer Art, und auch Uber einen Fall angeblicher Erblindung (Einzel¬ 
heiten fehlen). 

Mittelohrentzündungen werden zwar öfters erwähnt, scheinen 
aber nicht in gleichem Umfange wie bei den früheren Epidemien vor¬ 
gekommen zu sein. 

Was die Geschlechtsorgane anlangt, so wird von vielen Seiten 
auf den schweren, oft tötlichen Verlauf der Grippe bei Schwangeren 
hingewiesen. In sehr vielen Fällen kam es zu Fruchtabgang und Früh¬ 
geburt Bei Nichtschwangeren kam es sehr häufig zu unregelmäßigen 
Blutungen. 

Die Komplikationen seitens der männlichen Geschlechtsorgane 
treten gegenüber denen der weiblichen völlig zurück. Nur einmal wird 
über Hodenschwellung und Bubonenbildung berichtet 

Sehr häufig war die Haut, und zwar namentlich in Form starken, 
vielfach vollständigen Haarausfalls bei Mäddien und jungen Frauen 
beteiligt^) Häufig kamen auch scharlachähnliche rasch vorübergehende 
Hautausschläge vor, ferner Hautblutungen (Petechien), allgemeine Haut¬ 
ausschläge, zum Teil krätzeartig, Herpes. 

Von komplizierenden Erkrankungen anderer Organe werden 
noch erwähnt vereinzelte Nierenentzündungen, schwere Blutungen aus 
der Blase, Darmblutungen, Magenkatarrhe, Entzündungen der Ohr¬ 
speicheldrüse mit zum Teil Ausgang in Eiterung, embolische Prozesse 
in den Muskeln, ebenfalls zum Teil mit eitrigem Ausgang, endlich 
Ikterus, in zwei Fällen mit tötlichem Ausgang, in einem anderen Falle 
Erkrankung dreier Mitglieder einer Familie daran unter gleichzeitigen 
starken Leberschmerzen. 

11. Wieviel Personen verstarben an der Seuche? 

Über die Gesamtsterblichkeit an Grippe während des Jahres 1918 
liegen leider noch keine Zahlen vor, da die Bearbeitung der Leichen¬ 
scheine im Statistischen Landesamt noch nicht abgeschlossen ist. Es 
seien daher hier wenigstens einige Zahlen aus größeren Städten an¬ 
geführt. So betrug die Grippesterblichkeit im Medizinalbezirk Dresden- 
Stadt 980 (1916: 53, 1917: 50); in Leipzig-Stadt starben in der Zeit 
vom Juli 1918 bis Anfang März 1919 1409 Personen an Grippe, in 
der Kreishauptmannschaft Zwickau während 1918 1981 Personen, in 
der Kreishauptmannschaft Chemnitz in dem Zeitraum 1918 bis mit 
31. März 1919 1785 Personen. Auf die Stadt Chemnitz entfielen in 
der Zeit von Mai 1918 bis Ende März 1919 einschl. 502 Todesfälle an 
Grippe; dabei war die Sterblichkeit im Alter von 16—40 Jahren drei¬ 
mal so hoch wie die im Alter von 40—60 Jahren, und unter den im 
Alter von 16—40 Jahren an Grippe Gestorbenen war wiederum das 
weibliche Geschlecht dreimal so stark beteiligt als das männliche. 

Übereinstimmend geht aus allen Berichten hervor, daß einmal die 
Sterblichkeit bei der Epidemie II wesentlich größer war als wie bei 
der Epidemie I und daß die Sterblichkeit junger kräftiger weiblicher 
Personen im Alter von 15—30 Jahren besonders groß war. 




i) Vgl- Calewsky; Miindi. Med. Wodienschr., 1919, Nr. 14. 
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12. Wurden Leichenöffnungen vorgenommen? Welche be¬ 
merkenswerten Befunde wurden dabei festgestellt? 
Leichenöffnungen sind verhältnismäßig nur sehr wenig vorge- 

nommen worden. Wohl überall wurde dabei als Todesursache 
Lungenentzündung festgestellt, ln Leipzig-Stadt ergaben die Sek¬ 
tionen, daß der Tod fast regelmäßig an Sekundärinfektion der Luft¬ 
wege und Lungen erfolgt war. Als besonders bemerkenswerte Befunde 
wurden dabei festgestellt septische Tracheitis und Bronchitis; 

.Im Frühstadium waren Bronchien und Bronchiolen mit zähem, glasigem 
Schleim gefüllt, zum Teil massenhaft, mitunter fast in Reinkultur, Influenzabazillen 
enthaltend, im späteren Stadium Sekundärinfektionen mit Pneumo-, Strepto- 
und Staphylokokken; Bronchieninhalt eitrig, nur selten influenzabazillen ent¬ 
haltend. Übergreifen der entzündlichen Erscheinungen auf das Lungengewebe, 
Pneumonie verschiedener Art: 1. bei Pneumokokken mehr derbe typische Lobulär¬ 
pneumonie; 2. bei Streptokokken zwei Formen, und zwar häuljg kombiniert: 
a) multiple Abszesse, b) schlaffe hämorrhagische Infiltrationen; Übergreifen auf 
die Pleura, Empyem.“ 

In der Landesanstalt Waldheim sind 51 Sektionen vorgenommen 
worden, bei denen stets die Lungenveränderungen im Vordergründe 
standen. 

13. Welche Mittel oder Verfahren zur Verhütung oder Be¬ 
handlung der Krankheit haben sich bewährt? 

Als verhütende Mittel werden von mehreren Seiten desinfi¬ 
zierende Spülungen von Mund und Rachen, teilweise sogar von der 
Nase, empfohlen, doch dürfte ihr Wert nach den anderwärts gemaditen 
Erfahrungen wohl sehr zweifelhaft sein. Daneben wird fleißigem Hände¬ 
waschen das Wort geredet, medikamentös auch der allabendlichen Ver¬ 
abreichung von Aspirin 1,0 und Pyramidon 0,3—0,4. 

Zur möglichsten Verhütung von Komplikationen wird von vielen 
Seiten größte Schonung, insbesondere auch in anscheinend leichten 
Fällen frühzeitige strenge Bettruhe warm empfohlen. 

Was die eigentliche Behandlung anlangt, so stehen im Vorder- 
gnind der empfohlenen Mittel frühzeitige Schwitzkuren, Kalomel und 
die Antipyretica und Salizylpräparate und bei komplizierenden Lungen¬ 
entzündungen möglichst frühzeitige energische Herzbehandlung (früh¬ 
zeitige Verabreichung von Digitalis in großen Dosen oder reichlich 
Kampfer). Einzelnen angeblichen Erfolgen von Salvarsan, Methylenblau, 
Kreosotal und anderen Mitteln stehen völlige Mißerfolge auf der anderen 
Seile gegenüber. — Zumeist war die Behandlung rein symptomaüsch. 

14. Haben sich Erscheinungen im Verlaufe der Seuche ge¬ 
zeigt, die sich auffällig von den Beobachtungen während 
der Influenzaepidemie 1889/90 und 1891/92 unter¬ 
schieden? 

Die überwiegende Mehrzahl der Beobachter spricht sich dahin 
aus, daß besonders die Epidemie II des Jahres 1918 schwerer war als 
wie die früheren der Jahre 1889 90 und 1891/92, bedingt durch da.s 
häufige Auftreten sehr schwerer und oft tödlicher Lungenentzündungen 
unter Zurücktreten der katarrhalischen und Überwiegen der rein toxischen 
Erscheinungen. Hervorgehoben wird von mancher Seite auch die 
langsame Genesung, letztere zum Teil wohl durch die mangelhafte Er- 
näl^ng bedingt Ebenso allgemein wird die diesmalige auffällige 
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Neigung des jüngeren Lebensalters (15 — 30 Jahre) und besonders 
junger kräftiger weiblicher Personen zu der Erkrankung, das viel 
häufigere Auftreten von Blutungen verschiedenster Art, besonders 
Nasenbluten, dagegen das ZurUcktreten von Neuritiden und Neuralgien 
gegenüber den früheren Epidemien betont. 

Nur ganz vereinzelt lauten die Berichte, z. B. eines Kranken* 
hauses, dahin, daß der Erkrankungscharakter durchweg leicht gewesen 
sei; aber auch hier wird betont, daß im schroffen Gegensatz zu dem 
sonst leiditen Verlauf die wenigen zum Tode führenden Erkrankungs¬ 
formen standen, die unter dem oft erschreckenden Bilde einer akutesten 
Sepsis nach meist nur 2—3 Tage andauernder Krankheit zum Tode 
führten. 

15. Besondere Bemerkungen: 

In vielen Orten wurde der Versuch gemacht, durch Schließung der 
Schulen, Lichtspielhäuser, Theater, Verbot öffentlicher Versammlungen, 
Einschränkung des Gottesdienstes und Abendmahls und ähnliche Maß¬ 
nahmen dem Fortschreiten der Seuche Einhalt zu tun. Meist wohl 
ohne besonderen Erfolg, so daß die Maßnahmen bald wieder auf¬ 
gehoben wurden. 

Nur vereinzelt wird henrorgehoben, daß man den Eindruck gewann, 
daß Personen, die bei früheren Epidemien die Krankheit durchgemadit 
hatten, gegen eine Ansteckung gefeit seien. 


Elgenartlgrer Befund bei Schädeldachbruch. 

Von Dr. Dtfllner, Geriditsarzt in Duisburg. 

Am 25. September 1915 traf ich zufällig mit einem Feldlazarett 
zusammen, als dort eben die Leiche eines Zivilisten obduziert wurde; 
der Mann hatte sich gemeinsam mit Dolmetschern betrunken, dann 
diese angegriffen und im Handgemenge einen Kolbenstoß gegen 
die linke S^läfenseite bekommen. Nach zweitägiger Behandlung war 
er in dem Feldlazarett an Gehirnentzündung gestorben. Er wurde von 
seiner eigenen Familie als 52 Jahre alt an^geben und als Gewohn- 
heits-Sdinapstrinker bezeichnet. — 

Aus Interesse am Fach sah ich bei der Leichenöffnung zu, die 
von wenig geübter Hand und mit unzulänglichem Instrumentarium aus¬ 
geführt wurde. 

Nach Loslösung des völlig zerquetschten linken Schläfenmuskels 
ergab sich am knödbernen Schädel ein so eigenartiger Befund, wie ich 
ihn noch nie gesehen habe: Über dem linken Gehörgang war die 
Schläfenbeinschuppe — etwa der Fußflächenform des Kolbens ent¬ 
sprechend — zertrümmert und tief eingepreßt Nach vorn zu war der 
Knochen fischsdiuppenförmig gesprungen; es ließen sich diese drei 
Schuppen in der Diploe abheben. Es handelte sidi demnach um eine 
ganz eigenartige Bruchart der äußeren Knochentafel, sowohl der Form 
wie dem Umfang nach. 

. Sonst setzen sich Risse und Sprünge am Rande von Impressionen, 
wenn sie solche Ausdehnung darbieten wie die beschriebene, durch 
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den ganzen Schädelknochen fort und laufen allmählich — mit oder 
ohne Verzweigungen — aus. Hier durdisetzten die Risse nur die 
äußere Tafel und hatten, bogenförmig vorn zusammenstoßend, die 
äußere Tafel in drei großen Stücken abgeblättert. 

Nun hatte der Knochen auffallend viel Zwischensubstanz, die von 
einer an Greisenhaftigkeit erinnernden Fragilität war; der Mann war 
ja starker Schnapstrinker. Dagegen muß die äußere Tafel besonders 
zähelastisch gewesen sein. Außerdem ist die Rundung des Knochens 
von vom nach hinten an der Sdiiäfenbeinschuppe in Betracht zu ziehen. 
Der plötzliche scharfe Druck des auf den hinteren Teil der Schuppe 
wirkenden Kolbens hat nun von der zerbrechlichen Spongiosa unter 
Überspannung der Rundung die obere Tafel regelrecht abgeblättert. 


Eine seltene Projektilverletzung: des Herzens. 

Von Dr. Döllner-Duisburg. 

Das Studium der Schußverletzungen des Herzens ist durch das 
Material des großen Krieges mächtig gefördert worden. Eine vorzüg¬ 
liche Übersicht über die genauen Ergebnisse und die einschlägige 
neueste Literatur gibt Rößle in einem Aufsatze „Bedeutung und Er¬ 
gebnisse der Kriegspathologie* im Januarheft 1919 der Jahreskurse 
für ärztliche Fortbildung. Allein auch in dem gesamten dort gebotenen 
Material finde ich keinen Hinweis auf eine eigenartige Projektilverletzung 
des Herzens, die ich bei einer gerichtlidien Leichenöffnung feststellte. 
Die Gründe, warum ich absichtlidi nicht von einer Schußverletzung, 
sondern einer Projektiiverletzung spreche, werden aus der Erörterung 
von selbst klar werden. 

Ein Mann hatte nach erbittertem Wortwechsel mit seiner Frau zu¬ 
nächst versucht, sich mittels eines Revolvers zu erschießen; seine 
Tochter hatte ihm jedoch die Hand niedergeschlagen. Nunmehr richtete 
er die Waffe gegen die Frau, die sich zusammenkauerte, gab einen 
Schuß ab und, als die Frau zur Türe lief, einen zweiten. Die Frau 
brach zusammen und war nach wenigen Minuten tot 

Aus der Niederschrift der Leichenöffnung ist folgendes für die 
Beurteilung unseres Falles von Wichtigkeit: 

A) Im Allgemeinen: Es bestand nur ganz geringe Entwicklung von 
Leicfaentlecken; alle Gewebe waren völlig blutleer. 

B) Im Einzelnen: 

Nr. 11. Unmittelbar unter dem rechten Schlüsselbein, 9Vt cm von der 
Mittellinie des Brustbeines entfernt, siebt man eine fast kreisrunde, im Durch- 
laesser 5 mm große Wunde der Haut mit glatten Rändern, die von einem 
ediwarzroten, sich pergamentartig anfühlenden, bis 3 mm breiten Hofe umgeben 
ist, der nach unten hin spitzwinkelig in einer Länge von 1 cm vom Wundrande 
ausläuft; Pulvereinsprengungen und verbrannte Haare finden sich in der Umgebung 
der Wunde nicht. 

Nr. 18. Die Zunge und die Weichteile des Gaumens sind mit einer 
dUnnen Schicht dunkelroten, locker geronnenen Blutes bedeckt 

Nr. 19. Im Kehlkopfeingang liegt ein kirschgroßes Blutgerinsel. Die 
Schleimhaut des Kehlkopfes und des oberen Teiles der Luftröhre ist grauweiß, 
mit etwas blutigem Schleim überzogen .... Die Speiseröhre hat eine grau¬ 
weiße Schleimhaut, die mit einer dUnnen Schicht locker geronnenen Blutes be¬ 
deckt ist 
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Nr. 21. Die Brustmuskeln sind mittelmäßig und fleischrot. Auf der rechten 
Seite der Brust sind dieselben unterhalb des Schlüsselbeines, ebenso wie das 
Unterhautzellgewebe, in einer Ausdehnung von Handtellergröße in ihrer ganzen 
Dicke mit flüssigem, teils locker geronnenem Blute durchsetzt Die erste Rippe 
ist — entsprechend der Lage der unterhalb des Schlüsselbeines gefundenen Haut¬ 
wunde — 7 cm rechts von der Mittellinie zertrümmert. 

Nr. 22. Die hellgraurötlidien Lungen sind wenig zurUckgesunken und 
berühren sidi mit ihren vorderen Rändern; sie lassen nur '/e des Herzbeutels 

frei.In beiden Luftfellsäcken eine große Menge Blut, die später gemessen 

werden soll. 

Nr. 23. Der Herzbeutel ist mäßig mit Fett bewachsen und vollständig 
ausgefUlIt mit 120 ccm dunkelroten Blutes, in dem einige lockere Oerinsel ent¬ 
halten sind. Seine Innenhaut ist grauweiß und glatt. Auf der hinteren Wand, 
4 cm unterhalb der Durchtrittsstelle der Lungenschlagader, sieht man eine un¬ 
regelmäßige gestaltete Durchtrennung 1,5: 1,0 cm groß mit fetzigen, nicht 
durchbluteten Rändern; eine zweite findet sich 1 cm über der Gegend der Herz¬ 
spitze, die fast kreisrund und Vi cm im Durchmesser groß ist. Die Ränder 
dieser Wunde sind fast ganz glatt' die Umgebung derselben ist in einer Aus¬ 
dehnung von 2-Markstück-Größe mit locker geronnenem Blute durchsetzt. 

Nr. 24. Das Herz mißt 12:9:6 cm, fest zusammengezogen und gewölbt. 
Es ist mäßig mit Fett bewachsen; seine Oberfläche ist braunrot, glatt und 
glänzend. Auf der Kante der linken Herzkammer, und zwar genau in der Mitte 
zwischen Spitze und Vorhof, sieht man eine fast kreisrunde, 5 mm im Durch¬ 
messer große Wunde mit unregelmäßig gestalteten und aufgeworfenen Rändern. 
Nach Eröflnung der Herzkammer zeigt sich, daß diese Wunde 5 mm tief in die 
Kammerwand eindringt. Als Fortsetzung dieses fast glattwandigen Kanales findet 
sich die Kamerwand völlig durchtrennt. Die Wand dieses zweiten Teiles des 
Kanals ist fetzig und unregelmäßig gestaltet; sie endigt zwischen den zwei 
Papillarmuskeln, sich verbreiternd bis zu einem Durchmesser von 1,3 cm ... . 

Nr. 25. Die linke Lunge . . . . fühlt sich überall elastisch und knisternd 
:in. Am untersten Zipfel des Oberlappens, 2 cm links vom vorderen Rande 
entfernt, sieht man eine 0,5 cm lange, bis 3 mm breite Durchtrennung des 
Lungengewebes mit etwas gequetschten und blutdurchsetzten Rändern, in der ein 
kleines Mantelgeschoß liegt. Das Lungengewebe ist völlig durchbohrt. Die 
Richtung des Kanals verläuft, von der Vorderseite des Oberlappens schräg nach 
hinten oben. Die hintere Öffnung lag an der zweitbeschriebenen Wunde des 
Herzbeutels auf. 

An der Innenwand der 7. Rippe, etwas hinter der Brustwarzenlinie, ist die 
Rippe etwas angeschürft. Der rechte Brustfellsacic enthält 750 ccm dunkelflUssigen 
Blutes und Blutgerinsel. 

An der Kontusionsstelle der 7. Rippe ist das Brustfell in einer Ausdehnung 
von Markstückgröße blutig durchsetzt. 

Das Gewebe der linken Lunge ist auf den Durchschnitten rötlichgrau, trocken 
und blutleer. Die Luftröhrenäste und ihre Verzweigungen enthalten mäßige 
Mengen dunkelroten lochergeronnenen Blutes. Die Lungengefäße sind voll¬ 
ständig leer. 

Nr. 26. Die rechte Lunge .... ln ihrem Oberlappen, 4 cm unterhalb 
der Spitze, sieht man eine fast kreisrunde, 0,5 cm im Durchmesser haltende 
Wunde mit unregelmäßig gestalteten, blutig durchsetzten Rändern. Diese Wunde 
führt in einen Kanal, der von oben nach einwär.is unten verläuft und auf der 
Innenseite in eine 1 :1 cm haltenden rundlichen Öffnung mit unregelmäßig ge¬ 
stalteten Rändern endigt. Die Wandungen dieses Kanals sind mit lockergeronnenem 
Blute durchsetzt. 

Die Luftröhrenäste und ihre Verzweigungen enthalten etwas dunkelrotes 
flüssiges Blut. Das Gewebe ist auf Durchschnitten hellgraurötlich, glatt und trocken. 

Im rechten Brustfellraum finden sich 550 ccm dunkelflüssigen Blutes und 
Blutgerinsel. 

Nr. 27. Das Mittel feil ist in seinem vorderen Teil und in Vi seiner Aus¬ 
dehnung blutig durchtränkt und mit Gerinsel durchsetzt — 

Das Auffällige ist hier der Befund des Herzens: Nur eine Ver* 
letzung und diese an sich sehr eigenartig. 
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Das Projektil hatte zweifellos seinen Weg von unterhalb des rechten 
Schlüsselbeins, durch die 1. Rippe und die rechte Lunge, durch das 
vorderste unterste Zipfelchen des Oberlappens der linken Lunge ge¬ 
nommen und war gegen die bei der Frau hochstehende (im Ver¬ 
hältnis zur Lage von Lunge und Herz) 7. Rippe nur noch ganz matt 
angeschlagen. Das war auf den ersten Blick klar. Schwieriger war es 
schon, das mitüere Stück der Geschoßbahn festzustellen. Hatte sich 
zuerst bei Eröffnung des Herzbeutels der Gedanke aufgedrängt^ die 
Verletzung der unterhalb der Lungenschlagader sei ein Einschuß, die 
Öffnung nahe der Herzspitze der Austrittsöffnung, so widersprachen 
dann schon die Form und Zerfetzung der Ränder an ersterer, die fast 
völlig runde Gestalt und die fast glatten Ränder an letzterer. Über¬ 
dies hätte die Geschoßbahn dann innerhalb des Herzbeutels einen 
Knick nach unten hin machen müssen, wozu mangels jeden festeren 
Widerstandes kein Anlaß vorlag. 

Dagegen zeigte der Schußkanal im untersten Zipfel des linken 
Oberlappens nach oben auf die Einschußöffnung der rechten Brust¬ 
wand zu und die Rekonstruktion der Verbindungslinie schnitt den 
Herzbeutel 4 cm unter der Lungenschlagader (räumlich war er natürlich 
in dorso-ventraler Richtung nach hinten gesunken durch Eröffnung des 
Brustraumes und Herausnahme des Herzens). Es hatte also das Ge¬ 
schoß sich zwischen den Gefäßen und der Luftröhre durchgeschoben 
und den Herzbeutel außen vorbeistreifend aufgerissen. — Daher auch 
die Gestalt und Zerfetzung der Ränder! — 

Noch interessanter ist die Erklärung über das Zustandekommen 
der zweiten Öffnung des Herzbeutels und der Verletzung des Herzens selbst. 

Die Verletzung liegt gar nicht in der Bahn, die das Geschoß ge¬ 
nommen hat und kann daher nicht dadurch entstanden sein, daß das 
Geschoß, vermöge der ihm innewohnenden lebenden Kraft, sich in den 
Herzbeutel und das Herz eingebohrt hat. Das Geschoß hatte auf dem 
weiten Weg von rechts oben, durch die Rippe hindurch, nach links 
unten auch schon so viel von seiner Eigenkraft eingebüßt, daß es die 
7. Rippe links auf der Innenseite nur noch anschürfen konnte. Es 
vermag noch ein minimaler Rückstoß entstanden sein, der aber keines¬ 
falls mehr so stark war, daß er zum Durchschlagen des etwa 0,5 cm 
dicken, sehr elastischen Lungenzipfels, des derben Herzbeutels und des 
kräftigen Herzmuskels genügt hätte. Der eigenartige Befund, daß die 
7. Rippe der Gegend der Herzspitze entsprach, erklärt sich daraus, 
daß bei der Frau der Brustkorb völlig rund, d. h. im dorso-ventralen 
und frontalen Durchmesser gleich groß war und daß infolge starken 
^nürens die unteren Rippen nach oben gedrängt waren. Auch mag 
eine zufällige inspiratorische Hebung der Rippe noch mehr der Herz¬ 
spitze genähert haben. 

Nun muß in demselben Augenblick, in dem das Geschoß gegen 
die Rippe anprallte, das ziemlich muskelkräftige Herz in systolischer 
Kontraktion gegen die Brustwand angeschlagen haben. — Den kleinen, 
durch das Geschoß belastete und dessen Eigenbewegung nach unten 
gezerrten Lungenzipfel zwischen Rippe und Herzmuskel einklemmend 
und mit solcher Kraft anstoßend, daß es das an der Rippe wider- 
lagernde Projektil in den Herzbeutel und die linke Kammerwand. 
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hineinpreßte. Es ist also nicht das Projektil mit lebender Kraft in das 
Herz eingedrungen, sondern durch die lebende Bewegung des Herzens 
in dieses hineingedrückt worden. Dadurch entstand eine runde, glatt- 
wandige Wundhöhle von 5 mm Tiefe, d. h. genau so viel als die 
Länge das an der Brustwand widerlagernden Projektiles, abzüglich 
der geringen kompressiblen Lungens^icht plus Herzbeutel betrug. 
Diesen ersten Teil der Herzwunde möchte idi als den primären Teil 
des Wundkanales bezeichnen. Das Geschoß blieb bei der diastolischen 
Erschlaffung der Kammerwand, wohl vor allem infolge der elastischen 
Gegenspannung des Herzbeutels in den übereinanderlagernden Öffnungen 
im Lungenzipfel und Herzbeutel hängen und wurde bei der Leichen¬ 
öffnung in ersterem gefunden.. Es betont aber das Sektionsprotokoll 
besonders, daß die hintere Öffnung des Kanales im Lungengewebe 
der Herzbeutelwunde aufliegt. 

Das weitere Schicksal der linken Kammerwand muß sich nun in 
folgender Weise abgespielt haben: Die Gewebsschädigung saß zufällig 
zwischen dem Ansatz der beiden Papillarmuskeln. Bei der nächsten 
energischen systolischen Zusammenziehung (und bei dem kräftigen 
Herzen müssen unter dem Einflüsse der physischen Erregung durch 
den Streit und dann die Schußverletzung die Herzaktionen wohl sehr 
energisch gewesen sein!) haf die um ein gutes Teil geschwächte 
Kammerwand an dieser Stelle nicht mehr gehalten und riß, dem Zuge 
der Papillarmuskel folgend, zwischen beiden durch bis ins freie Lumen 
der Kammer hinein. Es ist dies um so leichter möglich, als »die 
Ventrikel bei der systolisciien Kontraktion zugleich eine leichte spiralige 
Rollung um ihre Längsachse (lateralem inclinationem, W. Harvey) 
erleiden, in der Art, daß die Spitze von hinten etwas mehr nach vorn 
gebraciit wird, wobei zugleich von dem linken Ventrikel ein größerer 
Streifen sich nacii vorn wendet* (Landois).*) 

Der durch den Muskelzug entstandene zweite Teil der Durch¬ 
trennung der Kammerwand ist charakterisiert durch seine fetzige Wan¬ 
dung und dadurch, daß er dem Zuge der Papillarmuskel entsprechend 
nach innen breiter wird. Er wäre als sekundärer Kanal zu bezeichnen. 

Einer besonderen Erklärung bedarf auch noch die Frage, warum 
eine so derbe Haut wie der Herzbeutel in diesem Falle unter den 
geschilderten Verhältnissen durchtrennt worden sein soll. Es lag dies 
an der Eigenart des Projektils, dessen Mantel nach hinten mit scharfer 
Kante den Weichbleikem etwas überragte und so beim plötzlichen An¬ 
gepreßtwerden des Herzbeutels auf diesen zugleich eine stanzende 
Wirkung ausüben konnte. 

Es bietet demnach der geschilderte Fall des Interessanten vielerlei: 

1. die Eröffnung des Herzbeutels von außen durch Vorbeistreifen 
des Geschosses, 

2. das Entstehen einer .Herzwunde durch aktives Anschlägen des 
Herzens gegen das widerlagernde Projektil, 

3. das völlige Durchreißen der geschädigten Kammerwand durch 
die eigene Muskelkontraktion des Herzens. 

0 Letztere Drehung des Ventrikels ist auch im vorliegenden Falle die Ur¬ 
sache, daß die bei starrem Herzen genau auf der linken Kante ait^nde primäre 
•Wunde entstehen konnte, während die Herzspitze gegen die BrusmSMtjmschlug. 
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Eingrabe des Deutschen Medizinalbeamtenvereins an 
die Deutsche Nationalversammlung:, betr. Errichtung: 
eines Ministeriums für Volksgresundhelt unter fach¬ 
männischer Leitung:. 

Der Vorstand des Deutschen MedizinalbeamtenVereins hat nach¬ 
stehende Eingabe an die Deutsche Nationalversammlung gerichtet: 

Minden (Westf.), Hamburg, den 20. Februar 1920. 

„Der Deutsche Medizinalbeamtenverein richtet auf Grund lanfdähriger 
Erfahrungen und gestützt auf die einmütige Zustimmung aller seiner Mitglieder 
an die Nationalversammlung die Bitte, 

adunh Beschlußfassung die Reichsregierung zu ersuchen, sobald als mög¬ 
lich ein selbständiges Reichsministerium für Volksgesundbeit 
unter fachmännischer Leitung einzurichten.* 

Begründung: 

Nicht nur der Wiederaufbau, nein, schon die bloße Lebendigerhaltung des 
verstümmelten, siechen deutschen Volkskörpers erfordert dringlichst auch im 
engeren und weiteren Rahmen der öffentlichen Gesundheitspflege die Zusammen¬ 
fassung aller Kräfte. Wie aber die Erfahrungen gerade der jüngsten Zeit klar 
gezeigt haben, hilft es nichts, wenn noch so tüchtige Kräfte sich regen, aber nicht 
straff geordnet sind und einer zielbewußten einheitlichen Leitung entbehren. 
Dies fördert nur den allgemeinen Wirrwarr und bedeutet Kräftevergeudung. Es 
gilt vielmehr in erster Linie, die Otganisation der Gesundheitsbehörden nicfit 
nur auszubauen, um sie ihren erweiterten Aufgaben gewachsen zu erhalten, 
sondern auch sie zu versteifen. 

Nach Art. 7, Ziff. 8 der Verfassung des Deutschen Reiches liegt dem Reidie 
der Gesetzgebung Uber das Gesundheitswesen ob; dieser außerordentlich wich¬ 
tigen Aufgabe entspricht aber nicht der bisherige Oberbau. Darunter haben 
Arbeitsfreudigkeit und Erfolg zu leiden. Wie früher das für die öffentliche Ge¬ 
sundheitspflege zuständige Reichsamt des Innern, so ist jetzt das damit betraute 
Reichsministerium des Innern überlastet und in ihm für die Bearbeitung des 
ganzen Gesundheitswesens nicht einmal eine besondere Abteilung vorgesehen. 
Dieses bildet vielmehr nur einen Teil einer solchen Abteilung, die von einem 
Verwaltungsbeamten geleitet wird und unter deren Vortragenden Räten sich 
jetzt nur ein einziger Fachmann befindet. Nur als selbständiges Reichs¬ 
ministerium kann aber die Verwaltung der öffentlichen Gesundheits¬ 
pflege sich voll auswirken und ihre dringlidien Aufgaben wirkungs¬ 
voll erledigen. Daß sein Leiter ein Arzt sein sollte, ist außerdem keine 
Standesforderung, sondern lediglich die Lösung einer Zweckmäßigkeitsfrage. Eine 
solche Regelung wird auch für die Einheitsbestrebungen des Deutschen Reiches 
eine wertvolle Förderung bedeuten. 

Weit gesteckt sind die Grenzen für ein solches Reichsministerium, gleich¬ 
wohl kann dadurch die Tätigkeit der Landesverwaltungen nie beeinträchtigt, 
sondern höchsten gehoben werden. Einheitliche Richtlinien auf Grund der mannig¬ 
fachen Erfahrungen in den Einzelländem aufzustellen und wechselseitige Anregung 
zu geben, kann nur Aufgabe einer derartigen übergeordneten Stelle sein. 

Auf keinem Gebiete ist eine einheitliche Gesetzgebung für das ganze Reich 
notwendiger, als gerade auf dem des öffentlichen Gesundheitswesens. Zu ihrer 
erfolgreichen Durchführung bedarf es aber auch einer möglichst einheitlichen 
Gestaltung der Gesundheitsverwaltung in sämtlichen Einzelstaaten, 
namentlich nach der Richtung hin, daß in allen Instanzen eine fachmännische 
Leitung vorgesehen wird und die darin tätigen Gesundheitsbeamten 
nicht, wie das bisher in den meisten Einzelstaaten d€r Fall ist, im Nebenamte, 
sondern im Hauptamte als vollbesoldete Beamte angestellt werden. 
Auf eine derartige Umgestaltung des Gesundheitswesens in allen Einzelstaaten 
hinzuwirken, wird eine der wichtigsten Aufgaben des zukünftigen Reichsministeriums 
für Volksgesundheit sein. 

Zur näheren Begründung unserer Bitte ist ein Sonderabdruck der Verhand¬ 
lungen der vorjährigen X. bzw. XXXI. Hauptversammlung des Deutschen und 
des Preußischen Medizinalbeamtenvereins in Weimar (gemeinsame TagunfO 
beigefdgt” (Unterschritten). 
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Tagesnadirlditen. 

Betreffs Erhöhung der amtsSrztlldien Oebfihren hat der Vorstand des 
Preußischen Medizinalbeamtenvereins nochmals an den Minister für 
Voikswohlfahrt die nachstehende Eingabe gerichtet: 

,In seiner Eingabe vom 29. Januar 1919 hat der Verein bereits dargelegt, 
wie mit Rücksicht auf die schon damals eingetretene Teuerung eine Reihe von 
Gebühren z. B. für Ärzte und Zahnärzte, für Rechtsanwälte usw. erhöht worden 
sind und gebeten, auch die den Medizinalbeamten nach dem Gesetz vom 14. Juli 
1909 (G 'S., S. 625) zustehenden Gebühren entsprechend zu erhöhen. Nachdem 
nun im abgelaufenen Jahre die Teuerung weitere ungeahnte Fortschritte gemacht 
hat, ist diese Erhöhung so unumgänglich und dringend geworden, daß der 
Verein bitten muß, nunmehr seinem schon damals völlig berechtigten Anträge 
stattzugeben und die Sätze des Gebührengesetzes den Verhältnissen entsprechend 
möglichst bald angemessen zu erhöhen." 

Hoffentlich hat die Eingabe diesmal den erwünschten Erfolg. 


Aus der Preußischen Landesversammlung. ln der Sitzung vom 
30. Februar d. J. gelai^en verschiedene das öffentliche Gesundheits¬ 
wesen betreffende Anträge zur Beratung, die teils nach kürzerer, teils nach 
längerer Beratung sämtlich einstimmig angenommen wurden. Leider ver¬ 
bietet uns der jetzige durch die außerordentlich gesteigerterten Herstellungskosten 
verursachte beschränkte Umfang der Zeitschrift, auf diese Verhandlungen näher 
einzugeben; wir müssen uns vielmehr auf eine kurze Mitteilung darüber begnügen. 
Zuerst kam ein Antrag der unabhängigen Sozialdemokraten zur Erörterung, in 
der die Staatsregierung ersucht wird, auf die Reichsregierung einzuwirken, daß 
diese mit aller größter Beschleunigung eine Gesetzesvorlage betreffs EtnfOhruns 
der obligatorischen Familienversicherung einbringen solle. Der Antrag wurde 
von den das Wort dazu ergreifenden Vertretern aller Parteien: Dr. Weyl, Unabh. 
Soz.), Bräuker (Soz.-Dem.).( Frohne (D. nat. V.-P.), Hietsiefer (Zentrum), Frau 
Dönhoff (D. Dem.) und Dr. Leidig (D. V.-P.) warm befürwortet. — Eine gleiche 
warme und einstimmige Befürwortung erfuhr ein zweiter von der demokratischen 
Volkspartei gestellter Antrag auf Erlaß eines Reichsgesetzes über die Tnber- 
knlose, der im Namen der Antragsteller von dem Abg. Schloßmann eingehend 
begründet und von allen folgenden Rednern: Dr. Beyer (Soz.-Dem.), Dr. Weyl 
(Unabh. Soz.-Dem.),We r n e r (D. nat. V.-P.), Frau P ö h I m a n n (D. V.-P.) und Dr. B r a ck- 
mann (D. Hann.) warm unterstützt wurde. Auch der Vertreter der Staatsregie¬ 
rune, Ministerialdirektor Dr. Gottstein, erkannte die Notwendigkeit an, daß alle 
Einrichtungen zusammengefaßt und alle Maßnahmen getroffen werden müßten, 
die geeignet erscheinen, der Weiterverbreitung und dem Einnisten der Tuber¬ 
kulose namentlich unter der Jugend Einhalt zu tun. Die Medizinalabteilung des 
Ministeriums für Volkswohlfahrt habe schon vor einiger Zeit eine Anzahl von 
sachverständigen Praktikern einberufen und mit ihnen die notwendigen und durch¬ 
führbaren Maßnahmen beraten. Außerdem sei bereits im Reichsministerium des 
Innern ein Gesetzentwurf zur Bekämpfung der Tuberkulose unter Mitwirkung 
von Sachverständigen ferti^estellt, der augenblicklich dem Reichsgesundheitsamte 
zur Beratung vorgelegt sei. — Der dritte von der sozialdemokratischen Partei 
eingebrachte Antrag forderte eine Neugestaltung der Qewerbebyglene« 
Von allen sich an der Beratung darüber beteiligenden Rednern: Dr. Beyer 
(Soz.-Dem.), Werner (D nat. V.-P.), Dr. Schloßmann (D. Dem), Dr. Weyl 
(Unabh. Soz.-Dem.) und Dr. (D. V.-P.) wurde die Notwendigkeit einer 

größeren Beteiligung der Ärzte auf dem Gebiete der Gewerbehygiene be¬ 
tont; Behörden, Ärzte und Arbeiter müßten Zusammenarbeiten, um eine ver¬ 
nünftige Aufsicht in den Fabrikbetrieben durchzuführen, und vor allem der Arzt 
durch seine Mitarbeit dafür sorgen, daß allen Gewerbekrankheiten und sonstigen 
gesundheitlichen Schaden infolge des Alters in wirksamer Weise vorgebeugt werde. 

In der Sitzung am Februar d. J. wurde der von dem Ausschuß 
für Bevölkerungspolitik beschlossene Antrag beraten, durch den die Staats¬ 
regierung ersucht wird, die Reichsregierung zu veranlassen, zur Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten und zur Regelung des Prostitutionswesens mit 
möglichster Beschleunigung einen Gesetzentwurf vorzulegen. Für diesen waren 
in dem Aueschußantrag die Gesichtspunkte zusammengestellt, die für das Gesetz 
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nuBgebend sein sollen. Es wird die Errichtung von Beratungsstellen und eines 
Pflegeamts (unter Beseitigung der polizeilichen Reglementierung der gewerbs¬ 
mäßigen Unzucht) vorgeschlagen; es werden ferner für die Behandlungspflicht, für 
die ^zeigepflicht, für den Behandlungszwang Richtlinien gegeben und schließlich 
neue oder verschärfte Strafbestimmungen für den Beischlaf Geschlechtskranker, 
für Verletzung des öffentlichen Anstandes, für Ausbeutung des Amts- oder Dienst¬ 
verhältnisses, für Kuppelei und Zuhältertum in Vorschlag gebracht. Außerdem 
batten hierzu die unabhängigen Sozialdemokraten die Einführung einer allgemeinen 
gleichen Anzeigepflicht an ein zum strengsten Stillschweigen verpflichtetes 
Gesundheitsamt verlangt, während von den Deutsch-nationalen beantragt wurde, 
das Wohlfahrtsministerium zu ersuchen, schleunigst mit den zuständigen Staats-, 
Kirchen- und Schulbehörden, sowie den betreffenden freien Verbänden in Ver¬ 
bindung zu treten, um über geeignete Maßnahmen ethisch-pädagogischer 
Art zwecks Bekämpfung der Prostitution sowie zwecks Hebung des An¬ 
standes und der guten Sitte in unserem Volke zu beraten und dahingehende 
gesetzgeberische Vorlagen der Landesversammlung zu unterbreiten. Nach ein¬ 
gehender Erörterung der Anträge an die sich die Abgeordneten Dr. Struve 
(D. Dem.) als Berichterstatter, Graef (Soz. Dem.), Dr. Faßbender (Zentr.), Dr. 
Negenborn (D. Nah V. P.), Dr. Weyl, (Unabh. Soz. Dem.) Stendel (D. V.) be¬ 
teiligten, wurde der Anhang des Ausschusses für Bevölkerungspolitik mit ange¬ 
nommen, dagegen der Unabhängigen Sozialdemokratie abgelehnt und der Antrag 
der Deutschnationalen dem Ausschuß für Bevölkerungspontik überwiesen. 

In der Sitzung vom 27. Februar d. J. wurde endlich ein von dem Zentrum 

f estenter Antrag beraten, in dem die Regierung ersucht wird, die staatlichen 
iadehäuser und Badewohnhänser nach Möglichkeit und mit möglichster Be¬ 
schleunigung den Krankenkassen und Versicherungsanstalten zur Durchführung ihrer 
HeiltUrsorge zu ermäßigten Preisen zur Verfügung zu stellen, da die Kriegs¬ 
wirkungen und der Mangel an eigenen Heimstätten dies dringend geboten er¬ 
scheinen lasse Der Abg. Dr. Moldenhauer (D. V.) batte hierzu folgende 
Fassung beantragt; ,die Regierung zu ersuchen, zu veranlassen, daß die staat¬ 
lichen Radehäuser und Badewohnhäuser mit den Trägern der Sozialversicherung 
Verträge abschließen, die die Durchführung des Heilverfahrens zu angemessenen 
Preisen ermöglichen*. Nach kurzer Erörterung wurden beide Anträge an den 
Ausschuß für Bevölkerungspolitik usw. verwiesen. 


Im Reichsgesundheitsamt hat am 26. Februar d. J. eine Beratung Ober 
Oesiindbeitszengnls fflr Ehebewerber stattgefunden. 


Im bayerischen Landtage hat die sozialdemokratische Partei einen Antrag 
eingebracht, in dem die Regierung ersucht wird, für das gesamte Gesundheits¬ 
wesen eine besondere mit weitgehenden Befugnissen ausgestaltete 
Abteilung einzurichten, der die Durchführung von wirksamen Maßregeln zur 
Hebung der Volksgesundheit zu übertragen ist. 


Vom 22 bis 27. März d. J. findet in München wieder ein Fortbiidnngs- 
knrsns fflr bayerische Bezirksärzte Uber soziale Hygiene, insbesondere Säug¬ 
lings- und Kleinkinderfürsorge, Tuberkulosenfürsorge, Bekämpfung der Geschlechts¬ 
krankheiten, Kriegsbeschädigten- und KrüppelfUrsorge mit Besichtigungen und Vor¬ 
führungen statt. Es werden ^ Bezirksärzte, aus jedem Regierungskreise 5, zugelassen. 


In Qelsenklrcben hat am 24. Januar d. j. im Stadtverordnetensitzungssaa! 
eine Konferenz ärztlicher Vertreter der Stadt- und Landkreise des Rnhr- 
koblenbezlrks stattgeiunden, in der der dortige Stadiarzt Dr. Wendenburg 
einen Vortrag hielt über die künftige Organisation der Fürsorgeeinrich¬ 
tungen und Uber die Notwendigkeit, einen regelmäßigen Meinungs¬ 
austausch der auf diesem Gebiete tätigen Vertreter der Kommunen herbeizu- 
führen. Es wurde allgemein anerkannt, daß es nur durch derartige, regelmäßig 
abzuhaltende Tagungen erreicht werden könne, daß die in der Gesundheitslürsoi^e 
tätigen Gemeindeverwaltungen ihre Ansichten und Absichten auf diesem Gebiet 
in wirksamer Weise äußern und durchsetzen können. Demzufolge wurde be¬ 
schlossen, die Tagungen regelmäßig zu wiederholen. 
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Tagesnacfarichten. 


Am 2. Februar d. J. hat der preußische LandesausschuB für hygienische 
Volksansblldnng im Ministerium für Volkswohlfahrt unter dem Vorsitz des 
Ministerialdirektors Dr. Gottstein eine Sitzung abgehaiten. Zur Verhandlung 
kamen; 1. Bericht über die bisherige Tätigkeit des Landesausschusses (Adam) 
nebst Aussprache Uber neue Veranstaltungen und geeignete Propaganda. 2. Neu¬ 
organisation in Groß-Berlin (Adam). 3. Stand und Zukunft der Finanzen (Fried¬ 
mann). 4. Die Organisation in Preußen (Gottstein). 5. Die Organisation im 
Reiche (Hamei). 6. Hygienische Volksbelehrung und Presse (Mamlocfc). 
7. Hygienische Volksbelehrung und Vereinswesen (Bornstein). 8. Hygienische 
Volksbelehrung und Schule (Adjam). Die Forderung, daß die hygienische Volks¬ 
bildung schon in der Schule beginnen müsse, wurde allseitig anerkannt, der Wert 
von Merkblättern nur gering bewertet. 

Die privaten gemeinnützigen Kranken- und Pflegeanatalten Deutsch¬ 
lands haben jetzt auch einen Relcfasverband gegründet, der am 4. Februar d. J. 
in Berlin seine erste Tagung abgehaiten hat. Es sprachen Prälat Dr. Werthmann- 
Freiburg i. Breisgau und Geh. Med.-Rat Prot. Dr. Rubner-Berlin über: „Warum 
muß unserem Volke der Dienst der privaten gemeinnützigen Kranken- und Pflege¬ 
anstalten erhalten werden?“ und Prof. Dr. Langstein und Pastor Thiel: „Über 
die nächsten Aufgaben und den Aufbau des Reichsverbandes“. In der Ausspradie 
wurde von sämtlichen Rednern scharf gegen den Achtstundentag im Kranken¬ 
hausbetrieb und gegen die Sozialisierung der Krankenanstalten Stellung 
genommen. Geh. Med.-Rat Dr. Rubn er betont, daß in diesen Anstalten, die zu¬ 
sammen über mehr als 10000 Betten verfügen, der Achtstundentag geradezu 
katastrophal auf die Betriebskosten gewirkt habe. Prof. Dr. Langstein sprach 
sich in gleichem Sinne aus und wies darauf bin, daß der Untergang der privaten 
gemeinnützigen Wohlfahrtspflege den Tod der hier schaffenden Kräfte auf diesem 
Gebiete bedeuten würde und deshalb die geplanten Gesetzentwürfe über den Acht¬ 
stundentag und die Sozialisierung der Krankenanstalten mit allen Mitteln bekämpft 
werden müßten, da sie eine geordnete Krankenpflege unmöglich machen würden. 

Am 3. März d. J. hat im großen Sitzungssaal des Ministeriums für 
Volkswohlfahrt in Berlin in Verbindung mit der V. PreuSIsdien Landeskon¬ 
ferenz für Sängllngssdiutz eine KrelsfUrsorgeversammlung stattgefunden, die 
die Preußische Landeszentrale für Säuglingsschutz im Verein mit den staatlich 
anerkannten Wohlfahrtsschulen in Berlin, Breslau, Charlottenburg, Cöln a. Rh., 
Düsseldorf, Elberfeld, Frankfurt a. M., Kiel und Münster veranstaltet haben. Zur 
Erörterung gelangten folgende Gegenstände: 1. Ausbildung der Kreisfürsorgerin, 
2 . Tätigkeit der Kreisfürsorgerin mit besonderer Berücksichtigung ihrer Aufgabe 
auf dem Gebiete der Säuglingsfürsorge. 3. Wirtschaftliche Stellung der Fürsorgerin. 

Dr. Hugo Marx, Berlin t* In der vorletzten Nummer dieser Zeitschrift haben 
wir noch einen kurzen Aufsatz von ihm gelesen und jetzt ^ stehen wir an seiner 
Bahre. Der Tod hat ihm die Feder aus der fleißigen Hand genommen und den 
klugen Mund für immer geschlossen. Grippe mit Lungenentzündung hat ihn nach 
wenigen Tagen — noch nidit 45 Jahre alt — am 18. Februar d. J dahingerafft. 
Die Ausdehnung der Entzündung war mäßig, ihre Virulenz um so mächtiger; viel¬ 
leicht spielte auch eine im Felde erworbene tuberkulöse Erkrankung, die man 
wohl ausgeheilt glaubte, eine verhängnisvolle Rolle. 

Der Verstorbene war ein kluger, vielseitig veranlagter Mensch, ein tüchtiger 
gewissenhafter Arzt — ich habe das am eigenen Leibe erfahren, — ein liebens¬ 
würdiger, stets hilfsbereiter Kollege und mir im Untersuchungsgefängnis Moabit 
seit 16 Jahren ein treuer, zuverlässiger Arbeitskamerad: einen bessern find’ ich nicht. 

In der letzten 'Zeit betätigte er sich vielfach im vaterländischen Sinne; ich 
nenne nur die Worte Bürgerrat, Einwohnerwehr, Elternbeirat. Von ihm galt der 
Satz, daß der, der sehr viel zu tun hat, noch immer Zeit findet für weitere 
Arbeit. Er war voller Pläne und Ideale für die Zukunft. Seine wissenschaftlichen 
Leistungen werden an anderer Stelle gewürdigt werden; hier sei nur des treuen 
Freundes und Kollegen gedachtI Ach, sie haben einen guten Mann begraben; 
und mir war er mehr! Dr. Hoffmann-Berlin. 


Veraotwortllcb tfir di« Scbriftleitung: Prof. Dr. R a p m u n d. Geh. Med.'Rat in Mjn^o i. W. 

Drntk TOB Lonia Seidel Nacbf., Leipiig. / 
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Ersdielnt am 5. und 20. Jeden Monats. 


20. März 


Plötzlicher Tod aus natürlicher Ursache. 

Von Bezirksarzt Dr. Blumm in Hof. 

Die Fälle von plötzlichem Tod bei jugendlichen Personen gehören 
immer zu den interessantesten Sektionen, die dem Geriditsarzt unter 
die Hände kommen. So kann ich mich aus meiner Uber 17jährigen 
Tätigkeit als sezierender Arzt eines Landgerichtes auf folgende vier 
Fälle plötzlichen Todes entsinnen: 

1. Ein elfjähriger Knabe erkrankte und starb abends nach dem 
Abendessen unter Erscheinungen, die den Verdacht der Wurstvergiftung 
erregten. 

2. Ein 24jähriger Arbeitsbursche auf dem Lande bekam einen 
Aufregungszustand, in dem er sein Mädchen durch einen Messerstich 
In den Hals verletzte (als der Gendarm mir das nur mit einem Taschen¬ 
tuch verbundene Mädchen zur Untersuchung brachte, lag in der breit 
klaffenden Wunde die unverletzt pulsierende Carotis ohne die geringste 
Weichteilbedeckung in 2 bis 3 cm Länge vor), der Attentäter wurde im 
Walde erhängt aufgefunden. 
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Dr. Blumm. 


Ein 17 jähriges, tadellos beleumundetes Mädchen ging plötzlich ins 
Wasser und wurde auf Verlangen der Familie seziert 

Ein 28 jähriger Mann, von dem niemals epileptische Anfälle be¬ 
obachtet wurden, wurde am Sonntagabend — er wollte in seine 
Wohnung gehen — im Hausflur tot aufgefunden. 

In allen vier Fällen lautete die gerichtsärztliche Diagnose: Vor¬ 
zeitige Schädelnahtverknöcherung. 

Sowohl Max Richter (gerichtsärztliche Diagnostik und Technik, 
Leipzig bei Hirzel), wie Kolisko (Bd. 2 des Hdb. der ärztl. Sachverst, 
Wien und Leipzig, Braumüller), wie ferner Haberda (in der von 
ihm herausgegebenen 10. Auflage von Ed. v. Hofmanns Lehrbuch 
der gerichtlichen Medizin, Urban & Schwarzenberg) erkennen diese 
gerichtlich-medizinische Diagnose ausdrücklich an und weisen auf die 
hierbei immer vorhandenen starken Impressiones digitatae und Knochen- 
usuren hin. Insbesondere betont Richter, daß die unvermutet ein¬ 
setzenden Symptome schwerster zerebraler Reizungskrämpfe, Erbrechen 
und der rapide Verlauf den Verdacht einer Vergiftung erregen, so daß 
die behördliche Obduktion erfolgt; manchmal werde auä eine vor 
einiger Zeit erlittene Mißhandlung (nach alter Erfahrung zumeist Beohr- 
feigung durch den Lehrer!) als die vermutliche Ursache plötzlichen 
Todes von den Angehörigen angesehen. Während nun Ritter aus¬ 
drücklich sagt, daß solche Todesfälle bei prämaturer Nahtsynostose in 
ganz unverdäAtigen Fällen Vorkommen, und davor warnt, auf eine un¬ 
bedeutende, vielleicht Tage oder Wochen zurückliegende Mißhandlung 
den Eintritt des tödlichen Himoedems zurückzuführen, läßt Kolisko 
auch eine Gewalteinwirkung von außen her als ersten Anstoß zur Aus¬ 
lösung gelten, insbesondere bei unmittelbarem Anschluß der ersten 
Symptome an solchen äußeren Anstoß, was zum mindesten in Unfall¬ 
sachen von großer Bedeutung sein könnte. Über das Thema: „Vor¬ 
zeitige Schädelnahtsynostose als Ursache plötzlichen Todes" wird dem¬ 
nächst aus der Feder eines süddeutschen Psychiaters eine in ganz 
anderem Sinne sich bewegende Veröffentlichung erscheinen, die die 
prämature Nahtsynostose als Ursache des plötzlichen Todes ablehnt 

Den fünften interessanten Fall von plötzlichem Tod aus natürlicher 
Ursache bei jugendlichem Individuum sezierte ich während meiner 
regimentsärztlichen Tätigkeit im Tölgyesgebirge. 

Ein 21 jähriger Infanterist einer aus der Stellung zurückgezogenen, 
in Ruhe befindlidien Kompagnie war, ohne daß vorher eine Krank¬ 
meldung erfolgt war, morgens tot auf seinem Lager aufgefunden worden. 
Die von mir und einem jüngeren pathalogischen Anatomen vorgenommene 
Sektion ergab disseminierte kroupös-pneumonische Herde bis zu Kirsch- 
kemgröße in einem Lungenlappen und ausgesprochene Hypoplasie des 
arteriellen Systems (ob auch Herzhypertrophie mit vorlag, ist mir nicht 
mehr erinnerlich). Kolisko (1. c.) betont, daß Individuen mit hypo¬ 
plastischem Arteriensystem eine gesteigerte Vulnerabilität besitzen, da 
die Blutdruckverhältnisse abnorm sein müssen, sowie daß die kroupöse 
Lungenentzündung viel häufiger Ursache eines plötzlich eintretenden 
Todes ist als man erwarten sollte. Es kommt vor, daß vorher gesunde 
Individuen trotz ausgedehnter kroupöser Pneumonie keine schweren 
Symptome zeigen und mit ihrer Lungenentzündung herumgehen 
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(»Pneumonia ambulatoria'*), in welchen Fällen nicht allzuselten uner¬ 
wartet der plötzliche Tod eintritt. 

Einer der seltensten Fälle plötzlichen Todes — Kolisko betont, 
daß ihm in zehn Jahren kein solcher Fall vorgekommen sei unter 
tausenden Fällen unvermuteten plötzlichen Todes (unter nahezu 6000 
Aktionen, welche von 1900—1905 inkl. ausgelührt wurden, waren 
überhaupt nur 30 Fälle von Spontanruptur der Aorta mit Hämoperikard.) 
— ist die Spontanruptur der Aorta ins Perikard, ohne Adventitia- 
lösung, ohne Aneurysma dissecans. Da ich einen derartigen seltenen 
Fall kürzlich hier sezierte, glaube ich, daß seine Veröffentlichung am 
Platze seih dürfte: 

Am 2. Oktober 1919 wurde der 19jährige Schreiber P. H. tot auf 
dem Abort einer Wirtschaft aufgefunden, in der er kurz vorher nach 
dem in der elterlichen Wohnung eingenommenen Abendessen einge¬ 
kehrt war. Des Verlebten Vater war an Schwindsucht gestorben, der 
tot aufgefundene junge Mann soll nach Aussage der Mutter schon 
längere Zeit lungenkrank gewesen sein. 

Die gerichtliche Sektion hatte folgendes Ergebnis: 

37. Der Herzbeutel liegt in einer Ausdehnung von 15 cm Breite und 
7 cm Höbe vor; er ist stark ausgedehnt und erscheint blausdiwärzlich. 

38. Im Herzbeutel befinden sich 386 ccm schwarzrotes, zumeist ge¬ 
ronnenes Blut 

39. Herz von der Größe der Leichenfaust, Konsistenz und Spannung an 
beiden Kammern und Vorkammern fest. 

40. Klappenapparat zart, Herzfleisch fest, braunrot, innere Auskleidung 
in der rechten Seite glatt, glänzend, links leicht getrübt 

41. An dem aufsteigenden Ast des Aortenbogens an dessen rechter Seite 
sieht man von außen eine einmarkstückgroße blaurote Durchtränkung 
des Arterienrohres, in deren Mitte ein kirschkemgroßes Loch die 
ganze Arterienwand durchsetzt Entsprechend dieser Stelle findet 
sich an der Innenseite der Schlagader eine Stelle von Zweimarkstück¬ 
größe, die teilweise rauh, teilweise papierdünn und schlaff ist An 
einer papierdünnen Stelle das Loch. 

Die Leichendiagnose lautete demnach: 

Hämopericardium e ruptura aneurysmatis mycotici aortae 
ascendentis. 

Die von der Mutter gemachten Angaben über vorausgegangenes 
längeres Lungenleiden haben demgemäß wohl in dem vom behandelnden 
Arzte nicht diagnostizierten mykotischen ulzerierenden Prozeß in der 
Intima Aortae ihre Erklärung gefunden. Die Eingangspforte war durch 
die Sektion nicht mehr festzustellen. 

Der Fall bestätigt die Vorstellung Koliskos, wonach, wenn akute 
mykotische Aortitis die Ursache der Ruptur war, der Riß nur kurz, 
oft nur eine kleine Lücke ist, und nicht zum Aneurysma dissec:ans 
führt; es handelt sich um ein zirkumskriptes, mykotisches, in der Regel 
supravalvuläres Aneurysma, das durch Platzen zu einem den plötzlichen 
Tod verursachenden Hämopericard. führt 
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Dr. Heyn. 


Ein Fall von tödlichem Diabetes traumatlcus 

nach Balgerei. 

Von Medizinalrat Dr. Heyn-Dresden. 

Die Seltenheit einwandfreier tödlicher Fälle von Zucfcerhamruhr 
nach Verletzungen läßt die Kenntnis jeden einzelnen Falles erwUnscht 
erscheinen. Im Nachstehenden sei deshalb ein solcher Fall geschildert 
bei dem ich im ;März 1912 die gerichtliche Leichenöffnung vorzu¬ 
nehmen hatte: 

Der 12jährige Sdiulknabe Max B. in K. stammt aus gesunder Familie, ia 
der niemals Zuckerharnruhr vorgekommen ist. 6 Gesdiwister leben und sind 
gesund, er selbst hat als Kind nur die Masern durchgemacht und ist sonst immer 
gesund gewesen. Er war zwar niemals besonders luäftig, aber durchaus normal 
entwickelt nnd sogar Vorturner der Klasse. 

Am Montag, den IZ Februar 1912, nachmittags gegen 5 Uhr, kam der 
Knabe, der Zeitungen austrug, in die Zeitungsdruckerei in K., um sidi seine 
Zeitungen dort abzuholen. Als er durch die Haustüre in die nur cirka IVt bis 
2 m breite Hausflur eintrat, stellte ihm von den drei anderen dort anwesenden 
Zeitungsjungen S., R. und W. der Knabe R. ein Bein, so daß B. darüber stolperte, 
ohne jedoch wirklich hinzustürzen. Infolge Wortwechsels entstand nun zwisdien 
B. und den anderen drei jungen eine Balgerei, wobei B. zunächst zwisdien den 
Jungen hin- und hergeschubst wurde. Ob er hierbei mit dem Kopf auch einmal 
an die Wand angeschlagen hat, konnten die drei Knaben nicht mehr angeben. 
B. wurde dann auf den Steinboden der Hausflur hingeworfen und als er dort 
lag, gab ihm der Knabe S. mit seinem Absatz noch einen Fußtritt in die linke 
Seite. Schließlich erhielt der junge B. noch von allen drei Knaben Sdielien oder 
Schläge auf den Kopf. 

B. stand von selbst wieder auf, nach Aussage der jungen sei ihm das 
Weinen nahe gewesen, ohne daß er wirklich geweint oder sonst geklagt'hätte. 
Nach dem Zeitungsaustragen kam der junge dann aber weinend nach Hause, wo er am 
Fenster stehend, den Kopf in beide Hände gestützt, bitterlich weinend, von einer 
Nachbarin angetroffen wurde. Auf Befragen erzählte er der Nachbarin und später 
der Mutter, die jungen R., S. und W. hätten ihn so geschlagen. Sie hätten Um 
mit dem Kopfe zuerst an die Wand und dann auf die Hausflur hingestoßen, ihn 
mit Füßen in den Leib gestoßen und ihn auf Mund und Nase geschlagen. Der 
junge aß dann wie gewöhnlich zu Abend, klagte aber in der folgenden Nacht 
viel über Leib- und Kopfschmerzen. Am nächsten Tage ging er wieder in die 
Schule. 

In der Folgezeit fiel der Knabe sowohl seinen Angehörigen, als auch der 
Nachbarin dadurch auf, daß er viel weniger lebhaft als sonst war. Er klagte viel 
über Kopfweh und Schmerzen auf der Brust und sah blaß aus, so daß der Schul¬ 
direktor, dem dies auffiel, den Klassenlehrer bat, er möchte doch einmal unauf¬ 
fällig feststeiien, ob der junge denn auch ordentlich zu frühstücken habe. 

Am Sonnabend, den 17. Februar 1912, turnte der Knabe nach Aussige seines 
Turnlehrers wie immer, und zwar sehr gut, besonders führte er eine Übung am 
Barren schneidig aus. Nach Schluß der Turnstunde sah der Turnlehrer mehrere 
Kinder zusammenstehen und als er fragte was es gäbe, erzählten sie ihm, ein 
Mitschüler des B. habe diesem, weil er die Übung am Barren so schneidig aus¬ 
geführt habe, auf die Schulter geklopft und gesagt: .Na B., das hast du wieder 
sdineidig gemacht 1” worauf B. entgegnet habe: .Klopf midr nicht so auf die 
Schulter, mir tut alles im Leibe wehl“ 

Ungefähr am 24. Februar 1912 bemerkte der ältere Bruder des B., der mit 
ihm in einem Bette schlief, daß der junge nachts plötzlich ins Bett urinierte. 
Dies sei früher niemals vorgekommen. Dieses Bettnässen setzte sich dann eine 
Woche lang jede Nacht fort. Die Angehörigen drohten deshalb dem jungen, wenn 
er noch weiter ins Bett nässe, wolle man ihm mit seinem Bettuch zusammen auf 
den Markt stellen. Daraufhin sei der junge nachts öfters zum Urinieren aufge¬ 
standen, z. T. ist er auch von dem älteren Bruder hierzu ausdrücklich geweckt 
worden, so daß das Bettnässen zunächst wieder aufhörte. Kotabgang trat niemals 
ein, ebensowenig unwillkürlicher Urinabgang am Tage. 
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ln der Folgezeit stellten sich bei dem Jungen Übelkeit (mit Erbrechen?), 
Schwindelgefühl, Durst und Gewichtsabnahme ein. Zu welcher genaueren Zeit 
und in welcher Reihenfolge diese Krankheitszeichen eintraten, konnte mit Sicher¬ 
heit leider nicht mehr festgestellt werden, da die Angaben der Mutter und 
Schwester des Knaben offenbar sehr unzuverlässig waren. 

In der letzten Zeit vor dem Tode (s. unten) will der Bruder auch einen 
eigentümlichen obstähnlichen Geruch der Atemluft des Knaben bemerkt haben. 

Wegen des Bettnässens ging die Mutter mit dem Jungen am 4. März 1912 
zu dem Arzt Dr. G. Nach den vor Gericht gemachten Aussagen dieses Arztes ist 
damals von dem Jungen nicht über besondere Schmerzen geklagt worden. Er 
verordnete Sol. arsen. Fowl. Am 11. März 1912^) wurde er in die Wohnung des 
Knaben gerufen. Der Junge lag zu Bett und klagte über .brennende Schmerzen 
in der Magen- und linken Brustgegend, Fieber bestand nicht, der Puls war normal; 
der Knabe machte keinen schwerkranken Eindruck. Als der Zustand des Jungen 
am nächsten Tage unverändert war, riet der Kollege der Mutter sogar den Jungen 
aufstehen zu lassen. 

Am 14. März 1912 holte die Mutter ohne den Arzt Dr. G. hiervon zu ver¬ 
ständigen, den Arzt S. zu dem Knaben. Nach Aussige dieses Kollegen klagte der 
Knabe an diesem Tage über Schmerzen im ganzen Leibe. Fieber bestand nicht, 
der Puls war ruhig und gleichmäßig, die Brustorgane o. B., der Leib nicht aufge¬ 
trieben, aber in der Magen- und Nabelgegend etwas druckempfindlich. Da nach 
Angabe der Mutter Verstopfung bestehen sollte, wurde Calomel verordnet. 
Dr. S. besuchte den Kranken, da er keinen schwerkranken Eindruck machte, 
erst am 16. März 1912 wieder. An diesem Tage machte der Junge einen schwer¬ 
kranken Eindruck; sein Bewußtsein war sta^k getrübt, er erkannte den Arzt nicht 
mehr. Der Leib war entschieden etwas aufgetrieben, bei Betasten desselben 
reagierte der Kranke nicht mehr. Dr. S. hatte sofort den Eindruck, daß es 
sich um ein Coma diabeticum handle. Er fand denn auch in der geringen Menge 
Urins, die er im Nachtgeschirr vorfand — der Knabe hatte die letzten Tage wieder 
ins Bett uriniert — einen hohen Zuckergehalt (quantitativ nicht bestimmt, aber 
auf etwa IQP/o geschätzt). 

Am 17. März 1912 starb der Junge. 

Am 18. März 1912 wurde die gerichtliche Leichenöffnung vor¬ 
genommen. Aus der Niederschrift hierüber sei Folgendes angeführt: 

A. Äußere Besichtigung. 

Leiche eines Knaben, 137 cm lang, schwächlich gebaut, schlechter Ernährungs¬ 
zustand, blasse Hautfarbe. Totenstarre an beiden Beinen erhalten, Totenflecke 
auf dem Rücken reichlich. Leib etwas aufgetrieben und gespannt. 

B. Innere Besichtigung: 

I. Brust- und Bauchhöhle: 

a) Bauchhöhle: 

Bauchfell der Bauchwand und des Darms glatt, spiegelnd; großes Netz 
sehr fettarm. Milz 13X6X2,5 cm, dunkelblaurot, Gewebe auf Durchschnitt gut 
erhalten, mittlerer Blutgehalt. 

Mittelst Katheters werden aus der Blase ungefähr 29 ccm hellen, leicht 
getrübten Urins entleert. Urin reagiert leicht sauer und enthält etwas Eiweiß. 
Nach Entfernung des Eiweiß gibt der Urin beim Kochen mit dem Nylanderschen 
Reagens eine tieischwarze Färbung. 

Leber 900 g, Oberfläche heiibräunlichrosa mit einem deutlichen Stich ins 
gelbliche. Auf der Oberfläche des linken Lappens, unmittelbar neben dem 
sichelförmigen Band, mehrere bis markstückgroBe, gelbliche Flecke. Das Leber¬ 
gewebe auf dem Durchschnitt hellbräunlich, an verschiedenen Stellen mit gelb¬ 
lichen Flecken, namentlich auch auf dem Durchschnitt der oben beschriebenen 
gelben Flecken der Oberfläche. Von diesen Flecken läßt sich deutlich fettiger 
Saft abstreichen. Zeichnung der einzelnen Läppchen deutlich, Blutgehalt des 
Lebergewebes mäßig. 

*) Laut Mitteilung des Lehrers war der 1. Tag der Schulversäumnis d 
Knaben der 11. März. 
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Baudispeidieldrüse im ganzen 14 cm lang, ca. 2V* cm breit, auffallend 
dünn, bandförmig. Farbe blaßrosa mit einem Stich ins gelbliche. Driisenzeichnung 
auf dem Durchschnitt des Läppchens überall deutlich. Nur wenig fettiger Salt 
abstreichbar. Auf den einzelnen Gängen entleert sich auf Druck klare Flüssigkeit 
Beide Nieren etwas geschwollen. Kapseln leicht abziehbar, Oberfläche 
gelbrot. Auf dem Durchschnitt Rinde und Mark deutlich geschieden. Rinde 
gelblich, reichlich fettiger Saft abstreichbar, Marksubstanz braunrötlich, ebenfalls 
mit einem Stich ins gelbliche; Nierenbecken und Nierenkeldie ohne Inhalt 
Blase schlaff, Schleimhaut blaß, nur am Blasenhals etwas gerötet 
Mastdarm durch große Kotballen stark ausgedehnt 
b) Brusthöhle: 

Herz: Linkes Herz kräftig entwickelt, Herzfleisch auf dem Durchschnitt 
braunrötlich, etwas blaß, Wandung nicht verfettet 

Linke Lunge: Beide Lappen vermehrte Konsistenz und vermehrtes Ge¬ 
wicht Oberlappengewebe gut lufthaltig, das Gewebe des Unterlappens dunkel¬ 
blaurot Luftgehalt vermindert Auf Druck entleert sich aus den Bronchien und 
dem Gewebe deutlich trüber Saft. 

Rechte Lunge: Vermehrte Konsistenz aller drei Lappen, vermehrtes Ge¬ 
wicht Oberlappen in seinen oberen Teilen hellrot gut lufthaltig, ln den unteren 
Teilen dunkelblaurot, Luftgehalt vermindert, auf Druck deutlich trüber Saft 
Mittellappen hellrot nur wenig verminderter Luftgehalt, kein trüber Saft Unter¬ 
lappen dunkelblaurot vermehrte Konsistenz, verminderter Luftgehalt Aus Ge¬ 
webe und Bronchien deutlich trüber Saft 

II. Schädelhöhle: Ohne Besonderheiten. 

III. Rückenmark: Ist nicht seziert worden, da die Angaben der Mutter, 
der Junge habe das Wasser nicht halten können, zur Zeit der Sektion noch nicht 
Vorlagen. Da der junge nur während des Schlafes in der Nacht den Urin ins 
Bett gelassen hat, dagegen tagsüber weder Urin- noch Kotabgang vorgekommen 
ist so darf mit Sicherheit angenommen werden, daß es sich hierbei nicht um eine 
Rückenmarksverletzung, sondern einfach um eine Enuresis infolge diabetischer 
Polyurie gehandelt hat 

Das Gutachten wurde bis nach Beendigung der mikroskopischen 
Untersuchung einzelner Organteile Vorbehalten. 

Zur Untersuchung wurden in 10 prozentiger Formalinlösung an 
die Prosektur des Krankenhauses Dresden-Friedrichstadt (Prosektor 
Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Scbmorl) Teile der Leber (namentlich aus 
dem Bereiche der erwähnten gelben Flecken), der Nieren, ein Teil 
des Magens und die ganze Bauchspeicheldrüse eingesandt. 

Außerdem wurde der geringe Rest Urin, der nach der Nylander¬ 
probe noch übrig geblieben war, eingesandt 

Infolge äußerer Umstände gelangten die Präparate erst nach 
einigen Tagen nach Dresden, so daß der Urin inzwischen völlig ver¬ 
dorben war. Beim Lösen des Fadens der Urinflasche explodierte der 
Stöpsel mit lautem Knall. Der Urin war völlig vergoren und konnte 
nicht weiter untersucht werden. 

Aus dem Gutachten des Herrn Geh. Med.-Rats Schmorl führe 
ich hier an: 

„Die Organteile zeigten ein Aussehen, wie es bei Formalinkonservierung 
gewöhnlich hervortritt; stärkere Abweichungen vom Normalen, die auch bei For¬ 
malinkonservierung zu erkennen sind, waren an ihnen bei der Untersuchung mit 
bloßem Auge nicht wahrzunehmen. Sie wurden teils mit dem Gefriermikrotom 
geschnitten und untersucht, teils nach vorheriger Einbettung in Paraffin der Unter¬ 
suchung unterzogen. Zur Färbung dienten Hämatoxylin und Eosin sowie zum 
Nachweis des Fettes Sudan, letzteres kam bei den Gefrierschnitten zur Anwendung. 

1. Aus der Bauchspeicheldrüse wurden zahlreiche Stücke, und zwar 
sowohl aus dem Schwanzteile, als auch aus dem Körper und Kopfteil der 
mikroskopischen Untersuchung unterzogen. Es ergab sich dabei folgendes: Der 
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typische drüsige Bau i$t überall rat erhalten und deutlich zu erkennen, die 
Drüsenläppchen weichen in ihrer Größe und ihrem Bau nirgends von der Norm 
ab, sie werden durch Bindegewebszüge, die nirgends breiter und reichlicher als 
in der Norm vorhanden sind, voneinander getrennt. Die Färbbarkeit der Drüsen- 
zellen und ihrer Kerne ist im allgemeinen gut erhalten, die Drüsenzellen zeigen 
dabei vollständig normalen Bau. An vereinzelten Stellen aber ist eine Färbung 
der Kerne nicht zu erzielen, der Zelleib zeigt hier bei Eosinfärbung eine ver¬ 
waschene bläulichrote Farbe; an dieser Steile zeigt auch das die DrUsenläppchen 
durchziehende und umgebende Bindegewebe keine Kemfärbung. ln der Umgebung 
dieser meist wenig scharf von den benachbarten Drüsenabschnitten abgesetzten 
Stellen trifft man niemals auf Blutungen oder Entzündungsherde. Es handelt sich 
um Veränderungen, denen man sehr häufig auch in vollständig normalen Bauch¬ 
speicheldrüsen bei der mikroskopischen Untersuchung begegnet und die auf eine 
G^tmortale Seibstverdauung zurückzuführen sind. Eine die Norm überschreitende 
Fettanhäufung in den Drüsenzeilen oder eine übermäßige Fettwucherung im inter¬ 
stitiellen Gewebe ist nirgends nachzuweisen. 

Die sogenannte Lange rh ans sehen Inseln sind in allen Teilen der Bauch¬ 
speicheldrüse in auffallend geringer Zahl vorhanden, in manchen Schnitten fehlen 
sie vollständig; wo sie sich finden, sind sie auffallend klein. Hier und da tritt das 
durchziehende und umgebende Bindegewebe deutlicher als in der Norm hervor 
und erscheint verdickt. 

Weder in den Drüsenläppchen noch in dem diese durchziehenden und um¬ 
gebenden Bindegewebe, noch in dem die Oberfläche der Bauchspeicheldrüse über¬ 
ziehenden Bindegewebe sind frische oder ältere Blutungen oder entzündliche 
Veränderungen trotz genauester gerade auf diesen Punkt gerichteter Untersuchungen 
nachzuweisen, ebensowenig an den Blutgefäßen und den Nerven der Bauch¬ 
speicheldrüse. 

2. Nieren: Die Gefäßknäuel (glomeruii) sind stark mit Blut gefüllt, die 
sie aufbauenden Zellen ebenso wie ihre Kapseln durchaus normal. Die Epithelien 
der gewundenen Harnkanälchen und der Henleschen Schleifen sind im allgemeinen 
gut erhalten, lassen aber eine auffallend blasse Kemfärbung erkennen, die gegen¬ 
über der guten Färbbarkeit, welche die übrigen Nierenzeilen zeigen, besonders in 
die Augen fällt. An ganz spärlichen Zellen der obengenannten Kanalabschnitte 
finden sich keine Kerne. Die Blutgefäße zwischen den Nierenkanälchen sind 
mäßig mit Blut gefüllt. Bei Färbung auf Fett ergibt sich, daß in den basalen 
Abschnitten der Epithelien der gewundenen Kanälchen und der Henl eschen 
Schleifen außerordentlich zahlreiche und sehr feine Fettröpfchen enthalten sind. 
Die übrigen Epithelien sind nahezu fettfrei. Am interstitiellen Gewebe sind 
irgendwelche Veränderungen nicht nachzuweisen. 

3. An der Leber finden sich, abgesehen von einer mäßigen Fettablagerung 
in den Leberzellen, keine Veränderungen, insbesondere sind kernlose Zellen oder 
sonstige Veränderungen im interstitiellen Gewebe nicht nachzuweisen. 

4. Auch der Magen läßt keine Abweichungen von der Norm erkennen. 

Der Nachweis von Glykogen in Leber und Niere wurde versucht), miß¬ 
lang aber; ob überhaupt kein Glykogen vorhanden war oder ob dasselbe durch 
postmortale Prozesse verloren gegangen war, ist nicht zu entscheiden. 

Fasse ich das Resultat der Untersuchung zusammen, so ergibt sich 
Folgendes: 

1. An der Bauchspeicheldrüse findet sich eine auffallende Verminderung 
der sog. Langerhansschen Inseln. Dieser Befund wird bei Zuckerharnruhr 
außerordentlich häufig erhoben; es läßt sich aus ihm zusammen mit der bei der 
Sektion festgestellten starken Verkleinerung der Bauchspeicheldrüse schließen, 
daß bei dem Verstorbenen eine Zuckerharnruhr Vorgelegen hat Mit dieser An¬ 
nahme steht der an der Niere erhobene Befund einer Ablagerung feinkörnigen 
Fettes in den basalen Abschnitten der Epithelzellen der gewundenen Harnkanälchen 
und der Henl eschen Schleifen und die mangelhafte Kemfärbung in guter Über¬ 
einstimmung. 

2. Anhaltspunkte für die Annahme, daß die Bauchspeicheldrüse bei den Miß¬ 
handlungen, die der Verstorbene mehrere Wochen vor seinem Tode erlitten hat, 
verletzt worden sei, haben sich bei der mikroskopischen Untersuchung nicht er¬ 
geben, insbesondere waren frische oder ältere Blutungen oder Entzündungsherde 
m keinem Abschnitt der Bauchspeicheldrüse nachweisbar. Für die Annahme, daß 
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die Verkleinerung der Drüse und der Schwund der Langerhanssdien Inseln 
durch die Mißhandlungen herbeigeführt worden sei, hat die mikroskopische Unter- 
suÄung ebenfalls keine Anhaltspunkte an die Hand gegeben.“ 

Da nicht die geringsten Anhaltspunkte dafür Vorlagen, daß der 
Knabe schon vor den Mißhandlungen an Zuckerhamruhr gelitten habe, 
so lautete das abgegebene gerichtliche Gutachten: 

„1. Der Tod des Knaben B. ist an Zuckerharnruhr erfolgt 
2. Da durchaus kein Anhaltspunkt dafür vorliegt, daß der Knabe 
schon vor den Mißhandlungen an Zuckerharnruhr gelitten hat, 
so ist der Tod mit größter Wahrscheinliciikeit auf die er¬ 
littenen Mißhandlungen zurückzuführen.“ 

Herr Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Schmorl, der ebenfalls als Sach¬ 
verständiger zur Verhandlung geladen war, schloß sich diesem Gut¬ 
achten an und wies nur noch besonders darauf hin, daß, selbst wenn 
der Knabe schon vor den Mißhandlungen an Zuckerharnruhr gelitten 
haben sollte, was ganz unwahrscheinlidi sei, die Mißhandlungen jeden¬ 
falls erst die zum Tode führende Verschlimmerung herbeigeführt haben 
würden. 

Die drei Angeklagten wurden unter Zubilligung einer Bewährungs¬ 
frist jeder zu mehrmonatigen Gefängnisstrafen verurteilt 


Beobaditung:en 

aus der Dresdner Pockenepldemie 1918/19. 

Von Dr. med. Walter Plange, 

Erster Stadtarzt und Stellvertreter des Stadtbezirksarztes Dresden. 

Das Reichsimpfgesetz und seine Ausführungsbestimmungen be¬ 
deuten zweifelsohne einen außerordentlichen Eingriff in die persönliche 
Freiheit des Einzelnen. Die Berechtigung dieses Eingriffes wird von 
den Impfgegnem verneint Eins der Hauptargumente dabei ist die ver¬ 
hältnismäßig kurze Dauer des Impfschutzes und die dadurch bedingte 
Möglichkeit des Auftretens der Pocken. Die Kriegsjahre haben uns 
nun zahlreiche Pockenfälle, die sidi an einzelnen Orten, wie z. B. in 
Dresden, sogar zu Epidemien verdichtet haben, gebracht Es ist des¬ 
halb anzunehmen, daß der Kampf gegen das Impfgesetz und den Impf¬ 
zwang bald erneut aufleben wird. Auf die kritiklosen Ausführungen 
eines großen Teils der Impfgegner, die wohl nur zum Zweck persön¬ 
licher Reklame beim Publikum kurpfuscherische oder ähnlidie Absichten 
verfolgen, soll hier nidit eingegangen werden. Dagegen wird doch 
auch von hervorragenden Sozialhygienikern der Standpunkt vertreten, 
daß an Stelle des Impfzwanges eine freiwillige Impfung, wenigstens in 
nidit allzufemer Zeit, treten kann (Gewissensklausel). Daß dies Ziel 
erstrebenswert ist, wird man ohne weiteres zugeben müssen. Es ist 
audi erreichbar, wenn unsere Nachbarländer, namentlidi die östlichen 
und südöstlichen, gleiche oder in ihrer Wirkung entsprechende Maß¬ 
nahmen zur Seuchenbekämpfung, wie wir ein- und wirklich durdi- 
geführt haben werden. Bis das aber geschehen ist, haben wir nadi 
unseren Dresdner Erfahrungen trotz aller Pockenfälle die Pflicht darauf 
hinzuweisen, daß zur Zeit nur durch die allgemein durchgeführte 



Beobadttungen aus der Dresdener Pocfcenepidemie 1918/19. 


113 


Impfung ein wirksamer Schutz der Gesamtheit erreicht werden kann, 
zumal durch das Aufheben der Militärdienstpflicht eine zweite Wieder- 
Impfung des größten Teils der männlichen Bevölkerung wegfällt, wenn 
nicht durch weitere Aufklärung über den Erreger der Pocken usw. 
andere Maßnahmen zweckmäßig werden. 

Natürlich darf die Wirkung der Impfung nicht überschätzt werden. 
Die Dresdner Erfahrungen 1918/19 bestätigen, daß bei einzelnen 
Personen schon zwei Jahre nach der erfolgreichen Impfung die Er¬ 
krankung auftreten kann, daß also jederzeit trotz Zwangsimpfung 
Pockenfälle Vorkommen können. Durch unsere Seuchengesetzgebung im 
Verein mit der Impfung ist es aber bisher fast immer gelungen, der¬ 
artige Fälle zu isolieren, wenn sie sofort erkannt wurden. Geschieht 
dies nicht, können größere Epidemien entstehen. 

Die ersten beiden Fälle in Dresden wurden am 27. November 1918 
angezeigt, und zwar aus einem Hause in unmittelbarer Nähe des Stadt¬ 
krankenhauses Friedrichstadt. Die sofort angestellten Erörterungen 
ergaben, daß es sich hierbei nicht um erste, frisch eingeschleppte Er¬ 
krankungen handeln konnte, sondern daß schon seit einiger Zeit im 
Krankenhaus bei einzelnen Kranken sowohl, wie bei Pflegerinnen ganz 
leichte Exantheme aufgetreten waren, die niemand für Varioloisfälle 
gehalten hatte. Die Spuren führten bis in den Oktober zurück. Weiter 
wurden aus der Stadt verschiedene Todesfälle bekannt, von denen einer 
am 1. Dezember amtsärztlich als Pockentodesfall bestätigt wurde, 
während bei den übrigen schon vorher als Grippe-Todesfälle Beerdigten 
nur eine Wahrscheinlichkeitsdiagnose gestellt werden konnte. Man 
mußte also von vornherein annehmen, daß die Krankheit in der Stadt 
weiter verbreitet war. Bis 15. Dezember, also ungefähr dem Ende der 
Inkubationsdauer nach Bekanntwerden des ersten Falles, wurden dann 
auch 54 Fälle in fast sämtlichen Stadtgegenden angezeigt 

Dazu kamen die fürchterlichen Folgen des Krieges und des Zu¬ 
sammenbruches in körperlicher und seelischer Beziehung, die schlechten 
Wohnungsverhältnisse, namentlich der inneren Stadtteile, die Überfüllung 
der Wohnungen, ein gewisser Fatalismus, wohl mit hervorgerufen durch 
die Verheerungen der Grippeepidemie, die Überfüllung der Beför¬ 
derungsmittel infolge Betriebseinschränkung der elektrischen Straßen¬ 
bahn, der Verkehr mit dem schmutzigen Papiergeld, kurz eine Fülle 
der unglückseligsten Zufälle, die ausgezeichnete Vorbedingnngen für 
die epidemieartige Ausbreitung einer heimtückischen, äußerst anstecken¬ 
den Krankheit mit langer Inkubationsdauer, wie die Pocken, boten. 

Die Folge gab dem leider Recht Bis August 1919 wurden trotz 
aller Bekämpfungsversuche 865 Erkrankungsfälle mit 122 Todesfällen 
(=14,l‘*/o) bekannt Gerechnet sind hier sämtliche Todesfälle, auch 
die von Personen, die wegen Pocken dem Krankenhaus zugeführt 
wurden, dort aber an einer interkurrenten Krankheit verstorben waren, 
ebenso eine Reihe leichter Fälle von jugendlichen Personen, die mit 
größter Wahrscheinlichkeit als Varizellen anzusprechen sind. 

Während der Epidemie wurde die Öffentlichkeit durch Zeitungs¬ 
notizen dauernd über die Ausbreitung der Krankheit auf dem Laufen¬ 
den gehalten und auf die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit einer 
Schutzimpfung hing^VNlesen; öffentliche Impftermine wurden eingeset?^ 



















\J\Mi 












sämtliche Kranke wurden dem Kränkenhaus zugeführt und ihre Woh¬ 
nungen sofort entseuchtf die Angehö Brl^ankten würden am 

gleidieft.'tage amtsärzöfegeimpfh;^;!^ diese große Verb^itUr^ 


und trotz aller Hiltsmiitel der nioderndn KTankehhau^eliandlu^^^ 
höhe Stertolfthkeitl . > . > ' ' : V'V- ' ■ ^ 

Mit Epidemien in Dresden vor der frrtplzfelf 


das allerdirigs noch gering Es kamen auf lÖOO Einwokn^^ 


Todeställe 


Erhratikungsfälle, 


1863/64 ^,2 1,0 

1871/72 . > . , . i nidit beliannt 4,5 

1918/19 i. 0,3 

Damals war zu 19/20 das KindesaUer ergriffenv Bei beiden 
Gesdileditern traten etwa gieichytel Erkrankungen auf (Bfhiäimapö i 


Es starben im Alter von 


191-8/19 


1863/64 


O bis-20 Jahre» . . nimt bekannt j 13 

v:/>2i: bis/50‘Jahren;. vA^■-'■ » ' !51 ; 34 

51 iirtd mehr Jahren j , « 47 ( 75 

Es erlcranklen bzw. starben 1918/119 im Alter von 
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Yon 0—20 Jahren 6. Bei der Beurteilung der Sterblichkeit des höheren 
Lebensalters in früheren Jahren muß berücksichtigt werden, daß die 
Pocken damals nicht in dem Maße angezeigt wurden wie heute, daß 
also sicherlich die Sterblicheit der höheren Lebensalter viel höher war, 
als bekannt geworden ist 

Auffallend ist jetzt das stärkere Befallen des weiblichen 
Geschlechts, vor aJlem im Alter von 21—50 Jahren. Der gewaltige 
Unterschied ist nur durch die wiederholten Impfungen beim Militär zu 
erklären. Im höheren Lebensalter überwiegen wieder die Todesfälle 
der männlichen Bevölkerung. 

Die Verbreitung der Krankheit ist aus nachstehender Tafel 
(s. S. 116) ersichtlich. Besonders befallen ist die innere Altstadt (Altmarkt 
mit näherer Umgebung, Pirnaische Vorstadt, Seevorstadt, Wilsdruffer 
Vorstadt). Hier sind im allgemeinen auch sehr üble Wohnungen. Am 
günstigsten liegen die Verhältnisse in den Villenvierteln (Südvorstadt). Der 
Höhepunkt der Krankheit fiel in die Monate Februar und März. Seit 
August 1919 kann die Epidemie als erloschen angesehen werden. 

Impfverhältnisse: Über 14 Fälle, darunter 4 Todesfälle, waren 
nähere Angaben nicht zu erlangen; sie fehlen in der folgenden Auf¬ 
stellung. Den Berechnungen liegen die Angaben zugrunde, die in 
den Krankenanstalten von den dortigen Ärzten auf den für das Reichs¬ 
gesundheitsamt bestimmten Zählkarten gemacht wurden. Die Angaben 
Ober Impfungen und deren Erfolg stammen fast ausschließlich von 
den Erkrankten oder ihren Angehörigen. Nur in wenigen Fällen, die 
kurz vor der Erkrankung geimpft waren, konnten durch ärztliche Unter¬ 
suchung die Spuren der Impfung, vereinzelt sogar ausgebildete Pusteln, 
nadigewiesen werden. Hierüber, sowie über die klinischen Erscheinungen 
und Erfahrungen, Inkubationsdauer usw. wird von anderer Seite berichtet: 


Von den Erkrankten waren angeblich 

davoi 

leicht 

erkrai 

sdiwer 

nkten 

tödlich 

zu¬ 

sammen 

. 

m 

Proz. 

überhaupt nicht geimpft . 


5 

7 

9 

21 

2.5 

im letzten Jahre geimpft. 


56 

13 

5 

74 

8,7 

im vorletzten Jahre geimpft. 

11 

1 

— 

12 

1,4 

in den letzten 3 bis 5 

ähren geimpft . 

40 

3 

2 

45 

5,3 

in den letzten 6 bis 10 

ähren geimpft . 

34 

4 

3 

41 

4,8 

in den letzten 11 bis 20 

ähren geimpft . 

73 

15 

4 

92 

10,8 

in den letzten 21 bis 30 

ahren geimpft . 

74 

14 

10 

98 

11,5 

in den letzten 31 bis 40 

lahren geimpft . 

135 

46 

24 

205 

24,1 

in den letzten 41 bis 50 

ähren geimpft . 

99 

26 

27 

152 

17,9 

in den letzten 51 bis 60 

ahren geimpft . 

40 

18 

19 

77 

9,0 

vor noch längerer Zeit geimpft. 

13 

6 

15 

34 

4.0 


zusammen 

580 

153 

118 

851 



in Prozent 

68,1 

18,0 

13,9 




Je länger die Impfung zurücklieg^ umsoweniger zahlreich werden 
die leichten Fälle, umsomehr steigt die Zahl der Todesfälle. Die Zahl 
der Todesfälle der vor mehr als 60 Jahren geimpften Personen ist 
im Verhältnis fast gleich der Zahl der überhaupt nicht geimpften. 

Die als im letzten Jahre geimpft bezeichneten leichten Fälle 
sind fast durchweg, die schweren und tödlichen Fälle sind sämtiidi 
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Dr. Plange. 



Verbreitung: der Pocken ln den einzelnen Stadtteilen 
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erst in der Inkubationszeit geimpft Vereinzelte, ganz leicht Erkrankte 
gaben an, mehrere Monate vor der Erkrankung mit Erfolg geimpft 
worden zu sein; Residuen davon waren bei der Krankenhausaufnahme 
nach Angaben der behandelnden Ärzte nicht mehr nadizuweisen. Das¬ 
selbe gilt von den im vorletzten Jahre mit Erfolg Geimpften. Die 
Angaben der außerhalb der Inkubationszeit angeblich mit Erfolg Ge¬ 
impften können also nicht widerlegt werden. Wenn aber sogar einzelne 
Personen wiederholt an echten Pocken erkranken können, beweisen diese 
Ausnahmen bei der Verschiedenheit, mit der die einzelnen Menschen 
auf jede Art Impfung reagieren müssen, nichts gegen den Wert der 
allgemeinen Pockenimpfung. Daß die in der Inkubationszeit oder 
unmittelbar vor der Ansteckung Geimpften erkrankten, kann bei dem 
Wesen der Immunitätsvorgänge nicht weiter wundernehmen. 

Anders liegen die Verhältnisse, wenn man die früheren erfolg¬ 
reichen Impfungen, gekennzeichnet durch Impfnarben, zugrundelegt Es 
erkrankten (die Zahlen in Klammem bedeuten die Prozentzahlen): 



leidit 

schwer 

tödlich 

zusammen 

a) überhaupt nicht geimpft.. 

6 (26,1) 
85 (45,7) 
229 (71.0) 
215 (79,6) 
45 (91,8) 

7 (30,4) 
44 (23,7) 
62 (19,2) 
38 (14,0) 

2 ( 4.1) 

10 (43,4) 
57 (30,7) 
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17 ( 6,3) 

2 ( 4,1) 

23 ( 2,7) 
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270 (31,7) 
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b) geimpft, keine Narben. 

«) 1 bis 3 Narben nadigewiesen . . 
d) 4 bis 6 Narben nadigewiesen . . 
«) 7 und mehr nadigewiesen .... 


Auf die einzelnen Jahrgänge verteilt, ergibt dies: 


1 bis 20 Jahre 


21 bis 50 Jahre 51 u. mehr Jahre 


Erkrankungen 
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10 
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b) geimpft, keine Narben . . 

15 


1 

30 

22 

14 


18 

42 

c) 1 bis 3 Narben nachgewiesen 

29 


1 

117 

31 

11 

83 

29 

20 

d) 4 bis 6 Narben nachgewiesen 

27 

1 

1 

119 

22 

7 

69 

15 

9 

«) 7 und mehr nachgewiesen . 

1 

— 

— 

32 

1 

— 

12 

1 

_2 

zusammen 

78 

14 

13 

298 

76 

32 

204 

63 

173 


Von diesen Fällen waren: 



Krankheitsform 

frühere Impfungen 
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Impfung 
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129 

c) 1 bis3 Narben nachgew. 

284 
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5 
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48 

93 

24 
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677 

477 1 
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in Prozenten 

83,4 

5,6 

10,9 

2,8 

17,6 
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56,0 

17,0 

26,9 


*) ßnschlieBlich der Varioloisfälle. 

EintdilieBlicb der Fälle, in denen die Impfung fraglidi ist. 
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Das heißt: Je mehr ausgebildete Impfnarben vorliegend 
umso größer ist der Schutz gegen die Ansteckung, umsa 
leichter verläuft, wenn wirklich eine Ansteckung erfolgt, die 
Krankheit. Man kann sagen, daß die Schwere einer Pockenerkrankung 
in direktem Verhältnis steht zu der Zahl der nachweisbaren Impfnarben^ 

Aus den Dresdner Erfahrungen können wir demnadi folgern, daß 
eine rechtzeitige erfolgreiche Impfung auf die Dauer von ungefähr zwei 
Jahren sicheren Schutz gegen die Erkrankung gewährt, daß aber bei 
vorkommenden Erkrankungsfällen auf Jahrzehnte hinaus der Verlauf 
der Erkrankung durch die erfolgreiche Impfung und vor allem Wieder* 
impfung entscheidend beeinflußt wird. Der Verlauf der Epidemie wäret 
in einer nicht oder nur mangelhaft durchgeimpften Bevölkerung noch 
viel verhängnisvoller geworden. 

Über den Begriff einer Impfung und ihrer Wirkungsweise herrschen 
die unglaublichsten Ansichten. Jeder Arzt wird das bestätigen können,, 
Dem kann nicht energisch genug entgegengearbeitet werden. Nur eine 
rechtzeitige Impfung, d. h. eine Impfung, deren Reaktionserscheinungen 
beim Beginn der Ansteckungsmöglichkeit abgeklungen oder zum 
mindesten schon voll ausgeprägt sind, kann einen sicheren Schutz ge¬ 
währleisten (vg^. Gins: Pockenschutz des deutschen Volkes; 1917X 
Allein dadurch ist der Wert der Impfung als Bekämpfungsmittel der 
Pocken nach Ausbruch einer Epidemie beschränkt, ihre Hauptaufgabe 
liegt in der Vorbeugung. 

Wie oben schon erwähnt, wurde die Bevölkerung Dresdens während 
der Epidemie dauernd durch Zeitungsnotizen auf die Impfnotwendig¬ 
keit hingewiesen. Im ganzen wurden an 266 öffentlichen Impfterminen 
nach Angaben des Impfamtes 38860 Impfungen vorgenommen. Dazu 
kommen etwa 4000 durch den Stadtbezirksarzt geimpfte Ansteckungs¬ 
verdächtige. An Privatärzte sind von der staatlichen Lymphanstalt 
36310 Portionen Lymphe ausgegeben worden, so daß insgesamt an¬ 
läßlich der Pockenepidemie etwa 80000 Impfungen, ungerechnet Lymph- 
verluste bei Privatärzten (für öffentliche Impfungen hat die Lymphanstalt 
91 940 Portionen Lymphe abgegeben 1), vorgenommen wurden, gleich 
16 Prozent der Gesamtbevölkerung Dresdens, und das während einer 
schweren Pockenepidemie 1 Ob sich die Bevölkerung bei Einführung 
der Gewissensklausel ebenso ablehnend gegen die Impfung verhalten 
wird, kann man jetzt natürlich nicht sagen. Ermutigend sind die. 
Dresdener Erfahrungen nicht 

Es besteht natürlidi die Möglichkeit, bei Aufheben des Impf¬ 
zwanges Vorbeugungsmaßnahmen zu treffen. Ärzte können verpflichtet,. 
Räume können bereitgestellt werden, die Lymphanstalten müßten im¬ 
stande sein, jederzeit, auch für Großstädte, genügend frische Lymphe 
bereitzuhalten. Auch unsere Seuchengesetzgebung müßte wohl weiter 
ausgebaut werden (Krankenhauszwang). Trotz allem steht aber zu 
befürchten, daß die Vorteile die Nachteile nicht überwiegen. Für die 
nächsten Jahre, vielleicht sogar Jahrzehnte, wird die Pockengefahr für 
die schon geimpften Menschen verhältnismäßig gering sein. Erlischt 
dann in einem Bezirke für Jahre die Krankheit, lassen erfahrungsgemäß, 
alle Vorsichtsmaßnahmen, also auch die Impfung, nach. Beim Auf¬ 
treten eines neuen Pockenfalles wird dann ein enormer Ansturm aut 
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die Impftermine stattfinden. Selbst wenn die Sorgfalt, mit der die 
Impfungen vorgenommen werden, dadurch nicht beeinträchtigt wird, 
können doch bei noch nie geimpften Erwachsenen so heftige Reaktions¬ 
erscheinungen auftreten, daß Arbeitsstörungen usw. die Folge sind. 
Dabei wird, wie oben schon ausgeführt, die Impfung für einen großen 
Teil der Personen, die mit dem Kranken in direkte Berührung ge¬ 
kommen sind, zu spät kommen. 

Die Dresdner Epidemie hat ungefähr 20000 Krankenhausver¬ 
pflegstage notwendig gemacht. Rechnet man dazu die Unkosten für 
die Entseuchungen, Krankentransporte, Beerdigungen usw., werden 
als Gesamtunkosten, ungerechnet Lohnausfälle usw., etwa 120000 Mark 
angenommen werden dürfen, die doch nur zum Teil wieder erstattet 
werden. Im Jahre 1918 sind in Dresden 13 122 Kinder auf Grund 
des Impfgesetzes geimpft worden. Die für diese Impfungen auf¬ 
gewendeten Mittel stehen in keinem Verhältnis zu den Kosten einer 
einzigen schweren Epidemie, deren Entstehen, wie die Erfahrungen 
gezeigt haben, in ruhigen Zeiten durch die allgemeine Impfung als 
ausgeschlossen gelten kann. 

Man wird also auch heute poch trotz und sogar wegen der 
Pockenfälle in den Kriegsjahren die Zweckmäßigkeit des Impfzwanges 
anerkennen müssen. Aufgabe der Medizinalpolizei muß es sein, die 
Impfärzte dauernd auf die erlassenen Bestimmungen über die Impf¬ 
technik hinzuweisen und zu überwachen, und vor allem die Bevölkerung 
immer und immer wieder über Wesen und Zweck der Impfung auf¬ 
zuklären. Erst wenn die Bevölkerung ihr Mißtrauen gegen den Ein¬ 
griff verloren hat und auch in unseren Nachbarländern genügende 
Schutzmaßnahmen durchgeführt sind, kann an eine Aufhebung des Impf¬ 
zwanges und die Einführung der Gewissensklausel gedacht werden. 


Der Kreisarzt als Nutznießer der medizinischen Literatur. 

Von Oberstabsarzt a. D. Hermann Berger, 

Leiter der „Medizinisch-literarischen Zentralstelle“ in Berlin-Friedenau. 

Bei der Gründung meines Literaturinstituts vor annähernd zehn 
Jahren schwebte mir neben dem Wunsche, den schöpferisch-wissen¬ 
schaftlichen Zwecken, also der Forscher- uncl Dozentenschaft zu dienen, 
auch der Gedanke vor, daß die „ Zentralstelle ** auch den vielfach in 
kleinen Städten und auf dem Lande wohnhaften Kollegen, die sich der 
Kreisarztprüfung unterziehen, willkommen sein werde, um ciie geeigneten 
Literaturunterlagen für ihre Prüfungsarbeiten von fachmännischen Rat¬ 
gebern zu erfahren. Es war mir bekannt, daß man sich bis dahin 
in diesen Fällen an gewisse medizinische Buchhandlungen zu wenden 
pflegte, die aus ihrem Antiquariat schlecht und recht halfen mit dem, 
was eben auf Lager war. Daß diese Art der Literaturbeschaffung 
längst als unzureichend empfunden wurde, lehrte der Zuspruch den 
mein Institut gerade für den genannten Zweck gefunden hat Im 
Laufe der Jahre haben sich aber noch andere Gebiete gezeigt, auf 
denen der beamtete Arzt zwingender als irgend ein anderer die medizi¬ 
nische Literatur zu Rate ziehen muß, und deshalb möchte ich, nicht 
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um pro domo zu reden, sondern weil ich, auf Grund meiner Erfahrungen 
überzeugt und von vielen beamteten Ärzten in der Ansicht bestärkt 
worden bin, daß ich den Interessen des Kreisarztstandes damit diene, 
kurz auf unsere Einriditungen hinweisen. 

Von dem beamteten Arzt, der das Vertrauen der mit ihm in Be¬ 
rührung kommenden Behörden und Bevölkerungskreise genießt, scheint 
man — erfreulicherweise, möchte ich sagen — vorauszusetzen, daß er 
in allen medizinischen Sätteln geredit ist. ln Gutachten für Behörden 
und Gerichte, in Vorträgen und Beratungen ist er die medizinische 
Autorität, die über den Parteien steht Der Laie sagt sich eben nicht, 
daß es ein Ding der Unmöglichkeit ist, heute in allen Zweigen der 
medizinischen Praxis und Wissenschaft ein eigenes, auf eingehender 
und umfassender Kenntnis beruhendes, entscheidendes Urteil zu be¬ 
sitzen. Ich weiß nicht, wie sich in solchen Tagen die Mehrzahl der 
Kreisärzte verhält; ich weiß nur, daß in wachsender Ausdehnung ein 
Teil der Herren Kollegen sich an uns wendet mit der Anforderung, 
die Unterlagen aus der Literatur zu liefern. Um nur einen Fall aus der 
neuesten Zeit zu erwähnen: In kurzer Frist hat ein Kreisarzt sich 
äußern müssen über „Säuglings- und Mutterheime“, über „Nirvanol- 
therapie und -Vergiftung“, über „Stand und Folgen der Geschlechts¬ 
krankheiten, besonders auch unter dem Einfluß der früheren und des 
letzten Krieges“, zu der Frage der „Einheitsschulen und Begabtenauslese“ 
und über „Vergiftung mit Novocain-Suprarenin bei zahnärztlicher Lokal¬ 
anästhesie“. Ebenso wie ihm wird es zweifellos vielen beamteten 
Ärzten gehen. Ja, es liegt, wenn ich mir das Urteil erlauben darf, 
sogar sehr im Interesse des Standes, daß die beamteten Ärzte in 
erster Linie befragt werden, und je autoritativer sie ihre Gutachten 
abzugeben in der Lage sind, desto selbstverständlicher wird ihre 
Autorität herangezogen und anerkannt werden. Es heißt eigentlich 
Eulen nach Athen tragen, wenn ich an dieser Stelle das ausspreche, 
was ja der Leitgedanke der „Zeitschrift für Medizinalbeamte“ ist. Aber 
so vorzüglich auch der Referatenteil einer Zeitschrift sein mag, er bleibt 
in seinem Inhalt doch von dem abhängig, was die Zeit gerade ge¬ 
bracht hat, und gar die ledige Platzfrage gestattet eben nur kurze 
Hinweise. Für viele, viele Fälle genügen die Unterlagen der Fach¬ 
zeitschrift zweifellos dem, der sie richtig zu benützen versteht. Aber 
in nicht wenigen anderen wird man das Bedürfnis nach Ergänzungen 
für den jeweils vorliegenden Einzelfall, in dem ja schon die Art der 
Fragestellung ungezählte Varianten zeitigen kann, zugeben müssen. 

Für diese Form hat sich nun bei uns eine Form der Zusammen¬ 
stellung von Auszügen herausgebildet, die für die Ausarbeitung eines 
Gutachtens völlig ausreicht Wir stellen die Auswahl der Quellen ganz 
speziell auf die Fragestellung ein, geben bei dem Namen des Ver¬ 
fassers seinen Stand und seine Wirkungsstelle an, lassen aus jeder 
Arbeit das nicht zu der Frage Gehörige unerwähnt, führen das nur 
inhaltlich Wichtige im Telegrammstil unter Beifügung der Seitenziffer 
und die prägnanten, zu Zitaten besonders geeigneten Stellen wörtlich an. 

Wenn meine Ännahme zutrifft, daß der Hinweis auf diese unsere 
Einrichtung den beamteten Herren Kollegen nützlich sein kann, dann 
wird auch die folgende Bemerkung richtig verstanden werden. Nicht 
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jeder Kollege wird in der Lage sein, die Kosten, die sich im Durch¬ 
schnitt für eine derartige Auszugszusammenstellung auf 20—30 Mark 
belaufen, namentlich in wiederholten Fällen, als unerheblich zu empfinden. 
Ich möchte deshalb die Frage anregen, ob sich Gruppen — etwa die 
Kreisärzte eines Regierungsbezirkes — zu einer Art gemeinschaftlichen 
Abonnements zusammensäließen möchten. Die „Medizinisch-literarische 
Zentralstelle“ würde gern in Verhandlungen darüber eintreten, um bei 
einer hinreichenden Anzahl von Abonnements billiger arbeiten zu 
können, als sie bisher infolge der Honorierung ihrer Mitarbeiter für 
jeden einzelnen Fall in der Lage war. 


Kleinere Mitteilungen und Auszüge aus Zeitschriften. 

Hygiene und Offentlidies Gesundheitswesen. 

1. Abwasserbeseitigung und Kanalisation. 

Abwasserbeseitigung bei Siedelungen. Von Dr. Ing. v. Hanffstengel- 
Frankhirt a. M. Die Städtereinigung 1919, Nr. 18. 

Die regelrechte Kanalisation ist unbestreitbar die vollkommenste Lösung der 
Abwasserfrage vom hygienischen und ästhetischen Standpunkte aus. Sämtlidie 
Abwässer werden ohne Geruchbelästigung beseitigt. Unter einigermaßen günstigen 
Verhältnissen läßt sich auch das Regenwasser mit abführen. Die Kanalisation 
wird häufig billiger als andere Methoden zur Beseitigung der Abwässer; nur 
bei sehr ungünstigen Verhältnissen sollte man auf sie verzichten. Das Gruben¬ 
system mit Wasserklosetts ist in Anlage und Betrieb recht teuer; der Wert 
der abzufahrenden Stoffe ist gering. Kübel- und Tonnensystem sind nur bei groß¬ 
zügiger Organisation zu empfehlen. Fehlt die Anlehnung an einen städtischen 
Abfuhrbetrieb, so ist die Einführung bei Siedlungen nicht ratsam. Torfmullklosetts 
bringt man nicht gern im Hause selbst unter. Im übrigen sind sie, namentlich 
wo ausgedehnter Gartenbetrieb vorhanden ist, zu empfehlen, da sie verhältnis¬ 
mäßig billig in Betrieb und Anlage sind und einen hochwertigen Dung ergeben. 
Abortgruben ohne Wasserspülung gehören weit vom Hause ab. Der Betrieb be¬ 
lästigt das eigene Haus und die Nachbarschaft stark; sie sind aber in Anl^e 
und Betrieb am billigsten. Man sieht aus dem Vorstehenden, daß eine richtige 
Behandlung der Abwasserfrage nicht nur das Zustandekommen eines Siedlungs¬ 
planes erleichtert, sondern auch für das dauernde Wohlbefinden der Bewohner 
von größter Wichtigkeit ist. Dr. Wolf-Hanau. 


Abwasserreinigung ohne faulen Schlamm. Von Oberbürgermeister 
Dr. Heymann-Göthen (Städte-Ztg. 1919, Nr. 21). 

Während Im Liter Abwasser sich durchschnittlich 2—16 ccm, im Mittel 6 ccm 
Schlamm befinden, enthält das in den Vorfluter gesandte, geklärte Wasser nur 
noch Vio ccm. Dies bedeutet eine Klärwirkung von fast 99"/o, Das geklärte 
Wasser ist niemals fäulnisfähig gewesen, völlig farblos und geruchlos. Die Kosten 
der Anlage haben rund 262000 Mk. betragen. Hierin stecken 280(X) Mk. an 
Projektierungs- und Versuchskosten. An Personal sind nur erforderlich ein Klär¬ 
meister und 4 Arbeiter (nach Einiührung des Achtstundentages). Dr. Wolf-Hanau. 


2. Gewerbehygiene. 

Erweiterte Mitwirkung von Ärzten bei dem OewerbeansschuB. Aus 

einer überreichten Denkschrift. Zentralblatt für Gewerbehygiene; 1919, Nr. 5. 

Die Ausführungen der Denkschrift verdienen gerade in der jetzigen Zeit dne 
eingehende Berücksichtigung. Mit Recht heißt es in ihr: ^Die Notwendigkeit der 

ärztlichen Mitarbeit auf dem Gebiete der Gewerbehygiene.ist eigentihh 

nie ernstlich bestritten und auch von den Gewerbeaufsichtsbeamten durchw^ 
anerkannt und gewürdigt worden. Sie sind, da sie keine Mediziner sind, vor allem 
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nicht in der Lage, die gewerbliche Erkrankung des Arbeiters im Einzeifalle durch 
eine ärztliche Untersuchung festzustellen und die einmal festgestellte Erkrankung 
zu heilen. Hieraus ergibt sich bereits die Forderung, daß der Arzt als Gewerbe- 
bygieniker lediglich die Aufgabe haben muß, Gewerbekrankheiten als solche zu 
erkennen und sie alsdann zu heilen. Ebensowenig sind die Gewerbeaufsichts¬ 
beamten befähigt, die medizinisch-wissenschaftlidien Untersuchungen und Versuche 
auszuführen, die erforderlich sind, um die beobachteten Krankheitserscheinungen 
nach Art und innerer Ursache in den Wohnstätten der Erkrankten, den Kranken¬ 
häusern und den medizinischen instituten aufzuklären." Zunächst sollten deshalb 
die Kreisärzte weitgehendst für die Zwecke der Gewerbeaufsicht vorgebildet 
und zur Mitwirkung dabei herangezogen werden. Würde in dieser Hinsicht durch 
bessere Ausbildung der Kreisärzte auf gewerbehygienischem Gebiete, Entlastung von 
anderen Dienstgeschäften usw. Wandel geschaffen werden, so würde das Bedürfnis zu 
Anstellung besonderer Gewerbeärzte vermutlich geringer werden, aber gleichwohl 
nicht entbehrt werden können. Die Kreisärzte müßten den Gewerbeämtern ihre be¬ 
merkenswerten Wahrnehmungen bei etwaigen Betriebsbesichtigungen und die Krank¬ 
heitsfeststellungen mitteilen; sie müßten grundsätzlich mit den gesetzlich vorge¬ 
schriebenen Gesundheitsuntersuchungen beauftragt werden, alljährlich einmal mit 
den Gewerbeaufsiditsbeamten die bedeutenden gesundheitsgefährlichen Betriebe 
ihres Bezirks besichtigen, sowie zu den Beratungen der Gewerbeauisichtsbeamten 
zugezogen werden. Außer der vermehrten Heranziehung der beamteten Ärzte 
wird aber auch die Anstellung besonderer staatlicher Ärzte mit gewerbehygienisciier 
Vorbildung (Gewerbeärzte) für größere Bezirke zur Förderung des Gesund- 
heitsdiutzes der in der Industrie arbeitenden Bevölkerung verlangt, denen alle die 
Arbeiten übertragen werden, die der Amtsarzt wegen seiner sonstigen amtlicheii 
Tätigkeit nicht tmternehmen kann. Ferner wird nodi die Errichtung von 
Anstalten für die gewerbliche Gesundheitspflege in den wichtigsten 
Industriebezirken gefordert (für Preußen 4), deren Leitung einem beamteten Ge¬ 
werbearzt zu übertragen sei und zu deren Aufgabe gehören müßte: Praktische 
und wissenschaftliche Untersuchungen zwecks Beratung der Gewerbeaufsichts-, 
der Verwaltungs- und der Polizeibehörden sowie der Industrie, Beratung und 
Weiterbildung der Gewerbeaufsichtsbeamten, Gewerbeärzte, Amtsärzte, Bearbeitung 
der gewerblichen Krankenstatistik usw. Selbstverständlich müßten auch in der 
Zentralinstanz in dem neu einzurichtenden Reichsgewerbeamte ein oder mehrere 
Gewerbeärzte sitzen. Rpd. 


Die Ausbildung ffir den höheren QewerbeaufslchtsdlensL Von 
Dr. Rasch-Hamburg. Zentralblatt für Gewerbehygiene; 1919, Heft 11. 

Die Anwärter werden nach Abschluß ihres Hochschulstudiums und darauf¬ 
folgender zwei- bis dreijähriger Fabriktätigkeit, die nicht am Zeichenbrett oder 
i5TT Laboratorium verbracht sein darf, etwa im Alter von 25 bis 28 Jahren als 
Hilfsarbeiter mit angemessenem Gehalt vertragsmäßig in der Gewerbeaufsicht an¬ 
gestellt. Die erste Dienstzeit dient als Vorbereitung für die nach drei amtlichen 
Olenstjahren abzulegende zweite Staatsprüfung. Wer sich hierbei als ungeeignet 
erweist, kann ohne Gefährdung seines Fortkommens in die Privattechnik zurück- 
treten. Es dürfen nur sovlele Hilfsarbeiter angestellt werden, daß jedem Beamten, 
cjler die Staatsprüfung bestanden hat, bald die selbständige Verwaltung eines Ge- 
werbebezirks übertragen werden kann. Dr. Wolf-Hanau. 


Das Wesen der gewerblichen Bleivergiftung lui Lichte der ärztlichen 
Forschung. Vom Gewerbeassesor Koerner-Großlichterfelde. Zentralblatt für 
Gewerbehygiene; 1919, Heft 9. 

Es ist dem Arzt bei gewissenhafter Untersuchung des Bieiarbeiters im all¬ 
gemeinen möglich, die Erkrankung rechtzeitig zu erkennen, so daß die schweren 
Erscheinungen der Bleivergiftung verhindert werden. Nichtsdestoweniger bleibt 
die Hauptforderung eines wirksamen Arbeiterschutzes bestehen, durch zweck¬ 
entsprechende Einrichtung und Regelung de.s Betriebes der gesundheitsgefährlichen 
Anlagen dafür zu sorgen, daß die Bleiaufnahme durch den Organismus selbst 
eingeschränkt und womöglich verhindert wird. Dr. Wolf-Hanau. 
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Eriahruncen ttber kombinierte Verslftun^eia Im Gewerbe. Von 
J. Müller-Tägerwilen. Zentralblatt für Gewerbehygiene 1919, Nr. 6—8. 

Die Zahl der kombinierten Vergiftungen nimmt mit der Entwicklung der 
modernen Tedinik gewaltig zu. Als Hauptgründe sind dafür namentlich folgende 
2u erwähnen: 1. Die ungeheuere Verbreitung von durch chronische Wirkung ge- 
aundheitsgefährlichen Stoffen in den verschiedenen Industrien. 2. Unreine Produkte. 
3. Besorgung vieler ganz verschiedener und wechselnder Arbeitsprozesse durch 
«inen einzigen Arbeiter, völlige Unkenntnis der Arbeiter und oft auch der Betriebs¬ 
leiter über die Gefährlichkeit der verwendeten Stoffe. 4. Starker Wechsel der 
Verfahren und Prozesse a) durch Konkurrenzzwang, b) seit dem Kriege vor 
allem auch durch Rohstoffmangel und Veränderung der Ausgangsprodukte. 

Dr. Wolf-Hanau. 


Wirkung der Staubeinatmuug in Bergwerken. Von Dr. Junghans. 
nZentralblatt für Gewerbehygiene 1919, Nr. 10—11. 

Schon jetzt haben die Versuche ergeben, daß der Staub in den Kohlenberg¬ 
werken, falls es nicht in allzugroBen Mengen eingeatmet wird, nicht nur unschädlich, 
sondern sogar in gewisser Weise von guter Wirkung ist. Dr. Wolf-Hanau. 


Dia Einschränkung der Betriebsgafahren durch dia Arbeiterausschfisse. 
Von Dr. A. Bender. Zentralblatt lür Gewerbehygiene 1919, Nr. 7—8. 

Besitzt der Revisor aus Arbeiterkreisen nicht die erforderlichen Kenntnisse 
und Erfahrungen auf dem Gebiete des Gefahrenschutzes, so kann er si^ die er- 
torderliche Autorität weder bei seinem Genossen noch beim Unternehmer ver¬ 
schaffen. Es ist daher eine der wichtigsten Aufgaben der Zukunft, zur wirksamen 
Durchführung des Arbeiterschutzes — insbesondere der neuen Verordnung - in 
recht weite Kreise der Arbeiter möglichst eingehende Kenntnisse über Unfall- und 
Krankheitsschutz zu verbreiten. Dr. Wolf-Hanau. 


Tas:esnadiriditen. 

Die diesjährige Jahresversammlung des Deutschen Vereins für Psychiatrie 
wird am 27. und 28. Mai in Hamburg stattfinden. Auf die Tagesordnung sind 
:gesteUt: 1. Inwieweit sind Änderungen im Betriebe der Anstalten notwendig ge¬ 
worden? Berichterstatter Dr. Kolb-Erlangen und Dr. Falkenberg-Buch. 2. Die 
Abnahme des Alkoholismus und ihre Wirkung auf Geisteskrankheiten. Bericht- 
«rstatter Dr. Wagner v. jacoregy-Wien und Dr. Peretti-Grafenberg. AuBer- 
tlem hat Dr. E. Stransky einen Vortrag über den seelischen Wiederaufbau des 
deutschen Volkes und die Aufgaben der Psychiatrie dabei angemeldet. Weitere 
Anmeldungen von Vorträgen sind bis Ende März an Geh. San.-Rat Dr. Hans 
Laehr-Wernigerode, Sanatorium Salzbergtal, zu richten. 


Die Qcsellschaft deutscher Naturforsdier und Arzte wird in diesem 
Jahre wieder'eine Versammlung abhalten, die vom 26. September bis 
1. Oktober in Bad Nauheim tagen soll. 


Die Zentralblifsbeamten der Arzte Österreichs erlassen einen Aufruf 
mit der Bitte, um einmalige oder monatliche Beiträge zur Unterstützung von 
notleidenden ärztlichen Familien, Witwen und Waisen. Wir können diese Bitte 
nur aufs wärmste unterstützen; Spenden dafür sind an die Zentralhilfsbeamten, 
Wien I, Birxgaße 1, zu senden. Daselbst nimmt man auch mit groBepi Dank Anmel¬ 
dungen von solchen Kollegen entg^en, die zur Aufnahme von Ärztekindem für 
«inige Wochen bereit sind. 
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Tagesnadirichten. 


Seitens des Stadtrates und der Ärztesdiaft des Kurbades Karlsbad' 
geht der Schriftleitung die Mitteilung zu, daß die dortige Kurtaxe keineswegs 
so außerordentlich erhöht ist, wie dies irrtümlicherweise durch die Presse ver¬ 
breitet ist. Die neuen Kurtaxklassen bewegen sich vielmehr in den Sätzen von 
20, 50, 70 und 100 Kronen, gegen früher 15, 25, 35 und 50 Kronen; nur für be¬ 
sondere Fälle, wo außergewöhnliche Umstände, z. B. Valutadifferenzen, vorliegen» 
findet ausnahmsweise eine neue Kurtaxklasse von 200—500 Kronen Anwendung. 
Auch die vielfach verbreitete Nachricht, als ob der Besuch des Kurortes Karlsbad, 
sehr erschwert sei, ist unrichtig; er ist vielmehr ohne wesentliche Schwierigkeit, 
lediglich bei Erfüllung der übrigen Formalitäten möglich; auch ist das Kurleben 
in Karlsbad durch die politischen Verhältnisse ganz unberührt geblieben. 


Mitteilung für die Mitglieder des Deutschen 
und Preußischen Medizinalbeamtenvereins. 

Vom April d. J. ab wird die 

Zeitschrift für Medizinalbeamte 

wieder von der 

Hofbuchdruckerei J. C. O. Bruns in Minden i. W. 

hergestellt und versandt. Etwa erfolgte oder kurz bevorstehende 
Wohnungsänderungen sind deshalb künftig an diese neue Geschäfts^ 
stelle mitzuteilen. Beschwerden wegen Ausbleibens der Zeitschrift 
sind dagegen nach wie vor stets zunächst an das zuständige Post-^ 
amt zu richten und nur bei etwaiger Zusendung der Zeitschrift unter 
Kreuzband an die Geschäftsstelle. Erst wenn die Beschwerde beim 
Postamt ohne Erfolg bleibt, ist davon der Geschäftsstelle bzw. dem 
Schriftführer des betreffenden Vereins — Herrn Prof. Dr. Sieveking- 
Hamburg37,RotenbaumchausseeNr.211 bzw. Herrn Med.-RatDr.B undt- 
Halle a. S., Große Steinstraße 20 — behufs weiterer Veranlassung 
Kenntnis zu geben. 

Minden i. W., den 20. März 1920. 

Der Vorstand 

des Deutschen und Preußischen Medlzinalbeamtenverelns. 

1. A.: 

Prof. Dr. Rapmund, Geh. Med.-Rat, 

Vorsitzender. 


Verantwortlicb für die Scbriftleitnng: Prof. Dr. Rapmuad, Geh. Me4.-Rat in Minden i. W. 
Drude von Louis Seidel Nacfaf. Leipaig. 
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GMtorben: Dr. Br«mer, Kreisarat a. D. in fiereat (Weai* 

preaAea), Qeh. Reg.*Rat Prof. Dr. Zants in Berlin. 

Bayern. 

Ansseiehiiaiifeii: Verlieben der Titel and Rang als Obermedi- 
ninalrat: den Reg.* und Med.>Räten Dr. Obermayer in Angsborg and 
Dr. S. Miller io Ansbach; — der Titel and Ran^ als Med.-Rat: den 
Besirksärsten Dr. Günther in Höchstädt a. A., Dr. Niedermaier b Pfarr¬ 
kirchen, Dr. Wiedemann inNeanlm.Dr. Weberin Schweinfart, Dr. Aschen- 
brenner b Weißenbarg i. B., Dr. Detsel in Rockenhausen, Dr. S. Bfilier 
in Nenbarg a. D., Dr. Schlier in Lauf, Dr. Frank in Zireibrficken, Dr. 
Deppisch b Cham, Dr. Krebs in Bad Aibling, Dr. üebl in Amberg and 
Dr. L. Seidel b Ealinbach sewie den Landgeriehtsärzten Dr. Heid bStraa- 
bing, Dr. Thon, Freiherr Ton Dittmar b Biehst&tt und Dr. Knehr b 
Nfimberg. 

Württemkarg. 

Gestorben: Dr. Kistle, Oberamtsarzt b Wangen (infolge eines ünfaUs). 

Badoa. 

BmMintt Bezirksarzt Dr.Hammel b Neustadt zam Hfifsreferenten 
für Medlzbalwesen beim Mbisteriom des Innern in Rarbrohe; Prol Dr. Sachs * 
Frankfurt a. M. zum ordentlichen Professor and Direktor der wissenschaftlichen 
Abteilang des Instituts ffir experimentelle Krebsforscbang in Heidelberg. 

Gestorben: Prof. Dr. Max Fürbringer b Heidelberg. 

Homon. 

Ernannt: Dr. H. Wagner, Arzt am Landeszuehthause b Butzbach 
mm Efdsarzt des Erebgesandheitsamtes Groß-Geraa. 

In den Bnhestand getreten: Med.-Rat Dr. Wengler, Kreisarzt b 
Groß-Geraa. 
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Fortedintt. 5 

SOABBH grollt wodor dio Haut aoob dlaWAaobo na. s 

Utiralvr? Med. Klinik Berlin Kr. lO, Jabrg. 1918« Behandlung der Seahlee Biil Seaben. 

Oberttabsarii Dr. Greif. — Hoderne Mediiln Beriln Kr. 1, Jahrgang 1918« 
Praktitehe und raiehe KräUebehandlung. Dr. Steiner. 

Proben auf Verlangen zu Diensten. 
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80 dui» sieb Zafütn-iaiif jor erübrigt 

Pftcktmgea uut "t2i ^, ‘öd^r 1 i/:: 


BfDtabalt. Hypnotikum, bewährtes Sedativum and Elhechi^erungsmittel 

"f orsfigUeb wtjfktsis in KomMnailo» mit AXBjrlOQlAydrilt bei 
PfttnmfargesfeaoH^ft otsd f^tUDu epUenUone 

IlMrofebrin (Keni^ati-Aiiiifebrij) an). Anaigetikom und Sedativum« 

l^ij^i^ikipaokiitigeD: Hrare&aitabletten ku ^,5 g x 

Vi in ^ 

Neurofebrlntablettea »ti 0^6 g Kr. X 

IssfUrSclit Utifitvr isreb: Kaile & Co.. Aiitieii 9 es 6 tisc}i 8 n. BieM a Jii. 


Bei üet hiegig;6a atädtisuhen Vfrwaituag ist die Stelle eities 


ioehep ö beifeäü sofort *n besetzen, 

jlie Steliifc fet Töll^^ lebensit.ngliciie mit Äasprach fcpf lliääbi»» 
g6hBlfe^::^Pri.?*the8chä^tigajJg ist, nicht v , . ' 

B&S Oehalt heiffigt SiflOO AI„ and S'ä« S jahri^»:'i^ 

nnä Mr bis Äuf 18^ M. Hierzu kommt eiim Jäiriißhk‘^nt&ÄgÄÄ;Ö 

¥0» ÄdW äd,; and Kjnd«rl!ftWlfB 6QÖ |L ttr ji^e» KiH4<.. ®r« 

hj^tea SCvBfözettt dfä Betragt» ^ ->;v, ... - ' 

bjipene erwünsc^, Kreijtf20t-he VorhUdinig ist ewHt. aözagebeii. 

MelduDgea sind bis zum l. kfai 1220 <ui di« rtädtisch« SchjolvMlMdnan 
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fdr dis gesamte Gfibi9t W |^rj 0 ^^ {’s^ohiatrie, des 

staafticMfi tr^griyafen V&fsicheruhgiWesens, sowie fQr das Mediziiaf* 
u. difeatlicrha Gestindheifswesea» ehisoht. der praki u. soziatoAHygitAe:' 

‘' TO»:' ■ ■ •' 

‘,Pröf*' Dt. Otto' Hapiiiüiid. - ■ .11 

^ ' l'-■ - G«b,.M^.A^Kal..Jj*.Milden ; ■' 

GfffzIeGesGrgied.GdiffSoHea, PrioSM#rBayeHtAhe%SllcMt0hen,^^^^^^ 
WMaidfe^rA^ BadiseiieR, Hessisclien, IReckfenburgfteheA^ 
thäriid^t^leo u> Braunsohweiiglscheh MediziAifbeainteiiversInt ^ 

Verlag Ton Flscbei^s meä3ucbbaiidlttfl^MvE^ 

flArxegt. Key er» Hof« «« K« m. Koiumcr^ftodoPbio^^ 

Berlin W. G2, Kelthstr»»»^^^^ 

JütMifto 4B»^if«aT«ryr4toef 1f ga« Fuaeli , Be^aSW, to«^ 

PMi BJ^Ulobeo; Aotelftft-'Aontbai^^ 4e# In- Tuui 


jprtchctut »m 5, |«dso ^ 5, April 


SSnr Frage der KominanaHsiernng 4er Kreisärzte. 

I^oa 6eh. Ued.'Eat Dr. 7. Korotra^tor» Med.*Il«t ad B&mwlidorf. 

Es Jiat »ch su3r2elt in eißaufireiohep Ereisen eine gewisse 
Bewei^ng entfaltet mit dem Kennwort: Der Kreisajnzi hat trer' 
Mgt. Dabei riehtek sich die ünauffiedenbeit teils gegen die Art 
der Steilung selbst, teils aber auch doch wohl gegen ihre Wahr- 
nehraung durch die bisherigen BeamteD, stets mit der Sehlu#- 
iolgeruQg: Die Stellung muß geändert', der Kreisarzt muß 
,fkoinnmnal>sieH^ ; werden. Was ist Wahres' an dieser An- 
schauong? 

Wer Immer in unserem Yaterlande sich Um gesündbeit- 
liebe Frag^ etwas bekümmert hat« der weiß, dafi wir darin in 
den letalen Jahrzehnteo ungeheure Fortschritte gemacht haben. 
Die Sterblichkeit ist fortgesetzt: bis aUro Kriegsauabruch — 

gesankeo, äse durchsohnittibhe Dehensdauer dementsprechend 
— uro etwa 9 Jahre — gestiegen. Im besonderen war die 
Tuberkiiioaeaterblicbkeit etwa um die HälHe gefallen. Gelähr- 
liehe Seuchen, wie Cholera, Fleckheber, Pocken, Ruhr, waren 
teils mit Erfolg lemgebalten, teUa nahezu unterdrilckt worden ; 
gegen den T/phiis waren Örtliche sjstematische Bekämpfungen 






IM Dr. J. BwatMMftr 

im Gange, ebenso erfolmiohe ^egen die Wunnkrankheit und 
gegen die Gramdose. Die Hyspene der Ortschaften in beäug 
auf allgemeine Reinlichkeit, tmrat* und Abwässerbesmtigung, 
Wasserversorgu^, auch Anpflansungen und Wohnen hatte siw 
gut entwickelt, ^ne wirksame Schulhygiene und Jugendfürsorge 
arbeitete in stei^ndem Mafie im Sinne der Gesunderhaltung 
und KrUtigung des Nachwuchses. Am Schutse der Gebärenden 
wie der Neugeborenen, an Verhütung von Elrkrankungen wie an 
der Besserung des Hebammenwesens war man fortgesetst tätig. 
Für hygienis^ genüMnde Krankenhausbauten war derart weit¬ 
gehend gesorgt, dafi bereits Widerspruch laut wurde; auch 
auf die Sicherung der Geisteskranken wie der Strafgefangenen 
vor ungerechter ^urteilung und ungeeigneter Behandlung war 
grolle’Sorgfalt verwandt Die gericntsärztliohe Be^tachtui^ 
war durchaus auf der Höhe. Uewerbeschuts, Reichsversiche¬ 
rungsordnung und verwandte Gesetagebung Mwährleistetmi 
der erwerbstätigen Bevölkerung eine Sicherstellung, wie sie 
noch nie dagewesen ist, solange es eine Welt^chichte gibt^ 
und was dergleichen Organisationen, Gesetze und Verordnungen 
mehr sind. An der Durchführung, in gewissem Grade auch an 
dem Zustandekommen aller dieser Benahmen, die unserem 
Volke so viele gesundheitliche und verwandte Vorteile ^chaffen 
haben, sind die Kreisärste als örtliche Gesundheitsbeamte 
hervorragend tätig gewesen; sie haben hier gans und gar nicht 
versag^; denn hätten de versagt, so hätte der Erfolg nicht ein 
so in die Augen springender sein können. Wäre dieser Erfolg 
aber nicht gewesen, wäre die Kreisarztmstanz, auf deren Tätige 
keit ja doch schliefilich die praktische Durchführung der 
Gesundheitsgesetzgebung gmia wesentlich mit beruht, nicht so 
suverläfllich gewesen, wie sie tatsächlich war, so hätte der 
Weltkrieg unserem armen Volke in gesundheitlicher Hinsicht 
noch ganz andere Wunden geschlagen, wie es schon geschehen 
ist Der tatsächliche Hoclutand des deutschen Gesundheits¬ 
wesens beweist also ohne weiteres auch die Tüchtigkeit und 
Leistungsfähigkeit des deutschen besw. preufiischen Kreis¬ 
medizinalbeamten wie die Richtigkeit ihrer Ausbildung, ihrer 
Auswahl und der ihnen sugewiesenen Stellung. 

. Dieses wird jeder wahre SachvMStändig^ bestätiMn müssen. 
Schreiber dieses Aufsatzes ist nun seit 25 Jahren Regierung^ 
und Medisinalrat, etwa bald 17 Jahre lang in dem zuraett 
nahezu 4 Millionen Einwohner beherbergenden RepperungsbesiriE 
Düsseldorf mit seinen zufolge seiner Gronslage wie seiner hoch¬ 
entwickelten Industrie zahlreichen Aufgaben auf hygienischem 
und sozialem Gebiete und mit seinen augenblicklich 2S Kreis- 
medisinalbeamten. Wie manche Epidemm habe ich nicht zu¬ 
sammen mit den Kreisärzten beklUnpftl An der Lösung wie 
vieler hygienischer, sanitärer und medizinischer Fragen haben 
wir nicht zusammen gevbeitetl Wie zahlreiche Berichte und 
Gutachten der Kreisärzte sind im Laufe dimer Jahre nidit duroh 
meine Hände gegangenl loh darf hier mithin eitte g s w i ms 
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Erfahning und Sachkenntnis für mich in Ansimioh nehmen. 
Und wenn ich gefragt würde, so würde idi pfiichtgemäfl mein 
Urteil dahinabgeben müssMi: Die Kreisärzte haben sich 
allgemein ihren recht mannigfachen Aufgaben ge> 
wachsen gezeigt, von einem Versagen kann keine Rede sein; 
ne haben geleistet, was man billigerweise von ihnen verlangen 
konnte, gar manche weit mehr. 

Zu demselben Urteil gelangt man auch auf dem Wege des 
Vergleiches. Im Verlaufe meines nicht mehr kurzen 
Lebens ist es mn vergünnt gewesen, in alle fünf KrdteUe 
lu kommen und fast sämtliche europäischen Länder wieder* 
holt zu besuchen, teils als Arzt der ehemals Kaiserlichen 
Marine, teils im amtlichen Aufträge oder bei Gelegenheit 
T<m Kongressen, teils als einfacher, aber doch immerhin sach- 
verständ^r Reisender. Und da Imnn ich aus voller Ueber* 
Zeugung auasagen: Die allgemeine Gesundheitspflege hat 
hl kmnem dieser sämtlichen Länder hoher gestanden, als in 
Deutschland, vielmehr war in dieser Hinsicht unbedingt „Deutsch- 
laed in dw Welt voran.* Ich habe auch den Eindruck, dafi das 
gleiche auch in bezug auf den Örtlichen Medizinalbeamten zu 
geltMi hat; wenigstens ist mir kein Land bekannt geworden, 
m dem dieser hoher stände, wohl aber das Gegenteil, und ich 
meine, alle diejenigen hygienischen Sachkenn^, die im Laufe 
des Weltkrieges in feindlichen Ländern sich länMre Zeit auf- 

K halten haben, wmden zu derselben Meinung glommen sein. 

IS alles aber konunt daher, dafi im alten Deutschland Gesetze 
■ioht nur arlassen, sondern — im Ge^nsatze zu anderswo — 
auch durch geführt wurden; und ufi solches geschah, ist 
eben wiederum den Kreisärzten erheblich mit zu mtnken. 

Dann noch ein anderer Verglich: Der Reg^ierungs- und 
Mediainalrat gehört w<dil zu demjenigen Mitgliedern der Rei¬ 
fung, die mit am meisten mit Beamtengruppen verschiedener Art, 
teommzfdimi wie nicht technischen, amtlich in Berührung 
kommen. Man gewinnt da einen gewissen Einblick in das, was 
Beamte anderer Fakultät leisten. Da liegt es mir nun völlig 
fern, Ober irgendeine KateTOrie abfällig urteilen zu wollen, ich 
habe weder lwoht noch Amafi dazu. Aber dafi die Kreisärzte 


an Tüchtigkeit und Leistungen hintw umndeiner anderen Be- 
amtengnqipe surückständen, habe ich nie Grund gehabt anzu- 
mdiWHin, und ich habe auch bei anderen Beam^ nicht ein 
danurti^ ungünstiges Urteil wahrgenommen. 

Ineae l^iztungsfähigkmt dm [weufiisohen Kreisärzte ist 
äbtr um'so mehr anzue»ennea, als die M^uzahl von ihnen 
aaoh heute sozusagen nur halbe Beamte sind und — im 
Oegenaata zu anderen Beamten — ihren Lebensunterhalt sich 
mw a nt ^ nebenhw verdienen müssen^ dabei aber, weni^tens 
MB Regierttogriiesirir Düsseldorf, in emer Umwelt von Fach- 
genossen leben, deren EHnkünfte so hoch sind, dafi nur etwa 
•He 2 Jahre eiaer von den 1600—1600 praktiziereodmi Aerzten 
das Beaiaka das Bedflrfnis empfindety die Kreisarstprüfung ab- 
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culegen — ohne dafi er damit stets auch später Kreisarat au 
werden sich bestrebte. 

Aus diesen Darlegungen ergibt sich meines Erachtens mit 
voller Bestimmtheit, dafi der preufiisohe Kreisarat, wie 
er gestellt, vorgebildet und ausgewählt wurde, allen berechn 
tigten Ansprüchen genügt und keineswegs irgend 
versagt hat. Wer das Gegenteil behauptet, urteilt —^ ab¬ 
gesehen von anderen Gründen — aus Unkenntnis, wie ich denn 
imter den ungünstigen Beurteilem bisher noch keinen getroffen 
habe, dem ich eine volle Kenntnis der kreisäratlichen Tätigkmt 
anerkennen könnte. ^ 

Nun wird behauptet: Ja, aber in der Soaialhygiene 
hat der Kreisarzt versagt. 

Darauf ist folgendes zu erwidern: Zunächst, was ist denn 
eigentlich „Sozialhygiene*? Wo ist die Grenze ge^n 
„Hygiene“? Wo wird sie gelehrt? Wer sind ihre offiziellen Ver¬ 
treter? Seit wann ist sie als ein besonders wissenschaftliches Fach 
anerkannt? Man sollte meinen, dafi jeder, der praktisch Hygiene 
treibt, damit implicite auch „Soziales“ leistet, und alle, die sich 
als „Sozialhygieniker“ aussondem, sind einstweilen doch mehr 
oder minder Autodidakten in dieser Spielart der allgemeinesi 
Hygiene. Alles, was die Kreisärzte auf dem Gebiete der Be¬ 
kämpfung ansteckender Krankheiten, der Verhütung des Kind¬ 
bettfiebers, der Sicherung von Wasserleitungen, der Reinhaltung 
von Flufiläufen, der Orts-«und Schulhygiene u. dgl. m. geleistet 
haben, war durchaus „sozialhygienisches Tun“, und hierin 
haben sie eben nicht versagt, ja, es wird zahlreiche Kreise 
geben, in denen der Kreisarzt der einzige Vertreter dieser prak- 
tochen „Sozialhygiene“ war und ist; die §§ 73 (Wohnungen 
hygiene), 04 (Schulhygiene), 97 (Gemeinnützige Bestrebungen 
dabei), 98 (Haltekinderwesen), 99 (Sorge für Kranke, Sieohe 
usw.), 104 ^ürsorge für Geisteskranke, Epileptische und Idioten) 
der alten Dienstanweisung vom 23. März 1901, wie 81a (Be¬ 
kämpfung des Alkoholmißbraucbs), 98 a (Säuglingsfürsorge), 
103 a (Krüppelfürsorge) der neuen Anweisung vom 1. Sept. 1909 
machten dem Kreisärzte besonders diese „sozialhygienisohe* 
Tätigkeit zur Pflicht, auch. einige Nummern der „ver^ucns- 
ärzthchen Tätigkeit“ (§ 115) fallen in dies Gebiet. 

Will man aber unter Ausübung der „Sozialhygiene“ ledig¬ 
lich die individuelle Fürsorgetätigkeit verstanden 
wissen, so ist zu sagen, dafi diese noch niemals unter die Auf- 

f aben des Kreisarztes amtlich eingereiht worden ist; weder das 
[reisarztgesetz vom 16. Sept. 1899 noch die erwähnten Dieni^ 
anweisungen noch Sondererlasse verlangen eine solche vom 
Kreisärzte. Diese Fürsorgetätigkeit gehörte also gar nicht au 
den Dienstobliegenheiten des staatlichen Kreismedizinalbeamten, 
ond wenn ein Kreisarzt sie nicht ausgeübt hat, so kann man 
ebenso wenig einen Vorwurf daraus machen wie etwa 
einem Hochbauer, der sich nicht um Kanalisationen bekümmert, 
oder einmn VolkssohulrekttMr, der seine Schüler nicht griechisch 
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lernen läfit; ein jeder Beamter hat doch nur diejenigen Auf¬ 
gaben zu erfüllen, für die er angestellt ist. 

Darüber, ob hier etwa eine Unterlassung der Zentralver¬ 
waltung vorliegt, will ich mich nicht weiter äufiern. Ich per¬ 
sönlich bin nicht der Meinung; denn diese personelle Fürsorge- 
und Beratertätigkeit kann nach den bisherigen Anschauungen 
und Grundsätzen unmöglich vom Staate ausgehen; auch ist sie 
hinsichtlich der heutigen weitgehenden Forderungen so neuen 
Datums, dafi sie noch gar nicht Gegenstand staatlicher Rege¬ 
lung sein konnte. Dabei berührt es eigenartig, daß die Forde¬ 
rung, der Kreisarzt müsse sich mehr mit der Fürsorgetätigkeit 
befassen, nicht selten von der gleichen Seite kommt, die in der 
Praxis bisher erklärte, der Kreisarzt könne diese Arbeit im 
allgemeinen gar nicht leisten, dafür müßten besondere Für¬ 
sorge-, Stadt- oder E^reiskommunalärzte angestellt werden. 

Waren nun also die Kreisärzte in keiner Weise zu einer 
Fürsorgetätigkeit verpflichtet, so haben sie doch tatsächlich 
vieifaoh, wenigstens im hiesigen Bezirke, eine solche in mehr 
oder minder großem Umfange und mit Erfolg seit Jahren aus- 
göübt. ln 11 Stadtkreisen des Bezirkes, nämlich in Barmen, 
Crefeld, Düsseldorf (Stadtarzt Hauptamt), Duisburg, Elberfeld, 
Essen, M.-Gladbach, Hamborn, Mülheim (Ruhr), Remscheid 
yetzt geändert) und Sterkrade, sind seit längerer oder kürzerer 
Zeit die Kreismedizinalbeamten auch als Stadtärzte angestellt 
und dementsprechend bald in größtem Umfange bald auch in 
geringerem Maße in der Fürsorgetätigkeit beschäftigt, je nach¬ 
dem die hygienische Wohlfahrtspflege von der betreffenden 
Stadtverwaltung ausgebaut ist, bald allein, bald mit Hilfskräften, 
z. B. Stadtassistenzärzten. Ebenso ist der Kreisarzt im Land¬ 
kreise Crefeld seit Jahren gleichzeitig der Kreis-Kommunalarzt 
und als solcher umfangreich tätig, im Kröise Dinslaken übt er 
gleichfalls die Fürsorgetätigkeit aus. Im Kreise Mettmann, wo 
jetzt 2 besondere Fürsorgeärzte wirken sollen, hat der l^eis- 
arzt wenigstens die Fürsorgetätigkeit in einer Bürgermeisterei 
zu betreiben, ln anderen Kreisen, so in Gleye, Düsseldorf Land, 
Geldern, Grevenbroich, Kempen (Rhein), Moers, Stadt Neuß 
(jetzt geändert), Rees (Wesel), betätigt sich der Kreisarzt teils 
in der Kreisaufsichtsinstanz, teils in einzelnen Zweigen der 
örtlichen Fürsorgerei, oft völlig ehrenamtlich seit Jahren; so 
daß unter den 30 Kreisen des Bezirks nur 8 übrig bleiben, in 
denen der Kreisarzt mit der Fürsorgetätigkeit nicht befaßt war. 

Damit aber nicht genug. Viele Kreisärzte sind Vertrauens¬ 
ärzte der Landesversicmerungsanstalt und damit an der Durch¬ 
führung der sozialen Gesetzgebung beteiligt; nicht wenige 
wirk«! ausschlaggebend bei der Verteilung der Nahrungsmittel 
an Kranke mit, einzelne sind Leiter der Beratungsstellen für 
Geschlechtskranke. Zahlreiche Kreisärzte sind hier auf dein 
Gebiete des Roten Kreuzes, bei den Sanitätskolonnen und bei 
den vaterländischen Frauenvereinen tätig, auch bei deren 
Mütterberatpng oder als Instrukteure der Kolonnen oder als 
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Ereisinspekteure und dunit au! dran Gebiate der enten Hilfe 
bei Unglücksfällen. Sie haben wesentlich mitg^wirkt, daft die 
Sanitätskolonnen des Beairkes während des Krieges 3 Vereins- 
lasarettsüge aulstellen, unterhalten und betreiben konnten, von 
denen der eine noch jetst läuft, doch wohl eine Art knegs- 
sozialen Unternehmens großen Umfanges. Bereits im Jahre 
1883, also zu einer Zeit, als man allgemein an FOrsmrge fOr 
Säuglinge noch wenig dachte, hat der Medizinalbeamten- 
verein des Re^erungs^zirkes Düsseldorf, der doch iih wesenb* 
liehen aus Kreisärzten besteht, Merkblätter für Säuglings¬ 
ernährung und für Wochenpflege herausgegoMn, die, 
wiederholt den Fortschritten dw Wissenschaft neu angepatt, 
sich großer Verbreitung erfreuen imd noch heute von dra 
Standesämtern bei der Anmeldung von Geburten im Bezirke 
verteilt werden. Der Kreisarzt Medizinalrat Dr. Kriege su 
Barmen, Stadtarzt und Fürsorgearzt daselbst, ist unlängst zum 
Vorsitzenden des bekannten großen »Bergischen Vereins für 
Gemeinwohl* gewählt worden, in dem er schon lange mit¬ 
arbeitet, gewiß ein gutes Zeichen der Anerkennung kreis¬ 
ärztlicher sozialhjgienischer Tätigkeit. An der DOsseldoHer 
„Rheinischen Frauenakademie*, einer Ausbildungsstätte Mr 
soziale Frauenarbeit, wird jetzt schon der zweite Kieisarst 
als Lehrer wirken, ln den Ausschüssen der 1916 zur Be¬ 
kämpfung des Geburtenrückganges vom Remmmg^räsidentmi 
Dr. Kruse hier ins Leben gerufenen „Vereinigung für 
Familienwohl im Regierungsbezirke Düsseldorf* sind Kreis¬ 
ärzte ausgiebig beteiligt und haben eifrig mitgewirkt, also 
in der heute so ganz überaus wichtigen BevOlkerun^s- 
politik. Und wieviel Kreisärzte aus dem ganzen Staate nnd 
nicht literarisch tätig gewesen I Ich wUl hier nur an die 
Schriften von Dr. Berger erinnern, bis vor kurzem Kreisarzt 
nnd Kreiskommunalarzt zu Grefeld, jetzt Regierungs- und 
Medizinalrat zu Gumbinnen. 

Angesichts aller dieser Tatsachen, deren Zahl aus dem 
hiesigen wie aus anderen Re^erungsbezirken leicht nodi w- 
heblich vermehrt werden kann, ist es vollständig unrichtig, so zu 
tun, als wenn der preußische Kreisarzt an der sozialhjmenisdien 
Welle, die seit eini^n Jahren durch unser Volk zu gleiten sich 
erhoben hat, unbeteiligt und gleichgiltig vorübermgangen wäre; 
in Wahrheit ist er, wie schon gesa^, an vimen Stellen der 
eigentliche Träger und praktische Auswirker des sozialhygioni- 
schen Gedankens gewesen, an anderen tätiger Mithelfer, För¬ 
derer und Leiter, sehr oft mit über seine dienstlichen Verpflich¬ 
tungen weit hinausgehenden freiwilligen, oft ehrenamtlichen 
Leistungen. Will man also, wie es den Anschein hat, die 
hygienische Fürsorge- und Wohlfahrtstätigkeit heute mit hohem 
Drucke „ausbauen*, so ist der Kreisarzt die geeignetste, mit 
den besten Vorkenntnissen und Erfahrungen ausgerüstete Pw- 
sOnUchkeit für die Uebemahme dieser Tätigkeit; man braucht 
dazu seine Stellung nicht erst zu ändern, zu „kommunalisieren*; 
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68 wird eine gewisse Unterweisung in einzelnMi sösialen Fächern, 
die etwas ferner ab von der eigentlichen Kreiarstbeschäftigung 
li^^n, und eine nebenamtUohe AnsteUun|f im Kreis- oder Qe- 
memdedienste genügen, um auf die biihg^te, einfachste und 
wirksamste Art hymeniscbe FOrsorgetätigkeit im Lande au 
treiben, wobei der Kreisarat natürlich ausgiebig besoldet und 
▼on der änitlidien allgemeinen Praxis losgelöst werden muft. 
Warum das Verhältnis durchaus umgedreht und der Kreisarat 
in dw Folge Kommunalbeamter im Hauptamte und 
Staatsbeamter iin Nebenamte werden soll, ist nicht recht 
erfindlich. Leistungsfähiger wird der Kreisarat dadurch doch 
nicht; entweder er kann beide Aemter bewältigen — und das 
seht <dt; man denke nur nicht bloft an Berlin oder KOl^ 
Breslau und andere sehr grofie Städte oder an sehr grofie 
Krmsel — so kann es bleiben wie es ist; oder er kann es nichts 
dann muft man mehrere Beamte nebeneinander anstellen, oder 
man^bt dem Kreisarate in seiner Bigensohaft als Stadt- oder 
als £m8kommunalarat Hilfsärate, also Stadtassistena- 
träte aur'Unterstütaung, wie wir sie für Barmen, Düsseldo^ 
Duisburg schon längst haben, beaw. Kreiskommunalassi- 
stenaärate, sofern der Staat nicht Kreisassistenaärate mit 
kiMnmunaler Nebentätigkeit aur Verfügung stellen will. Diem 
leiste Organisation der Einheitlichkeit der Leitung in der Hand 
des personaluniierten Kreis- und Kommunalarates erscheint mir 
im allTOmeinen weit aweckmäftiger als das selbständige Neben- 
einan<ferwirk«i eines staatlichen und eines kommuniuen Medi- 
ainalbeamten, wie wir es ja in einigen Kreisen unseres Be- 
lirks brneits haben. Ich verkenne keineswegs, daft in diesen 
Kreisen eine sehr rege systematische Fürsorgetätigkeit herrscht; 
daft die gesundheitlichen Verhältnisse in diesen Kreisen ab« 
besser, die Sterblichkeit und Kränklichkeit geringer oder gar 
^ Oeburtliohkeit höher geworden wäre als in anderen Kreisen, 
das ist mir freilich bisher nicht nachgewiesen; die Qeburten- 
lifier als Indikator für den Willen aur Fortpflansun^ ist a. B. 
in dbn Kreisen Mettmann, Solin^r Land und nun gar m Liennep 
fsrtgesetat unter dem Durchschnitt Säuglings- und Tubwku- 
losesterblichkeit ebenfalls nicht geringer ins anderswo. 

Dabei bedeutet das Wirken aweier Mediainalbeamtmi 
nebeneinander sweifellos eine geldliche Mehrausgabe und 
eto gedoppeltes Bearbeiten manches Gebietes durch awei 
Personen, also etwas Ueberflüssiges an Zeit, Qeldausgabe und 
Beamlentätigkeit. Wir sollen aW in imserer immer trostloser 
werdenden Lajge an Geldausgaben und Beamtenanstellungen 
doch sparenl lut dem Schlagworte „dafür muft Geld da sem* 
konamen wir auch nicht wmter. Denn nicht nur nimmt jeder 
MM sein Steckenpferd dies Gelddaseinmüssen in Anspruch, ^- 
dsm wo überhaupt nichts ist, da hat nicht nur der Kaiser, 
smidem audi jede andere Staatsregierung und ebenso die Ge¬ 
meinde ihr Recht verloren; und mir will es scheinen, die Ge- 
m e i ndsn werden bald aut dem Stande angelangt sein, daft sie 
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nicht nur ihren Oberbürgermeistern und Beigeordneten ihre 
yfürstliohen*' Gehälter werden kOrsen, sondern es auch werden 
ablehnen müssen, die Kosten für „kommunalisierte** KreUärate 
dem Staat abzunehmen. 

Wenn man, wie gern, ein wendet: Die Assistenzärzte des 
Kommunalarztes wechseln so häufig, dadurch wird die Fürsorge* 
tätigkeit unstät—, so übersieht man völlig, dafi die Einheitlich¬ 
keit durch das Bleiben des Kreisarztes gewährt wird, der 
die Hauptperson ist, der auch seine Hilfskräfte zur Stetigkeit 
anhält, und der selbst um so länger in seiner Stellung bleiben 
wird, je inhaltreioher sein Wirkungskreis und je höher demge¬ 
mäß auch sein Einkommen ist. Wenn wir wirklich ziu* Anstellung 
einer immer größeren Zahl von Fürsorgeärzten kommen sollten — 
Professor Dr. Schlossmann hat in der preußischen Laode^ 
Versammlung als Ziel je einen Fürsorgearzt auf 20000 Bän«- 
wohner hingestellt —, so kann man sich für diese doch wirklich 
keine bessere Schulung denken als die Tätigkeit als Hilfsarzt 
bei einem reichbesohäftigten Kreis- und Kreisfürsorge- oder 
Stadtarzte. - i . 

Was nun die Kommunalisierung . der Kreisärzte 
selbst anlangt: sollte es wirklich für diese ein erstrebenswertes 
Ziel sein, von den Parteien der jeweiligen Stadtverordneten¬ 
versammlung oder des Kreistages oder Kreisaussohusses ab- 
htogig zu sein, jede 12 Jahre wieder gewählt werden zu 
müssen und keine Möglichkeit der Versetzung zu haben?- Die 
jetzt leicht verlockenden hohen Gehälter werden, wie gesi^, 
sehr bald aufhören. 

Die Fürsprecher der Kommunalisierung denken im übrigmi 
augenscheinlicn nur immer an die Fürsorgetätigkeit imd 
haben, da sie die tatsächliche gesamte Tätigkeit der Kreisärzte 
nicht kennen, auch kein rechtes Verständnis für die imbe¬ 
dingte Notwendigkeit des Vorhandenseins eines unab¬ 
hängigen staatlichen Kreisgesundheitsbeamten, 
also auch nicht für dessen bisherige Haupttätigkeit. Wie soll 
der Kreisarzt als Gemeindebeamter die übertragbaren Krank¬ 
heiten unbeeinflußt bekämpfen, wenn er dabei auf Schritt und 
Tritt seine eigene Nährmutter, die Gemeindeverwaltung, mit 
Kosten belasten oder wegen Unterlassungen zur Verantwortung 
ziehen muß? So durch Einweisung Zahlungsunfähiger oder 
-unwilliger in Krankenhäuser auf Gemeindekosten, durch For¬ 
derung neuer Absonderungshäuser, besserer Schulen, Wasser¬ 
versorgung, Unratbeseitigung, Desinfektionsvorrichtungen und 
dergl. mehr. Soll er wirklicm, wenn die Gemeindeverwaltung 
sich in sanitäts- und medizinalpolizeilichen Fragen ablehnend 
verhMt, einen Kampf mit seinem* eigenen Vorgesetzten; dem 
Bürgermeister oder Landrat, beginnen? Eis ist leicht gesagt: 
Der Sachverständige darf nur seiner Wissenschaft „objektiv** 
folgen. Als ob es „Objektivität** beim „Homo sapiens** wirk¬ 
lich gäbe und überhaupt geben könnte 1 „Hart im Raume 
stoßen sich die Sachen!** In der Wirklichkeit hat nodi 
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immer der Spruch gegolten: „Wes Brot ich esse, des Lied ich 
singe. Und ein etwas gradaus sprechender Oberbürgermeister 
hatte nicht so ganz Unrecht, wenn er einmal die Anstellung 
eines Kreisarztes als Kommunalarzt als die Gewährung einer 
Art „Schweigegeld^ bezeichnete. Die allgemeine Ge¬ 
sundheitspflege wird ganz sicher bei einer Kommunalisierung 
der Kreisärzte nicht gewinnen, sondern leiden. 

Wie soll ferner der kommunalisierte Kreisarzt die eiiorder- 
liohe Objektivität und Unabhängigkeit entwickeki in den oft 
heiklen Fragen der sanitären Gdwerbepolizei, der Apotheken- 
yermehrung, als Gerichtsarzt, bei der Nahrungsmittelkontrolle, 
bei der Beaufsichtigung der Privatirrenanstalten, der Durch¬ 
führung der gesundheitlichen Wohnimgspolizei und dergl. mehr, 
auch dann, wenn einflußreiche Bürger und Stadtverwaltungen 
„interessiert“ sind, sobald ihn nicht der volle Schutz der Staats- 
autorität deckt? Wer schüzt ihn da vor Klüngeldruck? 

Und dann das wichtige AttestwesenI Wofür bedarf 
es heute nicht der ärztlichen und der amtsärztlichen 
Bescheinigungen! Wir leben doch in einer denkbar eigensüch¬ 
tigen Zeit. Je nach Vorteil wird bald Gesundheit und noch 
viel häufiger Krankheit zu Unrecht behauptet, der wahre Zu¬ 
stand muß aber festgestellt werden. Vielleicht ist noch in 
keiner Periode der Weltgeschichte soviel mit angeblicher „Krank¬ 
heit“ gearbeitet worden wie heute. Hier will jemand wegen 
„Elran&eit“ Zusatznahrungsmittel verschrieben haben, dort soll 
ein Kind wegen „Krankheit“ dem Schulbesuche entzogen 
werden, wieder einer will nicht Schöffe werden, ein anderer 
will auf der Bahnfahrt verunglückt sein, ein Beamter will 
li^en Urlaub haben oder frühzeitig pensioniert werden, ein 
ahdereir will es umgekehrt nicht, eine Frau will Hebamme 
werden, ein Mädchen geprüfte Krankenpflegerin, ein Jüngling 
Lehrer oder Kraftwagenlenker, .hier wünscht ein Angeklagter 
wegen Irrseins freigesprochen zu werden, dort soll jemand gegen 
seinen Willen ins Irrenhaus gebracht werden, und was der 
Fälle mehr sind, in denen die Fragen, ob gesund oder krank 
besw. inwieweit krank, bald für Wohl und Wehe eines 
Fänzelnen bald für Sicherheit und Wohlfahrt der Allgemmnheit 
von erheblicher, ja entscheidender Bedeutung sind, und bei 
denen daher die Beibringung amtsärztlicher Zeugnisse gefordert 
wird, die nur bei Tüchtigkeit und unbedingter, unbeeinflußter 
Zuverlässigkeit des ausstellenden Kreisarztes wirkliohkeitgemäß 
abgefaßt werden können. Wie nun, wenn der kommunalisierte 
Kreisarzt nach allen möglichen Richtungen verpflichtet, seine 
Zuflucht zu den bekannten „Gefälligkeitsattesten“ nimmt? Die 
Allgemeinheit wie auch wohl die Mehrheit der Kommunali- 
Aerungslustigen ahnt.in ihrer einseitigen Fürsor^freudigkeit 
ear nicht, wie sehr die Rechtssicherheit im Volke von dem 
Vorhandensein mnes zuverlässigen und unbestechlichen und 
daher unabhiUigigen staatlichen Kreismedizinalbeamtenstand^ 
mit abhängig ist. Hat man die Richter, um ihre Unpartei- 
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lidiketi m ermöglichen, unabhängiger als alle anderen Be¬ 
amten gestellt — wie kann man da die Kreieäratef dwm 
Outaohtertätigkeit wohl von nicht Tiel geringerer Bedeutu^ für 
das Volksgedeihen in vielen Fällen ist, in die Abhängigk^ 
▼on ihnen so nahe befindlichen OemeindeverwaltunMn und 
SelbstvwwaltungskOrpem, wohl gar von ärstlichen vereinen 
und anderen Interessentenmppen bringen wollen? 

Nein! Der heutige Drang nach Kommunalisierung der 
Kreisärste ist nach meiner festen Ueberaeugung ein Irrgang, 
um nicht su sagen eine Modepromenade, und beruht aum 
^ften Teil einerseits auf su einseitiger Betonung der indivi¬ 
duellen Fdrsormtätigkeit, anderseits auf völliger Unt«r- 
scbätsung der Bedeutung einer unbeeinflufiten, durch Staats- 
autoiität gestütaten und beaufsichtigten amtsärstlichen Gut¬ 
achtertätigkeit. Will man dem Drängen nach stärkeim* Für¬ 
sorgetätigkeit folgen, nun, so befähige und verwende man den 
staatlicben Kreisarst daau durch weitere Sonderunterwmsung und 
nebenamtliche Anstellung als Stadt- oder Fürsorgearst; 
kann er allen Aufnben dann nicht gerecht werden, so gnbe 
man ihm nach Bedarf Hilfsärate und natürlich sonstige Bilh- 
kräfte, in gans groften Gemeinden stelle man etwa nehrere 
derartige Eieis- und Fürsorgeärste mit gemeindeäratUchen Auf¬ 
gaben an, die vielleicht unter einen „Oberkreisarat* susammen- 
l^fit wwden könnten; aber niemals breche man den 
Kreisärsten das staatliche RückgratI Die Volksgesund* 
heit und die Volkssicherheit werden sonst trota aller Füiaoige- 
tätigkeit gans gewift erheblichen Sohadmi erleiden. 

Die Srztliche Leiehenschan eine Notwendigkeit. 

Yob lCed.-Bat Dr. Dr^sisf, KrelMrst in Cassel (Laad). 

Mitte der dreißiger Jahre des vor^n Jahrhunderts wurde 
im damaligen Kurfürstentum Hessen die Leichenschau eingefühit. 
Sie erfolg durch Laien, die vom Kreisphysikus ausgebUiktt 
worden. Diese Einrichtung bedeutete für jene Zeit einen wesent^ 
liehen kulturellen Fo^cbritt. Seitdem ist man leider nur in 
den Städten imd einigen gröfleren Ortschaften aur Leichenschau 
durch Aerate fortgeschritten; auf dem platten Lande herrsch 
meist noch die Laienleichenschau mit allen ihren erheblichen 
Mängeln. 

Zu erkennen, ob bei einer Person der Tod eingetreten ist, 
erford^, wenn man die vorsohriftsmäfiige Zeit nach dem Er¬ 
löschen der Lebensaeichen bis aur Beschau hat verstreichen 
lassen, weder besondere Kenntnisse, noch auch besondere In- 
telligena. Daß durch die Schau jemand für tot erklärt wird, 
der es nicht ist, kann kaum verkommen, ln dieser Beaiehung 
würden also auch lAienbesohauer genügen. Dagegen machen 
diese Beschauer in beäug auf ilm sonstigen Pflichten die 
gröbsten Fehler, die sich aus ihrer mangelhaften Bildung 
erklären. 
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Wenn es schon häufig dem Arste schwer ist, durch die 
Beschaufestsustellen, ob ein gewaltsamer Tod anaunehmen 
ist, so ist bei dem L^enbeschauer nur in den allerseltensten Fällen 
daiau! EU rechnen, däft er solche Feststellungen macht. E<s ist 
schon viel erreicht, wenn der Laie bei der Beschau eine Töllige 
j&tkleidung der Leiche vomimmt und auf Wunden oder Sugü- 
lationmi fahndet. Meistens wird er nur das Hemd hoohschlagen 
und sich damit begnügen, die Totenfiecke eu erkennen, um 
damit die Beschau eu beschliefien. Strangulationen, Vergif* 
tungen. Verhungern und dergl werden einem solchen Leichen¬ 
schauer meistens entgehen. Es wird daher auch verborMn 
bleiben, wenn bei alten Leuten die Erben dem natürlichen 
Tode durch allerlei MachenschMten voigegriffen haben, was ja 
auf dem Lande nicht so selten ist. Tod durch Fruchtabüreibung, 
Kindesmord durch Gewalt oder grobe Vernachlässigung wira 
unerkannt unter grünem Rasen schlummern, ln den meisten 
Fällen dieser Art ist es gar nicht möglich, den Laienbeschauer 
so einsuezersiwen, daß man derartige Leistungen von ihm er¬ 
warten könnte. Wohl aber kann man solche Anforderungen 
die Intelligens, Kenntnis und an das Pfiiohtgefühl mes 
Arztes stellen. Darum hat die Justiz ein hohes Inter¬ 
esse daran, daß überall die ärztliche Leichenschau 
eingeführt wird. 

Noch weniger als auf forensischem Gebiet leistet der Laien- 
beschauer aber in besug auf Erkennung Ton übertragbaren 
Krankheiten, die den Tod bewirkt haben. Er soll gemein¬ 
gefährliche Krankheiten feststellen, die Angehörigen auf die An¬ 
steckungsgefahr hinweisen und sich selbst vor der Ansteckung 
schütaen. Recht oft ist der Beschauer der Totengräber, also 
ein ländlicher Arbeiter. Wie soll er zu solchen Kenntnissen 
gebracht werden, die sich auch der Arzt nur mühevoll aneig^et? 
Wird er bei den Angehöri^n des Toten die nötige Autorität 
besitzen, so daß sie seinen Warnungen Glauben schenken? Das 
sehlimmste ist aber dabei, daß nun die Behörden, insbesondere 
der Kreisarzt, bei der Laienbescbau darüber in Unkenntnis 
bMben, daß eine übertragbare Krankheit aufgetreten ist. 
kämpfungnnaßregeln unterbleiben also, bis die Beuche sich weiter 
ausbrmtet und wmtere Opfer fordert. Das Gesundheitsamt hat 
demnach ebenfalls ein hohes Interesse daran, daß die 
ärstliohe Leichenschau überall eingerichtet wird. 

Die Leichenschau soll auch wichtige Beiträge zur Statistik 
fiefem, und in diesem Punkte versagt die Laienschau voU- 
stindig. Selten findet sich auf einem ohne ärztlichen Beirat 
ausgefertigten Schauscheine die Diagnose „Lungentuberkulose* 
oder „Lungenschwindsucht*. Dafür erscheinen auch bei an 
iweifelloser Tuberkulose Verstorbenen auf dem Schausoheine 
die Lieblingsdiagnosen der Laienbesohauer „Brustkatarrh*, 
„Lu^enleiden*, „Asthma* oder dergL Dies erfolgt zum Schaden 
der Hygiene, da die Desinfektion wegfällt und zum Schaden 
der Statistik, die hierdurch ungenau und mangelhaft wird. 
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Ganz ebenso verhält es sich bei Todesfällen _ durch Krebs. 
Statt „Krebs^ schreibt der Laienbeschauer meist ^Mai'enleiden*, 
„Unterleibsleiden" und dergl., womit unsere l^rebsstatistik nichts 
anfangen kann. Ich meine daher, dafi gerade unser Stati- 
stiscn es Landesamt ein hohes Inte resse dar an haben 
müfite, diese groben Fehler der Statistik durch Be> 
seitigung ■ der Laienleichenschau korrigieren zu 
lassen. 

Ist der Verstorbene von einem Arzte behandelt, so soll 
der Laienbeschauer diesen nach der Todesiursache befragen. 
Häufig jedoch wohnt der Arzt nicht im Orte und kommt nur 
selten dahin, aber der Beschauer ist zu bequem, dem Arzte 
aufzupassen, ln einem Falle im hiesigen Landkreise weigerte 
sich auch ein Arzt dauernd, die geforderte Auskunft , zu geben, 
wenn er die Beschau nicht selbst gemacht hatte. 

Alle diese Fehler der Laienleichenschau werden vermieden 
oder verringert in den Ortschaften des platten Landes, in denen 
die ärztliche Leichenschau eingeführt ist, so dafi. ich mit den 
An^ben auf diesen Schauscheinen sehr zufrieden bin. Ich mufi 
deshalb die Laienleichenschau als eine veraltete, völlig unzu¬ 
reichende Einrichtung auf Grund meiner langjährigen Erlahning 
erklären und die ärztliche Leichenschau als ein dringendes Be¬ 
dürfnis der Gerichtsbehörden, Verwaltungsbehörden und des 
Statistischen Landesamtes bezeichnen. Gegenüber den Vorteilen 
der ärztlichen Beschau dürften die Kosten nicht ins Gewicht fallen. 


Eingabe des Prenssischen Medizinalbeanitenvereins 
an den Herrn Minister für Yolkswohlfahrt mit der 
Bitte um Erhöhung der Dienstaufwandsentschädi¬ 
gung für die Kreisärzte. 

Der Vorstand des Preufiischen Medizinalbeamtenvereins hat 
auf Grund des Ergebnisses einer vor kurzem von ihm veran¬ 
stalteten Umfrage bei sämtlichen Kreisärzten an den Herrn 
Minister für Volks Wohlfahrt nachfolgende Eingabe mit der Bitte 
um eine zeitgemäfie und dem wirklichen Aufwand entsprec^^de 
Festsetzung der Dienstaufwandsentschädigung für die Kreiirilrzte 
gerichtet: 

„Minden i. W. und Halle s. S., den 27. März 1620. 

Die Dienstanfwandsentschädigting der Kreisärzte ist von vornherein 
eine dorchans nngenfi^nde gewesen. Betrag sie doch bis za diesem Jahre 
tdr Tollbesoldete Kreisärzte jährlich nnr 720 bis 1100, für nicbtvollbesoldete 

S ar nnr 250 bis 480 Mark. Hiermit sollte der Kreisarzt die Ansgaben fflr 
[iete, Heizung, Belenchtung, der für seine Amtsgeschäfte nötigen,''über sein 
sonstiges Wohnnngsbedürfnis binansgehenden Bänme nnd die Aufwartnng and 
Beinigang dieser bestreiten. Er sollte durch diese geringe Somme zngleidi 
für die Bezablang der in den allermeisten Kreisen dringend nötigen Scbreib- 
hilfe, für die Bürobedürfoisse, des Telepbonänschlassos and der sonstigen Aof- 
wendongen entschädigt werden. 

Man ging bei diesen Festsetznngen wohl von der Annahme ans, daß afle 
diese Aofwendongen den nichtvoUbesoldeted Kreisärzten zagleioh für die 
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PriTatpiaocia, den Tollbesoldeten fiii ihre yertranensäratllche T&^ksit dienen 
konnten, and da8 daher nur ein Teil der Anfwendangen in der Dienstanfirand* 
entachädigang ihren Aasdrack zu finden brauche. 

Diese Annahme mochte yielleicbt in den ersten Jahren nach Dnrclk 
-Itthrnng des Kreisarztgesetzes ihre Berechtigung haben. Inzwischen haben sich 
aber die Verhältnisse grundlegend geändert. Die amtliche Tätigkeit der Kreis- 
änte hat sich namentlich unter dem Sinflaß der SLriegsereignisse und der mit 
diesen. yerbundenen erhöhten Seuchengefahr, sowie auch durch die in allen 
Kreisen nenentstandenen oder erheblich weiter ausgebanten Fflrsorgebestrebui^en 
nnz erheblich vermehrt, so daß die Privatpraxis nnd die vertrauensärztliche 
'Ktigkeit entweder ganz aufgegeben oder wenigstens so erheblich eingeschränkt' 
werden mußte, daß sie von Jahr zu Jahr immer mehr hinter der Amtstätigkeit 
surficktrat. Dazu kam, schon mit Kriegsbeginn einsetzend, und seither- dauernd 
anwachsend, eine ganz außerordentliche Steigerung der Miete und der Kosten 
fär Heizung und Beleuchtung, für SchreibhUfe und Bürobedürlnisse und der 
Telepbongebfibren, die fast alle heute das Vielfache gegen früher betragen. 

Wenn nun auch mit Beginn dieses Jabres diesen Verhältnissen durch 
die Erhöhung der Dienstaufwandsentschädigung in den meisten Kreisen in ge¬ 
wissem Grade Rechnung getragen wurde, indem die Dienstaufwandsentschädigung 
Ar nichtvollbesoldete Kreisärzte auf 860-^700, für yollbesoldete auf 1000 bis 
1600 M. erhöht ist, so muß doch auch diese Ernohung unter dan 
obwaltenden Verhältnissen als eine yellig unzureichende 
bezeichnet werden. 

Auf eine Umfrage des Preußischen Medizinal-Beamtenyereins bei sämt- 
lidmn Kreisärzten hber die Hohe ihres tatsächlichen Dienstaufwandes gingen von 
888 nichtvollbesoldeten und von 87 yollbesoldeten Kreisärzten Antworten ein, 
aus denen sich ergibt, daß durchschnittlich aufgewendet werden: 


für 


A. Von nichtvollbesoldeten 
. Kreisärzten: 


1. 'BIro ■ 

a) ffli*«fiete 

b) für Heizung 

C) für Beleuchtung 

d) fttr Aufwartung 

e) für Sonstiges 
9. flähreibbilfe 

8. RQrobedfirfnlsse 
4. Telephon 
6. sonstige Kosten 


B. Von yollbesoldeten 
Kreisärzten: 


zusammen 2240 M. 


820 M. 

680 M. 

830 , 

620 - 

125 „ 

140 « 

280 , 

860 „ 

86 „ 

60 „ 

720 , 

12.60 . 

260 „ 

890 , 

210 „ 

280 „ 

20 , 

120 - 


8600 M. 


Es ist bei diesen Aufstellungen von allen den Kreisärzten, die nebenher 
eine ärztliche Privattätigkeit treiben, der auf diese fallende Teil der Kosten 
ln Abzug gebracht. 

Hält man die durch die Dienstaufwandsentschädigung gewährten und die 
für Dienstaufwand tatsächlich aufgewendeten Summen gegeneinander, so sieht 
man, daß letztere die ersten bei den nichtvollbesoldeten Kreisärzten um durch- 
sebnHtlieh 1710 M. und bei den yollbesoldeten Kreisärzten um durchsehnittlieh 
8860 H. Übersteigen, die also von den Kreisärzten aus eigenen Mitteln zugunsten 
der Staatskasse getragen werden müssen. 

Dieser Zustand ist zweifellos unhaltbar. Er schädigt nieht 
Bur die Kreisärzte in ihrem Einkommen, sondern iäbmt auch ihre Arbeite- 
fteudigkeit und Arbeitskraft. Eine große Anzahl von Kreisärzten muß auf die 
Beschäftigung einer Schreibhilfe verzichten nnd seine hochwertige Arbeitskraft 
in Schreib und Büroarbeiten zum Schaden der sanitätspolizeilichen und ftr- 
sorgerischen Betätigung verzetteln. Bin anderer Teil muß aus Erspamisrtt^- 
si eb t en auf des Gebrauch des Telephons verziehteo; auch sicher nicht zum 
Vorteil seines Amtes. 

Mit einer weiteren Erhöhung der Kosten für alle Bedürfnisse, nament- 
iieh Ar. Schreibhilfe, Bflrobedfirfnim nsw. ist außerdem in der nächstea Za- 
fcoaft tu reekaea. Aae Erhöhung der TelephongebQhren steht schon Ar -den 
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L April ia ilelMrer Anaiioht. Damit ist eiae erbeblielie Steiferaag 
des gesebildertea Notstaades ehae weiteres gegebea. 

Der Prenflische Medfadaal'BeamteaTereia hat scboa u seiaer Riagabe 
aa die Preaffisebe Terfassaagsgebeade Laadesrersammluag am 1. Febraar 1990 
die VoUbesoldaag simtlieber mreis&rste nad die Gestellaag besoaderer Bills* 
krifte fflr dea Kreisarst ia dea Kreisgesaadheitsimtera fOr aetweadig eraehtet 
aad danim gebetea. Br hofft sicher auf BrläHaag dieser Bitte; aas dea Tor* 
steheadea Aasftthraagea gdit aber herror, dafl bu ta der Darehftthraag der 
Tea ihm erbeteaea Aasfreetaltaag des preaBisehea Qesaadheitsweseas im Sfame 
seiaer obea erwihatea Eiagabe fia lateresse der öffeatlicbee Qesaadheitspdege 
aad der Kreisirste selbst eiae aeae Festsetsaag der Hohe der 
Dieastaafwaadseatsek&digmag für die Kreisirste eia drla* 
geades Bedttrfais ist 

Er bittet daher dea Herra Miaistw fir Velkswohlfahrt gehersaamt, daffir 
eiatretea sa woUea, 

daB gaaa allgemeia dea aieht ▼ellbesoldetea Kreis« 
irstea eiae jihrliehe Dieastaafwaadseatsehidigaag rea 
9000 M., dea Tollbesoldetea Kreisirstea eiae solebe aea 
8000 M. gewihrt wird, daB feraer allea Kreisirstea die Iber 
diese Samme hiaaas aasgegebeaea aad dareh Belege aaek* 

{ ewieseaea Hehraasgabea fir Dieastaafwaad aas derStaais« 
asse ersetst werdea, wie dies s.B.bei dea Oewerbeaafsiekts« 
beamtea geschieht. 

AaBerdem soUtea alle Kreisirste aaf Staatskostea eiaea Telepkoa« 
«asehlaB sam amtlichea Gebraaeh eAaltea, sa deesea Kostea die aebeaher 
^lirrtiistlick bcsehiltigtaa Kreirtrste eiaea aagesaesseaea Teil behmtragas 


Ans Yersammlnngen nnd Tereinen. 

nser 4le 80. Kmmferems der MedlBlmmlbemmiAMi dea 
Beg. Bes. BBsaelderf mms 80. Jmmmar 108#. 

Aawesead: Der Vorsitseade, Oeh. Med.«Bat Dr. Boratraeger, 
92 Kreisirste, daraater die 9 Hilfsarbeiter bei der Begieraag, 1 OeriektMrst, 
9 Krebassisteasirste, im gaasea 86. 

Der Tersltseade begrOBt die Herrea, derea Waasch es war, aagedchts 
der wichtigea schwebeadea Fragea schoa bald aach der letstea Versamailaag 
idoder sasammea sa kommea, aad teilt lait, daB aach Vohwiakel aa Sti^ 
des wegea Kraakheit ia Bahestaad getreteaea Medisiaalrates Dr. Boder als 
Kreisarst Herr Medisiaalrat Dr. Lemhifer aas Bemscheid aad aa dessSa 
8t^e aadi Beaischdd Herr Geaeraloberarst a. D.Dr. BOkm tob der Be« 
gleraag sa Oppela rersetst seL 

Die Beechlfisse der letstea Koafereas slad aa die Begieraag besw. aa 
dea PreaB. IfedisiBalbeamteB-yereiB wdter g^ebea, sdt dSmea Staadpoakt 
aad Yorgebea deckea sie sieh ToUstiadig, wie Herr Gehefanrat Dr. Bapmaad 
gssehriebeB hat. 

1 Die BrOrteraag über die sakttaftlge Stellaag des Krefsarstes leilate 
Kreisarst Med.«Bat Dr. Gasters^MÜhlkdm a. Bahr lait folgeadem Vortntf eia: 

Die Aafforderaag des Herra VorsitBeaden, die keate aastekeode Ba« 
sprechaag der sakünftJgea Stellaag des Kreisarstes sdt eiaer Darlegaar der 
MS jetst bekaaat gewordeaea Aasichtea aad Pliae eiasaleitea, ist darch die 
Yerkaadlaagsberichte der Terfassaagsgebeadea PreaBisehea LaadesTMsamai« 
laag, die iuwisekeo bdcaaat gewordama VerOffeatlicheagea ia der Zeitsekitft 
fir MedisiaalbmuBte aad dea BrlaB des PreaBiBchea Mialsttfs für VolkBwekl« 
Mirt Tom 88. Desember 1919 Oimholt. leb hoffe aber doch aeeh afadgss 
latersssisreade Bütteilea sa kÖBaea. 

Dis BBTerkeaabar aafreBadliehe Beartettaag der Titigkeit der Kreisifste 
Ia Parlameat aad Presse bat Terschiedeae Ursachea. Bald aach dem BilaB 
des Gesetsss betr. die DieoststeUaag der Kreisiraie aad die BUdaag tob Oe« 
saadheitskemmissioaea Tom 16. Septeaüm 1899 aad aach Heraimigabe der 
IHsastsaweisaag fir dis Xreisitste aratdea kaaptslehlick abllllige StiiUBsa 
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lut ia dw Bdkw dar parUmaotarisohaB Vartratar dar liadliehaa Kraiaa. Dia 
Kritik richtata lieh haaptsichlicb «agaa die HaiOapona ia aasaraa Raihaa, 
die aaf Oraad dar ia Oaaats aad DiansUaweiraag gegabaBaa MögUehkaitaa 
aai liabataa ^ Mtalbiichai Kathaadorf alibald ia eine aeasaitlicha Siedalaac 
aiBgairaadalt aahaa woUtaa. Mahr aad aiahr ranchob lieh dia Kritik aaca 
Uaka aad ripfalta ia dar Hsaptiaoha daria, daft dia Kreiafaita, jgeariasanaaAaa 
dia aaitUch abgaitampeftea Vartratar dar Sdrahaedixia, daa Wflaacbaa aad 
Aaii^taa waitar VoUnkreiM, dia sidi baioadara ia dar soeaaaBataB Nator* 
haflkaada-Bawagaag offaabartaa, kaiaarlai Varatiadaia aad BatgaMakoaaiaa 
aatetaa. Dar ia dar Impffrsga durch daa Laitar dar Madiiiaalabtauaag folga- 
tkhtig bakuadata aad ia Praaaa aad Parlamaat aehrolf rartrataM Btaadpnakt 
im aabadiagtaa Motwaadigkait das Impfawaagai aad dia gaasa Binatellaag 
aller Kraakhaitaabirahr- aad Varhlltaa^aiafiaahmaB ladifflidi rom Oaaichta- 
uakta baktariologiachar Aaaiehtaa aaa Tarasehrta die Abaaigaag gagaa ^ 
KreMratay deaae latataa Badaa dia Dorchlftbraag diaaar oft eiaschi^aadaa, 
Aentaa aad BarSlkaraag glaieh liatigaa, Madaahmaa oblag. Diaaaa Oo> 
daakaa gab dar U 8.D. Dr. Wayl am 19. Saptambar daatlich Aoadrack adt 
daa Wortaa: .laahaioodara arachta ich m Ihr aotwaadig, dafi dam Uaharigea 
allaa aiaaaitig Toa dar Baktariologia aad dam lafoktioi^^aakoB boaiadoAtea 
«ad die paraOaliehe GasoadbaHapdi^ dM tigUehaa Labeaa Teraaohlisiiga^ea 
Staadpoakta dar ottsiallaa Hjipaaa eadlieh eiiuBal aiaa Abeage artaflt wird.* 
Die TertrMaasirstiieha Titigkait dM Kreiaaratoa, iaabaaoadare Miae Hit* 
wirkaag bei DarehfObraag dar aoiialpolitiachaa GaMtoe aad dM Bülit&riachn 
BeataaTarfahreaSt braditaa ihm aahlroiche Faiada ia daa Kraiaaa dar Mam* 
lutea, RutaBbjsterlker aad ruteaittcbtigaa ArbaitMchaaaa. Die oadaakbare 
Aofdabe, bei Batioaioraag dar oagaafi^d Torhaadaaaa Nahraagaoiittd daieh 
U^rprttfaag dar aiagahaadaa iriUiehaa Atteate sor Erlaagaiig tod Zoaata* 
uhroagnüttala Mtsehaidaad mitmwirku, Taraebafftw dem Kräaanrireitar- 
hhi recht viel hbelwoUaede Kritik ud O^ariehaft. Als dau Vorbareitaaig 
ud Aosbraeh dar Barolatioa aiasatataa, tailta dar Kraisarct du Scbickial 
dar uderw SrUiebu BagieroagsiBstaasea, als Vartratar dM altu Obrigkaite* 
itaatM bai allu rarolatioBir gesiutoa Blamaatu ubaliabt aad reaktioae* 
▼erüeht^ n wefdea. Alle diasa Stimmoagra aad Aasiohtra fiadu siau 
dutllehaa Aoadrack ia dea parlamaatariaelMB IrdrteraagM, dia galagutlich 
der Beratoacw dM StaatshaashaltaplaoM dM MiaiitariaBU Ifir Volkawohlfahit 
ha Mal oad Daoamber 1919 atattraudu babao. Die oerschiedaBM Frak* 
MeasTartreter dar Bagiaraagsmahrhait, BaoMBtlieb dar liaku Saita dM HsoaM, 
hehoadetM iberaiaatiauaud die Absicht, bai dar koiameadu Varwaltoaga* 
Mhurn ameh die Beform der MadisiaalTarwaltoag dahiagabaad dorebsaffthrea, 
dai dM Kreisam w&hlbaror KoauBaaalbeamter werdra solle. DioM Absicht 
araide hupteichlieh daaiit bagrttadet, daft die aar Oesaadaag aaserM darch 
du Kfiaf schwer geacbidigtea VolkM ubadiagt aötiga plumldige Fhrsorgw* 
Utigkelt aar daru eiau buptamtlkh titigco, f&r die Fürsorm aosreicbead 
feagehildetu aad iatereeaiartM Arst gemaut werdu kOaaa, der, als wihl* 
boiM Kommaaalbeaiater Tom Vertraou der Mehrheit der kommaoalu Ver* 
tretaog getragao, akh lediglich du gMoadheitlich*l&fSorgliebM Qemaiade- 
ra widnra habe. Offu ud urarhlUlt wurde der bisberigu Medi* 
riaalvenraltOBg, iaebearadere du Kniaftratea, der Vorwarf gemocht, dad aie 
fu Ftrsofwa ambta Teratiadea, ihr gar keia oder aar maagolbaftM latereau 
utgegaabricbtu aad die aubwelsbaru Aoftebu der Oeguwart aicht recht* 
■aitM odM UToUkomiMB erkuat hhttu. Die DagerecEtigkcit diceer Vor* 
ar liw Uagt aaf der Baad aad iat ia Webaar aal der Modiaiaalboamtaa* 
feMaaaaloag, ia der Togaag dM Deatacbu Verciu fftr bffratlidie Oeaaad* 
hsM^Aage, u du PraeM oaa Ia du Parlamutu tu SachTerstiadigu aacb* 
mewneu wordea. Die aech geluade DieutuweisaBg ftr die Krcls&rste weist 
ueM dutUeh aaf du Aafgabeakraia der Firsorgetillgkdt hla: u sfaid uA 
Ia du allarmaiatu Kreiiu Fttnorgeeiariehtaara der Terschiedeoatu Alt 
ladii^loh darch die Aaiegoagu ud olo Mitwirkoag der Kreiainte geechaAu 
adM Mit laageM ia cfaer wirklkhu Vorbereitaag, die aar durch du Krkf 
■mterbrcchu wurde. Der ha Jahre 1906 tu dem freikoaserratiTU Abaur^ 
■atu €lraln Deaglas eiagebrachte AaUag^^a^J^^chtaag^rtMe^ohlp 
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Uldeten niid für die Yolkswohlfahrt ron Herzen interessierten Hannes mit den 
Terscbiedenen ans dem Kreise der Medizinalbeamten herrorgeganuenen führenden 
Männern anf dem Gebiet der öffentUohen Gesundheitspflege, zahlreichen, pra}c- 
tiseh' tilgen Kreisärzten und insbesondere mit dem Tortragenden Bat im 
früheren Knkusministerium, unserem anvergeßlichen Geheimrat Dr. Schmidt* 
mann. Die Tatsache, daß dieser Afltrag in einer Kommission b^raben und 
lediglich ans finanziellen BQcksichten und Eessort* Eifersüchteleien snjrflck- 
ges^t werden ist, bringt nns in deutliche Erinnerung, daß, wie so oft, -d^ 
finanzminister über die anderen Ressortminister den Sieg davontrag. Der 
jetzige Jenenser Hygieniker und frühere Vortragende Bat in der Medizinalr 
abteilung des Ministeriums dos Innern, Geheimrat Dr. Abel, kennzeichnet mit 
erfrischender Deutlichkeit diese Erfahrung mit den Worten: «Der Schacher 
um eine alte Hose am seligen Mühlendamm entbehrt nicht einer gewisaci 
Großzügigkeit im Verhältnis zu den Beziehungen zwischen dem Minister dea 
Innern und dem Finanzministerium, wenn es galt, Kulturfragen zur Verwirk^ 
lichung zu bringen.* An dem guten Willen und dem ausreichenden Können 
der Medminalbeamten, insbesondere der Kreisärzte, hat es also nicht gelegen, weu 
die mit dem Schlag wort «Wohif fahrtsamt* neu geborene Fürsorgebewegungnic^t 
längst vor der Bepublik verwirklicht wurde. In dem von dem bekannten Hallenser 
Physiologen Dr. Abderhalden als Mitglied der deutsch-demokratischenPaytei 
gestellten Anträgen und ihrer Begründung fordert dieser angesehene Forschw 
und Universitätslehrer am 23. Mai 1919 die Gründung von besonderen Lebt» 
Stühlen und von Forschungsstätten für soziale Hygiene; er fordert weiter, daß 
bei der Ausbildung der Aerzte vor allen Dingen das biologische Denken, d. h« 
die Ausbildung in der gesamten Physiologie, ganz bedeutend verbessert werden 
muß. Ferner will er die physikalischen Heilmethoden und die homöopathischen 
Ansichten über Arzneimitteiwirkung eingehender gelehrt und berücksichtigt 
haben. ‘ Abderhalden spricht offen ans, daß die sogenannte Schulmedizin 
es nicht verstanden habe, den in den verschiedensten Formen der Volksmedizin, 
■insbesondere der Naturheilkünde, enthaltenen gesunden und guten Kern beraus- 
anschälen und sich durch die Abneigung gegen die zweifellos recht oft sehr 
minderwertigen Vertreter dieser Richtungen habe abbalten lassen, das Wert- 
Tolle der bewegung wissenschaftlich auszubauen. Minister Haenisch 
stimmte vollinhaluieh zu und will dafür sorgen, daß bm der Pflege der 
gemeinen Therapie besonders solche medizinis^ Auflassunaen und Bichtungeo • 
berücksichtigt werden, die bisher anf unseren Hochschulen laider einigermaßM 
Jm Schatten gestanden haben. 

Es ist aber doch wohl ni<At gerecht, diesen auch von vielen Kreibänfcen 
bdklagten Mangel Anlaß sein zu lassen für eine nngerebhte Beurteilung 4er 
bkherigen kreisärztlicben Tätigkeit und der durchschnittlichen Befäbigimg iUt 
Kreisärzte für die Fürsorgeaufgaben. Der erfahrene Medizinalbeamte und in»- 
besondere der in den in schneller Entwicklung stehenden westlichen Bezirhen 
tätige Kreisarzt wird weiterhin einwandfrei feststellen können, daß nicht mangel¬ 
haftes Interesse oder ungenügendes Verständnis seinerseits die vereinzelt ver¬ 
zögerte Aasbildung kommunaler Fflrsorgeeinrichtungen bewirkt hat, sondern 
die unverkennbare Sorge der auf diesem Gebiet seit langen Jahren vielfach 
recht erfolgreich tätigen konfessionellen Vereine und Verbände,' diese für ihn 
kirchlichen Zwecke besonders wertvolle Gemeindearbeit zu verlieren. Bei sach¬ 
verständiger Beurteilung der wirklichen Ursachen und tatsächlichen Verhälb- 
uisse würden wir Kreisärzte im allgemeinen einem gerechten Urteil über unnMU 
Tätii^keit anf diesem Gebiet mit Buhe entgegensehen können. Damm handelt- 
es sich z. Zt. aber sicherlich nicht 1 Bein politische Gründe sind ausscblag- 
’gebendl Dem alten Obrigkeitsstaat sollen seine letzten Stützen in der Orb- 
uchen Instanz genommen, bei Uebergang der öffentlichen Gesundheitspflege vom 
Staat auf die Gemeinden ein wählbarer, rein kommunaler Beamtenstaad gw- 
schaffen werden. Die Zukunft der Stellung der Kreisärzte bängt ledvlidt 
davon ab, wie die Mehrheitsparteien und damit die Zakunftsr^erun| sich bet 
den nächsten Wahlen zusammensetzen werden. Sollte aber die jetzige Mehr¬ 
heitsregierang noch das Gesetz über die Verwaltnngsreform zur VerabscMedung 
'bringen können, so ist wohl zweifellos mit einer Kommunalisierung der Kreiz- 
arztsteilen zu rechnen. Bei dieser Sachlage erscheint es notwendig, auf die 
Bedenken hinzuwefsMi, die eine solche Veränderung mit sich bringen mufli IMs 



des Beg.'Bez, Dttsecidorf. lii 

MAb dein Kf'üiBArxt^fetA^t^rhaadene Möf^Hebkeit, einen b&tiptiiQitljcb aegeetsU*- 
tüo sftcn di« Krei^iirirtgeschH^c« en flbertr&geft, iii' ane in den 4 

$t54ten DtkseJderf, Xferimami, i)sa^i/röck.n)Sd.AItop,6 Eine Ver- 

jaftbrna^^ Uiesnr Mit» äsit n!fd<s€3€«ö&; attgea* 

weU dte wl ^*un»«bte» Eifetbtang'e« otiu Mcbt 

•B^egt babem Das snd^e, Tomiegeod la den wesUicben OroBatsdinn gn* 
wiolt«» Yorgebest des» sisaDMi nngefileUiiieB, STMsetst TdUlM««lde^ Sreisant 
die O^cbbttedes ^adtarstsB aei>eaaffiBtlic^ übertragen, bat sieb snscbnincEnd 
reebt irot bewSbrt nad bSeote »Ib Yotbüd IBr die bemmeode Eioiiobtnsg dietiea. 

Das WobUabfts&mt, dessen ead^ltige Zasammeesetaiuig gGsetnllcb a«^ niebt 
festgelegt M/ itmsdtließt in gröBeren Oemnmdon eiiie gast» 

Abtmiaag, der eämtUebe gesandbelUlcmötr Fttisorgezweigeingofetlt stad. Dies« 
Abtfliiang wird yoa dem Stndtaret adbständig oder nnGb Obsrieitnag; 
oder MiEwiTknog eines jariBtiseben oder sonstiges Beigeordneten' oder Ifaffistrnu» 
ffiitglieäes TertnalteC.: Die Stsdteordnnsg siugt den Aorrtreg tnreb Wabl den 
Stadtnrntns knin aBbesoldeten Beig<MrdBetdn^ ibn den) St&ntsdfensi za erhnltna 
and dodi zam selbständigen Leiter einer VerwaltvngsdegatsDdn »der orweiterten 
OesniMlbeitskommisafeni and d^ gesttjidheltlicben Abirilaitg des WoblfnbrtS" 
amte« jta nincbeo. Bei dieser Yerb^ der si^ntlicfaeo and gtrmeindltcben 
AofgBben ^ der Hand einer geei^Bfen tsreitden nneb de» »n» 

vielen Orte» geancbteB Brfebrdagen^eid« t^sUe voüen Beebt toiaaies, 

während bei der 'FrsonbBg der s^iiieb^ And gösieindtiebeo Ani^bBO bin* 
licfattl»^ der Persoa des Leiters ein Degeaednandei^ »tatt HHoinander^Atbeiten, 
eb Znriidatelba der einen Anlgnbe bteter der «nde^tan iSb Beebt cn be^rfibt.cn; v,;iv\ 
bi. Qsas besonders nabe Bögt diese Defabr, wenn die znnnit in den Stadt* 
and SrebvertretnogeD.'verbercncbtmde Kejgnag, jede Vorlage znaäcbst lüartel' 
politiseb ta betrachten, «i bewerten und zn enteebeiden, anbält, oder, Wie ea 
bei dem parUmentarlseben System »aeb den Erfabrangea anderer Detoebrntea 
zu erwarten ist, zonimmt. Der kommnnaie HcdizinaU>eamtn ist von den 
Majoritäten abhängig, wird ant sie mehr oder miader weitgidnssde Bttcknebi 
nebmen stfifisen and kommt bäuSg in die Gelabr, ab riebtig and nötig erbannie 
Forderongen im imUtbcbea Kobbandel »Ba annetchlMiiin DrBndea ettbsi znr&cb* 
snstellen oder zantcjestellen m Xassea. Was da« bei der JNftAwendlgbei^ dee 
oft rSckjucbtsloieB: Znlssseos, om der Ailgemeinbeit drobehde DelaWeB alncn* 
wanden, bedeatet, wird; jedem sM dem Qebint der BoUmpibi^ der Veika* 
knuafcbeiten erfabranea Prahler ohne weiteres ebboebteo.. Dwr idebeiFeBaU, 
den der Staatsbeamte an einer wlüenssfarken and fest begrbndeiaa Befnerwtg 
hat, Mrd dam geplanten komisaBalen Chasandbrntabeamlcn srAr bäoäg fehlen, 
oad at Mrd aor ganz benondeia diplomaUzcb befebigten ParaSajüchkaUan. ga* 
Ungea, hier sebiimin« Schäden za vermeideo. 

Ob wir b der jetzigen Z^t noch irgend aine Aeoderang de« feplaatea 
STStams befheiltibfan können, ist fraglich, aber nnidltig d«r JbfenduoBg der 
Ding« zozQselm», ist felsdt. Ich biüt« e« daher für »<rtw<wdh|, dsfi Wir dnreb 
VeröiRmiDbbaogea in der ailgemeineo and Fachpresse, darefa Despreebong mit 
Pnrhmantzvectretars ond b Pai^Tetaammlongea die jlligememheit dartiber 
aalkfirea, was wirkUch mit dom altaa Kreisarztgefetz and seiner Dieast' 
ttiWnboBf anf dem Qebfel der Oesundbeitsfürsorge Wertrolles gelebfet ist, 

Wl« die zarxeit besotiderz drisgiicben Aafgaben, ^ «igaatlich «^b atefaals 
tArtatsacbe seb dürften, iwed(aul£ig anfgefaBt and gnißsi werden, and dann, 

«D hoffe icb, die Hehrheit ftbetaeagaa, daä es im allgemeinea wohl veretandeneo 
lateresee Ifegt, den Erabarzi ab itanptamtlicb tätigen, vöD beaeldeten Staat»- 
beamte» uzni^ellea and ihm, wo nicht die Größe der Gemtude entgagmrstebt, 
die Leltnng der gesamten gemMiidlicbea Färeorgetätigfceit za UbertfageiL 

Di» Beopredtaag «räSaebe d«r forellicqida Ond bedauerte, dad das viele, 
WM iBe preofi, HediaiaalTerwaJtaag gebietet baba, aiebt mehr aaerkaavt wwde 
«ad voB vielett fast rwrfssseo aa i^b aebdat. Man «praeh» beute fast oar voa 
ftoaialbfgieae oad kaani soeb wbb d«a aaderea wbbtigeB Aa^gabea der 
Rfgbo«. Mider betMIgtea skb aoeb db praktfeebeD Aerzte aa der O^taer* 
adMt gegen den Kreieaiat, der tbaea in seteer aaerzogenea Sorractbelt 
■anebnal anbeqaem za eefai sehNae, Weaa dev Kreisarzt abhängig Wtnde, 
dana gab« e« kewo wahre prnbtiscJie »nd gaiaebu Gesandbeitovilega mid fcchm 
flwaUujrginM m^r. Die Stelloag des Krenmzztoi moB zwetfeuoe leidea, wws 
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«r Mil Omiid Too kommniudeii Wahlen angestellt werde; schlimm wflrde es 
Ifir ihn noch sein, daß er nach 12 Jahren nicht wieder gewihlt, mithin steiles* 
kw sein könnte. 

Dr. Kriege'Bannen spricht gegen die Trennung der kreisirztlichen und 
kommanalärztlichen Geschälte; gemeinsame Arbeit ist das beste. Dies ist anch 
die Meinung einsichtiger Kommanalverwaltangen. Han maß jedoch einer Stadt, 
die einen Kreisarzt gegen gate Besoldang noch als Stadtarzt anstellen will, 
•inräamen, daß sie aal die Besetzang einen gewissen Einfluß habe. 

Hierzu bemerkte der Torsltzendoy daß in solchen Fällen seines Wissens 
schon früher die Staatsbehörden sich vorher mit der StadiTorwaltnng ins Be* 
nehmen gesetzt haben. 

Dr. Schrakamp'Düsseldorf macht daran! aufmerksam, daß eine zu große 
SelbstKodigkeit von Fürsorgerinnen neben dem Fürsorgearzt zu vermeiden seL 

Dr. Lehmanny Hilfsarbeiter bei der Begierung, erinnert daran, daß in 
manchem Kreise Wohlfahrtseinricbtungen geradezu unter dem Widerstand der 
Aerzte ins Leben gerufen seien, und meint, daß der Kreisarzt u. a. auch die 
Krflppelfürsorge sich nicht aus der Hand nehmen lassen solle. Die Anregrung 
von bestimmter Seite, Krfippelheime mit erheblichen Mitteln zu bauen, finde 
vorläufig noch wenig Gegenliebe. 

Folgende Enti(phließaiig wurde einstimmig angenommen: 

«Die Versammlung ist einstimmig der festen Meinung, 
daß der Kreisarzt sowohl mit Rücksicht auf die allge* 
meine Volkswohlfahrt, als anch auf die Selbständigkeit 
seiner eigenen Stellung ein von der Gemeindeverwaltung 
unabhängiger staatlicher Beamter bleiben muß, der tun¬ 
lichst auch dieFürsorgetätigkeit, sei es allein, sei es mit 
Unterstützung von Hilfsärzten, auszufiben hat.** 

II. Verschiedenes. 

Mehrere Kreisärzte bestätigen, daß für die Hufelandstiftungen 
von den Aerzten jetzt wenig Beiträge zu bekommen seien. 

Das vom Verein seit 1883 heraasgegebene Merkblatt für Säug¬ 
lingspflege soll neu und kürzer gefaßt und im Einvernehmen mit dem 
«Verein für Sänglingsfürsorge im Beg.-Bez. Düsseldorf* bearbeitet werden; 
einen Entwurf hat bereits Herr Med.-Bat Dr. Clauss ausgearbeitet; mit der 
weiteren Erledigung werden die Herren DrDr. Clauss, Bethge und Hof- 
acker betraut 

Die Besichtigung der Talsperren in hygienischer Richtung ist 
wichtige Aufgabe der Medizinalbeamten. Ob die Wassernuß, Trapa- 
natans, wie angeregt sich auf den Teichen wird anbauen lassen, erscheint 
zweifelhaft. Von der Besichtigung der Schlächtereien soll sich der Kreis¬ 
arzt nicht ausschließen lassen. 

Dr. Borntraeger. Dr. Hofaoker. 


Tagesnachrichten. 

IrhShung der amtsfirztllchen preußischen Gebührenordnung. Durch 
Brlaß vom ll.März d. J. sind die Sätze des Tarifs für die Ge¬ 
bühren der Medizinal beamten usw. mit Wirkung vom 1. April d. J. 
durchweg auf lOO^/o erhöht In der Beilage zur nächsten Nummer wird 
der Wortlaut des Erlasses gebracht werden. 


Ueber die bisherige Tätigkeit des Ausschusses zur Prüfkng des Frled- 
maansehen Tuberkuloseschatz- und Heilmittels wird folgendes amtlich 
mitgeteilt: Der Ausschuß hat bis jetzt 4 Sitzungen abgehalten. In der ersten 
Atzung wurde zunächst Geh. Med .-Bat Prof. Dr. Lu bar sch zum Vorsitzenden 

8 ewäblt und dann der Arbeiti^plan in großen Zügen beraten und festgelegt. 

a der zweiten Sitzung, an der Prof. Dr. Friedmann teilnahm, erfolgte e&o 
Aussprache mit ihm über die Ueberlassung des Mittels an die Mitglieder des 
Ausschusses zur eignen Prüfung, die in der dritten Sitzung, an der auch der 
Minister Haenhscn teilnahm, fortgesetzt wurde und zu einer Einigung führte. 



TagesnaehrlchteB 
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Prof. Dr. Friedmann stellte, »andern sich der Aasschnß bereit erklärt hatte, 
eine Anzahl von Aerzten, die bereits längere Brfahrongen über das Mittel ge¬ 
sammelt hatten, hinzazawählen, and die mit der klinischen PrQfang des Mittels 
Tertraaten Aasschoßmitgiieder die Notwendigkeit einer persönlichen Unter¬ 
weisung Ober die Anwendangsweise des Mittels im Friedmannscht-n Taber- 
koloseinstitat anerkannt hatten, das Mittel dem Ausschaß bedingungslos und 
unter Verzicht auf jeden Widerruf zur Verfügung. Neu hinzugewäblt werden 
dann: die Geh. Med.-Bäte Prof. Dr. Kraus-Berlin, Prof. Dr. Kruse-Leipzig 
und Prof. Dr. Braun-Zwickau, San.-Rat Dr. Göpel-Leipzig, Dr. Denel- 
Leipzig, Geb. San.-Rat Prof. Dr. Schleich-Berlin, Dr. Ulrici-Sommer- 
feld LMark, Prol Dr.Dtthrssen -Berlin, Geb San.-RatDr.Pape-Herfordi.W. 
In der Tierten Sitzung, in der Geh. Med.-Rat Dr. ühlenhuth zum steilter- 
tretenden Vorsitzenden und Dr Ulrici zum Schriftführer gewählt wurden, be¬ 
schloß der Ausschuß, folgende Unterausschüsse einzusetzen: 1. Unterausschuß 
für die experimentell-biolouische Prüfung des Mittels. 2. Unterausschuß für 
die klinische Prüfung des Mittels a) für die innere Medizin und Einderheil- 
kundo, b) für die chirurgischen Fächer. 8. Ausschuß für die Sammlung und 
Sichtung der über das Mittel bereits yorliegenden Veröffentlichungen. Dieser 
Ausschä nimmt auch Mitteilungen über die noch nicht veröffentlichten Er¬ 
fahrungen mit dem Mittel entgegen. Die Mitglieder der Ausschüsse wurden 
sofort gewählt, mit Ausnahme des dritten Ausschusses, dessen Mitglieder von 
den beiden anderen Unterausschüssen dem Gesamtausscbuß vorgescblagen 
werden sollen. Außerdem wurde es für wünschenswert erklärt, die Zabl der 
Mitglieder der Unterausschüsse später noch zu vernehmen und die Errichtung 
von Ortsausschüssen in Aussicht genommen. 

Prof. Dr. F. F. Friedmann hat sein Mittel für die ärztliche Anwendung 
nunmehr freigegeben; es wird vom Seruminstitut Braun in Oelzschau bei 
Leipzig hergesteilt und von diesem an die Aerzte unmittelbar abgegeben. 


In Sackson Ist durch Erlaß des Ministeriums des Innen 
vom 19. März 1920 ein Landesansschnfi für Säuglings- und Klelnklnder- 
pflege gebildet, der die amtliche und freiwillige Arbeit auf dem Gebiete der 
Säuglings- und ELleinkinderpflege zusammenfassen, deren gesamte Inteitbsen 
bei der Staatsregierang wahrnehmen und sie auf diesem Gebiete beraten und 
unterstützen soll. Der Ausschuß hat sich zu diesem Zweck über den Zustand 
der Säuglings- und Kleinkinderpflege im Lande dauernd zu unterrichten und 
allgemeine Anordnungen und Einrichtungen anzuregen und zu be^tachten. 
Er wird von der Staatsregierung bei der Verteilung der Staatsbeihilfen und 
der sonstigen für die SänglLigs- und Kleinkinderpflege zur Verfügung stehenden 
Mitteln gutachtlich gehört. Es können ihm oder seinen Organen von der 
Staatsregierang auch bestimmte Aufgaben zur selbständigen Erledigung über¬ 
tragen werden. Der Landesausschuß besteht aus 12 Mitgliedern, darunter 4 ärzt- 
llofae; seine Geschäftsstelle ist in Dresden, Seestr. 18, II. Ministerium des Innern. 


Der hervorragende Sozialhygieniker ProL Dr. Kanp^ Sektionschef Im 
Österreichischen Unterstaatsamt für Volksgesnndheit, ist nach einer Mitteilung 
der Münchener med. Wochenschrift wegen einer in dieser Zeitschrift kürzlich 
TerOffentlichten Abhandlung „Das Volksgesundheitsamt in Oesterreich als 
selbständiges 8taat»amt‘ in den Ruhestand versetzt. Dr. Kaup hatte in dieser 
Abhandlung die Mißwirtschaft, die in den österreichischen Sanitätsanstalten 
unter der sozialdemokratischen Interessenpolitik eingerissen ist und dem 
Staate viele Millionen gekostet hat, freimütig geschildert und dadurch das 
Mißfallen des Leiters des Volkagesundheitsamtes Prof. Dr. Tandler hervor- 

E rufen, der dann seine Verabschiedung veranlaßt hat, statt die Richtigkeit der 
ßstända zuniehst zu prüfen und zutreffendenfalls für ihre Abstellung Sorge 
tu tragen. _ 


Io Ungarn Ist für die Volksgesundhelts- und Wohlfahrts¬ 
pflege sowie für die Öffentlichen Arbeiten ein gemeinsames Arbetts- und 
Wehlfiahrtsmlnisleriam gebildet, an dessen Spitze ein parlamentarisch ver¬ 
antwortlicher Minister steht, während die fachgemäße Amtsleitung drei Staats¬ 
sekretären, darunter zwei Aerzte, übertragen ist. Das Ministerium selbst 
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gliedert rieh in acht Fachsektionen: L Oeffentliches Sanit&tswesea, 
U. Sanitfttspolixei, UI. Soriale Hygiene, 17. Kinderschntz, V. Krankenpflege, 
71. Oeftontliehe ^nten, 7IL ArbeiteirersioheraDg, 7ni. MiUtärfflrawge, deren 
7ontinde flberwiegend ärztlich gebildete Fachmänner sind. 


Sttftnng. Zar Grflndang eines Institnts fllr ElwelBfoncInrag sind der 
Unirersität Heidelberg ron dem Mitinhaber and Leiter der bekannten 
Dr. Oetker sehen Fabrik in Bielefeld, Herrn Fritz Behringer, eine halbe 
Hill. Mark geschenkt. Das neae Institat ist dem physiologischen Institut an« 
geschlossen and seine Leitung nach dem Willen des Stifters dem Qeh. Rat 
nof. Dr. Albrecht-Kossel flbertragen, Yon dem die Anr^;ang zur Ghrflndmig 
der Forschangsanstalt aasgegangen Ist. 


Sprechsaal. 

Anfrage des Kreisarztes Dr. Sch. in M«: Ein Drogist — Nichtapo* 
theker — hat ron einem Apotheker-Drogisten eine Drogerie Gbemommen und 
nennt sich aaf Firmenschild and in Zeitan^anzeigen .Adlerdrogerie tob J. E., 
daronter Apotheker H. Nachfoiger“. ln ^itongsanzeigen kündigt er auch 
folgendermafien an: „Leere Flaschen kaoft Adlerdrogerie; Apotheker H. 
Nachfolger.** 

Antwort: Da aas der Bezeichnung „Adlerdrogerie** klar erkennbar ist, 
daft es sich um eine Drogerie und nicht um eine Apotheke handelt, dürfte an 
sich yom sanitätspolizeilichen Standpunkte aus die Bezeichnung „Apotheker 
H. Nachfolger** nicht za beanstanden sein. Dagegen kann sie wohl den Glauben 
erwecken, daß auch der jetzige Besitzer ein approbierter Apotheker sei, and 
deshalb ein 7orgeben auf Grand des § 8 des Gesetzes Tom 7. Jnni 1909 
gegen den unlaateren Wettbewerb Erfolg yersprechen. 


Mitteiliing fSr die Mitglieder des Deutschen 
und Prenssischen Medizinalheamtenyereins. 

Vom April d* J. ab wird die Zeitschrift für Medlzinalbeemte 
wieder ron der 

Buchdrtickerei «l. C. C. BrunS in Minden i. W. 

hergestellt and yersandt. Etwa erfolgte oder korz beyorstehende 
Wohnungsänderangen sind deshalb künftig an diese neae GeschäftssteHe 
aritsttteilen. Beschwerden wegen Aasbleibens der Zeitschrift rind dagegw 
nach wie ror stets zunächst an das zuständige Postamt zu richten und 
nar bei etwaiger Zusendung der Zeitschrift unter Kreuzband an die Geschäfts¬ 
stelle. Erst wenn die Beschwerde beim Postamt ohne Erfolg bleibt, ist dayon 
die Geschäftsstelle bezw. die Schriftführer — Herrn Prof. Dr. Sieveking- 
Hambuig 87, Boteabaomchaussee Nr. 211 bezw. Herrn Med.-Bat Dr. Bwsdt- 
Halle a. 8 ., Große Steinstrafie 20 — hdiufs weiterer ywnmlasMBig zs be¬ 
nachrichtigen. 

Minden i. W., den 20. März 1920. 

Der Torstsnd 

4et IhmtselMn nsd Presßisclien MedldnalbesBiteBTMrelaib 


Die Herstellung nnd Versendung von Nr. 6 der Zeitschrift hat 
sich infolge der tJnmhen verspätet; sie wird nachgeliefert. 


a utwi t lich fttr dit Sehrlftleitung: PVof. Dp. Bapmund, Gab. Mid.-Ha« ln Minden 1. W. 
Druck von J. C. C. Brunt, MIadem !• W. 







33. Jahrgang; Nr. 8. 


20. April 192 


ZEITSCHRIFT 

pOr 

MEDIZINALBEADITE 

Zentralblatt 

fQr das gesamte Gebiet der gericbtlicben Medizin und Psychiatrie, des staat¬ 
lichen und privaten Versicherungswesens, sowie für das Medizinal' und 
öffentliche Gesundheitswesen. einschlieOlicb der prakt. u. sozialen Hygiene. 

H er aiisgegeben 

von 

Prof. Dr. Otto Rapmund 

Geh. Med.-Rat ln Minden 1. W. 


Offizielles Organ des Deutschen, Preussischen, Bayerischen, 
Sächsischen, Württembergischen, Badischen, Hessischen, 
Mecklenburgischen, Thüringischen und Braunschweigischen 
Medizinalbeamtenvereins. 


Eine Beilage: 

Rechtsprechung und Medizinalgesetzgebung. 


Bezugspreis für das Jahr: 24 Mark. 


»ERUa VOH FISCHER S HIEDIZIIL BUCHHAHDLUHQ H. KORHFELD. 

flerzogl. Bayer, flof- und K. n. K. Kenner-Buchhindler. 

Berlin W. 62, KeithstraBe 5. 

Geachlftastelle o. Versand fUr die Mitglieder des Medizinalbeamten- 
vereina dnreb J. C. C. B R U N S, Bncfadruckerei, MINDEN i. WESTF. 


Alleinige Anzeigen-Annahme und verantwortlich für den Anzeigenteil; 
HANS PUSCH, BERLIN SW. 48. Wllhelmstraße 26. 


Beilage: Rechtsprechung und Medizinalgesetzgebung Nr. 8. 



Abhandlungen; 

UeVier KöüirhiotVih^&rgtltunjv, Von r>r-Heyer 145 
LIoh^T u«d ii^r« Hi?kiiAf|;fuo,^. 

vofj l>i\ K-Vollmer . - 
Krei«<^flrf{Hc)»f' JjmndOrjfTii^feq. Voll A. Kri* 

srüMiiBi* , ^ f , .. . . * 153 

Klelnord Mittoiltingen nndKeferat« ans 
Zeitaohriften. 

iicrii’liiüclie Medisni. 

Emil MaTf'n<i: *Wxtii<'be Kuii»tfnh}er , loß 


INHALT. 

Fr. Lc|ipmÄI)U: Z‘lf n<?goUch 


laojr yon i . . 157 

l>r. MAfulook i l•*^*l'hÄtt-<lTUc^ke ttuti SAcbt»*p- 

.. . w; , .. . • V li»T 

Beaprechongeu ... * . . . . v. 15 *^ 

Tageanaohriohten • : ; . ; . . . 

Bprrch&aal * >. . ^ . ih 

Beilage 


Personaliep. 

Deutgiclien RelcU nnä Preungen. 

ErMuMH ik l>r, l>'i;iscb iu ziiru Kfel^a^s^te^nz- 

t\.TZl Verw:iliJang rfer Krcrb>rit'^tellt; de5 

[If. M i 11 m a n u in Htt’lk^Ade ztxm 
E^i^iiirÄir Äiisivltec. in Mechüig^n a^wnj Obrramisfträit lia^ellmt.. 

V4>r:4ruii Ufc iv Kahir" \n Äuricli nach Milborn., Dr, 

Kfi^ü U.rM irr tded.-{i«t Mr. K oa v ti v 1 in F*it*line nach 

8cbbalunU^ tKreLs FV-iarnikaiMi l>r. v, j‘-c w.s oa itt Abiwelbr nach 

buir in \VcKni|iUMu 

hi ilcii lviUrostiu*il g(*i*TT< i>r weil. l)r. H cineTunnfi. Krei.s- 

är?.t iiT Kn^ ‘‘!\ UJ/^^ i« ü^^Juiiäuöcu., Geb* Med.^itat 

j )r. li U C li li «M t 7 in .( 1 


Dr. lialiihauitu Görlitz. 

KuransUiltr Offene AbtcilvuTg' l Nervenkranke. ; 
licilanstait: Oe^cl ' Ai »teiliiti für (jeistcs'kVtink^, 

AcrztlicilCS Padauo^iuni: Ablcjlnng für jugendliche 
Nerven- und Gei<lerkranke. 




G.rdi't'n > -, 


Spvechanj^st ZwiiD^svorsiellung heilt 

M BERLIN SW.. 

/'V.o. 'v ^ ' XAin*A. :^'*hpma- 

vJ/fiCrk; :j/^iVl'Ubriger 
/\V’-rG;hrk V-.'jt'-T 'gr.ul is.. ‘ •?—5* 




A<P :: ' ii’diahcr ;: 

e tlftliK/jUtjIg E. LAUTER 

Berlin W. 62. Nettelbeekstr. 21 

Amt Lö.tiS'OW 

Erd- w. FeiierheslaHuno 

Ueberliilirungen von und noch auswärts. 

Besorgung aller Beerdigungsangelegeiiheiten. 












CiMttoriMB: 0«b. Med.*Btt Dr. CIahi, Ertlsant %. D. in Wnrbarg, 
G«h. 8na.-Bftt Prof. Dr. Hefilor in Hall« a. Saale, Dr. Lübb«, prakt. Amt 
fai Wilator (Holft^), lUataSrstlich approbiert and Mitglied de« Me^inal> 
boiWitenTerefa». 

B«y«na. 

AamlehBUgOBi y«rli«b«n der Titel and Bang eine« Obermedisl* 
aalrate: dem Oberarst der SUatseieenbaluiTenraltang Dr. Zeitlman» 
in Mflneben; — eines Hedisinalrats: Dr.Frana Blaeblan, Direktor der 
Heil- and Pllegeanstalt Haar bei München. 

Bmaani: Dr. W. Freiherr Ebner Ton Esehenbaeh in Nürnberg nun 
Bedrksarit in Salsbach, Dr. A. Fleisch mann in FaßgOnheim sam B^rks- 
amt in Pirmasens; PriTatdosent and aoflerordentL Prof. Dr. Barckhard in 
Wttmbarg, Direktor der Hebammenschal« daselbst, com Professor in etats- 
■ifliger Eigenschaft. 

Tersetst: Die BesirksErzte Med.-Bat Dr. Weber in Schweinfort nach 
Laadsbat, Med.-Bat Dr. Schneller in Bamberg II in den Bezirk Bamberg I, 
Med.-Bat Dr. Kihn in Wttrsbarg (Land) in den Bezirk Wttrsbarg (Stadt), 
Dr. Stix in Marktheidenfeld nach Fürth. 

flaokaaa. 

Enuumti Prof. Dr. Kahn in Freiba^ i. Br., früher in Straßbarff i.Els. 
aoB ordenUicben Professor der Hygiene an der Technischen HochscWe in 
Dresden. 

Oestorbea: (leh. San.-Bat Dr. ChalybEns in Dresden, langjEhriger 
Sehriftleiter des Korrespondensblattes der Eratlicben Kreis- and Bezirksrereui« 
ia Saehsea. 

Würktambarg. 

daatarbM: ]Ced.-Bat Dr. E. Müller, Oberamtsarst a. D. in Calw. 

Badaa. 

Ctostarbaa: CMl M«d.-^t Prof. Dr.Knaaff ia Heidelberg. 

(FoHMtmif dtr PmoBalitn auf dar Blehtla& MU.) 


DIGIRRORVAL 


ist 

Herg ^ Tonikum tindl Herg^ Sedativum zudleich 

imd hat Bich kUoisch und praktisch seit Jahran 
gl&nsBnd bBW&hrt. 


Muttar und Lltaratur zu Dlanttan. 


Mw ItoanMi Mt;: InlaS 







5 ' Mel-Rfct l’f 

' ■ • .JLsiAwi 

»««ICwMar^t ia^ Prot f4t m 

fiemiiirg ityn l-rlÄ^ä^teb tai-tder Vefwaltaagsdbßlrtör ^4*« 
Krinket^aase» w 9,»n arom VerifÄHB»ge4iif^kt9i?;^-Ö^^ "^'T 

EU beim Sf»^cBös0flkoÜ«g:lnm, Bowie 0* Hiafcatijfit-er fc« 

iie .0^Riaäfa«ai«iif8liöTde-,;W^^ ■ •, ' '^''J' ■' v <-■- 


l>ie Be*lrki«iwibiten«' ia I*»4'4'^ XauadferlehtiittretstiUe 

ia MaiiewliRatetB, Mftläwn^peB^ AI* Sewatber tattkDdigtm E«- 

fiertojEj-A'btVAaB 


für Des'fnfek for^e^m. 


Oesfp^feHf fonsrn ii I el# 

AAsM’/'V^r. 


Ihr Wesen und Ihre Behandlung 


■ . ' . T6a ;-v 

f^öi. 0r. Ii< Braaer, Eppendorf 





Zeitschrift — 

fOr 

MEDIZINALBEAMTE 


Zentralblatt 

fflr das gesamte Gebiet der gerichtlichen Medizin und Psychiatrie, des 
staatlichen u. prisaten Versicherungswesens, sowie fOr das Medizinal* 
u. Offentiiclie Gesundheitswesen, einschl. d^r prakt u. sozialen Hygiene 

Heraiugegeben 

TOB 

Prof. Dr. Otto Rapmund 

Geh. Med.«Rat in Minden i. W. 

Offizielles Organ d. Deutschen, Preußischen, Bayerischen, Sftchsischen, 
WOrttembergischen, Badischen, Hessischen, Mecklenburgischen, 
ThOringiscben u. Braunschweigischen Medizinaibeamtenvereins 

Verlag tob nscher’s ined.Bnclibandluiig H. Kornfeld 

floraofL Bayon Hof» m. K. m« K. Kammor^BMclililBdlor 

Berlin W. 63 , Keithstrasse 5 

Amaoltwi worden dnreli die ABtelgOBTorwaUniig Hana Puaoh, Berlia SW, 48» WUhetmatr. 88 aowlo 
TOB afaitliohea ABaeigon-iJioahmeateUeii daa In- und Analandoa aBfOBOauBon« 

Die darehgeheiide Petitieile koetet M. 2»00 

Nr. 8 II Ereclielnt am 5. und 20. jeden Monete | 20. April 


Ueber Eohlenoxydyergiftang. 

Von Qoh. lfed.>Bet Dr. Meyer, Ereisant in Huinoy.*Mendea. 

Vor einigen Wochen wurde ich früh am Morgen nach dem 
Bahnhofe bu einem bewußtlosen, an^blich schwer erkrankten 
Führer eines Triebwagens berufen; der Triebwagen befand sich 
in einem EUgüterzuge und sollte nach dem Osten befördert 
werden. Der Führer, der angeblich noch in Cassel mit den 
Schaffnern des Qüterzugeis sich unterhalten hatte, lag in seinem 
Wagen auf einer Bank bewußtlos, das Gesicht lei(mt gerötet, 
mit schnarchender Atmung, Schaum vor dem Munde, ohne jede 
Reaktion. Der Puls war mittelkräftig, von geringer Spannung, 
regelmäßig; die Herztöne waren rein und regelmäßig. Niemand 
wußte über die Art der Erkrankung etwas anzugeben, nur, daß 
der Mann, vor etwa 40 Minuten, in Cassel noch ^sund ge¬ 
wesen sei. Zufällig fiel mein Blick auf ein offenes Komenbecken 
mit noch glimmenden Braunkohlenbriketts, und ich erfuhr, daß 
das Kohlenbecken in dem Raume vor dem Schlafenden an der 
Ehde gestanden habe. Es war nunmehr nicht schwer, die 
Diagnose auf CO-Vergiftung zu stellen. Die angestellte künst¬ 
liche Atmung hatte nach emer Stunde den Elrfolg, daß ich den 












Kranken in ein Krankenhaus senden konnte, aus dem er nach 
4 Tagen wieder |;eheilt entlassen ist. Der Fall rief in mir die 
Erinnerung an einen anderen Fall von CO-Vergiftung in das 
Gedächtnis zurück, den ich im Jahre 1918 in meiner eigenen 
Familie beobachtete, dessen Veröffentlichung aber im Laufe der 
Ereignisse unterblieb. Immerhin ist der Fall ein so eigenartiger 
durch die Art der Entstehui^, dafi er der Vergessenheit ent¬ 
rissen zu werden verdient. Es lie^t nicht in meiner Absicht, 
eine längere Abhandlung über die CO-Vergiftung an dieser 
Stelle den Lesern vorzuführen, aber ich möchte doch darauf hin- 
weisen, daß der Glaube, Vergiftungen mit CO seien nur noch 
selten, ein irriger ist. Gewiß sind Vergiftungen mit CO nach 
dem polizeilichen Verbot der Ofenklappen seltener geworden, ich 
habe aber in den Zeitungen und in der Literatur diese Ver¬ 
giftungsfälle in den letzten Jahren verfolgt und finde, daß die 
Fälle mehr im Zunehmen begriffen sind. Namentlich in den 
ersten Kriegsjahren las man sehr viel von Todesfällen durch 
CO-Vergiftungen; es liegt auch auf der Hand, daß die herrschende 
Wohnungsnot in Stadt und Land, die die Menschen wieder 
dicht gedrängt in enge Wohnräume führt, in Verbindung mit 
der Kohlennot und dem schlechten Heizmaterial, die Gefahren 
der Ver^ftung mit CO wieder steigert. Hierzu kommt noch, 
daß die Beschaffenheit der Heizkörper eine minderwertige ist, da 
Reparaturen derselben wegen der Höhe des Kostenaufwandes 
oft unterlassen oder wegen Mangel an Rohmaterialira meist nur 
wenig genügend ausgeführt werden. Aus eigener Erfahrung 
kann ich sagen, daß ich in den ersten Jahren meiner Praxis nur 
selten eine CO-Vergiftung gesehen habe, diese jedoch, etwa Seit 
dem Jahre 1915, häufiger beobachtet worden sind, auch mit 
tödlichem Ausgange. Ein Blick auf die Statistik lehrt auch, 
daß die Zahl der Selbstmorde durch Einatmen von giftigen 
Gasen — hierbei kommt fast ausschließlich das CO in Betracht — 
in den letzten Jahren gestiegen ist. Die Zahl der Selbstmorde 
ist zwar in den betreffenden Jahren auch im Ansteigen begr^ea, 
aber gering im Verhältnis zum Anstieg der Selbstmorde 
Einai^n von Gas. Tödliche Verunglückungen kamen 
in Preußen vor: 
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Erklärlicherweise überwiegt bei den Selbstmorden durch 
Einatmen v(m Gas das weibliche Geschlecht, das weiter den 
Tod noch meist durch Ertrinken sucht, während es bei den 
anderen Selbstmordarten durch Erschießen, Erhängen usw. an 
Zahl hinter dem männlichen Gesohledit weit turüok bleibt. 
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Die Tergiftungen erfolgen kaum einmal durch chemisch 
reines 00, meist ist dies mit anderen, sum Teil gana indiffe« 
renten, eum Teil gleichfalls schädlichen Gasen vermengt. Wenn 
man daher kaum von irgendwelcher OO-Vermftüng sprechen 
darf, so hat die Erfahrung doch gelehrt, dafi die Gefährlichkeit 
der Gasgemenge unzweifelhaft auf die Anwesenheit des CO 
anrücksii^hren ist und die Gesundheitsstörungen der beige¬ 
mischten Gase wohl schwerere Gesundheitsstörungen ohne me 
Anwesenheit des GO kaum mit sich bringen würden. Das 
wichtigste Gasgemenge, das bei den Vergiftungen in Betracht 
kommt, ist der Kohlendunst, der aufier CO noch große 
Mengen von COt und Spuren von Kohlenwasserstoff enthält, 
neben Schwefelwasserstoff und brenzlichen Gasen. Aufier diesem 
Gasgemenge kommt nur noch das Leuchtgas in Betracht, 
das gleichfalls durch das in ihm enthaltene GO tödlich wirkt. 
Die Kohlendunstver^iftung, die für uns nur in Betracht kommt, 
hängt last immer mit einer mangelhaften Verbrennung kohlen¬ 
reicher Materien (Holz, Holzkohlen, Steinkohlen, Koks) zusammen, 
die ni(^t selten durch mangelhafte Heizvorrichtungen hervor- 
gOTufen wird. Wenn die zur Ableitung der Verbrennungs¬ 
produkte bestimmten Ofenrohre verstopft oder, wie früher so 
häufig durch Klappen verschlossen wurden, bevor die Ver- 
Iwennung imd die Entwicklung der Verbrennungsprodukte ab- 
gescbdossen war, so mufiten die Gase, anstatt in den Schorn¬ 
stein, in den zur Heizung bestimmten Raum gelane^n und die 
darin befindlichen Personen vergiften. Dies erfolgte um so 
leichter, je kleiner der Raum und je schlechter die Ventilation 
war. Die früher verbreitete Ansicht, dafi das ^ftige Gas sich 
namentlich in den unteren Teilen des Raumes annäure, ist lange 
als irrig wkannt worden; es unterliegt keinem Zweifel, dafi es 
in der Nähe des Verbrennungsherdes am dichtesten ist. Der 
vorhin wwähnte Fall des Triebwagenleiters, in dem das offene 
Kohlenbecken an seinem Lager stand, spricht genügend hierfür; 
die Vergiftimg erfolgte hier innerhalb 30 Minuten. — Dafi die 
l^gen Gase aber auch noch in ziemlicher Entfernung von ihrem 
llntetehungsorte gefährliche Wirkungen entfalten können, ist 
gleichfalls bekannt. Es sind aus der Literatur Fälle bekannt, 
wo der Kohlendunst sich durch mehrere kommunizierende Gas- 
rOliren in verschiedenen Stockwerken verbreitete. Zu diesen 
Fällen gehört der von mir beobachtete, der sich folgender¬ 
maßen »spielte: 


Als ich eiBM Tages, im Oktober 1918,*lr1lh,*eiBe Beise aatreten wollte 
aal mrin Hansmftdoben die Stätse, obwohl sie hierroB naterrichtet waren, 
tsetn aadaaenideB Kliagdas, ans ihren in dem 8..Stocke beftnälichen Schlaf- 
afaBuneni nicht ersctaienen, ging meine Fran hiaaof. Sie fand beide Zimmer 
Terschlossen; ans dem Zimmer, in dem die Stütze schlief, wnrde trotz lauten 
Kfopfens nicht geantwortet, ans dem anderen Zimmer antwortete das Hansm&dchen 
nnr mH schwacher Stimme. Anf mergieehes Anfordem meiner Fran Öffnete 
des Midoheo endlich, brach aber an der Tür zusammen mH der Angabe, sie 
Mi sehr schwindlig, kOnne sich nicht besinnen und habe Kepfscbmerzen. Aaf 
diese ICeldang mmer Fran kam ich sofort auf den Gedanken einer CO-Vw> 
gUtoBg, obwohl in nnserer Wohnnng noch nicht geheizt wnrde. Om K i d c h en 
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wurde in unsere Wobnraome gebracht nnd das nebenliegende Zimmer, in 
dem die St&tse schlief nnd das durch eine TQr mit dem Zimmer in Ver* 
bindnng stand, die aber verschlossen war, geöffnet. Die Stfttze, ein 19 jähriges 
Mädchen, lag tief bewaßUos im Bette, mit blassem Gesiebte, die Wangen 
zirkumskript gtrötet, mit tief schnarchender Atmung; der Pols war kaum 
fühlbar, etwa 40 Schläge in der Minute, die Herztöne waren kaum hörbar, 
gleichfalls stark verlangsamt; keine Reaktion an den Hornhäuten, die Popillen 
weit; die Extremitäten schlaff, die Sensibilität vollkommen erloschen. Nach* 
dem die BewußÜose in ein anderes Zimmer gebracht war, wurde sofort künst* 
liehe Atmung eingeleitet, die ich mit Hilfe eines Kollegen und meiner Söhne 
von 6Vi Uhr morgens bis mittags 1 Uhr fortsetzte. In den ersten Stunden 
wurde ^e Atmung, sobald die künstliche Atmung unterbrochen wurde, wieder 
stockender, der Pnls, der auf Einspritzung von Campber sich hob, wieder 
schlechter, aber allmählich besserte sich der Zustand, so daß ich um 1 Uhr 
die noch immer Bewußtlose, da ein 0-Apparat mir nient zu Gebote stand, in 
die medizinische Klinik nach Göttingen bringen konnte. Anf der Fahrt mit 
einem Auto, die etwa 40 Minuten in Anspruch nahm, begann die Bewußtlose 
bereits mit Bewegungen der Arme nnd Beine nnd seufzte mehrmab tief auf. 
Tn der Klinik besserte sich der Zustand merkbar unter den Einatmungen von 
0, jedoch hatte sich das Bewußtsein, als ich die Kranke um 6 Uhr verließ, 
noch nicht eingestellt. In der Nacht stellten sich heftige Err^ungszustände 
ein, erst am Mittag des fönenden Tages kehrte das Bewußtsein zurück. Am 
Nachmittage fand ich die Patientin bei klarem Bewußtsein, noch über starke 
Kopfschmerzen klagend; über ihre Erkrankung wußte sie nichts anzugeben. 
Auch in der folgenden Nacht stellten sich nochmals Erregungszustände ein, 
die durch Brom beseitigt wurden. Erst nach 14 Tagen konnte die Patientin 
die Klinik verlassen, irgendwelche Folgeerscheinungen stellten sich nicht ein. 
Das Hausmädchen, das sich nach 24 Stunden vollständig erholt hatte, gab an, 
daß sie in der Nacht mit Kopfschmerzen nnd Uebelkeit erwacht sei; sie habe 
sich erheben wollen, sei hierzu aber nicht im stände gewesen, da ihre Glieder 
wie Blei schwer gewesen seien. Beim Klopfen meiner Frau sei sie zuerst 
auch nicht im stände gewesen, sich zu erheben, erst bei deren Drängen 
habe sie sich anf gerafft und sei zur Tür getaumelt, an der sie, nachdem sie 

S eöffnet, zusammen brach. Erwähnen möente ich noch, daß bei der Einleitung 
er künstlichen Atmung bei der Stütze sich wiederholt heftige Konvulsionmi 
mit Stnhlabgang einstellten. 

Ich komme nun zu der Frage, wie die Vergiftung zustande 
kam. Ich bemerkte bereits, dafi im 1. Stock, in meiner Wohnug, 
noch nicht i^eheizt wurde. Im 2. Stock wohnten aufier meinen 
Söhnen zwei ältere Damen, die am Abend vorher ihr Zimmer 
zum ersten Male geheizt hatten. Sie hatten bemerkt, daß der 
Ofen nicht recht brennen wollte und den Abend in dem geheizten 
Zimmer verbracht; ihr Schlafzimmer befand sich neben dem 
Zimmer. Aus dem Ofen führt nur ein Ro^ in einen Schorn* 
stein, der Baupolizei entgegen, die verlangt, daß die Schornsteine 
in den Häusern von unten auf geführt werden müssen, erst im 
3. Stock begann, so daß das Rohr nicht seitlich in den Schorn* 
stein ging, sondern von unten. Bei der Herausnahme des Rohrs 
aus dem Schornstein ergab sich nun, daß der Schornstein defekt 
war und herabgestürzte Lehm- und Steinteile das Ofenrohr zum 
Teil verstopft hatten. Infolgedessen erfolgte nur unvollkommene 
Verbrennung der Kohlen, es entwickelte sich CO, das nun in 
das Ofenrohr des Ofens im Zimmer der Stütze gelangte und 
durch den Ofen in das Zimmer selbst. Das Rohr führte Über 
einen Vorderraum, der gut ventiliert und groß war, so daß mit 
Sicherheit angenommen werden muß, daß vom Zimmer der 
Stütze die Gase in das nebenliegende Zimmer des Hausmädchens 



Dr. E. VoUiaer: lieber Bartflechte and ihre Bekämpfang. 149 

nur durch die Ritzen der etwas undichten Tür gelangt sein 
können. So erklärt es sich, daß die Vergütungssymptome bei 
dem Hausmädchen so viel geringer au%etreten wturen. Es 
entsteht nun noch die Frage, aus welchem Grunde das GO 
nicht in den Schornstein weiter hinauf stieg, sondern in das 
doch viel engere Ofenrohr des betreffenden Zimmers ging und 
so in dieses selbst gelangte. Nach den in meiner Wohnung mit 
nicht vom Fundamente des Hauses aufgeführten Schornsteinen 
— deren wir mehrere hatten — gemachten Erfahrungen ist der 
Aufstieg des Eohlendunstes in diesen Schornsteinen bei den 
ersten Heizungen ein sehr mangelhafter, erst wenn allmählich 
eine Erwärmung der Luft in den Schornsteinen eingetreten ist, 
ist der Abzug ein besserer. An dem betreffenden Tage wurde 
im 2. Stocke zum ersten Male am Abend geheizt; so gelangte 
der Kohlendunst bis an die Einmündung des Ofenrohrs in den 
Schornstein und schlug den Weg in dies Rohr ein, das über 
den warmen Bodenraum ging und der Ableitung in der wärme¬ 
ren Luft des Ofenrohres nicht so viel Widerstände entgegen¬ 
brachte, wie die kältere Loft im Schornsteine. Die Schwere 
der Erkrankung beweist, daß der Kohlendunst in nicht geringen 
Mengen in die Kammer der Stütze gelangte, was natürlich nicht 
ausschließt, daß ein anderer Teil des Kohlendunstes durch den 
Schornstein weiter abgeführt wurde. Ich bin, wie ges^t, nach 
den gemachten Erfahrungen nicht im Zweifel, daß die Differenz 
der Erwärmung der Luft im Schornstein und im Ofenrohr das 
Unglück herbeigeführt hat. 

Der Fall läßt nach meiner Ansicht die Lehre ziehen, daß 
Schornsteine, die nicht vom Fundamente des Hauses aus auf- 
gefahrt werden, nicht geduldet werden dürfeiL daß ferner das 
Einführen von ableitenden Ofenröhren in Schornsteine nie 
anders als von der Seite erfolgen darf, niemals wie im vor¬ 
liegenden Falle von unten aus. Der § 50 der Bauordnung der 
Stadt Münden sagt zwar, daß Schornsteine von den Gebäude¬ 
fundamenten an aufzuführeh sind, beschränkt dies aber im Ab¬ 
satz 2 mit dem Zusatz: „ebenso kann die Baupolizeibehörde das 
Aufführen der Schornsteine von einem oberen Geschosse aus, 
wenn für sichere Unterstützung gesorgt ist, gestatten.Mindestens 
ist hier ein Zusatz erforderlich, daß das Einführen von ableiten¬ 
den Ofenröhren von unten in derartige Schornsteine verboten ist. 


lieber Bartflechte und ihre Bekämpfangf.^) 

Von Med.-Bat Dr. B. ToUner, Kreieamt in Ereaxnaoli. 

Infolge des Krieges haben sich bekanntlich auch die 
Trichophytie und Sykosiserkrankungen in nie gesehener 
Weise ausgebreitet. Der Grund lie^ darin, daß bei dem Feld¬ 
heer in dem Schützengraben- und Bewegungskrieg die Haut- 

') Mach einem fflr die amtliche Konferenz der Hedininalbeamten Aes 
Beg.'BesirkB la CoUeu beatimmten Vortrage. 
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pflege natiugemäfi gegen friedliche Zeiten reniechläfiigt worden 
ut, dafi für die Soldaten in südlichen Ländern die beste Ge¬ 
legenheit sur Infektion gewesen ist und daß endlich die Er¬ 
krankten und in die Heimat beurlaubten Mannschaften die 
Pilzerkrankung in ihrer Familie verbreitet haben, die sie nun 
durch die Schule oder durch die Barbierstuben weiter 
verschleppten. Zweifellos ist aber auch in der Heimat die 
hygienische Vorsicht gesunken, was Haut- und Haarkrankheiten 
angeht, und zwar durch Mangel an Seife,^Spi^ritu8 und 
geschultem Personal in den Barbierstul^n, da das Heer 
alles brauchte. 

Welches sind nun die Krankheiten, die unter den Namen 
«Trichophytie“ imd «Sykosis“ fallen? Die Trichophytie, sche¬ 
rende oder Scherpilzflechte tritt entweder als oberflächliche Krank¬ 
heit auf, Trichophytia super fizialis oder Herpes tonsurans, 
und bil^t dann rote, kreisrunde Scheiben, die an der Peripherie 
weiter wuchern und mit weißlichen Schüppchen bedeckt 
sind, oder sie tritt als tiefere Erkrankung in Form von Knoten, 
kleinen Qeschwulstbildungen auf^ Trichophytia profunda 
oder als erhabene entzündliche granulierende Scheiben (Kerion- 
celsi). Die Trichophytia superficialis juckt meist stark und 
ihre Scheiben sind oft rot; sie kommen in der Einzahl und 
Mehrzahl vor, können zusammenfließen und in der Mitte ab¬ 
heilen und Ringe und bandartige Figuren bilden. Die Pilze 
wuchern in den andern; um sie zu finden, muß man Schuppen 
am Rande diurch Schaben mit dem Messer entnehmen; sie sind 
dann leicht zu finden, wenn man etwa Kalilauge zusetzt. Die 
Trichophytie der Bartgegend wird auch als SyKosis parasi¬ 
taria bezeichnet; sie macht öfters große, wallnußartige oder 
kirschgroße Knoten in der Backenhaut, die anfan^ hi^ sind, 
später erweichen und aus zahlreichen Poren und Fisteln Eiter 
entleeren können. Bei den tieferen Erkrankungsformen ist der 
Pilzfund oft schwieriger; er gelingt am besten in den Haar^ 
Stümpfen. Eine besondere Abart stellt die Trichophytia ekzo- 
matosa dar, das Exzema marginatum, das unter dem Bilde 
eines hartnäckigen Elzzems an den Leisten an der Innenseite der 
Oberschenkel oder zwischen Zehen und Fingern vorkommt und 
gerötete, scharf begrenzte, größere Scheiben bildet. Der Pils, 
der diese Trichophytie-Erkrankungen durch Wuchern in der Haut 
hervorruft, heißt Trichophyton tonsurans, der Erreger des EIxzema 
marginatum ist ein ähnlicher Pilz und heißt Ephidermophyton 
ingiunafis. 

Die Behandlung der oberflächlichen Trichophytie 
ist eine relativ einfache; es gelingt oft in wenigen Tagen durch 
Anwendung von Jodtinktur, 10®/oigen Salizylspiritus, 20®/oige 
Schwefelsalbe die wuchernden runden Flecken zu vertreiben. 
Um so schwieriger und länger dauernd ist die Behandlung der 
tiefem Trichophytie oder Bartflechte. Hier muß längere Zeit 
mit heißer 3®/oiger Essigsauerer Tonerde Umschläge gemacht 
werden; auch Röntgens&ahlen sind von gutem Elrfolg. Heiße 
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LemsMunenkissen befördern die Erweichung und den zentralen 
Zerfall der Geschwülste. Die Entfernung aller erkrankten 
Haare ist wichtig; es muß daher mit ZiUenpincette die Ent-‘ 
femung der Haare yorgenommen werden, was schmerzhaft und 
zeitraubend ist. 

Für den staatlichen Gesundheitsbeamten interessiert nun 
besonders die Frage, wie ist die Weiterverbreitung der 
Krankheit am besten au verhüten imd welche 8anitäts> 
polizeiliche Maßnahmen sind abgesehen von der gründlichen 
Mhandlung des Einzelfalles zu treffeÜ? 

Zunächst ist zu sagen, daß alle diese Pilzerkrankungen 
sehr leicht durch die Schulen weiterverbreitet wer¬ 
den und deshalb die Lehrer ein gewisses Angenmerk auf 
diese Haut- uüd Haarkrankheiten richten müssen. Bekannt ist 
die vor einigen Jahren vorgekommene Trichophjtie-Erkfankung 
der Schulkinder von Berlin und Schöneber^. In Elngland hat 
schon vor Jahren ein bekannter Dermatologe m London, Mal com 
M orris, besondere Schulen für Kinder verlangt, die an Herpes¬ 
eruptionen leiden, ein Beweis, wie verbreitet die Krankheit in 
Großstädten war oder wetden kann. So weit braucht man aber 

S ewiß nicht zu gehen; immerhin dürfen die Kinder im Interesse 
er Gesunden die Schulen nicht besuchen und erst nach völliger 
Abheilimg wieder mit den anderen Kindern zusammen kommen. 

Eine weitere Stätte, durch die Trichophjtonerkrankui^en 
weiter verbreitet werden, sind die Rasierstuben. Vor 
ren ist deshalb schon eine Polizeiverordnung über die 
Ausübung desFriseur-, Barbier-und Haarschneide- 

S ewerbesim Rgbz. Coblenz unter dem 14. Juli 193 erlassen wor- 
en,*) deren genaueste Befolgung aufs Schärfste zu kontrollieren 
ist. Wenn die Vorschriften dieser Polizeiverordnung genauestens 
befolgt worden wären, würde die .Weiterverbreitung der Tricho¬ 
phytie in der Weise, wie sie geschehen ist, nicht mömch gewesen 
sein. Der § 7 dieser Verordnung verbietet, daß Personen, die 
an einer Haut- oder Haarkrankheit des Kopfes, an Ungeziefer 
oder an einer Ansteckenden Krankheit leiden, in den Friseur- 
Barbier- und Haarschneidestuben bedient werden dürfen. Hinzu¬ 
zufügen wäre noch, daß ein an Trichophytie erkrankter Friseur 
selbst das Gewerbe nicht weiter ausüben darf, bis er geheilt 
ist. Ich habe selbst mehrfach an Trichophytie erkranktes 
Personal der Barbierstuben gesehen und behandelt. Wenn ge¬ 
fragt werden sollte, was denn die an Trichophytie Erkrankten 
machen sollen, so ist zu sagen, daß sie in ihrer Wohnung und 
nvit ihren eigenen Instrumenten von den Barbieren, die sich 
aber dann desinfiziereh’ müssen, bedient werden dürfen, aber 
unter keinen Umständen mit den andern Leuten zu¬ 
sammen in den Barbiergeschäften. 

Im § 6 der betreffenden Verordnung steht: „Es emp- 


*) Oldeblaateode Poliz«ir«rordiiang«n «ind «ach ln allen anderen preoAi- 
«ekea lteg.-Beslrino and in fast allen ObrigM deatschen Freistaaten eriaseen. 
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fiehlt sich die Scheren, Rasiermesser, Pinsel und Kämme 
erst in reinem Wasser abzuspülen und alsdann mit einem 
’ Wattebausch, der in eine desinfizierende Flüssigkeit getaucht 
ist, gründlich abzureibeh." Nach meinem Dafürhalten müfite 
es dafür heißen: Alle Scheren, Kämme, Rasiermesser und 
Pinsel müssen abgespült und desinfiziert werden.Diese 
Maßnahmen sollen ja nicht nur gegen die Trichophytie schützen, 
die mehr ein kosmetisches lokales Leiden, als eine wirklioh 
ernste Krankheit darstellt, sondern sollen auch schützen 

g egen die Weiterverbreitung von Tuberkulose und 
yphilis, die auch schon durch Barbierstuben zustande ge> 
kommen ist. Durch Untersuchungen im Kgl. Institut für In¬ 
fektionskrankheiten zu Berlin über das Verhalten der Trioho- 
phytonpilze gegen Desinfektionsmittel ist zur Desinfektion 
der Hände vor allem Sublimat empfohlen, zur Desinfektion der 
Rasiermesser Abreiben mit 80^/oigem Alkohol bezw. Brenn¬ 
spiritus. Anstelle der Pinsel soll dte Seife mit der Hand ein¬ 
gerieben werden; hier ist aber gleich zu bemerken, daß manche 
Barbiere das Sublimat an den Händen ebensowenig vertragen 
werden, wie die Hebammen, und deshalb wohl die Kresol- 
seifenlösung herangezogen werden muß, besonders weil bei 
dem lebhaften Beliebe in den Barbierstuben die Gefahr des 
Sublimatexzems größer ist, als bei den Hebammen. Für die 
Reinigung der Kämme und Scheren dürfte warmes Wasser auch 
nicht genügen; es muß dazu vielmehr heiße 2^'/oige Sodalösung 
verwendet werden. 

Mit Recht ist in der Verfügung des Herrn Reg.-Präsiden- 
ten in Goblenz vom 8. August 1918 verlangt worden, daß die 
Kreisärzte sich mit den Friseur- und Barbierinnungen persön¬ 
lich ins Benehmen setzen sollen, damit in den Barbierläden auf 
peinliche Sauberkeit geachtet wird. In dieser Verfügung ist 
entgegen dem § 7 der Polizeiverordnung von 1903 ermubt 
worden, daß Personen mit Gesichts- und Kopfausschlägen be¬ 
dient werden, was sich auch nicht immer vermeiden lassen 
wird. Ich vermisse dabei aber auch die oben gestellte Forderung, 
daß nach dieser Bedienung die Instrumente und Apparate zu 
desinfizieren sind und dies nicht in den allgemeinen Rasier- 
usw. Räumen geschehen darf. 

In der Regierungsverfügung wird ferner eine häufigere 
Kontrolle der Barbiergesohäfte durch Polizeibeamte 
nach Anweisung des Kreisarztes gefordert. Aehnlich 
wie die Drogengescnäfte könnten auch die Barbierstuben einmal 
im Jahre vom Kreisarzt, auf Veranlassung der Ortspolizeibe¬ 
hörde revidiert' werden. Jedenfalls muß der Kreisarzt die 
Friseure über die Gefahr, durch Nachlässigkeit in der Reinlich¬ 
keit die Trichophytie und andere ansteckende Krankheiten 
weiter zu verbreiten, belehren und ihnen klar machen, worauf 
es ankommt. Wer am Samstagabend oder Sonntagmorgen 
vor der Kirche den Betrieb in einem Fiiseur^schäft kennt, 
kann sich eine Vorstellung machen, auf wieviele Personen an 



Dr. A. Beisclutaer: Kreisärstlicbe Standeslrsgen. 


163 


einem Tage durch mangelhafte Sauberkeit die Trichophytie 
übertragen werden kann; ihm nimmt die Weiterverbreitung 
der zweifellos durch die Soldaten während des Krieges neu 
eingeschleppten Trichophytieerkrankung kein Wunder. Ich 
selbst habe in meinem Kreise mit den Friseuren über die Not¬ 
wendigkeit der Bekämpfung der Trichophytie verschiedentlich 
gesprochen und habe auch bei den meisten von ihnen ver¬ 
ständnisvolles En^egenkommen gefunden. Sie klagten aber, 
dafl sie bei der Schwierigkeit der Beschaffung der {nötigen 
Wäsche und besonders des Spiritus, der dazu fast unerschwing¬ 
lich teuer geworden sei, die geforderten Maßnahmen nicht immer 
durchzuführen in der Lage seien. Dazu fehle es an geschultem 
Personal; sie müßten sich vielfach,' da die älteren Friseurge¬ 
hilfen zum Militär einberufen seien, mit kaum der Schule ent¬ 
wachsenen Lehijungen behelfen, denen die geforderte Sauber¬ 
keit und Vorsicht noch nicht beizubringen sei. Nach meiner 
Ansicht kann man heutzutage die Fordenmg, an Trichophytie 
erkrankten Personen in Rasierstuben überhaupt nicht zu be¬ 
dienen, leichter aufstellen, wie vor Jahren, da bessere Apparate 
zum Selbstrasieren zu beschaffen sind, als früher. 

Zusammenfassend wäre also zu sagen: Zur Verhütung der 
Weiterverbreitung der Trichophytie erscheint erforderlich: 

1. Unterweisung des Lehrpersonals über die Art der bei Kin¬ 
dern und Erwachsenen vorkommenden Trichophytie. Auf¬ 
hängung von mit Abbildung versehenen Plakaten in 
der Schule. 

2. Schärfere polizeiliche Kontrolle der Sauberkeit und Des- 
infektionsmafinahmen in den Barbierstuben. 

3. Belehrung des Barbierpersonals über die Pilzerkrankung 
duroh kreisärztliche Vorträ^. 

4. Fürsorge, daß die nötigen Desinfektionsmittel, vor allem 
Spiritus, Soda, Seife den Barbiergeschäften in ausreichen¬ 
der Menge zu billigen Preisen durch den Kommunal verband 
zur Verfügung gestellt werden. 

5. Strioktes Ver^t, an Haut- und Haarkrankheiten leidende 
Personen in Rasiergeschäften zu bedienen. 


Kreisärztliche StaBdesfragen. 

Von Dr. A. Belsehazer, Kreisarzt in Gommersbaeh (Beg.-Bez. CSln). 

Gelegentlich des Fortbildungskursus in sozialer 
Hygiene vom 1.—20. März in Berlin, an dem 30 Kreis¬ 
ärzte aus allen Provinzen Preußens teilnahmen, wurden auf 
kameradschaftlichen Abenden die im Vordergründe des Interesses 
stehenden Staodesfragen besprochen. An einem dieser Abende 
nahmen auch die Herren Min.-Direktor Dr. Oottstein und Geh. 
Rat Dr. Dietrich teil und gaben in liebenswürdiger Weise Aus- 
knnft über die Auffassung der Medizinalabteilung gegenüber 
den in mehreren Referaten (Kirchgässer, BröcKerhoff, 
Tbomalla) dargelegten Ansichten der Kreisärzte. Eine kurze 
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Mitteilung über die EJrgebnisse des Meinungtanstausches dürfte 
daher für die Allgemeinheit von Interesse sein: 

BrOrtert wnrde znn&chst die drohende, und in der Preafiisehen Landes* 
vetsarnnrlang ja bereits beschlossene KommniialtsieniBg der Kreiaftrsta mit 
ihren aaehtoiligen Felgen: Verlast der onabh&ngi^n Stellnng als Staatsr 
beamter, Behinderang der Tätigkeit durch lokale Einflüsse aller Art, ünter- 
itellang anter den Landrat, wie sie auch schon anf der yorjährigen Tagung 
der Medisinalbeamtenyereine in Weimar ron Jorns und Hillenberg be> 
leuchtet wordea sind. Demgegenüber teilte H. Min.*Direktor Dr. Q-ottstelu 
mit, daß das Ministerium durchaus den ablehnenden Standpunkt der Kreisärate 
teile, UBd daß die Hehrheitsparteien wohl kaum auf der Durchführung des 
Beschlusses der Landesyersammlung bestehen würden. Allerdings könne man 
hei der augenblicklichen politischen Lage irgendwelche sicheren Voraussagen 
für die Zukunft nicht machen. 

Ueber die Betätigung der Kseisänte In der seslnlen Hfgiene md 
der Wohlfahrtspflege, die im Vordergründe des Interesses stand, traten ter^ 
schiedene Auffassungen zu T^e. Von einer Seite wnrde davor gewarnt, sich s^ 
susehr auf diese do^ ärztlich minderwertige Tätigkeit einzulassen, der Erms* 
arst werde hierdurch leicht als Armenarzt bewertet, lieber solle man auf Bei* 
hehaltung der hodiwertigen Gutachtertätigkeit, durch die der Kreisarzt sidi 
seine geachtete VertrauenssteUung erworben habe, bedacht sein. (Bemerkt 
sei hier, daß auch die Ansicht laut wurde, die Attestschreiberei habe viel 
gegen sich). Anderseits wurde über günstige Erfahrungen mit der Tätigkeit 
als Kreiskommunalarzt oder Fürsorgearzt berichtet. Im allgemeinen bestand 
Uebereinstimmu^darin, daß dieBetätigung in der Wohlfahrtspflege 
von größter Wichtigkeit seL Art und Grad der Betätigimg, ob als Vor¬ 
stand der Qesundheitsabteilung des Wohlfahrtsamts, als Kommunalarzt, als 
Fürsorgearzt oder nur als sozial-hygienischer Beirat müsse sich nach den örtlichen 
yerhältnissen richten; Jedenfalls liege es im Interesse der Sache und des Standes, 
jedes Angeöot nach dieser Bichtung hin anzunebmen; ganz aasgeschaltet dürfe 
der Kreisarzt nicht werden. Die tatsächlichen Verhältnisse liegen nun für die 
Kreisärzte nicht günstig. Mitgeteilt wurde, daß bereits mehr als 60 Korn* 
munalärzte angestellt seien, daß eine noch viel größere Zahl von Kommunen — 
auch mittlere Städte — die Anstellung eigener Aerzte in Aussicht genommen 
hätte, und daß insbesondere der Verband preußischer Landkreise offenbar auf 
eigene Kommunalärzte, die ganz zur Verfügung der Landräte ständen, Wert 
legte. H. Geh. Bat Dr. Dietrich bemerkte, daß gegen die Uebertragung der 
kreisärztlichen Geschäfte an Stadtärzte und umgekehrt erhebliche Bedenken be¬ 
ständen und nur ganz ausnahmsweise genehmigt würde. Auf die Anstellung von 
Kommanalärzten habe die Begierung keinen ausschlaggebenden Einfluß; die 
Kommunen seien die Geldgeber und hätten hierin freie Hand. Die in dieser Hiu- 
■iht auf der Tagung in Weimar geäußerte Befürchtung, daß der Kreisarzt durch 
die Kommunalärzte „an die Wand gedrückt und aufs Trockene gesetzt werde*. 
(Dohrn) hat sich somit schon jetzt als sehr berechtigt erwiesen. Es ist klar, 
daß der Kreisarzt gegenüber dem Arzt, der die gesamte Fürsorge- und Schul- 
arztätigkeit aasübt und leitet, in den Hintergrund tritt, daß das Feld seiner 
Tätigkeit erheblich beeinträchtigt und eingeengt wird, und daß er auch pekuniär 
geschädigt wird (Impfung, vertrauensärztl. Tätigkeit). Das Nebeneinander- 
arbeiten wird ferner sich namentlich in kleineren Verhältnissen nicht immer 
erfreulich gestalten. Daß diesen üebelständen der Vorteil gegenüber stehen 
soll, „daß der Kommunalarzt durch üebernahme eines Teiles der kreisärzt- 
liehen Geschäfte den staatlichen Medizinalbeamten entlastet, so daß dieior 
für neue Aufgaben frei wird“, wie König (Veröffenü. a. d. Geb. d. Medizinalverw.; 
Bd. Z, Heft 4, S. 39) meint, erscheint wenig begründet. Hinzu kommt 
noch, daß in kleinen und leistungsschwachen Kreisen mehrfach Kreisfürsorg»- 
liunen mit der Organisation und Leitung der Wohlfabrtspfl^e unter Auu- 
schaltuug des Kreisarztes betraut sind und sogar selbständig Mütter- und 
Bäuglingsberatung abhalten. Die Fürsorgerinnen machen auch gar kein Hehl 
daraus, daß sie die Aufsicht des Kreisarztes für ganz überflüssig halten und 
ganz besonders ihm nicht unterstellt sein wollen. Die Eänrichtung von Wohl- 
Tahrtaämtem scheint im ttbrigmi noch nidit dnrcbgeffihrt zu sein, ln manelien 
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Eidien aind sie eiogeiicbtet, obne deo Kreisarzt za fragen, geachweig« deoa 
iba za beteiligen; mebrfacb waren angeeignete Kräfte (z. B. Mte Offiziere) nit 
ihrer Leitnng beauftragt worden. 

Ans alledem ergibt sieb, daß die Organisation der Wohlfahrtspfiege 
Boch in der Entwicklang begriffen ist, daß Fehler gcoiacbt werden and Lehr* 
geld gezahlt wird, and daß aach die Wohlfahrtsämter nicht immer ihren Anf* 
gaben gewachsen sind. Die Beteiligang der Kreisärzte hängt von 
Örtlichen Zafälligkeiten sowie von dem Interesse and der Energie des Einzelnen 
ab; sie ist bisher leider nicht im wünschenswerten Maße^ stellenweise gar 
nicht, erfolgt. Die „Eichtlinien" Tom 28. Dezember 1919 sind Icaam geeignet, 
hier eine Aenderang berbeisaführen, da in ihnen ja lediglich gesagt wird, daß 
der Kreisarzt kommanalärztlich beschäftigt werden kann, aber keineswen 
irgendwie zogezogen werden maß. Möglich, deß dis ia Aassicht atehende 
gesetzliche Begelang noch Aenderangen herbeifOhrt. Nach dem nicht mehr 
▼erabsebiedeten Preaß. Jagendfttrsorgegesetz sollte ja der Kreisarzt im Jagend* 
aalt Sitz and Stimme haben. Dies für das Wohlfahrtsamt za erreichen, damit 
der Kreisarzt hier wenigstens kritisch and anregend wirken kann, ist doch das 
Mindeste, was man im staatlichen Interesse fordern mnß, schon im Hinblick 
auf die erheblichen staatlichen Mittel, die znr Verwendang kommen; auch er« 
aebeiBt es doch recht mißlich, die engen Beziehangen der Wohlfahrtspflege 
aar Seachenbekämpfang, zar Schal* and Wobnangsbygiene einfach za zer« 
aebneiden. Aach dort, wo Kommanalärzte tätig sind, sollte man die Mit* 
wirkong der Kreisärzte bogrößen; denn zarzeit werden die enteren doch viel* 
fach mehr nach politischen Gesichtspunkten angestellt and arbeiten onbe* 
schadet des Aofsicbtsrechts der oberen VerwaltongsbehOrde praktisch völlig 
■Abständig. 

Jedenfalls ist es za wQnsohen, daß den kleineren Kreisen die Anetdlnag 
des Kreisarztes ids Kommmanalarzt wenigstens nahe gele^ würde. Eine An« 
aaU TOB nicht Tollbesoldeten Stellen würde bierdarch lebensfähig gemacht 
oder erhalten; denn es ist klar, daß die Nebeneinnahmen bei der zanehmenden 
Ueberfüllang des ärztlichen Standes zarttckgeben werden. HerTorgeboben 
wnrde, daß der Kreisarzt, wenn er Fürsorgetätigkeit in nennenswerter Weise 
flbemimmmt, Praxis kaam aasUben kann. In Gewissenskonflikte konunt er 
.aieher, denn das Pabliknm drängt sich mit allen möglichen Anliegen an ihn 
heran, wie das aach schon bei der Prüfung der Lebensmittelzeagnisse der Fall 
ist, und Konflikte mit den Aerzten, die doch vielfach der Fürsorge noch milP 
tranisch gegenüber stehen, werden sich nicht immer vermeiden lassen. Es trat 
aber aach za Tage, daß es sich nicht empfiehlt, als Fürsorgearst za wirken, 
wann man der modernen Kinderheilkande und Taberkalosediagnostik femsteht; 
wenn aach diese Tätigkeit keine sehr hochwertige ist, etwas verstehen maß 
man doch davon. 

Zweifelhaft ersdieiBt, ob sich die Wohlfahrtspflege in dem Umfaage, wie sie 
jeist dareb die Not der !^it and die politische Stimmang bedingt ist, wird 
dorchfObren lassen. Wenn eine Stadt wie CfaarloUenbnrg, deren Einricbtangen 
ja allerdings mastergültig sind, fast V* Million anfwenden maß, nm ihre 
Säogiingsfürsorge anfrechtzaerhsJten, kann man sich eine Vorstellang davon 
machen, welche Sammon die Wohlfahrtspflege heate erfordert, wenn sie wirksam 
aefn soll. Die privaten Einrichtungen kämpfen schon jetzt mit den größten 
Bchwierigkeiten oder gehen gar ihrem Bain entgegen. Aach wird wohl überall 
Biit erheblichen Zagnutteln gearbeitet, die mit der Zeit an Wirksamkeit ver« 
lieren werden. 

Geber die Yollbesoldong der Kreisärzte waren die Ansichten geteQt, 
immerhia neigte man doch za der Anffassong, daß die Aasflbnng von Privat* 
Praxis nicht mehr zeitgemäß sei. H. Geb. Bat Dr. Dietrich teilte mit, daß die 
vormebrang der vollbesoldeten Stellen bescbleanigt werden soll, daß aber 
die Kreisarztstellen in Kreisen mit weniger als 60000 Einwohnern nicht voll* 
besoldet bleiben sollen. (Klage setzte 1914 in seinem Referat über diesen 
Pankt die Grenze bis 40000 Elinwobnem.) Eine Zasammenlegang von Kreisen 
soll nar insoweit vorgenommen werden, als dadnreh keine erheblichen Vor* 
kahrsschwierigkeiten entständen. Hiernach würden künftig noch aller 
BteUen halbb^ldet bleiben. Anch mit der Vermehrong der Gerichts* 
irate solle fortgefdirea werden. ladessen lege die JostizbehOrde Wort 
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daranl, daß die Ereis&nte die Berater nnd Gutachter der Amtsgerichte bleiben 
sollten; auch müßten sie als aweite Obdazenten zngezogen werden. Für länd¬ 
liche Bezirke wQrden die Kreisärzte Gerichtsärzte oieiben. 

Ueber ^e heute leider auch so brennenden Besoldnogsfragen wurde 
mitMteilt, daß die Tollbesoldeten Kreisärzte bei der Besoldnngsreform 
in Klasse 10 eingereiht und den Landräten gleichgestellt seien. Allerdings 
seien fttr die Landräte der großen Kreise 60 gehobene Stellen geschaffen 
werden, fflr die Kreisärzte nicht. Die Begiernngs- und Medizinal- 
räte würden nach den Sätzen der Klasse 11 besoldet. Die nicht yollbesol- 
deten Kreisärzte sollen ein Anfangsgehalt Ton 8500 M. and daneben 80*/e der 
Ortszulage erhalten; auch ihre pensionsfähige Zulage soll entsprechend 
erhöht werden. 

Oie GebührenordBung soll zunächst um 100 Prozent erhöht werden 
nnd demnächst eine Umarbeitung erfahren. Auch eine Neubearbeitung der 
Beisekostenordnung soll erfolgen. Als völlig unhaltbar wurden hier 
namentlich die gerichtsärztlichen Gebühren, das Kilometergeld von 
60 Pf. (ein Paar Stiefelsohlen kosten 60—70 M., kann man damit 100 und 
mehr Km. machen 0« nnd das Tag^eld für eintägige Reisen von 16,80 M., 
namentlich für nicht Tollbesoldete ^eisärzte. Es wurde berrorgehoben, daß 
kein praktischer Arzt für solche Sätze arbeiten würde (die Besuchs^ebühr be¬ 
trägt im besetzten Gebiet im Westen schon 15 M.), und daß sie einfach un¬ 
würdig seien. Auch die allgemeine ärztliche Gebührenordnung scheint nun 
endliw in Bearbeitung zu sein. — Betreffs der Dlenstaufwandsent- 
sehädigung wurde mitgeteilt, daß leider eine wesentliche Erhöhung nicht 
möglich gewesen sei, da es eine solche nur für Kreisärzte gebe, und‘daher 
schwer etwas zu erreichen sei Die eindringlichen Vorstellungen, die in_dieser 
Biasi<^t auf der Tag^g in Weimar erhoben sind (Wollenweber, Krämer) 
sind also gänzlich wirkungslos geblieben. Es wurde bemerkt, daß in den 
grOßermi Kreisen bis zu 6000 M. für Hilfskraft und Büro aufgewendet werden 
müßten, was nach Lage der Dinge durchaus nicht zu bezweifeln ist. Der 
Dienstaufwand des nicht Tollbesoldeten Kreisarztes genügt noch nicht für die 
Heizung eines Zimmers, ein Zustand, der auf die Dauer unhaltbar ist. An die 
Gestellung eines Sekretärs oder einer Hilfskraft ist natürlich nicht zu denken, 
ebensowenig an die Schaffung einer Fahrgelegenheit, die bei der trostlosen 
Verkebrslage auch recht notwendig wäre. (Wenn man allerdings liest, daß 
der Kreisfürsorgerin in Bochum ein eigener Kraftwagen zur Verfügung steht, 
'so kann man es verstehen, daß, wie KOnig meint (1. c. S. 45), ältere Kreisärzte 
diesen Damen mißtrauisch gegenttberstehen). . 

Zum Schluß sei noch bemerkt, daß der Kursus sehr viel 
Anregung und für jeden genug Neues und Wissenswertes bot, 
so daß wohl alle Teilnehmer mit Dankbarkeit und Befriedigung 
auf ihn aurückblicken werden. Reger Eifer bewies das große 
Interesse, das namentlich den praktischen Kursen imd Vor¬ 
führungen entgegengebracht wurde; die Herren Dozenten zeigten 
durchweg ein außerordentlich anerkennenswertes Entgegen¬ 
kommen. Bemängelt könnte höchstens werden, daß einige der 
Herren Vortragenden im theoretischen Teil gar zu wenig Vor¬ 
kenntnisse bei ihren Hörern voraussetzten. 


Kleinere Mitteilungen und Referate aus Zeitschriften. 

OnrIohtUoB« Medizin. 

AerzUIclie Knnstfehler. 1. Emil Marcua, Verbandluugen der'Ge- 
zellzchaft der Aerzte in Wien. Wiener klinische Wochenschrift; 1919, Nr. 48. 
8. Aussprache. 0.Frisch, Ewald, ebenda (betreffend Verschwinden 
der Drainrohren in der Pleurahöhle). 

1. Bei dem heutigen ger^werti^en Gummimaterial wird nicht bloß das 
Hineingleiten eines ganzen Drains in die Brusthöhle nach der Bippenresektion 
bei Empyem, sondern auch das Abbrechen beobachtet. Die Kontrolle der 
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prozimaleB DrainendeD darf nicht yergeasen werden. Der Autor bespricht 
einen Fall, der 10 Monate nach der Operation sich ihm mit starker Fistel in 
kachektischem Zustande yorstellte und bei dem das Rontgenbild die Dianose 
stellte. Die alte Regel, die Drains nur eben bis ins Thorazinnere einzoliOuren, 
w&de bei Befolgung das Hinaufrutschen des Drains yerhfitet haben. 

2. 0. Frisch hat während des Krieges 6—8 einschl^geFäile gesehen, 
die Ton einer Schwester nachbehandelt waren. Durch Unachtsamkeit der 
Eirankenschwester können nach der Operation der Pleuraempyeme selbst lange 
und dicke Drains verschwinden, ohne dafl es dem Arzt zur Kenntnis kommt. 
Bs ist das eine Folge der während des Krieges yielgettbten 
Gepflogenheit, die Verwundeten von den Schwestern rer« 
binden zu lassen. Bwaid weist auf die schlechte Qualität der Drain* 
röhren hin, die beim Herausziehen nach anderweitigen Operationswunden ab- 
reifien können. Dr. Mayer-Meisenheim (Olan). 


Zur Srztllohen Begutaehtung von FahrlRsslgkeltsyergehea. Von 
Fr. L e p p m a n n - Berlin. Aerztliche Sachverständigen • Zeitung; 1980, Nr. 1. 

Leppmann erörtert die Begutachtung der subjektiren Schuld bei Fahr¬ 
lässigkeitsvergehen. Bs kommt hierbei nicht blofi auf die Prüfung der freiea 
WUlensbestimmung (§ 51 St. Q. B.) an, vielmehr handelt es sich häniig darum, 
festzustellen, ob der Betreffende, dem Fahrlässigkeit vorgeworfen wird, Imstiuide 
war, diejenige Leistung zu vollbringen, die im Augenblick der ihm zur Last 
gelegen Unterlassung oder Handlung nötig war, um den eingetretenen Brfolg 
zu vermeiden. An vier Beispielen ans seiner Ontachtertätigkeit zeigt Verfasser, 
worauf es im einzelnen ankommt. In drei Fällen war durch Ueberfahren des Signals 
seitens des Lokomotivführers ein Eisenbahnznsammenstofi passiert; der betreffende 
Lokomotivführer war jedesmal in Anklagezustand versetzt worden, ln jedem 
einzelnen Falle hatte Verfasser nachgewiesen, daß infolge Ermüdung oder 
Schwächung der Angeklagten (durch Arteriosklerose bezw. Unterernährung und 
starke Schreckreaktion) diese nicht imstande waren, die erforderliche Dienst¬ 
leistung zu vollbrmgen, obwohl an der Znrechnnngsfähigkeit im Sinne des 9 51 
nicht zu zweifeln war. Aehnlich war es in einem vierten Fall, bei dem es 
sich um einen Falscheid bei einem vorgeschrittenen Arteriosklerotiker handelte. 

In solchen und ähnlichen Fällen wird die Unfähigkeit zu der geforderten 
Leistung folgende 4 Gründe haben können: Mangel an individueller Begabu^, 
Mangel an Kenntnissen und Uebung, zeitweilige Herabsetzung der Leistungsfähig¬ 
keit durch schwächende Einflüsse, absolutes Uebermaß der geforderten Leistung. 

Dem ärztlichen Gutachter mnß es möglich gemacht werden, in dieser 
Hinsicht zur Auffindung der Wahrheit im Strafprozeß mitsuwirken; .er darf 
nieht schematisch an § 61 kleben. Dr. Solbrig-Breslau. 


Faebausdrfleke und Saehverstlndlgentitlgkelt. Von Dr. Mamlook- 
Berlln. Aerztliche Sachverständigen-Zeitung; 1919, Nr. 16. 

Mit Recht bemängelt Verfasser, daß so vielfach noch in Gutaobten und 
ärztlichen Berichten Fremdwörter angewendet werden, während es gute deutsche 
Ausdrücke gibt. An Beispielen wird dies erläutert. Es wird dabcü auf die 
Vereinigung der deutschen medizinischen Fachpresse hingewiesen, die bereits 
eine Liste von einheitlichen Zitaten der Titel medizinischer Zeitschriften und 
Welke anfgestellt hat und eine geeignete Instanz für die Bearbeitung dieser 
Aufgabe sei. Hoffentlich führen solche Bestrebungen zum Ziel. Jeder Gut¬ 
achter beim Oberversichernngsamt z. B. erlebt es fortwährend, welche Fälle 
von Fachansdrücken von den Aerzten ugewendet wird, die den Laien gänzlich 
unverständlich sind und die die Arbeit der Behörden erschweren. 

Dr. Solbrig-BresUu. 


Begprechnngen. 

Ov. Vftol Oeh. San.-Rat, Direktor der Provinsial-FraueakUnlk und 

Hebammenschnle in Breslau: Die praktische OeburtshUie. Wieder* 
bolnngsbocb für Hebammen des Deutschen Reiches. 7. Anflsge. Berlin 1919. 
Verlag von Fischers medizhiischer Buchhaadlnag H. Kornfeld. 8*, 1708. 
Preis: geh. 7,70 Mark. 
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Der .kleiB* Btnmm* ist bd seinem früheren mehrfachen Brsehdaen 
berdts wieoeriiolt in dieser Zeitschrift besprochen nnd anf seine grofien Tor* 
lüge nicht nnr als Wiederholnngsbacb für die Hebammen, sondern auch als 
praktisches Handbach für die Ton den Medizinalbeamten rorsanehmenden Nach« 

t rttfangen der Hebammen und fdr die in den Hebammenlehranstalten absn« 
altenden Wiederholnng^knrse hingewiesen. Alle diese VorsQge treten in der 
Jetst Torliegenden neuen Anfiage in noch erhöhtem Maße sntage; hat diese 
doch bd der Henbearbeitnng, abgesehen tob Tieien der Neuzeit entsprechenden 
Abinderongen, eine erhebliche Verbesserung und Erweiterung erfahren. 6o ist 
SU dem bisherigen ersten allgemeinen Abschnitt über Bau und Verrieb« 
tungsn des menschlichen Körpers insbesondere des weiblichen 
sin ganz neuer Abschnitt Ober Krankheitslehre nnd Krankenpflege 
hinsugekommen, desgleichen ist der geburtshilfliche Teil, der im Obr^n 
die bisherige bewihrte Form (regelmäßige Schwangerschaft, Qebnrt und 
Wochenbett, Begelwidrigkeiten der Schwangerschaft und Geburt, Erkrankungen 
der Wöchnerinnen und Neugeborenen) beibebalten hat, am Schluß durch ras 
äußerst wertTolle Abhandlung Ober Säuglingsknnde ergänzt, in der die 
Smährung und Pflege der Säuglinge wie die Säaglingsffirso^e kurz gefaßt und 
sadigemäß besprochen werden. Der Verfasser hat seinen Aasführungen wiederum 
in erster Linie das preußische Hebammenlehrbuch zugrunde gelegt, es sind 
TOB ihm diesmal aber auch die in Terschiedenen anderen deutschen Staaten 
ff^ränchlieben HebammenlehrbOcher Ton Leopold-Zweifel, Fehling« 
Weicher und Schnitze berücksichtigt und etwaige SonderTorschriften ln 
diesen an passender Stelle und besonderem Druck angegeben. Sein Bepit<mnm 
het dadurch an Brauchbarkeit erheblich gewonnen und wird sich demzufolge fftr 
alle deutschen Hebammen, nicht bloß für die preußischen als äußerst nüta- 
erweisen. Dasselbe gilt auch fOr die Medizinalbeamten. Seine Ansohaffuiw 
kana d se h al h den hefesHi^ a KreiBen auf das wärmste empfohlen werden, Bpd. 


Tagesnachrichten. 

Auf Me Btnfab« des Preeßischen MedizinalbeamtenTerelns aüt der 
Mte am BrMHrang der Dtenstanfwandsentsebidignng (s. Nr. 7 diesw Zeit- 
Schrift, 8.186) ist Ton dem Herrn Minister fOr VolksWohlfahrt unter 
dem 11. April 1920 folgender Ton den Medizinalbeamten gpewiß freudig h^ 
grflßter Bescheid eingegangen: 

«Auf die gefällige Eingabe Tom 27. März d. Js. teile ich ergebenst mit, 
daß zur Zeit Verhandlungen Ober die MIgemeine Neuregelung der Dienstauf« 
wandsentschidigungen schweben, loh habe dabei den Standpunkt Tertoeten, 
daß die Bftro«Telephon nnd sonstigen geschäftlichen Unkosten des Kr^arztes 
für jedes Kreisarztamt besonders zu ermitteln und nach Feststellung fOr 
einen bestimmten Zeitraum unmittelbar auf die Staatskasse zu Obernehmen sind*. 

Hoffentlich führen die Verhandlui^en recht bald zu einem befriedigendea 
Efgeb^ so daß die Medizinalbeamten nichts mehr aus eigenen Mitteln zur 
D e et se i tang ihres Dienstaufwands aalzuwendmi brauchen. 


Durch Verordnung der Beichsregierung Tom 1. April 1980 
ist ehe Beranlhetiniig der Gmndlöhne fttr die KrankeiiTersloheroag und 
Mae Anadehnung der Veniohemngspflickt gegen Krankheit auf 80000 Hark 
erfolgt (s. 8 . 88 der Beilage zur heutigen Nummer). Die Anordnimg betrafli 
der Ausdehnung der Versieherungspflicht tritt bereits am 86. April d. J. in Straft*) 


Der Beicfasmhrister des Innern bat dem Befehsrat nunmehr den sehen 
seit längerer Zeit in Aassicht gestellten Gesetzentwnrf znr Bekßmpfttng der 
Oesehlechtskrankheiten yorgelegt. Danach ist jeder Geschlechtskranke Ter* 
pflichtet, sich ron einem approbierten Arzte behandeln zu lassen. Die Gesund« 
heitsbehörde ist berechtigt, Personen, die yerdächtig sind, geschlechtskrank zu 
seiB und die Geschlechhikrznkheit weiter zu verbreiten, von einmn behördlieh 


*) Inzwischen ist bei der Nationalyersammlung ein von Abgeordneten 
Mhsr b&gerUchen Parteien vnterzeichireter Antrag au Anfhebnng dieser Ver* 
Ordnung eingegangen. 
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A!ftn «nD&iShtlgtAa Arxt nntenacheD zn lksaen; d«agUicl>«B kCiuiea Mtohlechu- 
kTMk» P^raoaeii si7«.ngfmeise Btnem HeilT«rfAbr«B lUitanrftHen tina n dicMm 
Kwieck* JB «in Kr&nkeaiiÄn« wetd«ä, wenn die* «ur Varfctttani: def 

Akabreitiuig der Kr»nki>eil. orfonierUch endüeiot. Die Bkbandloay D»' 
•ehieehUkTkakkeitea iet nur apprabierten Aerxbea gestattet^ das Aapreiseo 
'»an Mitteln, Gegenständen und Verfahren 2Ur LindemBg ton QescUechta» 
Itikaihüien iat nar reprüften Aerzten, Apothekers and Peraoaan, die eriaabter 
Weiee (cit «alRhra Mitteln Hundei betreiben, sowie ja krttiichen und pbama* 
««ttijicbea Zsitscbtiften g^tattet. Der Entwarf sjeht aach dt* Brricktaaf 
ainsi te9ri«,cÄe»deB gaitaen Bbiobsgabketa ▼«, . 

Dtff Geseiaewi^rf Ah^^ Mftier* 

hUebeiien'vertdejiiRr'ang Ist den jg»sot!^ebenden SSf^rechaftea dberwien 
worden, dstnseibes snlias die.Eisbergen Zalkgen lttr die l^eteneai^&Bgier 
weit« "gewÄbst and die: W 48 Mk, «rbdbt werden, 

Wdtwhra niebt der Entwarf neaä Dobaklassen »or, and «war Ton tÖtO bjt 
»00 Mk,, fOB »OÖ ron 3000 bis 4000 Mk., toti 4000 toi* 

WWO Jlk:.. fda 6000 bii ?ÖÖÖ Mk, vira mehr als 7000 Mk. Die IttraKden* 
reuten soUea kdaftig bo Omndbetrage ton 800 Mk, bestetoen nnd 

an» StajgertiBgts&tzei^ dik n^ rerschieden sind and in dea 

toSchst«B faßnftig iur jedea Wochehtoeltrs^ 1 Mic betragen werden. AaeK fftr 
di» AUsrsreateai and dte Hinterhliebeaibiirenten sind erhbtoUGtof 
hObTogen toigeeeben, daea « fiber die Anfrocktnr, 

toaitnog der Anwartschalt aaf die Ve»i<dierang«l»istoj)g»ni. Dia Zaiakt- 
f ariiakerang'»oQ dagtg^ Aknftig Wbi^aUe^^^ ' 

Tein PrenBisak«« MinV» teVipm wird ' 

Tom 1, j^rU d. J. ab ein toesonderev arnUiebes unter den 

Manen .tpifciiw ö hl tah r t, A m t« to J a tt^and Hat ton dn At s* e h rii t de» 

P r e a Bis« to e » Ml nie tef ia m« f b r Vnikf lt*b l.f «h r i ** beraasgegetoea, 
das in Garl Hejraanns ITcrlog {BerÜa^^^W l, tind 16. jeden Monata 

amAfdnt and daich die Poet den B&idunedeL »am {b^üe Mark 

tierieijefiflich bezogen Das hisboHge nMioieierialiilatfc 

CSr Meiialnhl&ngelbgnbheften^ Lbat tan diesemab «eia 
Inseiietfieia engmteUt (»^ die Bäkainint«bain^ MiniBtefir Bir VolkswnbUahrt 
tarn tM MArs 43 der MaUagb skr beaUge 

Mit dem 1, April d. l. ist la aÜen deotsehen Freistaaten die Mta» 
italTtiitg des Msberfgen PontntolQsaeFeretfatoifebS and statt dessen £1«> 
fOknKntt Tbw JMeuttoHfd’uwHiea aUgemrdo et^^ in. P'sesJBwn te 
durch d«a £?laA dsa Piaaasmlnistet's ?ota BSvlilr« A /. gsni^^ 



Aafkagen des Kreisarztes A, W> in Bwi ' 

1. leb habe cdnen in der hiealg«jt<^nades4rMfMadd^ anteig 

Barllaer .OeisteskraokoB naf Breoeben des ^bttehts satt Zwecke dar Eat* 
■Badigang begatachlen mSssea. ^d die Qntofitoren 18r OaiacAcar 
aabit Vorbesaekea and Tests Ca nhidhrm^ Das Charlottaa« 

bargar Oericbt bat mir darch VermitÜ^g diin hi^aigea den Aafui^ gegabsa. 

2. Nach § des Erl. rom 13. 3^ werden Paakch« 

rergataagoB für Dleastreiknr nicv^^ Oriaa 

gewährt, wena Szoaiig« fahrpiaaniädige Tertoindaag TortosAdew ist« Mach de» 
»af 8.45 des Minist •Blaites sligedracktan MiaMt«riiHheschlaft^^ 8. X. 15 
sind die ZagTerblndangaa der Friodeaszeit näfigähead, Aal dieser ätreeka, 
die fr&ber tue B malige Vertoüidang haite, kt jeui eiar 1 malig»! Vesbiadaaf 

S ewihrleistet, Ist aat«r tFmsl&adea die j^aachsergatang xiddbar «der hat man 
.aspraeb aof solle Ywjflitongf ' 

6, Da* Bcbleifen tbn aäektloosnieklerakostet 7,»Ht. OnbOreadiese 
Oabe e te a sa denen, die man »os der DieastaniwaadsentaebArfigaBg deek« seü4 
Bis ieb TerpfUcbtst, iftr <kn swetien Qbdaaeaäen, sreteMr ahdii beaMtet 
iet, die Initrameal« sn lieinraF 
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Aatwort. Za 1: Da ei sieh um die T&tifckeit als geriehtlioher Soeh« 
Terstftndiger hoadeit, sind die Gebühren gemifi § 4 das Gebührengesetoes 
T. 14. 7. 09 an die Staatskasse absnführen, auch wenn der Auftrag Ton einem 
Amtsgericht außerhalb des eigenen Kreisarztbezirks erteilt ist. 

Zu 2: Nachdem angezog^nen Erlaß ist die Pauschyergütung (seit 
1; 1. 20: 17 M.) zahlbar. Allerdings ist bei Abfassung des Erlasses an mne so 
einschneidende Yerkehrsbeschränkung gewiß nicht gedacht und die Fahrplan* 
faidemng ist auch keine zeitweilige mehr. Die geringe Beiseyergtttung durch 
die Pauschsumme ist diJier unbillig und ein ^trag auf tolle Vergütung 
aagezeigt. 

Za 8: Für die Instandhaltung der Sektions*Instramente 
hat der Gerichtsarzt keinen Anspruch auf Bntschidigung; denn nach § b der 
Vorschriften für das Verfahren der Gerichtsärzte bei den •gerichtlichen UnteN 
suchnngen menschlicher Leichen tom 4. 1. 06 haben die Gerichtsirzte dafür 
zu sor^n, daß die Sektions'Instrumente in guter Beschaffenheit zur Stelle sind. 

Da den nicht beamteten Aerzten eine Verpflichtung zu deren Anschaffung 
nicht anferlegt werden kann, so haben nach dem Erlaß des Ministers der 
Medizinalangeiegenhelten vom 22. III. 1889 Nr. 1018 M. die Gerichtsürste 
dafür zu sorgen, daß die Instrumente zum Termin zur Stalle sind. Falls also 
BU einem Sektionstermin nicht die beiden in erster Linie zuständigen Medizinal¬ 
beamten geladen werden, wird unter den als Sachverständige vorgeladenen 
Aerzten eine Verständigung darüber, wie dm Instrumente zur Stelle zu schaffen 
sind, geboten erscheinen. Die Gerichte sollen daher gemäß Erlaß des Justiz- 
miaisters vom 27. IV. 81 dem Gerichtsarzt von der Auswahl des zweiten Sach¬ 
verständigen rechtzeitig Mitteilung machen, damit er mit ihm wegen 
Schaffung der Instrumente in Verbindung treten kann. Besitzt dieser keine 
Instrumente, so hat der Gerichtsarzt auf alle Fälle die seinigen mitzuhringen. 


Anfk’Oge des Kreisarztes Dr. W. In D.: Ist eine geriditliche Ent¬ 
scheidung bekannt, wonach der von einem Kurpfuscher gebrauchte Titel 
•Arztgehilfe* als ein arztähnlicher Titel anzusehen istf Kann dadunÄ 
ÜB Publikum der Eindruck erweckt werden, es handele sich um eine geprüfte 
Mediainalperson oder nicht? 

Antwort: ,Ar ztgehilf e* ist jedenfalls nicht als ein unzulässiger ant- 
ähnlicher Titel anzusehen; eine gerichtliche Entscheidung darüber ist bisher 
allerdings noch nicht getroffen. Dagegen dürfte im vorliegenden Falle ehi 
8trafvenahren auf Grund des § 8 des Gesetzes vom 7. Juni 1909 gegmi un¬ 
lauteren Wettbewerb nicht aussichtslos sein. 

Mitteilung für die Mitglieder des Dentschen 
und Prenssischen Medizinalbeamtenvereins. 

Vom April d. J. ab wird die Zeitschrift fOr Medizi nalbeamte 
wieder von der 

Buchdrookerei «I. C* C. Bruns in Minden i. W. 

hergestellt und versandt. Etwa erfolgte oder kurz bevorstehende 
Wohnungsändernngen sind deshalb künftig an diese neue Geschäftsstelle 
mitzuteUen. Beschwerden wegen Ausbleibens der Zeitschrift sind dagegen 
noch wie vor stets zunächst an das zuständige Postamt zu richten und 
nur bei etwaiger Zusendung der Zeitschrift unter Kreuzband an die Geschäfts¬ 
stelle. Erst wenn die Besäwerde beim Postamt ohne Erfolg bleibt, ist davon 
die Geschäftsstelle bezw. die Schriftführer — Herrn Prof. Dr. Sieveking- 
Hamburg 87, Botenbaumcbaussee Nr. 211 bezw. Herrn Med.-fiat Dr. Bundt- 
HoUe 0.8., Große SteinstÄße 20 — behufs weiterer Veraniusnng su be- 
noohrichtigen. 

Der Vorstand 

des Deutschen nnd Frenfllschen MedlzlnalbeaintenTereins. 


VcnstwerOteh flr dl« SohiiftMtnaf: Prof. Dr. Ropmaa«, Oeli. ll«4.-Bot In Wad«« i. W. 
Druck Tcn J. 0. 0. Bruac, MlBdeu L W. 
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Zar Tnberknlosebekämpfnng. 

Von Ifed.'Bat Dr. Helwes, Kreisarzt in Diepholz. 

Wahrend des Krieges und noch einige Monate nachher 
ist die Bekämpfung der Tuberkulose bei weitem nicht so regel¬ 
recht betrieben worden, wie im letzten Jahrzehnt vor dem 
Kriege. Mußten doch alle Aerzte und Schwestern, die ir|;end- 
wie entbehrlich waren, Heeresdienste tun; war doch das Sinnen 
und Denken der ganzen Bevölkerung auf die Ereignisse des 
Krieges, au! Politik und Lebensmittelt*eschalfung gerichtet. 
Hierdurch und durch die Unterernährung während der ganzen 
Zeit, durch Sorgen und Entbehrungen jeglicher Art und nicht 
miletzt durch das Auf hören des Baues von neuen, guten Woh¬ 
nungen hat die Tuberkulose zugenommen; sie mußte zunehmen. 

Jetzt, nach Aufhören des Krieges, muß unser Denken 
mit Beschleunigung wieder um- und auf die Bekämpfung des 
schlimmsten Feindes der Volksgesundheit eingestellt werden. 

Zur Uebersicht über bewährte alte und hinzugekommene 
neue Bekämpfungsweisen der Tuberkulose möge diese kurze 
Zusammenstellung dienen. Daraus ergeben sich dann zugleic 
Forderungen für die nächste Zukunft. 
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Es hat sich die Erkenntnis immer mehr durohgesetct, 
dafi die vorbeugenden Maflnahmen mehr wie bisher im 
Vordergründe des Kampfes zu stehen haben, dafi auf. ^e 
Kräftigung des Körpers der Jugendlichen und der Frauen im 
erwerbsfähigen Alter das größte Oewicht zu legen ist. Hat 
doch gerade bei diesen Klassen die Tuberkulose ganz besonders 
zugenommen. Dafi daneben die Absonderung der ansteckenden 
Tuberkulösen und die dabei notwendige Desinfektion nicht ver¬ 
gessen werden darf, versteht sich von selbst, da ja nur auf 
diese Weise die Quelle der Ansteckung zu verstopfen ist. 

Die Absonderung aller Tuberkulösen mit offener 
Kehlkopf- oder Lungentuberkulose kann nur durch ein Reichs¬ 
tuberkulosegesetz erreicht werden. Solange dieses nicht vor¬ 
handen ist, mufi man sich mit dem Weiterausbau der jetzigen 
Bekämpfungsart, durch die — das läßt sich nicht leugnen — 
sehr viel erreicht ist, behelfen, mit dem System der Füisorge- 
stellen und Tuberkuloseausschüsse. 

Ueber den Weiterausbau der Fürsorgestellen herrschte 
in der Generalversammlung des Zentralkomitees im Juni letzten 
Jahres noch keine Einmütigkeit. Dafi die Fürsorgestellen 
weiter vermehrt werden müssen, wurde als selbstverständ¬ 
lich angenommen, über den Umfang ihrer Tätigkeit jedoch 
gingen die Meinungen auseinander. Es wurde der Einrichtung 
von besonderen diagnostischen und auch von ebenen thera¬ 
peutischen Fürsorgestellen das Wort geredet. 

' Bis jetzt waren, wie bekannt, die Fürsorgestellen fast 
durchweg diagnostisch-prophylaktischer Natur. Es wurde dort 
physikalisch und durch Sputumuntersuchung festgestellt, ob 
der Kranke tuberkulös war; danach wurde er mit Anweisung 
versehen, wie er sich und seine Familie vor einer Weiter¬ 
verbreitung der Krankheit schützen konnte. Manche Fürsorge¬ 
stellen übernahmen auch die Therapie, indem sie Tuberkulin¬ 
einspritzungen machten u. a. m., die meisten jedoch nicht. |Eine 
Kontrolle über die Ausführung der gegebenen Anweisungen 

f eschah durch die Fürsorgeschwestem. Der Kranke und die 
'amilienmitglieder unterwarfen sich dieser Kontrolle um so 
lieber, als ihnen durch die Fürsorgestelle alle möglichen Bei¬ 
hilfen und Kräftigungsmittel überwiesen wurden. 

Liegt es nun im Interesse der Kranken und der Aerzte, 
wenn jetzt noch besondere diagnostische Fürsorge¬ 
stellen eingerichtet werden? 

Wäre die Frühdiagnose der Lungentuberkulose und der 
anderen Arten dieser Krankheit so schwierig, dafi sie nicdit 
von allen Aorzten erlernt werden könnte, so würde es zweifel¬ 
los nötig sein, rein diagnostische Fürsorgestellen einzurichten, 
selbst wenn sie zunächst nur in größeren Städten entständen 
und somit nur einen Teil der Bevölkerung erfassen könnten. 
Dies trifft jedoch nicht zu, vielmehr muß man heute, wo der 
Ausbau der Untersuchungsmethoden große Fortschritte gemacht 
hat, annehmen, daß jeder Arzt unter Zuhilfenahme aller Unter- 
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suchungtmethoden imstande ist, die Frühdiagnose der 
Lungentuberkulose mit aie^icher Sicherheit zu stellen. 
Dazu bedarf es allerdings einer gründlichen Ausbildung aller 
Aerzte und Medizinstudierenden in diesen Methoden, der Aerzte 
durch Öftere kurze Fortbildungkurse in allen großen Städten 
und der Studierenden dadurch, daß besonderes Gewicht auf 
die Lehre der Tuberkulose gelegt würde. Es sollte kein 
Studierender, der diese Methoden nicht gründlich beherrschte, 
sein Examen bestehen können. Nur auf diese Weise wird es 
möglich sein, bei der ganzen Bevölkerung die Frühdiagnose 
der Tuberkulose zu stellen. 

Ganz anders verhält es sich mit den geforderten thera¬ 
peutischen T|uberkulose-Fürsorgestellen. Heutzutage, 
wo sich die Lichttherapie durch Sonnen- und durch künst¬ 
liche Lichtbestrahlung einen so festen Platz bei der Behand¬ 
lung vieler Tuberkulosearten (Knochen-, Gelenk-, Drüsen-, 
Lungentuberkulose) erobert hat, müssen überall, wo solche 
Therapie getrieben werden soll, — und sie sollte jetzt allerorts 
getrieben werden—Rönt^napparatu. Quarz-, vielleicht „ AureoP- 
lampe vorhanden sein. Dieses Instrumentarium kann sich nicht 
jeder Arzt verschaffen, zudem beherrscht er ihre Anwendung 
nicht ohne weiteres. Auch die Tuberkulintherapie ist nicht 
ganz einfach. Das ist gewiß der Grund, weshalb sich diese 
nur ein Bruchteil der Aerzte zu eigen gemacht hat, so daß 
in der Sitzung des Zentralkomitees geklagt wurde, daß „die 
Tuberkulintherapie an einer Unzulänglichkeit der Durchführung 
kranke". Gilt es doch bei diesem Heilverfahren vielerlei zu be¬ 
denken und zu kennen. Da ist besonders die Auswahl der 
Kranken, die sich für die Behandlung eignen, von größter Be¬ 
deutung. Auch über die verschiedenen Arten der Tuberkuline, 
die verwendet werden sollen, muß man einiges wissen. Fieber¬ 
reaktionen infolge der Impfungen sollen im allgemeinen ver¬ 
mieden werden, und doch erreicht man nach Baudelier- 
Röpke, deren Lehrbuch ein ausgezeichneter Führer ist, die 
sichtbarsten Erfolge mit kleinen Reaktionen bis 38 Grad oder 
nur wenig darüber. Auch soll jeder Arzt, der Tuberkulin- 
tberapie treiben will, heutzutage über die Deyke-Muchsche 
Partigenbehandlung und auch über die Friedmann sehe Kalt- 
blQtlertuberkuIoseimpfung Bescheid wissen. Das ist alles nicht 
ganz einfach, läßt sich nicht von heute zu morgen erlernen. 

Beides, Lichttherapie und Tuberkulinbehandlung können 
ambulant betrieben werden. 

Da nun in den nächsten Jahren der teuren Baupreise 
wegen keine oder nur wenige Krankenhäuser und Lungen¬ 
beilanstalten gebaut werden können, so ergibt sich als unab¬ 
weisbare Notwendigkeit gleichsam von selbst die Einrichtung von 
therapeutischen Fürsorgestellen für Lungenkranke, wir nöonen 
sie kurz „Lungenheilstellen", so zwar, daß in jedem Stadt¬ 
teile einer grö^ren Stadt eine solche vorhanden wäre und in 
ländlichen Bszirken von jedem Kreiswohlfahrtsamt mindestens 
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eine eingeriohtet würde. Hier könnten dann auch auf An¬ 
forderung der Aerzte die Röntgenbilder angefertigt werden, 
die bei der Diagnostik der Lungentuberkiüose eine große 
Rolle spielen. 

Eine wichtige Frage! Wie verträgt sich eine solche Ein¬ 
richtung mit der Mitarbeit aller Aerzte in sozial-hygienischen 
Angelegenheiten, die wir doch unbedingt erstreben müssen, 
und wie würde sich das Verhältnis dieser Stellen zu den Aerzten 
gestalten? 

Erste Bedingung für das gute Einvernehmen mit den 
Aerzten ist die, daß von den Fürsorge- und Heilstellen aus 
stets engste Fühlung mjt ihnen gehalten wird in der Weise, 
wie das z. B. in Frankfurt a. M. geschieht, wo die behandelnden 
Aerzte andauernd schriftlich oder telefonisch über den Zustand 
ihrer Kranken unterrichtet werden. Uebemehmen dann die 
Heilstellen nur in dem Falle die Behandlung der Kranken ver¬ 
mittelst Tuberkulin und Bestrahlung, wenn die behandelnden 
Aerzte es wünschen, so wären wohl die meisten Reibeflächen 
beseitigt. Es müßte nur noch die Möglichkeit geschaffen werden, 
in besonderen Fällen bei dringendem Wunsche des Kranken 
auch ohne die Zustimmung des Arztes die Tuberkulin- und 
Lichttherapie einzuleiten. 

Außer dem Weiterausbau der Fürsorgestellen ist die ver¬ 
mehrte Einrichtung der Tuberkuloseausschüsse nicht zu 
vernachlässigen. Gibt es doch noch viele Gegenden unseres 
Vaterlandes, insbesondere auf dem Lande, wo die Kranken 
wegen der weiten Entfernungen, aus Indolenz und aus anderen 
Gründen die Fürsorgestellen nicht aufsuchen. Da muß man 
auf andere Weise an sie herankommen; dies kann aber nur 
durch die Tuberkuloseausschüsse geschehen. In größeren oder 
kleineren Bezirken je nach den Verhältnissen (I—6 Dörfer etwa) 
werden 4—8 Männer und Frauen, die sich für solche Fragen 
interessieren, zu gemeinsamer Arbeit zusammengefaßt. Sie 
kommen 2 -4 mal im Jahre zusammen und übernehmen die 
Arbeit der Fürsorgestellen, d. h. sie stellen eine Liste der im 
Bezirke vorhandenen Tuberkulösen auf, beraten über Ab¬ 
sonderungen der Ansteckenden unter ihnen über Prophylaxe 
und Heilung, bringen auch Mittel zur Unterstützung der Minder¬ 
bemittelten zusammen, kontollieren und belehren durch Besuche 
in den erkrankten Familien. Aerzte, Gemeinde- und Fürsor^e- 
schwestern sollten in jedem Falle daran beteiligt sein, womöglich 
auch Geistliche, Lehrer, Hebammen und Mitglieder von Frauen¬ 
vereinen; der Tuberkulosefürsorgearzt soll, wenn irgend möglich, 
an allen Sitzungen teilnehmen. 

Die Absonderung der ermittelten ansteckenden 
Tuberkulösen war, wie schon hervorgehoben, neben der Tätig¬ 
keit ln der Fürsorgestelle, wo die prophylaktischen Vorschriften 
gegeben und die Angehörigen des Kranken, soweit sie erschienen, 
durchuntersucht wurden, die Hauptaufgabe der Fürsorgestellen. 
Die Ueberwachung der dazu gegebenen Vorschriften geschah 
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bis jetzt ansscbliefilich durch eine Schwester (Fürsorge- oder 
Gemeindeschwester) und durch die Tuberkuloseausschußmit¬ 
glieder. Man kann sich denken, daß die Autorität der Schwestern 
imd der Laien aus den Tuberkuloseausschüssen nicht immer 
ausgereicht hat) um alles Erforderliche durchzusetzen. Kommt 
es doch nicht so sehr auf die Kontrolle, als besonders auf die 
sachverständige und geschickte Erläuterung aller notwendigen 
Maßnahmen an. So hat denn der Arbeitsausschuß der Fürsorge¬ 
stellen des Zentralkomitees als notwendig und zulässig anerkannt, 
,,daß der Fürsorgearzt das Recht haben muß, die Wohnungen 
der in Fürsorge befindlichen Kranken gelegentlich zu besuchen, 
um sich einerseits von der Gründlichkeit und dem Erfolge der 
Arbeit der Fürsorgeschwestern zu überzeugen, anderseits die 
für den Kranken notwendigen Maßnahmen nach aller Kenntnis 
seiner häuslichen Verhältnisse und seiner Lebensbedingungen 
zu treffen". 

Durch die Besuche des Fürsorgearztes in der Woh¬ 
nung des Kranken wird aber außerdem die Untersuchung und 
damit zugleich die Prophylaxe der Familienmitglieder des Kranken 
viel mehr gewährleistet, wie das vorher war, wenn man das Her¬ 
kommen der Angehörigen in die Fürsorgestellen abwarten mußte. 
Geschehen diese Besuche in der vom Zentralkomitee gewollten 
Weise, daß der behandelnde Arzt über Absicht ‘des Besuches 
und Zeit desselben rechtzeitig benachrichtigt wird, dann kann 
dadurch nur das Beste herauskommen — es ist ein gro'ßer 
Fortschritt in der Tuberkulosebekämpfung erreicht. 
Bei einigem guten Willen wird so ein enges Zusammenarbeiten 
des Fürsorgearztes mit dem behandelnden Arzte zum größten 
Eutzen der Kranken und der gefährdeten Familien ermöglicht. 
Ein' solches Zusammengehen hat jüngst auch der 41. deutsche 
Aerztetag in Eisenach verlangt, indem er sich dahin aussprach, 
,dafl die Bekämpfung der Yolkskrankheiten und die soziale 
Hygiene durch beamtete Aerzte, Fürsorgeärzte usw. planvoll 
durchzuführen ist". 

Uebrigens wird es kaum möglich sein, daß die Aerzte der 
Tuberkuloseausschüsse in gleicher Weise die Tuberkulösen in 
ihren Wohnungen aufsuchen, da das Verhältnis der Kranken 
zu den Fürsorgestellen, die von ihnen freiwillig aufgesucht 
werden, ein anderes ist, als das zu den Tuberkuloseausschüssen, 
SU denen sie selbst freiwillig in kein Verhältnis treten. Aus 
diesem Grunde allein schon werden die Tuberkuloseausschüsse 
nur die Vorstufe zu den Fürsorgestellen sein können. 

Der Tuberkulosefürsorgearzt komme selten in die Woh¬ 
nungen der Kranken, dann aber immer als helfender Berater, 
ausgerüstet mit den genauesten Kenntnissen über alle in der 
Nähe gelegenen Sol- und Seebäder mit ihren Heilstätten, Sana¬ 
torien und sonstigen Unterkunftsgelegenheiten, über diejenigen 
Lungenheilstätten, Erholungsheime und Krankenhäuser, die vom 
Wohnort des Kranken am leichtesten zu erreichen sind, und 
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schließlich über alle Quellen, aus denen Unterstütsungen für 
Minderbemittelte in solchen Orten zu haben sind. 

Durch Arzt und Fürsorgeschwester zusammen wird dann 
sicher auch erreicht werden, daß die fortlaufende Des¬ 
infektion immer mehr und immer genauer ausgeführt wird, 
Bodaß sich später allmählich die Schlufldesinfektion, welche 
nirgends besonders beliebt ist, erübrigt. 

Und nun zur Kr4ftigung der Schwächlichen und 
TuberkulosegefährdQten! Als bestes Abhärtungs- und 
Kräftigungsmittel sind in den letzten' Jahren besonders die 
Luft- und Sonnenbäder immer mehr erkannt worden; sie 
erziehen ein abgehärtetes Geschlecht und heb^n die Wider¬ 
standsfähigkeit des Körpers g^en die Infektionskrankheiten, 
insbesondere aber gegen die Tuberkulose. Daß sie auf die 
Jugend der Großstadt, die von den natürlichen Lebensbe¬ 
dingungen, von Licht und Luft so abgeschlossen lebt, ausge¬ 
zeichnet wirken müssen, versteht sich eigentlich von selbst. 
Frankfurt a. M. hat dies besonders erprobt und gute Merkblätter 
für die Praxis des Luftbades herausgegeben. Daß aber auch 
auf dem Lande durch Luftbäder viel zu erreichen ist, wird jeder 
Kenner der ländlichen Verhältnisse zugeben. Wohl badet die 
Landjugend im heißen Sommer des öfteren dort, wo Flüsse vor¬ 
handen sind;-in anderen Jahreszeiten aber gibt es kein Baden. 
Und nun erst die älteren, über 20 Jahre alten Personen I Diese 
setzen ihre Haut der Einwirkung von Sonne und Luft wohl 
kaum mehr aus. Ausnahmen bestätigen nur diese Regel. Die¬ 
selben Kleider werden monate-, ja jahrelang getragen. Des¬ 
halb sollte man überall in Stadt und Land öffentliche Luftbäder, 
wo es angängig ist mit Wasserbädem zusammen, einrichten; 
dies wird sich das deutsche Volk auch bei seiner jetzigen Ver¬ 
armung leisten können. Für Tuberkulöse, Tuberkulosegefähr¬ 
dete und für Skrofulöse sollten aber unsere Nordseeinseln noch 
vielmehr der Allgemeinheit nutzbar gemacht werden, als es 
bisher geschehen ist. Ist doch die Einwirkung der Seeluft, 
je nach dem Körperzustand ohne oder mit Seebädern zu¬ 
sammen, eine bedeutend kräftigere und nachhaltigere, als die 
der Solbäder. Die Landesversicherungsanstalten, Krankenkassen¬ 
verbände und die freie Liebestätigkeit sollte in großzügigem, 
gemeinsamen Unternehmen mehrere der Nordseeinseln in der 
Weise umschaffen, wie das für die Insel Sylt von der dortigen 
Badeverwaltung geplant ist. Dann erst wird die wunderbare 
Heilkraft der See für unser geschwächtes Volk ganz ausgenutzt. 

Im Rahmen dieser Maßnahmen liegt weiterhin die Ein¬ 
richtung von Waldschulen, insbesondere in der Nähe der 
Großstädte, und die Einfügung von besonderen Stunden oder 
Halbstunden für Luftbaden in den Stundenplan der 
Schulen und Fortbildungsschulen. Zugleich muß eine um¬ 
fassende Belehrung über alle gesundheitlichen Fragen und 
besonders über das Wesen und die Bekämpfung der Tul^rkulose 
imd auch über Luft- und Lichtbäder einsetzen in den Schulen 
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sowohl, wie auf den Universitäten, in den Pflichtfortbildungs¬ 
schulen, wie in den Volkshochschulen und unter der Bevölkerung. 
Die Ausführung dieser letzten Forderung wird ja schon gewähr¬ 
leistet durch den Erlafl des Ministers für Volkswohlfahrt betr. 
den Landesausschufi für hygienische Volksbelehrung vom 
Oktober 1919. 

Nun noch eine Frage: Soll man unter den heutigen Ver¬ 
hältnissen, wo das Interesse der Bevölkerung fast ausschliefilich 
politischen und wirtschaftlichen Fragen zugewendet ist, den 
Erlaß eines Tuberkulosegesetzes anstreben, oder soll man 
ruhigere Zeiten ab warten? Kann man jetzt ein Gesetz ein- 
bringen, das von dem verarmten Staate auch für diese Zwecke 
noch Geld verlangt? Soll, man in diesem Gesetze die Anzeige¬ 
pflicht für offene Tuberkulose festlegen, wo es doch feststeht, 
daß auch bei ausgesprochenen Tuberkulösen Tuberkelbazillen 
relativ selten gefunden werden und wo bei einem und demselben 
Kranken zu Zeiten Bazillen im Sputum vorhanden sind, zu 
anderen nicht, sodaß der Kreis der durch das Gesetz Getroffenen 
kein fest umschriebener ist? 

Gewiß vieles, was gegen ein Tuberkulosegesetz spricht! 
Aber verlangt nicht die Not der Zeit gebieterisch eine feste 
Grundla^, auf der die Tuberkulose, die wie keine andere Krank¬ 
heit am Marke unseres Volkes nagt, noch besser bekämpft werden 
kann, wie bisher? Mit jedem Tuberkulösen, der hinsiecht und 
stirbt, gehen dem deutschen Volke Werte verloren, die die relativ 
^ringen Ausgaben für die Bekämpfung bei weitem übertreffen, 
ln dem Gesetz sollen die Grundlinien für die Bekämpfung der 
- Tuberkulose festgelegt und die Lasten verteilt werden. Durch 
das Gesetz würde endlich die rechtliche Grundlage geschaffen 
für die Durchführung der Maßregeln, daß Tuberkulöse aus den 
Wirtschaftsbetrieben, in denen die Gefahr der Uebertragung 
eine besonders große ist, wie z. B. bei den Dienst- und be¬ 
sonders Kindermädchen in der Familie, im Schueidergewerbe 
und bei den Näherinnen, bei den Lehrern in der Schule, viel¬ 
leicht auch bei den Bediensteten in Milchwirtschaft, Molkereien 
imd Lebensmittelverkaufsstellen, bis zu ihrer Besserung aus 
ihrer Arbeit entfernt, daß Kranke, die aus Unvermögen oddt 
Fahrlässigkeit ihre Familie gefährden, zwangsweise abgesondert 
werden können. Vielleicht ließe sich auch die Fürsorge für 
alle Tuberkulösen oder tuberkulös gefährdeten Kinder aus 
Familien, die bei der Landesversicherungsanstalt versichert sind, 
gesetzlich festlegen, eine Maßnahme, die bis jetzt nur in einigen 
Bezirken durchgeführt ist. Für die nächsten Jahre, in denen 
ein Neubau von Lungenheilanstalten und Krankenhäusern kaum 
stattfinden kann, wären, um Plätze fülr die Tuberkulösen zu 
sichern, Uebergangsbest mmungen nötig, durch die die Kranken¬ 
häuser verpflichtet würden, eine bestimmte Anzahl von Betten 
für Tuberkulöse frei zu halten. Schließlich dürften vor allem 
Vorschrifien über die Anlage von Liegehallen imd Lungen- 
krankenhäusem und Hospizen in See- und Solbädern, über die 
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EinrichtuDg von Luftbädern in den Ortschaften und daneben 
Bestimmungen im Sinne der Kräftigung der Jugend und des 
Schutzes der arbeitenden Frauen nicht fehlen. 

Was die Aufbringung der Mittel anbetrifft, so werden 
die entstehenden Kosten einerseits den Krankenkassen, Ver¬ 
sicherungsanstalten, Armen verbänden und Wohlätigkeits ver¬ 
einen, anderseits den Gemeinden und Kreisen und Provinzen 
zur Last fallen. Der Staat wird nur wenig belastet werden; 
für die freie Liebestätigkeit müßte ein weites Feld der Be¬ 
tätigung belassen werden. 

Da die Anzeigepflicht für offene Tuberkulose nun be¬ 
reits in vielen Staaten besteht und neuerdings in Frankreich 
eingeführt ist, so wird man auch mit ihr arbeiten und von ihr 
trotz der hervorgehobenen Mängel Fortschritte erwarten können. 
Die Methoden zum Nachweis der Tuberkelbazillen müßten aller¬ 
dings immer noch weiter ausgebaut werden. Hat man doch 
heute, wenn bei den ausgesprochensten Fällen von Lungen¬ 
tuberkulose die Untersuchung auf Tuberkelbazillen immer und 
immer wieder negativ ausfällt, das Gefühl, daß wir mit unsem 
Untersuchungsmethoden noch nicht auf der Höhe sind. Oder 
müßte die Zahl der jeweilig untersuchten Präparate vermehrt 
oder das Untersuchungsmaterial nur von sachverständiger Seite 
entnommen werden? 

In einer späteren Zeit wird es dann möglich, vielleicht 
auch wünschenswert sein, die Anzeigepflicht für jede Art von 
Tuberkulose einzuführen, in einer Zeit, in der die Frühdiagnose 
der Tuberkulose mit noch größerer Sicherheit zu stellen ist 
als heute, und die ganze Bevölkerung über Wesen und Ver¬ 
breitung der Krankheit genau unterrichtet ist. 

Ueberblickt man nun zum Schlüsse alles Gesagte, so er¬ 
geben sich vier Forderung^en, deren Durchführung für die 
erfolgreiche Bekämpfung der Tuberkulose in Deutschland nötig 
erscheint: 

1. Die Ausbildung der Medizinstudierenden und 
der Aerzte in der Lehre über die Tuberkulose, 
insbesondere in der Diagnostik der Lungentuberkulose 
ist mit Beschleunigung zu fördern und so auszubauen, 
daß diese Kenntnis innerhalb von einigen Jahren Gemein¬ 
gut aller Aerzte ist; zugleich ist die ausgiebigste Be¬ 
lehrung der Bevölkerung über die Tuberkulose ins Werk 
zu setzen. 

2. Die Einrichtung von „Lungenheilstellen", in 
denen Tuberkulin- und Lichttherapie getrieben wird, ist 
notwendig. 

3. Der Erlaß eines Reichstuberkulosegesetzes, in 
denen die Anzeigepflicht für offene Tuberkulose gefordert 
wird, eroheint möglichst bald angezeigt. 

4. Zur Verhütung der Tuberkulose ist die Anlage von 
Luft* und Sonnenbädern überall in Stadt und Land 
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(womöglich auch durch Gesetz) zu erstreben, ebenso der 
Ausbau unserer Nordseeinseln für alle tuber¬ 
kulös Gefährdeten. 

Zum Schluß noch einige Worte über die Wohnungs¬ 
frage. Daß die Verbesserung der alten und die baldige Er¬ 
richtung vieler neuer Wohnungen, die am besten unter gänz¬ 
lichem Ausschluß der Mietskasernen als Kleingartenhäuser 
angelegt werden, bdi der Tuberkulosebekämpfung eine Haupt¬ 
rolle spielt, bedarf unter Fachleuten keines besonderen Hinweises. 
Daß die Wohnungsfrage jedoch in obiger Abhandlung beiseite 

f elassen ist, bedarf der Erläuterung. Der Grund ist der, daß 
iese Frage bei unserem Wiederaufbau eine so überragende 
Rolle spielt, daß ihre Behandlung in dem kleinen Rahmen der 
Tuberkulosebekämpfung keinen Zweck hat. Wirtschaftliche 
Erwägungen sind bei ihrer Lösung ausschlaggebend, zumal die 
Wohnungsfrage aufs engste mit der Bodenirage, deren end¬ 
gültige Lösung ein dringendes Erfordernis der Zeit ist, zu¬ 
sammenhängt. Dabei hat die Gesamthygiene ihre Forderungen 
an erster Stelle geltend zu machen. In ihrem Gefolge erscheint 
dann auch die Tuberkulosebekämpfung, und von hier aus bringt 
sie ebenfalls ihre Ansprüche an die Besserung der Emährungs- 
verhältnisse zur Sprache. 


Nachweis von Gift in verhrannten Leichen. 

Von Dr. pbU. Lndw. Bahn, Fabrikdirektor in COln-RadeithaL • 

Leider lese ich erst jetzt in Nr. 2 der Zeitschrift für 
Medizinalbeamte die Mitteilung von Herrn Kreisarzt Dr. Wolff- 
Hanau bezüglich der „NachWeisung“ von Gift in verbrannten 
Leichen; meine Aeußerung, die ich schon aus Raumgründen so 
knapp wie möglich fasse, erfolgt deshalb ziemlich spät. 

Das von Wolf f angeschnittene Thema ist bereits vor mehr 
denn 20 Jahren Gegenstand lebhafter Erörterung gewesen, zumal 
als es galt, zu der damals mehr und mehr in Fluß gekommenen 
Einäscnerungsbewegung und zu der Absicht, neben dem Gothaer 
und Heidelberger Krematorium noch andere zu errichten, 
Stellung zu nehmen. 

Ich habe mich damals auf den Standpunkt gestellt, daß 
die Einführung der fakultativen Verbrennung große Gefahren 
nach sich ziehe, habe diesen auch in einem politischen Blatte 
in begründender, ausführlicher Weise vertreten und meine Ansicht 
trotz der verflossenen langen Jahre und der während dieser 
erfolgten, immer zahlreicher werdenden Einäscherungen nicht 
zu ändern vermocht und zwar lediglich wegen der Aufgabe 
etwaigen Giftnachweises in der Asche. 

In der Asche lassen sich selbstverständlich die weitaus am 
meisten zum Mord oder Selbstmord verwendeten Gifte or- 
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ganischer Herkunft nicht mehr nachweisen; denn diese 
werden sämtlich restlos zerstört, einerlei ob es sich um or¬ 
ganische giftige Säuren und deren Verbindungen, wie 
z. B. oxalsaure Salze, sowie um Alkaloide, Glykoside, 
fermentartige Körper, Toxine, Toxalbumosen, Bak¬ 
terienkulturen, pflanzliche oder tierische Extracte, 
moderne Schlafmittel oder sonstige organische Gifte 
handelt. 

Zerstört werden auch Blausäure, beziehungsweise Blau- 
säureverbindungen. Verflüchtigt wird der nicht allzu 
selten in Form von Phosphorlatwerge verwendete Phosphor; 

f leiches Schicksal erleiden Arsenverbindungen, unter 
enen die arsenige Säure bekanntlich ein sehr bevorzugtes 
Gift darstellt. 

Desgleichen werden bei der zur Leicheneinäscherung 
nötigen hohen Temperaturen Antimon-, Blei-, Silber-, 
Zink- und Zinnverbindungen reduziert; die durch diese 
Reduktion in ihrem elementaren Zustand übergeführten Träger 
ihrer Giftigkeit gehen mit dem Rauchv in die Luft und lassen 
sich mithin in der Asche nicht mehr nachweisen. Auch Ver¬ 
giftungen durch Mineralsäuren: Schwefelsäure, Salz¬ 
säure, Salpetersäure etc. lassen sich aus der Asche nicht 
mehr ermitteln. Sie hinterlassen jedoch in der Regel in der 
Mund- und Rachenhöhle derartige Spuren, daß sie meist vor 
der Verbrennung der Leiche festgestellt werden können. 

In der Asche lassen sich aber unter Umständen gut fest¬ 
stellen: Kupfer, Kobalt und Nickel, deren Salze aber nur 
sehr selten zu Vergiftungszwecken Verwendung finden dürften; 
desgleichen Baryum, das man als harmloses Baryumoxyd in 
der Asche antriflt. Gold- und Platinsalze, die in ent¬ 
sprechenden Dosen gleichfalls toxisch wirken, lassen sich in der 
Asche wohl auch nachweisen; es wird sie aber niemand zu 
Vergiftungen benutzen, besonders nicht in der jetzigen Zeit. 

Erwägt man, daß von den meisten Giftmorden erfahrungs¬ 
gemäß erst dann die Kunde in weitere Eireise dringt und so 
zur Kenntnis der Krirainalbehörde gelangt, nachdem der Tote 
bereits der Erde übergeben oder eingeäschert wurde und nur 
wenige Gifte äußerliche, direkt in die Erscheinung tretende, 
dem Arzte oder Leichenschauer ohne weiteres auffallende, körper¬ 
liche Veränderungen bedingen, so muß man — der von Wolf f an¬ 
geführte Fall erscheint das Gesagte zu belegen — zur Folgerung 
gelangen, daß die Leichenverbrennung dem Giftmord mit den 
gebräuchlicheren und zweckentsprechenden Giften zur Straf¬ 
losigkeit verhilft, ein Umstand, der besonders in der heutigen 
Zeit zum Nachdenken Anlaß geben sollte I Kein Zweifel, die 
Leichen Verbrennung deckt manche Verbrechen zu; die seiner¬ 
zeit dagegen vorgeschlagenen Sicherungen sind, weil kaum 
ausführbar, illusorisch. 
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Kleinere Mitteilungen und Referate aus Zeitschriften. 

BaohTerat&ndlgeiitätlskeit ln Unfall-, Invalldit&ta- und 
SrankenvernloherangMaohen. 

Zirel FSlle ron progreselTer Paralyse als Unfallfolge anerkannt. 
Von Landesmedizinalrat Prof. Dr. Knepper-Ddsseldorf. Aerztliche Sach- 
yerständigen-Zeitnog; 1919, Nr. 5. 

Zam Zostandekommen der Paralyse gehört als erste und unerläßliche 
YorbedingDDg eine früher darchgemachte Lnes, wozu andere Faktoren, darunter 
auch schwere das Gehirn schädigende Traumen kommen. Die Frage eines ur¬ 
sächlichen Zasammenbanges mit einem Unfall ist oft schwer zu entscheiden. 
Die beiden hier aasfdhrlicher mitgeteilten Fälle sind fttr die Beurteilung der 
Frage wertyoll. 

Im ersten Fall hatte ein 41 jähriger Maurer durch Sturz yon einer Leiter 
auf den Kopf eine Gehirnerschtttternng mit Bewußtlosigkeit erlitten, hatte 
8 Wochen später seine Arbeit wieder aufgenommen, war aber nach einigen 
Wochen wieder entlassen, da er den Anforderungen nicht mehr genttgte. l^r 
Zustand des Verletzten yerschlimmerte sich immer mehr; etwa b Monate nach 
dem Unfall wurde bereits ein ziemlich yorgeschrittener Grad yon progressiyer 
Paralyse festgestellt, an der. nach weiteren 2 Jahren der Tod eintrat. In dem 
Verfahren betr. Benten- bezw. Binterbliebenen-Ansprüche waren mehrere Gnt- 
achien erfordert worden. Verfasser selbst hatte sich gegen den ursächlichen 
Zusammenhang zwischen Tod und Unfall ausgesprochen, hauptsächlich des¬ 
wegen, weil schon der erstbehandelnde Arzt gleich nach dem Unfall Zeichen 
eines l^reits länger bestehenden Leidens (Papillenstarre, Irrereden) festgestellt 
hatte und weil der Verlauf der Paralyse in diesem Fall nicht yon dem der 
meisten Paralysen, bei denen kein Trauma in Frage kommt, abgewicben war. 
Andere Gutachter waren anderer Meinung. Das Beichsversicherungsamt ent¬ 
schied sich für Gewährung der Ansprüche. 

Im zweiten Fall war ein BLnecht mit dem Hinterkopf schwer auf einen 
Stein anfgeschlagen und war hinterher taumelig geworden. Br konnte dann 
kurze Zeit seine Arbeit, jedoch unter Kopfschmerzen und Schwindelanfällen, 
wieder aufnehmen, dann aber yerschlimmerte sich sein Zustand bald und schon 
nach 10 Monaten starb er an Paralyse. In diesem Fall tritt Verfasser dem 
Gutachten der übrigen Gutachter bei, die sich für einen Zusammenhang zwischen 
Tod und Krankheit aassprachen. Hier war der Verletzte bis zum Tage seines 
Unfalls offenbar yollständig gesund, jedenfalls aber normal arbeitsfähig ge¬ 
wesen und es war schell zu einer Aenderung der früher günstigen Gesund- 
heitsyerhältnisse gekommen. Eh lag daher nahe, anzunehmen, daß das schwere 
Kopftrauma die Paralyse ausgelOst habe. Dementsprechend wurde entschieden. 
Es erübrigt sich, anzufübren, daß in beiden Fällen der Wassermann 
positiv war. _Dr. Solbrig-Breslau. 


Ein eklatanter FaU yon Slmnlatlon. Mitgeteilt yon Oeschäftzführer 
Dr. KObke. — Aerztliche Sachyeiständigen-Zeitung; 1919, Nr. 21. 

Die Simulation bestand darin, daß der Unfallyerletzte (21 jähriger 
Arbeiter, der beim Einstürzen eines Gerüstes am Kopf verletzt war) beim 
Bombergnchen Versuch sich sofort mit einem heftigen Buck auf die Erde 
fallen ließ. 

Die verschiedenen Gutachter waren sieh über die Simulation einig. Es 
erfolgte Abweisung der Bentenansprüche. Dr.Solbrig-Breslau. 


Ueber die Bedeutung der Disposition bei UnfallnenroMn. Von 
Dr. P. H 0 r n, Priv.-Doz. für Versicherungsmedizin in Bonn. Aerztliche Sach- 
yerstindigen-Zeitung; 1919, Nr. 24. 

1. Die Unfallneurosen erfordern zu ihrer Entwicklung an und fttr sich 
keine besondere Krankbeitsbereitachaft, wenn auch praktisch die wtitaus 
größere Zahl der Unfallneurosen auf neryOs disponiertem Boden erwächst. 

2. Die Bedeutung der Disposition für Entstehung und Weiteryerlanf 
eines posttraomatiechen Krankheitebildes wechselt je nach den verschiedenen 
&tndergmppea der tlafallnearosea. 
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Kleinere Mitteilongen und Beiernte ans Zeitsehriiten. 


8. Die Btirkete Einwirkung nerrOe disponierender Umstände neigt sieb 
bei den Emotions- and den Entschäditrangskampfnearosen sowie bei den mit 
seelischen Erregaogen verlaufenden Unfallnearosen sonstiger Aetiologie. 

4. Auch bei den Intoxikations- und den Elektronearosen ist die indivi- 
dnelle Em^ifänglicbkeit für die Krankheitsentwicklang von großer Bedentong. 

6. Dagegen wirkt bei den Kommotions- und den Tbermonearosen eine 
nervbse Krankbeitsbereitscbaft nar im Sinne einer sekundären Beeinflassnng 
des entstebenden Krankbeitabildes. 

6. Größte Beachtung erfordert das hän^e Bestehen einer spezifischen 
Individaaldit^position (hieraus zu erklären u. a. die .bjsterische Schreckneurose*). 

7. Außer einer nervösen Dif^position im engeren Sinne können im weiteren 
Sinne nervös disponierend wirken: akute und chronische Infektionskrankheiten, 
chronische Leiden, Konstitutionsanomalien, AlkoboL und Nikotinmißbrauch, 
soziale u. a. Schädlichkeiten. 

8. Bechtlich bat die Feststellung disponierender Umstände und kompli¬ 
zierender Leiden vor allem bei den Uaftpflicbtfallen praktische Bedeutung. 

_ Dr. Sol brig-Breslau. 


Herzmnskelentartnng und Betriebsunfall. Von Sanitätsrat Dr. K. B u h e - 
mann. Aerztliche Sachverständigen-Zeitung; 1919, Nr. 16. 

Der Unfall bestand in einer Verletzung des Unken Knies und des Bfiek- 
grats infolge Sturzes von einer Leiter; er ^traf einen 60jährigen, bis dahin 
anscheinend gesunden Bann. 6 Monate später ließ sich ein objektiver Be¬ 
fand nicht mehr feststellen; dagegen fing der Verletzte an über allerlei Be¬ 
schwerden zu klagen. Es wurde nun auch eine Erkrankung des Herzens 
festgestellt, die als chronischer Entartungsprozeß des Herzmuskels angesehen 
und auf sportliche Ueberanstrengung zurttckgeftlhrt wurde. An dieser Er¬ 
krankung ging der Verletzte auch zu Grunde. Eine Leichenöffnung fand nicht 
statt, ln eingehenden Gutachten, namentlich des Verfassers, vrurde ein Zu¬ 
sammenhang des Unfalls mit dem Herzleiden verneint und dementsprechend 
entschieden. _ Dr. Sol brig-Breslau. 


Zur Frage der Arteriosklerose nach UofSlleii. Aus der Bonner Medi¬ 
zinischen Klinik. Von Prof. B. Finkelnburg. Aerztliche Sachverständigen- 
Zeitung; 1919, Nr. 6 und 7. 

Die Aasführungen faßt Verfasser wie folgt zusammen: 

1. Die Entstehung einer Arteriosklerose durch mechanische Gewalt- 
einwirkung — Quetsenung peripherer Gefäße, Erschtltterang zentral Uegender 
Arterien bei Schädel-, Brost- und Bauchtraumen — ist lücht erwiesen und 
ganz unwahrscheinlich abzuiehnen. 

2. Die Entwicklung vorzeitiger Arteriosklerose durch traumatisch aus¬ 
gelöste nervöse Herz-Gefäßstörungen ist mögUeb, gehört aber zu den aUer- 
selteusten Vorkommnissen. Der ursächliche Zusammenhang darf nur dann mit 
einer gewissen Wahrscheinlichkeit gutachtlich bejaht werden, wenn ganz be¬ 
stimmte Bedingungen (Nachweis des Fehlens der Zeichen von Arteriosklerose 
vor dem Unfall, Ausschaltung anderweitiger ätiologischer Momente wie Alko- 
holismus, Lues und dergl., nicht zu hohes Alter, Vorhandensein erheblicher 
nervöser Herzgefäßstörungen, Entwicklung der Arteriosklerose in verhältnis¬ 
mäßig schneller Folge, d. h. im Verlaufo von 1—2 Jahren) erfüllt sind: das 
trifft aber für die Mehrzahl der bis jetzt vorliegenden und angeblich be¬ 
weisenden Fälle der Literatur nicht zu. 

8. Die Entstehung einer Arteriosklerose durch chemische Vergiftunnn, 
Verbrennungen, Starkstromverletzungen und akute oder chronische infekudse 
Prozesse im Ajtschluß an Traumen ist durch kliniscbe Beobachtungen nicht 
erwiesen. _ Dr. Solbrig -Breslau. 


Die Frage der traumatischen Otosklerose und ihrer Begntachtnug. 
Von Dozent Dr. Imhofer-Prag. Aerztliche Sachverständigen-Zeitung; 
1920, Nr. 1. 

Die Otosklerose als Folge eines Traumas ist im ganzon großen abzu- 
lehoen, wie Verfasser auf Grund der kritischen Würdigung der wenigen in der 
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Literatur bekannt gegebenen einschlägigen Fälle und auf Grund der neueren 
Lehre yon der Aetiologie dieser KranUeit urteilt. Die näheren AusfOhrungen 
sind ffir den Facharst bestinunt. Dr. Solbrig-BresUn. 


Ueber traumatlseh entstandene Addtsonsehe Krankheit. Ein Beitrag 
sor Lehre von der traumatischen Beeinflassnng endokriner Organe. Von Prof. 
Dr. Dfirok-M&nchen. Aerztliche Sacbyerständigen-Zeitnng; 1919, Nr. 8. 

Der hier ausführlich beschriebene Fall ist deshalb besonders interessant, 
weil er, wie Verfasser bemerkt, wegen des zeitlichen Zasammenfalls des Aus¬ 
bruchs der Addisonschen Krankheit bei einem früher yollkommen gesunden 
Kann mit den dem Unfall folgenden Wochen nahezu die Beweiskraft eines 
wissenschaftlichen Experiments erhält. Bisher ist auch über die Beziehungen 
des Traumas zu der genannten Krankheit wenig bekannt geworden. 

Ein 48jäbriger Bahnanfseher erlitt einen schweren Unfall, indem er 
zwischen zwei Eisenbahnwagen eingeklemmt wurde, wobei mehrere Rippen 
brachen und der Brustkorb erheblich gequetscht, auch besonders die Nachbar¬ 
schaft der Gegend der Nebennieren in Mitleidenschaft gezogen wurde (nach 
dem Sektionsergebnis). Nach 8 Monaten war bereits eine große Muskel- 
Bchwäche an Armen und Beinen festzustellen, allmählich stellte sich 
im Gesiebt und an den Händen eine starke Bräunung der Haut ein, zu¬ 
gleich war das Herz Obermäßig erregt Die Diagnose auf Addisonsche 
Krankheit wurde mit Bestimmtheit schon in dieser Zeit von zwei maßgebenden 
Aemen gestellt; 8 Jahre nach dem Unfall trat der Tod ein. Die Obduktion 
ergab neben alten Frakturen der 6.-9. Rippe rechts und einer Narbenbildnng 
in der Rippenpleura yOlli^es Fehlen der Nebennieren ohne. Bildung yonNarhen- 

S ewebe, das Vorhandensein yon FettkOrpern in der Form und doppelte Größe 
er Nebennieren. 

Die Kontinuität der Erscheinungen ließ mit Sicherheit annehmen, daß 
das Unfalltrauma die alleinige Ursache der Nebennierenerkranknng und 
daß der Verletzte ausschließlich am lezten zu Grunde gegangen war. 

_ Dr. Solbrig-Breslau. 


Zar Kasuistik der traaiiiatlsehe]i Psoriasis. Von Gerichtsarzt 
Dr. Döllner-Duisbaig. Aerztliche Sachyerständigen-Zeitung; 1919, Nr. 7. 

Es werden 4 Fälle yon Psoriasis angeführt, bei denen ein Trauma als 
aaslösendes Moment oder als unmittelbare Ursache (durch Wundinfektion) für 
das Zustandekommen der Krankheit angesehen werden müßte. Die Erkrankung 
trat sehr bald nach Schnßyerletznngen auf; in einem Falle schloß sich eine 
Familienerkrankung an. Es liegt nahe, anzunehmen, daß es sich bei der 
Psoriasis nicht um eine Trophonenrose der Haut, sondern um eine Infektions* 
krankheit handelt. _ Dr. Solbrlg-Breslau. 


Tod infolge eines Fnmnkels oder Betriebsunfallst Von Dr. Hess- 
hrOgge-Bochum. Aerztliche Saebrerständigen-Zeitung; 1919, Nr. 4. 

Ein Hauer war an Oelenkeiterungen gestorben. Er wollte sich 6 Wochen 
zuyor im Betriebe an einen Nagel gerissen oder in einen solchen gestochen 
haben. Einen Tag nach dem angeblichen Unfall kam er in ärztliche Behänd* 
lang. Der Arzt stellte einen kleinen Furnnkel und eine hiervon ausgehende 
Entzündung fest und ordnete Ueberweisnng ins Krankenbans an. Dentliche 
Zeichen einer Verletzung bestanden nach Angabe des Arztes nicht Dasselbe 
stellte der Krankenbaufiarzt fest Der Tod erfolgte unter dem Zeichen all¬ 
gemeiner Sepsis. Die Obduktion batte nichts Besonderes ergeben. 

Beide behandelnde Aerzte nahmen an, daß es sich um eine Erkrankung 
ohne Zusammenhang mit dem Unfall bandle. Dieselbe Ansicht vertraten zwei 
weitere Gutachter. Dagegen nahm ein anderer Gutachter an, daß der ganze 
Verlanf, vor allem die rasche Ausbreitung der Schwellung, die schnell ein¬ 
tretende Temperaturerhöhung fftr eine auf Grund einer Verletzung entstandene 
Infektion spreche, während dieser Verlauf für einen gewöhnlichen Furunkel 
entschieden zu rasch sei. Im Beknrsverfahren beim Reichsyersicberong^samt 
wurde noch ein Obergutachtou eines Chirurgen eingebolt, das sich gegen ein« 
UafsUerkrankung aassprach; die Entwicklung einer schweren allgemeinen Blu 
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rergiftiiDf im Anseblnfi ui ein« Fanukelerkrankoiiir wird hlerza als ein» dem 
Cbimr^en ^kennte Beobachtung beieichnet. Es erfolgte Ablebnuog des Bnt- 
sdiSdigongsanspruchs. Dr. Selb rig- Breslau. 


Ueber allmenfir bedingte Spontanfirakturen der unteren Extremitlt. 
Von A. Sxenes. Off. Protokoll der Sitsnng vom ß. Desember 1919 der Oe> 
Seilschaft der Aerste Wiens. Wiener klinische Wochenschrift; 1919, Nr. 61. 

Infolge der jetst in Wien zahlreich rorkommenden StSrangen des 
Mineralstoff Wechsels sind Bpontanfraktnren der unteren Qliedmafien beobachtet 
worden, die bei Jugendlichen, wie die Verbreiternng der Epiphysenfnge lehrt, 
meist auf alimentär bedingte Spätrhachitis zorUckgeftthrt werden. In einem 
Ton Schaffer nach Probeexzision bei einer 18jährigen WeiBarbeiterin unter* 
suchten Falle wnrde allerdings keine Bhaebitis gefunden, sondern hochgradige 
Osteoporose und Halisterese. 

Die Tibia knickt bei den Spontanfraktnren medial ein, weil sie lateral 
Ton der Fibula gestfitst wird; das distale Obersebenkelende dorsalwärts, ent¬ 
sprechend der größeren Belastung bei der Kniegelenkbewegnhg. 

Dr. May er-Meisenheim. 


Ueber FremdkSrperarthiitts. Von Dr. Maximilian Hirsch-Wien. 
Nach einer in der Sitzung der Giesellschaft der Aerzte in Wien yom 81. Ok¬ 
tober 1919 gehaltenen Erankenyorstellnng. Wiener kliu. Wochenschrift; 
1919, Nr. 48. 

Schnitzler unterscheidet 2 Typen yon Fremdkörperarthritis. Charak¬ 
teristisch fOr die Anwesenheit metallischer Fremdkörper ist der inter¬ 
mittierende Hydrops: attackenweise treten Oelenhschwellnngen mit Schmerzen 
und Fnnktionsstörangen anf. Bei Anwesenheit yon Fremdkörpern ans Holz¬ 
partikelchen, Holzsplittern, Dornen, tritt ein Bild ähnlich dem Gelenk* 
fungos anf. Die Synoyialmembran reagiert anf den Beiz des eingedrnngenen 
Splitters mit einer fnngösen Gewebsbildnng mit Wucherungen, selbst mit 
Abszeß- und Fistelbildnngen. ln diesen Fällen läßt die röntgenologische 
Untersnehnng im Stich, während bei der ersten Gruppe die Böntgenanfnahme 
die Diagnose leicht und sicher ermöglicht. 

Der Autor bespricht ein Fall, in dem sieh Aber 20 Jahren ein 
nicht diagnostizierter Fremdkörper, eine Nadel, zwischen Bandscheibe und 
Tibiagelenkfläche gesessen hatte. Es war bei spindelförmigem Aussehen des 
scheinbar tuberkulösen Kniegelenkes yöllige Versteifang und starke Schmerz¬ 
haftigkeit eingetreten; es war die Diagnose tuberkulöser Fungus, Osteomyelitis 
yon anderer Seite gestellt, und Amputation im Oberschenkel bezAgl. Besektion 
in Aussicht genommen worden. Vier Monate nach Entfernung der Nadel war 
das Gelenk yöllig zur Norm ziußckgekehrt. 

Dr. May er-Meisenheim (Glan). 


Tagesnachrlchten. 

Ana der Dentsehen HatlonalversaiDiiiliiBK. Die Verordnung 
der Beichsregierung yom 1. April 1920, betr. Heranfsetznug des 
Grnndlohnes und Ausdehnnng der Versicberungspflicht bis anf 20000 M. 
(s. Nr. 8 dieser Zeitschrift, 8.158 und Beilage zu dieser Nummer, S. 83) ist 
yon der Nationalyersammlung abgelebnt. Die Besierong hat dann wieder eine 
neue Vorlage eingebracht, in der die Versichernngsgrenze anf 12 000 Mark 
herabgesetzt war. Diese Verordnung hat der VolkswirtscLaftsausschuß der 
Nationalyersammlung mit der Aenderung angenommen, daß die Grenze 
der Versicherungspflicht auf 16000 Mark Bernfseinkommen 
festgesetzt ist. ' 

Io ihrer Sitzung yom 28. April hat die Nationalyersammlung das Be- 
soldnngsgesetz in 2. and 8 Lesung angenommen. Danach beträgt das Gehalt 
fttr die Gruppen 10 (Begiemngsräte usw.): 84U0 bis 12600 M., 11 (Begiernngs- 
räto in gehobener Stelle): 9700 bis 14600 M., 12 ,(Oberregierungsräte usw.): 
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IISOO bis 16800 M., IS (Mloist«ritlr&te): 18200 bis 80000 IL Eiern komneii 
Orts- vnd Aosgleiehasalsge sowie Kindergelder. 


Aus dsr Prenssltoheii Landaswersammliiiiip. Der Ludesrer- 
sainmlnng sind jetzt der Haosfasltsentwnrf) der Verfassnng^entwnrf sowie 
ferscbiedeneEntwftrfe zur Regelnng derBesoidnngsfrage «Beamtendienst- 
einkommengesetz, Gesetzentwürfe über die Regelung der Oehälier der 
esaogcliscben und katbolischen Pfarrer sowie der Volksscbnllebrer und über 
dieRegelnng der VerhsltnissederAltpensionäre) vorgelegt. L«^ider ist 
es der Scbrifileitnog bisher noch nicht gelangen, die betreffenden Entwürfe ans 
dem Bareaa der Landesversantmlang za erhalten, so daß der Bericht über ihren 
Inhalt bis znr nächsten Nonimer verschoben werden muß. Die Entwürfe über 
die Besoldongsfrage worden in der Sitzung vom 80. April ohne Erörterang 
dem Haosbaltsaasschaß überwiesen. Die Nearegelang der Yerbällnisse der 
Altpensionäre soll nach einer Mitteilnng in den politiscbeu Blättern in der 
Weise geschehen, daß ihnen in Zukunft ein Zaschuß in Höhe der Hälfte des 
Onterschiedsbetrages zwischen den ihnen bisher tatsächlich snstehr nden Ver- 
sorgnngsbezügen and den einem Nenpensionär der gleichen Art zustt benden 
.Yersorgangsbezügen gewährt wird. Aaf diese Bezüge wird Rechtsanspruch 

E iräbrt, so daß es za seiner Gewährung nicht erst wie bisher eines besonderen 
träges and eines Bedürfoisnaebweises bedarf. 

Der Landesversammlang ist weiterhin ein Gesetzentwarf über Krüppel« 
flnerge zagegangen, der nach Befürwort ang durch einen Vertreter des WoM- 
fahrtsministeriams dem Aussebnß für Bevöikerangspolitik überwiesen ist. Ein 
von diesem Ansschnß gestellter Antrag, die Regierung za ersuchen, sofort das 
dem Verein „Kinderbeilstätte* an der deutschen Seeküste gehörige Hospiz ln 
Nordemep aaf Staatskosten instand za setzen, gelangte in der Sitzung vom 
96. T. M. zur Annahme. 


Mitwirkung der irstlfehen BeraffBorganlsatfonen bei Besetzung kom- 
mnnaler und staatlicher trztllcher Amtsstellen. Der Oesebäfts- 
ansschnß des Deutschen Aerztevereinsbundes hat in seiner 
Sitzung vom 16. April d. J. einer Anregung der Düsseldorfer Aerzte, dahin zu 
wirken, daß bei der Besetzung kommunaler und staatlicher ärzt¬ 
licher Amtsstellen den ärztlichen Berufsorganisationen ein 
maßgebender Einfluß eingeräumt werden soll, im allgemeinen durdi- 
ans zugestimmt Die Frage soll im Zusammenhang mit der Deutschen Aerzte- 
ordnung auf dem Aerztetag behandelt werden; bis dabin sollen die Aerzte in 
ihren Vereinen möglichst kräftig in dieser Richtung zu wirken suchen. In 
maachen Landesteilen sollen sie angeblich schon derartiges erreicht haben. 

Mit Rücksicht auf die Tätigkeit der Aerzte, die doch in erster Linie die 
Behandlung von Kranken bildet und demzufolge ihren Schwerpunkt auf dem 
Gebiete des Krankenkasseawesens, besonders jetzt nneb Erhöhung der Ver- 
sienerungsgrenze, hat und nicht auf demjenigen der öffentlichen Gesundheitspflege, 
■olltea die Aerzte doch lieber eine Mitwirkung ihrer Berufsorgani¬ 
sationen bei Besetzung der Krankenkassenvorstänoe zu er- 
reichea suchen, das würde für sie sicher viel vorteilhafter sein. Wir können 
ihaea ein solches Vorgvhen nur empfehlen und sind gespannt darauf, was es für 
efaea Erfolg haben wird. _ 


Von dem Verbände der Deutschen Lebensversieheruags- 
gesellschaf ten und dem Verbände öffentlicher Lebens- 
versicherungsanstaltea in Deutschland sind mit dem Leipziger 
Verbände folgende Honorare für Lebensversicbernngsuntersncbnngea 
mit Rückwirkung vom 1. Jannar 1920 ab endg^ültig bis 81. Dezember 1920 ab 
verebbart: 1. Besuch am Wohnort: 10 M (bisher 6 M.), bei auswärtigen 
Besuchen Entsebädigoag für Zeitverlust: 6 M. für jede aogefargene halbe 
Stunde (früher 2A0 M.) neben dem Ersatz der verauslagten oder ortsüblichen 
Fabrkostea; — 8. für ein kleines Zeognb (bis 2000 M. Versicherangssumme): 
10 M. (7A0), für das große Oatachten bei Versicherungssommen bis M.: 
90 (16), von 6000-1001)0 M.: 26 M. (18), von lOOOi—26000 M.: 80 M. (2U), 
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Sprechsaai 


▼OB 26001 M. und darüber: 40 M.: (25 M.); für nachträgliche UntereachuBgea 
einaelner Organe und Sekrete: 10 M. (6); für einen haoa&rzüichra Bericht 
10 M. (10). __ 


Sprechsaal. 

Anflrage des Krelsantes P. I> H.t Nach dem Miniaterial-Briaß vom 
18. Oktober 1919 ist es gestattet, nichtpharmazeatisches Personal 
•ZB gröberen, Facbkenntnisbe nicht erfordernden Hilfeleistungen in 
Apothekenbetrieben* zn verwenden. Ist düiach dem nichtpharma* 
zentischen Personal (Helferinnen nnd dergl.) auch der Handverkanf 
in den Apotheken gestattet? 

Antwort! Nein! In dem betreffenden J!Un.-Brlafl ist leider eine Br-. 
l&ntemng, was „nnter gröberen Fachkenntnisse nicht erforderlichen Hilfe* 
leistnngen in Apothekenbetrieben* zn verstehen ist, nnterblieben. Wenn es 
sieh nicht nm weibiiche Hüfskräfte bandelte, würde man nach seinem Wort- 
lante in erster Linie an die Arbeiten des in den Apotheken schon bisher immer 
beschäftigten sogenannten „Stößers" denken können; denn diese sind zweifeilos 

g röberer Art nnd erfordern keine pharmazentischen Fachkenntnisse. Anders 
egen dagegen die Verhältnisse beim Handverkanf; ihn zn derartigen Ar¬ 
beiten rechnen, ist wohl nicht angängig, selbst wenn man, wie der Herans- 

f eber, der Ansicht ist, daß er ganz gnt von sog. Helferinnen besorgt werden 
ann nnd anch während der Eriegszeit vielerorts zar Zufriedenheit des Qeschäfts- 
inhabers nnd des Publikums besorgt ist. Um Meinnngsverschiedenheiten 
zwischen dem Apothekervorstand nnd dem revidierenden Medizinalbeamten 
zn vermeiden, wäre es jedenfalls richtiger gewesen, wenn in dem Erlaß die 
für Helferinnen zulässigen nnd nnznlässigen Arbeiten näher bestimmt wären, 
wie dies z. B. in Württemberg (s. Beilage zn Nr. 8 dieser Zeitschrift, Jabrg. 
1920, 8. 12) nnd Baden neuerdings geschehen ist. Hier ist ihnen die Abgabe, 
also der Handverkanf, von HeUmitteln jeder Art ausdrücklich untersagt. 


Mitteilung fSr die Mitglieder des Dentsclien 
nnd Prenssischen Medizinalbeamtenpereins. 

Vom Aprfl d. J. ab wird die Zeitschrift für Medlzlnalbeamte 
wieder von der 

Buohdruckerei «I. C. C. Bnins in Minden i. W. 

bergestellt und versandt 

Ans den seitdem bei der jetzigen neuen Geschäftsstelle eingegangenen 
zahlreichen Beschwerden über unregelmäßige nnd nicht erfolgte Znstellnng 
der Zeitschrift gebt hervor, daß die Vereinsmitglieder es vielfach unterlassen 
haben, ihre Beschwerde zunächst an das für sie zuständige Postamt zn richten. 
Es wird dringend gebeten, dies künftig zn tun, nnd erst wenn die Beschwerde 
bei der Post erfolglos bleibt die Geschäftsstelle zn benachrichtigen, die dann 
sofort für Abhilfe sorgen wird. Voranssetznng für eine regelmäßige Znstellnng 
der Zeitschrift ist aber anch die sofortige Hitteilnng einer etwaigen Woh- 
nungsrerändernng; eine Fordernng, deren NichterfüUnng leider wiederholt 
zn unberechtigten Beschwerden über Ausbleiben der Zeitschrift geführt hat 

Der Yorstand 

des Deutschen und Preußischen MedizinalbeanitenYereins. 


▼matwartUeh fir dl« Schrtftleitnng: Prof. Or. Bopmoad, 6«h. Mod.-Rat in Mindea i. W. 
Drack ton J. C. C. Brnntt Mlnd<*n i. W. 
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in Berlin, Dr. H. Thiele in Berlin znm Ereisassistenzarzt des Stadtkreises 
Charlottenbnrg. 

Teraetzt: Med.-Bat Dr. Becker, Kreisarzt in Wongrowitz, an die 
Begiemng in Magdeburg, Med.-Bat Dr. DOrscblag, Kreisarzt in Bromberg, 
an die Begierung in Schneidemtkbl, Ereisassistenzarzt Dr. Ammenhäuser 
in Potsdam nach Hanau, Prof. Dr. Scbwenkenbecher in Frankfurt a. M. 
nach Marburg und Prof. Dr. t. Bergmann von Marburg nach Frankfurt a. M., 
Kreisarzt Dr. Weise von Dirschau nach Iserlohn. 

Gestorben: Med.>Bat Prof. Dr. Scbrakamp, Stadt- und Kreisarzt 
sowie Dozent in DQsseldorf, Kreisarzt Dr. Beltnke in Tncbel. 

In den Bnbe8ta|id getreten: Med.-Bat Dr. v. Trzaska in Iserlohn. 

Bayern. 

Enuuint: Dr. Harlander, Oberarzt, an der Kreis-Heil* und Pflege¬ 
anstalt in Begensbnrg zum Direktor der Kreis-Heil- und Pflegeanstalt in 
Qflnzbnrg, Med.-Bat Dr. Weber, Bezirksarzt in Landsbut zum Mitglied dos I^reis- 
medizinalausschusses von Niederbayem, Apothekenbesitzer Dr. Hochstetter 
zum Mitglied des Medizinalausscbusses der Oberpfalz, Dr. Bfldinger in 
Weifienborn zum Bezirksarzt in Marktheidenfeld. 

Tersetzt: Bezirksarzt Dr. A. Schell von Neustadt a. A. nach Bunberg, 
Lan^erichtsarzt Dr. Do.llmann in Kaiserslautern nach Begensbnrg, Med.-Bat 
Dr. Kraus in Deggendorf nach Würzbnrg; die Bezirks&rzte Dr. Rfidel in 
Alzenau nach Schweinfurt, Dr.Schöner in Kemnath naeh Lohr. 

In den Bnhestand getreten: Der Bezirksarzt Dr. Martins, Hausarzt 
bei dUr Gefangenanstalt Lichtenau. 

Andere dentzohe Freletnnten. 

IkMWit: Die Physiker Prof. Dr. Sannemann, Dr. Schwär tz und 
Fsad Ite.SieTeking in Hamburg auf drei Jahre zu Mitgliedern der Wissen¬ 
schaftlichen Abteilung der Gesun&eitsbehOrde. 


Erledigte Stellen. 

Die Bezirksarztstelle in Alzenau. Bewerbungen sind an die für 
den Bewerber zuständigen Begierung, Abt. des Innern, za richten. 



Das glänzend bewährte Spezialmittel gegen 

subjektive Ohrgeräusche 

jeder Ätiologie, auch als Kriegsfolge. 


Muster und Literatur zu Diensten. 
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lieber Aufsicht stehenden öffentlichen Verwaltungen einsu- 
wirken, dafi die Grundzüge der Besoldungsordnung auch für 
diese Beamten Anwendung finden. 

Von den neuen Gesetzen ist das wichtigste das Gesetz 
betr. das Diensteinkommen der unmittelbaren Staatsbeamten, 
das sog. Beamten-Dlenstelnkommengesetz, durch das nicht nur 
das Diensteinkommen, sondern auch Wart ege Id, Ruhe¬ 
gehalt und Hinterbliebenenbezüge der unmittelbaren 
Staatsbeamten völlig neu und in einer den Beamtengruppen 
und den jetzigen Zeitverhältnissen im allgemeinen entsprechenden 
Weise geregelt sind. Eine Ausnahme davon bilden, wie 
wir später sehen und näher begründen werden, leider die nicht 
vollbesoldeten Kreisärzte und die Kreisassistenzärzte. 

Nach § 1 des Gesetzes wird jedem unmittelbaren 
planmäßig angestellten Staatsbeamten ein Grund¬ 
gehalt gewährt, dessen Höhe nach besonderen Besoldungs¬ 
gruppen durch die dem Gesetz beigegebene Besoldungs- 
ordnung geregelt ist. Es beträgt für die 

I. AnfSteigende Gehälter; 

A. Gehälter mit festen Grandgehaltssätseo:') 


Gruppe 1: (—). 4000— 6000 M. 

Gruppe 2: lAboratoriumsgehUfen (bisherLaboratoriums- 

diener) bei den byneniseben Instituten usw. 4800— 6400 11. 

Gruppe 8: Laboratoriumsgehilfen (bisher Diener) beim 
Institut fttr Infoktionskrankheiten und bei der Landes¬ 
anstalt fttr Wasserhygieoe. 4600— 6000 „ 

Gruppe 4: Laboranten (bisher Laboratorinmsdiener) wie 

SU 3 in gehobener Stellung. 0000— 7000 „ 

Gruppe 6: Bhroassistenten beim Institut für Infektions¬ 
krankheiten und bei der Landesanstalt fOr Wasser¬ 
hygiene . 0900— 8100 „ 

Gruppe 6: (—). 0800— 8700 , 

Gruppe 7: Verwaltnnnobersekretäre (bisher Verwal- 
tungssekretäre) bei dem Institut fär Infektionskrank¬ 
heiten, der Landesanstalt fOr Wasserhygiene und bei 

den hygienischen Instituten. 6800— 9300 „ 

Gruppe 8: Bürororsteher (bisher Sekretäre) bei der 
Landesanstalt fflr Wasserhygiene (gehobene Stellung 

Ton Gruppe 7). 6800—10800 , 

Gruppe 9: (-). 7600—11400 „ 


Gruppe 10: Ministerialsekretäre, Begierungsräte im Mi¬ 
nisterium, Tollbesoldete Kreisärzte, auch 
solche bei den Medizinalnntersuchungsämtern, wissen¬ 
schaftliche Mitglieder ^bisher Assistenten) bei der 
staatlichen Nahrungsmittel - Untersuchungs - Anstalt, 
wissenschaftliche Mitglieder der Landesanstalt für 
Wasserhygiene und Imi den hygienischen Instituten, 
Abteilungsvorsteher bei dem hygienischen Institut in 

Saarbrücken. 8400—18600 „ 

Gruppe 11: Begierungsräte als Hilfsreferenten im Mi¬ 
nisterium, Begierungs- und Medizinalräte 
(gehobene Stellungen gegenüber Gruppe 10), Direktoren 
der hygienischen Institute, Abteilungsleiter (bisher 
wissenschaftliche Mitglieder) bei dem Institut für In- 


^) Es sind bei den einzelnen Gruppen nur die Beamten angeführt,'' di« 
ant«r dem Haushalt der Abteilung für 'Volksgesundheit fallen. 
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fektionskraiikheiten, der Landesanstalt fflr Wasser- 
hygiene nnd der staatlichen Nahrangsmittel* Unter* 

suchnngsanstalt. 9700—14600 H. 

Qrnppe 12: Ständiger arzneiknndiger Hilfsarbeiter im 
Ministeriam, Abteilangsdirektoren (bisher Abteilongs- 
Torsteher) bei dem Institnt für Infektionskrankheiten 
nnd bei der Landesanstalt für Wasserbygiene . . . 11200—16800 „ 
Gruppe 13: Vortragende Bäte im Ministerinm, die Direk¬ 
toren (bisher Vorsteher) der Landesanstalt fttr Wasser¬ 
hygiene, der staatlichen Nahmngsmittel-Unter- 
suchnngsanstalt nnd des Institnts fQr experimentelle 

Therapie in Frankfnrt a. Main. 18200—20000 „ 

B. Gehälter mit Mindestgrnndsätnen. 

Nicht Tollbesoldete Kreisärzte and Kreistierärzte 3600— 7400 „ 

(im Durchschnitt 5b00 „) 


II. Einielgehilter. 

Gruppe 1:. 20000 , 

Gruppe 2: Direktor des Instituts für Infektionskrankheiten . 28000 „ 

Gruppe 8: .. 26000 „ 

Gruppe 4: Ministerialdirektoren. 28000 „ 

Gruppe 6: Staatssekretäre (bisher Unterstaatssekretäre) . . 88000 „ 


Weiterhin erhält jeder im Staatsdienste als Stellen- 
anwärter vollbeschäftigte nicht planmäßige unmittel¬ 
bare Staatsbeamte statt der bisherigen Remuneration eine 
Grundvergütung, die 70—95®/© (beiMilitäranwärtern80-95®/©) 
des Anfangsgehaltes derjenigen Gruppe beträgt, in der der Stellen¬ 
anwärter beim regelmäßigen Verlaufe seiner Dienstlaufbahn 
Buerst planmäßig angestellt wird. Zu dieser Beamtenkategorie 
gehören die Kreisassistenzärste, die allerdings in der 
Nachweisung der Dienstbezüge für diese unmittelbaren Staats¬ 
beamten (Anlage 2) nicht besonders erwähnt sind. Sie werden 
demnach als Stellenanwärter für die nicht vollbesoldeten Kreis¬ 
ärzte anzusehen sein und demzufolge 70—95®/© des Anfangs- 

f ehaltes (3600 M.) = 2520—3420 M. als Grundvergütung er- 
alten. Die oben genannte Nachweisung läßt es leider auch 
unentschieden, ob die Kreisassistenzärzte bei den Medizinal- 
nntersuchungsämtern nicht den wissenschaftlichen Assistenten 
mit planmäßiger Vergütung an den wissenschidtlichen Instituten 
(z. B. Institut für Infektionskrankheiten in Berlin und bei den 
hygienischen Instituten) gleichgestellt sind und demzufolge 
70—95®/© der Besoldungsgruppe 10 = 6880—7980 M. zu be¬ 
anspruchen haben; erhalten sie doch bereits jetzt eine besondere 
Vergütung (5(X) M.) mit Rücksicht auf ihre volle Beschäftigung 
bei den Medizinaluntersuchun|;sämtem. 

Das Grundgehalt steigt nach ^ 2 des Gesetzes nach 
Dienstaltersstufen mit zweijähriger Aufrückungs- 
frist bis zur Erreichung des Höchstgehaltes und wird vom 
Eirsten des Kalendermonats gezahlt, in den der Eintritt in die 
neue Dienstaltersstufe fällt. Aul das Aufrücken im Grund- 
Mhalt haben die planmäßigen Beamten einen Rechtsanspruch (11). 
Auch die Grundvergütun^ der nicht planmäßigen Beamten 
steigt und zwar al(jä&lich bis zur Vollendung des fünften An¬ 
wärterdienstjahres; sie wird ebenfalls, vom Ersten des Kalender- 
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monats an gezahlt, in den der Eintritt in die neue Dienstalters- 
stufe fällt. Das Aufrücken bei der Vergütung kann jedoch nach 
§ 12 versagt werden, wenn gegen das dienstliche oder außer¬ 
dienstliche Verhalten des Stellenanwärters eine erhebliche Aus¬ 


stellung vorliegt. 

Zum Grundgehalt und zur Grundvergütung tritt nach § 3 
des Gesetzes als weiterer Bestandteil des Diensteinkommens ein 


Ortszuschlag; er beträgt jährlich in den Orten: 


der Ortsklasse: 

bei einem Orundgehalt 
bis 4900 M.: 
über 4900— 6700M.: 
^ 6700- 7000 , : 

7000— 8100 „ : 
, 8100—10600 „ : 
„ 10600-12600 , : 
„ 12600 


A. B. C. 

M. M. M. 
2000 1600 1400 
2600 2000 1700 
8000 2400 2000 
8500 2800 2300 
4000 3200 2600 
4500 8600 2900 
5000 4000 8200 


D. E. Darchschnitt 

M. M. M. 

1200 1000 1440 

1450 1200 1770 

1700 1400 2100 

1950 1600 2400 

2200 1800 2760 

2450 2000 8090 

2700 2200 8420 


Nicht planmäßige Beamte erhalten nur 80®/o des Orts¬ 
zuschlages, den sie als planmäßige Beamte in der ersten Gehalts¬ 
stufe derjenigen Besoldungsgruppe beziehen würden, in der sie 
bei regelmäßigem Verlaufe ihrer Dienstlaufbahn zuerst planmäßig 
angestellt werden. 

Für die Höhe des Ortszuschlages ist also nicht nur der 
dienstliche Wohnsitz (nach der für die Reichsbeamten maß¬ 
gebenden Ortsklasseneinteilung), sondern auch die Höhe des 
Gehaltes maßgebend. Er tritt anstelle des bisher gewährten Woh¬ 
nungsgeldzuschusses, der künftighin fortfällt. Ob ein Beamter 
verheiratet oder nicht verheiratet ist, bezw. ob er Kinder besitzt 
oder nicht, hat auf die Höhe des Grundgehalts bezw. der Grund¬ 
vergütung und des Ortszuschlages keinen Einfluß, abgesehen von 
verheirateten weiblichen Beamten, die den Ortszuschlag nur 
zur Hälfte erhalten. Wird dem Beamten eine Dienst¬ 
wohnung gewährt, so werden ihm dafür auf den ihm zu¬ 
stehenden Ortszuschlag, falls das Anfangsgehalt seiner Besol¬ 
dungsgruppe 7000 M. nicht übersteigt 30®/®, falls es 7000 M., 
aber nicht 11000 M. übersteigt, 40®/®, im übrigen 60®/o des 
für ihn in seiner Besoldungsgruppe erreichbaren höchsten Orts¬ 
zuschlages angerechnet (§ 6). 

Das Besoldungsdienstalter der planmäßigen Be¬ 
amten mit aufsteigenden Gehältern be^nnt mit dem Tage der 
Anstellung in der jeweiligen planmäßigen Stelle. Von diesem 
Zeitpunkte an sind die Zeitabschnitte für das Verbleiben im 
Anfangsgrundgehalt und für das Aufsteigen in die höheren 
Gehaltsstufen zu rechnen. Die Anwärterzeit darf fünf Jahre 
nicht übersteigen (§ 10). Beim Uebertritt von ehemaligen ak¬ 
tiven Offizieren des Heeres und der Marine (also auch von Militär¬ 
ärzten) bestimmt das Staatsministerium das Nähere. Inwieweit 
auch sonst im Einzelnfalle die Dienstzeit in einem anderen 
Zweige des Staatsdienstes, die Zeit im Dienste des Reiches 
oder eines der Länder oder die Zeit praktischer Beschäftigung 
außerhalb des Staatsbeamtenverhältnis zur Vermeidung von 
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Härten auf das Besoldungsdienstalter angerechnet werden kann, 
wird von dem zuständigen Minister in Gemeinschaft mit dem 
Finanzminister bestimmt. Von der Festsetzung seines Besol¬ 
dungsdienstalters ist der Beamte schriftlich zu benachrichtigen; 
sie ist für die Beurteilung der etwa vor Gerichten geltend gemachten 
vermögensrechtlichen Diensteinkommensansprüche maßgebend; 

Neben dem Diensteinkommen erhalten die Beamten nach 
§ 13 des Gesetzes für jedes unterhaltungsberechtigte Kind eine 
Kinderbeihilfe, die für jedes Kind bis zum vollendeten 
sechsten Lebensjahre monatlich 40 M„ bis zum vollendeten 
vierzehnten Lebensjahre monatlich 50 M. und bis zum vollen¬ 
deten 21. Lebensjahre monatlich 60 M. beträgt; vom 14. bis 
21. Jahre wird diese Beihilfe aber nur für den Fall gewährt, 
daß diese Kinder kein reichssteuerpflichtiges Einkommen haben. 
Unterhaltungsberechtigt gelten alle ehelichen, für ehelich er¬ 
klärten und an Kindes Statt angenommenen Kinder sowie un¬ 
eheliche Kinder, wenn der Unterhalt von dem Beamten als 
Erzeuger gewährt wird, und seine Vaterschaft festgestellt ist. 

Endlich wird noch an Stelle des bisherigen Teuerungs¬ 
zuschlages ein veränderlicher Ausgleichszuschlag sowohl 
zu dem Gehalt und Ortszuschlag, als zu den Kinderbeihilfen ge¬ 
währt, dessen Art und Höhe durch den Staatshaushaltsplan 
bestimmt wird (§ 19). Nach der jetzigen Besoldungsordnung 
beträgt er 50°/o des Gehalts und Ortszuschlages sowie üO^/q 
der Kinderbeihilfe. 


Das Gesamteinkommen (ohne Kindergelder) stellt sich 
demnach für die hier hauptsächlich in Betracht kommenden 
Medizinalbeamten wie folgt: 


Beglemngs- u. 
Hedizlnalräte 
(Gruppe 11) 

Anfangs- 

gebalt 

1. und 

2. Jabr 

' im 8. 
n. 4. 
Jabr 

im 6. 
n. 6. 
Jahr 

im 7. 
n. 8. 
Jabr 

im 9. 
u. 10. 
Jabr 

im 11. 
n. 12. 
Jabr 

im 18. 
n. 14. 
Jabr 

nach 14 
Jabren 

(HSchtt- 

gehslt) 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

Gmndgebsit: 
Ortszulage:*) 
Ausgleicbszulage 

9700 

10700 11700 

12500 

18800 

18700 

14100 

14500 

2760 

8090 

8090 

8090 

8420 

8420 

8420 

3420 

: 6230 

6896 

7895 

7795 

8860 

8560 

8760 

8960 


Zusammen: 18690 20685 22185 28885 25080 25680 26280 26880 
2. ToUbesoldete 


Kreisärzte: 

(Gruppe 10) 

Qrundgebalt: 8400 9200 10000 10800 11800 11800 12800 12600 

Ortszdsge:<) 2760 2760 2760 8090 8090 8090 8090 8420 

AnsgleicLzulage: 6580 6980 6380 6946 7196 7445 7690 8010 

Zusammen: 16740 17940 19140 20885 21586 22885 28080 24080 

8« NlehtroUbesoldete 
Kreisirste (Ge- 
bUter mit Min- 
destgehaltsätzen): 

Grundgehalt: 8600 4200 4800 6400 6900 6400 6900 7400 

Ortszulage!): 1440 1440 1440 1770 2100 2100 2100 2400 

Aosgleicbsznlage: 2620 2820 8110 8686 4000 4260 45<;0 4900 

ZoHammen: 7560 8460 9850 10755 12000 12750 18500 14700 


‘) Siebe Anmerkaug 1 auf niebster Seite. 
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4. Krelsasslstenilnte 
(als Stellenanw&rter liir 
mcht Tollbes. Kreisärzte) *): 
Gmndregelang (70—96"/« 
des Anfangsgehalts): 
Ortssnlage‘) (80%). 

AnsgleicSs zalage; _ 

Zozammen: 


im 

1. Jahr 
M. 
2620 
1152 
1886 
6508 


im 

2. Jahr 
M. 
2880 
1162 
2016 
6048 


im 

8. Jahr 
M. 
8060 
1152 
2106 
6818 


im 

4. Jahr 
M. 
8240 
1152 
2196 
6588 


im 

6. Jahr 
M. 
8420 
1152 
2286 
6758 


Die bisherigen Einkommensyerhältnisse der betreffenden 
Beamten stellten sich dagegen wie folgt: 


Beglenings- n. 
Hedlzlnalräte: 

Anfangs¬ 

gehau 

a.~a. 

Jahr) 

M. 

Tom 

4.-6. 

Jahr 

Tom 

7.-9. 

Jahr 

T.IO. 
b. 12. 
Jahr 

t.13. 

b.l5. 

Jahr 

y.l6. 
b. 18. 
Jahr 

T. 18. 
b.21. 
Jahr 

über 

21 

Jahre 


H. 

M. 

M. 

H. 

M. 

M. 

M. 

Gehalt: 

4200 

4800 

5400 

6000 

6600 

7200 

7200 

7200 

Wobnungsgeld- 

suschnß: 





(Hdcbstfeb«) 


874 

874 

874 

874 

874 

874 

874 

874 

Stellenzulagen: 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

600 

600 


Zosammen: 5074 5674 6274 6874 7474 8074 8674 8674 

Bierzn Teuer.* 


Zul.») s. 1.1.20; 5100 6100 4800 4800 4800 4800 4800 4800 


Gesamtsumme: 

2. Tollbesoldete 

10174 

10774 

11074 

11674 

12274 

12874 

18474 

18474 

Kreisärzte: 

Gehalt: 

Wohnungsgeld- 

8000 

8600 

4200 

4800 

5400 

6000 

6600 

7200 

874 

Zuschuß: 

874 

874 

874 

874 

874 

874 

874 

Zusammen: 

8874 

4474 

6074 

5674 

6274 

6874 

7474 

8074 

Hierzu Teuer.- 
ZuL*)s. 1.1.20: 

5100 

6100 

5100 

6100 

4800 

4800 

4800 

4800 

Gesamtsumme: 

8* NlehtTollbesol- 

8974 

9574 

10174 

10774 

11074 

11674 

12274 

12874 

dete Kreisärzte: 
Gehalt: 

Hierzu Teuer.- 

2100 

2100 

2560 

2560 

8000 

8000 

8450 

8900«) 

Zul.') 8.1.1.20: 

5100 

5100 

5100 

5100 

4800 

4800 

4800 

4800 

Gesamtsumme: 

7200 

7200 

7650 

7650 

7800 

8250 

8260 

8700 


1) Es ist Oberall der durchschnittliche Ortszuschlag bezw. 
Wohnungsgeldzuschuß angenommen, der für die Pension maßgebend 
ist, er wird sich demzufolge je nach dem Amtssitze des betreffenden Beamten 
und der sich daraus ergebenden Ortsklasse (s. Oebersicht auf 8. 181) ent¬ 
sprechend erhoben oder Terringem; dasselbe gilt von der Ausgleichs- 
Zulage, die z. T. Ton der Ortszulage abhängig ist. 

*) Werden dieEreisassistenzärztebei den Medizinaluntersuchungs* 
ämtem ais Stelienanwärter der voUbesoldeten Kreisärzte angesehen, was den 
Verhältnissen und ihrer Tollbeschäftigten Tätigkeit bei diesen Aemtern entspricht, 
so wird sich ihr Einkommen dagegen wie folgt stellen: 

im im im im im 
1. Jahr 2. Jahr 8. Jahr 4. Jahr 5. Jahr 
OrnndyergOtung: 5880 6720 7140 7560 7980 M. 

Ortszulage: 1680 1680 1920 1920 1920 , 

Ausgleicbsznlage: 8780 4200 4580 4*40 4950 , 

Zusammen: U290 12600 18590 14220 14850 M. 

*) Der Berechnung der Teuerungszulage ist der Satz fttr teuere Orte 
zu Grunde gelegt " 

") Tatsächlich weiden aber diese Gehaltsstufen von den Kreisärzten 
später erreicht 
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4. KreisassUteBzänte: Darchsehnittliche Vergfttnng 2000 Mark, fflr die 
Kreisassifltenzärzte bei den Medizinalantersacbnngsämtem: 2600 M.; dazu 
seit 1. Januar 1920 eine Tenemngsznlage von 5100 M., zns. 7100—^7600 M. 

Die Vorzüge derNeuregelung des Beamtendiensteinkommens 
treten aus dieser Zusammenstellung deutlich hervor; sie läßt 
aber auch die Benachteiligungen erkennen, von denen insbesondere 
zwei Beamtengruppen, die der nicht vollbesoldeten Kreisärzte imd 
die Kreisassistenzärzte getroffen werden. Anzuerkennen ist nicht 
nur die allgemeine Erhöhung des Grundgehaltes, sondern auch 
die bei allen Beamtenklassen durchgeführte Abkürzung der Auf- 
rückungsfristen in die höheren Dienstaltersklassen (von 
8 auf 2 Jahre) sowie der Gesamtfrist bis zur Erlangung; 
des Höchstgehaltes, z. B. bei den Regierungs- und Medi- 
sinal-Räten von 16 au! 14, bei den Kreisärzten sogar von 21 
auf 14 Jahre. Willkommen wird es auch allen Beamten sein, 
daß bei den aufsteigenden Gehältern überall die Grundgehalts¬ 
sätze in den ersten Gehaltsstufen um wesentlich höhere Be¬ 
träge steigen als in den späteren, da ihnen auf diese Weise 
die Gründung eines eigenen Haushaltes leichter ermöglicht 
wird. Zu dieser Erleichterung werden außerdem die allen, 
auch den nicht planmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten in 
gleicher Höhe gewährten Kinderbeihilfen wesentlich bei¬ 
tragen. Weiterhin hat der an Stelle des bisherigen Wohnungsgeld- 
auscbusses tretende Ortszuschlag eine derartige Erhöhung 
erfahren, daß der Beamte daraus die Kosten der Wohnung 
meist wird bestreiten können, zumal dieser Ortszuschlag außer¬ 
dem im Gegensatz zu dem früheren Wohnungsgeldzuscmuß bei 
derselben Beamtengruppe entsprechend ihren Gehaltsstufen 
mehrmals steigt, z. B. bei den Reg.- und Med.-Räten, voll¬ 
besoldeten und nicht vollbesoldeten Kreisärzten je dreimal. 
Diesen Vorzügen gegenüber werden sich wohl auch alle Be¬ 
amten den nunmehrigen Fortfall der bisherigen Steuervorreohte 
in Bezug auf die Gemeindesteuern gefallen lassen; desgleichen 
werden sie sicherlich mit den Grundsätzen einverstanden sein, 
die für den im Gesetze neu eingeführten sog. Ausgleich- 
Zuschlag maßgebend ist, der an Stelle der bisherigen 
Teuerungszulagen tritt und dem zufolge alljährlich durch den 
Staatshaushalt bestimmt wird. 

Von den Medizinalbeamten können die Re^ierungs- 
und Medizinalräte und vollbesoldeten Kreisärzte mit 
der jetzigen Neur^elun^ ihres Diensteinkommens im allgemeinen 
zufrieden sein, ^r die Reg.- und Medizinalräte ist nur die 
Bestimmung in der Begründung zu bemängeln, wonach sie ebenso 
wie idle anderen Beamten in gehobenen Stellen, die Bezüge 
der (Gruppe 11 erst nach Vollendung des fünften 
Jahres des Besoldungsdienstalters und bis daMn die 
Bezüge der Gruppe erhalten sollen, weil, wie es in der 
Begründung heißt, einzelne derartige Beamten in die ge¬ 
hobenen Stellen dieser Gruppe teilweise bereits in früheren 
Jahren einrüoken und dadurch die Beamten der Be- 
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Boldungsgnippe 10 anderer Verwaltungen frühzeitig im 
Gehalte überflügeln würden. Die technischen Räte bei den 
Regierungen kommen aber allgemein in so hohem Dienstalter 
in die betreffende Stellung, dafi diese einschränkende Be¬ 
stimmung zweckmäßig gestnchep wird. Außerdem sollte diesen 
technischen Räten imd damit auch den Reg.- und Med.-Räten, 
mit Rücksicht darauf, daß für sie nur geringe Aussicht auf 
weitere Beförderung besteht, die Möglichkeit gegeben werden, 
daß sie schließlich in eine höhere Gehaltsgruppe (12) einrücken 
könnten; dies würde namentlich dann gefordert werden müssen, 
wenn bei der künftigen Verwaltungsreform nur eine Mittel¬ 
instanz (Provinz) mit einer besonderen Gesundheitsabteilung 
eingerichtet wird. In diesem Falle sollte wenigstens ein Teil 
der Reg.- und Med.-Räte den in Gruppe 12 befindlichen Re- 

f ierungsräten bei den Obei^räsidien, Oberschulräten (bisher 
'rovinzialschulräten) usw. gleichgestellt werden. 

Bei den vollbesoldeten Kreisärzten ist nur zu be¬ 
mängeln, daß für die älteren ein Vorrücken in gehobene Stellen 
(Gruppe 11) nicht in gleicher Weise vorgesehen ist, wie bei 
den Landräten und Oberförstern. 

Schwer benachteiligt sind dagegen unseres Erachtens, wie 
schon vorher erwähnt ist, die nicht vollbesoldeten Kreis¬ 
ärzte. Sie bilden mit den Kreistierärzten zusammen eine 
Gehaltsgruppe für sich mit einem Durchschnittsgehalt von 
5500 M. gegen ein bisheriges Durohschnittsgehalt von 3000 M. 
Die Gehaltssteigerung beträgt somit nur 80 ®/o, während das Durch¬ 
schnittsgehalt der Kreistierärzte, das bisher nur 2250 M. betrug, 
um 146 ®/o und dasjenige der vollbesoldeten Kreisärzte von 6100 
auf 10 6()0 M., also um 106 erhöht ist. Dieser Unterschied wird 
aber den vollbesoldeten Kreisärzten gegenüber noch viel größer, 
wenn man nur das Anfangsgehalt zum vergleich heranzieht, das 
bei den vollbesoldeten Kreisärzten von 3000 auf 8400, also um 180®/o 
oder, wenn Wohnungsgeldzuschuß und Ortszulage hinzugerechnet 
werden von 3874 auf 11160 M., also sogar um 220®/© gestiegen 
ist, während die Steigerung bei den nicht vollbesoldeten Kreis¬ 
ärzten (von 2100 auf 3600 bezw. auf 5014 M.) nur 71,6 bezw. 
153 ®/o beträgt. Dieser große Unterschied wird auch nicht 
geringer, wenn der Teuerungszuschlag hinzugerechnet wird; 
denn das anfängliche Gesamteinkommen der nicht vollbesol¬ 
deten Kreisärzte stellt sich auf 7660 M. gegen 16 740 M. bei 
den vollbesoldeten Kreisärzten, bei den ersteren erfolgt somit eine 
Steigerung um 6460 M. = 260 ®/o, bei den letzteren um 12 940 M. 
= 340 ®/o. Während bei den 52 Gruppen der bisherigen Be¬ 
soldungsordnung fast die Hälfte (22) ein geringeres Anfangs¬ 
gehalt als die nicht vollbesoldeten Kreisärzte natten, haben 
diese jetzt den Ruhm, mit den Kreistierärzten eine Gehalts¬ 
gruppe für sich zu bilden, die ein geringeres Anfangs¬ 
gehalt als die unterste der neuen Besoldungs¬ 
ordnung (Gruppei: Stackmeister, Buschwärter usw. bezieht 



sowie der Yoranschlag des Hanshalts für Volksgesondhoit. 185 

(4000 M.)> Selbst wenn naan in Betracht zieht, daß die nicht 
vollbesoldeten Kreisärzte amtsärztliche Gebühren beziehen 
und diese jetzt um 100**/o erhöht sind, ist eine solche Be¬ 
handlung und Zurücksetzung eines höheren Beamten- . 
Standes unbegreiflich. Bei der neuen Gehaltsregulierung 
war die beste Gelegenheit, bei allen Kreisärzten die im öffent¬ 
lichen gesundheitlichen Interesse dringend notwendige Voll- 
besoldung durchzufüren; sollte diese Gelegenheit aber wieder 
verpaßt werden, dann hätte man wenigstens die nicht voll¬ 
besoldeten Kreisärzte in eine entsprechende Gruppe der Be¬ 
soldungsordnung z. B. in Gruppe 7 (6200—9300 M.) einreihen 
sollen, als für sie eine besondere Gruppe mit einem für ihre 
Stellung und ihre Vorbildung durchaus unwürdigen Anfangs¬ 
gehalt zu bilden. Hoffentlich bringt die demnächstige gründ¬ 
liche Nachprüfung der Besoldimgsordnung durch die Landes¬ 
versammlung eine dementsprechende Aenderung! Durch eine 
solche Aenderung würde sich dann auch die Vergütung der 
Kreisassistenzärzte in einer Weise erhöhen, die sowohl 
ihre Vorbildung, als den an sie zu stellenden Anforderungen 
imd Aufgaben entspricht, was betreffs der in der Besoldungs¬ 
ordnung für sie eingestellten Grundvergütung nicht der Fall ist, 
denn sie bringt für sie sogar im Gegensatz zu allen anderen 
Beamtenklassen eine Verschlechterung gegenüber ihrem 
bisherigen Einkommen (mit Teuerungszulage). 

Durch das neue Beamten-Diensteinkommengesetz sind 
auch die Bestimmungen über Wartegeld, Ruhegehalt und 
Hinterbllebenenbezüge, namentlich in bezug auf ihre Höhe neu 
geregelt. Danach fällt nach § 14 für die einstweilen in 
den Ruhestand versetzten Beamten die bisherige Be¬ 
stimmung fort, wonach sie während eines Zeitraums von 
5 Jahren den vollen Betrag ihres ruhegehaltsfähigen Dienst¬ 
einkommens mit der Maßgabe erhalten, daß dabei der Woh¬ 
nungsgeldzuschuß nicht mit dem Durchschnittsatze, sondern 
nach der Ortsklasse ihres bisherigen dienstlosen Wohnorts ge¬ 
bracht hat. Weiterhin ist die Höchstgrenze des Wartegeldes 
der sog. politischen Beamten von 12 M. auf 18000 M. er¬ 
höht, desgleichen der bisherige Witwengeld-Mindest- 
und Höchstsatz erfreulicherweise von 300 und 500G Mark 
auf 900 bezw. 9000 Mark (§ 17). Die Berechnung des 
Ruhegehalts und damit auch des Witwen- und Waisen¬ 
geldes wird endlich nach § 17 das zuletzt bezogene Dienst- 
ainkommen (Grundgehalt und Durchschnittssatz des Orts¬ 
zuschlages) zugrunde gelegt; außerdem sind ruhegehaltsfähig 
die in der Besoldungsordnung oder im Staatshaushaltsplan aus¬ 
drücklich als ruhegehaltsfähig bezeichneten Beträge und Neben¬ 
bezüge (z. B. ein Durchschnittssatz von 2250 M. für amtsärzt¬ 
liche Gebühren bei den nicht vollbesoldeten Kreisärzten) sowie 
die mit Nebenämtern oder Nebengeschäften verbundenen Ver¬ 
gütungen, wenn eine planmäßige Stelle als Nebenamt bleibend 
verliehen war (z. B. als Mitglied der wissensohidtliohen Depu- 
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tation für das Medizinalwesen oder des Provinzial-Mediziiial- 
koUegiums usw.). Andere Beträge und Nebenbezüge, insbesondere 
Dienstaufwandsentschädigungen, Kinderbeihilfen und der Aus> 
gleichszuschlag sind an sich nicht ruhegehaltsfähig, dagegen • 
wird allen nach dem 1. April 1920 in den Ruhestand ge¬ 
tretenen Beamten ein Ausgleichszuschlag nach den gleichen 
Grundsätzen wie den aktiven Beamten gewährt (also nicht blofi 
von Gehalt und Ortszuschlag, sondern auch von den Kinder¬ 
beihilfen) und zwar in der Höhe der Hälfte desjenigen Betrages, 
den der Beamte zu dem zuletzt bezogenen Diensteinkommen 
als Ausgleichszuschlag erhalten hat (§ 19). Beim Vorliegen 
besonderer Verhältnisse kann dieser Ausgleichszuschlag sogar 
bis zur vollen Höhe seines Betrages hinausgehen Er ändert 
sich selbstverständlich in dem gleichen Mafie wie bei den aktiven 
Beamten. 

Für die vom 1. April 1919 bis einschließlich zum 
1. April 1920 in den Ruhestand gesetzten Beamten 
und für die sogenannten Altpensionäre und deren Hinter¬ 
bliebenen sind die Versorgungsbezüge durch ein besonderes 
Gesetz, betr. die anderweite Regelung der Versorgungsbezüge 
der zum 1. April 1920 oder zu einem früheren Zeitpunkt m 
den Ruhestand versetzten Hinterbliebenen und der Hinter¬ 
bliebenen der vor dem 1. April 1920 verstorbenen Beamten ge¬ 
regelt. Die zuerst genannten Beamten erhalten danach ein 
Ruhegehalt, wie es sich ergeben hätte, wenn der Beamte in 
der von ihm bekleideten Stelle nach dem 1. April 1920 geltenden 
oder mit Wirkung von diesem Zeitpunkt an in Kraft tretenden 
Vorschriften besoldet und in den Ruhestand versetzt worden 
wäre; nach den gleichen Grundsätzen ist auch das Witwen* 
imd Waisengeld der Hinterbliebenen zu berechnen. Alle vor 
dem 1. April 1919 in den Ruhestand versetzten Beamten, 
sowie die vor Umgestaltung des Staatswesens einstweilen in 
den Ruhestand versetzten Beamten einschließlich derjenigen 
unter ihnen, die nach diesem Zeitpunkt endgültig in den Ruhe¬ 
stand versetzt sind, also die Altpensionäre, deren Witwen 
und Waisen, erhalten nach § 4 des Gesetzes zu ihren bisherigen 
Versorgungsbezügen einen Zuschuß, 

fder die Hälfte des Unterschiedes zwischen dem den Beteiliflrten bisher 
gesetslich znstebenden Bohegehalt, Wartegeld oder Witwen- nnd Waisengeld 
und dengenigen Bahc^ehalt, Wartegeld oder Witwen- and Waisengeld (aas- 
schUeBlich des Aasgleicüszaschlags) beträgt, das sich ergeben hätte, wenn der 
Beamte in der zuletzt von ihm bekleideten Stelle nach den am 1. April 1920 
geltenden oder mit Wirkung von diesem Zeitpunkt an in Kraft tretenden Vor* 
Schriften besoldet und in den Buhestand versetzt worden wäre*. 

Zu diesen Zuschüssen, die als Bestandteile der Bezüge 
der Beteiligten gelten, treten nach den §§ 6 und 6 des Gesetzes 
noch die gleichen Zuschläge wie bei den nach dem 1. April 1920 
pensionierten Beamten hinzu, also 50*^/« des Ausgleichszu¬ 
schlages, den der Beamte zu dem zuletzt bezogenen Dienstein¬ 
kommen erhalten haben würde und der beim Vorliegen beson¬ 
derer Verhältnisse auf Antrag bis zur vollen Höhe gewährt 
werden kann, sowie Kinderbeihilfe. 
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Naoh diesen Bestimmungen beträgt somit das Ruhe¬ 
gehalt der nach dem 1. April in den Ruhestand tre¬ 
tenden Beamten, falls sie z. B. 40 Dienstjahre, also Anspruch 
auf das höchste Ruhegehalt haben, bei den: 

ßeg.- und Med .-Bäten Tollbesoldeten nicht Tollbeaoldeten 

Kreisärzten 

Grnndgebalt \ 7 . 0 / 10860 M. 9460 M. 6850 H. 

Ortaznscblag / ' %65 « 2666 „ 1800 , 

Dorcbscbnitt der _ — —_ 1686 

amtsärztl. GebObren 

zoaammen 13426 M. 12016 M. 9886 M. 

60*/o Ansgleichszosc blag 4480 , _ 4010 „ _ 2450 „ 

GesamtBamme 17905 M. 16025 M. 11786 M. 

Die nicht vollbesoldeten Kreisärzte bleiben demnach ebenso 
wie bisher sehr erheblich hinter ihren gleichalterigen vollbe- 
soldeten Kreisärzten zurück, obwohl bei ihnen 75°/o des monat¬ 
lich festgesetzten pensionsfähigen Durchschnitts der amtsärzt¬ 
lichen Gebühren hiuzukommen; ein Grund mehr, daß die im Gesetz 
vorgesehene Neuregelung unseres Diensteinkommens in anderer 
unseren Vorschlägen (s. S. 185) entsprechenden Weise erfolgt. 

Bei den Altpensionären stellt sich der ihnen jetzt 
erfreulicher Weise gesetzlich zustehende Zuschuß, wenn ebenso 
wie vorher, das höchste Ruhegehalt als Beispiel angenommen 
wird, wie folgt: 

Beg.-Med.-Bäte rollbesoldete nicht ToUbcBoldete 

KreiBärzte 


Eabegebalt nach der 

Mearegelang 
blsberiges Bohegebialt 

13426,0 M. 
6606,0 „ 

12016,0 M. 

6055,0 „ 

9886 M. 

4612 , 

üoterscbied 

6920 OM. 

6960,0 M. 

4724 M. 

60‘/o daroQ 

8460,0 „ 

2980,0 , 

8862 „ 

bierzn das bisherige 




Bouhegehalt 

6605,0 „ 

6066,0 „ 

4612 , 

snsammen 

9965,0 M. 

8985,0 M. 

6974 M. 

hierzu 60”/o des Aus- 




gieichszaachlages 

4480,0 , 

4000,0 , 

2460 „ 


kflnfügCB Babegehalt 14446,0 M. 12986,5 M. 9424 M. 

Jedenfalls eine wesentliche Verbesserung, namentlich mit 
Rücksicht darauf, daß den Altpensionären jetzt ein gesetzlicher 
Anspruch darauf zusteht. 

Zu erwähnen ist endlich noch, daß nach § 21 des neuen 
Beamteneinkommengesetzes die Dienstbezüg^ der unmittelbaren, 
eine planmäßige Stelle bekleidenden Staatsbeamten ebenso wie 
das Gnadenvierteljahr und Ruhegehalt, soweit sie ihnen in 
festen Barbezügen zustehen, künftighin aus der Staatskasse 
monatlich, bei Ueberweisung auf ein Konto vierteljährlich im 
voraus gezahlt werden. Die nicht planmäßigen Beamten (Stellen¬ 
anwärter) erhalten ihre Dienstbezüge ebenso wie bisher stets 
monatlich im voraus. 

Der neue Haushalt der Abteilung für Volksgesnndhelt 
des jetzigen Ministeriums für Volkswohlfahrt trägt selbst¬ 
verständlich den neuen Beamtenbesoldungen keine Rechnung; 
es sind vielmehr überall noch die alten Gehaltssätze usw. 
eingestellt. Der Haushalt bringt überhaupt keine erheblichen 
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Aenderungen im Vergleich zu den jetzigen des Vorjahres; in 
einer Beziehung sogar eine Verschlechterung, denn während damals 
26 nicht vollbesoldete Kreisarztstellen in vollbesoldete 
lungewandelt worden sind, ist diesmal eine solche Umwandlung 
nur für 11 Stellen vorgesehen und zwar für die Kreisarzt¬ 
bezirke Westpriegnitz, Neustettin, Stralsund-Franzbiirg, Stadt- 
und Landkreis Brieg, Stadt- und Landkreis Mühlhausen, 
Lüdinghausen, Steinfurt, Arnsberg, Hannoversch-Münden, der 
künftig mit der Kreisarztstelle des Stadt- und Landkreises 
Göttingen, Bersenbrück, der mit dem östlichen Teil des 
Kreises Lingen, und Bentheim, der mit dem westlichen Teile 
des Kreises Lingen zu einem Kreisarztbezirke vereinigt 
werden soll. Infolge der bedauerlichen Gebietsabtretungen hat 
sich auch die Zahl der planmäßigen Kreisarztstellen von 519 
(ohne die unverändert gebliebenen 18 Gerichtsärzte) auf 460 
vermindert (darunter 7 vollbesoldete Kreisärzte als ständige 
Hilfsarbeiter bei den großen Regierungen und 10 vollbesolldete 
Kreisärzte als Vorsteher von Medizinaluntersuchungsämtem); von 
diesen sind künftig 163 = 35,4 vollbesoldet gegen 27,3 °/o 
im Vorjahre. Hinzu treten noch 6 vollbesoldete und 31 nicht 
vollbesoldete, vorläufig auf Wartegeld gesetzte Kreisärzte aus 
den abgetretenen Gebieten. Auch die Zahl der Mitglieder 
der Provinzial-Medizinalkollegien ist durch Auf¬ 
hebung derjenigen in Danzig und Posen um 6 ordentliche Mit¬ 
glieder (33 statt 39) und 7 Medizinalassessoren (30 statt 37) 
geringer geworden, desgleichen die Zahl der Reg.- und 
Medizinalräte (34 statt 37) und der Kreisassistenzärzte 
(46 statt 50), darunter 10 (11) bei den Medizinal Untersuchungs¬ 
ämtern). Das Hygienische Institut in Posen ist ebenfalls 
fortgefallen, als Ersatz dafür sind aber die erforderlichen Mittel 
für ein neu zu errichtendes Institut in den Haushalt eingestellt; 
über die Auswahl des Ortes für dessen Errichtung schweben 
noch die Verhandlungen. Den Gebietsabtretungen entsprechend 
sind weiterhin die Beträge für Stellenzulagen an nicht besol¬ 
dete Kreisärzte, sächliche Ausgaben, Reisekosten der 
Medizinalbeamten, Bekämpfung übertragbarer Krank¬ 
heiten, Säuglingsfürsorge usw. entsprechend (durchschnitt¬ 
lich um 10°/o) niedriger bemessen; bedauerlicherweise ist aber eine 
Erhöhung der Dienstaufwandsentschädigungen der 
Kreisärzte vorläufig nicht vorgesehen. Hoffentlich erfolgt diese 
trotzdem noch! Neu eingestellt in den Haushalt für Volksgesund¬ 
heit ist diesmal derjenige für die staatliche Nahrungsmittel- 
Untersuchungsanstalt für die im Landespolizei¬ 
bezirk Berlin bestehenden staatlichen Polizei¬ 
verwaltungen, die früher zwar dem Ministerium des Innern, 
aber nicht der Abteilung für Medizinalwesen unterstellt war. 
Da auch das Lepraheim bei Memel künftighin nicht mehr 
beim preußischen Staate verbleibt, ist der frühere Betrag 
für seine Unterhaltung (25 700 M.) zur Unterbringung von 
Leprakranken bestimmt. — Eine Erhöhung gegen früher hat nur 
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der Betrag zu Beihilfen für die Zwecke derFortbildung 
der Aerzte, Zahnärzte und Apotheker (von 28000 am 
48000) erfahren; es entspricht dies einem mehrfach in der 
preußischen Landes versammlung geäußerten Wunsche. Außerdem 
sind als einmalige und außerordentliche Ausgaben neu¬ 
eingestellt: 80000 M. zur planmäßigen Bekämpfung der 
Malaria besonders in den Kreisen Pleß und Emden und die 
Kosten für Umänderungen bezw. Neueinrichtungen im Institut 
für Infektionskrankheiten „Robert Koch“ und beim Medizinal¬ 
untersuchungsamt in Stettin; wieder eingestellt oder zum Teil 
erhöht sind endlich 'einmalige Ausgaben für die Abhaltung 
von Fortbildungslehrgängen für Medizinalbeamte 
(60000 M. statt 20000 M. im Vorjahre), Unterhaltung eines 
Laboratoriums zum Zwecke der Mainwasseruntersuchung in 
Wiesbaden (17000 M.), Untersuchungen über Schutzpocken¬ 
impfung und über die Bedeutung des Ungeziefers als Ueber- 
träger von Krankheiten auf den Menschen (40000 M., im Vor¬ 
jahre : 20 000 M.), Beihilfen zu Forschungen über Ursachen und 
Verbreitung der Krebskrankheit (100000 M. wie im Vor¬ 
jahre), 61000 M. zur planmäßigen Bekämpfung des Typhus 
(wie im Vorjahre) und 1 600000 M. zur Bekämpmng der Tuber¬ 
kulose (wie im Vorjahre). 

Von den Ausgaben der beiden anderen Abtei¬ 
lungen des Ministeriums für Volkswohlfahrt inter¬ 
essieren hier nur 100780000 M. (einmalig) für Wohnungs¬ 
und Siedlungswesen, 3Vi Millionen Mark für Beihilfen 
für Veranstaltungen Dritter zur Förderung der Pflege der 
schulentlassenen Jugend sowie zur Ausbildung und 
Anleitung von geeigneten Personen für die Jugend¬ 
pflege, 60000 M. zur Förderung von Erholungen und wissen¬ 
schaftlichen Arbeiten auf dem Gebiete der Wohlfahrts¬ 
pflege, insbesondere zur Unterstützung der Zentralstelle für 
Volks Wohlfahrt, sowie als einmalige Ausgaben 30000 M. zur 
Förderung der Einrichtungen der ländlichen Wohlfahrts¬ 
pflege, 1 Million Mark zur Unterstützung der öffent¬ 
lichen und privaten Wohlfahrtspflege, insbesondere 
in leistungsschwachen Gemeinden. In der Begründung hierzu 
heißt es: 

«Die Kriegsfolgen haben die öffentliche and private Wohlfahrtspflege 
vor anßerordentlich schwierige A^aben gestellt. Tenerang and Versiegen 
freiwilliger Zawendangen drohen vielfach den Zasammenbrach wichtiger Wohl- 
fahrtseinrichtangen herbeizofltbren. Oerade jetzt wäre dieser Ansfall besonders 
verhängnisvoll. Wo aas örtlichen Mitteln allein nicht wirksame Abhilfe ge¬ 
schaffen werden kann, sollen einmalige Staatsbeihilfen gegeben werden, 
namentlich zar Brhaltang and Stärkang aller Einrichtangen von bevölkerann- 

{ olitischer Bedeatang, Schatz von Matter and Kind, Fürsorge f&r nneheliäe 
[fitter and deren Kinder and Kleinkinderschatz.“ 

Aus dem Minsterium für Wissenschaft, Kunst 
und Volksbildung verdienen von den neueingestellten 
Ausgaben folgende erwähnt zu werden: Ausgaben für neue 
außerordentliche Professoren für Geschlechts¬ 
krankheiten (in Greifswald, Halle, GKlttingen und Marburg), 
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für gerichtliche Medizin (Greifswald und Qöttingen), für 
Zahnheilkunde (Königsberg, Halle, Oöttingen und Marburg), 
für ordentliche Professoren für Kinderheilkunde (Bonn), 
Hals> und Nasenkrankheiten (Berlin). Von den zahlreichen 
in diesem Haushalt vorgesehenen Neu- und Umbauten 
interessieren hier besonders die Neubauten eines gerichts¬ 
ärztlichen und eines hygienischen Instituts in Münster 
i. W., Erweiterung bezw. Neueinrichtung einer Poliklinik 
für Kinder (Güttingen), für Haut- und Geschlechts¬ 
krankheiten (in Marburg). 

Wir lassen nunmehr die einzelnen Positionen des 
Haushalts für Volksgesundheit folgen: 


A. Danernde Ansgaben. 

1. Besoldang yon 88 Mitgliedern (mit 600—1200 M.) und 
80 Assessoren (mit 600—1(^ M.) der Proyinzialmedi- 

xinalkollegien. 

Besoldang von 84 Begierungs- bnd Medizinalräten (mit 

4200—7200 M.). 

Anßerdem für i2 Begiernngs- und Medizinalräte pensions- 
fähige Zulagen yon 600 M. 

Vermerk; Die Regierung* und Medisinalrlte und die Direktoren 
der hygienisoben Institute in Beuthen nnd Beerbrucken erhelten bis 
■n einem Drittel der Gesemtzehl der etetemfissigen Stellen Je SOO X. 
penilonsmäesige Zulege. 

Besoldung yon 7 vollbesoldeten Kreisärzten als ständige 
HUfsarbeiter bei den Begierungen in Königsberg, Potsdam, 
Breslau, Oppeln, Arnsberg und Dttssoldorf, sowie bei dem 
Polizeipräsidium in Berlin (mit 80(X)—72CiO M.) ... 

Außerdem für auf Wartegeld gesetzte Beamte aus 
den Abtretungsgebieten (je 2 Mitglieder und Assessoren 
an Medizinalkoflegien) . 

2. Besoldung von 146 yollbesoldeten Kreisärzten (S(XX) bis 

7200 M.), 816 nicht yoUbesoldete Kreisärzte, darunter 
18 nicht yoUbesoldete Qericbtsärzte, mit mindestens 
2100, höchstens 3900 M., im Durchschnitt 8000 M., sowie 
für sonstige Besoldungen*).. 

8. WohnungsgeldzuRchttsse. 

4. Vergütung an 86 Kreisassistenzärzte und Hilfsarbeiter im 
Büro-, Kanzlei- u. Unterbeamtendienst bei den Provinzial- 
MedizinalkoUegien sowie zu Beihilfen für die Wahr¬ 
nehmung der Obliegenheiten des Kreisarztes durch 
Gtomeindeärzte. 


60460,— M.') 
228200,— , 
7200,- „ 


26800,— , 

8 200 ,- „ 

1898 771,- „•) 
171 600,- , 

77 660,- 


') Die Beträge sind geringer, weil sich die Zahl der Mitglieder von den 
Provinzialkollegien von 89 auf der Assessoren von 86 ani 80, der Beg.- 
Medizinalräte von 87 auf 88 infolge Stellenverminderung aus Anlaß von de- 
bietsabtretungen verringert hat. 

*) Für 7 Aerzte der französischen Kolonie (4761 H.), vertragsmäßige 
Zuschüsse für je 1 Physikus im ehemaligen Fürstlich Wiedschen nnd Fürstlich 
Solms-Brannfelsschen Mediatgebiet (800 M.) und für 6 yoUbesoldete und 81 
idcht yoUbesoldete auf Wartegeld stehende Kreisärzte ans den abgetretenen 
Gebieten (124800 M.). 

') 11 nicht yoUbesoldete Kreisarztstellen: Westprignitz, Nenstettin, 
Stralsund-Franzburg, Stadt- und Landkreis Brieg, Stadt-und Landkreis Mühl¬ 
hausen, Lüdinghausen, Steinfurt und Arnsberg, Hannoy. Münden, der mit Stadt- 
und Landkreis Göttingen, Bersenbrück der mit dem östlichen TeUe des Kreises 
Lingen und Bentheim der mit dem westlichen TeUe des Kreises Lingen yer- 
einm werden soU. Die Ctosamtzahl der Kreisärzte hat sich aber infolge dbr 
SteUenverminderung aus Anlaß der Gebietsabtretungen von 619 auf 460 ver¬ 
mindert; dazu kommen noch 86 auf Wartegeld stehende. 

*) 8 Kreisassistenzärzte weniger. 
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&. Btellaturalagen fllr nicht Tollbesoldete Kreisärate, ein* 

icbliefilich der Qericbtsärate. 

6 a. Entschädigungen an die vor dem 1. April 1908 ange* 
stellten Tollbesoldeten Kreisärzte für den Fortfall der 
Fohrkostenentschädigung und der übrigen ihnen bisher 

lugeflossenen Gebühren für Dienstgeschäfte. 

6. Gescbäftsbedfirfnisse der Provinzial • Medizinalkollegien 
(820 H.)« Dienstanfwandsentschädignng für 2 Regierungs* 
und Hedizinalräte in Berlin (je 1200 M.), für Vertretung 
von Reg.* und Medizinalräten und von als ständige Hilfe* 
arbeiter bei den Regierungen beschäftigten vollbesoldetea 
Kreisärzten (3000 M.), Vergütungen für die Prüfung der 
^ Rezepte und Rechnungen über die für Staatsanstalten 
gelieferten Arzneien (3500 M.), Dienstaufwandsentschädi* 

K n^n für die vollbesoldeten Kreisärzte bis zu 1500 M., 
Durchschnitt 1200 M., für die nicht vollbesoldeten 
Kreisärzte einschl. der Qerichtsärzte bis zu 1150 M., im 
Durchschnitt 550 M. (849000 M.), nicht abgelOste Post* 
porto* und Qebührenbetrsge, einschließlich Femsprech*, 
Telegramm* und sonstige Frachtgebühren für dienstliche 
Sendungen der Kreisärzte (880 M.) sowie Reisekosten für 
auswärtige Mitglieder der Provinzial*Medizinalkollegien, 
Reisekosten und Entschädigungen für die Erstattung 
schriftlicher Gutachten und Berichte an die psychiatri¬ 
schen Mitglieder der Besnchsaosschüsse für die Beauf¬ 
sichtigung der Privat-Irren* usw. Anstalten und Reise¬ 
kosten für die auswärtigen Mitglieder des Beirats für 
das Apothekenwesen (12650 M.). 

7. Beihilfen zum Studium medizinal-technischer wichtiger 

Binrichtungen und Vorgänge. 

8. Reisekosten der Medizinalbeamten (darunter 775 OOU M. 
für Beisepanschvergütungen und 5000 M. für Gebühren 
der Kreismedizinalbeamten für die dienstlich vorzu¬ 
nehmende Untersuchung und Begutachtung des Gesund¬ 
heitszustandes von Beamten, ausschließlich derjenigen der 
Polizeiverwaltnngen, jedoch einschließlich der Banver- 
Weitungen, sowie 105 000 M. für Reisekosten der Begie- 
mngs- und Medizinalräte). 

9. n. 10. Vergütung an die Mitglieder und Beamten der 
Ausschüsse für die Staatsprüfung der Aerzte, Zahnärzte, 
Apotheker, Kreisärzte und Nabrungsmittelcheniiker . . 

11. Institut für Infektionskrankheiten. 

12. Landesanstalt für Wasserbygiene in Berlin. 

18. Bad Bertrich. 

14. Byg. Institut, neu zu errichten für das bisherige in Posen 
15. Hygienisches Institut in Beutben (Obersebl.) . . . . 
18. Institut für Hygiene und Infektionskrankheiten in Saar¬ 
brücken . 

17. Medizinal-Untersnehnngsämter (10 vollbesoldete Kreis¬ 
ärzte (in Gumbinnen, Potsdam, Stettin, Breslau, Magde¬ 
burg, Hannover, Stade, Münster, Koblenz und DüsseldorO, 
10 Kreisassistenzärzte als Assistenten dieser Aemter und 
zwei Kreisassistenzärzte als Leiter der üntersnehungs- 

stellen in Bromberg und bigmaringen. 

18. Zusohfise für einige Krankenanstalten. 


168200,—M.i) 


8 000 - „ 


871860,- . *) 


8000,- „ 


876000,— , 


808000,- . 
887 76t,— , 
207 880,— , 
76870,— , 
61480,— , 
64720,- , 

46170,— , 


•) 

•) 


841680,-, ••) 
6610,-, 


>) Weniger: 14400. *) Weniger: 80050 M. durch Verringerung 
der nicht vollbesoldeten Kreisarztstellen. M Mehr: 1(^000 M. *) Mehr: 
88480 M. ») Mehr: 940 M. >«) Weniger: 16606 M. ») Mehr: 9880 M. 

Mehr: 470 M. >*) Weniger: 84950 durch Fortfall des Medizinalunter- 
Buchungsamtee in Danzig. 
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19. SUatlicbo Mahron^mittel-Üiitenachaiigsanstalt fQr den 

Landespolizeibezirk Berlin. 

20. Impfwesen (Vergtttangen an die Vorsteber, Assistenten, 
Tierärzte, sächliche At^aben, Impfprämien nsw.) . . 

21. Kosten der amtlichen Apothekenbesichtignngen durch die 

hierzu Bevollmächtigten. 

22 u. 28. Unterstfitzungen für aktive Medizinalbeamte (6760 M.), 
für ausgesebiedene Medizinalbeamte sowie Witwen 
und Waisen von Medizinalbeamton (60000 M.) . . . . 

28 a. Unterstützungen für die auf Qrund des § 16 des Kreis* 
arztgesetzes auf Wartegeld gestellten Medizinalbeamten 
(künftig we^allend). 

24. Almosen an uOrperlich Gebrechliche zur Rückkehr in die 
Heimat, sowie für arme Kranke. 

26. Für medizinalpolizeiliche Zwecke, einschliefilich 8000 M. 
zur Bestreitung der Kosten der sanitätspolizeilichen Ueber- 
waebung behnfs Abwehrder Choleragefahr und 26700M. 
zur Unterstützung von Leprakranken. 

26. Hafen- und Schiffsüberwachung einschließlich der Quaran- 

täneanstalten. 

27. Ausführung des Gesetzes, beir. die Bekämpfung übertrag¬ 
barer Krankheiten.-.. 

28. Unterstützung des Bezirkshebammenwesens. 

28 a. Beihilfen zur Sänglingsfttrsorge. 

29. Verschiedene andere Ausgaben (Zuschuß für Aerzte auf 

versdiiedeuen Ost- und Nordseeinseln, Beihilfe zu Fort¬ 
bildungskursen für Aerzte, Zahnärzte und Apotheker 
(24000 M.) usw. 

80. Umzugskosten . 


99286,— M. 
141700,- , >«) 
61760,- , ••) 


66 760,- „ 


18600,— „ ‘«) 
810,- , n) 


288700,— „ '•) 

48620,- „ >•) 

90000,—„») 
120000 ,— ,«) 
460000,- , «) 


78 942,-, «•) 
24300,- , «) 


Zusammen: 6 688 070,— M. 
Im Vorjahre; 6280441,— , 

Danach mehr: 808629,— „ 


B. Einmalige außerordentliche Ausgaben. 

a) 60000 M. für Abhaltung von Fortbildungskursen für Medizinalbeamte. 

b) 17000 H. zur Unterhaltung eines Laboratoriums der Landes- 
anstalt für Wasserhygiene in Berlin für die Zwecke der Mainwasserunter 
suchung in Wiesbaden (wie im Vorjahre). 

c) 40000 M. Zuschuß zwecks Anstellung von Untersuchungen über den 
Bchutzpocken-lmpf Stof f bei dem Institut für Infektionskrankheiten 
„Robert Koch* in Berlin (im Vorjahre 80000 M.). 

d) 20000 M. zur Errichtung eines neuen Laboratoriums im Institut Robert 
Koch in Berlin. 

e) Bekämpfung des Typhus im Regierungsbezirk Trier 61000 M. (wie im 
Vorjahre). 

f) Beihilfe zur Bekämpfung der Tuberkulose (160000 M). 

g) 10000 H. zu Beihilfen zur Krebsforschung (wie im Voijahre). 

h) 80000 M. zu Beihilfen zur Anstellung von hauptberuflichen 
Sachverständigen behufs Durchführung des Weingesetzes vom 
7. AprU 1909 — R. G. BL S. 894 — im (Voijahre 9000 M.) 

i) 12600 M. zur Errichtung eines Laboratoriums »ei dem Medizinalnnter- 
suchungsamt in Stettin. 


>«) Mehr: 28 979 M. ») Weniger: 6760M. >•) Weniger: 1600M. 
«) Weniger: 90 M. >•) Mehr: 49000 M. >•) Weniger: 6660 M. 
*•) Weniger: 10000 M. •») Weniger: 80000 M. •*) Weniger: 60000 M. 
••) Mehr: 26610 M. «) Weniger: 8700 M. 
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Kleinere Mitteilungen und Referate aus Zeitschriften. 

SaohTaratS&dlgent&tlgkelt 1a ünflall-, Invallditäts- und 
, »j Krankenversloherangaaaolien. 

Heber grofle Hernien, die lange Zeit irreponibel waren. Ans der 
1. ehir. HniT.-EliDik in Wien. 'Von Dr. Leop. Schön baue r. Wiener klin. 

, Wochenschrift; 1919, Nr. 45. 

Die Arbeit hat für den ärztlichen Sachverständigen insbesondere bei der 
. Begntachtong von Hernienträgern für die Inyalidenyersichernng Interesse. 

^ Madelang nannte 19^ „übergroße" Bernien solche UnterleibsbrOche, 

deren Inhalt mit keinem der zur Verfügung stehenden Verfuhren, anch nicht 
•> mittels Operation, in die Bauchhöhle reponiert werden kann. 

Glannan hat bei Hernien, die eine Kapazität yon 500 ccm anfweisen, 
eine Mortalität in 6**/o der Fälle, bei Einklemmung eine solche von 60% ge« 
fanden. Große Hernien, die lange Zeit irreponibel waren, bieten immer bei 
der Radikaloperation eine Gefahr, die darin besteht, daß der Darm in der 
Bauchhöhle keinen Platz hat. Es gelingt zwar, ihn mit Mühe und Not zu 
j reponieren, es kommt aber dann nach längerer oder kürzerer Zeit ein Zwerch« 

{ fellhochstand zustande, der zum Tode führen kann. Es muß daher bei solchen 

’l Jahrzehnte hindurch bestehenden irreponiblen Brüchen in anderer Weise yor« 

gegangen werden. Macready empfiehlt eine yon Eingdom angegebene 
>1 Bandage („Hinged Inp"). Sie besteht aus einem oberen Metallteil, ähnlich dem 

] Bruchband, an dem ein innen gepolstertes, dreiseitiges MetalJgestell anfgehänrt 

ist, dessen Spitze nach unten gerichtet ist. An der Spitze ist der Schenkt« 
riemen angebracht, durch dessen Spannung das Hohlgefäß nach oben gedrängt 
) I wird, während die Feder einen gewissen Druck gegen den Bruchring ausübt. 

I ' Dr. May er «Meisenheim (Glan). 

Bel Umwandlung der yorlBuflgen Rente ln eine Dauerrente Ist regel« 
mäßig eine nochmalige ärztliche Untersuchung des Verletzten erforderUh. 
Rekurs • Entscheidung des Reich « Versicherungsamts vom 
5. März 1919. Amtliche Nachrichten des Reichs«Versicherungsamts; 
1919, Nr. 7. 

I Das Reichs«Versicherungsamt hat das yon den Vorinstanzen beobachtete 

Verfahren nicht zu bUligen vermocht. Es bandelt sich um die Festsetzung 
der ersten Dauerrente, also um den für den Entschädigungsanspruch des Ver¬ 
letzten wichtigsten Teil des Feststellungsverfabrens. Diese Festsetzung ist 
erfolgt ohne vorherige nochmalige ärztliche Untersuchung nach Befragung des 
Professors Dr. L. über die Zweckmäßigkeit einer solchen Untersuchung. Dem 
Rate dieses Sachverständigen, davon abzusehen, da eine neue Untersuchung 
keine wesentliche Besserung ergeben werde, durfte die Berufsgenossenschaft 
um so weniger folgen, als nicht lange vorher der Kläger zweimal, im März 
und im Juli 1917, sogar eine Verschlimmerung behauptet und gebeten hatte, 
hl ein Knappschaftslazarett aufgenommen oder zwecks Begutachtung vor eine 
Kommission gestellt zu werden. Bei der Festsetzung der ersten Dauerrente 
kommt es im Übrigen auf Feststellung einer Aenderung der Verhältnisse über¬ 
haupt nicht an, sondern auf den zur Zeit der Rentenfeststellnng bestehenden 
Zustand (§ 1585 Abs. 2 der Reichsversicherangsordnung). Dies ist von den 
Vorinstanzen offenbar übersehen worden, denn aus der Begründung des Urteils 
dee Oberversicherungsamts gebt hervor, daß der Nachweis einer Verschlimme¬ 
rung des Zustandes des Klägers vermißt wird. Der zur Zeit der Renten« 
feststellung bestehende Zustand aber kann regelmäßig nicht mit ausreichender 
Sicherheit durch die sich auf den wahrscheinlichen Verlauf der Dinge stützende 
Annahme selbst eines besonders erfahrenen Arztes begründet, sondern mnß — 
vielleicht von ganz besonders gearteten, einfachen Fällen abgesehen — durch 
eine nochmalige körperliche Untersuchung ermittelt werden. Um diese üzt- 
liche Untersaebung nachzuholen, erschien gemäß § 1715 der Beichsversiche- 
rungsordnung die Zarückverweisung an den Versichernngsträger zweckmäßig 
ond geboten. _ 

Ule GewSlmag an Unffallfolgen als wesentllohe Besseruag Im Slaae 
der UafkUgesetsgebuBg aater Bertckalchtlgaag der Beehtsprechiuif dee 
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BelchsTersicheroBgBamtes. Von Dr. Molinens, Dozent an der Akademia 
für praktische Medizin in Düsseldorf. Aarztliche SachTerständigen-Zeitong; 
1919, Nr. 11—18. 

Die Annahme der Gewöhnnng rechtfertigt sich nach den Entscheidnngea 
des Reichs-Versichemngsaints dorch folgende^ Umstände: 1. Die Länge der seit 
dem Unfall bezw. seit der letzten Rentenfestsetznng yerstricheneu Zeit, 2. die 
Art der Arbeit and insbesondere der erzielten Arbeitslosen, 3. das Eintreten 
benachbarter Gelenke für die versteiften oder entfernten Gelenke. Als Merk¬ 
male für den Eintritt von Gewöhnnng sind besonders Schwieleubildang and 
Entwicklung der Armmnskalatur in Betracht za ziehen. Der Gatachter tut 
gat, nicht aaf ein einzelnes Moment za achten, sondern alle Umstände, die 
eine Annahme der Gewöhnnng rechtfertigen könnten, in Betracht za ziehen 
and in seinem Gatachten die Grunde einzeln anzafQhren, die für eine Ge¬ 
nesung sprachen. 

Es werden einzelne Entscheidungen des Reichs-Vcrsicberangsamtes, die 
in dieser Hinsicht von Wichtigkeit, sind, and dann eine Reihe von Fällen an¬ 
geführt, bei denen das Moment der Gewöhnung maßgebend für eine Herab¬ 
setzung oder Entziehung der Unfallrente war. Lehrreich sind aach die an¬ 
geführten Fälle, bei denen größtmöglichste Gewöhnung an schwere Verletzungen 
bezw. Verstümmelungen, die den entschädigungspüicbtigen Unfällen yoran- 
gegangen waren, eingetreten war. Solche Fälle von besonderer Willenskraft 
sind aber immer als Ausnahmen anzasehen. 

Verfasser wünscht, daß der Moment der gUngewöhnnng* mehr als bisher 
von den ärztlichen Gutachtern beachtet wird. Dr. Solbrig-Breslaa. 


Grad der Erwerbsffihigkeit nach Anpassung an den Unterschenkel- 
verlast. *Rekars-Entscheidang des Reichs-Versicherungsamts 
vom 23. September 1919. Der Kompaß; 1919, Nr. 22. 

Für die Beschränkang der Erwerbsfähigkeit ist die dem Kläger von der 
Beklagten gewährte Teilrente von 50*/o nach der ständigen Rechtsprechung 
des R.-V.-A. in gieichliegenden Fällen dann eine aasreichende Entschädigung, 
wenn eine ausreichende Anpassung an den veränderten Zustand eingetretea 
ist. Eine solche Anpassang hatte infolge der arbeitstherapeutischen Behänd- 
lang, die dem Kläger nach Abschluß der Heilbehandlung während der 
Zeit vom 15. August bis 10. November 1917 im Krankenhause der Barmherzigen 
Brüder in Koblenz gewährt worden ist, zar Zeit der Entlassung aas diesem 
Krankenhause in vollem Umfange stattgefanden. Za prüfen war indessen, ob 
infolge gewisser nervöser Erscheinungen, die bei dem Kläger festgestellt 
worden sind, die von dem Obervorsicberungsamt vorgenommene Erhöhung der 
Rente geboten erscheint. Das R.-V.-A. hat diese Frage verneint. Denn nach 
den Gutachten der Nervenärzte sind diese Beschwerden derartig gering, daß 
sie für die Leistungsfähigkeit nicht sonderlich nachteilig ins Gewicht fallen. 


Ein Unfallverletzter ist nicht erst dann als derart hilflos anzn- 
sehen, daß er ohne fremde Wartnng und Pflege nicht bestehen kann, 
wenn der Verletzte fast in jeder Lage und zn Jeder Zeit der fortwährenden 
Unterstützung eines anderen bedarf, sondern unter Umständen schon, 
wenn eine nnr teilweise Unterstützung dnrch andere notwendig Ist. 
Urteil des Reichsgerichts (III. Z.-S.) vom 8. Jnni 1917. 

Das Berufungsgericht erachtet für erwiesen, daß der Kläger beim Ein- 
und Aaskleiden, beim Essen und beim Verrichten der Notdurft auf die Hilfe 
anderer Personen angewiesen und nicht in der Lage ist, sich die künstlichen 
Glieder, die er zum Ersatz der verlorenen Gliedmaßen erhalten hat, ohne 
fremde Hilfe anzulegen, und nimmt hiernach an, daß seine Hilflosigkeit eine 
BO erhebliche ist. daß sie die Gewährung der sogenannten Hilf losen rente nach 
{5 1 Abs. 8 Unf.-Fiir8.-G. vom 2. Juni 1902 rechtfertige. Die Revision bekämpft 
diese Annahme des Berufungsgerichte nnter Bezugnahme auf die Rekurs- 
Entscheidung des R.-V.-A. vom 1. Juni 1901 in der für die Bestimmung des 
§ 9 Abs. 8 des Gew.-Unf.-Vers.-G. ansgefühit wird, daß d#s Gesetz mit dem 
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Ansdrock „ohne fremde Wartung and Pflege nicht bestehen kann” nicht die 
Fälle meine, in denen eine nar teilweise ünterettttzang durch fremde Per* 
sonen notwendig sei, sondern denjenigen hohen Grad ron Gebrechlichkeit and 
Hilflosigkeit bezeichne, bei dem der Verletzte last in jeder Lage and za jeder 
Zeit der fortwährenden Unterstützang einer anderen Person nicht entbehren 
kann. Dieser Aaffassang kann indes nicht beigetreten werden. Die Erforder¬ 
nisse, die hier für die Gewährung der Hilflosenrente aafgestellt werden, sind 
derart hohe, daß ein höherer Grad der Hilflosigkeit kanm noch denkbar wäre, 
einem derart hilflosen Verletzten also das höchste Maß der Bente, nämlich 
bei der Arbeiterversicherung der Tolle Jabresarbeitsverdienst, bei der Beamten- 
Unfallfttrsorge das volle Diensteinkommen za gewähren wäre. Das Gesetz 
gibt aber bei der Beamten-Unfalifürsorge and nach dem Gew.-Unl-Vers.-G. 
einen Spielraum zwischen zwei Drittel und dem vollen Betragen des Dienst¬ 
einkommens bezw. des Jahresarbeitsverdienstes fttr die Bemessung der Hilf- 
losenrento. Einen noch größeren Spielraum gewährt die B.V.O. vom 19. Juli 
1911, da sie nicht, wie die vorgenannten Gesetze, die volle Erwerbsunfähigkeit 
zur Yoraassotzang der Bewilligung der Hilflosenrente macht. Hieraus aber 
ergibt sich, daß auch geringere als die in der Entscheidung vom 1. Juni 1901 
bszeichneten Grade der Hilflosigkeit geeignet sein müssen, den Ansprach auf 
diese Bente za rechtfertigen. Allerdings muß die Hilfsb^ürftigkeit eine an- 
daaernde und nicht unerhebliche sein. 


Tagesnachrichten. 

Durch Verordnung der Beichsregierang vom 4. d. Mts. sind 
die näheren Bestimmangen über die Einrichtung eines vorläufigen Reichs- 
wlrtschaftsrats getroffen, der aus 826 Mitgliedern besteht, darunter leider 
nur 16 Vertreter der Beamtenschaft und freien Berufe (5 vom 
Dentscben Beamtenbande gemeinsam mit dem Deutschen Beamteu-Wirtsebafts- 
bunde, 8 vom Beichsbund Deutscher Technik und je 1 vom Deutschen Werk¬ 
bande, Beichsverband der deutschen Presse, vom Deutschen Aorzte- 
vereinsbunde, vom Verbände der bildenden Künstler in Berlin und München, 
von der Genossenschaft deutscher Tonsetzer und vom Schutzverbande Deutscher 
Schriftsteller. 


Ans der PrenMleohen XiaBdeevereemiiiliiiig. In der Sitzung 
vom 6. d. Mts. erfolgte zunächst die Beratung des Antrages des Ausschusses 
für Bevölkernngspolitik auf Neuordnung der Schweigepflicht der Aerzte. 
Danach soll die Begierung ersucht werden, mit tunlichster Beschleunigung 
bei dor Beiebsregierung den Erlaß einer rcicbsgcsetzlichen Vorschrift zu be¬ 
antragen, worin die einen Versicherten behandelnden Aerzte allgemein für be¬ 
fugt erklärt werden, den Organen der reicbsgesetzlichen sozialen Versicbernr.g 
über Art der Krankheit, Zustand und Behandlung des Versicherten Auskunfe 
zu erteilen. Es folgte dann die zweite Beratung des Gesetzentwurfs, betr. 
die öffentliche KriippelfUrKorge. Der Ausschuß für Bevölkernngspolitik 
hatte die Vorlage dahin erweitert, daß die Fürsorge für Krüppel unter 
18 Jahren, die nicht der Anstaltspflego bedürfen, und die Uafinahmen zur Ver¬ 
hütung der Verkrüppeluig zu den Aufgaben der Land- und Stadtkreise gehören 
sollen. Die Aufsichtsbehürden sollen befugt sein, diese Kreise zur Erfüllung 
der Verpflichtung anznbalien; auch ist eine Anzeigeptlicbt der Aerzte 
für solche Fälle vorgescbrieben. Der Ausschuß schlägt außerdem in einer 
Entschließung vor, die Begierung zu ersuchen: a. spätestens' am 1. Oktober 1923 
der Volksvertretung einen Bericht über die Dnrebfübrnng des Qesetzes vorzu- 
iegen, b. ihr eine Vorlage über die Gewährung staatlicher Mittel zur Abbür- 
dung der den Landarmenverbänden sowie den Stadt- und Landkreisen ans diesem 
Gesetz erwachsenden Lasten zu machen. Das Gesetz soll am 1. Oktober 1920 
in Kraft treten. Der Gesetzentwurf wurde nach kurzer Beratung in dieser 
abgeänderten Fassung in zweiter und sofort darauf in dritter Lesung en bloc 
einstimmig angenommen. 
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Sprtebsul 


Die 8t. Versammlnog der Getellsohsft Deutscher Hatarforscher ui 
Aente wird rom 19. bis 24 September d. JT. io Bad Naaheim stattfiodeo. 


Die yoUTersamiiiliiiig der Terelolgnog snr Fdcdemog des deotschea 
Hebaaunenwesens findet am 28. Mai d. J. in Berlin statt. Zar Verband¬ 
lang kommen, aaßer geschäftlichen Angelegenheiten folgende Gegenstände: 

1. «üeber die Sozialisiernng des Hebammenwesens.** Berichterstatter Odi. 
8an.-Bat Dr. Brennecke -Magdebarg. 

2. ,ünterrichtsorganisation in derBrandenbargischenHebammenlcbranstalt 
and FraaenkUnik" mit anschließender Ftthrong durch die Anstalt. Bericht¬ 
erstatter Dr. Hammer schlag, Direktor dieser Anstalt. 


Es hat sich jetzt auch ein Verein gerichtlich beeidigter and beamteter 
Zahnärzte la Dentschland gebildet Mitglieder können alle deatschen Zahn¬ 
ärzte werden, die ein für alle Mal als gerichtliche Sachverständige beeidet 
oder in beamteten Stellangen bezw. an öfientlichen Anstalten, die der Jastiz- 
verwaltung unterstehen, tätig sind. Zweck des Vereins ist der Zasammensebinß 
seiner Mitglieder zar Brörtemng wissenschaftlicher Fragen auf dem Gebiete 
der gerichtlichen Tätigkeit and des Medizinalwesens, sowie znr Förderung der 
Wissenschaft und Anätellung von Richtlinien für dieses Gebiet. Vorsitzender 
ist Prof. Dr. Bitter in Berun, Schriftführer Zahnarzt E. Zander in Berlin, 
Friedrichstr. 112 b (wo sich auch die Geschäftsstelle befindet). 


Sprechsaal. 

Anfrage des Kreisarztes Dr. v. F. ln B.: Sind Leichen • Aasgrabe- 
Atteste gebfihrenpfiichtig and müssen diese Gebühren von den vollbesoldeten 
Kreisärzten an die Staatskasse abgeführt werden P 

Antwort: Die nach § 142 der Dienstanweisang von den Kreisärzten 
einzoholende gatachtlicbe Aeoßerang bei der Aasgrabong von Leichen ist ge- 
bfihrenpfiicbtig, da sie nicht im öffentlichen, sondern in der Regel im Privat¬ 
interesse erfol|^. Die dafür nach Tarif B. 8—6 der Gebührenordnung za er¬ 
hebende Gebühr (8—6 M.) ist von den vollbesoldeten Kr^ärzten an die Staats¬ 
kasse abzaführen, denn es handelt sich am eine amtliche, ihnen allein zustehende 
Verriebtang. 

Anfrage des KreisarztesDr.H.l.W.: Darf die Geri|chtBkasse bei 
Uebersendang gerichtsärztlicher Gebühren Portokosten ab- 
ziehenP 

Antwort: Wie schon im Sprechsaal, Jahrgang 1912, S. 216 mitgeteilt, 
ist die Frage zweifelhaft; s. a. den Kommentar des Herausgebers zum Gebüh¬ 
rengesetz, S. 48, Anm. 2. 

Mitteilungen für die Mitglieder des Preussischen 
Medizinalbeamtenvereins, 

In Prenfien ist nach einem Randschreiben des Herrn Ministers eine 
dorchgrelfende Aenderung des Gesetzes^ betr. die Gebtthren der Medlzlnal- 
beamten vom 14. Joli 1906 beabsichtigt and die Herren Regierungspräsidenten 
auf gefordert, Vorschläge für die Abänderong nach Anhörung der Kreis- and 
Gerichtsärzte za machen. Aach der Preoßische Medizinalbeamtenverein ist vom 
Herrn Minister daza aafgefordert; der Vorstand bittet deshalb die Vereins¬ 
mitglieder, ihre etwaigen Wünsche and Vorschläge dem Schrifführer des 
Vereins, Herrn Med.-Rat Dr. Bandt, Kreisarzt in Halle a. S., nmgehend 
mitzateilen. 

Dar Voratand. 


TmntworttiGh ffir di« SohrlfUeilung: Prof. Dr. ^pmond, G«li. M«d.*Bot io MindGii 1. If. 
Dmok von J. G. C. Bruns, Minden 1. W. 
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Blansänreyergiftnngen dnrch Fahrlässigkeit 
des Kammerjägers. 

Von Gerichtsarzt Med.-Rat Dr. Berg in Düsseldorf. 

, Durch den Krieg ist die Wirksamkeit und Brauchbarkeit 
der Blausäure für die Un^eziefervernichtung bekannt geworden. 
In der Krie^zeit hatte sich die Bekämpfung fast ausschließlich 
g^egen die Laus gerichtet. Jetzt nach dem Krieg haben die 
sich mit der Ungezieferbeseitigung gewerbsmäßig befassenden 
Personen, die Kammerjäger, sehr bald die Ueberlegenheit der 
Blausäuredurchgasung vor allen andern Verfahren zur Befreiung 
der Wohnräume von Ungeziefer erkannt und sind bestrebt, 
trotz des bestehenden Verbotes die sehr schwer zu verniohtenden 
Wanzen mit Blausäure zu beseitigen. 

Hierfür gab eine Strafkammer-Verhandlung beim Düssel¬ 
dorfer Landgericht den Beweis. Am 27. Au^st 1919 hatte 
eine Arbeiterfamilie in der Schwerinstraße ein Schlafzimmer 
▼on einem Kammerjäger entwanzen lassen. Die Hausfrau 
schilderte im Termin unter ihrem Eid das Vorgehen des Kammer¬ 
jägers wie folgt: 

Er habe ent die Fenster and sonstige Undichtigkeiten verklebt, dum 
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ia ebea Bimer eine |[elbe Flttssigkeit grossen nnd dann 2 ähnlich wie Soda 
anssehendo Stü^e meingele^. Dabei habe es gezischt. Dann sei der 
Kammerjäger schnell heransgelanfen. Nach mehreren Standen sei er wieder- 
gekommen, habe die Fenster des Schlafzimmers geöffnet and habe gesagt, sie 
möge den Eimer ins Klosett aasgießen and das Fenster offen lassen. Dann 
könne sie rahig das Zimmer benatzen. Das besorgte denn aach die Fraa, 
ohne einen anffallenden Gerach am Eimerinhalt oder sonst in der Stabe wahr- 
zanehmen. Der Eimer hätte hinterher einen blaaen Band behalten, der auch 
beate noch za sehen seL In diesem Zimmer schlief nar ein 14 jähriges Mädchen. 
Bs legte sich zar gewohnten Stande za Bett and ließ die Fensterflügel offen. 
Nachts gegen 3 Uhr merkte die Fraa, daß das Mädchen Erbrechen bekam, 
doch hatte sie nicht den Eindrack, als ob das lüind sehr schwer krank sei 
nnd ließ es wieder allein. Am nädmten Morgen fand sie es tot. 

Die Leiche wurde gerichtlich beschlagnahmt und ge¬ 
öffnet. Ich erwähne nur, daß die Obduktion keinerlei sicht¬ 
bare krankhafte Veränderungen auch keinen kennzeichnenden 
Geruch ergab; insofern also den Verdacht einer Tötung durch 
Blausäure verstärkte. 

Trotzdem die Angehörigen den Kammerjäger von diesem 
Vorfall benachrichtigten, ließ er sich dadurch doch nicht von 
seinem leichtfertigen Verfahren abbringen. Schon am 20. Sep¬ 
tember 1919 lieferte er 2 weitere Kindesleichen auf den Sek¬ 
tionstisch. Er hatte in einer Wohnung wieder in der gleichen 
Weise seine Vergasung um 10 Uhr vormittags begonnen und 
um 5 Uhr nachmittags beendet. Um 8 Uhr brachten die 
Eltern ihre 2 Kinder von 5 und 7 Jahren in dem durchgasten 
Zimmer zu Bett und ließen die Fenster darin offen. Dann 
^gen sie aus. Als sie um 11 Uhr heimkamen, waren beide 
Kinder tot. Die Betten zeigten die Spuren stattgehabten Er¬ 
brechens. 

Auch diese Leichen fielen durch keine weiteren Kenn¬ 
zeichen oder Blausäuregeruch auf. Ich bemerke nur nebenher, 
daß bei beiden Kindern das adenoide Gewebe ungemein reichlich 
entwickelt war und stark vortrat (Zungenbälge, große Gaumen¬ 
mandeln, die Thymus wog bei der 5jährigen Gerda 40 g, die 
Mesenterialdrüsen dicht gedrängt, die Darmfollikel traten ^tark 
hervor, eine wallnußgroße Hilusdrüse war verkäst). 

Ich bestellte den unheimlichen Kammerjäger in mein Amts¬ 
zimmer und befragte ihn über sein Verfahren. Er behauptete, 
ein Geheimmittel Verminal benutzt zu haben, dessen Zusammen¬ 
setzung ihm jedoch unbekannt sei, und das sich in vielen 
Fällen ohne Schaden bewährt hätte. Er bestritt entschieden, 
daß Blausäure dabei im Spiele gewesen sei. Bei dieser Aus¬ 
rede blieb er auch im Termin; er wurde aber durch 2 Sach¬ 
verständige widerlegt. Der eine war ein Angestellter der be¬ 
hördlich konzessionierten Gesellschaft für Schädlingsbekämpfung. 
Er gab auch die bemerkenswerte Mitteilung, daß an vielen 
Orten das Blausäureverbot umgangen und in erstaunlich leicht¬ 
fertiger Weise mit diesem Giftstoff von den Kammerjägern ge¬ 
arbeitet werde. Der andere Sachverständige war ein Düssel¬ 
dorfer Kammeijäger. Dieser Herr zog seelenruhig einen Ziegel 
Gyannairium aus seiner Rocktasche und fragte (Se als Zeugen 
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erschienenen Eltern der^ umgekommenen Kinder, ob denn die 
^ySoda^* des Angeklagten so ausgesehen habe. Die bejahten 
die Frage. Dann aber sagte der kundige Thebaner, es bliebe 
in manchen Fällen,von Ungeziefer-Verseuchung nichts anderes 
übrig, als zur Blausäure zu greifen. 

Dieses Gutachten läßt tief blicken. Es bedeutet doch 
offenbar nichts anderes als: Unsere alten mechanischen Ver¬ 
fahren und die Anwendung von Schwefelkohlenstoff lassen oft 
im Stich, sind außerdem mühsam und teuer, wozu sollen wir 
uns damit abquälen, wenn wir das billige Oyannatrium kaufen 
können? 

Das Gericht hatte keinen Zweifel, daß der Angeklagte m 
fahrlässiger Weise mit Blausäure ge wirtschaftet habe und ver¬ 
urteilte ihn zu 2 Monaten Gefängnis. 

Was lehrt mm dies Vorkomnmis? Zunächst etwas Ge¬ 
richtsärztliches. In manchen Lehrbüchern der gerichtlichen 
Medizin heißt es immer noch, bei Leichen der durch Blausäure 
Umgekommenen sei ein eigener Geruch wahrzunehmen. Ab¬ 
gesehen davon, daß wir bei unsem drei Blausäureleichen nichts 
davon bemerkt haben, zweifle.ich überhaupt^an der Richtigkeit 
dieser Angabe. Blausäure hat an sich keinen starken Geruch; 
Kenner bezeichnen ihn als süßlich oder kratzend. Die bei 
diesen Vorgängen beteiligt gewesenen Zeugen; haben trotz der 
geringen Absperrmaßnahmen des Kammerjägers in den an¬ 
stoßenden Zimmern niohts^Besonderes | gerochen. Auf eine 
chemische Untersuchung der Leichenteile legte die Staats¬ 
anwaltschaft wahrscheinlich deshalb keinen Wert, weil der Zu¬ 
sammenhang der Todesfälle mit der Vergasung ohnehin er¬ 
wiesen schien. 

Das vom Kammerjäger eingeschlagene Verfahren ist, wenn 
man die von Wagner in semer Abhandlung „Zeitgemäße 
Methoden der Ungezieferbefreiung von Wohnungen*' in Nr. 16 
1919 dieser Zeitschrift empfohlenen Vorsichtsmaßregeln nachliest, 
mehr als fahrlässig gewesen. Er hat in den anstoßenden 
Zimmern die Bewohner ruhig weiterhausen lassen, hat das so¬ 
fortige Betreten der durchgasten Stube nach Oeffnen der Fenster 
nicht verhindert, hat sogar die Rückstände von der Blausäure- 
Entwicklung stehen lassen und das Wegschütten den Leuten 
aufgetragen; endlich hat er die so notwendige Entlüftung der 
Bettstücke unterlassen, obschon er von der Anwendung des 
Schwefelkohlenstoffs her daran gewöhnt sein mußte. Bei diesen 
zahlreichen Unterlassungssünden ist es verwunderlich, daß ihm, 
wie er sagte, in Hunderten von Vergasungen kein Unglücksfall 
vorgekoromen sei. An dieser Behauptung zu zweifeln, habe ich 
nach den Aussagen des als Sachverständigen geladenen Kammer¬ 
jägers keinen .^laß. 

Wir werden also mit der Tatsache rechnen müssen, daß 
in großem Umfang trotz bestehenden Verbotes Blausäurever¬ 
gasungen in Wohnräumen vorgenommen werden, und daß im 
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Verhältnis *u dem fahrlässigen Vorgehen der mit dem Ver¬ 
fahren nicht ordentlich vertrauten Kamiqerjäger doch nur wenig 
Un|;lücksfälle bisher bekannt geworden sind. Auch in unsern 
drei Fällen hätte durch ein wenig mehr Vorsicht, Entlüftung 
der Betten, der Tod der Kinder vermieden werden können. 

Wie soll sich der Medizinalbeamte dazu stellen? Es ist 
nicht meines Amtes, hier sanitätspolizeiliche Vorschläge vorzu¬ 
bringen. Ich begnüge mich damit, auf die Dinge, wie sie 
wenigstens hier in Düsseldorf liegen, hinzuweisen. Ich halte 
es jedoch für wünschenswert, sie nicht bloß vom wissenschaft¬ 
lichen, sondern auch vom Nützlichkeitsstandpunkte zu prüfen. 
Es ist doch so: In den großstädtischen Kleinwohnungen herrscht 
die Wanzenplage, und die Mieter drängen darauf, von dem 
Ungeziefer befreit zu werden. Abhilfe ist hier unbedingt nötig. 
Wenn wir außer dem Blausäureverfahren kein tüchtiges Mittel 
dafür besitzen, so genügt nicht der bequeme Weg des Verbotes 
imd die Konzessionierung einer schwer erreichbaren Firma, 
sondern es muß auf Mittel und Wege gesonnen werden, wie 
den Städtern das Blausäure-Verfahren bequem und gefahrlos 
zugänglich gemacht werden kann. Andernfalls laufen sie zu 
den Pfuschern und gefährden ihr und ihrer Kinder Leben. — 
Die Großstädte haben ein leistungsfähiges Desinfektionswesen 
geschaffen, die Rattenvertilgung, die Entlausung und Ent- 
^ätzung angebahnt, sie mögen nun auch die Entwanzung 
organisieren. _ 


Soziale Hygiene und Medizinalbeamte. 

Von Medizioalrat Dr. Werner, Bezirksarzt in Dresden-Neustadt 

Ein Jahr ist verflossen, seitdem einer der um das Gesund¬ 
heitswesen verdientesten Männer unserer Zeit auf einen Be¬ 
schluß de» Zentralrates von seinem Amte zurückgetreten ist, 
angeblich, „weil er als ein Hindernis in der freien Entwicklung 
der Wissenschfdt zu betrachten sei“ — der preuß. Ministerial¬ 
direktor Kirchner. 

Seitdem geht die Hetze gegen die Medizinalbeamten- 
Bchaft fröhlich weiter. Leute, die unter dem Zeichen der Zeit 
ihr soziales Herz entdeckt haben und im Fahrwasser der demo¬ 
kratischen „Neuorientierung*^ munter einherplätschern, leisten 
sich unentwegt Ausfälle gegen den staatlich angestellten Kreis¬ 
oder Bezirksarzt und entwickeln — vom grünen Tische aus — 
großzügige Pläne einer grundlegenden Umgestaltung der Ge¬ 
sundheitsfürsorge, schreien mit dem Abgeordneten Wey 1 nach 
„neuen Männern, neuen Menschen“, vor denen der vorsintflut- 
Uche Kreisarzt zu verschwinden hat. 

Solange die Angriffe auf das „veraltete System“ von 
Laiea ausgeht, könnte man sich darauf beschränken, sie mit 
Laienunverstand und Parteipolitik zu entschuldigen. Wenn 
aber auch Fachkreise sich anschicken, in dasselbe Hom zu 
blasen, so erscheint es doch geboten, gegen eine solche be- 
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wufite Irreführung des Publikums Einspruch zu erheben. Und 
als eine solche Irreführung, mindestens aber als eine bedauer« 
liehe und zu Mißdeutungen Anlaß gebende Anlehnung an die Phra* 
seologie der Linken muß es bezeichnet werden, wenn die 
Leitung des National-Hygiene-Museums in Dresden in ihrem 
Prospekte den Satz aufstellt: „Aus den schulgerechten Thesen 
einer „medizinischen Polizei'^, aus „Pestordnungen" und „Cholera- 
regulativen" und ähnlichem ist man heraus- und hinüber¬ 
geschritten in die großen und doch einfachen Gedanken einer 
ihrer Aufgabe bis ins einzelne hinein bewußten, weit um¬ 
spannenden und doch wirklichkeitsnahen Volkshygiene." 

Solche lebhaft an die Schlagworte der Apostel der „sozialen 
Hygiene* erinnernde Redewendungen sollten Männer der 
Wissenschaft, die den Zusammenhang der Dinge besser kennen, 
doch möglichst zu vermeiden suchen! 

Soziale Hygiene! Als ob die Hygiene, ihrem innersten 
Wesen nach sozial, nicht schon längst dazu übergegangen wäre, 
anstelle des Einzelwesens das Wohl und Wehe der Ge¬ 
samtheit in den Bereich ihres Arbeitsgebietes zu ziehen, als 
ob die Hygieniker — und zu ihnen zählen doch die Medizinal¬ 
beamten — es nicht schon längst als ihre erste und vornehmste 
Aufgabe angesehen hätten, die Gesundheit der menschlichen 
Gesellschaft zu schützen und zu fördern! Was ist denn 
die Fürsorge für gesunde Wohnungen, für zweckmäßige Er¬ 
nährung, für Trinkwasserbeschaffung, was der Kampf ^egen 
ansteckende Krankheiten, gegen die Tuberkulose, die Kinder¬ 
sterblichkeit anderes als soziale Gesundheitsfürsorge, und 
stehen diese Aufgaben denn nicht seit langen Jahren im Mittel¬ 
punkte des Interesses und der Arbeitsleistung der Medizinal¬ 
beamten? Verfolgt eine „Pestordnung" oder ein „Cholera¬ 
regulativ" etwa andere Zwecke als ein Pest- oder Cholera- 
„Merkblatt" oder ein aufklärender Vortrag mit Lichtbildern 
über Pest oder Cholera? Haben sich die modernen Methoden 
der Aufklärung und Belehrung nicht genau so aus den alten 
ominösen „gesundheitspolizeilichen" Vorschriften heraus ent¬ 
wickelt, wie die Lehren neuzeitlicher Forschung aus uralten 
Beobachtungen und Erfahrungen? Es heißt denn doch die 
Dinge auf den Kopf stellen, wenn man jetzt beständig von der 
Notwendigkeit grundlegender Umgestaltungen und Reformen 
redet anstatt von ruhigem Ausbau und Weiterentwicke¬ 
lung bewährter Einrichtungen. 

Man wolle doch das eine nicht vergessen, wie überaus 
knapp und kärglich die Mittel waren, die dem Medizinal¬ 
beamten früher zur Verfügung gestellt wurden. Wenn früher 
den größten und notwendigsten Aufgaben gegenüber der kleinste 
Wunsch zurückgestellt werden mußte, so erleben wir heute 
das Wunder, daß trotz unserer Bettelarmut für die gewagtesten 
Experimente Unsummen von — Papiergeld gedruckt werden, 
wenn es sich um „soziale Fürsorge" handelt. Bedarf es zu 
deren Verwendung „neuer Männer, neuer Menschen"? Und 
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werden diese neuen Männer nur auf dem Wege der Auf« 
klärung des Volkes sum Ziele kommen, werden sie gänzlich 
der „polizeilichen*^ Maßnahmen zum Schutze des Individuums 
und der menschlichen Gesellschaft entraten können? Werden 
die vom „Vertrauen** der Kreis« und Bezirks Vertretungen ge¬ 
wählten Kommunalärzte die Probleme der Zukunft besser 
SU lösen imstande sein ids die staatlich angestellten Kreis- 
und Bezirksärzte? 

Kleinere Mitteilungen n. Referate ans Zeitschriften. 

SaeliTeistäadlgeatätlskelt ln ünfiall-, Invalidltäts- und 
Sraakonverslohemagssaelien. 

ToraasMteaiig einer tranmattgchen Nenraatheale als CnfaUfolse* 
Bekars• Eotscheidang des Eeichs• Versicherangsamts vom 
16. April 1919. Oer Kompaß; 1919, Nr. 14. 

Ein Maurer hatte im Anschluß an mnen Unfall zuEchst nicht ttber 
Nervenbeschwerden geklagt. Im Laufe der Zwt traten bei ihm nervöse Krank* 
heitserscheinungen auf, me nach Ansicht der Aerzte zwar durch den Unfall 
aasgelöst waren, aber erst im Verlaufe des Bentenkampfes auf Grund von 
Begehrungsvorstellun^en ihre Fixierung erfahren hatten. Es entwickelte sich 
daraus säließlich eine Bentenbysterie, die aber vom B.*V.-A. als Unfall* 
folge nicht anerkannt wurde. Es gehe nicht an, eine Nervenerkrankung 
lediglich deshalb als Unfallfolge anzusehen, weil der Betreffende eine Bento 
wünscht und glaubt, eine Bente aus dem Unfall herleiten zu können und 
darüber tatsächlich nervenkrank wird. Als Voraussetzung einer traumatischen 
Nearasthenie müsse stets ein Unfallereignis feststehen, das als solches eine 
nachwirkonde körperliche oder seelische Brschütterang verursacht hat. 


Kelaa Erwerbselnhufie hei Verlust der sämtlichen Zehen eines 
FoBes. Beknrs'Bntscheidung des Beicbs*Versichernngsamts 
vom 4. September 1919. Der Kompaß; 1919, Nr. 20. 

Bei dem Kläger handelte es sicn um den glatten Verlust sämtlicher 
Zehen des rechten Fußes und um eine unbedeutende Schwäche der Muskulatur 
des zechten Beines. Der Stumpf besitzt ausgezeichnete Weichteilbildung und 
die gute Bescbwielung des rechten Fußes ließ erkennen, daß beim Auftreten 
nennenswerte Störungen nicht mehr bestehen und der Fuß nicht mehr besonders 
geschont wird. Der Kläger hatte den Uufall als Zimmerhauer erlitten und ist 
mzwischen zum Betriebsführer aufgerückt. Das Oberversicherungsamt wies 
seinen Anspruch auf weitere Bente mit folgender Begründung ab: 

„Es mag sein, daß Kläger noch gewisse Beschwerden infolge des Zehen* 
verlostes bat; diese können ihn aber bei seiner Tätigkeit als Betriebsführer 
nicht in dem Maße behindern, daß dadurch seine Arbeite- und Erwerbsfäbigkeit 
im meßbaren Grade beeinträchtigt wird. Geringe Beschwerden, die die 
Arbeite* und Erwerbsfäbigkeit nicht meßbar, also unter 10*/o beeinträchtigen, 
berechtigen aber nicht zum Bezüge einer Unfallrente. Um derartige geringe 
Beschwerden handelt es sich auch bei dem Kläger.“ 


Grad der Hilflosigkeit eines Verletzten bei völliger Erblindung Im 
Verein mit Schwerhörigkeit and Scbwlndelanfällen. Bekurs*Ent8chei* 
dang des Beich8*Ver8icherang8amts vom 1. Oktober 1919. 
Der Kompaß; 1990, Nr. 8. 

Nach dem Inhalt des vom Bekursgericht eingeholten Gutachtens des 
Sanitätsrats Dr. B. leidet der Kläger infolge des Unfws vom 14. Juli 1916 an 
völliger Erblindung, Schwindelanfällen und Schwerhörigkeit. Er ist deshalb zu 
den meisten Verrichtungen der gewöhnlichen Lebenshaltung ans eigener Kraft 
nicht imstande und bedarf hierbei einer besonderen Hilfe. Wenn hiernach auch 
eine recht erhebliche Hilflosigkeit des Klägers im Sinne des Gesetzes für vor¬ 
liegend zu erachten ist, so bestand doch kein Anlaß, ihm eine Bente in Höhe 
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des Tollen Arbeitseinkommens za gewähren. Die W&rtnng and Pflege, deren 
ein Hilfloser bedarf, ist nach der jeweiligen Art senies Leidens Terschieden. 
Als Blinder ist der Klager immerhin noch fähig, eine Reihe Ton Betäti^anffen 
des gewöhnlichen Lebens selbst and ohne fremde Hilfe, namentlich in der 
eigenen HänslicUeit und in der gewohnten ümgebang za yerrichten and he« 
darf hierbei geringerer Hilfe als z. B. eine schwerkranse bettlägerige Person. 
Bei der Bemessong der Hilflosigkeit hat der Senat mit Rücksicht anf die neben 
der Blindheit bestehende Schwerhörigkeit and die Neigimg za Schwindel« 
anfällen, die als Folgen des Unfalls anznerkennen waren, einen höheren Orad* 
als die Beklagte für Torliegend erachtet. Es erschien angemessen, die Rente 
anf 90*/« des JahresarbeitSTerdienstes festzosetzen. 


Besprechungen. 

Ifefl.-Bat Dr. Harme won Spreckel, Marine-Oberstabsarzt d. R.: Stasun« 
Uste des Marine-Sanitätsofflzierkorps won 1848—1919, n. Aasgabe, 4» 
652 Seiten mit 89 Seiten Lichtdrucke. Berlin 1919. Drnekerei des Beiehs« 
wehrministerioms. Preis: 18 M. ' 

Das Tom Verfasser eemeinsam mit dem Generalstabsarzt der Marine, 
Dr. Uthemann anf Grand amtlichen Materials bearbeitete Werk bringt in 
einem historischen Rückblick den Werdegang der Marine-Sanitäts-Offlziere Ton 
den Scbiffsbalbieren des GroSen Knrfürsten bis znr Entbindung Tom Treueid durch 
Kaiser Wilhelm II. 751 aktive Kameraden, 8 4 la soite. 1018 des Bearlanbten« 
Standes gehörten dem Korps an. Am Weltkriege nanmen im Felde und in 
der Heimat 1267 teil, 102 sind geblieben. Ausführliche Statistiken geben über 
die einzelnen Zeitabschnitte sowie über Todesart and Charge der Gebliebenen 
Aaskanft. Eingehende Lebensläufe berichten über Geburtsort, Studiom, Assi« 
Stentenzeit, militärische Laufbahn, wichtige Friedenskommanuos, alle Kriegs« 
konunandos mit Kämpfen, Verletzungen und Infektionen, über Abschied, Orden, 
Verbleib und evtl. Tod Jedes einzelnen der 1767 Kameraden. Bin Nachtrag 
bringt die wichtigsten Daten Ton Noyember 1918 bis März 1920. Die Stamm« 
liste, wohl das einige Werk Aber Sanitäts-Offiziere in gleicher Ausfflhrliehkeit, 
bat bleibenden Wert. 

Dr. Liebau-Annaberg i. Sachsen, Marine-Oberarzt a. O. 


Landesrat SokmlttoMan: Die dentsehc SozlalTerzlehenmg ln Ihrtz 
Ctoitaltong nach dem Kriege. Zweite, erweiterte Auflage. 

In dem ungemein ausgedehnten und teilweise recht komplizierten Ge¬ 
biete der dentschen sozialen Versicherungs^etzgebung bildet das Buch einen 
ausgezeichneten und handlichen Führer. Der Verfasser ist als Professor der 
Sozialpolitik an der Universität Cöln in erster Linie dazu berufen einen Weg 
durch das Gevrirr der Tausenden von Paragraphen der Sozialgesetze zu zeigen. 
Auch für den Medizinalbeamten, der heute mehr denn je mit der Sozialver« 
sichernng io ständiger Fühlung stehen muß, ist es dringend erwünscht, ein 
derartiges zuverlässiges und praktisches Nachschlage- und Erklärungsbuch ln 
der Hand zu haben. Die im Laufe des Krieges und nach seiner BoMdigung 
berbeigefübrten zahlreichen Abänderungen und Ergänzungen der sozialen Oe- 
eetzgebung, z. B. die neue Wochenfürsorge, sind nut berücksichtigt. 

Dr. Peren-Aaeben. 


Tagesnachrichteii. 

EinlfUifBTerhaadlangen zwischen Aerzton und KmakenknzzM. In« 

folM der Ausdehnung der Versicbemngspflicht bis zum Einkommen von 
16000 Mark ist zwischen Aerzten und Krankenkassen ein Streit ausgebrochen, 
zu dessen Schlichtung auf Anregung des Reichsarbeitsministeriums ein Elnl« 
fungsanit gebildet ist, das aus dem früheren Unterstaatssekretir WirkL Oebu 
lUt Dr. Caspar als Vorsitzenden, den Ministerialrfiten Geh. Med.«Bat Dr. 
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Hamei rom Eeichsministeriam des Innern nnd Dr. Sit zier Tom ReichsarbeitS' 
ministeriom als amtlichen Beisitzern, sowie ans je fünf weiteren Beisitzern 
der Aerzte und Eassenverbände besteht Die EinignngfSTerhandlungen 
haben am 81. Mai and 1. Jani im Beicbsarbeitsministerinm statteefanden and 
nach einer Mitteilong in der politischen Presse in der Frage des Aerzte* 
Systems za einer Verständigang geführt, die eine wesentliche AnnAhe* 
rang an die Darcbftthrang der freien Aerztewahl bedeatet. Ueber die 
Frage der ärztlichen Vergütnng ist mangels einer Einigang der Parteien 
ein Schiedssprach der ünparteiiscben gefällt, der eine Verdoppelang der 
bisherigen Sätze aach bei Bemessong der Paaschalvergütang vorsieht. üeber 
die Annahme des Schiedsspraches haben sich die Parteien ^ zam 15. d. Mts. 
za erklären. 


Die Belehsgebflhrenordnnng hat jetzt darch Verordnnng wieder insofern 
eine Abänderang erfahren, als die Gebühren für Zeugen nnd Sachrerstündlge 
and damit aa<m für Geschworene and Schaffen vom 15. Mai ab am das Zwei* 
einhalbfache erhöht sind nnd demzafolge statt 16 Mark für den Tag 40 Mark 

betragen. _ 


Durch Verordnong der sächsischen Ministerien der Justiz and des 
Innern vom 26. Februar 1920 sind die Sätze der in Sachsen geltenden Gebühren« 
ordnnng für AerztO) Chemiker, Pharmazeuten and Hebammen zu ge* 
richtlich-medizinischen and medizinalpolzeilichen Yerrichtangen bis auf weiteres 
tun 60*/» erhöht. ^_ 


Todesfall. Am 21. ds. Mts. ist nach längerem und außerordentlich qairi- 
Tollem Leiden das langjährige Mitglied des Preußischen Medizinalbeamten* 
Vereins, Med.* Rat Dr. Wachs, Kreisarzt in Wittenberg a./Elbe, im Alter von 
W Jahren gestorben. Er war ein selten gewissenhafter und arbeitsfreudiger 
Mensch, der trotz einer umfangreichen privat* und kassenärztlichen Tätigkeit 
seine amtlichen Dienstgeschäfte stets in vollem Umfange gerecht warde. Als 
Arzt wie als Medizinalbeamter war er durch sein freandlides Wesen nnd seine 
guten Kenntnisse in seinem ganzen ELreise hochgeschätzt und als Kollege 
außerordentlich beliebt. Das von ihm lange Jahre geleitete Krankenhaus 
„Paul Gerhardstift" hat seine Entwicklung aus einer kleinen Anstalt zu einem 
modernen Krankenhause von 100 Betten hauptsächlich ihm zu verdanken. 
Während des Krieges hat er leider zwei Söhne verloren, den ältesten als Medi* 
ziner in französischer Gefangenschaft an Tetanus, den anderen als Offizier. 
Der Verstorbene hat immer eine besondere Opferfreudigkeit bei den Nöten der 
Medizinalbeamten bewiesen und den Bestrebungen des Vereins das größte 
Interesse entg^engebracht. Sein Andenken wird deshalb, stets in Ehren ge* 
hidten werden. 


Sprechsaal. 

Anfrage des Kreisarztes Dr.N. In F. : Werden die Zuschläge 
zu den gesetzlichen Tagegeldern der Staatsbeamten (Erlaß vom 
28. Januar 1920) auch bei Reisen in gerichtsärztlichen Ang^e* 
legenheiten gewährt? 

Antwort: Jal Nach dem Min.*Erlaß vom 80. April 1919 werden zu 
den in der Verordnung vom 8. Januar 1919 festgesetzten Tagegeldern noch die 
Zuschüsse nach dem Erlaß vom 4. September 1918 gewährt. In dem Erlaß 
vom 24. Januar 1920 wird aber ausdrücklich auf diesen Erlaß bezug genommen 
and bestimmt, daß „an Stelle" der bisherigen Entschädigung die durch den 
neuen Erlaß festgesetzten Zuschläge treten; demnach findet er auch für die 
Tagegelder in gerichtsärztlichen Angelegenheiten entsprechende Anwendung. 


Tmnlw^rtlUh fClr dit BobriftlGltmig’: Prof. Dr. Bopmund, Oob. Hed.-R«t Io KUidoii 1. W. 
Druok von J. C. 0. Bmui, llindon 1. W. 
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herige Ober* nnd Abteilnngsarzt Dr. B e y e r zom B^erungsrat und psychia¬ 
trischen Beirat in der AbteUung für Volksgesondheit im Ministerinm fdr Vokls* 
Wohlfahrt. 

In den Bnhestand getreten: Med.-Bat Dr. Ebhard, Kreisarzt in 
Langensalza. 

Gestorben: Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Warnekros in Berlin-Grnnewald; 
die Kreisärzte Dr. Nenmann in Bad Ems nod Geh.Med.*GatDr.Gottschalk 
in Kottbos. 

Bayern. 

Anszetcbnnngren: Verlieben: der Titel und Bang eines Medi¬ 
zinalrates: dem Bezirksarzt Dr. Banernfeind, Hansarzt der Gefangenen- 
anstalt Amberg; — der Titel nnd Bang eines Bezirksarztes: den 
Hansärzten Dr. Hahn bei dem Zuchthans in Kaisheim and dem Hausarzt 
Dr. Knnz bei dem Zellengefängnis in Nürnberg. 

Ernannt: Die prakt. Aerzte Dr. Schmeißner in Volkach zam Bezirks¬ 
arzt in Kemnath, Dr. Baatz in Ochsenhansen zom Bezirkarzt in Grafenao, 
Dr. Zink in Amerdingen znm Bezirksarzt in Vohenstraoß, Dr. Spiegel in 
Annbnrg-Oberhansen znm Bezirksarzt in Ebermannstadt, Dr. Karl Becker 
in Scböllkrippen znm Bezirksarzt in Fenchtwangen, Dr. Habert Zwicker in 
Wtddfischbach znm Bezirksarzt in Alzenan, Dr. Batzer in Ingolstadt zom 
Bezirksarzt and Medizinalreferent der Begierang von Oberbayern. 

Yerzetzt: Die Bezirksärzte Dr. Bitter in Oberriechbach nach Weiden- 
Neostadt a. W.-N., Dr. Dreyfaß in Frankenthal nach Ladwigshafen a. Bb.' 

Joidere dentsohe Freistaaten. 

Gestorben: Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Schatz in Bostock, Med.-Bat Dr. 
Franz, Bezirksarzt in Schleiz (Thüringen). 

Erledigte Stellen. 

Bayern. 

Die Bezirksarztstellen in Oberwichtberg and Frankentbal. Bewerbongen 
and bei der für den Bewerber zuständigen Begierang (Kammer des Innern) 
einzn reichen. _ . 
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Die Organisation des Kreiswohlfahrtsamtes 
des Kreises Heiligenstadt. 

Ein Beitrag zu der Organisationsfrago der Kreiswohlfahrtsämter 
in kleineren und mittleren Kreisen. 

Von Kreisarzt Dr. Schafft in Ueiligenstadt (Beg.>Bez. Erfurt). 

Angeregt durch die Besprechungen auf der 1. Versamm¬ 
lung der Medizinalbeamten der Provinz Sachsen am 10. Dezember 
y. J. in Halle, möchte ich im folgenden eine kurze Darstellung 
der Organisation des Kreiswohlfahrtsamtes in Heiligenstadt 
geben. Nicht zu dem Zwecke, neue Fragen dabei zur Dis¬ 
kussion zu stellen, sondern deshalb, um zu zeigen, wie in einem 
mittleren Kreise die Organisationsfrage gelöst wurde, bezw. 
gelöst werden soll. Vielleicht kann die Lösung bei der Ein¬ 
richtung von Kreiswohlfahrtsämtem in anderen Kreisen von 
Nutzen sein. 

Zu der Vorgeschichte der Gründung eines Kreis Wohlfahrts¬ 
amtes in Heiligenstadt ist zu erwähnen, dafi am Anfang 
des Jahres 1919 von Fürsorgeeinrichtungen nur eine Beratungs¬ 
stelle für Mütter und Säuglinge in der Stadt bestand, die von 
dem Vaterländischen Frauen-Verein unterhalten wurde. Ge- 
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plant war aber schon in diesem Verein die Anstellung einer 
Kreisfürsorgerin, wofür aber zunächst im Kreise so wenig Ver¬ 
ständnis vorhanden war, dafi der damalige Kreisausschuß die 
hierfür geforderten Mittel noch nicht bewilligte. Der Rührig¬ 
keit des Vaterländischen Frauen-Vereins ist es zu danken 
gewesen, daß sich dieser Plan allmählich durchsetzte, so daß 
Anfang April die Anstellung einer Kreisfürsoi^erin bewerk¬ 
stelligt werden konnte. Die Aufgabe der &eisfürsorgerin 
war zunächst, die zur Gründung eines Kreiswohlfahrtsamtes 
notwendigen Vorarbeiten zu erledigen. Sie mußte zu diesem 
Zwecke mit allen Stellen, die dafür in Betracht kamen, in 
Fühlung treten, z. B. mit den Bürgermeistern, Amtsvorstehem, 
Geistlichen, Lehrern, geistlichen Orden etc., um ihnen in münd¬ 
licher Besprechung den Zweck und die Ziele der geplanten 
öffentlichen Fürsorgemaßnahmen auseinanderzusetzen. Diese 
Arbeit war eine durchaus notwendige, da auf dem Gebiete der 
Fürsorge eine große Unkenntnis herrschte, so daß viele skep¬ 
tisch und ablehnend der neuen Einrichtung gegenüberstanden. 
Das Kreiswohlfahrtsamt bestand während dieser Zeit aus dem 
Landrat, dem Kreisarzt und der Kreisfürsorgerin. Von dieser 
Stelle wurde nun der Organisationsplan des Wohlfahrtsamtes 
entworfen. Wir waren uns dabei klar, daß ganz allmählich vor¬ 
gegangen werden und eins immer erst zum andern kommen müßte. 
Die fürsorgerischen Maßnahmen sollten sich daher zunächst auf 
die Fürsorge für Mütter und Kinder, dann auf die Schulkinder 
und die Tuberkulösen beschränken. Die Einrichtung einer be¬ 
sonderen Stelle für Krüppelfürsorge erschien nicht notwendig, da 
sie sich auch im Rahmen dieser Maßnahmen ausüben ließ. Nach 
den von uns entworfenen Satzungen sollte die Zentralstelle, das 
eigentliche Kreiswohlfahrtsamt, aus 2 Teilen bestehen, dem 
eigentlichen Arbeitsausschuß und dem erweiterten 
Ausschuß, der aus Angehörigen aller Stände gebildet wurde. 
Die' zur Mitgliedschaft in Aussicht genommenen Personen 
wurden durch den Vorsitzenden des Kreisausschusses zur Teil¬ 
nahme eingeladen. Es wurde bei der Bildung dieser Zentral¬ 
stelle davon ausgegangen, daß der Arbeitsausschuß so klein 
wie möglich, der erweiterte Ausschuß aber um so umfang¬ 
reicher sein müßte. Die eigentliche Arbeit wird nicht dadurch 

g efördert, daß zu jeder geplanten Maßnahme erst mehrere 
[itglieder zusammentreten müssen. Es wurde daher der bis¬ 
herige Arbeitsausschuß, bestehend aus dem Vorsitzenden des 
Ereisausschusses, dem Kreisarzt und der Kreisfürsorgerin, 
bestehen gelassen. Anderseits aber muß allen Gruppen der 
Bevölkerung Gelegenheit gegeben werden, ihre Ansicht über 
das Wirken des Kreiswohlfamsamtes zu äußern, besonderen 
Wünschen Ausdruck zu geben, Verbesserungen und Aende- 
rungen zu beantragen. Es wurden deshalb nach der 
Satzung Vertreter der Geistlichkeit, der Kreisschulinspektor, 
Vertreter der Städte, die Vorsitzende des Hebammenvereins, 
Vertreter der Lehrerschaft, Vertreter der Landgemeinden, der 
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Erankenkassen, des Kreistages, des Vaterländischen Frauen- 
Vereins etc., der Aerzteschalt, der freien Gewerkschaften, der 
christlichen Gewerkschaften, der Presse, der Verwalter des 
Arbeitsnachweises zur Teilnahme eingeladen. Die erste ge¬ 
meinsame Sitzung fand im September statt. Auf ihr wurden 
die Satzungen des Ereiswohlfahrtsamtes beraten und gut- 

f eheifien. Zugleich wurde nach einem Referat des Kreisarztes 
ie weitere Organisation des Kreiswohlfahrtsamtes besprochen, 
lieber diese gibt das umseitige Schema Aufschluß. 

Hiernach ist der Zusammenhang klar. Das Kreiswohl¬ 
fahrtsamt ist die Spitze, in der alle Fäden der Öffentlichen 
Wohlfahrtspflege zusammenlaufen. Es steht in Verbindung 
mit den öffentlichen Beratungsstellen, für Säuglingsfürsorge, 
Schulkinder- und Tuberkulosefürsorge, auf der anderen Seite 
aber mit den Ortsausschüssen, die nach und nach in möglichst 
zahlreichen Orten des Kreises gegründet werden sollen und 
denen sich die charitativen Vereine etc. anschließen .müssen. 
Die eigentliche Fürsorge, auch in den Häusern, wird durch 
Bezirksfürsorgerinnen ausgeübt, die das Bindeglied zwischen 
Beratungsstellen und Ortsausschüssen darstellen. Diese Organi¬ 
sation ermöglicht ein einheitliches, schrittweises Durch¬ 
dringen des ganzen Kreises mit fürsorgerischen Maß¬ 
nahmen, ohne daß die Uebersicht über das Ganze verloren 
geht, oder eine Verzettelung von Kräften eintritt. Es ist uns 
gelungen, in diesem Jahre schon 4 ärztliche Beratungsstellen 
für Mütter und Säuglinge einzurichten, ferner in Heiligenstadt 
eine Tuberkulosefürsorgestelle zu gründen und die Schulkinder- 
fürsorge so weit zu organisieren, daß im nächsten Jahre auch 
hier in nößerem Umfang gearbeitet werden kann. Ortsaus¬ 
schüsse des Kreis Wohlfahrtsamtes entstanden bisher in 14 Ort¬ 
schaften. 

Im Anschluß an diese schematische Darstellung der O^ni- 
sation des Kreiswohlfahrtsamtes (s. S. 208) möchte ich die ^age 
und ihre Lösung im Kreise Heiligenstadt besprechen, die natur- 
^mäß die wichtigste für den Erfolg aller Fürsorgeuntemehmen 
ist, nämlich die Lösung der Personen frage, ich habe schon 
erwähnt, daß der Arbeitsausschuß aus dem Vorsitzenden des 
Kreisausschusses, dem Kreisarzt und der Kreisfürsorgerin be¬ 
steht. Der Vorsitzende des Kreisausschusses ist zugleich auch 
Vorsitzender des Kreiswohlfahrtsamtes. Es ist nun von ver¬ 
schiedenen Seiten darauf hingewiesen worden, daß der Kreis¬ 
arzt der Leiter des Kreis Wohlfahrtsamtes sein müßte, von an¬ 
derer Seite ist gefordert, daß diese Stelle der Kreisfürsorgerin 
gebühre. Meines Erachtens kommt letztere bei aller Hoch¬ 
achtung vor der Tüchtigkeit vieler Kreisfürsorgerinnen nicht in 
Betracht. Ich halte es aber auch nicht für zweckmäßig, den 
Kreisarzt zum Vorsitzenden des Kreis Wohlfahrtsamtes zu machen, 
obwohl er an sich zur Leitung sehr wohl befähigt ist. 

Es sind äußere Grübde, die mir es nicht ratsam erscheinen 
lassen. Der Landrat als Vorsitzender des Kreiswohlfahrts- 
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amtes ist für dessen Arbeit in ganz anderer Weise interessiert, 
wenn er sich unmittelbar daran beteiligt. Dies wird nicht nur 
der Vertretung des Kreis Wohlfahrtsamtes andern Behörden 
gegenüber zu gute kommen, sondern er wird auch den An¬ 
forderungen des Ereiswohlfahrtsamtes gegenüber ein besseres 
Verständnis entgegenbringen, um sie dann im Ereisausschuß 
entsprechend zu vertreten. Ist somit auch der Kreisarzt nicht 
dem Namen nach der Vorsitzende, so ist er doch der eigent- 
liche geistige Leiter des Ereiswohlfahrtsamtes. Wie er 
auch in seiner sonstigen amtlichen Tätigkeit der technische 
Berater des Landrats ist, so wird er auch auf diesem wichtigen 
Gebiet der öffentlichen Gesundheitspflege in allen Fürsorge¬ 
fragen sein sachverständiges Urteil abgeben müssen. Das ist 
selbstverständlich. 

Eine zweite Frage ist es, wie weit der Kreisarzt prak¬ 
tisch als Fürsorgearzt tätig sein soll? Ich möchte 
hier den Grundsatz aufstellen, dal der Kreisarzt, so weit es 
ihm seine amtliche Tätigkeit erlaubt, zugleich auch kommunal¬ 
ärztlich, d. h. vor allem fürsorge^tlich tätig sein soll. Es ist 
eine Tatsache, daß der Kreisarzt auch heute noch in kleineren 
und mittleren Kreisen durch sein Amt nicht voll beschäftigt 
ist. Das geht schon zur Genüge daraus hervor, daß er häufig 
eine mehr oder weniger upifangreiche Pr^is ausübt. Darauf 
müßte er freilich verzichten ; er wird aber dafür eine Tätigkeit 
eintauschen, wie sie interessanter und denkbarer nicht gedacht 
werden kann. Aus diesem Gesichtspunkt heraus habe ich mich 
dem Kreis Wohlfahrtsamt als Fürsorgearzt zur Verfügung ge¬ 
stellt und die Stelle des Fürsorgearztes in der Säuglingsfürsorge, 
die Schularztsstelle des Kreises und die Leitung der Tuberku¬ 
losefürsorgestelle übernommen. Ich möchte dabei zunächst 
feststellen, daß die praktischen Aerzte des Kreises 
hiermit völlig einverstanden waren und sich nicht 
etwa benachteiligt glaubten. Im Gegenteil waren sie froh, daß 
für die fürsorgerisime ärztliche Tätigkeit eine neutrale Stelle 
gefunden war. Unmöglich wäre jedoch die Uebemahme 
gewesen, ohne den völligen Verzicht auf Praxis. Nun 
ist allerdings zuzugeben, daß selbst in einem mittleren Kreise 
wie Heiligenstadt (42000 Einwohner) der Kreisarzt nicht in 
der Lage ist, die gesamte Fürsorgetätigkeit allein auszuüben; 
namentlich in der Säuglingsfürsor|;e bedarf er der 
Mitarbeit der übrigen Aerzte. Es ist unmöglich, alle 
Beratungsstunden selbst abzuhalten. Wir haben deshalb die 
Einrichtung getroffen, daß nur die Beratungsstunde in der 
Kreisstadt und einem benachbarten größeren Orte durch den 
Kreisarzt abgehalten wird. In den übrigen Ortschaften, in 
denen Aerzte ansässig sind, haben diese sich bereit erklärt, 
die Beratun^stunden zu halten. In D., einem Städtchen von 
4000 Einwohnern, wo 3 Aerzte wohnen, wechseln die Aerzte 
nach einem vereinbarten Modus in der Abhaltung der Sprech¬ 
stunden ab. Außerdem sind an verschiedenen Orten nicht- 
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ärztliche Beratungsstunden resp. Wiegestunden eingerichtet, in 
denen die Kinder durch die Fürsorgerin gewogen werden. 
Nötigenfalls werden sie dann dem zunächst wohnenden Arzt 
zur Behandlung überwiesen. Diese Wiegestunden stehen unter 
besonderer KontroUe des Kreisarztes als Fürsorgearzt. 

Was die Tuberkulosefürsorgestelle anbetrifft, so 
wird bisher nur in der Kreisstadt eine Beratungsstunde ab¬ 
gehalten. Ich glaube nicht, daß sich die Einrichtung mehrerer 
Beratungsstellen im Kreise empfiehlt. Der Hauptwert ist viel¬ 
mehr auf die Ausübung der Hausfürsorge durch die Fürsorgerin 
zu legen, die mit der Beratungsstelle in enger Verbindung 
bleibt. Die schulärztliche Tätigkeit übe ich hauptsächlich 
während der Impfungen aus. Hierbei muß sowieso jeder Ort 
zweimal besucht werden. Beim ersten Male untersuche ich im 
Anschluß an die Impfung die Lernanfänger und lasse mir 
außerdem Kinder, die dem Lehrer aufgefallen sind, vorstellen. 
Beim zweiten Male wird eine Elternberatungsstunde abgehalten, 
zu der die Eltern derjenigen Kinder geladen werden, deren 
Zustand eine Rücksprache nötig macht. Die Fürsorgerin nimmt 
an beiden Tagen an der Untersuchung und der Beratungs¬ 
stunde teil. Natürlich nimmt das Verfahren Zeit in Anspruch. 
Ich habe daher im letzten Sommer volle 2 Monate auf die 
Impfungen verwenden müssen. Aber es hat auch den Vorteil, 
daß man die Verhältnisse in den einzelnen Ortschaften kennen 
lernt, wie sonst nie, und außerdem zu der Bevölkerung in ein 
Verhältnis kommt, das der sonstigen amtlichen Tätigkeit des 
Kreisarztes nur förderlich sein kann. 

Auf Qrund der Erfahrungen des letzten Jahres glaube 
ich deshalb sagen zu können, daß die fürsorgeärztliche neben¬ 
amtliche Tätigkeit durchaus das gegebene für den nicht voll- 
beschäftigten Kreisarzt in kleinen und mittleren Kreisen ist. 
Daß hierdurch auch die ganze Frage, ob Kreisarzt oder Kreis¬ 
kommunalarzt ihrer Lösung praktisch erheblich näher gebracht 
wird, ist einleuchtend. Sie wird sich so lösen lassen, daß in 
kleinen und mittleren Kreisen der Kreisarzt zugleich auch 
Kreiskommunalarzt ist, und daß in den großen Weisen ihm 
entweder ein Kreisassistenzarzt für die kommunalärztliohe 
Tätigkeit beigegeben, oder daß neben ihm im Hauptamt ein 
Kreiskommunalarzt angestellt wird. DievölligeLoslösung 
von der Praxis ist Voraussetzung und natürlich ent* 
sprechende materielle Entschädigung, sei es durch Vollbesol¬ 
dung oder durch die nebenamtlichen Einkünfte als Fürsorgearzt. 

Die wichtigste und am schwersten zu lösende Frage ist 
nun die Fürsorgerinnenfrage. Aus dem Schema geht zur 
Genüge hervor, wie die Fürsorgerin der eigentliche Mittelpunkt 
der ganzen fürsorgerischen Tätigkeit ist und wie ohne sie ein 
Erfolg überhaupt nicht möglich ist. Ich möchte zuerst be¬ 
schreiben, wie die Besetzung der Stellen der Fürsorgerinnen im 
Kreise Heiligenstadt vor sich gehen soll. Die ICreisfür- 
sorgerin ist die Geschäftsführerin des Kreiswohl- 
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fahrtsamtes und hat den übrigen Fürsorgerinnen gegenüber 
eine gehobene Stellung. Ihre Tätigkeit ist vorwiegend eine 
organisatorische, sie vermittelt, regt an, hilft mit, belehrt, bildet 
aus. Ihre Aufgaben sind in einer Dienstanweisung näher dar¬ 
gelegt. Ihr noch einen besonderen Bezirk zur Fürsorgetätigkeit 
zu übertragen, erscheint mir bei dem Umfang ihrer Aufgaben 
nicht zweckmäßig. Ihre Tätigkeit ist derartig, daß sie auch 
ohne Bezirk mit der eigentlichen Fürsorgearbeit im Zusammen¬ 
hang bleibt. Diese wird vielmehr durch Bezirksfürsorgerinnen 
ausgeübt. Wir haben zu diesem Zweck 9 Bezirke in Aussicht 
genommen. Für den katholischen Teil des Kreises haben sich 
der Orden der Schulschwestem in Heiligenstadt und die Kon¬ 
gregation der Grauen Schwestern bereit erklärt, ausgebildete 
Fürsorgerinnen zur Verfügung zu stellen. Sie werden den 
schon bestehenden Krankenpflegestationen angeschlossen. Für 
den kleinen evangelischen Teil des Kreises hat sich eine junge 
Dame, die dort ansässig ist und sich während des Krieges als 
Krankenpflegerin bewährte, bereit erklärt, die Stelle der Für¬ 
sorgerin zu übernehmen. Sie wird durch die Kreisfürsorgerin 
praktisch in ihre Arbeit eingeführt und soll später an Aus¬ 
bildungskursen teilnehmen. Alle Bezirksfürsorgerinnen arbeiten 
nach einem einheitlichen Plan (s. Anlage 1) nach Anweisung 
des Kreis Wohlfahrtsamtes in sämtlichen Fürsorgezweigen. 
Außerdem haben wir aber für die Säuglingsfürsorge auch die 
Hebammen herangezogen. Sie nehmen vor ihrer Anstellung 
als Fürsorgerin an einem 6 wöchigen Ausbilduiigskursus teil. 
Natürlich kommen hier nicht sämtliche Hebammen in Betracht, 
sondern nur die, die sich besonders dafür eignen. Es werden 
von den 35 Hebammen des Kreises ungefähr 20 sein. Die 
Hebammen arbeiten nach einer besonderen, vom Kreiswohl¬ 
fahrtsamt entworfenen Anweisung (s. Anlage 2) und werden 
vertraglich verpflichtet. 

Nun gebe ich zu, daß die Personenfrage im Kreise Heiligen¬ 
stadt verhältnismäßig einfach war, da die geistlichen Orden 
Fürsorgerinnen stellen wollen. Aber ich glaube, daß auch in 
rein evangelischen Kreisen sich diese Frage lösen läßt. Absehen 
möchte ich aber von der ehrenamtlichen Tätigkeit von Damen 
der Frauenvereine. Es ist zwar sicher, daß einzelne von ihnen 
sich auf fürsorgerischem Gebiete in hervorragender Weise be¬ 
währt haben; es ist aber auch, heute mehr denn je, nicht zu 
verkennen, daß ihre Tätigkeit gerade in den Kreisen, denen die 
Fürsorge zuteil werden soll, außerordentlich mißtrauisch ange¬ 
sehen wird. Man wittert in ihnen die Vertreter der besser ge¬ 
stellten Kreise, denen man für die Leiden und Verhältnisse der 
kleinen Leute kein Verständnis zutraut. Es muß erstrebt 
werden, daß die Bezirksfürsorgerinnen Angestellte des Kreis¬ 
wohlfahrtsamtes sind. Ob das dadurch ermöglicht werden kann, 
daß man mehrere Kreisfürsorgerinnen nebeneinander anstellt 
und jeder einen besonderen Bezirk zuteilt, ist mir auch zweifel¬ 
haft. Ich fürchte, daß die Einheitlichkeit der ganzen Tätigkeit 
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darunter leidet. Mir erscheint es zweckmäßiger eine Kreis- 
fürsorgerin als Beamtin des Kreiswohlfahrtsamtes, die natürlich 
vorzüglich ausgebildet sein imd über gute Erfahrung verfügen 
muß, anzustellen, und dieser mehrere Bezirksfürsorgerinnen als 
Hilfskräfte zu unterstellen. Es ist dabei nicht nötig, die Bezirke 
so klein zu gestalten, wie es im Kreise Heiligenstadt beabsichtigt 
ist. Häufig gelingt es auch, aus den vielfach vorhandenen Kriegs¬ 
hilfsschwestern geeignete Persönlichkeiten herauszusuchen, die 
gern ihre brachliegenden Fähigkeiten in der öffentlichen Für¬ 
sorge betätigen wollen und bereit sind, an einem Ausbildungs¬ 
kursus in den einzelnen Fürsorgezweigen teilzunehmen. 

Im vorhergehenden glaube ich den Zusammenhang der 
Organisation des Kreiswomfahrtsamtes im Speise Heiligenstadt 
gezeigt zu haben. Ein Rückblick auf das bisher Erreichte läßt 
hoffen, daß wir auf dem richtigen Wege mit unseren Maß¬ 
nahmen sind. Es ist sicher, daß das Verständnis dafür immer 
mehr in die Bevölkerung d^g^ und daß damit auch die Vor¬ 
aussetzung des Erfolges gegeben ist. 

Anlage 1 . 

Dlenstanwelsiuig für die Beslrlufllrsorgeseliwester. 

§ 1. Die Schwester wird als BezirksfQrsorgerin für den Bezirk um¬ 
fassend die Orte.bestellt. 

Die Bezirksfttrsor^rin ist dem Kreiswohlfahrtsamt unterstellt. Sie 
arbeitet nach den Anweisungen des Wohlfahrtsamtes in Zusammenarbeit mit 
dem Kreisarzt und der Krcisfilrsorgerin. 

§ 2. Die Bezirksfursorgeschwester Übernimmt in ihrem Bezirk die Für¬ 
sorge fQr die Mütter, Säuglinge und Kleinkinder bis zum vollendeten 2. Lebens¬ 
jahre, die Fürsorge für schwächliche Kinder und Schulkinder und die Für¬ 
sorge für Lungenkranke und Tuberkulöse, soweit nicht in einer der zum Be¬ 
zirk gehörenden Gemeinden die Mütter-, Säuglings- und KleinkinderfQrsorg^ 
bis zum Toilendcten 2. Lebensjahre der dortigen Hebamme übertragen ist. 

§ 8. Die Fürsorge wird ansgeübt: 

1. Durch Hausbesuch. — 2. Durch Teilnahme an den ärztlichen Be- 
ratnngsstunden oder durch selbständige Abhaltung von Wiegestnnden. 

Mütter- und Säuglingsfttrsorge: Zur Belehrung der Mütter bat 
die Bezirksfürsorgesebwester jeder Schwangeren und Wöchnerin das Merkblatt 
für Schwangere und Wöchnerinnen und das Merkblatt für die Ernährung und 
Pflege des J^einkindes mit den nötigen Erklärungen auszubändigen. Sie weist 
die Schwangere auf die vom K. W. eingerichtete ärztliche Beratungsstelle bin, 
wo die Schwangere jederzeit unentgeltlich auch ärztlich beraten wird. Die 
Fürsorge für die Säuglinge und Kleinkinder bis zum vollendeten 2. Lebens¬ 
jahre übernimmt die Bezirksfürsorgesebwester von dem Tage ab, an dem die 
Dienste der Hebamme bei dem Säuglinge aufbören. Die Bezirksfürsor^e- 
schwester macht im Hause der Kinder regelmäßig Kontrollbesnche. Es sind 
in der Begel alle Kinder bis zum vollendeten 2. Lebensjahre monatlich einmal 
zu besuchen. Im besonderen ist bei diesen Hausbesuchen auf die Pflege, die 
Umgebung und die Ernährung des Kindes zu achten. Jede Mutter ist zum 
Belbsstillen anzuhalten. — Besonderes Augenmerk ist auf die unehelichen und 
Pflegekinder zu richten. 

Ueber jedes Kind wird eine Liste geführt, in der das Ergebnis eines 
jelen Besuches eingetragen wird. 

In den dazu vom K. W. bestimmten Orten sind von der Bezirksfürsorge- 
schwester selbst Wiegestnnden abznhalten bezw. hat die Bezirksfürsorge- 
schwester an den ärztlicben Beratungsstnnden teilzunebmen und dabei die 
Geschäftsführung zu übernehmen. 
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Fürsorge für schwächliche Klein* and Schalkinder. In 
den Familien, in denen sich schwächliche Kleinkinder befinden, hat die Bezirks* 
fürsorgeschwester regelmäßige Besache za machen and dabei in bezog aof die 
Ernährang and Pflege des Kindes za geben, ertl. Heilbebandlang des Kindes 
la veranlassen a. s. f. 

In Hinsicht aaf die SchalkinderfQrsorge hat die BezirksfQrsorgeschwester 
an den vom Kreisarzt abgebaltenen Schalkinderantersachangen teilzanehmen 
and im Anschlaß daran die Dnrcbffibrang der vom Arzt gegebenen Anregnngen 
and Batschläge in der Familie des Kindes za überwachen. Das Ergebnis ihrer 
Kontrollbesache hat sie aaf dem Personalbogen aaszafüllcn. 

Taberkalosefürsorge. Bei allen der Bezirksfürsorgeschwester 
gemeldeten Lungenkranken and Taberknlosen ist sie verpflichtet, regelmäßige 
Besache in der Familie des Kranken za machen and die Darchfübrang der 
fflr den Kranken and seine Umgebang notwendigen Maßnahmen za überwachen. 
Es ist daraof za achten, daß nicht in daaernder ärztlicher Behandlung stehende 
langenkranke Personen regelmäßig in die Langen- and Tuberkulosefürsorge* 
Sprechstande des Kreises kommen. Für jeden Kranken ist die Aasfüllang 
eines Personalbogens and Eintragang der Haasbesucbe notwendig. 

S 4. Die Bezirksfürsorgeschwester hat bei allen ihren Besnchen be¬ 
sonders aach aaf die Wohnverhältnisse za achten and aaf Abstellang von 
vorhandenen Mängeln mit Hilfe der Ortsaasschüsse and des Kreiswohlfahrts¬ 
amtes za dringen. 

§ 6. Fudet die Bezirksfürsorgerin gelegentlich ihrer Besache in den 
Häasem Fälle von ansteckenden Krankheiten (Scharlach, Diphtherie, Tbyphas asw.), 
die nicht in ärztlicher Behandlung stehen, so hat sie dem Kreisarzt davon 
HitteUang za machen and aaf Absonderang des Kranken evtl, der Angehörigen 
za dringen. 

§ 6. Die Bezirksfürsorgerin arbeitet in ihrem Bezirk gemeinsam mit 
allen für die Fürsorge in Betracht kommenden Vereinen and Persönlichkeiten, 
besonders mit den bestehenden Fürsorgeortsaasschüssen. 

§ 7. Im Interesse einer gaten Zusammenarbeit und der ErmOglichang 
eines Austaosches ihrer Erfahrnng untereinander, verpflichtet sich die Bezirks- 
fürsorgesdiwester, an den allmonatlich stattflndenden Konferenzen der Bezirks- 
lürsorgeschwestern mit dem Arbeitsaasschaß des Kreiswohlfahrtsamtes (Landrat, 
Kreisarzt, Kreisfürsorgerin) teilzanehmen. 

§ 8. Ueber ihre Tätigkeit führt die Bezirksfürsorgeschwester ein 
TagebacL 

Anlage 2. 


Vertrag 

zwischen der Hebamme .... und dem Kreiswohlfahrtsamt Heiligenstadt zur 
Hebemahme der Fürsorge für die Schwangeren, Sänglinge and Kleinkinder 
(bis zam vollendeten 2. Lebensjahre). 


Die Hebamme .... übernimmt ln ihrem Bezirk die Fürsorge für die 
Schwangeren, Säagünge und Kleinkinder bis zam vollendeten 2. Lebensjahre 
im Hinblick auf fugende Anweisangen: 

A. Die Fürsorge für die schwangeren Frauen. 

1. Die Fürsorge für die Frauen erstreckt sich auf eine Beratung der 
Schwangeren, mit besonderem Hinweis aaf die im Hebammenlehrbach § 165 
angegebnen Lebensregeln für Schwangere. 

2. Bei Minderbemittelten kann me Hebamme sich an das K. W. wenden 
zwecks Aushilfe mit Wäsche asw. 

8. Bei schwächlichen and kränklichen Schwangeren setzt sie sich mit 
dem K. W. ln Verbindung zur Erlangung von ZnsatznabniDgnnitteln. 

4. Sie weist die Schwangere aaf die vom K. W eingerichtete Beratongs- 
stelle hin, wo die Schwangere jederzeit anentgeltlich auch ärztlich beraten 
werden kun, in Fällen, in denen die Kenntnisse der Hebamme nicht aosreicben. 

5. Zar Belehrong der Mütter hat die Hebamme jeder Schwangeren and 
Wöchnerin das Merkblatt für Schwangere and Wöchnerinnen and das Merk¬ 
blatt für die Ernährang and Pflege des Säuglings and des Kleinkindes aos- 
zahiadigen, welche ihnen darch Vermlttelang des K. W. zagehen werden. 
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B. Fürsorge für die Säuglinge and Kleinkinder bis zum 
vollendeten 2. Lebensjahre. 

1. Die Hebamme übernimmt die Fürsorge für die neageborenen Kinder 
über die ihr schon yorgeschriebene Zeit von 10 Tagen nach der Gebart hinaus 
bis zum vollendeten 2. Lebensjahre des Kindes. 

2. Za diesem Zwecke macht die Hebamme im Hause der Kinder regel¬ 
mäßige Kontrollbesacbe. Es sind in der Bsgel zu besuchen Kinder, 

vom 1. bis 6. Monat alle 14 Tage, 
vom 6. bis 12. Monat alle 4 Wochen, 
vom 12. bis 24. Monat dreimal im Jahre. 

Es bleibt hier dem Ermessen der Hebamme anbeimgesteUt, in besonderen 
Fällen bei kräftigen, sich normal entwickelnden Kindern den Zeitraom zwischen 
den einzelnen Besachen weiter aaszadehnen. 

8. Bei ihren Besachen hat die Hebamme besonders za beachten: 

a) Pflege des Kindes: Sauberkeit der Kleidung, das regelmäßige Bad des 
Kindes, normale Entwicklung, Qewichtszanahme usw. 

b) Die Umgebung des Kindes: das Betteben, möglichst hellen, luftigen, 
sonnigen Platz für das Lager des Kindes. 

c) Ernährung des Kindes: welche Art der Ernährung, wie oft wird das Kind 
genährt, Trinkmenge bei der Flascbenernährung, besondere Beachtung bei 
der Zusammensetzung der Nahrung, Sauberkeit der Behandlung der 
Milch, Flasche und Sauger, küble Aufbewahrung der Milch, Beikost usw. 

4. Besonders hat die Hebamme bei ihren Hausbesuchen anf etwaige 
Taberkaloseerkrankungen der Eltern und Geschwister des Kindes zu achten. 
In solchen Fällen ist dem K. W. Mitteilung zu machen. 

6. Die Hebamme arbeitet im Anschluß an den bestehenden Fürsorge- 
Ortsausschuß. 

6. Die Tätigkeit der Hebamme als Fürsorgerin wird unterbrochen, so¬ 
bald eine ansteckende Krankheit oder der Verdacht einer solchen im Hause 
des Pfleglings auftritt. Sie darf ihre Tätigkeit erst wieder aufnehmen, nach¬ 
dem sie von dem Kreisarzt die Genehmigung dazu erhalten hat. Von der 
Niederlegung der Fürsorge ist das K. W. zu benachrichtigen. 

7. Besonderes Augenmerk ist auf die unehelichen und Pflegekinder zu 
richten.. 

8. Alle Besuche sind auf den für jedes Kind einzurichtenden Bogen 
ordnungsgemäß einzutragen. (Die Bogen werden vom K. W. ausgegeben.) 

Auf Wuosch des K. W. sind die Bogen vorzulegen. 

9. Für jeden Besuch bekommt die Hebamme eine Entschädigung von 
. . Pfg. Für die erste Ausfüllung der Bogen je . . Pfg. 

Heiligenstadt, den.1919. 

Der Torsitzende des Kreiswohlfahrtsamtes« 


Kleinere Mitteilungen n. Beferate ans Zeitschriften. 

A. Baohverztäiidlgent&tlgkeit in Unfall-, Invalldlt&ta- vnA 
KrMnkenwomiolierangzaaolien. 

Terbrennnng dnreh Rdntgenstrahlen als Unfall Im Sinne der Ter- 
sloherung. Entscheidung des Beichsgerichts vom 21. No¬ 
vember 1919. 

Der Bestauratenr Sch. in G. batte sich im Jahre 1906 bei der Mann¬ 
heimer Versicherungs-Gesellschaft gegen Unfall versichert. Im Jahre 1917 zog 
er sich nun, als er sich wegen einer Flechte an der Hand in ärztliche Behang 
lang begab, gelegentlich einer Böntgenbestrahlung eine schwere Verbrennung 
der Finger zu, durch die er in seiner Erwerbsfäbigkeit erheblich beschränkt 
wurde. Er verlangte von der Gesellschaft eine Entschädigung; diese wurde 
ihm aber unter Berufung auf die Versicberungsbedingungen abgelehnt. Sch. 
erhob Klage auf Feststellung, daß die Verbrennung unter die Polize falle. 
Die Beklagte wandte ein, es fehle an dem Moment der Plötzlichkeit, da die 
BMtrahlung 40 Minuten gedauert habe, auch sei die Verletzung nicht unfrei¬ 
willig geschehen, da Kläger mit der Gefahr der Verbrennung habe rechnen 
müssen. Vom Landgericht und Oberlandesgericht in München 
wurde der Klage stattgegeben; von letzterem aus fönenden Gründen: 
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Wenn die Beklagte meint, es liege keine unfreiwillige Körperverletzung 
vor, da der Kläger die Kestrablung gewollt habe, so ist diese Auffassung irrig. 
Das Wort „unfreiwillig*^ im § 1 bezieht sich lediglich auf die Körperverletzung. 
Es ist aber anzunehmen, daß Sch. durch die Bestrahlung nicht die Flechte 
mit einer schweren Verletzung vertauschen, sondern gänzlich gesunden wollte. 
Der Kläger bat die Verbrennung nicht nur nicht gewollt, sondern er bat an 
die Möglichkeit einer solchen nicht einmal gedacht. Was non das Moment 
der Plötzlichkeit betrifft, so ist zunächst davon anszngehen, daß es nicht fest* 
steht, wann innerhalb der Bestrablungsdaner von 40 liinnten die eigentliche 
Verbrennung stattgefunden bat, ob nach 10, 12 oder 15 Minuten. Im allge¬ 
meinen ist es fttr den Begriff der Plötzlichkeit nicht erforderlich, daß das Er¬ 
eignis augenblicklich eintritt. Im vorliegenden Fall muß die Zeit der eigent¬ 
lichen Verbrennung so kurz gewesen sein, daß das Merkmal der Plötzlichkeit 
gegeben erscheint. Die Verletzung ist auch unerwartet und unentrinnbar ein¬ 
getreten, da bei der Dauer der Bestrahlung ein Verbrennen eintreten mußte. 
Weiter beruft sich die Beklagte darauf, es liege eine Operation vor, die nicht 
unter die Polize falle. Es mag sein, daß im ärztlichen Sprachgebrauch unter 
einer Operation auch Eingriffe leichter Art, wie Magenspülungen, Massagen 
und dergl. mehr verstanden werden. Darauf kommt es aber nicht an, sondern 
auf den allgemeinen Sprachgebrauch. Dieser versteht unter einer Operation 
einen erheblichen lebensgefährlichen, blutigen Eingriff, eine Bestrahlung mit 
dem Böntgenapparat ist hierunter nicht zu verstehen. Endlich macht die Be¬ 
klagte geltend, wenn schon ein Eingriff vorliege, dann habe ihn der Beklagte 
jedenfalls selber vorgenommen, und die Haftung entfalle aus diesem Grunde. 
Zur Begründung dieser Ansicht bezieht sich die Beklagte auf ein Schreiben 
des Klägers, worin dieser mitteilt, die Bestrahlung sei in Abwesenheit des 
'Arztes erfolgt. Es ist aber erwiesen, daß der Apparat von einer Schwester 
bedient wurde, von einem eigenen Eingriff des Sch. kann also keine Bede 
sein. — Es ist der Beklagten zugegeben, daß der Fall nicht ganz frei von 
Zweifeln ist Es wäre jedoch ihre Sache gewesen, in den Bedingungen klar 
zum Ausdruck zu bringen, daß sie Verbrennungen durch Böntgenstrahlen aus- 
schließen wollte, um so mehr als in § 1 Verbrennungen ausdrücklich in die 
Polize einbezogen sind. 

Diese Entscheidung wurde auch in derBevision vom Beichsgericht 
bestätigt. _ 

B. Beuohenkund« «liiaelil. Bakteriologie und BenohenbekEmpfkiig. 
1. Seuchenbekämpfung und Senehenknnde im allgemeinen. 

Nene Wege der Seuchenbekämpfung. Von Prof. G. Jürgens. Berliner 
kliniscbe Wochenschrift; lhl9, Nr. 23. 

Jürgens bemängelt an unserer Seuchenbekämpfung, daß sie nicht ge¬ 
nügend Bttcksicht auf den Kranken nimmt („gegen den Kranken** gefünrt 
vdrd), sondern nur die Umgebung berücksichtigt und zu sehr auf einen 
Parasitenkampf eingestellt ist. Durch einen „zweckmäßigen Ausbau der Be¬ 
kämpfungsmaßnahmen auf einer den Aerzten vertranten Grundlage unter sorg¬ 
fältiger Berücksichtigung der Bedürfnisse des Volkes glaubt er zum Ziele zu 
kommen. Das bei uns herrschende System der Seuchenbekämpfung war nach 
J. einem Militärstaate angepaßt und droht seine Grundlagen zn verlieren, zur 
Zeit, wo ein Volksstaat im Aufbau begriffen ist. An den einzelnen Krank¬ 
heiten legt J. seine Ansichten näher dar. 

Mag man Jürgens auch in einzelnen Punkten znstimmen, so bei dem, 
was er bei der Diphtherie sagt, deren Bekämpfung hauptsächlich in der Fürsorge 
für den Kranken liegen sollte, so wird er doch mit seinen Ansichten und Vor¬ 
schlägen auf einen großen Widerspruch bei den Medizinalbeamten stoßen, 
da diese davon überzeugt sind, daß wir im allgemeinen mit unseren Senchen- 

{ «setzen viel erreicht haben. Kirchner, der in einem Artikel: „Nene Wi^e 
er Seuchenbekämpfung** (Berliner klinische Wochenschrift; 1919, Nr 27) die 
Arbeit von Jürgens aasführlicber kritisiert, weist überzeugend nach, daß 
Jürgens eigentlich neue bessere Wege an Stelle der bewährten alten Wege 
nicht anzuge^n vermag. Dr. 8 o 1 b r i g - Breslau. 
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Ueber den Ansbao der SenchenbekSnipfang mit besonderer BorBek* 
slchtlgnng der Tnberknlose. Von M. Kirchner. Berliner klinische Wochen¬ 
schrift; 1919, Nr. 19. 

Kirchner erörtert _ an der Hand der gegenwärtig g^filtigen Be- 
stimmangen, in welcher Weise unsere Bekämpfungsmaßnabmen gegenüber der 
übertragbaren Krankheiten yerbessemngsbedttrftig sind. Für die Taberkulose, 
zumal bei der enormen Zunahme während des Krieges, muß eine Anzeige- 

? »flicht, wie sie^ Kirchner schon bei Beratung des Landesseuchengesetzes 
orderte, aber nicht durchsetzen konnte, wenigstens für aile Erkrankungen an 
offener Tuberkulose, ferner fortlaufende Desinfektion des Äuswurfs pp. der Er¬ 
krankten eingeführt werden. Die Qeschlecbtskrankheiten erfordern nach- 
drückiich eine gesetzliche Regelung. Ueborhaupt sind unsere Bekämpfungs¬ 
maßregeln darauf zu prüfen, ob sie der Natur der Erreger Rechnung tragen, 
und entsprechend zu ändern. Bessere Ausstattung der Dntersuchungsinstitute, 
Vermehrung der Infektionskrankenhäuser und der Desinfektionsanstalten, 
Besserstellung der Kreisärzte, Anstellung yon Seuchenwärtern, alles dies sind 
dringende Maßnahmen, ohne die die Seuchenbekämpfung nicht in der erforderlichen 
Weise yon statten gehen kann. Dr. Solbrig-Breslau. 


Ueber kombiniertes Auftreten von Infektionskrankheiten. 1. Typhus 
nud Ruhr. 2. Fieckfleber und Bflckfallfleber. Yon cand.med. S. G.Zondek. 
(Ans einem Kriegssenchenlazarett Rumäniens.) Berliner klinische Wochen¬ 
schrift; 1919, Nr. 40. 

Diese Kombinationen kamen an dem großen Krankenmaterial nicht 
selten yor. Aus den Beobachtungen ergab sich, daß die in der RekonvAleszenz 
an Typhus anfgetretenen Rnhrerkrankungen keinen abnormen Verlauf zeigten, 
auch in den Fällen, in denen Typhus und Ruhr sich unmittelbar ablösten oder 
gleichzeitig bestanden, keine nachteilige Einwirkung der beiden Krankheiten 
aufeinander zu bemerken war. Fälle, in denen Typhus und Ruhr gleichzeitig 
bestehen, können bei ungenauer Beobachtung leicht als atypische Formen eines 
Krankheitsbildes gedeutet werden. Bei der Kombination yon Fleckfieber mit 
Rückfailfieber ergab sich, daß das Fleckfieber durch die Kombinatfon mit 
Rückfallfieber sehr erschwert, das Rückfallfieber dagegen durch das Fleckfieber 
unterdrückt wurde. _ Dr. Solbrig-Breslau. 

2. Pocken tmd Sckntzpockeixinipfiuig. 

Eine Pockenepidemie des 18. Jahrhunderts. Yon Dr. Heinr. Böing. 
Y olkmann sehe Sammlung klinischer Vorträge, N. F. 774 (Innere Medizin, 
Nr. 261), Juli 1919. 

Im Jahre 1796 —* im gleichen Jahre, in welchem Jenner seine erste 
Schutzimpfung mit Kuhpockenlymphe ausführte, herrschte in den westpreußi¬ 
schen Städten Rawitz, Bojanowo und Sarnowo eine heftige Pockenepidemie, 
über die eine nach Form und Inhalt gleich yorzügliche statistische Arbeit des 
damaligen Kreispbysikus Dr. Schwarte in Junkers Arcbiy wider die 
Pockennot (Bd. lY, 8.52) yorliegt. Böing unterwirft diese Epidemie einer 
kritischen Betrachtung. Er kommt auf Grund der Beobachtung, daß ein er¬ 
heblicher Teil der Pockenfähigen, d. h. solcher Personen, die die Pocken noch 
nicht durch|;emacht hatten, yon der Seuche yerschont blieben, zu dem Schluß, 
daß sich ein sehr erheblicher Teil der Nichtdurchseuchten auch gegenüber 
einer heftigen Epidemie einer natürlichen Immunität erfreute. Er weist darauf 
hin, daß diese Seuchenfestigkeit auch sonst in der Pockenliteratur der yor- 
jennerschen Zeit keinesweges yereinzelt dastehe. 

Im 18. Jahrhundert standen die Menschen unter dem oft sich wieder¬ 
holenden Einfluß der Seuche; sie widerstanden aber der Infektion, weil sie 
entweder durch die yor kurzem überstandene Erkrankung noch immun waren 
oder weil der auf die Erzeugung der Schutzstoffe gleichsam eingeübte Organis¬ 
mus die Immunstoffe rascher und ausgiebiger produzierte. Eine zweimalige 
Erkrankung an Pocken wurde deshalb damals so überaus selten beobachtet. 
Es kam höchstens zu einer lokalen Affektion, zur Bildung einzelner Pusteln, 
yon denen die zeitgenössischen Aerzte so häufig bei früher Gepockten zu er- 
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zählen wiesen. Die lokale Affektion hatte zugleich den erwünschten Erfolg 
einer erneuten Immunität. 

Wesentlich anders lagen die Verhältnisse in den ersten Jahrzehnten des 
19. Jahrhunderts. Die Pockenepidemien waren immer seltener geworden, die 
Gepockten kamen nur noch selten mit dem Infektionsstoff in Berührung, so 
dao ihre erworbene Immunität nicht mehr erneuert wurde, der EOrper vielmehr 
allmählicb seine Schatzstoffe und seine Fähigkeit, sie im Falle der Not rasch 
und wirksam zu erzeugen, wieder verlor. So kam es, daß im 19. Jahrhundert 
weit häufiger von Zweiterkrankungen berichtet wird. 

Die Tatsache, daß Säuglinge von der Epidemie auffallend verschont 
blieben, führt B ö i n g darauf zurück, daß die Mütter der damaligen Zeit fast' 
ohne Ausnahme die Pocken Überstunden batten und mit der Milch ihrem Kinde 
die Schutzstoffe mitteilten, die sie selbst vor einer Zweiterkrankung an Pocken 
schützten. 

Die mit statistischen Unterlagen versehene lesenswerte Studie regt cum 
Nachdenken über manche Probleme der Epidemiologie der Pocken an. 

Dr. Frickhinger -München. 


Beobachtungen .bei der Blutternimpfung. Von Dr. Karl Wagner* 
Graz. Wiener klin. Wochenschrift; 1919, Nr. 49. 

In Steiermark wurden im Sommer 1919 nach Ang^abe des Autors von 
anderer Seite mehrere Todesfälle und schwere Erkrankungen nach 
der Impfung gemeldet. Er selbst beobachtete unter 80 Impflingen der Privat* 
präzis 6 Fälle von Angina gleichzeitig mit der Entwicklnng der Impf* 
pustein, die mit Temperaturen bis 40,2^ einhergingen, und unter Pinselung 
der Mandeln mit Earbolöl innerhalb 8 Tagen abheilten, außerdem aber 
folgenden schwer verlaufenden Fall: Sine 86jährige war vor 2 Jahren ohne 
Erfolg bereits geimpft worden. Im Juli 1919 wurde sie neuerdings geimpft; 
mit dem Auftreten der Impfpusteln traten pastöse Schwellung der Haut des 
gesamten Körpers, auffallende Blässe und Hinfälligkeit, Temperaturen zwischen 
87,5 und 88,8, hochgradige Atemnot auf. Auf den mäßig vergrößerten Mandeln 
grauweißer punktförmiger und kleiner flächenbafter Belag, kleinblasiges Bassein 
Uber den abhängigen Lungenpartien, im Harn V***/«« Eiweiß. Der geimpfte 
Arm bis zur Halsgegend und herab bis Über den Ellenbogen geschwollen und 
gerötet. Diese entzündlichen Erscheinungen schwanden in den nächsten Tagen 
ohne jede Lokalbehandlnng. Mit dem Abklingen der örtlichen Erscheinungen 
schwand auch der schwere Allgemeinzustand. 

Der Autor denkt an die Möglichkeit des Zusammenhangs zwischen 
dieser Erkrankung und dem gleichzeitig bei der Patientin bestehenden Heu* 
schnupfen, der an und für sich nicht sehr heftig gewesen sei, nimmt aber 
nicht an, daß es sich um „Heuastbma“ gehandelt habe. Er empfiehlt den in 
der kritischen Zeit erzeugten Impfstoff «einer gründlichen Nachprüfung zu 
nnteniehen, gegebenenfalls vollständig ans dem Handel zu ziehen". 

Dr. Mayer*Meisenheim (Glan). 


3. Paratypbu«. 

Eine dritte Form des Paratyphns (Paratyphns ß W e 11 y Paratyphns 
Ersln^an Nenkiroh). Von Levy und Schiff. Ans der II. medizinischen 
Klinik der Charitö und dem bakteriologischen Laboratorium des Kranken* 
hanses Moabit, Berlin. 

Berliner klinische Wochenschrift 1919, Nr. 46. 

Es wird über eine neue Form des Paratyphns berichtet, die durch einen 
gleichzeitig von Neukirch und Weil entdeckten Bacillus hervorgernfen 
wird, der dem Bacillus snipestifer Voldagsen sehr nahe steht. Die Krankheit 
kommt in Palästina und Anatolien in zahlreicher Verbreitnng vor, verläuft 
typisch unter dem Bilde einer septischen Erkrankung, die klinisch durch stark 
remittierende Fieber, Bakterismie, septisches Blatbild, embolisebe Abszesse in 
der Haut und in inneren Organen, pathologisch-anatomisch durch hämorrhagische 
Entzündung der Niere, des Darms, der Leber, Abszesse und Nekrosen der 
Leber und Nieren, Hämorrbagien auf allen serösen Häuten und septische 
Mils ebarakteriaiert wird. Neben schweren Fällen von monatelanger Dauer 
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und solche mit tödlichem Verlauf gibt es leichte and leichteste Erkrankangen; 
diese scheinen besonders unter der einheimischen Bevölkerang vorzakommen. 
Ueber die Art der Oebertragang der Krankheit weiß man noch nichts Bestimmtes; 
es ist aber anzanehmen, daß der erkrankte Mensch dabei eine Hauptrolle spielt. 
Die Möglichkeit der Einschleppang ans dem Orient oder aus Baßland durch 
heimkehrende Kriegsgefangene ist ins A.age zu fassen. Solbrig-Breslau. 


4. Bohr. 

Ueber postdepenterlsche RektalTerändernngen und deren Behänd« 
Inng (Lichitherapie). Von PriTatdozent Dr. Artur Voges. Wiener klin. 
Wochenschrift; 1919, Nr. 52. 

Mittellang mehrerer Fälle, in denen nach Bahr Veränderungeu im 
Mastdarm beobachtet wurden, die das Auftreten von Elrebs vortäuschten: 
Umschriebene Infiltration der Schleimhaut, deren Oberfläche stellenweise durch 
Wacherungen höckerig erschien, Blutungen, die schon bei leichter Berührung 
auftraten. ln einem Falle war bei einer jungen Frau 1 Jahr nach dem üeber- 
stehen von Bahr wegen Krebsverdacht die Besektion des Mastdarms auf sa* 
kralem Wege ausgeftthrt worden. Die Untersuchung des entfernten Darm- 
stttcks ergab nur das Bestehen eines chronisch entzündlichen Prozesses. 

Dr. Mayer* Meisenheim (Qlan). 


6. Scharlach. 

Zur Seharlacbfrage. Von Prof. Dr. O. Zuelzer. Berliner klinische 
Wochenschrift; 1919, Nr. 48. 

Verfasser ist von der theoretischen Annahme aasgegangen, daß eine 
klinische Analogie zwischen Malaria und Scharlach besteht und auch die Frage 
beider Krankheiten Protozoenverwandtschaft haben. Er hat demzufolge das 
Scharlach schon im Inkubationsstadiam, in dem, wie er zeigt, die Krankheit 
bereits erkennbar ist, mit Chinin behandelt und schnell zur Heilung gebracht. 
Er glaubt, daß es so gelingen könne, die WeiterUbertragung, die hauptsächlich 
im Inknbationsstadium erfolgt, einzuschränken. Man soll nach seinem Vor¬ 
schlag jede Angina mit großen Chinindosen behandeln, wodurch es gelingen 
würde, die gewaltige Morbiiität und Mortalität auf einfachste Weise herab- 
zumindem. Dr. Solbrig - Breslau. 


Tagesnachrichten. 

Die Besoldungsfrage ist jetzt auch in Bayern, Sachsen und 
Württemberg geregelt, und zwar für die Medizinalbeamten meist 
günstiger als in Preußen. In Bayern sind z. B. die Beg.- und Med.-Bäte 
der Gruppe 12 zugeteiit und in Sachsen die medizinischen Beferenten bei den 
Kreishaaptmannscbaften ohne jede einschneidende Bestimmung der Gruppe 11. 
Die Bezirksärzte in Bayern und Sachsen gehören, wie in Preußen, zur 
Gruppe 10; sie sind jedoch sämtlich vollbesoldet, ohne daß ihnen die 
Ausübung der Privatpraxis untersagt ist. Außerdem rücken die 
Bezirksärzte in den größeren Bezirken sowie die älteren in Groppe 11; dasselbe 

f ilt für die vollbesoldeten Ob er am tsärzte in W ürttemberg, sobald sie 
en Titel und Bang als Medizinalrat erhalten. Mit der Verleihu^ des Titels 
und Bangs eines Obermedizinalrats kommen die Oberamtsärzte in Württemberg 
sogar in Gruppe 12. Die nicht vollbesoldeten Oberanttsärzte in Württemberg 
erhalten einen Prozentsatz der Besoldung der vollbesoldeten Oberamtsärzte, 
dessen Höhe noch nicht festgestellt ist. 


Die Besoldnngsordnung bringt inPreußen gleichzeitig mit der anderweiten 
Gehaltsregelung auch mehrfach eine Neuregelnng der Titelfrage für ver¬ 
schiedene Beamtenklassen; z. B. heißen Unterstaatssekretäre von jetzt ab „Staats¬ 
sekretär", Amtsrichter und Landrichter: „Amtsgerichtsrat" und „Landgericütsrat", 
so daß es künftighin überhaupt keine Amtsriditer und Landrichter gibt Durch 
Beschluß der Staatsregierang int jetzt such für alle Oberlehrer die Bezeichnung 
„Studienrat" allgemein eingeführt. Wie bei der Besoldung sind auch hier 
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wieder die beamteten Aerzte stiefmütterlich behandelt; denn konseqnenter 
weise hätten doch mm auch sämtliche Kreisärzte den Titel „Kreis* 
medizinalrat'' erhalten müssen. Diese Forderang ist nm so mehr berechtigt, 
als dem Kreisärzte früher gesetzlich die Verleihung des Titels „Medizinalrat" 
zngesichert war, während des Krieges unter Vertröstung bis auf die Zeit nach 
dem Kriege keine deraitigen Titel Verleihungen erfolgt sind und dadurch ein 

f roßer Teil der Kreisärzte benachteiligt ist. Dazu kommt, daß sich andere 
eutsche Staaten wie Bayern, Sachsen und Württemberg gar nicht an das in 
der neuen Beichsverfassung getroffene Verbot der Titelverleihang kebren, 
sondern namentlich in jüngster Zeit zahlreichen Medizinalbeamten den Titel und 
Bang von Medizinalräten usw. verliehen haben, ln Preußen ist zwar jene Ver* 
fassungsbestimmung jetzt auch unbeachtet geblieben, bisher aber nur zugunsten 
von zwei Beamtengruppen. Es darf deshalb wohl mit Sicherheit erwartet 
werden, daß dies keine Ausnahme ist, sondern daß die diesen Beamten- 

B en gleicbstehenden und gleichberechtigten Beamten, wie Kreisärzte, Qewerbe- 
Ltoren, Kreisschalinspektoren usw. in allernächster Zeit die Be¬ 
zeichnung Kreismedizinalräte, Gewerberäte, Schulräte usw. 
allgemein erhalten werden. _ 

Behufs Gründung eines Sächsischen Hedizinalbeamtenvereins hat am 
17. Mai d. J. in Dresden eine Versammlung stattgefunden, auf der die 
Gründung eines solchen Vereins beschlossen wurde, der nach seinen Satzungen 
die gleichen Zwecke, wie die in den meisten anderen deutschen Staaten vor¬ 
handenen Medizinalbeamtenvereine verfolgt. Mitglied kann außer den in Staats¬ 
oder Gemeindedienst angestellten Amtsärzten und Leitern von Krankenanstalten 
auch die staatsärztlich approbierten Aerzte sowie die Geschäftsführer der 
Landesaasschüsse auf dem Gebiete der Wohlfahrtspflege werden. Dem Verein 
sind bisher schon 92 Mitglieder beigetreten; zu Vorstandsmitglieder sind ge¬ 
wählt: Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Schmor 1-Dresden, Vorsitzender, Geb.M^.- 
Bat Dr. II berg-Sonnenstein, Schrift- und Kassenführer, Ober-Med.-Bat Dr. 
Petzoldt, Bezirksarzt in Pirna, Beisitzer. 

Ans dem Freistaat Sachsen. Durch Verordnung des Ministeriums 
des Innern vom 25. Mai 1920 sind bis zur Bekanntgabe einer neuen 
ärztlichen Gebührenordnung sämtliche Sätze der bisherigen sächsischen ärzt¬ 
lichen Gebährentaxe um 200 Prozent erhöht. 

In der Zeit vom 28. Juni bis 10 Juli 1920 findet in der Staatlichen 
Frauenklinik in Chemnitz ein Lehrgang fär Aerzte über die ärztliche Fürsorge- 
• tätigkeit im Sinne des sächsischen Wohlfahrtsgesetzes vom 80. Mai 1918 statt. 
Der Lehrgang ist besonders für Bezirksärzte und diejenigen Aerzte in Sachsen 
bestimmt, die als Fürsorgeärzte auf dem Gebiete der Wohlfahrtspflege tätig 
sein wollen. Auswärtigen Teilnehmern wird eine Entschädigung von 3% Mark 

E währt. Der Lehrplan umfaßt: 1. Matterfürsorge, 2. Säuglings- und Kiein- 
iderfttrsorM, 8. allgemeine Wohlfahrts- und Wohnungspflege, 4. Tuberkulose- 
fflrsorge, ß. ^chtsstellung von Matter und Kind. 

Bei der Hochschule fär Frauen in Leipzig ist jezt auch eine Ab¬ 
teilung fär Krankenpflege gebildet, die drei verschiedene Lehrgänge zur 
Fortbildung von Krankenschwestern umfaßt: 

A. für sozial-hygienische Berufsarbeit (Ereisfürsorgerin, Bezirks¬ 
pflegerin, Säuglingsfnrsorgerin, Schnlschwester, Tuberkulosefürsorgerin, 
Fabrikschwester und dergl.), Dauer 1 Jahr, 

B.für leitende Stellungen in der Krankenpflege (insbesondere 
fär Anstaltsverwaltung und Unterricht an Krankenpflegeschulen, z. B. 
Oberin, Oberschwester und lehrende Schwester), Dauer 2 Jahre, 

C. für Laboratoriumstätigkeit (Laboratoriumsschwester an Kranken¬ 
anstalten, medizinischen Instituten und dergl.), Dauer 2 Jahre. 

Die Lehrgänge schließen je mit einer staatlichen Prüfung ab. Das 
Mhüsterium des Kultus und öftentlicben Unterrichts hat eine Prüfungs- 
konunission eingesetzt, die außer dem Begiernn^ertzeter als VorsitzenMn 
aussehließlicb aus Dozenten der Hochschule besteht. 
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Die geoannten Lehrgänge beginnen im Herbst 1920. Zagelassen werden 
Krankenschwestern mit dem staatUchen Ausweis f&r Krankenpflegepersonen, 
die mindestens fünfjährige Praxis, davon mindestens 8 im Krankenhanse, nach- 
weisen können. Von solchen Krankenschwestern, die eine zehnjährige Mädchen- 
schale mit Erfolg darchlaofen haben, wird anßer dem staatlichen Ausweis bei 
Prfifang A nur eine dreijährige und bei Prüfung C nur eine zweijährige 
Krankenpflegepraxis gefordert. 

Nähere Auskunft erteilt die Kanzlei der Hochschule für Frauen, Leipzig, 
Königstrafle 23. _ 


Die Geschäftsleitung der vom 19.^25. September d. J. in Bad 
Nauheim stattfindenden 86. Yersammlung Deutscher Naturforscher nnd 
Aerzte hat jetzt die Einladungen zu dieser Versammlung ergehen lassen. 
Danach ist folgendes Programm in Aussicht genommen: 

Sonntag, den 19. September: Sitzungen des wissenschaftlichen 
Ausschusses; — Geselliger Abend im Sprudel-Hotel. 

Montag, den 20. September: Vormittags: Erste allgemeine 
Versammlung im Konzerthaus, Begrüßungsansprachen. Vorträge: ,Der Stick¬ 
stoff“. Berichterstatter: Prof. Dr. C. B o s c h - Ludwijnhafen und Geh. Med.-B4it 
Prof. Dr. Bubner-Berlin. — Nachmittags: Sitzung der medizinischen 
Haaptgrnppe: „Brot und Ernährung“. Berichterstatter: Prof. Dr. Gruber- 
Mflnchen und Prof. Dr. Liebasch. 

Dienstag, den 21. September: Vormittags: Sitzung der wissen¬ 
schaftlichen Hauptgrnppe: „Die neuesten Forschungen über den Bau der 
Moleküle und Atome“. Berichterstatter: Prof. Dr. P. Debye-Zürich, Prof. Dr. 

K 0 s s e 1 - München, Prof. Dr. C. Frank-Berlin. — Nachmittags: Zweite 
allgemeine Sitzung: Prof. Dr. Sud hoff-Leipzig: Andreas V es alius, der 
Begründer der modernen Anatomie. Prof. Dr. St euer-Darmstadt: Die Geologie 
des Taunus. 

Mittwoch, den 22. September: Vormittags: Geschäftliche 
Sitzung der Gesellschaft Deutscher Naturforscher und Aerzte; alsdann: 
Dritte allgemeine Sitzung: Prof. Dr. Z umbusch-München: Die Syphilis eine 
Volksseuche. Prol Dr. Timerding -Braunschweig: Die Beichsschnlkonferens 
nnd der mathematische und naturwissenschaftliche Unterricht an den höheren 
Schulen. 

Mittwoch, den 22.September nnd die folgenden Tage: Ab- 
teilnngssitzungen. Gemebsame Sitzungen mehrerer Abteilnngeif werden geplant. 

Teilnehmer an der Versammlung kann jeder werden, der sich für Natur¬ 
wissenschaft oder Medizin interessiert. Für die Teilnehmerkarte sind 40 Mark . 
zu entrichten, wovon aber für die Mitglieder der Gesellschaft der Jahres¬ 
beitrag in Abzug gebracht wird. Außerdem werden Damenkarten zum Preise 
von 12 Mark ausgegeben. Zugleich mit der Teilnehmerkarte wird auch ein 
Führer durch Bad Nauheim verschickt werden. Etwaige Teilnahme ist der 
Geschäftsführung unter Angabe der Abteilung, der man beitreten will, sobald 
als möglich mitzuteilen; es erfolgt dann im Juli die Zusendung des ausführ¬ 
lichen Programms. Vorträge und Demonstrationen sind bis zum 
16. Juli bei einem der Einführenden der betreffenden Abteilung anzumelden. 
Geschäftsführer sind Geh. Med .-Bat Prof. Dr. Gr o edel, Boalschuldirektor 
Dr. C. Zimmer und Prof. Dr. Weber, Schriftführer in ^d Nauheim; Ein¬ 
führende io der Abteilung 28, für gerichtliche und soziale Medizin: 
Obermedizinalrat Dr. Baiser-Darmstadt nnd Prof. Dr. Hildebr and-Mar¬ 
burg, Deutschhansstraße 18; in Abteilung 29: Allgemeine nnd soziale 
Hygiene nnd Mikrobiologie: Prof. Dr. Gotschlich-Gießen, Bleich- 
Btraße 80 und Prof. Dr. Neißer, Frankfurt a. M., Miqnelstraße 21. 

Im Anschluß an die Naturforöchcrvcrsammlung flndet die zehnte Tagung 
der Deutschen Gesellschaft für gerichtliche und soziale Medizin in Bad 
Nauheim vom 26. Sept. bis 1.0kt. statt. Vorträge und Demonstrationen 
sind bei dem Schriftführer Prof. Dr. Lochte in Göttingen anzumelden. 


YfrMntworilleh für di« SehrifU«itnn|': Prof. Dr. Ropmnnd, Geh. Med,-IUt in Mlndon I. W, 
Dmok von J. 0. 0. Brnna, Minden i* W, 
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Anzeii^n'Annahme#t«»}1en In- an'l Aaitfewo 
Die durch;;ehende Peticceile kostet M. 2 4 » 


Rr. 13 Erscheint an 5 . ond 20 . jeden Monat» 5. -rui l 


TortiBHdiniig Ton yerletznnsr^sporen an Leichen 

durch Insektenfrass. 

Von Medizinalrat Dr. Haaffe, .Stadtb«zirk:s%rzt ia 

Bei den jährlich nach Hunderten zählenden I>*i. 
besichtigungen zum Zwecke der Einäscherung war es n''>r 
aufgefaifen, daß Leichen ausgedehnte hellbräunliche. derb-'<*d^r- 
artig anzufühlende Hautstellen zeigten, die ganz den F,>ndr>’.- < 
deijenigen machten, die wir nach Abschürfung oder V-'t- 
brühung, Verbrennung oder Verätzung zweiten Grade«, al<o 
solchen mit Verlust der Epidermis, oder endlich nach Anwen¬ 
dung blasenziehender Mittel zu sehen gewohnt sind. Die Stellen 
waren scharf begrenzt, ganz unregelmäßig gestaltet, oft von 
bedeutender Ausdehnung, an keine bestimmte KörpergegeTid 
gebunden. 

Solange es sich um Leichen handelte, über deren Todes¬ 
ursache das unzweideutige Zeugnis eines behandelnden Arztes 
▼orlag, versuchte ich mir die Erscheinung damit zu erklären, 
daß etwa bei irgendeiner Verrichtung der Krankenpflege oder 
aus Anlaß einer Ohnmacht oder des Todes selbst eine oberfläch¬ 
liche Hautabschürfung, etwa an einer Bettkante gesetzt worden 
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Yortänschnng von Yerletznngsspuren an, Leichen 

durch Insektenfrass. 

Von Medizinalrat Dr. Hanffe, Stadtbezirksarzt in Chemnitz. 

Bei den jährlich nach Hunderten zählenden Leichen¬ 
besichtigungen zum Zwecke der Einäscherung war es mir oft 
aufgefalTen, daß Leichen ausgedehnte hellbräunliche, derb-leder- 
artig anzufühlende Hautstellen zeigten, die ganz dep Eindruck 
derjenigen machten, die wir nach Abschürfung oder Ver¬ 
brühung, Verbrennung oder Verätzung zweiten Grades, also 
solchen mit Verlust der Epidermis, oder endlich nach Anwen¬ 
dung blasenziehender Mittel zu sehen gewohnt sind. Die Stellen 
waren scharf begrenzt, ganz unregdmäfiig gestaltet, oft von 
bedeutender Ausdehnung, an keine bestimmte Kürpergegend 
gebunden. 

Solange es sich um Leichen handelte, über deren Todes¬ 
ursache das unzweideutige Zeugnis eines behandelnden Arztes 
Yorlag, versuchte ich mir die Erscheinung damit zu erklären, 
daß etwa bei ir^ndeiner Verrichtung der Krankenpflege oder 
aus Anlaß einer Ohnmacht oder des T^des selbst eine oberfläch¬ 
liche Hautabschürfung, etwa an einer Bettkante gesetzt worden 
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sei. Wenn solche Stellen an der Brust oder dem Bauche sich 
fanden, konnte man auch an Wiederbelebungsversuche, an die 
Anwendung eines Senfpapiers oder einer zu heißen Kompresse 
denken. 

Handelte es sich aber um Leichen von Personen, die 
plötzlich gestorben waren und über deren Todesursache kein 
ärztliches Zeugnis vorlag, um Fälle also, bei denen die Mög¬ 
lichkeit fremder Schuld bestand und der Besichtigung somit 
eine wesentlich höhere Bedeutung und Verantwortung zukam, 
erregten solche Erscheinungen doch hier und da ernstlichere 
Bedenken. Allerdings fehlten alle vitalen Reaktionszeichen an 
den Rändern der beschriebenen Stellen; solche sind ja,aber 
auch an Stellen der vorhin genannten Herkunft oft nur wenig 
deutlich ausgebildet. 

In solchen Fällen konnte durch Rückfrage bei dem zu¬ 
erst nach dem Tode zugezogenen Arzte oder durch anders¬ 
artige Erörterungen über die letzten Vorgänge vor dem Tode 
alle Verdachtsgründe weggeschafft, die Entstehung solcher 
Flecken allerdings nicht aufgeklärt werden. 

Eines Tages kamen bei dem Auseinanderfalten der leinenen 
Umhüllung einer Leiche einige sogenannte Ohrenwürmer, Ohr¬ 
kriecher oder Oehrlinge zum Vorschein, die ich zwar schon öfter 
in einzelnen Stücken bei dieser Gelegenheit gesehen, denen ich 
aber nie besbndere Aufmerksamkeit geschenkt hatte, da die 
unzweckmäßig gebaute Leichenhalle auch anderem Ungeziefer viel 
Einlaß gewährt. Die betreffende Leiche zeigte ausgedehnte 
Veränderungen der beschriebenen Art an Stirn, Wangen und 
Hals. Der bei den Besichtigungen hilfeleistende Angestellte 
beklagte sich darüber, daß sich auf diese Weise schon Unan¬ 
nehmlichkeiten mit Angehörigen ergeben hätten, die sich über 
die Entstellung des Gesichts bei ihrem Verstorbenen beklagt 
hätten. Er, der sich keine Bedenken über intra vitam oder 
post mortem gesetzte Verletzungen machte, brachte also diese 
Erscheinungen ohne weiteres in ursächlichen Zusammenhang 
mit der Anwesenheit der Ohrwürmer. Meine anfänglich ge¬ 
hegten Zweifel, daß die Austrocknung der der Epidermis be¬ 
raubten Leichenhaut dieselben Bilder erzeugen könne, wie wir 
sie sehen, wenn jene im Leben, aber kurz vor dem Tode durch 
die oben genannten Einflüsse verloren gegangen ist und dann 
Austrocknung eintritt, mußten schwinden, nachdem mir bei 
Wiederholungen dieser Erscheinung immer wieder versichert 
worden war, daß die Leichen bei der Einlieferung in die Leichen¬ 
halle frei davon gewesen, aber Ohrwürmer an ihnen wahr- 
genommen worden seien, nachdem ich ferner selbst solche In¬ 
sekten gerade bei den betroffenen Leichen häufig vorfand und 
die Wahrnehmungen ausblieben, wenn die kalte Jahreszeit 
einsetzte. 

Die geschilderten Zweifel, ob ich es nicht mit Spuren 
äußerer Gewalteinwirkungen zu tun hätte, legten mir schon 
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manchmal *dea Gedanken nahe, weitere Kreise auf diese Er» 
scheinung aufmerksam zu machen. Denn, wenn solche Flecken 
an Leichen beobachtet werden, über deren Tod an sich schon 
ein gewisses Dunkel oder gar ein Verdacht besteht — etwa 
gar noch am Halse — so können leicht ein unzutreffendes 
ärztliches Gutachten, umfängliche Untersuchungen, Verdächti* 
^ngen, ja endlich ein richterlicher Fehlspruch zustande kommen. 
Hierin bestärkte mich eine mir zufällig vor Augen gekommene 
Arbeit im XXIII. Bande der Vierteljahrsschrift für gerichtliche 
Medizin vom Jahre 1902, in der Horoszkiewicz-Krakau 
einen Befund beschreibt, der dem von mir geschilderten völlig 
glich, ln dem damaligen Sektionsprotokoll wurden, obwohl 
sich ein solches aller Urteile enthalten soll, die betreffenden 
Stellen ohne weiteres als Oberhautabschürfungen und Ver¬ 
letzungsspuren bezeichnet. Sie erregten den Verdacht der 
gewaltsamen Todesart; in Wirklichkeit lag aber eine natür¬ 
liche Todesart vor. Die Leiche war, als sie in der Wohnung 
der Eltern auf dem Fufiboden gelegen hatte, von der Mutter 
nach deren Angabe über und über mit Küchenschaben bedeckt 
und nach deren Verjagen zunächst völlig unverändert vor¬ 
gefunden worden. Horoszkiewioz prüfte die Frage, ob 
hierin die Erklärung zu suchen sei, nach, indem er ein Stück 
Leichenhaut mit einigen Küchenschaben zusammen in ein 
Gefäß brachte, worauf din Insekten sich sofort auf jenes stürzten. 
Nach einiger Zeit herausgenommen zeigte sich das Hautstück 
zunächst unverändert, nach Austrocknung traten aber ganz 

g leiche Veränderungen auf, wie er sie an der Kindesleiche gesehen 
atte. Aus der Literatur erwähnt der genannte Verfasser zwei 
Fälle von Maschka und Klingelhöfer (Vierteljahrsschrift 
für gerichtliche Medizin; 1879 und 1898). Das eine Mal han¬ 
delte es sich um die aus einem Brunnen gezogene Leiche 
eines jungen Mädchens, von der die Sachverständigen an- 
nahmen, daß es erwürgt und als Leiche in den Brunnen ge¬ 
stürzt worden sei, bis Maschka als Obergutachter auf die 
Möglichkeit hin wies, daß Küchenschaben, die tatsächlich in 
der Wohnung, in der die Leiche sich nach dem Herausholen aus 
dem Brunnen eine ganze Nacht befunden hatte, vorgefunden 
wurden, durch Benagung die auffälligen Erscheinungen hervor- 

g erufen hätten. In dem anderen Falle saßen die verdächtigen 
teilen unter anderem an den Mundwinkeln eines 9monati^n 
Kindes, so daß der Verdacht der Säure Verätzung auftrat. Da 
der Chemiker in der veränderten Haut einen höheren Schwefel¬ 
gehalt als an den anderen Körpergegenden gefunden hatte, 
wurde der trunksüchtige Vater des Kindes unter Mordverdacht 
verhaftet Auch hier klärte die nachgewiesene Anwesenheit 
von Schaben in der Küche die Sachlage auf. 

Hierher gehört auch eine Beobachtung, die Ziemke- 
Eael auf der VIU. Tagung der Deutschen Gesellschaft für ge- 
riobtliche Medizin mitteilte (Vierteljahrsschrift für gerichtliche 
Medizin, XLV. Bd., 1. Suppl. 1913). Er fand an der Leiche 
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eines im Kieler Hafen beim Baden ertrunkenen WdHtarbeiters 
siahlreiche, rundliche, verschiedenartig aussehende Flecken, die 
auf das Ansaugen vieler Seesterne zurückzuführen waren. In 
der Aussprache äußerte K e n y e r e s - Klausenburg nach einer 
von ihm gemachten Beobachtung die Vermutung, daß »viel¬ 
leicht“ auch Ohrwürmer irreführende Hautveränderungen hervor- 
rufen könnten. Diese Vermutung ist durch die oben mit¬ 
geteilten Beobachtungen bestätigt. 

Bei dieser weitverbreiteten Möglichkeit der Entstehung 
solcher irreführenden Erscheinungen muß es auffallen, daß diese 
in den gebräuchlichen Lehrbüchern nur nebenher, z. T. in Fuß¬ 
noten, erwähnt werden. Casper-Liman (8. Aufl.) z. B. er¬ 
wähnt als postmortale Veränderungen durch äußere Einwirkungen 
überhaupt nur das Anfressen der Leichen durch Tiere, Fische, 
die Durchsetzung mit Fliegenmaden und ganz kurz einen Fall 
von Anfressen durcli Ameisen (Fall Harbaum), der zu un¬ 
schuldiger Verbüßung von 8 Jahren Zuchthaus geführt hat, 
da die Spuren als solche von Schwefelsäure-Verätzung auf¬ 
gefaßt worden waren (Skrzeczka, Vierteljahrschrift für ge¬ 
richtliche Medizin; 1882), weitereinen ähnlichen von Mas chka 
mitgeteilten (Vierteljahrsschrift für gerichtliche Medizin; 1881), 
der zur Aufdeckung des ersteren geführt hat. 

Hof mann (8. Aufl.) nennt als Ursachen der hier be¬ 
schriebenen Eintrocknungen ebenfalls nur Abschürfungen, Vesi- 
kantien, Verbrennungen und starke Druckwirkungen auf die 
Leichenhaut und erwähnt daneben die gleichen Fälle wie 
Casper-Liman, in denen Ameisen, und einen weiteren von 
Mas chka (Vierteljahrsschrift für gerichtliche Medizin; 1879), 
in dem Schaben die Urheber waren. Das Benagen durch 
Kellerasseln sei so häufig von ihm beobachtet worden, daß er 
in seinem Institute besondere Vorkehrungen habe treffen müssen. 

Neben Küchenschaben, Ameisen und Kellerasseln müssen 
also auch die Ohrenwürmer genannt werden. Bei der großen 
Möglicheit schwerwiegender Täuschungen durch die be¬ 
schriebenen Beobachtungen — mani denke an die unschuldig 
verbüßten 8 Jahre Zuchthaus — und bei der weiten Ver¬ 
breitung dieser Insekten erschien mir diese Mitteilung nicht 
unangebracht. Denn während die Fälle, in denen Leichen am 
Küchenfußboden liegen, doch immerhin selten sein werden, 
auch zum Annagen durch Ameisen ebenfalls seltener Gelegen¬ 
heit gegeben ist, wobei bemerkt werden mag, daß Bohne- 
Hamburg die künstliche Erzeugung von Ameisenfraß nicht 
geglückt ist (Vierteljahrsschrift für gerichtliche Medizin; 1914, 
1. Suppl.), so dringen doch die Ohrenwürmer sehr leicht in 
Wohn-, besonders in Erd^eschoßräume, am ehesten bei um- 
rankter Hauswand, und in schlecht verschlossene Leichen¬ 
hallen, so daß in der warmen Jahreszeit täglich mit solchen 
irreführenden Vorkommnissen gerechnet werden muß. 
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Ueber die Gefährlichkeit der Yerwendnng hochproz. 
ß Naphtolpräparate in der Krätzebehandlung. 

(Aus dem Kreis-Krankenhause Wolmirstedt.) 

Yen Med.-,Bat Dr. Klagen Kreisarzt in Wolmirstedt. 

Der für die ganze Welt und speziell für unser geliebtes 
Vaterland unselige, lange Krieg hat neben vielen anderen 
schweren Schädigungen unseres ganzen öffentlichen Lebens, 
wie wir schon während des Krieges und in noch verstärkterem 
Maßstabe jetzt erfahren müssen, schwere Gesundheitsbeschädi¬ 
gungen der gesamten Bevölkerung zur Folge gehabt Die all¬ 
gemeine Unterernährung hat den Krankheitserregern bei den 
geschwächten Konstitutionen Tür und Tor geöffnet. Neben der 
so schwer auf dem Gesundheitszustände unseres Volkes la¬ 
stenden Zunahme der Tuberkulose, die wir vor dem Kriege 
nach den Errungenschaften der letzten 20 Jahre schon f^ 
eine auszurottende Volkskrankbeit ansprechen durften, ist auch 
eine starke Vermehrung anderer, die Wohlfahrt der Mensch¬ 
heit schwer schädigender Krankheiten erfolgt, so leider vor 
allen Dingen der Geschlechtskrankheiten und der mit diesen 
seit langer Zeit immer zusammen genannten Hautkrank¬ 
heiten, und zwar in erster Reihe der ansteckenden, sogenannten 
parasitären; unter diesen wieder an der Spitze stehend die 
krätze. Wir Ärzte haben die schwere, aber dankbare Aufgabe, 
unsere darniederliegende Volkskraft durch Bekämpfung dieser 
Volksseuchen wieder zu heben. Die nachstehende kleine Arbeit 
verdankt ihr Entstehen dem Bestreben, die übertragbaren Haut¬ 
krankheiten, besonders die jetzt ganz außerordentlich verbreitete 
Krätze zu beseitigen bezw. zur Ausheilung zu bringen. 

Eine erfolgreiche Bekämpfung muß in erster Reihe nach 
Möglichkeit sicher, aber dabei ohne Schädigung des allge¬ 
meinen Gesundheitszustandes wirken; diese Forderung wird 
und ist leider bei der Einführung neuer Mittel gewissermaßen 
im Rausch der Begeisterung über ihre anscheinend günstige 
Wirkung zuweilen vergessen; der kranke Mensch muß dann 
mit seiner Gesundheit, leider hier und da auch mit seinem 
Leben dafür büßen. Dies muß, soweit es unserem Können 
möglich ist, bei einer an sich das Leben nie gefährdenden 
Krankheit, wie die Krätze, unbedingt vermieden werden, so 
schrecklich und lästig diese unangenehme Hautkrankheit an 
sich ist, und so notwendig ihre gründliche Ausheilung anzu¬ 
streben ist. — Ein Todesfall im hiesigen Kreis-Krankenhause, 
der sich nach einer außerhalb des Hauses gemachten Ein¬ 
reibung mit Ibproz. ß Naphtolsalbe vor zwei Jtmren ereignete, 
die daran angeknüpften Beobachtungen bei der Behandlung 
der leider auch hier sehr zahlreichen dem Krankenhause zu¬ 
gehenden Krätzeerkrankungen im Verein mit den von mir 
aus der Literatur festgestellten Todesfällen bezw. Gesundheits¬ 
schädigungen bei Behandlung mit hochprozentigen ßNaphtol- 
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einreibuDgen, veranlassen mich, den Todesfall bekannt eu geben 
und einige ^merkungen daran zu knüpfen. — 

Der eben erwähnte Todesfall ereignete sich im Oktober 
1017; er betraf ein 7jähriges Mädchen. Der Fall mufite, da 
ein fahrlässiges Verschulden nicht von vornherein auszuschließen 
war, gerichtlich zur Anzeige gebracht werden; die Leiche ist 
gerichtlich geöffnet. — Ein in der Med. Oes. zu Magdeburg 
von mir über den Fall erstattetes, kurzes Referat wurde 
auf Veranlassung des zuständigen Regierungs- nnd Medizinalrats 
der Regierung in Magdeburg hin der Medizinal- Abteilung des 
Ministeriums des Inneren vorgelegt. Die Abteilung hat jedoch, 
wie mitgeteilt wurde, auf das Gutachten des für die Deputation 
des wissenschaftlichen Medizinalwesens zuständigen Pharmako¬ 
logen hin, es abgelehnt, auf das Gefährliche der Verwendung 
von hochprozentigen ß Naphtolsalben hinzuweisen. 

Die Geschichte des Todesfalles ist kurz folgende: 

An einem Sonntag Yormittag im Oktober 1917 wurde Herr Dr. Bet zl afft 
Cbirorg am hiesigen Kreis* Kraukenhaose, telefonisch wegen schwerer Erkrankung 
zweier Kinder in der Familie eines Landwirts nach dem 10 km entfernten 
Dorfe H. gerufen. Er stellte bei einem 9 and 7 jährigen Mädchen Anzeichen 
einer schweren (hämorrhagischen) NierenentzQndnng fest Aas den Angaben der 
Matter entnahm er, daß die beiden Kinder am Abend zovor wegen eines Hant- 
aosschlages (Scabies) mit einer Salbe eingerieben waren, die Ton einem Magde¬ 
burger Arzt verschrieben war, allerdings nicht für die beiden Mädchen, sondern 
einige Tage zovor für den Sohn. Da bei diesem die Einreibong guten Erfolg 
auf die Haatkrai<kbeit gehabt za haben schien, versuchte die Matter die Salbe, 
von der sie drei Kruken hatte anfertigen lassen, aach bei den an dem gleichen 
Haataasschlag leidenden Mädchen. Es mag gleich voraasgescbickt werden, daß 
die Mutter nachträglich noch dem Arzt (Dr. B.) sagte, die 7 Jährige (verstorbene) 
Tochter sei mit dem ziemlich flüssigen Best der einen Krake eingerieben, die 
ältere Schwester mit den festeren Bestandteilen dor Salbe. In der Nacht er¬ 
krankten beide Mädchen mit Erbrechen; dem Erbrochenen war Blat beigemischt; 
sie ließen beide blutigen Harn and machten, besonders die Verstorbene, gleich 
einen äußerst schwerkranken Eindruck. Da in dem weit abgelegenen Dorfe eine 
aach nar einmalige tägliche ärztliche Kontrolle and somit die offenbar sehr 
notwendige eingreifende Bebandlang der schweren „toxischen“ Nii^renerkrankang 
nicht durchführbar war, ordnete der Arzt die sofortige Ueberfnbrang in das 
Kreis-Krankenhaas an. — Das 7 jährige Mädchen machte beim Eintreffen einen 
hoffoangslosen Eindruck; sie war fast ohne Besinnung, warf sich unruhig bin und 
her, erbrach blutig gefärbte Speisereste, ließ etwas ganz dunklen, bräunlich - roten 
Harn und verstarb schon 6 Standen nach der Aufnahme, ungtfähr 20 Stunden 
nach der Einreibung. — Das 9jährige Mädchen zeigte viel weniger schwere 
Symptome; es war klar, sprach laut, erbrach im Erankenhause nicht mehr, ließ 
aber auch bräunlich-rot gefärbten, mäßig eiweißbaltigen Harn. Im Harn fanden 
sich sehr zahlreiche rote Blutkörperchen und frische, gekörnte Zylinder. Das 
Mädchen erholte sich in den ersten Standen nach Yerabreicfanng warmer Bäder 
und konnte schon am dritten Tage wieder nach Hause entlassen werden. Es hat 
keine nachteiligen Folgen davongetragen. Hegen die Scabies hatten sich die 
Einreibungen — auch bei dem zuerst eingeriebenen Knaben — nicht von Dauer¬ 
erfolg erwiesen. Die Kinder wurden nochmals im Kraokenbause mit Siyrax- 
liniment eingerieben und erst dadurch von der Scabies befreit.— 

Aus der Niederschrift der vier Tage nach dem Tode vom 
Kreisarzt in Neuhaldensleben und mir ausgeführten gericht¬ 
lichen Leichenöffnung des verstorbenen Elindes gebe ich 
die in Betracht kommenden Nummern wieder: 

Aenfiere Besichtigung: 2. An der Brust, am Bücken, an beiden 
Oberschenkeln, in der Umgebung der Ellenbogengelenke nnd an der BQckseite 
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der Oberarme ist die Haut fläcbenfOrmig bräunlich - rot gefärbt. In diesen 
Flächen, sowie auch an beiden Unterschenkeln finden sich zabirKicbe birsekorn* 
bis erbsengroße, schwarzrot gefärbte Steilen der Haut, die bei Einschnitten frei 
ins Gewebe ergossenes Blut erkennen lassen. Yerwesungsgeiuch fehlt. — 

Innere Besichtlgnng: 1. Brust-und Bauchhöhle (Yergiflungs- 
yerdacht) 14. Die Baucheingeweide befiaden sich in regelmäßiger La^e. 
Oberhalb der Blase ist das Unterhantzellgewebe der Banchdecken stark wässerig 
durcbtränkt. Im kli^inen Becken ungefähr 20 ccm leicht blutig gefärbter Flüssig¬ 
keit, in der linken Leistengegend zwei bohnengruße Drüsen, die auf dem Durch¬ 
schnitt blutig durchtränktes Gewebe zeigen. Am Netz, Darm und Magenüberzog 
zahlreiche hirsekorn-bis linsengroße freie Blutergüsse ins Gewebe, eben¬ 
solche am Leberüberzng. 

BrnsthSh'e: 16. Im linken Brustfellsack keine, im rechten 50 ccm 
klarer, blutig gefärbter Flüssigkeit. .... 

17. Herzbeutel, anßen granrötlicb, enthält 10 ccm klare,leicht blutig 
gefärbte Flüssigkeit. ... Im Yerlanfe der Eranzblutadern und an der Ans- 
trittsteile der großen Gefäße zahlreiche hirsekorngroße Blntaustriite ins Ge¬ 
webe . . . Die Innenhaut des Herzens etwas blutig durchträukt, sonst zart, 
durchscheinend. 

19 Die Luftröhrenäste enthalten wässerigen Schleim in größerer Menge. 

28. Die Lymphdrüsen am Halse, ebenso wie die neben uen größeren 
Aesten der Lnftröhren, erbsen- bis bohnengroß geschwollen, anf Durchschnitten 
donkelrot. An den am üeberzug der Schilddrüse verlanfenden Gtfxßen einzelne 
punktförmige Blutanstritte. Im Eehlkopfe und dtm oberen Ttiil der Luft¬ 
röhre reichlich wässeriger Schleim. 

24. Speiseröhre leer, Schleimhaut leicht blutig durcbtränkt. 

Bauchhöhle: 27. Milz: l2'/s zu 7 zu 4 cm, Schnittfläche schwarz¬ 
ort, ziemlich weich. 

Eapsel der linken Niere leicht abzuziehen. Größe 10 zn 5 zu 8 cm, 
derb anznfühlen. Auf dem Durchschnitt deutliche Trübung der Bindenschiebt, pp. 
Um die Nierenkelche herum überall Austritte von Blot ins Gewebe. Bechte 
Niere — 8^ > zu 5 zu 8 cm — zeigt genau denselben Befund. 

29. Harnblase leer, Schleimhaut stark blutig durcbtränkt. 

86. Gekröse fettarm. Lymphdrüsen durchweg stark geschwollen, auf 
dem Durchschnitt blutig gefärbt. 

89. Die die untere Hohlader begleitenden Lymphdrüsen ebenfalls 
geschwollen. 

II. KopfhOhle. 48. ... Die weiche^ Hirnhaut enthält in ihren 
Haschen reichlich Flüssigkeit 

44.Blutgerinnsel anßerhalh der Gefäße werden nicht gefnnden. 

46. Anf den Schnittflächen zeigt sich das Gewebe der großen Hiin- 
halbkngeln wässerig durchtränkt. 

46. Gewebe des Eleinbirns ebenfalls wässerig durcbtränkt. 

Im vorläufigen Gutachten wurde gesagt, daß die nach 
Bericht des Arztes bei dem Kinde vorgenoromenen Salbenein¬ 
reibungen die Todesursache gewesen sein könnten, alles Weitere 
aber einem begründeten Gutachten Vorbehalten werden müsse. 

Eine Anklage au! fahrlässige Tötung ist nach kurzem, be¬ 
gründeten Gutachten vom Staatsanwalt nicht erhoben worden. 

Das Ergebnis der Leichenöffnung läßt sich dahin patholo¬ 
gisch-anatomisch zusammenfassen, daß die Leiche Zeichen einer 
lymphatischen Konstitution darbot. Die vorhandenen zahlreichen 
Blutaustritte an der Haut des Körpers, auf den serösen Häuten 
an der Außenwand des Magens, der Leber, an den Kranz^efaßen 
des Herzens usw. entsprachen dem pathologisch-anatomischen 
Befunde bei der Werlhoff sehen Blutfleckenkrankheit. An den 
Nieren, der Harnblase, den Lymphdrüsen bestanden Zeichen 
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frischester Entzündung mit hämorrhagischem Charakter, außer¬ 
dem bestand eine frische Stauungsmifz. 

Schon aus dem Befunde selbst gewannen die Sachverstän¬ 
digen bei der unmittelbaren Anschauung während der Obduktion 
den Eindruck, daß es sich bei den Blutaustritten in der Haut 
der Körperoberfläche, in den serösen Ueberzügen usw., in 
den Lymphdrüsen und Nieren, wie auch in der Harnblase, 
um ganz frische Prozesse handeln mußte. Dies wurde bezüglich 
der Blutflecke auf der Haut durch die klaren Angaben der in¬ 
telligenten Mutter zur Gewißheit. Sie hat wegen des Hautaus¬ 
schlages (Scabies) die Kinder in der letzten Zeit fast täglich, 
zuletzt am Abend vor dem Tode der jüngeren Tochter, zum 
Zwecke der Einreibung, nackend genau angesehen und nichts von 
den Blutflecken, die am anderen Tage deutlich sichtbar waren, 
bemerkt. Ursache rmd Wirkung lagen hier klar zu Tage. 

Der Tod des Mädchens ist ebenso wie die Erkrankung der 
älteren Schwester als Folge der medikamentösen Einreibung 
mit der für den Bruder seiner Zeit ärztlich verordneten 16 proz. 
ß Naphtolsalbe anzusehen. Der zuerst mit der Salbe eingeriebene 
Bruder scheint keine oder sicher keine der Umgebung auf¬ 
gefallenen Vergiftungserscheinungen gezeigt zu haben. Soviel 
mstgestellt werden konnte, ist er, ein derber, gesunder Junge, 
dessen Haut außer den Erscheinungen des Krätzeausschlages 
keine krankhaften Erscheinungen darbot. Auch die ältere 
Schwester war kräftiger als die jüngere imd zeigte nicht die 
fiächenhaften Exkoriationen, wie sie das verstorbene Kind schon 
bei Lebzeiten und in der unter Nr. 2 oben beschriebenen Form 
auch im Tode erkennen ließ. Für den tödlichen Ausgang sind 
bei diesem Kinde drei Umstände nach diesseitiger Ansicht ver¬ 
antwortlich zu machen: Erstens war das Kind von lymphati¬ 
scher Konstitution und als solches weniger gegen äußere Noxen 
widerstandsfähig. Zweitens war die Haut, wie man das häufig 
besonders bei Kindern mit zarter Haut sieht, durch den Krätze¬ 
ausschlag vielfach wund, die Lederhaut lag, wie schon im Leben 
und auch bei der Obduktion festgestellt wurde, vielfach frei, 
so daß für „perkutane", schnelle Wirkungen sehr günstige 
Verhältnisse Vorlagen. Drittens hat die Mutter selbst darauf 
hingewiesen, daß gerade der bei der Verstorbenen zuletzt ein¬ 
genebene fast völlig flüssige Inhalt der einen Salbenkruke ver¬ 
wandt worden ist, ein Umstand, der, worauf schon Kobert 
und Kaposi hingewiesen haben, für schnelle Resorption der 
Arzneistoffe besonders günstig ist. 

Bei Durchsicht der Literatur über Naphtolwirkungen usw. 
konnte festgestellt werden, daß Todesfälle nach Einreibungen 
mit ß Naphtolsalbe bereits vor langen Jahren veröffentlicht sind. 

Der bekannte, kürzlich verstorbene Pharmakologe Kobert- 
Rostock macht in seinem Lehrbuch der „Intoxikationen" im 
Kapitel „Gifte mit grob anatomischer Wirkung" unter „Naphtol 
und deren Derivate" darauf aufmerksam, daß Schomaker 
das sogenannte ßNaphthol im Gegensätze zum «Naphtol offen- 
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bar mit Unrecht als ganz ungiftig bezeichne und Kaposi dieses 
Mittel in die Therapie als relativ harmloses Heilmittel 
b.ei Hautkrankheiten eingeführt habe, obwohl es außer 
starken Reizwirkungen für Haut und Schleimhäute unzweifel¬ 
haft heftige resorptive Wirkungen auf Blut, Zentral¬ 
nervensystem und Nieren äußere. Kaposi habe die 
Anwendung des ß Naphtol in 10- bis 15proz. Salbenform gegen 
Hautleiden, speziell gegen Scabies eingeführt, wobei es unge¬ 
mein reichlich resorbiert werde. Daß Kaposi bei solcher An¬ 
wendung unter 100 Fällen nur einmal Intoxikation, bestehend 
in Hämoglobinurie, Ischurie, Erbrechen, Bewußtlosigkeit und 
eklamptischen Anf^len wahrgenommen haben will, istKobert 
unverständlich. Lewin, Lesser sahen Frost, Albuminurie, 
akute Nephritis mit Oedemen nach derartigen Einwirkungen. 
M. Baatz-Magdeburg hat im Jahre 1894 einen Fall beschrieben, 
in dem 2 Knaben von 8 und 6 Jahren, die wegen Scabies mit 
2proz. Naphtolsalbe behandelt waren, 20 Tage später an Nephritis 
mit Oedemen erkrankten; der jüngere starb, die Obduktion be¬ 
stätigte die Diagnose. In diesem Falle handelte es sich also an¬ 
scheinend im Gegensatz zu dem oben beschriebenen nicht um 
eine ganz akute, sondern um eine Spätwirkung des Naphtol. 
Nach Ko bert wird besonders in Frankreich Naphtolkampfer viel 
therapeutisch verwandt. Guinard, der selbst einen Todesfall 
nach Gebrauch dieses Mittels erlebte, stellte 11 Todesfälle 
aus der Literatur zusammen. K^osi äußert sich in Pen- 
zoldts-Stinzings Handbuch der Therapie innerer Krankheiten 
sehr günstig über Naphtol. Er erkennt ihm dieselbe gute 
Wirkung wie dem Teer zu; dabei sagt er wörtlich selbst: In 
Salb enf orm auf die Haut gebracht, wird es „in großer 
Menge und rasch*' resorbiert. Albuminurie und Hämo¬ 
globinurie will er allerdings beim Menschen (anscheinend also 
anderswo, vielleicht bei Tierversuchen?) nicht gesehen, überhaupt 
keinerlei nachteiligen Folgen wahrgenommen haben, trotzdem 
er 6- bis löproz. Naphtolsalben wochenlang täglich über den 
ganzen Körper einreiben ließ. Dennoch, sa^ er, muß die Be- 
nandlung mit dieser Salbe vorsichtig gehandhabt werden, ebenso 
wie bei Teer, Chrysarobin, Pyrogallussäure usw. Bei jugend¬ 
lichen zarthäutigen Personen solle man die ersten Male das 
Mittel nicht zu konzentriert und nicht auf große Hautstrecken 
anwenden, auch die Beschaffenheit des Harns kontrollieren. 
Kaposi fürchtet also, wie aus den von ihm angegebenen Vor¬ 
sichtsmaßregeln hervorgeht, für bestimmte Konstitutionen und 
zwar gerade für solche, wie sie das im hiesigen Kreis-Kranken¬ 
hause verstorbene Kind darbot, schädigende Wirkungen durch 
die leichte Resorbierbarkeit des Mittms und, wie unser Fall 
deutlich genug bewiesen hat, mit vollem Recht. Das verstor¬ 
bene Kind war zarthäutig, das Mittel wurde in löproz. Salbe, 
also sehr konzentriert und auf große zum Teil von der schützenden 
Oberhaut entblößte Strecken der Haut eingerieben. Der Arzt, 
der das Mittel dem Bruder der Verstorbenen verordnet hatte. 
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betonte bei mehrmaliger persönlicher Rücksprache, daß ihm die 
Naphtolsalbe in 15proz. oder auch lOproz. Form von autorita¬ 
tiver Seite als sehr wirksam gegen Scabies und dabei als un¬ 
gefährlich empfohlen sei. Wenn aber ein solches Mittel bei dem 
Versuch ein an sich gewiß sehr lästiges und durchaus nicht 
leicht zu nehmendes Hautleiden zu heilen unter 100 oder auch 
erst 1000* Fällen einmal den Tod herbeiführen kann — und das 
beweist doch unser Fall im Verein mit den oben aus der 
Literatur angeführten — so ist auf ein solches Risiko hin ein 
Menschenleben nicht aufs Spiel zu setzen. Es läßt sich dies 
nicht in Paralelle stellen mit den Gefahren der Pockenimpfung, 
durch die in nahezu erst 3000 Fällen, wie statistisch festgestellt 
ist, bei unvorsichtigem Verhalten der Angehörigen durch Eri- 
sypel oder Zellgewebsvereiterung ein Impfling zu Tode kommt. 
Mit der Pockengefahr, die bei Unterlassung der öffentlichen 
Zwangsimpfung Hunderten, ja Tausenden schwere Erkrankung, 
oft genug mit tödlichem Ausgang bringen kann, läßt sich die 
Gefahr, von einer Scabies nicht oder unvollkommen befreit zu 
werden, nicht vergleichen. Es kommt bei der Anwendung 
solcher Mittel außerdem der Umstand in Betracht, daß der 
Arzt den Kranken, dem er das Krätzemittel verordnet hat, 
in der Praxis oft gar nicht wieder sieht und von der Wirkung 
gar nichts oder nur durch gelegentliche Berichte etwas hört, 
die Folgen, besonders bei Spätwirkung, die nach den Baatz- 
schen Fällen auch vorkommt, eventuell gar nicht erfährt, 
während jeder Impfling mindestens bei der Nachschau dem 
Arzt wieder zu Gesicht kommt. — Endlich aber gibt es gegen 
dio Pückengefahr nur die Impfung als einzig wirksames 
Mittel, während es gegen Scabies neben der'Naphtolsalbe 
noch eine ganze Reihe sicher wirkender und dabei für den Ge- 
samtorganismus unschädlicher Mittel (Perubalsam, Styraxlini- 
mente, jetzt auch mannigfache neue Ersatzmittel für das be¬ 
währteste, den Perubalsam, Perugen und dergl. mehr) gibt. Nach 
den gerade anläßlich dieses Falles angestellten Versuchsreihen 
im Kreis-Krankenhause hier, ist die Naphtolsalbe sogar 
die am langsamsten auf die Heilung des Krätze¬ 
ausschlages wirkende. Von 132 Scabieskranken wurden 
35 mit 2- bis 5proz. Naphtolsalbe behandelt, 45 mit Styrax- 
liniment, 52 mit dem Krätzemittel von Bernhardt und 
Hadra; bei Naphtol betrug die Behandlungsdauer b bis 10, bei 
Styrax 5 bis 7, bei der Krätzesalbe nach Bernhardt und 
Hadra nur 4 bis 5 Tage, das jüngst eingeführte Perugen 
scheint noch besser zu wirken. Die jetzige Knappheit an Peru¬ 
balsam und sein hoher Preis zwingt uns also nicht zur Ver¬ 
wendung der weit weniger wirksamen und dabei, wie festgestellt 
ist, am leichtesten schädigend, ja, eventuell tödlich wirkenden 
Naphtolsalbe, deren Wert an sich z. B. bei der Behandlung von 
Prostgeschwüren diesseits keineswegs gering geschätzt wird. 
Aber auch hier ist bei der Verwendung eine so hohe Konzen¬ 
tration, wie 10 bis 15 Prozent nicht am Platze, zumal nicht 
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bei zarter Haut und bei ausgedehnten Frostgeschwürsflächen. 
Sowohl in der Praxis, wie im Krankenhause sind wir stets mit 
2- bis öproz. Salben ausgekommen. 

Bei allem Respekt vor den therapeutischen Errungen¬ 
schaften und Erfolgen unserer Dermatologen, speziell Kaposis, 
soll man, wie dies ja auch Kobert in seinem Lehrbuch der 
Intoxikationen ausspricht, wenn ein Mittel von zweifellos stark 
toxischer Wirkung, wie es nicht nur das aNaphtol, sondern 
in stärkerer Konzentration zweifellos auch das ßNaphtol ist, 
doch sehr vorsichtig mit der Empfehlung stärkerer Dosen sein. 
Em Menschenleben ist, zumal in jetziger Zeit, viel zu hoch zu 
bewerten, als daß man es, um den Preis eine Scabies, zu be¬ 
seitigen, S'‘hwer schädigen oder ganz aufs Spiel setzen soll. 
Des alten Hyppokrates Ausspruch: „Ilpötov xö p*!) ßXdiTrxeiv“, muß 
auch heute noch für den gewissenhaften Arzt das Motto für 
seine Berufstätigkeit bilden. 


Zur Amtsbezeichnung der Kreisärzte. 

Von Kreisarzt Dr. Hohrmaon>Stade. 

Unter den Tagesnachrichten der Nummer 12 dieser Zeit¬ 
schrift ist erfreulicherweise endlich auch einmal die Titelfrage 
der Medizinalbeamten angeschnitten worden. Daß eine Aende- 
rung unserer Amtsbezeichnung baldigst vorgenommen werden 
muß, damit das Ansehen unseres Standes gegenüber den anderen 
akademischen Beamtengruppen, die bereits fast alle im Zusam¬ 
menhang mit der Besoldungsreform neue Titel erhalten haben, 
nicht Schaden leidet, bedarf wohl keiner ausführlichen Begründung. 
Der in dieser Notiz vorgeschlagene Titel „Kreismedizinalrat“ 
erscheint uns allerdings nicht sehr glücklich gewählt zu sein. 

Bei der Titelfrage kommt es unseres Erachtens in erster 
Linie darauf an, durch die Amtsbezeichnung deutlich und ein¬ 
wandfrei die Gleichstellung mit dem Verwaltungsbeamten der¬ 
selben Besoldungsgruppe, d. h. mit den Regierungsräten zum 
Ausdruck zu bringen. Weiterhin ist auch noch zu fordern, daß 
der Titel gut klingt und nicht sprachfremd ist. ln letzterem 
Sinne würden wir den einfachen „Medizinalrat“ für die beste 
Lösung halten; uns erscheint der Zusatz „Kreis“, wie die Notiz will, 
völlig überflüssig und unschön. Er ist wohl in Anlehnung an 
den Titel Kreisarzt gewählt worden, der uns wenigstens auch 
stets unschön klang und im Volke wenig Eingang gefunden 
hat. Der Titel „Medizinalrat“ ohne Zusatz erfüllt allerdings 
noch nicht vollkommen unsere erste Forderung nach der Gleich¬ 
stellung mit dem Verwaltungsbeamten derselben Gruppe. Diese 
Forderung ist um so mehr berechtigt, als in der Besoldungs¬ 
ordnung der höheren Baubeamten, bisherigen Regierungsbau¬ 
meistern und Amtsvorständ^n von Kreisbauämtern die Amtsbezeich¬ 
nung „Regierungs- und Baurat“ gegeben ist. Ob unter diesen 
Umständen nicht der Titel „Regierungs- und Medizinalrat“ an- 
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zustreben ist, soll weiterer Meinungsäußerung überlassen bleiben; 
den bisherigen Regierungs- und Medizini^äten müßte dann 
dann allerdings die Amtsbezeichnung „Obermedizinalratzuteil 
werden. Wir geben uns der festen Hoffnung hin, daß die Zentral¬ 
instanz baldigst eine den Interessen und der Bedeutung unseres 
Standes entsprechende Lösung der Titelfrage herbeiführt, da 
eine solche unabweisbar und unaufschiebbar notwendig isL 

Bei dieser Gelegenheit wollen wir noch eine Reihe 
anderer Standesfragen andeutungsweise erwähnen, die einer 
Besprechung bedürfen, weil' sie uns auch als eine Benach¬ 
teiligung gleichen Beamtengruppen gegenüber erscheinen. 
Hierher gehören die Frage der gehobenen Stellen, Amts¬ 
bezeichnung der Untersuchungsamtsvorsteher, Besoldung der 
Kreisassistenzärzte und ihre Dienstbezeichnung und endlich die 
Frage der Stellenausschreibung. Wir behalten uns vor, dem¬ 
nächst auf die Fragen zurückzukommen. 


Ans Yersammlnngen nnd Terelnen. 

Berleht fiber die erste Sltzang des Stftchslschen BIedlzlnal> 
beamtenverelns vom 17. Jüal IblSO In Dresden. 

Der Sächsische Medizinalbeamtenverein (S.M.B.Y.) hielt 
seine Grttndnngsversammlang am 17. Mai 1920 im Hörsaale des pathologisch* 
anatomischen Institots des Stadtkrankenhaoses Dresden-Friedrichstadt ab. 
Mitgliederzahl 92, anwesend 36. 

Herr Ob.-Mod.-Rat Dr. Petzholdt-Pima begrüßte die Versammelten 
nnd berichtete über Vorgeschichte nnd Zweck. Der Verein der sächsischen 
Bezirksärzte sowie die Vereinignng der sächsischen Anstaltsärzte vertreten 
namentlich wirtschaftliche nnd Standesinteressen, der 8.M. B.V. soll die Fort¬ 
schritte nnd praktischen Folgerungen der Wissenschaft pflegen, Einrichtungen 
für das öffentliche Wohl besprechen, der Interessenvertretnng aller im Staats¬ 
oder Qemeindedienst tätigen Aerzte dienen, vor allem aber wissenschaftliche 
Fragen anf dem gesamten Gebiete der Staatsarzneiknnde (Hygiene, öffent¬ 
liches Gesnndheitswesen, soziale Medizin, gerichtliche'Medizin nnd Psychiatrie) 
erörtern und zngieich seinen Mitgliedern Gelegenheit zu gegenseitiger Be¬ 
kanntschaft geben. 

Sodann worden die Satzungen besprochen, nach denen znm Beitritt 
berechtigt sind alle im sächsischen Staats^enst, im Beichsdienst, alle mit 
voller Beamteneigenschaft im Gemeindedienst festangestellten Medizinal¬ 
beamten, sowie leitenden Aerzte der städtischen Krankenhäuser, die Lehrer der 
Hygiene, gerichtlichen Medizin nud Psychiatrie, die Direktoren nnd fest¬ 
angestellten Aerzte der hygienischen, gerichtlichen nnd psychiatrischen An¬ 
stalten, der öffentlichen Lympbgewinnnng nnd Hebammeniehranstalten, die 
ordentlichen ärztlichen Mitglieder des Landesgesnndheitsamts nnd die Ge¬ 
schäftsführer der Landesansschttsse auf dem Gebiet des öffentlichen Gesnnd- 
heitswesens sowie alle staatsärztlich approbierten Aerzte, auch die nicht im 
Staats- oder Gemeindedienst angestellten. Eintrittsgeld 8 M., jährlicher Mit¬ 
gliedsbeitrag 6 M. Die jährliche Hanptversammlnng, in der wissenschaftliche 
Vorträge nnd Berichte entgegengenommen werden, findet in der Begel ab- 
wechsmnd in den fünf Ereisbanptmannschaften statt, ln den Vorstand 
wurden gewählt die Herren Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Schmor 1-Dresden als 
Vorsitzender, Geh. Med.-Bat Dr. Ilberg-Sonnenstein als Scbrififtthrer nnd 
Ob.-Med.-Bat Dr. Petz hold t-Pirna als Beisitzer. Die erste größere Ver¬ 
sammlung soll in diesem Herbst einbernfen werden. Herrn Med.-Bat Dr. Heyn- 
Dresden, der um die Gründung des Vereins wesentliche Verdienste hat, umrdo 
besonderer Dank ausgesprochen. 
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Am Scblasse besprach Herr Geh. Med.-Hat Prof. Dr. Schmorl an der 
Hand von anatomischen Präparaten einige aktaelle medizinische Fragen. Br 
erörterte die Wichtigkeit der Syphilis der Ereislaafsorgane ffir die Frage des 
plötzlich eintretenden Todes. Er demonstrierte eine größere Anzahl von 
Skeletten, an denen die darch die Hnngerosteopatbie gesetzten Verändemngen 
in besonders hochgradiger Weise hervortraten and wies darauf hin, daß in 
Sachsen besonders Dresden von dieser durch die Eriegsblockade bedingten 
Erankheit heimgesucht worden sei und zwar besonders in der älteren Be¬ 
völkerung. Endlich legte er eine Anzahl von Gehirnen von Personen vor, die 
an Grippeencepbalitis und an der zarzeit epidemisch auftretenden Encephalitis 
letbargica gestorben waren and besprach die dabei za erhebenden mikros¬ 
kopischen pfände. Dr. 11 b e r g - Sonnenstein. 


Kleinere Mitteilungen n. Referate ans Zeitschriften. 

Hygle&a und öffentUohes O 0 aiiiid]&«it«WM 0 B. 

1. Trinkwasserversorgong. 

Eisen and Hangnn Im Wasser. Von Dr.Haack-Berlin. Das Wasser; 
1919, Nr. 38. 

Ganz allgemein kann man behaupten, daß die Beseitigung beider Metalle 
in der weitaus größten Mehrzahl aller Fälle sich befriedigend durchfohren 
lassen wird and daß man dem Vorkommen von Eisen and Mangan im Wasser 
keine allzu hohe Bedeatang mehr beizal^en braucht. Zur Aufgabe der Ver- 
sorgang mit Grandwasser, za der man sich noch vor etwa vierzig Jahren in 
Berlin verstehen mußte, wird man deswegen kaum jemals noch gezwungen sein. 

Dr. Wolf-Hanaa. 


2. Kanalisation nnd Beseitigung der Abwässer. 

Ueber die Beinigang von Färbereiabwässer. Von Priv.-Doz. Dr. 
Streik Das Wasser; 1919, Nr. 29—30. 

Durch rein mechanische Elärverfahren lassen sich Färbereiabwässer nicht 
in einer fQr die Praxis genügenden Weise reinigen and vor allem nicht ent¬ 
färben. Aach physikalisch-chemische Oxydationsverfahren sind wegen der 
Inkonstanz der Beduktionsprodnkte (Lenkobasen) nnzureicbend. Eine chemische 
Klärang mit Kalkmilch wird bezQglich der Entfärbang nur dann den ge- 
wtinscbten Eifolg haben, wenn die Abwässer von vornherein geeignete, mit 
SLalk ansflockende Kolloide wie Seifen, Gerbsäure und dergl. enthalten. Von 
sehr günstigem Einfluß aaf die Heinigang und Entfärbang von Färberei¬ 
abwässern ist der absichtliche Zusatz von Kolloiden wie Humin oder Torfbrei 
and deren nachherige Aosfällung (Ausflockung) mittels Tonerde-Eisensalfat. 
Den weitgehendsten Klär- and Heinigangseffekt gewährleisten entschieden das 
Braankoblenschlackeverfabren nach Preibisch und das Reinigungsverfahren 
nach Dr. Drechsler, die beide als geschickte Kombinationen physi¬ 
kalisch-chemischer und besonders auch biologischer Vorgänge za betrachten 
sind. Das Braankohlenschlacke verfahren ist jedoch vor dem Drechsler sehen 
Verfahren in praktisch-wirtschaftlicher Hinsicht insofern im Vorteil, daß 
hierbei die Verwendung von chemischen Zuschlägen entfällt and mithin nach 
die Betriebskosten wesentlich geringer sein werden als dort. Hinsichtlich des 
Belnigangseffektes wird aber dem Drechslerschen Verfahren die erste 
Steile einzoräamen sein, wofür aach die schon erwähnte Tatsache spricht, daß 
das gereinigte Abwasser wieder als Betriebswasser verwendet werden kann. 

Dr, Wolf-Hanau. 


3. Oeverbehygiene. 

Klinisehe and experimentelle Cntersnchangen Aber die Wirkung 
von Karbid auf die menschliche und tierische Haut. Vorläufige Mitteilang. 
Von Privatdozent Dr. Otto Sachs. Aas der Prosektor der Krankenanstalt 
Hadolf-Stiftang in Wien (Vorstand Hofrat Prot Dr. H. Palt aaf). Wiener 
klin. Woohenaebrift: 1920, Nr. 16. 

Die Aetzgesebwüre nach Karbid haben das gleiche Aussehen und die 
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Kleinere Mittel]angen und Referate aus Zeitsehrilten. 


Reiche Entstebungsweise, wie die QeschwQre durch Aetskalk. Bringt man 
Wasser mit Karbid zusammen, so entsteht unter Wärmeentwicklung Azetylen; 
Zurttck bleibt der ätzend wirkende Löschkalk. Zur Behandlung sind die an 
dem Geschwürsgrnnde vorhandenen kleinen Karbidmengen mit einem trockenen 
Wattestäbchen zu entfernen. Die Qesebwüre heilen unter Perubalsampinse¬ 
lungen rasch ab. Ans Versuchen am Kaninebenohr ergibt sich, daß eine Zer¬ 
setzung des Karbids und eine Bildung von Nekrosen auch ohne Zusammen¬ 
bringen von Karbid mit Wasser möglich ist, wenn die Lultleucbtigkeit allein 
einwirkt. Bei der Herstellung und technischen Verwertung des Karbids mttssen 
daher die Hände durch Handschuhe geschützt werden, die aus widerstands¬ 
fähigem Material, z. B. Segelstoff berzustellen sind. Vor dem Anziehen der 
Handschuhe ist Einfetten der Hände mit reinem amerikanischen Vaselin, das 
wasserfrei ist und fast kein Wasser anfnimmt, und nachheriges Einstäuben 
mit Talcum venetum zu empfehlen. Dr. May er-Meisenheim. 


1. Qaeckailberrergifl.nngen bet Hntmachem. 2. Olefifleber. Von 
L. Teleky. Ofdz. Protokoll der Gesellschaft der Aerzte in Wien. Sitzung 
Tom 80. April 1920. Wiener klin. Wochenschrift; 1920, Nr. 20. 

1. Schon Tor dem Kriege war durch gewerbebygienische Mafinsbmen, 
durch Belehrung, Aenderung in der Betriebsfübrnng, Erlaß und Durchführung 
von Verordnungen die Zahl gewerblicher Vergiftungen erheblich znrfickgegangen. 
Bei der Bleivergiftung der Buchdrucker kam hinzu, daß die Kassenärzte 
lernten, nicht jede Erkrankung der Verdanungsorgane der Schriftsetzer als 
Bleivergiftung zu deuten. Der wirtschaftliche Niedergang in Oesterreich hatte 
zur Eulge, daß zurzeit die Gewerbekrankheiten so gut wie verschwunden sind. 
H**nte ve’gehen Monate, bis Verfasser eine Bleivergiftung zu Gesicht be¬ 
kommt, Wochen, ohne daß er eine andere gewerbliche Erkrankung sieht. Eine 
Ausnahme hiervon macht nur dieQuecksilbcrvergiftnng bei Hutmachern. 
Vor dem Kri^e bezog Wien die Haasenhaare teils ans Frankfurt a. M., teils ans 
Belgien. Dasieheutemfolgeder Valutaverhältnisse von auswärts nichtmehr bezogen 
werden können, hat eine Anzahl von Betrieben die Hasenhaarschneiderei in 
Wien eingefuhrt; es sind 12 Betriebe mit 55 Männern und 88 Frauen. In 
diesen werden die Kaninchen- und Hasenfelle, deren Haare zur Erzeugung 
feiner Hiite benutzt werden, mit einer Lösung von salpetersaurem Quecksilber 
gebeizt. Die Verarbeitung des in Wien frisch gebeizten Haares hat sich als 
gefährlicher erwiesen, als die jenes Haares, das von auswärts bezogen, längere 
Zeit gelagert hatte: Bei alten, mit Walken beschäftigten Arbeitern, die früher 
nie krank waren, trat Quecksilberzittern auf. Mit Ersatz der Hg haltigen 
Beize durch eine ung fiige werden zurzeit Versuche gemacht. 

2. Verfasser sah 2 Fälle von Gießfieber im typischen Anfall, der 

mit Fieber, Kopfschmerzen und leichten katarrhalischen Erscheinungen der 
Luftwege einherging. Diese Arbeiter hatten ans der Sacbdepiobtlisiernng Benzin¬ 
barrels, die ans verzinktem Eisenblech bestehen, ansznbessern und ihren Boden 
einzuschweißen. Das Einsefaweißen der Böden erfolgt mittels einer Sauer¬ 
stoff-AzetyUnflamme bei 3500* C. An der Oberfläche des Bleches verdampft 
Zink, die Dämpfe kondensieren sich sofort zu Zinkoxyd und werden ein- 
geatmet. _ Dr. Mayer-Meisenbeim. 

Hantscbädfgnngen durch Teer- und Naphtha-Abkömmlinge und ihre 
photodynamischeu Beziehnngen. Von Ober-Reg.- und Med.-Rat Dr. Koe 1 s ch- 
Müneben. Zentralbatt für Gewerbebygiene; Bd. 1919, Nr. 1. 

1. Die durch Teer- und Naputha-Abkömmlinge (Schmieröle, Bohröle, 
Karbolineum, Pech, unreines Vaselin oder Paraffin, Rohpetrolenm usw.) hervor¬ 
gerufenen gewerblichen Hanterkranknngen zeigen trotz zahlreicher indivi¬ 
dueller Verschiedenheiten doch bestimmte Grnndzfige, nämlich — außer Haut¬ 
reizung verschiedener Art — Entzündung der Talgdrüsen, Anreizung zu Zell- 
wnehernngen und Verfärbungen. 

2. Während die Entzündung der Talgdrüsen wohl in erster Linie auf 
mechanische Ursachen (Verstopfung derselben znrückznführen ist, kommen für 
die beiden anderen Reizwirkungen bestimmte mechanische Körper in Frage, 
die in allen diesen Substanzen enthalten, in ihren Einzelbeiten jedoch noch 
nicht genügend erforscht sind. 
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8. Diese chemiscben Körper haben n. a. eine charakteristische pboto* 
dynamische (sensibilisierende) Wirkung, d. h. sie machen die Haut gegen die 
pbotochemiscbe Einwirkung der Lichtstrahlen hochgradig empfindlich. Die 
Folgen dieser Sensibilisiernng sind einerseits mehr oder minder heftige Ent- 
zändnngen, anderseits Pigmentierungen als Abwehraktion gegen die Licht- 
Bchädignng. 

4. Die angegebenen Schutzmaßnahmen dttrften wohl genügen, die 
schlimmsten Beschwerden zu beseitigen, ln der flanptsache wird auch die 
Abschaffung der Kriegsersatzstoffe dazu beitragen, daß küi<ftighin die ge* 
schilderten Hautkrankheiten wie der weniger w erden. Dr. Wolf* Hanau. 

Zar Frage des Arbeiterschutzes gegen gesandheltgsctafidllche Kühl* 
und Schmiermittel. Von Dr. Ziegler. Zentralblatt für Qewerbeliygiene: 
Bd. 1919, Nr. 1. 

Die Produktion und der Vertrieb yon diesen Mitteln sollte yon den 
zuständigen Behörden nur dann gestattet werden, wenn zuvor ein amtlicher 
Garantieschein vom Produzenten oder Händler unterzeichnet ist. 

_ Dr. Wolf- Hanau. 

lieber die Giftigkeit der Pikrinsäure* Von Ober-Beg.- n. Med.-Bat 
Dr. Koelscb-München. Zentralblatt für Qewerbebygiene; 1919, Nr. 19. 

Die Toleranz gegen Pikrinsäure ist, soweit keine aasge^prochene Deber- 
empfindlicbkeit vorliegt, sehr weitgehend. Akute oder chronische Vergiftungen 
sind bisher nirgends beobachtet worden. Dio geringen beobachte)en Beiz* 
erscheinungen lassen sich durch gute Einrichtnng des Betriebes, Sorgfalt bei 
der Arbeit und persönliche Heinlichkeit vermeiden. Deberempfindlicbe Arbeiter 
müssen die Arbeit wechseln. Oewerbebygienische Sondermaßuahmen sind nicht 
erforderlich. _ Dr. Wolf-Hanau. 

Ueber Kohlenoxydvergirtungen mit eigenartiger Entstehnngsursache. 
Von Prof. Dr. HoItzmann-Karlsruhe. Zentralblatt für Gewerbebygiene: 
1920, Nr. 4. 

ln einer Eisengießerei ereigneten sich an 2 anfeinanderfolgenden Tagen 
je 2 Koblenoxydvurgiftnngen bei Lehrlingen, von denen einer tödlich endete; 
sie lassen sich nur so erldären, daß sich die Gase im Sand Uelten. 

Dr. Wolf- Hanau. 


Vergiftungen mit SchwefelwasHrrstolT. Von Obergewerbeinspektor 
Tanß*Wien. Zentralblatt für Gewerbebygiene; 1920, Nr. 4. 

Die Vergiftungen werden durch das Entstehen von Schwefelwasserstoff 
erklärt, der sich beim Kochen aus dem Schwefel des Eiweißes bildet. 

Dr. Wolf- Hannau. 


Tagesnachricliten. 

Das Grundgehalt der nicht vollbesoldeten Kreisärzte beträgt, wie 
ans dem jetzt in der Gesetzsammlnng veiöffentiKhien Gesetz betr. die Bereit- 
stellnng von Mitteln zu DiensteinkommeusTerbessernngen vom 7. Mai 1990 
herrorgebt, nicht 8b00—7400 M. (dnrcbscbnittlicb 5500 M.), wie in dem Gesetz* 
entwurf vorgesehen war, sondern 8700—7600 JM. (dnrchschnittlich 6650 M.). 
Das Grundgehalt der einzelnen Gebaltsstnfenklassen stellt sich dem* 
entsprechend um 100 bezw. 200 M. höher, also auf 8700, 4800, 4900, 
5600, 6100, 6600, 7100 und 7600 statt 8600, 4200, 4800, 5400, 
6900, 6400, 6u00, 7400. Infolgedessen ändern sich auch der Durchschnitt der 
Ortszulagen in den Gehaltsklassen über 12 Dienstjabre (2480 statt 2100M.) 
und die Ansgleicbsznlagen in allen Gehaltsklassen (um 50 bezw. lOO M.) 
mehr, so daß das ganze Einkommen der nicht vollbe-'oldeten Kreisärzte 
■ach der Besoldangsordnong 7710, 8610, 9510, 10905, 12800, 18050,14296, 
15045 beträgt, sUtt 7560, 8460, b35u, 10755, 12000, 12750, 18500, 147U0. 
Also eine Vertesserong, die aber nur als sehr geringfügig bezeichnet werden 
muß. Es ist deshalb nur zu wfinscheu, daß die dieserhalb jetzt von dem 
Preußischen Medizinalbeamtenverein an die Landesversammlung gerichtete 
Eingabe auch den entsprechenden Erfolg bat. 
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Sprechsaal 


Zu der Mitleilnog in Nr. 12 8. 218 betreffend die Besoldung der 
Medizinalbeamten in den übrigen deutschen Staaten sei noch be¬ 
richtigend bemerkt, daß den Bezirksärzten in Sachsen durch das 
€iesetz vom 19. Dezember 1908 die Anflsbung der Privatpraxis verboten; 
außerdem ist die Abführung der amtsärztlichen Gebühren ungeordnet. 


Die Etnlgragsverhandlnngen zwischen Krankenkassen und Aerzten 
sind am 21. Jnni d. J. in Berlin zu Ende geführt, üeber die Auslegung der 
vereinbarten Bestimmungen betreffs der freien Aerztewahl wurde ein Ein¬ 
vernehmen erzielt und nach schwierigen Verhandlungen auch über die Honorar¬ 
frage eine Vereinbarung getroffen. 


Kursus über exotische Pathologie und medizinische Parasitologie. 
Im Institut für Schiffs- und Tropenkrankheiten, Hamburg, findet vom 18. Ok¬ 
tober bis 11. Dezember 1920 ein Kursus über exotische Pathologie 
und medizinische Parasitologie statt. Er umfaßt Einführung in die 
pathogenen Protozoen, Klinik und Pathologie exotischer Krankheiten (mit 
Krankenvorstellangen), medizinische Helminthologie und Entomologie, Schiffs¬ 
und Tropenbygiene, exotische Tierseuchen und Fleischbeschau. 

Vortragende sind: B. Nocbt, F. Fülleborn, G. Giemsa, F. Glage, 
M. Mayer, E. Martini, P. Mühlens, W. Nöller, E. Paschen, 
H. da Kocha-Lima, K. Sannemann, H. Zeiss. 

Anfragen und Anmeldungen bis spätestens 1. Oktober 1920 an das 
Institut, Hamburg 4, Bernhardstraße 74. 


Sprechsaal. 

1. Anfrage des Kreisarztes Dr. F. ln H.: Seit 1. Januar d. J. müssen 
auch die Aerzte Umsatzsteuer bezahlen, und zwar zum ersten Male am 1. JnU. 
Im Gesetz ist Führung von Listen vorgeschrieben, von denen niemand etwas 
weiß, da die Ausführnngsbestimmungen noch nicht heraus sind. Wofür muß 
nun der Kreisarzt Umsatzsteuer zahlen? Sind die amtlichen und Vertrauens- 
ärztlichen Gebühren steuerpflichtig? Wie steht es mit der Entlohnung als 
Gefängnisarzt und öffentlicher Impfarzt? Ich bin Arzt der hiesigen Ver- 
sorgungsstelle (früher Bezirkskommando) und der Sicherheitspolizei; muß ich 
auch dafür Umsatzsteuer zahlen? Ich habe an allen amtlichen Stellen nach- 
gefragL eine wies mich immer an die andere; schließlich wußte kein Mensch 
Bescheid. 

Antwort: Die Ausführungsbestimmnngen zum Umsatzsteuergesetz sind 
inzwischen erschienen, so daß wohl jedes Finanzamt in der Lage sein wird, 
über die vorstehenden Fragen Auskunft zu geben. Nach dem Sinn des Go- 
setzes sind alle Gebühren und sonstige Einnahmen des Kreisarztes umsatz¬ 
pflichtig, die nicht als rein amtsärztüche, d. h. als solche anznsehen sind, die 
der vollbesoldete Kreisarzt an die Staatskasse abzuführen bat. Steuerpflichtig 
sind somit alle Gebühren für vertrauensärztliche Tätigkeit, öffentliche Impfungen, 
Tätigkeit als Gefängnisarzt, Arzt beim MiUtär-Versorgungsamt usw. Aus¬ 
genommen sind nur die Einnahmen aus kassenärzilicher Tätigkeit 


2. Anfrage des Kreisarztes Dr. P. in K.: Erhalten die nicht voll¬ 
besoldeten Kreisärzte auch nach Inkraftretung der neuen Besoldungs¬ 
ordnung die ihnen bisher gewährten Stellenzulagen t 

Antwort: Ja! Alle Zulagen werden auch weiter gewährt, soweit diese 
Beträge im Haushalt vorgesehen und deren Beibehaltung in der Besoldungs- 
Ordnung ausdrücklich bestimmt ist. In dieser heißt es aber unter Schlußbe- 
merkungen (D. Sondervergütungen) 9. den nicht vollbesoldeten Kreisärzten und 
Kreistierärzten können auch fernerhin Stellenzulagen ans den dafür im Haushalt 
vorgesehenen Mitteln „gewährt werden*. 


T«ra«tw«rtll«li fflr di« Sthriftleltunff: Prof. Dr. Bopmnndy Oeh. M«d.-B«t in Minden 1. W. 
Druok von J. 0. C. Brnnt, Minden 1. W. 
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Dr. Franz Schütz. 


wird ein eventueller Fehler gleich an vielen Stellen verhängnis¬ 
voll; fehlerhafte bauliche Einrichtungen, ehemals vielleicht als 
zweckentsprechend anerkannt, durch die Praxis aber längst 
überholt, bleiben dann gleich in größerer Menge bestehen oder 
werden sogar bei Neubauten bedauerlicherweise wieder neu 
aufgeführt, ohne daß Fachmänner von Wissenschaft und Praxis 
vorher um Rat gefragt wären. 

Ungefähr so lagen die Dinge, als wir von einem bekannten 
Qefängnisarzt gebeten wurden, den Dampfdesinfektionsapparat 
in einer neuerbauten und frischbezogenen Strafanstalt Preußens 
auf seine Wirksamkeit zu prüfen. Schon nach kurzer Benutzung 
des Apparates seien verschiedene Klagen laut geworden: 

1. die Wirkung der Desinfektion sei ungenügend, 

2. der Apparat sei zu klein, 

3. die Sachen kämen nach der Desinfektion teilweise naß 
aus dem Apparat, seien beschädigt infolge Verlaufens der 
Farbe, was zu Ersatzansprüchen seitens der Gefangenen 
geführt hätte; 

4. es war weiterhin zu prüfen, ob die sonstige Einrichtung der 
Räumlichkeiten sowie die Fassung aer Desinfektions¬ 
vorschriften denjenigen Bedingungen genügt, die man heut¬ 
zutage an jede Desinfektionsanstalt zu stellen verpflichtet ist. 
Eine Besichtigung der in Frage stehenden Abteilung 

der Strafanstalt sowie unsere an Ort und Stelle ausgeführten 
Untersuchungen führten nun zu folgendem Ergebnis: 

Der Desufektionsapparat steht im Keller der Strafanstalt. Zwei 
Bäume sind hier für Desinfektionszwecke besonders bereitgestellt, efai 
Meinerer, der als Vorranm dient und stets durchschritten werden muß, wenn 
man zu dem zweiten gelangen wUl, der mehr als doppelt so groß wie der erste 
ist und den Desinfektionsapparat enthält. Abmessung und Ausstattung der 
beiden Bäumlicbkeiten erscheinen als durchaus genügend für die Desinfektions¬ 
zwecke der Anstalt, dagegen ist die Einrichtung insofern zu bemängeln, als 
eine Trennung in reine und unreine Seite nicht durchgeführt 
ist. An der einen Wand des größeren Baumes steht der Desinfektions¬ 
apparat. Er hat Schrankform, nach vom eine ßflügelige, gut schließbare 
Tür und eine für Desinfektionszwecke brauchbare lichte G-röße von 1,40 m 
Höhe, 1 m Breite und, 62 cm Tiefe. Hiervon geht aber der Platz für 2 in 
den hinteren Winkeln rechts und links befindliche Fenerungszüge ab, so daß 
der nutzbare Baum nur 0,7 cbm beträgt. (In einer anderen AbteUung der 
Strafanstalt steht noch dn kleinerer Apparat derselben Art nur mit den Aus¬ 
messungen für die liebte Größe 0,6 m X 0,76 X 1*16 m. Wegen seiner ge¬ 
ringen Größe wird der Apparat jedoch nicht benutzt.) 

Die innere Einrichtung des Apparats ähnelt in ihrem ganzen 
Ban den primitivsten Apparaten, die zu Beginn der Desinfektionspraxis her¬ 
gestellt wurden nhd heute nur bei behelfsmäßigen Einrichtungen geschaffen 
werden. Unter dem nutzbaren Baum ist unter einem Lattenrost ein offener 
Wasserkasten angebracht, der den ganzen Qaerschnitt des Apparats einnimmt, 
21 cm tief ist und auf Winkeleisen seitlich ruht Nach der Vorschrift der 
Lieferungsstätte des Apparats soll „der oberhalb und seitlich der Feuerung 
an den Wänden befindliche Winkeleisenrahmen und die beiden dreieckigen 
BauchrohrtttUen mit einer etwa 1 cm starken Lehmschicht bestrichen werden, 
sodann wird die Schale in diese Lehmschicht derart eingedrückt, daß der 
Apparat nach unten luftdicht abgeschlossen ist und ein Entweichen des beim 
Desinfizieren sich bUdenden Wasserdampfes durch die Feuerung pp. nicht 
möglich ist“. Diese Forderung war bei nnserm Apparat nicht 
erfüllt, da man bei brennendem Feuer von oben, an den Smtenwänden des 
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Waaserkastens yorbei deutlich in die daronterliegende hellerleuchtete Feuerung 
sehen konnte. Die in der Lehmschicht vorhandenen Lücken waren nicht groß, 
immerhin ist bedeutun^voll, daß sie sich schon nach so kurzer Benutzung des 
Apparates (seit Inbetriebnahme der Anstalt) vorfanden. Ein teilweises Ent¬ 
weichen der Wasserdämj^e durch die Feuerung in den Schornstein ist daher 
durchaus mOglich. Der Wasserkasten wird vor jeder Desinfektion mit Wasser 
ans Eimern soweit gefüllt, daß er bis 2 cm unter dem Bande voll ist. Unter 
ihm befindet sich die Feuerung, yon der aus 2 Züge seitlich hinten, wie oben 
erw&hnt, in den nutzbaren Baum yorspringen, zur allgemeinen Vorwärmung 
des Desinfektionsgutes dienen sollen und die Bauchgase oberhalb des Apparates 
in den Schornstein führen. Durch die Decke des Apparates, unter der sich in 
der ganzen Ausdehnung des Querschnitts bis auf eine in der Mitte vom vor¬ 
handene Aussparung eine ca. 2 cm dicke Filzdecke befindet, ist ein Thermo¬ 
meter gesteckt, das vorn oben sichtbar ist; weiter ist in der Decke ein kleines 
Loch, das durch einen Hahn verschlossen werden kann und in das Desinfektions¬ 
zimmer führt, sowie ein größeres vorhanden, das durch ein Bohr mit dem 
Schornstein verbunden ist und durch einen Schieber geschlossen werden kann. 
An beiden Seiten des Apparates in der Höhe der Feuerung sind 2 verschließ¬ 
bare Klappen angebracht. Die zu desinfizierenden Objekte hängen in 2 Etagen 
übereinander an verstellbaren Bisenstangen und Haken. 

Für die Bedienung des Apparates gelten folgende Vorschriften 

Der Wasserkasten ist bis 2 cm unterhalb des Bandes zu füllen, sodann 
wird unter Offenlassen der Schranktüren geheizt, das Out kommt locker in 
den Apparat, so daß die Wände nicht berührt werden. Die Schranktüren 
werden erst geschlossen, wenn das Wasser etwas über lauwarm ist. Dann 
wird solange stark gefeuert, bis das Thermometer lüO Grad zeigt Dann erst 
beginnt die Desinfektion von vorschriftsmäßig 35 Minuten, wärend der die 
Tuen geschlossen zu halten sind. Der Lnfthahn an der Decke des Apparates 
ist stets offen zu halten, während der Schieber oben und die beiden Klappen 
unten erst zu öffnen sind, wenn das Thermometer mehr als 100 Grad zeigt 
Sie bleiben darauf während der ganzen Desinfektion geöffnet ,Nach Be¬ 
endigung der Desinfektion sind die Sachen schnell und intensiv im temperierten 
Desinfektionsraum auszuklopfen und nicht eher wieder wegznpacken, als bis 
sie vollständig getrocknet sind. Es empfiehlt sich, daß die mit der Desinfektion 
betrauten Personen einen waschbaren Anzug tragen. Bei der Desinfektion von 
Sachen solcher Personen, die an einer ansteckenden Krankheit leiden oder 
deren etwa verdächtig sind, ist es Sache des Gefängnisarztes, im Einzelfalle 
erhöhte Vorsichtsmaßregeln zu treffen. Allgemein wird empfohlen, die durch 
Abgänge beschmutzten Sachen vor ihrer Desinfektion 12 Stunden lang in 
KresoUösung zu legen und sodann im Desinfektionsraum zu trocknen, die 
Dauer der Desinfektion auf 1 Stunde zu erhöben, das Tragen eines besonderen 
Desinfektionsanzuges unbedingt vorzuschreiben und die mit der Desbfektion 
betrauten Personen anznweisen, sich nach dem Einhängen der Sachen die 
Hände, das Gbsicht und besonders den eventuellen Bart energisch mit Kresol- 
•eifenwasser zu waschen.“ 

Nach der Vorschrift sollen die zu desinfizierenden Sachen locker ge¬ 
hängt werden und die Wände des Apparates nicht berühren, da sonst eme 
stämre Durchfeuchtung der Sachen infolge des an den Wänden kondensierten 
Wasserdampfes einerseits, ein schlechtes und ungleichmäßiges Durcbdringen 
der Sachen mit Dampf anderseits zu befürchten ist. Bei dem Banminbalt des 
Apparats (ca. 0,7 cbm) ist es daher nicht möglich, mehr als 1 große Matratze, 
2 wollene Decken, 2 Jacken und 1 Hose auf einmal zu desinfizieren. Nimmt 
man 2 große Matratzen, so konnten gleichzeitig nur noch eine Jacke und eine 
Hose im Apparat untergebracht werden, wie es bei unsem Versuchen ge¬ 
schehen ist Selbst bei dieser mäßigen Bepackung war es jedoch nicht zu 
vermeiden, daß einzelne Gegenstände, wie z. B. die vordere Matratze vollständig 
durchnäßt an all den Stwen, wo sie trotz der angewandten Vorsicht den 
Wänden angelegen hatte, ans dem Apparat heransgenommen wurden. Es 
geht hieraus wohl zur Genüge hervor, daß der Apparat zu klein in seinen 
Ausmessungen ist was besonders einlenchtet wenn man daran denkt daß die 
Anstalt für 400 Insassen bestimmt ist Bei dem für die Insassen der Anstalt 
In Frage kommenden Menschenmaterial ist es unbedingt erforderlich, daß bei 
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jeder Anfnahme desinfiziert wird; weiter mflssen in einem regelmäßigen Tamns 
Matratzen and Anstaltskleidang desinfiziert werden, daza kommt noch die 
Bereitstellnng des Apparates fär Fälle von ansteckenden Krankheiten, die 
gelegentlich in der Anstalt selbst aaftreten. 

Der Apparat stellt also in seiner heutigen Gestalt eine 
Illustration dar zu jener behelfsmäßigen Anordnung, die in 
jedem Desinfektorenkurs den Schülern empfohlen wird, lieber 
einen offenen großen Waschkessel wird ein Faß umgekehrt ge¬ 
stülpt, so daß der Boden nach oben steht, die Oeffnung nach 
unten. Unter dem Kessel wird ein Feuer entzündet, die Des¬ 
infektionsobjekte werden in das Faß gehängt, in dessen Boden 
oben noch ein Thermometer gesteckt wird. Ebenso wie dieser 
Vorschlag in jedem Kurs gemacht wird, ebenso wird sich jeder 
Lehrer von Desinfektorenkursen gelegentlich der Wieder¬ 
holungskurse davon überzeugen, daß die Desinfektoren, die ein¬ 
mal Gelegenheit hatten, mit einem guten Desinfektionsapparat 
zu arbeiten, nichts von einer solchen behelfsmäßigen Einrichtung 
wissen wollen. Sie sagen selbst, daß der Erfolg nur unsicher 
sei, daß der Dampf an allen Seiten entwichen, die Kleider 
durch Nässe beschädigt seien usw. Die tägliche Praxis zeigt 
dem Desinfektor denn auch in der Tat die Mängel der Ein¬ 
richtung. Aus einem offenen Wassergefäß entwickelt sich der 
Dampf und tritt von unten in das Desinfektions^t ein, während 
die Praxis lehrt, daß nur dann, wenn der Dampf von oben 
durch die Decke des Apparats eintritt, dafür garantiert werden 
kann, daß die ursprünglich vorhandene Luft restlos aus den 
Sachen und dem Apparat und zwar durch eine* am Boden der 
Desinfektionskammer befindliche Oeffnung entweicht. Bleiben 
jedoch, wie es bei einer unzweckmäßigen Einrichtung niemals 
mit Sicherheit auszuschließen ist, sog. Luftpolster innerhalb der 
zu desinfizierenden Sachen bestehen, so wird hier die Des¬ 
infektion immer unsicher sein, da heiße Luft bekanntlich nur 
gerin^re desinfizierende Eigenschaften hat. 

Den geringen Erwartungen, mit denen wir dem Apparat 
entgegentraten, entsprachen auch unsere Versuche. Der 
Apparat wurde, wie oben geschildert, beladen. Die Bedienung 
geschah genau nach Vorschrift. Erst wenn das Wasser anfing 
zu dampfen, wurden die Schranktüren geschlossen. Der Luft¬ 
hahn war während des ganzen Versuchs offen; von dem Moment 
an, in dem das Thermometer 103 Grad zeigte, wurden die 
Klappen und die Schieber (unten und oben) geöffnet. Die 
Temperatur stieg weiter über 100 Grad, bis 112 Grad wurden 
während der Desinfektionszeit von 85 Minuten beobachtet, dann 
fiel die Temperatur wieder, blieb aber immer höher als 100 Grad. 
Während dieser Zeit entwich oben am Apparat weder durch den 
offenen Lufthahn, noch durch das Loch, in dem das Thermo¬ 
meter nur lose steckte, Wasserdan^f, was um so auffallender 
war, als das Thermometer höhere Werte als 100 Grad zeigte. 
Etwas Wasserdampf war dagegen an der Tür unten stets zu 
bemerken. Dieser Befund deutet darauf hin, daß tatsächlich 
in die oberen Teile des Apparates Wasserdampf höchstens in 



Schlechte Desiofektionseinrichtangen in einer preußischen Strafanstalt 241 


ganz geringen Mengen hineingelangte; eine Abtötung von an¬ 
steckenden Keimen war daher in diesen Teilen nicht mit 
Sicherheit zu erwarten. Der hohe Stand des Thermometers 
bot für die Deutung gewisse Schwierigkeiten. Da es sich um 
strömenden Wasserdampf handelte, Ueberdruck ausgeschlossen 
war, konnte man nicht mehr als 100 Grad erwarten. Stieg das 
Thermometer höher, so mußte zunächst ausgeschlossen werden, 
daß es falsch anzeigte. Dies war nicht der Fall, denn in 
siedendem Wasser zeigte das Thermometer 98®. Die höhere 
Temperatur ist ferner durch eine Ueberhitzung des Wasser¬ 
dampfes zu erklären; in diesem Fall wäre der Desinfektions- 
. effekt nur ungenügend. Endlich könnte auch möglich sein, daß 
von dem Eisenblech rings um das Thermometer eine Ab¬ 
strahlung eintritt. Welche von diesen Erklärungsmöglichkeiten 
zutrifft, konnte nicht mit Sicherheit entschieden werden. Auf 
jeden Fall aber gab das Thermometer irgendeine beliebige 
Temperatur an, die für das Arbeiten am Apparat nicht zu be¬ 
nutzen ist. 

Zur Prüfung der Desinfektions Wirkung dienten uns 
2 Maximalthermometer und Seidenfäden, an denen Milzbrand¬ 
sporen, Staphylokokken, Typhus- oder Colibazillen angetrocknet 
waren. Diese Testobjekte wurden in die Kleider und Matratzen 
an solche Stellen verpackt, zu denen der Dampf infolge mehrerer 
dichter Stofflagen weniger leicht gelangen konnte (Hosen- 
Jackentasche, zusammengelegte Matratze). Außerdem aber legten 
wir einige Päckchen von Fäden frei im Apparat hin. 

Bei allen vorgenommenen Versuchen stieg die Temperatur, 
wie aus den Maximalthermometern zu ersehen war, im Innern 
der Kleider nur auf höchstens 95-^96 Grad. Niemals wurden 
100 Grad erreicht. Wir ließen daher in einem besonderen 
Versuch den Dampf energischer ein wirken, indem wir die Des¬ 
infektionszeit auf 75 Minuten verlängerten. Bei diesem Ver¬ 
such blieb der Lufthahn oben stets auf, während die Klappen 
und der Schieber geschlossen blieben. Auch bei dieser Ver¬ 
suchsanordnung zeigte das Thermometer über 100 Grad (während 
75 Minuten 102—113—109 Grad), ein Entweichen von Dämpfen 
war aber auch hierbei nicht zu bemerken, die Maximalthermo¬ 
meter im Innern des Apparats zeigten auch wieder nur 96 und 
97 Grad. Der Erfolg der Abtötungsversuche verhielt sich analog 
den Ständen der Maximalthermometer. Die Milzbrandsporen 
waren teilweise abgetötet, teilweise nicht, ja sogar die Staphylo¬ 
kokken, Typhus- und Colibazillen zeigten dasselbe Verhalten. 
Es ist hiermit also erwiesen, daß Wasserdampf von 100 Grad 
nicht überallhin gelangt ist. Besonders die höher gelegenen Teile 
des Apparates zeigten die schlechten Desinfektionsresultate, was 
nach dem oben Mitgeteilten auch zu erwarten war. 

Wir haben also einen Desinfektionsapparat vor uns, der 
in allen seinen Teilen von der Technik heute überholt ist und 
heute noch dieselben Mängel zeigt, die vor Jahren bereits zur 
Ueberprüfung der Apparate geführt haben. Von einer sarh- 



248 Dr. Franz Sohttti: Schlechte DeeinfektlonseinrlditaDgen in einer pr. Strafanstalt 

gemäfien Vorwärmung und Naohtrooknung des Desinfektions¬ 
gutes, von einem planmäfligen Verdrängen der Luft durch 
Wasserdampf, von einem zweckentsprechenden Aufhängen des 
Thermometers kann keine Rede sein. Auch wenn die Dampf¬ 
ern Wirkung auf 75 Minuten verlängert wird, kann man noch 
nicht von einer genügenden, sicheren Desinfektion sprechen. Es 
bestätigt sich damit wieder die Erfahrung, dafi, wenn ein halb¬ 
stündiges Verweilen im Wasserdampf nicht genügt zur Des¬ 
infektion, auch ein längerer Aufenthalt wenig Nutzen mehr 
verspricht. So erscheint denn auch die Vorschrift, in beson¬ 
deren Fällen 1 Stunde lang die Sachen im Apparat zu belassen, 
nicht unbedenklich, weil es eine Sicherheit vortäuscht, wo gar- 
keine vorhanden ist. 

Außerdem muß in diesem Zusammenhang noch auf die 
Rolle des Gefängrnisarztes hingewiesen werden, der erhöhte 
Vorsichtsmaßregeln treffen soll, wenn es sich um ansteckende 
Krankheiten handelt. Jeder, der die Verhältnisse näher kennt, 
wird wissen, daß der Gefängnisarzt bei dem unkontrollierbaren 
Menschenmaterial, das den Stridanstalten zugeführt wird, durch¬ 
aus nicht immer in der Lage ist, vorher die Möglichkeit einer 
Uebertragung zu erkennen. Man denke nur an die Keimträger. 
Außerdem ist zu bemängeln, daß dann „die durch Abgänge 
beschmutzten Sachen*' „12 Stunden" lang in Ejresolwasser ge¬ 
legt und nachher noch in den Desinfektionsapparat gesteckt 
werden sollen. Auch die nicht beschmutzten Stellen der Sachen 
sind gefährlich, 2 Stunden Aufenthalt in verdünntem Kresol- 
wasser genügen zur völligen Desinfektion, ein weiteres Des¬ 
infizieren im Dampf ist daun nicht mehr nöti^. 

Endlich ist an der Aufstellung und Einrichtung des Des- 
infektionsapparats noch auszusetzen, daß erstens nur eine Tür 
zum Ein- und Ausladen und ferner die Räumlichkeiten auch 
nicht nach reiner und unreiner Seite getrennt sind. Frische 
Infektionen der eben desinfizierten Gegenstände sind hier daher 
stets zu erwarten. Deshalb sind ja auch heute bei allen, auch den 
kleinsten Desinfektions-Apparaten in kleinen Krankenhäusern usw. 
zweiseitig zu öffnende Apparate und Trennung beider Seiten 
strikte durchgeführt. Diese Forderung sollte überall genau be¬ 
obachtet sein. 

' Zum Schluß soll hier noch einem Einwand begegnet 
werden, der auf Grund der mangelhaften Lehmdichtung er¬ 
hoben werden könnte. Es wäre denkbar, daß dadurch ein 
großer Teil des Wasserdampfes durch die Feuerung entwichen 
ist. Zugegeben werden soll, daß durch Beseitigung des Miß¬ 
standes eine gewisse Besserung herbeigeführt werden kann. 
Ob der Apparat dann aber wirklich durchaus zuverlässig 
arbeitet, erscheint sehr zweifelhaft, außerdem ist die Lehm- 
dichtun|; schon deswegen nicht zweckmäßig, weil auf der einen 
Seite die hohen Grade der Feuerung, auf der andern dauernd 
die Feuchtigkeit des Wasserdampfes auf sie einwirkt und so 
sich sehr leicht Risse und durchlässige Stellen entwickeln. 
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Alles in allem haben wir in unzweckmäßig eingerichteten 
Räumlichkeiten einen äußerst primitiven ungenügenden Dampf¬ 
desinfektionsapparat, der noch dazu zu klein ist. Auch die 
Vorschriften über die Bedienung des Apparats enthalten mehrere 
grobe Fehler. Anscheinend liegt hier aber kein Einzelfall vor, 
sondern sämtliche preußischen Strafanstalten scheinen so mangel¬ 
haft in desinfektorischer Hinsicht ausgerüstet zu sein, und das 

S ’bt dem Fall, wie eingangs betont, besondere Bedeutung. 

er geprüfte Apparat entstammt nämlich der Strafanstalt 
Hannover, die für sämtliche preußischen Gefängnisse die gleichen 
Apparate baut. Dagegen wäre gar nichts einzuwenden, wenn 
dieses Bauen wenigstens mit den Fortschritten der Technik 
Schritt hielte. Dies ist aber, wie vorliegender Fall lehrt, durch¬ 
aus nicht der Fall. Diejenige Firma z. B., die Desinfektions¬ 
apparate in Schrankform, dem unsern sehr ähnlich, früher ge¬ 
baut hat, die Apparatebauanstalt Weimar, tüt dies nicht mehr, 
sondern bringt nur moderne durchaus einwandfreie Apparate 
in den Handel. Es wäre sehr zu wünschen, wenn durch die 
vorliegende Arbeit das Augenmerk der Beteiligten auf ähnliche 
Miflstände gelenkt würde und dadurch Gelegenheit zur Abhilfe 
gegeben wäre._ 


Atypische Y-Rnhr mit Appendicitis. 

Von San.-Bat Dr. M. Mayer, Kreisarzt in Meisenheim. 

Der 49 jährige Ackerer und Schuhmacher Earl T. war am 
21. September 1919 in seinem Heimatdorfe R., das wenige Kilo¬ 
meter von Meisenheim entfernt in der bayerischen Pfalz liegt, 
mit Schmerzen in der rechten Unterbauchgegend, Uebelkeit 
und Fieber erkrankt. Der behandelnde Arzt Herr Dr. Yölker- 
Meisenheim, dem ich die Krankengeschichte verdanke, fand 
Druckempfindlichkeit und leichte Abwehrspannung in der 
Zoekalgegend, eine Temperatur von etwas über 38®. Puls 96, 
regelmäßig, mäßig kräftig, die Zunge belegt, nicht trocken und 
diagnostizierte: Appendicitis. 2 Tage später: Durchfall, Schüttel¬ 
frost, Ansteigen der Pulszahl. Am nächsten Tage wiederholte 
sich der Schüttelfrost, die Durchfälle hielten an. In dem 
flüssigen, dunkelbraunen Stuhl fand sich vorübergehend Schleim, 
keine Blutspuren. Es bestand Andeutung von Icterus, zeit¬ 
weiliges Benommensein, kein Douglasabszeß. Am 25. Sep¬ 
tember Ueberführung ins Krankenhaus Meisenheim. 

Mit Rücksicht auf das Benommensein, das hohe Fieber 
und die Durchfälle wurde der Kranke von Dr. Völker hier 
isoliert, ln dem an das Medizinaluntersuchungsamt Koblenz 
fibersandten Stuhl imd Urin wurden am 30. September keine 
Ruhrbi^illen nachgewiesen. Am 4. Oktober lautete das Er¬ 
gebnis: Blut. Y-Ruhr 1 : 100 schwach positiv, 1 :200 d=. Im 
Stuhl und Urin keine Typhus- oder Ruhrbazillen. Am 10. Ok¬ 
tober war aus den letzten Tagen nochmals Blut eingegangen. 
Widal für Typhus 1 : 60 ±, 1 : 100 Spuren; 1 : 200 —. 
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Am 30. September hatte ich den Kranken flüchtig ge¬ 
sehen; das Benommensein war mir aufgefallen. 

Das Fieber nahm intermittierenden Verlauf an und 
schwankte zwischen 37,0 und 40®; das Benommensein besserte 
sich nicht; Schüttelfröste wiederholten sich. Die Durchfälle 
hielten an. Icterus nahm zu. Die Diagnose der behandelnden 
Aerzte schwankte zwischen Sepsis von einer Appendicitis aus¬ 
gehend, Miliartuberkulose, Typhus und Ruhr. Der Tod trat 
am 8. Oktober ein. 

Die mit Unterstützung der Herren Dr. Völker und 
Neufiel-Meisenheim von mir am 9. Oktober aus sanitäts¬ 
polizeilichen Gründen vorgenommene Oeffnung der Unter¬ 
leibshöhle ergab an wichtigen Befunden: 

Abgemagerte, ikterisch gefärbte Leiche. 

Der untere Eand der braunroten Leber fiberragt den Bippenbogen in 
der Mittellinie um 7 cm. Die Därme zusammengefallen, blaßgran; Gefäß* 
Zeichnungen sind an der Oberfläche nicht sichtbar, mit Ausnahme einer 18 cm 
von der fossa dnodeno - jejunalis entfernt gelegenen Stelle des Dfinndarms. 
11 cm abwärts hiervon sind die Gefäße des uekrOses in einer Ausdehnung von 
4 : 8 cm stark ausgespritzt. Hier sind die Qekrösdrfisen besonders stark ge¬ 
schwollen, aber auch im übrigen Gekröse starke Drfisenschwellung bei grau- 
rötlicher Färbung. 

In der freien Bauchhöhle 80 ccm hellgelber, nicht eitriger Flüssigkeit. 
In der rechten Unterbauchgegend ist die untere Partie des Colon ascendens 
in Ausdehnung von 9 cm mit dem Bauchfell verwachsen, das sonst überall glatt 
und glänzend, ohne Auflagerungen ist. 

Die M i 1 z 12:6:2 cm, stahlgrau, glänzend, ohne Beläge, stark bluthalUg, 
auf dem Durchschnitt dnnkelbraunrot. 

Linke Niere: Kapsel stark fetthaltig, 18 : 7 : 2 cm. Oberfläche blaß¬ 
graurot, Durchschnitt blaß, Binde getrübt. 

Oberfläche des Magens bliS gelblich-grau, Gefäße nur in den großen 
Aesten gefüllt. 

Bauchspeicheldrüse 18:8:8 cm. 

Beim Versuche, die Verwachsungen zwischen aufsteigendem, Grimm- 
darm und Bauchwand zu lösen, reißen smiwarzgefärbte Partien der Darmwand 
ein und es tritt hellgelber Kot ans. 

Die Schleimhaut des Dünndarms ist in Ausdehnung von 80 cm etwa 
2 cm oralwärts von der Ileozoekalklappe stark geschwollen, verdickt, samtartig 
verändert, blaurot verfärbt. 

Der Wurmfortsatz liegt in einer teilweise abgekapselten Höhle, 
die mit dünner, schwarzgefärbter Flüssigkeit gefttllt ist. 

Der Dickdarm ist geschrumpft. Der Inhalt gering, nur hier und da 
dttnne, gelbliche Flüssigkeit. Während die Gefäße des Quergrimmdarms wenig 
Mfüllt sind, sind diese im Beginn des absteigenden Grimmdarms bis in 
die feinsten Verzweigungen ausgespritzt. In der Dickdarmschleimhant keine 
Veränderungen, außer den oben im ansteigenden Colon geschilderten. 

In der Leber hirsekom- bis bohnengroße zahlreiche eitrige Herde. 

Milz, Darm und andere Leichenteile wurden am 10. Ok¬ 
tober nach Koblenz mit Eilboten gesandt, gingen dort aber 
erst am 23. Oktober ein. Das Ergebnis von Strichpräparaten 
war negativ. 

Auf Grund des Befundes am Dünndarm, dessen mächtig;e 
samtartige Schwellung mit blauroter Verfärbung an einen im 
Vorjahre (erster Obduzent Med.-Rat Dr. Vollmer-Kreuznach) 
obduzierten gerichtlichen Fall von Ruhr erinnerte, bei dem der 
Diokdarm dieselbe Schwellung und Verfärbung dargeboten 
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hatte, wie hier der Dünndarm, die gleiche Schwellung der Gekrös- 
drüsen und der Milz, hatte ich aus dem Leichenbefund Ruhr 
diagnostiziert. Der Leiter des Medizinaluntersuchungsamtes, 
Herr Kreisarzt Dr. Reischauer, teilte mir am 30. Oktober 
freundlichst mit: 

„Nach unserer Aaffassong bestätigt der positire Ausfall der Widal* 
Beaktiou auf Y-Buhr lediglich Ihre pathologisch-anatomische Diagnose auf 
Y-Buhr. Die Mitagglutination auf Typhus ist nicht für Typhus beweisend; 
derartige Mltagglutinationen kommen häufiger vor. 

Auf Seite 523 der „Denkschrift ttber Typhusbekämpfnng im Sfldwesten 
Deutschlands“ 1912 (Jul. Sprin ger) ist im übrigen darauf hingewiesen, daß 
alljährlich in Ihrer Gegend, namentlich auch in der Umgebung Eim, Ton Epi¬ 
demien von Y-Buhrvorkommen.“ 

Gruber und Schaedel*) weisen darauf hin, daß die 
M esenterialdrüsen bei Ruhr meist etwas geschwellt, auch 
oft gerötet seien, aber nicht so sukkulent und markig, wie bei 
typhösen Erkrankungen. Die Milz wechsle in Größe und 
Beschaffenheit; sie zeige eine nicht unbeträchtliche Volum¬ 
zunahme, wenn schwere ulzeröse Darmwandveränderungen vor¬ 
liegen und eine lange Krankheitsdauer vorangegangen sei. Sie 
weisen auf die kissenartige, allgemeine Schwellung und 
Rötung der inneren Darmwandpartien hin. Diesem hier am 
Dünndarm erhobenen Befunde steht der am Kolon erhobene 
entgegen: ausgedehnte Zerstörung des Dickdarms und inten¬ 
sive Schwärzung seiner Schleimhaut. Auch dieser ist nach 
Jores’^) als nekrotisierende Enteritis, früher auch als „diph¬ 
therische Entzündung des Darms“ bezeichnet, für Ruhr charakte¬ 
ristisch. Die Beteiligung des Dünndarms bei der Ruhr ist nicht 
häufig. Dr. Wanda Chowaniec*) schildert „einen interessanten 
Fall von Dick- und Dünndarmdysenterie“ und fügt hinzu: der 
oben geschilderte Fall gehört zu den Seltenheiten, da Joch¬ 
mann, Aschoff, Schmaus und andere Dysenterie im Dünn¬ 
darm nur im ersten, höchstens zweiten Stadium beschrieben 
haben. 

Die Ermittlungen über die Ursache der geschil¬ 
derten Ruhrerkrankung führten zu keinem Ergebnis, wie mir 
der zuständige Bezirksarzt mitteilte. Der behandelnde Kollege 
hatte erfahren, daß der Kranke etwa 1 Jahr vorher in einem 
Ruhrhause in Kreuznach gewesen sei. Ein Zusammenhang ist 
unwahrscheinlich. 

Amtlich gemeldete Fälle von Ruhr in dem in Frage 
stehenden Gebiete der Rheinpfalz, dem Bezirksamt Rocken¬ 
hausen, sind nach einer Mitteilung des Bezirksarztes von Rocken¬ 
hausen, Herrn Dr. Detzel, dem ich dafür danke, überhaupt 
nicht bekannt geworden; weder in früheren Jahren, noch haben 
sich an den Fall T. andere Fälle, angeschlossen. Auch im 
Reg.-Bez. Koblenz, der der Nordpfalz mit seiner südlichen Partie 
unmittelbar an^enzt, sind vor dem Kriege nach dem „Gesund¬ 
heitswesen des Preußischen Staates“ nur wenig Fälle von Ruhr 
gemeldet worden: 

1909: 1, 1910: 2, 1911: -, 1912: 2, 1913: 3. 
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Im Kreise Meisenheim sind dementsprechend nach Auf¬ 
zeichnungen meines Amtsvorgängers, Herrn Geh. MecL-Rat 
Dr. Albert, amtliche Ruhranzeigen nicht eingegangen. Die 
An^ben in dem oben erwähnten Werke über Typhusbekämpfung 
dürften sich eher auf den Reg.-Bez. Trier beziehen, in dem 
Ruhrfälle gemeldet wurden: 

1909: —, 1910: 8, 1911: 11, 1912 : 6, 1913 : 2. 

Es ist aber sehr wahrscheinlich, dafi die wirklich vor¬ 
gekommenen Ruhrfälle viel häufiger waren und dafi die An¬ 
sicht Käthes^ richtig ist: 

,Die Bohr, wenigstens die durch die giftsrmen Typen des Dysenterie- 
badllas Flexner, Y remrsaehten Formen war in Deutschland auch schon 
Tor dem Kriege ungleich verbreiteter, als gemeinhin angenommen wird. 

Diese einheimische Bohr verlänft vielfach unter dmn BUde leichter 
Magen- und Darmstörungen, wird ambulant dnrchgemacht und entgeht so der 
irzuichen Behandlung und Feststellung." 

Ich habe vor dem Kriege, ebenso wie die übrigen Huns- 
rücker Aerzte, im Kreise Simmem zur Zeit der Ernte bei an- 
gestren^r Tätigkeit der ländlichen Bevölkerung diese vielfach 
an solchen Magen-Darmstörungen erkranken sehen. Die Krank¬ 
heit verlief häufig epidemisch, die Fälle pflegten rasch abzu¬ 
heilen. Bakteriologische Untersuchungen hatten meist negatives &- 
gebnis, soweit überhaupt Einsendung von Material möglich war. 

Während man gewöhnt ist, die Y-Formen als leichte zu 
betrachten, die eine günstige Prognose zu geben pflegen, 
fanden Gruber und Schaedel im Kriege tödlich endende 
Fälle schwerster Ruhrerkrankung, die auf Y-Infektion be¬ 
ruhten. Das pathologisch'anatomische Bild wich von der Shiga- 
Kruse-Ruhr nicht ab: es ergab sich stets derselbe ein¬ 
dringliche und ungemein schwere Befund im unteren und 
imtersten Darmbereich meist im Dickdarm, seltener im Ileum 
und im Kolon, sehr selten nur im Ileum. 

Auf das Vorkommen von Allgemein- oder Misch¬ 
infektionen bei der Kruse-Shiga-Ruhr weistA.Schitten- 
helm hin: Er beobachtete während des Krieges von Kompli-' 
kationen: eitrige Parotitis, eitrige Pneumonie, Nierenabszesse, 
septische Niereninfarkte, akute haemorrhagische Nephritis, und 
erwähnt die dabei regelmäßig gefundene Milzvergrößerung. 
Langdauerndes Fieber sei in der Regel vorhanden. Als häufigere 
Komplikationen nennt er ferner die Gonitis und die Appendicitis. 

In diese Kategorie gehören die bei unserem Falle beob¬ 
achteten zahlreichen Leberabszesse, die die Ursache des Icterus 
waren. Der Wurmfortsatz war in einer schwärzlichen, dünn¬ 
flüssigen Masse, die nicht eitrig war, eingebettet. Die Erkrankung 
der umgebenden Dickdarmpartien wird als Teilerscheinung der 
Ruhr anzusehen sein. 

Bei T^hus sind Erscheinungen, die auf Appendicitis hin- 
deuten, wohl weniger selten, als bei Ruhr. Ich kenne 2 Fälle, 
die scheinbar unter dem Bilde der Blinddarmentzündung begannen, 
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die Zuziehung eines angesehenen Chirurgen erforderlich machten, 
wegen des eigenartigen Krankheitsbildes von diesem aber nicht 
operiert wurden und die im weiteren Verlauf als Paratyphus 
bezw. als Typhus erkannt wurden. Unter etwa 40—50 Fällen 
von Ruhr, die ich während des Krieges als Arzt und in Ver¬ 
tretung der einberufenen, zuständigen Herren Kreisärzte sah — 
auch mehrere der von Med.-Rat Dr. Vollmer') in seiner Ruhr¬ 
arbeit geschilderten schweren Fälle sah ich in seiner Ver¬ 
tretung, — ist mir nicht bekannt geworden, daß die Differential¬ 
diagnose mit Appendicitis in PVage gestanden hätte. Das 
klinische Bild mit dom Kräfteverf^l und den starken Darm¬ 
blutungen mit dem eigenartigen Foetor der Kranken sprach 
von vornherein dagegen. 

Wenn auch die Appendikotomie bei Ruhr zur Ausführung 
von Darmspülungen empfohlen ist, so ist in dem geschilderten 
Falle bei dem frühen Auftreten von Benommensein die Unter¬ 
lassung jedes operativen Eingriffes durch den behandelnden 
Arzt dringend indiziert gewesen. 

Zusammenfassung: Zwecks Ermittlung, ob tatsächlich, 
wofür mancherlei spricht, die Y-Ruhr eine zur Zeit der Ernte 
auftretende, landwirtschaftliche Qewerbekrankheit darstellt, 
sollten die Aerzte in ländlichen Gebieten von den sich ihnen 
vorstellenden Kranken mit Magendarmstörungen möglichst oft 
und auch nach Ablauf der Erkrankung Blutproben entnehmen 
und an die Medizinaluntersuchungsämter einsenden. 
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Znr Besoldangsfrage der preusslschen 
Medlzinalbeamteii. 

Der Vorstand des Preußischen Medizinalbeamtenvereins 
hat nachstehende Eingabe an die verfassunggebende Preußische 
Landesversammlung gerichtet und diese auch dem Herrn Mi¬ 
nister für Volkswohlfahrt mit der Bitte um Befürwortung ein¬ 
gereicht: 

„Der Vorstand des Preoßischen Hedizinalbeamten-Vereins richtet an die 
Preoßische verfaSsonggebende Landesversammlnng die Bitte, bei der dem- 
n&cbstigea von ihr bes^ossenen genauen Nachprttfang and endgflltigen Fest- 
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eetzong des Oesetzes, betr. das Diensteinkommen der onmittdbaren Staats¬ 
beamten in bezog anf die Besoldung and die Einreibnng der Medizinalbeamten 
in die Beamtengrappen folgende Aenderangen yorzanehmen: 

1. Die nichtTollbesoldeten Kreisärzte erhalten ein Grundgehalt 
von 6UOO bis 9800 Mark. 

8. Die Tollbesoldetcn Kreisärzte rücken nach Ißjähriger Dienst¬ 
zeit in die Besoldangsgrappe 11. 

8. Die Kreisassisten 2 ärzte sind als Stellenanwärter für die Toll- 
besoldeten Kreisärzte anznsehen. 

4. Die Regierangs- and Medizinalräte werden von vornherein In 
die Besoldangsgrappe 11 eingereiht und rücken nach 18 jähriger 
Dienstzeit in Besoldangsgrappe 12. 

Begründung unserer Bitte: 

Za 1. Die nichtvollbesoldeten Kreisärzte sind za allermeist dienst¬ 
lich voll beschäftigt and können fast in keinem Kreise mehr eine nennenswerte 
Privatpraxis austtben, obwohl ihnen dies nach dem Gesetz vom 16. September 
1899, betreffend die Dienststellung des Kreisarztes, gestattet und ihre Be¬ 
soldung mit Rücksicht anf das Einkommen aus der Privatpraxis damals sehr 
niedrig festgesetzt ist. Wenn es nun, wie dies im Interesse der Yolksgesnndheit 
erforderlich ist und wie wir in unserer Eingabe an die Preußische verfassong- 
gebende Landesversammlang vom 1. Februar 1920 „betreffend die Um- und Aas- 
gestaltung des preußischen öffentlichen Gesundheitswesens" erbeten haben, bisher 
nicht möglich war, alle Kreisarztsteilen in volibesoldete Stellen umzuwandeln, 
so erfordert es doch die Gerechtigkeit, den nichtvollbesoldeten Kreisärzten 
wenigstens eine auskömmliche Besoldung zu geben, durch die ihnen später aach 
ein angemessenes Ruhegehalt gewährleistet wird. Mit dem in dt-r Besoldungs- 
ordnuDg vorgesehenen Grundgehalt von 8700 bis 7500 M. stehen diese Kreisärzte 
aber unterhalb aller Besoblungsgruppen überhaupt, ein Umstand, der nicht nur 
ihrer wichtigen und umfangreichen Arbeit für das öffentliche Wohl, sondern 
auch ihrer amtlichen Stellung und Wertung durchaus unangemessen ist. Wir 
bemerken dabei, daß die Bezirksärzte in Bayern, obwohl Ihnen die Ausübung 
ärztlicher Praxis nicht untersagt ist, das gleiche Gehalt bekommen wie die voll- 
besoldeten Kreisärzte in Preußen. Um so mehr erscheint daher onsere Bitte 
gerechtfertigt. 

Zu 2. Die vollbesoldeten Kreisärzte sind in dem Gesetz der Be- 
amtengmppe 10 zugeteilt, sie bleiben aber ständig in dieser Besoldangsgrappe, 
ohne daß wenigstens für die älteren ein Verrücken in eine höhere Gebaltsklasse 
vorgesehen ist wie bei den Landräten und Oberförstern oder wie bei den Be¬ 
zirksärzten in Bayern und Sachsen sowie bei den Oberamtsärzten in Württemberg. 
Es dürfte daher nur der Billigkeit entsprechen, auch den preußischen vou- 
besoldeten Kreisärzten dieselbe Vergünstigung zu gewähren und für sie gehobene 
Stellen in Gruppe 11 zu schaffen, zumal sie meist erst in späteren Lebensjahren 
als die meisten anderen Beamten, durchschnittlich erst nut 87 Jahren, in das 
Amt überhaupt, und erst im köheren Lebensriter in die vollbesoldeten Stellen 
kommen. 

Za 3. Aas der Besoldangsordnung geht nicht klar hervor, ob die Kreio- 
assistenzärzte als Stellenanwärter der v^besoldeten oder nichtvoUbesoldeten 
Kreisärzte za betrachten sind. Da es sich bei ihnen meist um über 80 Jahre 
alte Beamte handelt, die außerdem, besonders als Assistenten bei den Medi- 
zinalantersuchungsämtern, in der Regel voll beschäftigt sind, so erscheint es 
gerechtfertigt, sie als Stellennnwärter der vollbesoldeten Kreisärzte anznsehen. 
Wir bitten deshalb, dies m dem Besoldungsgesetz bestimmt zum Ausdruck zu 
bringen. Ihre Besoldang würde dann eine aasreichende sein, während sie sonst 
völlig angenügend ist. 

Za 4. Die Regiernngs- und Medizinalräte kommen, wie alle tech¬ 
nischen Räte bei den Regierungen, gemeinhin erst in so hohem Dienstalter in 
ihre Stellungen, daß es ungerecht ist, sie erst nach 5 jähriger Dienstzeit aus 
Gruppe 10 in die gehobene Stellung and damit in Gruppe 11 aufrücken za 
lassen. Ein Fortfall dieser Bestimmung ist am so me^ gerechtfertigt, als 
z. B. in Bayern die Regierungs- und Medizinalräte sogar von vornherein der 
Besoldangsgrappe 12 zugeteilt sind. — Für die Regierung und Medizinalräte 
besteht aoBerdem nur eine sehr geringe Aussicht auf Beförderung; deshalb 
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sollten sie wenigstens nach 12 jähriger Dienstzeit in eine höhere Gehaltsgmppe 
(12) anfrücken. 

Im übrigen nehmen wir betreffs der näheren Begründung unserer Bitte 
auf den anliegenden Abdruck ans Heft 10, Jahrgang 1920 der Zeitschrift für 
Medizinalbeamte bezug.*' 

Wenn auch allen Mitgliedern der Landesversammlung ein 
Stück der Eingabe durch das Büro der Landesversamn^ung 
übermittelt ist, so wird ein Erfolg jedoch nur dann zu er¬ 
warten sein, wenn sich alle Medizinalbeamten bemühen, die 
ihnen persönlich bekannten Abgeordneten von der Notwendig¬ 
keit und Berechtigung der in der Eingabe gestellten Forde¬ 
rungen zu überzeugen. Etwaige Wünsche auf Zusendung von 
Abdrücken der Eingabe nebst Anlage sind an die Schriltleitung 
der Zeitschrift zu richten. 


Aas Tersammlangen and Tereinen. 

Bericht ftber die Tcfsameilang des Vereine der Hedislnel- 
beamten der Provinz S4acbsen la Bernrode am 80. Bai d. Je. 

l. Zu Punkt I der Tagesordnung: „Zur Reform des Kreisarztstands** 
wurde nach ausgiebiger Diskussion über die vorgetragenen Leitsätze von 
Bundt und Hillenberg beschlossen, dem Herrn Minister eine — inzwischen 
ab^andte — Denkschrift zu überreichen, in der vor allem gefordert wird: 
1. Der Kreisarzt darf nicht Eommunalbeamter werden, sondern muß voll be¬ 
soldeter Staatsbeamter sein. 2. Die Fürsorgetätigkeit bei Wohlfahrtsämtern 
ist ihm nebenamtlich zu übertragen. 8. Der Kreisarzt muß ein Büro, d. h. 
einen staatlichen Sekretär — bekommen. 

II. üeber Punkt II der Tagesordnung: Ueber die Durchführbarkeit 
der wieder angeordneten Orts- und Schnlbesicbtignngen unter den gegen- 
wirtigen Yerkehrsverhältnissen** — Referent Dr. Jorns in Nordbausen ~ 
-entspann sich gleichfalls eine angeregte Aussprache, die darin gipfelte, daß 
die Kreisärzte die Besichtigungen in der Hauptsache auf diejenigen Orte und 
Schulen beschränken sollten, in denen besondere Mißstände bekannt geworden 
seien, im übrigen aber die örtlichen Verhältnisse für die Darchfümung der 
BeviMonen maßgebend bleiben müßten. 

m. Zu Punkt III: „Die vertrauens&rstlichen Oebflhren der Kreis- 
tnte** — Referenten Dr. Kluge in Wolmirstedt und Dr. Jorns in Nord- 
hausen — wurde folgendes beschlossen: 

1. Für Invaliditätsgntachten sind 18 M. zu fordern. Auf den schon 
am 28. April 1920 gestellten Antrag des Vorstandes ist inzwischen die 
vorlänfige MitteUnng eingegangen, daß 160 */o Tenerungszuschlag ,aaf 
alle vereinbarten ursprünglichen Honorarsätze* mit Wirkung vom 1. AprU 
1920 gewährt werden, d. h. 16 M. für das erste Gutachten, 26 M. für 
Nachuntersuchungen. Der Vorstand des Vereins wird hierzu weitere 
Stellung nehmen. 

2. Für Gutachten bei landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
scbaften sind 80 M. für das erste, 16 M. für die folgenden, hei allen 
übitoen Bemfsgenossenschaften 80 M. für das erste, 24 M. für die folgenden 
tu mrdem. 

8. Bezüglich der ungenügenden Gefängnisarstverträge soll generelle 
Regelung auf Antr^ des Vereins der Preuß. Medizinal-Beamtenvereln 
beim zuständigen Minister in die Wege leiten. 

4. Impfgebühron: Nach den Sätzen der Aerztekammer sind 8 M. für 
Jede Impfung und außerdem 8 M. für je 1 km Landweg zu fordern. 

Schließlich sei erwähnt, daß in einer Vorstandssitzung des Prov.-Vereins 
vom 29. Juni d. J. eine Eingabe an den Herrn Minister aufgesetzt wurde, 
die inzwischen abgesandt — fordert: 1. Den- nicht voll boMldeten Kreis- 
irzten ein Mindestgrandgehalt von 0(K)0—9800 M. zu gewähren; 2. die 
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Dienstanfwaadientsch&digung nach Erhöhung der Femsprech- 
gebühren aal 1600—2200 M. IQr nicbt voll besoldetet aal 2700—8600 li. für 
Toll besoldete Kreisärzte lestznsetzen. 

_ Hillenberg. 


Bericht der XV. JahresrerMiaimlanc 
dee Wttrttembergleehen HedisiBalbeaeaten-Tereliie. 

Die Versammlnng fand am Sonntag, den 2. Mai d. J. in Stattgart 
statt — Anwesend waren folgende 86 Vereinsmitglieder: Maisch fOehringen), 
Habermaas (Stnttgart), y. Sehenrlen (Stuttgart), Jäger (Ulm), Haag 
(Heilbronn), Herrmann (Hall), Pan Ins (Heidenheim), Gdnzler (Tnt^ 
lingen), Maas (Eottweil), Babenhofer (Vaihingen), Schmidt (Tdbingen), 
Frlcker (Nagold), Enrrer (Horb), Georgii(Geislingen),Haffner(Langen* 
barg), Villinger (Besigheim), Br ecke (Stuttgart), (1 er lach (GmQnd), 
Mayer (Mttnsingen), Fröhner (Balingen), Hiiler (Backnang), Pfäfflin 
(Nürtingen), Bnder (Winnental), Schott (Eßlingen), Lörcher (Biberach), 
Kanffmann (Göppingen), Standenmayer (Lndwigsbnrg), Engelhorn 
^tnttgart), y. Bembold(Stuttgart), Walz (Stuttgart),ZOppritz(Stuttgart), 
Gnant (EilWangen), Mantsch (Neresheim), Ludwig (Leonberg), Schwarz¬ 
kopf (Stnttgart), Eöstlin (Stnttgart). 

I. Geschäftliches. Der Vorsitzende, Ob.-Med.-Bat Dr. Eöstlin, er- 
öfhiete die Versammlnng and dankte den Anwesenden für ihr zahlreiches Er¬ 
scheinen; er erstattete zunächst einen kurzen Jahresbericht, wobei er ein¬ 
leitend daran erinnerte, daß sich seit der letzten Jahresversammlnng in 
unserem württembergiseben Medizinalwesen eine sehr bedeut¬ 
same Veränderung vollzogen habe: Am 81. Dezember y. J. sei unser 
Medizinalkolleginm, dem während seines mehr als 100jährigen Bestehens eine 
große Anzahl der hervorragendsten Aerzte unseres Landes angehort hat, ganz 
sang- und klanglos aufgelöst worden; es könne nicht unsere Aufgabe sein, 
hinterher die GrQnde zu erörtern, die der Begierung diese Auflösung als not¬ 
wendig haben erscheinen lassen, wohl aber sei es eine Ehrenpflicht der 
wflrttembergischen Medizinalbeamten, heute mit aufrichtigem Danke der großen 
Verdienste zu gedenken, die sich unser Medizinalkolleginm um die gesund¬ 
heitliche Wohlfahrt unseres Landes, und gleichzeitig auch um das Wohl der 
wflrttembergischen Medizinalbeamten erworben hat Ein ganz besonders warmer 
Dank gebühre dabei den Herren, die bis zuletzt noch in dem Eollegium tätig 
gewesen, und die mit dessen Auflösung ganz ans ihrer amtlichen Stellung aus- 

f esebieden sind, dem Herrn Präsident y. Nestle, dem Herrn Medizinaldirektor 
>r.y. Bembold und dem Herrn Ob.-Med.-Bat Dr. Eohlhaas. 

Wie sich unser Medizinalwesen nunmehr weiter gestalten wird, darflber 
können wir uns zurzeit noch kein Urteil erlauben, ein Wunsch, den die ganze 
wflrttembergische Aerzteschaft, wie die der andern deutschen Bundesstaaten, 
besonders Preußens und Bayerns, schon längst gehegt hat, daß an die Spitze 
der Medizinalverwaltung ein Arzt berufen werden solle, habe sich durch die 
neue Organisation leider nicht erfüllt; wir wollen aber deshalb die Hoffnung 
nicht aufgeben, daß sich dieser Wunsch früher oder später doch noch er¬ 
füllen werde. Den Mitgliedern des früheren Medizinalkollegiums, die nunmehr 
als Beferenten in das Ministerium übergetreten sind, bringen wir unser volles 
Vertrauen entgegen und möchten sie bitten, daß sie auch in ihrer neuen Stellung 
unsere Interessen ebenso wahren und vertreten mögen, wie sie dies in so 
dankenswerter Weise bis jetzt schon getan haben. 

Auch im Innern unseres Medizinalbeamtenyereins haben 
sich im Laufe des letzten Jahres verschiedene Veränderungen vollzogen; zwei 
unserer Mitglieder, OAArzt Dr. Eästle in Wangen und Med.-Bat Dr. Müller 
in Calw, haben wir durch den Tod verloren (zu ihrem ehrenden Ang^enken 
erhoben sich die Anwesenden von ihren Plätzen), und fünf unserer EoUegen 
sind infolge von Amtsanfgaben aus dem Verein ausgetreten, es sind dies 
die Herren OAArzt Dr. Föhr-Marbach, Med.-Bat Dr. Härlin-Neuenbürg, 
Ob.-Med-Bat Dr. Eo hl h aas-Stuttgart, Med.-Bat Dr. Lang-Besigbeim und 
Ob.-Med.-Bat Dr. W al oh er-Stuttgart. Dafür sind neu eingetreten: die Herren 
Qberamtsärzte Dr. Gerlaooh-Gmünd, Dr. Stoll-Blaubenren und Dr. Stein- 
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bauser-Oebringen. Zorzeit geboren 69 wttr^ttembergiscbe Medizinal* 
beamte dem Verein als Mitglieder an. 

Der Eassenbestand war am Scbloß des Jabres 1919 folgender: 


BinnabmeB. 184,26 M. 

Ausgaben. . . . . 221,25 , 

sdmit Mebransgabe .'.66,99 M. 


Der Vermdgensbestand betrag 1514,09 M. 

Nachdem die Becbnangen geprfift and richtig befanden worden waren, 
wnrde dem Eassenverwalter, Herrn Eanzleirat Be in 8hl, Entlastong erteilt 
and ihm der Dimk des Vereins für seine Mühewaltang aasgedrückt 

Im Hinblick aaf die erhöhten Anforderangen, die zarzeit an die Vereins* 
hasse ^tellt werden, erschien eine Erhöbang des Jahresbeitrags notwendig; 
da naoi einer Mitteilang des Vorstandes des Deatschen Medizinalbeamten* 
Vereins, Herrn Geheimrat Dr. Bapmand, in diesem Jahr aach für die Medi* 
zinalbeamtenzeitschrifl eine erhöhte Gebühr notwendig werden wird, so warde 
vom Vorsitzenden beantragt, für dieses Jahr als Gesamtbeitrag 20 M. 
festzosetzen, davon 7 M. als Vereinsbeitrag and 18 M. als nachträglicher 
Beitrag für die Medizinalbeamtenzeitschrift, d. h. für den deatschen Medizinal* 
beamtenverein. 

Der Antrag wnrde angenommen. 

Hieraaf berichtete der Vorsitzende über eine Anzahl Eingaben, 
die er im Namen des Vereins im Laofe des letzten Jahres an das Mii&teriam 
des Innern gerichtet hatte, and über die von letzterem daraafhin ergangenen 
Yerfflgangen. Sie betrafen in erster Linie den aaf der letzten Jahres* 
versammlang beschlossenen Entwarf einer neaen amtsärztlichen Ge* 
btthrenordnang, sowie verschiedene Gesache betreffend Umzagskosten- 
beiträge für die Oberamtsärzte, Nearegelang des Diätenregalativs, 
Dienstreisekostenentschädigang der Oberamtsärzte,dieGat achter* 
tätigkeit der Oberamtsärzte, sowie die Erhöhang des Eanzleikosten* 
aversams. Einige dieser Gesache haben inzwischen eine wenn aach keines* 
Wegs vollkommen befriedigende Srledigong darch das Ministeriam gefanden, 
während andere bis jetzt noch anerledigt geblieben sind, insonderheit ist 
bezüglich des Entwarfs einer neaen Gebtthrenordnong eine Entscheidang der 
Begierong bis jetzt immer noch nicht erfolgt, was omso bedaaerlicher ist, als 
bei der enormen Steigerang aller Preise das Mißverhältnis zwischen den Ge* 
bührensätzen vom Jahr 1^ and den Anforderangen der heatigen Lebens* 
haltang von T*g za Tag größer and anertr^licher wird. Der Vorsitzende 
beantragte deshalb, ein Gesach an das Ministeriam dahingehend za richten, 
es mögen, falls der Erlaß einer neaen Gebührenordnang nicht in allernächster 
Zeit za erwarten sei, wenigstens die alten Gebührensätze, and zwar darchweg, 
sieht Bor die Mindestsätze, sofort am mindestens 100**/< erhöht werden. 

Der Antrag warde angenommen. 

An diese Beiichterstattoog des Vorsitzenden schloß sich eine lebhafte 
Diaknssion an, in deren Verlaaf dann noch folgende Anträge gestellt worden: 

1. Antrag Georgii: Es möge den Oberamtsärzten an Stelle des Beichs* 
geeetzblattes, das für sie keinen besonderen Wert habe, die Zeitschrift 
für Medizinalbeamte von Amts wegen geliefert werden, da diese alles 
für die Medizinalbeamten über die Medizinalgesetzgebang Wissenswerte in viel 
flbersiehtlicherer Form als das Beichsgesetzblatt enthalte, and sie zadem nach 
für wissenschaftliche Weiterbildang der Oberamtsärzte sehr wertvoll seL 

^ Antrag Herrmann: Wiederholang des schon bei der letzten Jahres* 
versammlang gestellten Antrags, betr. freie Dienstwohnong für die 
Oberamtsärzte. 

8. Antrag Haffner: Das Ministeriam möge während der Zeit der 
Wohnongsnot in Fällen von Pensionierong, Versetsong oder Tod eineo Ober* 
amtearstes dessen freiwerdende Wohnung sofort darw das Oberamt für den 
nen za ernennenden Oberamtsarzt provisorisch mieten lassen. 

4. Antrag Lörcher: Den Oberamtsärzten solle, solange sie noch keine 
freie Dieostwolmang haben, ein höherer Eanzleikostenaaf wand gewährt 
werden, and zwar den voUbesoldeten in der Höhe von SMO M. und den nicht 
ve l lhe s o l deten in der Höhe von 1600 M.; lalle ebi höherer Anfwand nach* 
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f ewiesen werden könne, solle dieser gftnz ersetzt werden, unter Hinweis auf 
ie diesbezttglichen Forderungen des preoBischen Medizinalbeamtenvereins 
(Medizinalbeamtenzeitschrift Nr. 7 Tom 6. IV. 1920). 

5. Antrag Lörcher: Es soilen den Oberamtsärzten für zu Fuß oder 
zu Bad zurttckgelegte Dienstreisen, und zwar mit Bückwirkung vom 
1. Januar d. J. an, 2 M. Weggeld für 1 km gewährt werden, widrigenfalls sie 
entweder ihre auswärtigen Dienstgeschäfte künftighin nicht mehr in dem bis- 
Wigen Umfang erledigen könnten, oder sie sich nicht genötigt sehen würden, hierzu 
Fuhrwerke oder Autos in Anspmch zu nehmen, wodurch dem Staat ganz er¬ 
hebliche Mehrkosten erwachsen würden. 

6. Antrag Lörcher und Fröhner: Es mögen den Oberamtsärzten 
die Ton ihnen Torgelegten Diäten* und Weggeldrechnungen jeweils 
sofort nach ihrer Einsendung zur Auszahlung angewiesen werden. 

Es wurde beschlossen, sämtliche Anträge dem Ministerium in Vorlage 
zu bringen. 

Weiterhin stellte Maisch den Antrag: Es solle den Mitgliedern des 
aufgelösten Medizinalkollegiums der Dank des MedizinalbeamtenTereins noch 
in einer besonderen Adresse zum Ausdruck gebracht werden, auch solle eine 
Denkschrift Terfaßt und der Begierung überreicht werden, in der an diese die 
Forderung gestellt werde, an die Spitze des wttrttembergischen 
Medizinalwesens einen Arzt und keinenVerwaltnngsbeamten zu stellen. 
Hierzu bemerkte Medizinaldirektor Dr. t. Bembold, es bestehen über diese 
Verhältnisse unter der Aerzteschaft Tielfach keine ganz richtigen Vor¬ 
stellungen Es könne sich nicht darum handeln, an die Spitze des wflrttem- 
bergischen Medizinalwesens einen Arzt zu stellen, an dessen Spitze werde auch 
weiterhin der Minister zu stehen haben; die Forderung habe Tielmehr dahin 
zu gehen, innerhalb des Ministeriums des Innern für den Bereich des Medi- 
zinaiwesens einen Arzt als selbständigen, dem Minister unmittelbar unter¬ 
stellten Ministerialdirektor^anznstellen. Es werde Tor allem nötig sein, 
über diese Forderung und ihre Begründung die Aerzteschaft und das PuUikum 
in der Fach- und in der Tagespresse in der richtigen Weise aufznklären. 

Der Vorsitzende stellte daraufhin den Antrag, den Kollegen Maisch 
zu ersuchen, in dieser Hinsicht die nötigen Schritte zu tun und späterhin auch 
einen Entwurf zu der Ton ihm beantragten Denkschrift auszuarbeiten. (An¬ 
genommen.) 

Zum Schluß kam noch ein schriftlicher Antrag des selbst nicht an¬ 
wesenden Kollegen Missmahl zur Verlesung dahingehend, der Oberamtsarzt 
solle Ton Amts wegen zum Mitglied der AmtsTersammlnng seines Bezirks be¬ 
stellt werden, und die AmtsTersammlung solle 4—5 ihrer Mitglieder durch 
Wahl bestellen, die unter dem Vorsitz des Oberamtsarztes einen Gesund- 
heitsrat bilden, der alle gesundheitlichen Angelegenheiten des Bezirks zu 
beraten habe; ein weiteres Mitglied sei ans den im Bezirk ansässigen prak¬ 
tischen Aerzten zu wählen. 

Die Versammlung erklärte sich mit diesem Antrag im Prinzip Toll- 
kommen einTerstanden, sie war aber der Ansicht, daß es sich hier um edne 
Frage handle, die später durch den Landesgesnndheitsrat zu entscheiden 
sein werde. 

II. Satznngsftpderling. Der Vorsitzende beantragt, dem § 6 der 
Satzungen folgende Fassung zu geben: 

,Die Geschäfte des Vereins werden durch einen Vorstand und einen 
Ausschuß geleitet. 

Der Vorstand besteht aus einem Vorsitzenden, ans einem StellTertreter 
des Vorsitzenden und einem Schriftführer. Der Ausschuß besteht, abgesehen 
Ton den 8 Vorstandsmitgliedern, aus 8 weiteren Vereinsmitgliedem. Die Mit¬ 
glieder des Vorstandes und des Ausschusses werden alle 8 Jahre durch Stimm¬ 
zettel oder Zuruf in der HanptTersammlung gewählt. Wiederwahl ist zu¬ 
lässig; die außerhalb Stuttgarts wohnenden Ansschoßmitglieder haben An¬ 
spmch anf Ersatz ihrer Beiseanslagen aus der Vereinskasse.* 

Der Antrag wurde angenommen. 

Gewählt wurden sodann als StellTertreter des Vorsitzenden Zöppritz, 
als Ansschoßmitglieder Haag, Gnant und Schott. 

IIL Wahl Ton Vertretern für den Landesgesnndheitsmty für den 
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Beamtenbelrat beim Mtnlsterliim des Innern und den Verband Ton Ver¬ 
einen höherer ^prflfter wOrttemberglfioher Staatebeamter. Als Vertreter 
des Medizinalbeamtenyereins bei dem Landeegesondheitsrat wurden y.Bembold, 
Kbstlin, Maisch undQnant, und als zweiter Vertreter und SteÜyertreter 
des Vorsitzenden fdr den Beamtenbeirat des Ministeriums des Innern, sowie 
für den Verband höherer Staatsbeamten Zöppritz gewählt. 

T. Stellungnahme des Medizinalbeamtenyereins zu der Eingabe des 
V^ürttemberglschen anthropologischen Vereins betr. neue Oesnndhelts- 
bogen fBr die schulärztlichen Untersuchungen nnd des Zwelgyerelns 
Württemberg der Deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechts¬ 
krankheiten betr. sexuelle Anfklämng durch den Schularzt. Der Bericht¬ 
erstatter Med.-Bat Dr. Qnant erstattete ein eingehendes Beferat, in dem er 
an dem Ergebnis gelangte, daß die Oberamtsärzte beiden Eingaben gegenüber 
eine ablehnende Stellung einnehmen müssen. Die Forderungen des anthropo¬ 
logischen Vereins, betr. eine Aenderung der schulärztlichen Untersuchungen 
auf Grund eines neuen Gesundheitsbogens können die Oberamtsärzte schon aus 
Mangel an Zeit nnd an den notwendigen Hilfsmitteln und Hilfspersonal nicht 
erfüllen, auch würde es nicht zweckmäßig sein, so kurze Zeit nach dem In- 
kraftgetretensein des Oberamtsarztgesetzes jetzt schon wieder einen neuen 
Gesundheitsbogen einznfübren; es müßten hierfür erst noch weitere schul¬ 
ärztliche Erfahrungen gesammelt werden. Betreffs der zweiten Frage einer 
erweiterten sexuellen Aufklärung der Schüler durch die Oberamtsärzte seien 
die Oberamtsärzte auch fernerhin bereit, im Sinne des Erlasses der Ministerial- 
abteilung für die höheren Schulen yom 27. XL 1918 den mit dem Beifezeugnis 
abgebenden Schülern der Vollanstalten eine solche Aufklärung zu geben, eine 
wmtere Tätigkeit in dieser Hinsicht sei aber Sache der einzelnen Schulärzte 
und yor allem der Eltern der Kinder. 

Die Versammlung erklärte si(di mit diesen Ausführungen des Beferenten 
Tollkommen einyerstanden nnd beauftragte den Vorsitzenden, in diesem 
Sinne an das Ministerium zu berichten. 

VI. Tfohnnngsdeslnfektlon. Ministerialrat Dr. y. Scheurlen besprach 
kurz die derzeitigen Schwierigkeiten der Wohnnngsdesinfektion; er be- 
zeicbnete cs dabei als nicht angängig, daß die yorgescbriebeneSchlußdesinfektion 
wegen Mangels an Formalin oder Autan oder der sehr hohen Preise für diese 
Mittel unterlassen werde. Sublimat sei zu erschwinglichen Preisen yorhanden; 
der Desinfektor müsse jetzt nach II. Ziff. 20 der allgemeinen Desinfektionsan¬ 
weisung die Schlnßdesinfektion durchführen, also Boden und Wände bis zu 2 m 
Höhe, Lagerstellen, Gerätschaften, Türen etc. mit l^/oiger Sublimatlösung feucht 
abwiscben, die Wäsche und die Ueberzttge der Bettstücke im Dampfapparat 
desinfizieren; wo ein solcher fehle, können letztere mit in Sublimatlösung ge¬ 
tauchten Bürsten abgebürstet nnd dann gelüftet und gesonnt werden. 

Zum Schluß yerlas der Vorsitzende noch einen Aufruf des in der 
Gründung begriffenen Akademikerbnndes und forderte die Anwesenden 
sn recht zahlreichem Beitritt zu demselben auf. Dr. med. KQsUlii. 


Besprechmigeii. 

Sr. Jur. «4. rar. poL Z*. Blohtar - Breslau: KralewoUfahrtaamt 
und UadUehe Wohlfakrtepflege. Berlin 1919, Carl Hey mann, Verlag. 
8**, 166 6., Preis 6 Mark. 

Die in Gemeinschaft ntit dem Deutschen Verein für ländliche Wohlfahrts¬ 
and Heimatpfiege yon der Zentralstelle für Volks Wohlfahrt heraasgegebene 
Schrift behandelt die Organisation der Wohlfahrtsarbeit in den Landkreisen. 
Dar Verfasser beschränkt sich nicht darauf, die Einrichtung eines Wohlfahrts¬ 
amts zu schildern, sondern setzt die näheren und weiteren Ziele, die Wege und 
das Wesen eines Wohlfahrtsamts innerhalb der neuzeitlichen Gestaltiug der 
gMamten Wohlfahrtspfleue in knapper nnd anschaulicher Form auseinander. 
Nach ihm sind für das Wohlfahrtsamt, ebenso wie im Ministerium für Volks¬ 
wohlfahrt, drei Abteilungen yorznseben: für gesundheitliche Fürsorge (Kreis- 

S esundheitsamt), für wirtschaftliche Fürsorge, für Jugenderziehung und Volks- 
ildang, die unter Oberleitung des Landrats yon einem Fachmann, das Kreis- 
gesHudkeitsamt hs größeren Weisen von einem besonderen Kommunalarzt, in 
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kleiner«!! Kreisen Ton dem Kreisarst, der aber toII zu besolden ist, za leiten 
sind unter Einrichtang Ton Aossebttssen and ÄnsteUang des erforderlicben and 
•ntspreebend yorgebildeten Hilfspersonals (Bürobeamte, Fürsorgerinnen asw) 
Verfasser teilt im Anbang aacb einzelne Satzungen asw. yon bereits vorbandenen 
Ereiswoblfabrtsämtern mit, deren Einricbtangen aber keineswegs den Anfor¬ 
derungen entsprechen, die er mit Becht an die Organisation solcher Aemter stellt. 

Dr. Marl« Baum, Leiterin der Sozialen Fraaenschale and des sozialp&da- 
gogiseben Instituts in Hamburg: Orundrlss der Geeandheitsfttrforg«. 
Zorn Gebrauch für Schwestern, Ereisfursorgerinnen, Sozialbeamtinnen and 
andere Organe der yorliegenden offenen Fürsorge. Mit 59 Abbildangen im 
Text and Ifarbigen Tafel. Wiesbaden 1919. Gr. 8*; 374 S. Preis: 22 Mark. 

Das Bach zerfällt in drei Hanptteile: 1. Grundlage der Volksgesandheit, 
2. Zweige der yorliegenden offenen Fürsorge, 8. Träger and Organ der Ge- 
snndheitsfürsorge. Von diesem ist der dritte yon der Heransgeberin yerfafite 
Teil yiel za stiefmütterlich behandelt. Auch za den Grundlagen der Volksgesund* 
htit (L Teil) gebürt etwas mehr als die Wohnung und Wohnan^fürsorge 
und die zweckmäßige Lebensführang and Krankheitsbekämpfung. Die entere 
ist yon ihrem Verfasser (Bg. Dr. H. Kampf meyer-Karlsruhe erschöpfend 
behandelt, während man dies dem III. Abschnitt yon Dr. Josephine Höber-Kiel 
bearbeiteten zweiten Kapitels über Krankheitsbekämpfung nicht behaupten kann. 
Der wertyollste Teil des Baches ist jedenfalls der zweite, der die hygienisch« 
JamndfOnorge (bearbeitet yon der Herausgeberin, Dr. Laura Turnaa*Berlin 
and Frl. Anna y. Giercke-Charlottenburg), die Fürsorge für Tuberkulose 
(Dr. Josephine Höher), Geschlechtskranke (Frl. Anna Papp ritz-Steglitz), 
Krüppel- and Kriegsbeschädigte (Dr. Siegfried Kraus-Frankfurt a. M.) und di« 
Fürsorge im Anstäluß za l^ruf and Erwerb sowie die yolksgesondheitlich« 
Familienfürsorge (yerfaßt yon der Heraasgeberin) umfaßt. Bpd. 

Dr. Harbart Studdan: Das Taubüsche System der Ziehkinderüber- 

waehnng in Leipzig. Leipzig und Stuttgart! 919. Verlag der J. G. C o 11 a • 
sehen Bachhandlang Nachfolger. 8(>; 88 S. Preis: 4,80 M. 

Das Taabesche System bildet die Grundlage des modernen Säuglings- 
schatzes und der Uneheiiehenfürsorge; es sollte deshalb yon jedem genau 
kennen gelernt werden, der am Neubau unseres Kinderschaues mitarbeitea 
will. Die yorliegende Schrift gibt eine vorzügliche Schilderon^ des Systems 
und demzafolege auch eine sehr braachbare Unterlage der gerade in der jetzigen 
Zeit so wichtigen Frage des Säoglings- and Klein^derschatzes. Bpd. 

Brwia fltaln in Berlin-Friedenau: Becbta nnd Pflichten dar Qamelnda- 
Tarordnaten in den deutschen Bundesstaaten. Berlin-Frieden aa; 1919. 
Deutscher Kommunalyerlag. Heft 12 — 15 der Schriften des Vereins für 
Kommunalwirtschaft. 8<*; 811 Seiten. 

Das Werk bildet eine Ergänzung der in dieser Zeitschrift (s. Jahrg. 
1917, Nr. 17, S. 494) besprochenen, in demselben Verlag erschienene Schrift 
über die Bechten und Pflichten der Stadtverordneten und ist ebenso wie diese 
yon namhaften Kennern der betreffenden Gesetzgebung in den Landgemeinden 
unter Berücksichtigung jedes einzelnen Bundesstaates bearbeitet. Auch den 
Hedizinalbeamten gibt es für ihre amtliche Tätigkeit manche wertvolle An¬ 
regung und Aafklärung. _ Bpd. 

Prall Dr. Kdnig-Münster i. W.: Ohemie der menschlichen Nahmngs- 
und Genussmlttel. Nachtrag zum Band I: Zusammensetzung der 
tierischen Nahrangs- und Genußmittel. Bearbeitet von Dr. 
J. Großfeldt-Becklingbausen, Dr. A. Splittgerber-Mannheim und 
Dr. W. Satthoff-Münster i. W. Berlin 1919. Verlag von J. Springer. 
6r. 8*; 594 S. Preis: geb. 40 Mark und 10Vo Teaerungszuschlag. 

Der Band bildet eine außerordentlich wertvolle Ergänzung des ersten 
Bandes des vorzüglichen Königsschen Handbuchs der Chemie der tierischen 
Nahrungs- und Genußmittel, in dem nicht nur den neuen wissenschaftlichen 
Forschungen, sondern auch den praktischen Erfahrungen auf dem Gebiete der 
LebensmittelkontroUe nach jeder Bichtung hin Bechnung getragen ist. Der 
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Erg&nzangsband kann deshalb allen beteiligen Weisen, aach den Medizinal- 
beamten waim empfohlen werden. Bpd. 

Fron Dr. O. Loew-München: Der Kalkbedarf ▼on Hensck und Tier. 
Zur chemischen Physiologie des Kalks bei Mensch nnd Tier. Von Professor 
Dr. Oscar Loew, 2. vermehrte und verbesserte Anflage. München; 1919. 
Verlag der Aerztlichen Randschau, 011 o G m e 1 i n. Gr. 8 ; 107 8. Preis: 6 M. 
In der neuen Anfiage haben fast alle Abschnitte, abgesehen vom ersten 
und zweiten, mehr oder wenie:er sachgemäße Erweiterungen erfahren, die aus¬ 
schließlich anf anerkannte Beobachtungen und wohlbegrQndete Erfahrungen 
über die Folgen des Ealkmangels und den Nutzen der Kalkzufahr zu der 
Humen und Tiermagen beruhen. Bpd. 


Tagesnachrichten. 


Der ärztliche Stand ist im neuen Reichstag durch folgende Aerzte 
vertreten: Kreisarzt Dr. Boerschmann-Bartenstein (Sozialdemokrat), Geh. 
San.-Bat Dr. Hart man n-KOnigshütte (Dentschnationale Volkspartei) — beide 
gehörten auch der Nationalversammlung an und sind, da sie im besetzten Gebiet 

f ewählt sind, nicht nea gewählt, sondern als Vertreter ihres bisherigen Wahl¬ 
reises auch in den neuen Beichstag eingetreten — Dr. Jul. M o s e s - Berlin 


(unabhängiaer Sozialdemokrat), Dr. Wiebel-Leipzig (Dentschnationale Volks¬ 
partei). Von den großen politischen Parteien sind also Zentrum, Deutsche 
Volkspartei n. Demokratische Partei nicht durch Aerzte im Beichstag vertreten. 


Ueber die Pläne der preußischen Begierung hinsichtlich der Nengestaltnng 
des Gesundheitswesens hat sich der Wohlfahrtsminister, Herr Stegerwald, 
einem Zeitnngsvertreter gegenüber wie folgt geäußert: 

,Da die Aufgaben der Medizinalverwaltung auf dem Gebiete der sozialen 
Hygiene ganz erheblich gewachsen sind, muß auch die Ausbildung der staat¬ 
lichen Gesundheitsbeamten, der Kreisärzte, in sozialbygienischer Biebtung 
ansgestaitet werden. Es ist in Aussicht genommen, für die Ausbildung der 
Kreisarztanwärter und Kommunalarztanwärter in der sozialen Hygiene, ein¬ 
schließlich der besonderen Vorbereitung für den Scbularztdienst, Unterrichts¬ 
stätten im Anschluß an geeignete städtische Anstalten und Einrichtungen des 
Gesundheitswesens zu begründen. Die Fortbildung der Kreisärzte wird ebenfalls 
erweitert werden müssen. Um die Kreisärzte ferner zu befähigen, sich mit 
ihrer ganzen Persönlichkeit der Pflege der öffentlichen Gesundheit und der so¬ 
zialen Hygiene in ihrem Kreise zu widmen, ist es nOtig, sie ans dem 
ärztlichen Wettbewerb und ans der freien Praxis herauszu¬ 
heben nnd durch Vollbesoldung unabhängig zu machen. Nur 
so werden eie das uneingeschränkte Vertrauen der Aerzte ihres Amtsbezirks 
gewinnen, das für die Wirksamkeit der kreisärztlichen Tätigkeit unerläßlich 
ut. Ans demselben Grunde wird es auch nOtig sein, die gerichtsärztliche Tä¬ 
tigkeit mehr als bisher von der kreisärztlichen zu trennen nnd besondere Ge- 
riebtsärzte anzustellen. 


Wird so dafür gesorgt, daß die Bemfsarbeiter auf dem Gebiete der 
öffentlichen Gesundheitspflege in ihrem Wissen und Können auf das Beste aus¬ 
gerüstet werden, so wird maü ihre Leistungen auch entsprechend entschädi¬ 
gen. Deshalb ist die Abänderung der Gebühren für die Aerzte, Zahn¬ 
ärzte nnd für die beamteten Aerzte in Vorbereitung, wie die derzeitigen 
Teuemngs- und Geldverhältnisse es erfordern. 

Von der größten Bedeutung für die öffentliche Gesundheitspflege ist die 
Heranziehung des Laienelements nnd von Vertretern der breiten 
Schichten der Bevölkerung für die Vorbereitung und Durchführung gesundheit¬ 
licher Maßnahmen. Es ist daher in Erwägung genommen, für die verschiedenen 
Leistungen der Verwaitung (Kreis-, Bezirks-, Zentralinstanz) Gesnndheits- 
beiräte zu schaffen, die sich aus allen Schichten der Bevölkerung: Arbeit¬ 
nehmern, Arbeitgebern, Landbesitzern, Vertretern der Krankenkassen, Berols- 
Mnossenschaften und Versicherungsanstaiten, Verwaltungsbeamten, Geistlichen, 
Lehiem, Technikeni, Ban beamten usw. znsammensetzen. Als Gesundheitsbeirat 
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für das Wohlfahrtsministeriam würde ela Landeseesnn dheits beirat za 
bilden sein, dessen Arbeit in Fachausschüssen za leisten wäre. Diese Fach* 
ausschüsse würden mit den großen medizinischen Zentralanstalten des Wohl* 
fahrtsministeriams: dem Seacheninstitat ,Robert Koch', der Landesanstalt für 
Wasserbygiene, der staatlichen Nahrangsmittelantersacbangsanstalt and dem 
Kaiserin-Friedrich'Haas für die Aas- and Fortbildung der Aerzte, sowie mit 
den großen sozialbygieniscben Vereinsverbänden Hand in Hand arbeiten, um bei 
der Bearteilang gesnndheitlicher Fragen nicht nar die wissenschaftlichen, sondern 
auch die wirtschaftlichen Beziebnngen and Verhältnisse zu berücksichtigen.,, 

Auf Anregang des Ministerialdirektors Dr. Gottstein beabsichtigt die 
Charlottenburger Stadtverwaltung eine Akademie für soziale and 
praktische Medizin za errichten, die die gesamte staatliche und kommunale 
Fürsorge für körperlich, geistig und wirtschaftlich Schwache umfassen solL 
Nach dem Organisationsplan soll die Akademie von einem Kuratorium aas 29 Mit¬ 
gliedern) verwaltet und seine Geschäfte durch einen Geschäftsausschuss von 
7 Mitgliedern geführt werden. Als Lehrkräfte worden die Leiter der Cfaar* 
lottenbarger Krankenanstalten and sonstiger sosial-hygienischer Einrichtungen 
tätig sein. Jeder Lehrgang soll ein Halbjahr (von Hai bis Ende Augnst und 
von Mitte November bis Anfang März) dauern und die Lehrzeit vorzugsweise 
eine seminaristische sein. Der Unterricht zerfällt in einen obligatorischen und 
fakultativen. Obligatorisch ist er nur für die Herren, die bei späteren Be* 
Werbungen um Anstellung als Kreis-, Kommunal- oder Schulärzte den Nachweis 
einer fachlichen Ausbildung bringen werden. Die Akademie erstrebt aber auch 
die Berechtigung zur Ausstellung eines behördlich anzuerkennenden Zeu^sses 
und die stattliche Anerkennung als Aasbildungsanstalt. Die Höchstzs^ der 
Hörer soll sich für den obligatorischen Unterricht in der Regel auf 80 be¬ 
schränken. Es wird auch auf den Besuch von Kreisärzten gerechnet. 

In Deutsch-Oesterreich hat die dortige Gewerkschaft de- 
beamteten Aerzte in ihrer am 26. April d. J. abgehaltenen VoUversamm- 
long einstimmig eine Resolution gefaßt, in der das lebhafte Bedauern aasr 
gesprochen wird, daß bei der Neugestaltung der Staatsregierang das vorher 
eingerichtete Staatsamt für Tolksgesundheit aufgehört habe, als selbständiges 
Staatsamt woiterzubesteben. In Uebereinstimmung mit der gesamten Aerzte- 
schaft Oesterreichs gibt deshalb die Gewerkschaft der beamteten Aerzte 
Deutsch-Oesterreichs der üeberzeugung Ausdruck, daß der Bedeutung and 
Wichtigkeit der Volksgesundheit für den Wiederaufbau des Staats nur wirklidi 
entsprochen werden könne, wenn die Zentralstelle für Volksgesundheit wieder 
ein eigenes Staatsamt wird, dessen oberster Leiter ein ärztlicher Fachmann 
sein müsse i Auch die bei der Landesstelle neu zu schaffenden Landesgesand- 
heitsämter müssen selbständig gemacht und unter der ausschließlichen Leitung 
eines dem Staatsamt unmittelbar unterstellten Amtsarztes stehen. Der gleiche 
Grundsatz sei bei den Verwaltungsbehörden erster Instanz anzaweoden. 


Sprechsaal. 

Anfri^ des Kreisarztes Dr. M. ln K.: In den Drogengeschäften wird 
ein Wannmittel für Kinder, hergestellt von der Kölner Firma Opfermann, 
feilgehalten, das leere Stärkekapseln enthält und daneben zwei Arten Pulver* 

ß äcKchen, die Arekannßpulver und Phenolphthalein enthalten. Eine Mischung 
egt also nicht vor. Phenolphthalein ist allerdings, obwohl os längst als 
differentes Mittel anerkannt und nach dem Deutschen Arzneibuch vorsichtig 
aufzubewahren ist, in der Abteilung der Kaiserlichen Verordnung vom 22. 01;- 
tober 1901 nicht enthalten. Liegt aber nicht in der gleichzeitigen Verpackung 
der Pulver mit den Stärkemehlkapseln' in derselben Schachtel eine bewußte 
und unzulässige Umgehung von Ziffer 6 des Verzeichnisses A. der Kaiserlichen 
Verordnung vorf Ist deshalb dieses Mittel nicht zu beanstanden? 

Ankert: Jal Es kommt hier hauptsächlich Ziffer 4 der Verzeichnisse A. 
der Kaiserlichen Verordnung in Betracht. 


TerantworUi^h fir dl« i«liriftl«itnii|r: R«pmnDd, 0«li. M«d.-Rai in MlndtB 1. W« 

Dniok T«n J. 0. C. Bmn«, Mlnd«n i. W« 
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Uebertragent dem a. o. Professor ffir gerichtliche Medizin Dr. Nippe 
in Greifswald die Geschäfte des Gerichtsarztes für die Kreise Greifswald 
(Stadt and Land), Stralsand (Stadt), Franzberg and Grimmen. 

Yergetzt: Der Kreisarzt Dr. Göhlmann in Trebnitz nach GK>ldberg 
in Schlesien; Med.-Bat Dr. Brinn, Kreisarzt in Preaß. Stargard nach Brfar^ 
Kreisarzt Dr. Bathe in Nenmark (Westpr.) nach Köln a. Bb., Geh. Med.'Bat 
Dr. Schmidt, Beg.- and Med.-Bat in Posen nach Kassel. 

In den Bnhestand getreten: Med.-Bat Dr. Strangmeier, Kreisarzt 
in Qaakenbrflck (Kreis Bersenbrück). 

Gestorben: Kreisarzt Dr.Malisch in Pleß (Ob.-Schles.). 

Bayom. 

Ernannt: Dr. K. Hennemann in Wächtersbach zom Bezirksarzt in 
Meßkirch, Dr. E. Baither in Httflngen zom Bezirksarzt in Bozberg, Dr. 
E. Hingsamer in Passaa zam Bezirksarzt in Bogen. Dr. 0. Stölzel in 
Ladwigshafen zam Landgerichtsarzt in Kaiserslautern, der bezirksärztliche 
Stellrertreter Dr. A.Singer in Pappenheim zam Hausarzt hei der Gefangen> 
anstalt Lichtenaa. 

Yerabscbledet auf eigenes Ansncben: Med.-Bat Dr. Brdt, Land« 

g erichtsarzt in München II, Dr. Zimmer in Altenglan von dem Antritt der 
im verliehenen Landgerichtsarztstelle in Kaiserslautern entbanden; desgleichen 
Dr. G. E r r a s in Kolbenmoor von dem Antritt der ihm verliehenen Bezirks¬ 
arztstelle in Oberriechbach. 

Baohaon. 

Ernannt: Geh. Beg.-Bat Dr. Weber, Stadtmedizinalrat in Beilin zom 
Präsidenten des Sächsischen Landesgesandheitsamts in Dresden. 

In den Bnhestand tritt zum 1. Oktober d. J.: Geheimer Bat Prof. 
Dr. Benck, Präsident des Landesgesandheitsamts in Dresden. 

Erledigte Stellen. 

Bayern. 

Landgerlchtsarztstelle in München II. Bewerbungen'sind an die für 
den Bewerber zuständige Begierung, Abt. d. Innern, za richten. 
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Dr. J. Weigl. 


die Diagnose au! Pieckfieber, der Herr Gautier beistimrate; 
bestärkt wurden wir in unserem Entscheid durch den Ausfall 
der Weil-Felix-Reaktion mit 1 : 100 und die Tatsache der 
Verlausung. . Die Diagnose wurde zwar zunächst angez weif eit, 
das hinderte uns aber nicht an der Einleitung der notwendigen 
Sicherheitsmaßnahmen. Die zusammen mit dem beratenden 
Internisten Fontanelle und dem Bezirksarzt sofort be^nnenen 
Ermittelungen führten uns mit Hilfe der Weil-Felix-Reaktion 
zu der Erkenntnis, daß im Hause der Familie Gr., Eönig- 
straße 60, ein Fleckfieberherd bestand. Der chronologisch erste 
Pall betraf die im Verzeichnis unter Nr. 1 vorgetragene Maria 
E., 24 Jahre, ledig, ohne Beruf; sie leitete dem Vater und den 
drei Geschwistern den seit Jahren mutterlosen Haushalt. Die 
Wohnung war verwahrlost, sehr schmutzig und voll Ungeziefer 
(Läuse, Flöhe, Wanzen, Schwaben). Bei der Familie verkehrten 
seit langem demobilisierte und auch französische Soldaten. In 
einem Winkel des Schlafzimmers fanden wir verlauste Beklei¬ 
dungsstücke aus deutschen Heeresbeständen, angebliche Ge¬ 
schenke. Das Mädchen war um Mitte des März an „Influenza 
mit Ausschlag^ erkrankt gewesen, irgendwelche Sicherheits¬ 
maßnahmen waren damals nicht getroffen worden. 14 Tage 
später erkrankte die Schwester Emma E., 14 Jahre alt, an „In¬ 
fluenza“ und etwa 3 Wochen später der Vater an „Influenza 
mit Scabies“. Mit der Familie waren ständig zusammen An¬ 
gehörige der auf dem gleichen Stockwerk wohnenden Familie 
Gr., sowie Frau W. (Nr. 8), deren Schwager (Nr. 9) und Freund 
Karl H. (Nr. 13); die beiden letzten hatten ihre Schlafstellen 
in Häusern anderer Straßen. Frau P. (Nr. 11) wohnte 
Königstraße 60 ein Stockwerk höher als die Familien E. und 
Gr., mußte aber infolge der Einteilung des Hauses verschiedene 
Einrichtungen gemeinsam mit den beiden Familien benutzen. 

Wir haben sodann am 14. Mai noch einen zweiten Fleck¬ 
fieberherd festgestellt. Es Wurde nämlich aus dem Hause am Zeug¬ 
hausplatz eine Frau Sch. (Nr. 10) mit ihren Kindern Georg 
(Nr. 14) und Elise (Nr. 17) und dem bei ihr wohnenden, an¬ 
geblich an Gelenkrheumatismus leidenden Heinrich H. (Nr. 12) 
in das Spital gebracht. Die Frau war in Agonie, ohne Be¬ 
wußtsein mit deutlichem Fleckfieberexanthem; sie starb in der 
Nacht zum 15. Mai. Der Knabe fieberte,' das Mädchen war 
offenbar in Inkubation. Heinriqh H. hatte Fieber, Gelenk¬ 
schmerzen, Bronchitis, vereinzelte roseolaähnliche Flecken; er 
ist in der Folge sehr schwer erkrankt. Nun galt es, zu er¬ 
mitteln, wie der Zusammenhang zwischen den zwei Herden 
gewesen war. Nach längerem Forschen, das durch falsche 
Angaben mehrfach gehemmt wurde, fanden wir als Mittelsperson 
die Elise D., 61 J., ledige Altkleidei händlerin, wohnend König¬ 
straße 311; sie hatte zwischen den Familien E. und Sch. Wäsche 
und Kleidungsstücke getauscht und oft auch den Karl H. zu 
Besuch gehabt. Zwar stellte sie ganz entschieden in Abrede, 
krank gewesen zu sein; aber auf imre Angaben war kein Ver- 
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Dr. J. Weigl. 


laß, weil sie dem Alkoholgenuß in schwerster Form ergeben 
und tagelaug nicht nüchtern war. Herr Fontanelle und ich 
stellten noch 3 Wohnungen fest, in welche die geschäftige 
Frau mit ihrer Wäsche gekommen war; ihr eigenes Hauswesen 
war überaus schmutzig. Das Ergebnis der Nachforschungen 
zeigte also, daß 5 Häuser infiziert, 4 als verdächtig zu be¬ 
zeichnen waren; sie wurden geräumt und zweimal mit schwef¬ 
liger Säure in allen Teilen ausgeräuchert, wo verdächtige Fälle 
oder Kranke gewesen waren. Eine eigens zusammengestellte 
Desinfektorenkolonne hat die schwierige Arbeit unter meiner 
Leitung ausgeführt. Die Kranken und Krankheitsverdächtigen 
wurden in der geräumigen Isolierabteilung des Spitals abge¬ 
sondert, die Ansteckungsverdächtigen kamen in ein außerhalb 
Landau an der Godramsteinerstraße liegendes Haus, das einen 
Garten hatte, so daß die gebührende Bew^ungsfreiheit mög¬ 
lichst vorhanden war; zur Verhütung eines Entweichens stellte 
das Garnison kommando Posten auf. • Eine Ausweiskontrolle 
ordnete den Zutritt für die Beamten. 

Für die Epidemie sind 18 sichere Fälle zu zählen. Davon 
waren 3 vor Beginn unserer Ermittelungen bereits abgelaufen; 
9 wurden am 14. Mai als krank festgestellt; 4 waren vor Be¬ 
ginn der Ermittelungen infiziert und erkrankten während der 
Absonderung. Die bpiden Frauen Gr. und Sch., gestorben am 
13. und 15. Mai, sind in die Zahl aufzunehmen, weil an der 
Leiche der Gr. noch verdächtige Stippchen waren, die von an¬ 
derer Seite für Flohstiche angenommen waren, und bei Frau 
Sch., wie oben erwähnt, das Exanthem von uns gesehen wurde. 
Nach Eintritt der Wirksamkeit der Bekämpfungsmaßnahmen 
ist keine neue Infektion vorgekommen; denn auch die beiden 
Krankenschwestern haben sich vor dem 14. Mai die Ansteckung 
geholt. 

.Es erübrigt, sich zur Weil-Felix-Reaktion zu äußern. 
Ich darf erklären, daß sie uns sehr wertvolle Dienste leistete; 
wir haben dadurch insbesondere die verkannten Erstfälle richtig 
stellen können. Indem wir als positiven Ausfall der Reaktion 
an 1 : 100 -j- uns hielten, blieben wir ebenso vor Fehlern bewahrt, 
wie wir sicher wurden, daß auch bei rudimentärem Exanthem 
Fleckfieber vorlag; dies gilt vor allem für die kleineren Kinder, 
bei denen das Exanthem erst spät charakteristisch wurde, 
während anderseits in 2 Fällen anfangs undeutliche Exantheme 
als nicht durch Fleckfieber verursacht sich herausstellten, das 
eine als Luesexanthem, das andere als Rubeolae. Von den 
64 Untersuchungen nach Weil-Felix mit Xi# aus Blutproben 
von 24 Personen waren 

33 positiv (20 = 100, 4 = 200, 1 = 260, 6 = 600, 
1 = 2000, 1 = 6000), 

2 positiv (in 60) von 2 krank gewesenen nach 4 Wochen, 

2 positiv (in 26) von der an „Influenza** krank gewesenen 
Emma H. und von Nr. 8, 
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17 negativ, davon 6 bei Kranken in den ersten Tagen, 
bei denen später positiver Ausfall sich zeigte; 9 bei An> 
steckungsverdächtigen, die überhaupt nicht erkrankten; 
1 bei dem Luesezanthem; 1 bei dem Rubeolafall. 

Was die 33 positiven Befunde anlangt, ist zu bemerken ^ 
Die vor Beginn der Ermittelungen abgelaufenen Fälle 1—3 
zeigten in der 1. Blutprobe je Titergrenze 500; in der 2. vom 
1. Juli hatten Nr. 1 Titer 260, Nr. 2 Titer 600, Nr. 3 Titer 100. 
Der schwere, tagelang mit dem Tode ringende Heinrich H. 
(Nr. 12) hatten 42 Tage nach Krankheitsbeginn Titer 5(X)0; 
Schwester Emma, ebenfalls sehr schwer krank, am 34. Krank¬ 
heitstage Titer 20(X). Herr Laporte und ich fanden in 
Paralleluntersuchungen, daß oft schon */, Stunde nach An¬ 
sätzen der Reaktion ein Resultat sichtbar wird; aber als Regel 
für die Befundstellung muß gelten, daß man das Resultat erst 
nach 3 Stunden abnimmt. Für den Zeitpunkt der Entnahme 
der Blutproben bei Kranken ist zu sagen, daß ein sicherer 
Verlaß auf die Reaktion nicht vor dem 6. Krankheitstage be¬ 
steht; das zeigen die diesfälligen Untersuchungen, von denen bei 
sicheren Kranken 6 negativ ausfielen, weil die Blutproben in 
den ersten Krankheitstagen genommen waren; die nach dem 
6. Tage von den gleichen Personen entnommenen waren dagegen 
alle positiv und zwar 4 mit 100, 1 mit 200, 1 mit 600. 

Hinsichtlich des Wertes der Weil-Felix -Reaktion möchte 
ich anfügen, daß sie für Fleckfieber als spezifisch zu erachten 
ist. Blutproben von Gesunden, von Fällen einer Sepsis, Lues, 
Influenza, akuten Exanthemen, t 3 rphösen Fiebern waren mir 
schon früher in Weil-Felix-Reaktion negativ gewesen, wie 
es sich auch bei dieser Epidemie für den Rubeolae - Fall und 
das Luesexanthem zeigte. Herr Laporte hat sodann eine 
große Anzahl verschiedenartigster Krankheitsbilder, u.a. Variola, 
Scharlach, typhöse Fälle, Influenza, Lues, Parotitis mit Orchitis, 
Ophthalmie nach dieser Richtung geprüft und immer das gleiche 
negative Resultat erhalten. Befunde mit Titergrenzen 26 und 
60 möchte ich, wenn sie Blutproben von Personen der Um¬ 
gebung Fleckfieberkranker betreffen, als Warnungssignale aus¬ 
sprechen. ln dieser Beziehung ist beachtenswert, daß die 
während der Erkrankung ihrer Schwester Maria E. an „Influenza“ 
erkrankt gewesene Emma E., 14 J. alt, noch am 23. Mai Titer 25 
hatte und sehr verdächtig ist, eine wenn auch leichte Fleck¬ 
fieberinfektion durchgemacht zu haben; in das Verzeichnis ist 
sie nicht eingetragen. 

Leukopenie fand ich bei 8 Kranken in ausgesprochenem 
Grade. 

Therapeutisch mag interessieren, daß Herr Fontanelle 
das Fleckfieberheilserum des Professor Martin vom Institut 
Pasteur mit dem Erfolg an wendete, daß die Fiebererschei¬ 
nungen rasch zurückgingen. 
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Dr. Wolf. 


Zur UeberwachnDg des Nahrnngsmittelyerkelirs. 

Von Kreisarzt Dr. Wolf'Hanao. 

Im Interesse der öffentlichen Gesundheitspflege wäre es 
richtiger gewesen, wenn im Hinblick auf die Yol^emährung 
die medizinische Wissenschaft während des Krieges von Anfang 
an als Mitberater gehört worden wäre. Das Gutachten der wissen¬ 
schaftlichen Deputation vom 18. Juli 1917 verlangt deshalb mit 
Recht eine notwendige Abhilfe der vorhandenen Uebelstände, 
vor allen Dingen aber, daß die Kreisärzte aufs eindringlichste 
darauf angewiesen werden, die Ernährungsverhältnisse ihrer Be¬ 
zirke mit offenen Augen zu betrachten und rechtzeitig über Uebel¬ 
stände zu berichten. Ferner wird empfohlen, bei der künftigen 
Fortbildung der Medizinalbeamten den Ernährungsfra^en einen 
besonderen Platz einzuräumen. Aus diesem Grunde ist es vor 
allen Dingen erforderlich, daß der Kreisarzt Sitz und Stimme 
in dem Lebensmittelamt seines Kreises hat und bei der Auf¬ 
stellung der Richtlinien gehört werden muß. Unter diesen 
Verhältnissen ist es selbstverständlich, daß der Kreisarzt noch 
mehr wie je der Ueberwachung des Nahrungsmittelverkehrs die 
größte Beachtung schenken muß. Nach § 77—81 der Dienst¬ 
anweisung vom 1. September 1909 hat er die für die Ueber¬ 
wachung des Verkehrs mit Nahrungsmitteln, Genußmitteln und 
Gebrau^sgegenständen zuständigen Behörden zu unterstützen, 
sowie Mißbräuche, Gesundheitsschädigungen zur Anzeige zu 
bringen. Revisionen von Herstellungs- und Verkaufsräumen 
für Nahrungs- und Genußmittel soll der Kreisarzt allerdings 
nicht aus eigener Initiative, sondern unter Mitwirkung der Polizei 
vornehmen. Er muß sich jedoch vergewissern, ob die vorge¬ 
schriebenen regelmäßigen Untersuchungen von Nahrungsmitteln, 
Genußmitteln und Gebrauchsgegenständen erfolgen und die dazu 
erforderlichen Proben in zweckmäßiger Weise entnommen worden. 
Auch hat er den Verkehr mit Milch sowie den Betrieb der Mineral¬ 
wasserfabriken zu beaufsichtigen und die gesundheitlichen In¬ 
teressen, soweit dies erforderlich erscheint, bei der Ueberwachung 
des Verkehrs mit Fleisch und des Betriebes der Schlachthäuser 
wahrzunehmen. 

Wie Kurpjuweit ausführt, haben sich nur langsam 
die Bemühungen und Bestrebungen der Kreisärzte auf diesem 
Gebiete bemerkbar gemacht, obwohl immer mehr die Notwendig¬ 
keit eines weiteren Ausbaues der Nahrungsmittelkontrolle an¬ 
erkannt wurde. Als ein Nachteil erwies sich besonders das 
Verfahren, die zu untersuchenden Proben durch Polizeibeamte 
entnehmen zu lassen. Aus dem Grunde wurde schon von ver¬ 
schiedenen Untersuchungsanstalten kurzfristige Lehrkurse für 
Polizeibeamte eingerichtet. Wo die Abhaltung solcher Kurse durch 
Chemiker aber Schwierigkeit macht, sollten die Medizinalbeamten 
sich die Mühe ihrer Einrichtung nicht verdrießen lassen, denn 
sie bekommen dadurch einen größeren Einfluß auf das so wichtige 
Gebiet der Nahrungsmittelhygiene und erfahren dabei manches 



Zur üeberwachung des NahrungsmittelTerkebrs. 


263 


Über NahrungsmittelfälschuDgen im Kreise, was ihnen sonst unbe¬ 
kannt bleibt. Voraussetzung ist natürlich, daß beiden Fortbildungs¬ 
kursen für Medizinalbeamte dieses Kapitel eingehender behandelt 
wird, ferner wenn jährlich dem Medizinalbeamten ein Bericht über 
neue Nahrungsmittelfälschung zugänglich gemacht würde. Außer¬ 
dem muß ein engerer Zusammenhang und ein Zusammenarbeiten 
der Nahrungsmittel-Untersuchungsämter und der Kreisärzte er¬ 
strebt werden. Der Kreisarzt ist vielmehr als bisher an der 
Beaufsichtigung des Nahrungsmittel Verkehrs insofern zu be¬ 
teiligen, daß die jährliche Beaufsichtigung pflichtgemäß wie bei 
den Drogenhandlungen, Selterswasserfabriken etc. auf die 
Nahrungsmittelbetriebe ausgedehnt wird, wie es bereits in 
einigen Regierungsbezirken der Fall ist. 

Durch diese Anregung veranlaßt, habe ich seiner Zeit eine 
ähnliche Einrichtung am Staatlichen Hygien. Institut in Lodz 

f eschaffen, dem die Organisation der Nahrungsmittel kontrolle für 
’olen, links der Weichsel, im Jahi‘e 1916 übertragen wurde. 
In jeder Stadt über 5000 Einwohner wurde eine Nahrungs¬ 
mittelkontrollstation eingerichtet, im ganzen 42 im Gebiete links 
der Weichsel, die unter der Aufsicht der deutschen Kreisärzte 
standen. Da das Institut wegen des großen Bezirkes die Proben 
nicht selbst entnehmen konnte, so bestand hier die Notwendig¬ 
keit, besondere Beamte für diese Aufgaben auszubilden. Die 
einzelnen Städte wurden veranlaßt, geeignete Beamte nach An¬ 
hörung der Kreisärzte zu den am Institut eingerichteten Kursen 
zu endenden. Die 89 Beamte erfuhren in 14-tägigen Kursen 
am Lodzer Institut eine hinreichende Ausbildung in der Vor¬ 
prüfung der Milch, in der Vorkontrolle der Nahrungsmittel und 
überhaupt in der Entnahme von Nahrungsraittelproben. Den 
theoretischen Unterricht übernahmen die beiden Abteilungs¬ 
vorsteher des Institutes, während die praktische Einführung 
dem Nahrungsmittelkommissariat des Polizei-Präsidiums in Lodz 
übertragen wurde. Die Kursisten wurden den einzelnen Nahrungs- 
mittelkontrollbeamten der Stadt zugeteilt und nahmen an dem 
Dienst teil. Täglich fand eine Unterrichtsstunde statt, in der 
folgender Lehrstoff behandelt wurde: 

1. Die Milch als Nahrangsmittel and ihre Zersetzbarkeit. 

2. Die Zasammensetzang der Milch. 

8. Die Bestimmang des spezifischen Gewichtes. 

4. Die Fettbestimmang nach Gerber. 

6. Die Entnahme der Stallproben. 

6. Die Aasffihrong einer zweckmäßigen MUchkontroUe. 

7. Die Entnahme von Nahrangsmittelproben. 

8. Die Entnahme von Wasserproben. 

9. Die Abfassang von Berichten and Strafanzeigen. 

10. Die Einrichtang der Milchläden, Molkereien etc. 

Gleichzeitig erhielten die Kursisten eine gedruckte Dienst¬ 
anweisung betr. Ausführung der Milch- und Nahrungsmittel¬ 
kontrolle. Sämtliche Besprechungen wurden durch Demon¬ 
strationen erläutert und durch Uebungen unterstützt. Am 
Schluß des Kursus fand eine praktische und theoretische 
Prüfung statt. 
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Da es nicht durchführbar war, alle entnommenen Milch¬ 
proben an das Institut einzusenden, mußte das Verfahren hier 
vereinfacht werden. Jede Station war ausgestattet mit 
den Apparaten zur Untersuchung des spezifischen Gewichtes 
(Lactodensimeter) und des Fettgehaltes (Gerber’sche Butyro¬ 
meter). Ueber jede in ein Tagebuch eingetragene Milch¬ 
untersuchung wurde auf vorgeschriebenem Formular an das 
Institut berichtet, wo die weitere Berechnung erfolgte. In 
der Stadt Lodz wurde über jeden Milchhändler ein Kartenblatt 
geführt. Wurde die Milch beanstandet, so wurde um Einsendung 
einer Milchprobe ersucht. Ergab eine Probe ein spezifisches 
Gewicht unter 1025 bei 15® C. oder einen Fettgehalt unter 
2,0 ®/o, so war sie unan gefordert sofort an das Institut einzusenden. 
Das Ergebnis der Nachuntersuchung im Institut wurde als Unter¬ 
lage des Einschreitens gegen den betreffenden Milchhändler be¬ 
nutzt. Handelte es sich um geringfügige Abweichungen, so 
trat zunächst Verwarnung ein. 

Auch für die Entnahme von Nahrungsmittelproben wurde 
ein bestimmtes Berichtsformular eingeführt. In erster Linie 
wurde die Einsendung folgender Proben verlangt: 

1. Warstwsren, besonders Fleisch- and Bratwarst. 

2. Batter. 

3. Kondensierte Milch (zor Feststellang, ob MagermUch oder YollmUch 
Yorlag). 

4. Brot (es konnten mehrere Proben zugleich in Blechbüchsen rerpackt 
als Eilgat eingeschickt werden, eTeotaell mit Mehl). 

5. Frachtsäfte (aber nar, soweit es sich am größere Mengen handelte), 
Essig und Essigessenzen. 

6. Honig and Kansthonig (letzterer maßte als solcher deklariert sein). 

7. Tee- ond Kaffeersatz, Frachtessenzen, Bam- and Arrakessenzen, 
braane Flüssigkeiten (besonders solche mit fertigem Aofdruck). 

8. Kakao (aaffallend billige War«). 

9. Limonaden (Kanstlimonaden maßten als solche deklariert sein). 

10. Soda, Waschmittel and Seifenpalyer in fertigen Packdngen (be¬ 
sonders billige). 

Bei der Einsendung von animalischen Lebensmitteln war 
den Beamten aufgegeben, dem Berichte eine kurze Notiz des 
zuständigen Kreistierarztes über den Zustand etc. der betreffenden 
Probe beizufügen. Ira übrigen gingen alle Einsendungen an 
das Institut sowie alle Berichte des Institutes durch die Hand 
des zuständigen Kreisarztes. 

Ebenso wie Kurpjuweit einen Erfolg nach der Unter¬ 
weisung seiner Polizeibeamten sah — die Zahl der Bean¬ 
standungen stieg von 4,4 ®/o auf 6,9 ®/o und die Zahl der Be¬ 
strafungen von 2 auf 24 — ließ sich auch in Lodz ein Einfluß 
der Kontrolle genau feststellen. Im ersten Vierteljahr 1916 
wurden 71,25 % Milchproben beanstandet, im Jahre 1917 da¬ 
gegen nur 47,84 ®/o, obwohl die Zahl der Untersuchungen zu¬ 
genommen hatte. 

Die Nahrungsmittelhandlungen unterlagen der Kontrolle 
der Kreisärzte. Die Herstellung und der Verkauf von Ersatz¬ 
artikeln für Nahrungs-, Genuß- und Futtermittel war von der 
* Genehmigung des hygienischen Instituts abhängig; es waren 
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Proben zur Prüfung vorher einzusenden. Au! der Verpackung 
des Ersatzartikels mußte die Nummer und Datum der Ge¬ 
nehmigung verzeichnet sein. Der chemischen Prüfung ging 
ferner eine gesundheitspolizeiliche Prüfung der Räume voraus, 
in denen die Ersatzartikel hergestellt werden sollen. 

Die gesammelten Erfahrungen bestätigen also die von 
Kurpjuweit gemachten Angaben. Der JCreisarzt wird in der 
Zukunft sich der Besichtigung der Nahrungsmittelbetriebe 
im höheren Grade widmen und in vorteilhafter Weise von Be¬ 
amten unterstützt werden müssen, die in Unterweisungskursen 
an Nahrungsmitleluntersuchungsämtern ausgebildet, ihm ähnlich, 
wie die Desinfektoren unterstellt sind und alle 3 Jahre von 
ihm nachgeprüft werden. Es dürfte sich empfehlen, wie ich 
schon an anderer Stelle*) ausgeführt habe, die in den Kreisen 
anzustellenden Gesundheitsbeamten mit der Entnahme der 
Nahrungsmittelproben zu beauftragen; denn sie haben die nötige 
Vorbildung und werden auch diese Tätigkeit ohne Schwierig¬ 
keiten mit erledigen können. Es muß ferner ein inniges Zu¬ 
sammenarbeiten zwischen Nahrungsmitteluntersuchungsäratern 
und Kreisärzten herbeigeführt werden. 

Literatnr. 
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Ein Beitrag zur Massenpsychose. 

Yon Generaloberarzt a. D. Dr. Neumann in Naumburg a. Saale. 

Ueber Massenpsychosen ist in der Gegenwart viel ver¬ 
öffentlicht worden. Das Charakteristische der Massenpsychose 
ist ihre Unbestimmtheit. Das hat schon Bechterew s. Zt. 
in seinem klassischen Buche gesagt. Oft genügt eine Geste, 
ein Wort, ein Schuß, um die Masse zu elektrisieren, die 
natürlich stets in Spannung ist. Spannungen müssen vor¬ 
handen sein, Erinnerungen von Tatsachen oder Ereignissen, 
wie sie ja die Revolutionszeit jetzt bieten. Die Massenpsychosen 
haben stets raaniakalischen Charakter und äußern sich in Wut¬ 
anfällen, in Bewegungsdrang, in Erregungszuständen. Sie haben 
akute Anfälle, können aber in unruhigen Zeiten eine chronische 
Erscheinung sein. Die Unbestimmtheit der Massenpsychose 
liegt im Anlaß des Anfalls; eine Aura ist jedoch vorhanden. 
Es liegt etwas in der Luft, was explodieren will. Der Anlaß 
als solcher ist gleichgültig; der Funke zündet, der Erfolg 
tritt ein. Mein Beitrag zur Massenpsychose gründet sich auf 
folgende Tatsachen: ln X . . sind unruhige Zustände; die Be¬ 
völkerung ist sehr unruhig und bekannt als gewalttätig. In die 


’) Prakt. Desinfektor; 1920, Nr. 2. 
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meist von Arbeitern bewohnte Stadt wird Militär gelegt. Aus 
Zeugenaussagen bei dem Prozeß, der vor dem Gericht in J. 
stattfand, geht hervor, daß schon „der Anblick eines Soldaten 
an sich wie rotes Tuch wirkt“. Ich habe „schon an sich einen 
Haß auf die Offiziere“. Alles, „was Offizier heißt, ist mir schon 
'gräßlich“ (Zeugenaussagen). Es ist festgestellt, daß das Militär 
keineswegs provozierend auftrat; es waren im Gegenteil friedliche 
Verhandlungen zwischen Militärkommando und A.- und S.-Rat 
bekannt. Auch der Streik in X war kein Generalstreik. Die 
Sache spielte in ruhiger Zeit, aber die Spannung war da und die 
Zeiten sind angetan, solche Spannungen stets zu erzeugen. Der 
Anlaß zu den Unruhen war eigenartig. Ein Offizier kommt vom 
Essen und fällt Arbeitern angeblich dadurch auf, daß er „dicke 
Taschen“ hat. Er könnte bewaffnet sein und wird überfallen, 
geschlagen und schließlich erschossen. Das gibt Anlaß zu 
einer allgemeinen Revolte, so daß nahezu fünfzig Angeklagte 
vorhanden sind und sich ein langer politischer Prozeß entspinnt. 
Es werden eine Reihe von Personen erschossen, erschlagen, 
gemißhandelt. Die Menge ist vollständig direktionslos, sie 
dringt in Häuser ein, ist überall. Die Frauen spielen die Haupt¬ 
rolle. Ein Pfarrer wird gemißhandelt; kurzum, es entspinnt sich 
ein Revolutionsroman. Die Menge will den Tod des Offiziers, 
holt den Schwerkranken aus dem Hause, läßt ihn im Triumph 
nackend auf einem offenen Wagen durch die Straßen fahren, 
bis ihm ein Matrose aus Gnade erschießt. Als der Offizier tot 
ist, tritt Ruhe ein. Es rast der See und wollte sein Opfer haben. 

Wir sehen also auch in diesem Palle, daß der Anlaß 
zur Tat in keinem Verhältnis steht zur Tat selbst, daß also 
die Massenpsychose akut auftrat in einem chronischen Milieu. 
Die Rädelsführer sind an sich nicht pathologisch gewesen. 
Bei der Masse kann man aber eine psychische Infektion an¬ 
nehmen, die ihre Ursache in der allgemeinen Erregtl;ieit hatte 
bei einer verhetzten Bevölkerung, in der stets Zündstoff 
vorhanden war. Die Führer hatten die Menge nicht mehr in 
der Gewalt. Jede Besonnenheit, jeder Begriff hörte auf, und 
nachdem der Mob sein Mütchen gekühlt und seinen Willen 
gehabt hatte, trat Ruhe ein. Aus Zeugenaussagen geht hervor, 
daß „ein Hauptschlag geplant“ war. Es lag also etwas Explo¬ 
sivbares in der Luft, das zur Vollendung kommen mußte. Die 
Menge erwartete etwas, die Menge wollte es und damit war 
der Charakter einer akuten Massenpsychose gegeben. 


Zum Angriff des Herrn Dr. W e r n e r auf das Deutsche 
Hygiene-Museum in Nr. 11 dieser Zeitschrift. 

Von Geh. Med.'Ilat Prof. Dr. Sndhoff, Direktor des Institats für Geschichte der 

Medizin in Leipzig. 

Kollege Werner kämpft mit Windmühlen. Die vor 
U/s Jahren ausgegebene programmatische Schrift über das 
National-Hygiene-Museura ist 1917 ausgearbeitet, die fragliche 
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Einleitung für andern Zweck in vielfach größerer Ausführ¬ 
lichkeit von mir, dem damals die „wissenschaftlich technische 
Oberleitung“ des Museums übertragen war, entworfen worden. 
Einige Sätze daraus hat Exzellenz Koch, d. Z. sächsischer Ge¬ 
sandter bei der Reichsregierung in Berlin, damals Vorsitzender 
des Museums-Vorstandes in seine neue Fassung der Einleitung 
aufgenommen, darunter auch den harmlosen Satz, der den Un¬ 
willen Werners erregt. Mit der modernen Bewegung für 
soziale Hygiene im Gegensatz zur offiziellen Hochschulhygiene 
hat er natürlich (1917!) nicht das geringste zu tun, noch 
weniger mit der Absägung des mir persönlich befreundeten, 
hochverdienten Martin Kirchner. Von der leider zum Schlag¬ 
wort gewordenen „sozialen Hygiene“ ist darin überhaupt nicht 
die Rede. Es war darin nur der Gegensatz einer früheren 
Epoche der Hygiene betont zur modernen Hygiene des 19. und 
20. Jahrhunderts, auf gebaut auf den Leistungen eines Petten- 
kofer und Koch. Als charakteristische Beispiele vergangener 
Epochen sind drei genannt. Das große grundlegende ewig¬ 
denkwürdige Werk Johann Peter Franks „System einer voll¬ 
ständigen medizinischen Polizey“, wie man damals die gesamte 
öffentliche Gesundheitspflege benannte, begann 1779 zu er¬ 
scheinen. Die „Pestordnungen“ gehen ins 14. (!) Jahrhundert 
zurück und standen im 16. und 17. Jahrhundert in ihrer höchsten 
Blüte. Die „Choleraregulative“ datieren aus den 30er Jahren 
des 19. Jahrhunderts; beide beruhen auf rein kontagionistischen, 
für beide Krankheiten als unzutreffend erwiesenen Vorstellungen. 
Diesen völlig überholten Anschauungen wird die großzügige 
Volksgesundheitspflege des 19. und 20. Jahrhunderts gegen¬ 
übergestellt. Es handelt sich also um ein bedauerliches Miß¬ 
verständnis, dem Herrn Werner um deswillen nicht hätte 
Worte leihen dürfen, weil sein Dienstbezirk doch auch den 
Sitz des Hygiene-Museums in Dresden-Neustadt umgreift, ihm 
also jeden Augenblick Gelegenheit gegeben war, sich von dem 
freien großzügigen Geiste persönlich zu überzeugen, der im 
Hygiene-Museum herrscht. 

Ich kann dies um so unbefangener aussprechen, als ich 
mit der wissenschaftlich technischen Leitung des Museums 
nichts mehr zu tun habe, betone aber noch ausdrücklich, daß 
ich selbst niemals für irgendeine der Bestrebungen zu miß¬ 
brauchen gewesen wäre, gegen die Herr Werner sich wendet. 
Heute sind für die volkshygienische Richtung des Museums 
ausschließlich verantwortlich und maßgebend zwei Männer, 
deren wissenschaftliche und verwaltungstechnische Qualifikation 
in keiner Weise fraglich ist, Herr Prof. Dr. Kuhn, Kustos des 
Museums, und Herr Regierungsrat Dr. Woithe, Direktor der 
neuzeitlichen Abteilung. Beide Herren sind längere Zeit wissen¬ 
schaftliche Mitarbeiter im Reichsgesundheitsamt gewesen, 
stammen also aus der hervorragendsten wissenschaftlichen und 
praktischen Schule. Herr Prof. Kuhn war während des Krieges 
Professor für soziale Hygiene an der Universität Straßburg und 
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stand in der hygienischen Landesverwaltung des Elsaß mit an 
hervorragender Stelle; seinem Wirken als Ordinarius der Hygiene 
an der Dresdener Hochschule und am Museum wird mit ruhigem 
Vertrauen entgegengesehen. Die volkshygienischen Leistungen 
des Herrn Dr. W o i t h e sind aus der von ihm ausgearbeiteten 
Ausstellung zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten noch 
lebhaft in der Erinnerung Aller. Er hat Ausstellungen zur 
Bekämpfung der Tuberkulose und über Mutter- und Kindes¬ 
fürsorge fast vollendet. Was ich davon zu sehen Gelegenheit 
hatte, gestattet mir den Schluß, daß sie an Wirkung hinter 
ihren Vorgängerinnen nicht zurückstehen werden. 

Zur Gespensterseherei, wie sie sich in Herrn Werners 
Ausführungen ausspricht, fehlt beim Deutschen Hygienemuseum 
also völlig jede Voraussetzung, und Herr Werner täte gut, 
seine polemischen Ergüsse an einen anderen Nagel zu hängen 
und nicht das um die volkshygienische Aufklärung so ver¬ 
diente Museum sich als solchen auszusuchen. Im Vorstand 
des Museums sitzen, wie Herrn Werner bekannt sein müßte, 
außer dem Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Kruse, dem Direktor des 
hygienischen Institutes an der Universität Leipzig, der Präsident 
des sächsischen Landesgesundheitsamtes Geh. Rat Prof. Dr. 
Renk, Geh. Med.-Rat Dr. Lufft, medizinischer Rat im Mini¬ 
sterium des Innern, Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Edelmann, ver¬ 
tragender Rat im gleichen Ministerium, Stadtbezirksarzt Dr. 
Leonhardt, alles verdiente sächsische Medizinalbeamte, denen 
das Museumsprogramm 1918 vor seiner Veröffentlichung zur 
Prüfung vorgelegt worden ist. 


Antwort auf die vorstehende Entgegnung. 

Von Med.-Eat Dr. Werner, Bezirksarzt in Dresden-Blasewitz. 

Der Entgegnung Prof. Sudhoffs freue ich mich ent¬ 
nehmen zu können, daß der von mir zitierte Satz aus der Ein¬ 
leitung der programmatischen Schrift des National-Hygiene- 
Museums einen anderen Sinn hat, als ich ihm in der Unkenntnis 
des Verfassers und der Zeit seiner Abfassung (1917) untergelegt 
habe. Da die Drucklegung erst 1919 erfolgt ist und er mir 
erst in ‘diesem, an Angriffen auf die Medizinalbeamtenschaft 
reichen Jahre zu Gesicht kam, war eine mißverständliche Auf¬ 
fassung wohl möglich. Erkennt Prof. Sud ho ff doch selbst an, 
daß der Begriff „soziale Hygiene“ leider zu einem Schlag werte 
geworden sei. Darauf und auf die Absichten derjenigen, die 
sie als solches im Munde führen, war mein Artikel gemünzt. 
Die Verdienste des National-Hygiene-Museums, insbesondere 
seine anerkennenswerten Leistungen auf dem Gebiete der volks¬ 
hygienischen Aufklärung sind von mir niemals verkannt worden, 
und nicht sie habe ich mit meinen Ausführungen in Frage 
stellen wollen. 
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Kleinere Mitteilnngen n. Referate ans Zeitschriften. 

Hygiene nnd öffentllehes Qesundheltewesen. 

1. Oewerbehygiene. 

Die Möglichkeit der Schwefelwasserstoff« Tergiftnng ln Gerbereien. 
Von Mod.'Bat Dr. Hol tz mann-Earlsrahe. Zeutralblatt für Gewerbehygiene: 
1919, Nr. 12. 

ln Gerbereien werden jetzt als Zusatz za der Ealkasche flüssige Schwefel- 
kalziomyerbindangen verwendet, aas denen sich beim Hinzatrcten von Säure, 
wie es versehentlich Vorkommen kann, Schwefelwasserstoff entwickelt. Die 
betr. Arbeiter waren bewußtlos zusammengebrochen, ehe sie einen stärkeren 
Gerach wahrgenommen hatten. _ Dr. Wolf-Hanau. 


Bromaethjlvergiftang mit tödlichem Ausgang. Von Privatdozent 
Dr. Goldschmidt and Dr. Kahn-Frankfurt a. M. Zentralblatt für Gewerbe- 
bygiene; 1920, Nr. 2. 

Bei 3 Todesfällen wurden gefunden: Hochgradige akute Veränderungen 
der Ganglienzellen der Hirnrinde, in einem Fall, der vollständig seziert wurde, 
akute BntzOndung im Bespirationstraktus (eitrige Bronchitis und entzündliches 
Oedem der Langen)._Dr. W o 1 f - Hanau. 


Heber Seilerhasten. Von Dr. Ebstein-Leipzig. Zentralblatt für 
Gewerbehygiene; Bd. 1919, Nr. 1. 

Vor dem Berufsantritt muß gefordert worden: Keine Anlage zur Tuber¬ 
kulose, gute Durchgängigkeit der Nase, keine Plattfüße und Krampfadern. 
Weiterhin darf bei der Arbeit nicht durch den Mund geatmet werden. 

Dr. Wolf-Hanau. 


BemflBkrankheiten bei Porzellanarbeitern. Von Ober-Med.-Bat Dr. 
Koelscb-Mttnchen. Zentralblatt für Gewerbehygiene; 1920, Nr. 8. 

Von den Schädigungen steht an erster Stelle die Staubreiznng. Bei den 
Brustorganen finden sich 8 Formen von krankhaften Veränderungen: 1. akute 
und chronische Entzündungen der oberen Luftwege, 2. Staublungen, 8. tuber¬ 
kulöse Prozesse. Ferner werden Magenkatarrhe und rheumatische Beschwerden 
häufig gefunden, schließlich Abschü^rfung der mazerierten Epidermis an den 
Fingerbewen and charakteristische Schwielenbildung auf den ^fanltern. 

Dr. Wolf-Hanau. 


Die Todesnrsachen der Lokomotirführer. Von Dr. Guredze und 
Sternberg-Berlin. Zentralblatt für Gewerbehygiene; 1920, Nr. 8. 

Die meisten Sterbefälle weist infolge des Krieges die Gruppe der 
äußeren Einwirkungen auf (21,6 <*/o). Ungefähr denselben Prozentsatz (ca. 10 o/o) 
zeigen Herzkrankheiten, Langen-Taberkulose und Lungenentzündung. 

Dr. Wolf-Hanau. 


2. Säuglings- und ELleinkinderfttrsorge. 

Die Geburten und die Säuglingssterblichkeit ln München während 
der Krlegsjabre 1916—1917. Von F. Matarö. Zeitschrift für Säuglings- 
fttrsorge; Bd. 11, H. 1. 

Alles in allem bieten die dargelegten Sterblichkeitsverhältnisse der 
Säuglinge in München ein unter den gegebenen Umständen durchaus zufrieden¬ 
stellendes Bild dar. Wenn trotz der bekannten erheblichen Schwierigkeiten 
der Wartung und Ernährung die Lebenswahrscheinlirhkeit der Nengeborenen 
sich nicht nur nicht verschlechterte, sondern eine begrüßenswerte Verbesserung 
erfuhr, so ist das ein Ergebnis, für das allen denen, die an seiner Erzielung 
tätigen Anteil genommen haben, der Dank des Vaterlandes gebührt. Der 
bisher errungene bedeutende Erfolg wird ihnen aber auch ein Ansporn sein zu 
rüstigem Fortschreiten auf dem betretenen Wege. Dr. W olf-Hanau. 
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Kleinere Mitteilungen und Eeferate aus Zeitsohriiten. 


Begelong der SKnglingspflege unter Mitwirknog der Hebammen Im 
Beairk JDresden-Altstadt-Land. Die Sächsische Hebammenzeitung, Nr. 12 
(Dez. 1919) bringft einen kurzen Bericht über die unter Vorsitz des Bezirks¬ 
arztes Med.-Bat Dr. Thier sch-Dresden am 10. November v. J. abgehaitene 
Hauptversanunlnng des Hebammen-Vereins Dresden-Land, in der dieser inter¬ 
essante Mitteilungen ttber die nach seinen Vorschlägen von dem Wohlfahrts¬ 
amt der betreffenden Amtshauptmannschaft durchgcfiihrten Säuglingspflege. 
Danach sind zunächst 12 in den abgelegenen Bezirken wohnenden Hebammen 
mit ausgedehnter Landpraxis in dreiwöchigen Kursen mit nicht mehr als 
8 Teilnehmerinnen praktisch und theoretisch ansgebildet; die Kosten dafür, 
wie für die der Hebammen selbst hat das Wohlfahrtsamt übernommen. Am 
Schluß des Kurses fand eine eingehende Abschlnßprüfnng im Beisein des Be¬ 
zirksarztes statt, die recht befriedigend ansfiel. Den betreffenden Hebammen 
ist dann die Säuglingspflege in der Weise übertragen, daß sie nach den ersten 
10 Tagen des Wochenbetts alle 4 Wochen, in der heißen Jahreszeit von Mitte 
Juni bis Mitte September alle 14 Tage die von ihnen entbundene Mutter und 
Kinder zu besuchen haben; für jeden derartigen Besuch vom Wohnort erhalten 
sie 60 Pfg., für alle Besuche über 2 Kilometer Entfernung 2 M. Mit den 
Bezirkspflegern soll die Hebamme Hand in Hand arbeiten; der Hebamme steht 
außerdem das Becht zu, in den Mütterberatungsstellen ihres Bezirks anwesend 
zu sein. Nach Verlauf eines Jahres soll auf Grund der bis dahin gemachten 
Erfahrungen geprüft werden, ob sich die getroftene Einrichtung bewährt hat, 
inwieweit sie einer weiteren Ausdehnung und einer etwaigen Aenderung be¬ 
darf, die sich wohl namentlich in bezug auf die bessere Bezahlung der 
Hebammen für die Besuche am Wohnort heransstellen dürfte. Bpd. 


Die erste schweizerische komiuunale S&ngllngsffirsorge. Von Dr. 
Bruchberg-Winterthur. Zeitschrift für Sänglingsfursorge; Bd. 11, H. 1. 

Die Tätigkeit der Sänglingsfdrsorge in Winterthur erstreckt sich auf: 
a) Die Abgabe einer sorgfältig gewonnenen Vollmilch, sowie verschiedener, 
von der Milchküche bereiteter Milchmischungen, gegen Bezahlung an Unbe¬ 
mittelte zu reduziertem Preis oder gratis; b) unentgeltliche Beratungen in 
Fragen der Ernährung von nicht über ein Jahr alten verdauungskranken 
Kindern bedürftiger Familien, die nicht in ärztlicher Behandlung stehen. Die 
städtische Säuglingsfürsorge gewährt Müttern, die ihre Kinder stillen, StiU- 
gelder. Als letzte Schöpfung der Sänglingsfursorge soll eine kleine Station 
für verdanungskranke Sänglinge, die zu Hause nicht behandelt werden können, 
angegliedert werden; dort würden auch Kinder illegitimer Herkunft Aufnahme 
finden, bis sich für dieselben ein passender Kostort zei^ Auch Kinder er¬ 
krankter Mütter sollen aufgenommen werden, solange mne Pflege zu Hause 
nicht möglich ist. Dr. W o 1 f -'Hanau. 


Ueber den Bflcbgang der quantitativen Leistung In der Stillung 
durch die Kriegsnot. Von Dr. B. Pilpel. Wiener Kl. Bnndschau: 1920. 
Nr. 1/2). • 

Mangelhafte, qualitativ schlechte und quantitativ vollkommen unzu¬ 
längliche Ernährung, psychische Insulte, ferner ungewohnte körperliche Arbeit 
waren es, die zur Folge hatten, daß stillende Mütter schon im 2.—8. Lebens¬ 
monat ihres Säuglings, in günstigeren Fällen im 6.—6. Monat sich entschließen 
mußten, die künstliche Ernährung einznleiten trotz des Bewußtseins, dem 
Kinde das Wichtigste zu entziehen. Dr. Wolf-Hanau. 


Die Wirkungen der englischen Hungerblockade auf die deutschen 
Kinder. Von Lic. Friedrich Siegmund-Schultze, erstem Direktor des 
Berliner Städtischen Jugendamts. Sonderheft des „Echo"; Mai 1919. 

Die vorliegende Schrift, die sich auf eine umfassende Sammlung ärzt¬ 
licher Berichte über den Gesundheitszustand, die Sterblichkeit, die erschreckende 
Verbreitung von Tuberkulose und anderen Krankheiten stützt, gibt eine zn- 
sammenfassende klare Darstellung über die Folgen der englischen völker¬ 
rechtswidrigen Hungerblockade auf die deutsche Jugend, die gegenüber dem 
„Kindermord von Bethlehem ein Kinderspiel" und die in der Oeffentlichkeit 
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noch nicht genügend zom Ansdrnck gebracht, sondern während des Krieges 
zu ihrem eigenen Schaden von den maßgebenden Stellen unterdrückt bezw. 
totgeschwiegen sind, obwohl bereits in den letzten beiden Kriegsjabren das 
Unheil vom Volke selbst und schließlich auch von den Aerzten und Ernährungs- 

S olitikern erkannt wurde. Verfasser verfolgt mit seiner sehr beachtenswerten 
chrift gleichzeitig das Ziel, die Erkenntnis der Schuld am Kriege und seine 
schrecklichen Folgen zu vertiefen und zu zeigen, daß der Anteil'an dieser 
Schuld bei unseren Feinden, insbesondere bei dem sich bisher noch immer 
keiner Schuld bewußten England, ein recht großer ist. Bpd. 


Der Elnflnfi des Krieges auf die Gesundheit der Kinder. Von Prof. 
Dr. Adolf Thiele, Stadtschnlarzt in Chemnitz. Zeitschrift für soziale Hygiene, 
Fürsorge- und Krankenhauswesen; Juli 1919, Nr. 1. 

Bei Betrachtung der Kriegseinwirkungen bat man zu unterscheiden zwischen 
a) Stadt (Groß-Industriestadt, Industriegebiet, Industriedorf und b) Land (Klein¬ 
stadt, Landwirtschaftsgebiet, Dorf), außerdem kommt die Aufeinanderfolge der 
einzelnen Kriegsjahre in Betracht. Han kann wohl ohne Uebertreibnng sagen: 
Die Märtyrer der Hungerblockade sitzen in der Stadt. Der Gedanke, Stadt¬ 
kinder aufs Land zu schicken, darf nicht wieder verschwinden; vielleicht läßt 
er sich auf dem Grunde eines zeitweiligen Austausches der Kinder weiter 
ausbauen, so daß auch das Landkind zu seinem Hechte kommt. Die Tuberkulose 
ist als typische Krankheit dieses Krieges zu betrachten, ihre wesentliche Eut- 
stehung im Kindesalter hat dieser Krieg mit der Sicherheit des Experiments 
bewiesen. Besonders gefährdet sind Kinder mit auffallend raschem Wachs¬ 
tum. Die ersten Erscheinungen von wesentlichen GesundheitseinfiQssen machten 
sich schon im Winter 1916/17 bemerkbar, rapide abwärts gegangen ist es erst 
seit dem Auftreten der Grippe. Das weibliche Geschlecht hat sich wesentlich 
widerstandsfähiger gezeigt als das männliche, also umgekehrt wie im späteren 
Lebensalter. Die schlimmsten Wirkungen des Krieges auf die Gesundheit des 
heranwachsenden Geschlechts sind noch zu erwarten, daher muß organisierte 
Kiuderfürsorge in allererster Reihe stehen. Dr. Israel-Breslau. 


Besprechungen. 

Anna Papprlti-Berlin: Einfflhnmg in das Studium der Prostitations- 

firags. Leipzig 1919. Verlag von Hch. Ambrosius Barth. 8**; 29ü Seiten. 

Preis: geb. 12 Mark. 

Wer sich über die gerade jetzt so wichtige Prostitutionsfrage dnreh 
Selbststudium unterrichten nnd ein eigenes Urteil bilden will, dem kann das 
vorliegende, unter Mitwirkung von A. Blaschko - Berlin, Annie Blumenfeld- 
Hannover, 8. Büsching-Leipzig, E. Delbauer-Hamburg, W. Hananer- 
Frankfurt a. M , Irmgard S a o g e r - Altona, Marie Kaufmann-Wolf - Berlin, 
Katharine Scheven-Dresden, Adele Schreiber-Berlin, Klara Thor becke- 
Jena, Alix Westerkamp-Berlin, Leo v. Zumbusch-München verfaßte 
Werk bestens empfohlen werden. Es gibt eine objektiv gehaltene, kurz zn- 
sammenfassende Darstellung des einschlägigen Materials, beleuchtet die Prosti¬ 
tutionsfrage vom histerischen. wirtschaftlichen, juristischen und medizinischen 
Standpimkte in durchaus sacnlicher Weise und ohne tendenziöse Färbung. 


Tagesnachrichten. 

Neue Amtsbezeichnungen In Preußen. Durch Beschluß des preußi¬ 
schen Staatsministeriums ist sämtlichen KreisschnlInspektoren 
die Amtsbezeichnung „Krelsschnlrat*^ nnd sämtlichen Gewerbeinspektoren die 
Amtsbezeichnnng „Vorstand des Gewerbeanfsichtsamts mit dem Titel G^ 
werberat*^ verliehen. Jetzt sind tatsächlich die Kreismedizinalbeamten die 
einzigen technischen Staatsbeamten der Beamtenmppe 10, die nach dieser 
Richtung unberücksichtigt geblieben sind. HoffentUeh trägt die vom Vorstand 
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Tsgesnacbrichten. 


dieserbslb an dan Staatsministcriom ß^oricbtete Eingabe dazu bei, daß auch 
den Medizinaibeamteu die ihrer Siellung entäprechuude Auitabezeichnung 
zuteil wird! 

In Bayern ist die Staataregierung in dieser Hinsicht bereits mit gutem 
Beispiel vorangegangen und hat durch Verfügung vom 21. Jnli über die Amts¬ 
bezeichnung der etatsmäßigen Staatsbeamten bestimmt, daß 
zusammengesetzte Titel, die als Auszeichnung yerlieben werden, künftighin 
wie folgt umgewandelt werden: Regierungs- und Medizinalrat in 
„Obermedizinalrat“. Das gleiche gilt in bezog auf Titelauszeichnongen, 
die diesen zusammengesetzten Titelu teilweise entsprechen. Hiernach wird 
z. B. der Titel „Medizinalrat“ in „Oberipedizinalrat“ umgewandelt 


!*/• fache Anrechnung der Kriegszeit fBr Beamte. Dem Reichstage 
wird demnächst ein Gesetzentwurf zogeben, durch den allen Beamten, die 
im Kriege — auch als Nicht-Kriegsteilnehmer — Dienst getan haben, auf 
ihr pensionsfähiges Dienstalter der Zeitraum von 4'/> Jahren l'/tfach an¬ 
gerechnet wird. _ 


Aiu 4am Balohntage, Die unabhängige sozialdemokratische Partei 
hat im ^ichstage den Antrag eingebracht, die §§ 218—220 des Strafgesetz¬ 
buches, die eine Bestrafung der Torsätzllchen Abtreibung und KindstOtnng 
im Mntterleibe yorsehen, aufzuheben. Auf eine Annahme kann dieser An¬ 
trag bei der jetzigen Zusammensetzung des Reichstages jedenfalls nicht rechnen, 
denn er wird von' allen bürgerlichen Parteien und yoraussichtlich auch yon 
einem Teil der Mehrheitssozialisten abgelebnt werden. 


Der Reichsrat hat in seiner Sitzung yom 22. Juli d. J. eine Verord¬ 
nung, betr. Abänderung der bisherigen ApothekerprBfungsordnung ange¬ 
nommen, wonach künftig das Reifezeugnis als Vorbildungsnachweis für 
die Zulassung zum Apotbekenberuf yerlangt wird. 


Die bisherige Kalser-lVilhelm«Akademie in Berlin ist jetzt mit dem 
Untertitel „für ärztlich • soziales Versorgungswesen“ der Heilfürsorgeabteilnng 
des Reiebsarbeitsministerium unterstellt und ihre Leitung dem Ministerialrat 
Prof. Dr. Martineck übertragen worden. Ihre Einrichtungen sollen in erster 
Linie dem ärztlich-sozialen Versorgungswesen nutzbar gemacht 
werden, um die große Zahl der auf diesem Gebiete beschäftigten beamteten 
und nicht beamteten Aerzte dauernd auf der notwendigen wissenschaftlichen 
Höhe zu halten. Demzufolge ist künftighin ihre etwa 85000 Bände zählende 
Büchersammlung allen in Betracht kommenden Kreisen zugängig; etwaige 
Anträge sind an die Büchersammlong der KWA, Berlin HW. 40, Scharn- 
horsstraße 35 zu richten. Es werden ferner yon den bisherigen Abteilungen: 
die hygienisch-bakteriologische, pathologisch-anatomische, 
physikalische, chemische und sanitäts-statistische unter fach¬ 
männischer Leitung bestehen bleiben, ihre Aufgaben besonders in ärztlich¬ 
sozialer Hinsicht erweitert und ihre Einrichtungen auch weiteren ärztlichen 
Kreisen zur Verfügung gestellt werden. 


Ebenso wie in Oharlottenburg ist jetzt auch in Düsseldorf eine 
sozial-hygienische Akademie als Ausbildungsstätte für solche Aerzte ins 
Leben gerufen, die als Kreis-, Stadt-, Kommunal-, Schul- oder Fürsorgeärzte 
in den Öffentlichen Dienst treten wollen. Eine weitere derartige AJudemie 
BoU in Breslau errichtet werden. 
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Preisanggchreiben über das beste Terfabren znr Desinfektion des 
Answnrfg TOn Taberkalösen. Da die bisherigen Verfahren znr Desinfektion 
des AasTmrfes der Taberknlbsen sich nicht als sicher wirksam und anßerdem 
für den täglichen Qebranch als zn nmständlich oder als nnappctitlich erwiesen 
haben, ist jetzt Tom Deutschen Zentralkomitee zur Bekämpfung der Tuber¬ 
kulose für Angabe eines neuen Verfahrens zur Desinfektion des Auswurfs von 
Taberkulösen ein Preis von 3ül0 M. ausgesetzt. Das Verfahren soll wirksam, 
leicht durchführbar und billig sein und sich vor allem für die dauernde An¬ 
wendung in der Wohnung des Kranken besser als die bisher bekannten Ver- 
fahrnn eignen. Die Arbeiten sind mit einem Kennwort und der Bezeichnung 
„Preisbewerb betr. Auswurfdesinfektion" versehen bis zum 
31. März 1921 an die deschäftsstelle des Deutschen Zentralkomitees 
zur Bekämpfung der Tuberkulose, Berlin W. 9, Königin-Angusta 
Straße 7, einzusenden. 


Die Einführenden der 29. Abteilung der Allgemeinen und sozialen 
Hygiene und Mikrobiologie der diesjährigen Naturforscberversammlnng. — 
Prof. Dr. E. Dottschlich-Gießen (Bleichstraße 36) und Prof. Dr.M.Neißer- 
Frankfurt a. M. (Miquelstraße 31) bitten Anmeldungen von Vorträgen für diese 
Abteilung an eine von ihnen möglichst bald gelangen zn lassen. Es wird 
großer Wert darauf gelegt, daß in den einzelnen Abteilungen möglichst solche 
Themata zur Verhandlung kommen, die über das Interesse der einzelnen 
Sonderfächer hinausgehen und sich deshalb für gemeinsame Sitzungen ver¬ 
schiedener Abteilungen eignen. • 


Geschäfts- und Kassenbericht des Prenssischen 
MedizinalbeamtenTcreins für 1919. 

Die Zahl der Mitglieder betrug am 31. Dezember 1918 
760, gestorben sind 13, ausgetreten 22, eingetreten 35 Mit¬ 
glieder, sodaß deren Zahl am 31. Dezember 1919 sich wieder auf 
760 belief. 

Der Rechnungsabschluß stellt sich wie folgt: 


A. Einnahme ^ 

Hitgliederbeiträge.11610,— M. 

Zinsen . ... . 698,56 M. 

Sonstige Einnahmen.. . 49,85 M. 


B. Ausgabe 


zusammen 12857,91 M. 


Vorschuß aus 1918. 

Kosten der Zeitschrift. ...!!! i 

K<Mten der Hauptversammlung.* 

Beitr^ zum Deutschen Medizinalbeamten - Verein und ’ anderen 

Vereinen. 

ßoiae-, Druck- und sonstige Verwaitungskosten. 


1018,58 M, 
8427,05 M. 
584,15 M. 

1627,— M 
1267,92 M 


zusammen 12924,70 M. 


bleibt Vorschuß 566,79 M. 


Nachdem von dem Vermögen des Vereins, das am 
Schluß des Vorjahres aus 13000 Mark Kriegsanleihe bestand, 
gemäß Beschlusses der letzten Hauptversammlung 8000 Mark 
««die Rapmund-Spende überwiesen sind, beträgt dies noch 
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Geschäftsbericht über die JabiläunsstiftDiig 


6000 M. = 3800 M. (Kurswert) — 666,79 = 3233,21 Mark. 
Dazu kommen noch 60 M. rückständige Beiträge. 

Die Rechnung ist nebst Belegen von den Herrn Kreis¬ 
ärzten Med.-Rat Dr. Loer in Paderborn und Dr. Wern in Büren 
geprüft und richtig befunden. 

Minden und Halle a. S., im Mai 1920. 

Der Yorstand des Prenss. Medizinal-Beamten-Tereins. 

Prof. Dr. Rapmund Medizinalrat Dr. Bundt 

Qeh. Med.-Rat Kreisarzt 

Vorsitzender Schrift- und Eassenfohrer 


Geschäftsbericht über die Jnbiläumsstiftniig des 
Prenssischen Medizinalbeamtenvereins für 1919. 

Die Stiftung hat sich auch im Berichtsjahre weiter günstig 
entwickelt; trotzdem aus der Provinz Posen wegen der ge¬ 
störten Verbindung teilweise keine Beiträge eingegangen sind, 
haben doch 277 Mitglieder 2990,33M. Beiträge gezahlt, denen 
eine Ausgabe von 1460 M. an Unterstützungen für 6 Witwen 
gegenübersteht, die mit je 160—300 M. bedacht sind. Außerdem 
sind der Rapmund-Spende die dafür im Vorjahre gesammelten 
Beiträge von 2200 M. nebst 177,26 M. Zinsen überwiesen worden, 
und zwar in 2000 M. 4proz. Westf. Provinzial-Anleihe zum Kurse 
von 96®/o. Als Kapitalanlage sind dagegen 4000 M. Prämien¬ 
anleihe gezeichnet, die in 2000 M. Kriegsanleihe und 2000 M. 
Barzahlung beglichen sind, so daß ein Bestand an Wertpapieren 
mit einem Nennwert von 66000 M. vorhanden ist. Da diese 
Zahlungen erst im Januar 1920 erfolgen konnten, umfaßt die 
Rechnung die Zeit vom 1. Januar 1919 bis 31. Januar 1920. 

Der Rechnungsabschluß ergibt folgendes Bild: 


a. Einnahme. 

Mitgliederbeiträge. 2990,33 M. 

Zinsen der Finger-Stiftung . . 150,00 „ 

Sonstige Zinsen. 2467,06 „ 

Für Wertpapiere . .. 3812,27 „ 


Zasanunen: 9409^6 H. 

b. Ansgabe. 

Fehlbetrag ans 1918. 17,40 M. 

üntersttUznngen. 1450,00 „ 

Porto, Schreibgebühr, Drucksachen usw. . . 96,41 „ 

Erbscbaftsstener für die Finger-Stiftung . 360,00 „ 

Ueberweisnng an die Rapmnnd-Spende . . 2377,26 „ 

Kapitalanlage. 2000,00 „ 6301.06 „ 


Bestand: 3108,60 M. 


*) Inzwischen wieder zurttckgezahlt, da nach Bestimmung des Stifters 
die Zinsen seines Vermächtnisses ausschließlich zur Unterstützung von Vereins- 
mitgUedern oder deren Hinterbliebenen verbraucht werden sollen und demzufolge 
das Vermächtnis als müde Stiftung von dem Erbschaftssteueramt anerkannt ist. 
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Das Vermögen der Stiftung betrug am 31. Januar 1920 
42007,60 Mark und zwar: 


1. Zinstrageode Wertpapiere: 

Nennwert 

Kurswert 

8V>Vo Preaßische Staatsanleihe . . 

10000 M. 

5840,00 M. 

ff ff • • 

14000 „ 

8456,00 „ 

4*/o Deutsche Reichsanleihe . . . 

2 000 „ 

1288,00 „ 

4**/o Westfälische Provinzial-Anleihe 

2000 , 

1900,00 „ 

4**/, Pommersche , 

1000 „ 

865,00 „ 

Deutsche Kriegsanleihe . . . 

22000 , 

17050,00 „ 

Deutsche Prämienanleihe .... 

4000 „ 

4000,00 „ 

Zusammen: 

56000 M. 

3889900 -M. 

2. Kassenbestand. 


3108,60 „ 

Zusammen: 


42007,60 M. 

yermOgensbestand am 81.Dez. 1918: 

67000 M. 

45976,02 „ 

Mithin weniger: 


8968,42 M. 


Der Vermögensbestand stellt sich somit trotz des im 
Berichtsjahre erzielten Ueberschusses niedriger als im Vorjahre, 
da die Beiträge für die Rapmund-Spende an diese abgeführt 
sind und der Kurswert der Wertpapiere noch weiter gesunken ist. 

Die 24000 M. der SV» und 4®/o Preußischen und die 
24000 M. der 4®/# und 5®/o Reichsanleihe sind auf den Namen 
des Preußischen Medizinalbeamtenvereins in das Staats- bezw. 
Reichsschuldbuch eingetragen, während 3000 M. Provinzial¬ 
anleihe, sowie die Stücke der Prämienanleihe bei der Dresdener 
Bank, Filiale Gütersloh, hinterlegt sind. Der jährliche Zins¬ 
ertrag der Wertpapiere beläuft sich nach Abzug von 10®/o 
Eapitalertragsteuer auf 1989 M. 

Die Abrechnung nebst Belegen ist von den Herren 
Kreisärzten Med.-Rat Dr. Loer in Paderborn und Dr. Wern 
in Büren geprüft und richtig befunden. « 

Auf der im Berichtsjahre abgehaltenen Hauptversammlung 
der Jubiläumsstiftung sind die bisherigen Vorstandsmit¬ 
glieder: Geh. Med.-Rat Dr. Schlegtendal -Berlin, Geh. Med.- 
Kat Dr. Hoffmann-Berlin und Geh. Med.-Rat Dr. Schlüter- 
Gütersloh wieder gewählt; zu diesen Vorstandsmitgliedern treten 
noch satzungsgemäß der Vorsitzende und Schriftführer des 
Preußischen Medizinalbeamtenvereins: Geh. Med.-Rat Prof. Dr. 
Bapmund-Minden und Med.-Rat Dr. Bundt, Kreisarzt in 
Halle a. S. 

Den Herrn Regierangs- und Medizinalräten spricht der 
Vorstand für das Wohlwollen und Interesse, das sie auch im 
Berichtsjahre wie bisher stets der Stiftung zugewandt haben, 
seinen herzlichsten Dank aus. 

Minden und Gütersloh, im April 1920. 

Der Vorstand. 

I. A. 

Prof. Dr. Bapmiind, Geh. Med.-Rat, Dr. Schlüter, Geh. Med.-Rat, 

Vorsitzender. Schrift-u. Kassenführer. 
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Geschäfts- nnd Eassenherieht über die Eapmnnd- 

Spende ihr 1919. 

Durch einstimniigen Beschluss des Deutschen und des 
Preußischen Medizinalbearatenvereins auf der gemeinsamen 
Tagung am 25. Oktober 1919 in Weimar ist zur Ehrung des 
Vorsitzenden beider Vereine, des Herrn Geheimen Medizinal¬ 
rats Professor Dr. Rapmund, aus Anlaß seines 70jährigen 
Geburtstages, seines 60jährigen Doktorjubiläums und seines 
bOjähri^n Arztjubiläums, die er im April 1915, im Juli 1918 
und im Februar 1919 feiern durfte, eine „Rapmund-Spende“ 
errichtet und dieser zu dem in den Jahren 1918 und 1919 ge¬ 
sammelten Grundstock von etwa 9000 Mark ein Betrag von je 
8000 Mark von beiden Vereinen überwiesen, so daß sie mit 
einem Betrage von 25000 Mark ins Leben getreten ist. 

Die Rapmund-Spende bildet eine Stiftung, die aus¬ 
schließlich zur Unterstützung der Medizinalbeamten und ihrer 
Hinterbliebenen dienen und über deren Erträge Herr Geheim- 
Rat Dr. Rapmund bei Lebzeiten frei verfügen soll. Durch der 
Hauptversammlung demnächst vorzulegende und zu genehmi¬ 
gende Satzungen werden die näheren Bestimmungen über ihre 
Verwendung, Verwaltung usw. getroffen werden. Vorläufig hat 
die Verwaltung auf Wunsch des Vorstandes der Unterzeichnete, 
als Geschäfts- und Kassenführer der Jubiläums-Stiftung des 
Preußischen Medizinal-Beamtenvereins, übernommen. 

Die erste Abrechnung, die die Zeit bis zum 31. Januar 1920 
umfaßt, schließt folgendermaßen ab: 

A. Einnahme 


Frühere Spenden nnd Ertrag der Sammlnng. 9810,95 M. 

Zinsen. 453,67 M. 


zusammen 9764,62 M. 

B. Ausgabe 

Portokoften. 4,10 M. 

Zinsen. 70,83 M. 

Kapitalanlagen.. . . 5812.27 M. 


zusammen 5887,20 M. 
bleibt Barbestand 3877,42 M. 

Das Vermögen der Stiftung betrug am 31. Januar 1920: 

Nennwert Kurswert 

6®/o Kriegsanleihe. 16000,— M. 12640,— M. 

4®/o Westfälische Provinzial-Anleihe. 2000,— M. 1900,— M. 

Prämienanleihe. 4000,— M. 4000,— M. 

Barbestand. 3877,42 M. 3877,42 M. 

Summe 25877,42 M. 22417,42 M. 

Die Rechnung nebst Belegen ist von den Herrn Kreis¬ 
ärzten Med.-Rat Dr. Loer in Paderborn imd Dr. Wern in 
Büren geprüft und richtig befunden. 

Gütersloh, im Mai 1920. 

Dr. Schlüter, Geh. Med.-Rat. 


VwMitwortUoli fOr dl« Sehrmiaitiuir; Prof. Dr. Rapmand, Geh. Xed.-R«t U lOndttB 1. W. 
Dmek Toa J. 0. 0. Broat, Xladea 1. W. 
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Nochmals die Magen-Darmprohe. 

Von Pr. Dr. E. Ungar in Bonn. 

Die bereits im Jahre 1866 von Breslau*) in Vorschlag 
gebrachte Magen-Darmprobe ist offenbar noch nicht in dem 
Mafle Allgemeingut der Gerichtsärzte geworden, wie es der Be¬ 
deutung und der Beweiskraft dieser Lebensprobe entsprechen 
würde. Wie ich als Mitglied des Medizinal-Kollegiums der 
Rheinprovinz bei der Revision der Protokolle über gerichtliche 
Leichenöffnungen und auch bei anderen Gelegenheiten immer 
wieder feststellen mufite, wird die Magen-Darmprobe nur von 
einer kleinen Minderzahl der obduzierenden Aerzte vorgenommen. 
Selbst in Fällen, in denen die Lungenprobe nicht die nöti^ 
Auskunft zu geben vermochte, wird von vielen Obduzenten die 
Magen-Darmprobe nicht angestellt. Den Grund hierfür bildet 
offenbar dhe Fassung des die Magen-Darmprobe behelfenden 
Passus in den Vorscmriften für das verfahren der Gerichtsärzte 
bei den gerichtlichen Untersuchungen menschlicher Leichen. 
In § ^ dieser Vorschriften heifit es unter p: „Bei negativem 


') MooatMohrlft für Oeburtakonde; S8. Band, 1. Heft. 
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oder zweifelhaftem Resultat der Lungenprobe kann die Magen- 
Dannprobe ergänzend herangezogen werden.* Auf Grund des 
Wortlautes dieser Bestimmung halten sich offenbar viele Obdu¬ 
zenten nicht für verpflichtet, die Magen-Darmprobe, selbst bei 
Versagen der Lungenprobe vorzunebmen; heifit es doch nur 
„kann* und nicht „soll* herangezogen werden. Bei dieser 
Sachlage schien es mir, nachdem ich bereits früher wiederholt 
für die Magen-Darmprobe eine Lanze gebrochen habe, angezeigt, 
in dieser Zeitschrift von der ich weiß, daß sie in die Hände der 
gerichtsärztlichen Praktiker gelangt, noch einmal die Aufmerk¬ 
samkeit auf jene Lebensprobe zu lenken. 

Für ein positives Ergebnis der Magen-Darmprobe bei 
Versagen der Lungenprobe gibt es verschiedene Möglichkeiten. 

Zimächst besteht die Möglichkeit, daß bei Venegung der 
gröberen Luftwege durch Fruchtwasser und die in diesem 
suspendierten korpuskulären Elemente die Luft nicht in die 
Limgen aspiriert werden konnte. In solchen Fällen kann, wie 
V. Hof mann’) zuerst gezeigt hat, eine besonders rasche und 
reichliche Luftaufblähung des Mageu-Darmtractus erfolgen. Dies 
erklärt sich hinlänglich dadurch, daß, wie ich’) auf Grund 
theoretischer Betrachtungen und experimenteller Untersuchungen 
nachweisen konnte, die Luftaufnahme in den Magen nicht wie 
Breslau meinte und noch heute in den meisten die Magen- 
Darmprobe behandelnden Abhandlungen angenommen wird, 
durch Verschlucken erfolgt, sondern vermittels des bei der in¬ 
spiratorischen Erweiterung des Brustkorbs im Brustteil des 
Oesophagus eintretenden unteratmosphärischen Druckes bewirkt 
wird. Dadurch charakterisiert sich die Magen-Darmprobe in 
der Tat als eine Atemprobe, als welche sie auch in den Vor¬ 
schriften bezeichnet wird. Die Annahme, daß die Luftaufnahme 
in den Magen durch die inspiratorische Thoraxerweiterung er¬ 
folgt, schließt naturgemäß nicht aus, daß gelegentlich etwas 
Luft auch durch Schluckbewegungen in den Magen gelangt; 
man kann sogar annehmen, dsm die kleinen in Schleim einge- 
sohlossenen Luftbläschen, die man häufig im Ma|;en antrifft., ver¬ 
schluckt worden sind. Wenn die Lungen sioh nicht durch 
Luftaufnahme zu erweitern vermögen, wird die Saugkraft, die 
die inspiratorische Bewegung des Thorax auf den Brustinhalt 
ausübt, um so mehr der Ausdehnung des Oesophagus zu gute 
kommen, und so in diesem eine um so stärkere Luftaufnsmme 
und dadurch wiederum eine um so raschere und stärkere Luft¬ 
aufnahme in den Magen und Darm erfolgen. 

Eine weitere Möglichkeit, daß sich Magen und Darm luft¬ 
haltig erweisen, während die Lungenprobe negativ amdällt, kann 
dadurch gegeben sein, daß, wie namentlich einige von Glöck¬ 
ner’) mitgeteilten Beobachtungen beweisen. Neugeborene 

*) Lehrbuch der gerichtUchen Medizin; 9. Auflage, Seite 806. 

*) Ungar: Weitere Anträge zur Lehre von der Magen-Darmprobe. Vier- 
teijahrsschrift für gerichtUche Medizin; N. F., XLYIIL 1. 

*) Beitrag zur Atmung abortirer Früchte. ZentralbL i. Oynäk.; 1800, Nr. 1. 
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wegen mangelnder Reife oder sonstiger angeborener Lebens¬ 
schwäche nicht die zur Entfaltung der atelektatischen Lungen 
erfordeVliche Kraft besitzen. Ein Hindernis, wie es die Adhäsion 
des Alveolen-Epithels für die Luftaufnahme in die Lungen bildet, 
besteht aber nicht für den Eintritt der Luft in den Oesophagus 
und deren Uebertritt in den Magen und Darm. In diesem Falle 
kann, wie bei Verstopfung der Luftwege, die Luftfüllung von 
Magen und Darm besonders rasch und reichlich erfolgen. In 
einem derartigen von Haberda*) mitgeteilten Falle war bei 
einem frühgeborenen Foetus von 39 cm Länge und 660 g Ge¬ 
wicht der ganze Darm und Dickdarm lufthaltig bei völlig luft¬ 
leeren Lungen. 

Eine dritte Möglichkeit, daß Magen und Darm trotz nega¬ 
tiven Ergebnisses der Lungenprobe lufthaltig befunden werden, 
kann, wie Beobachtungen von Ermann*), Winter*), Niki- 
tin*), Ungar*), sowie ein von Haberda*) mitgeteilter Fall 
beweisen, dadurch gegeben sein, daß die Lungen, die durch 
Atmen lufthaltig geworden waren, ihren Luftgehalt wieder ver¬ 
loren haben. Es kann ja heute als feststehend erachtet werden, 
daß namentlich bei Frühgeborenen, Lungen, die durch Luft¬ 
atmen aufgebläht waren, durch Absorption der Luft seitens des 
Blutes, das in den die Alveolen umspinnenden Kapillaren zir¬ 
kuliert, wieder völlig luftleer werden können. (Zwar kann auch 
die in den Magen- und Darmkanal aufgenommene Luft, wie das 
Tierexperiment mir*) zeigte, ebenfalls wieder völlig der Re- 
sorotion verfallen, aber erst in verhältnismäßig so langer Zeit, 
daß einem solchen Vorgang eine praktische Bedeutung kaum 
beizumessen ist.) 

Die Magendarmprobe kann sodann gelegentlich einmal in 
Fällen, in denen wegen vorgeschrittener Fäulnis das Ergebnis 
der Lungenprobe zweifelhaft erscheint, den Nachweis des Ge¬ 
lebthabens erbringen. Für den sachkundigen Gerichtsarzt, der 
bei Beantwortung der Frage, ob Lungen durch Atmen lufthaltig 
geworden sind, sich nicht nur auf das Ergebnis der Lungen- 
sohwimmprobe stützt, sondern auch die anderen Kriterien, welche 
die Lungenprobe bietet, genügend berücksichtigt, wird freilich, 
wie auch Haberda*) betont, selbst bei faulen Lungen der 
Lungenbefund genügen, um sich darüber klar zu werden, ob 
ein Kind geatmet hat, ganz abgesehen davon, daß Lungen, 
die nicht geatmet haben, nur ausnahmsweise durch Fäulnis 
überhaupt gashaltig und damit schwimmfähig werden. Bor- 
das und Decoust*), sowie vorher schon Tamassia*), haben 


*) Zar Lehre Tom Kindeamorde. Leipzig ood Wien; 1911, 8.27. 

*) Siehe: Die Bearbeitang dei Kindesmordes in Schmidtmnnn (Cas¬ 
par-Lima n): Gerichtl. Med.; II. Band, 8. 468. 

•) Op. cit.; 5. Fall der Kasaistik. 

*) Ungar: Deber die Bedeatong der Magen-Darmporbe. Vlerteüshrs- 
Bchrilt Ihr ger. Med.; N. F., XLIV, 1. 

*) Op. cit, 8. 18. 

^ Annales d’ hyg. pabl. et de mdd. Idgale; 1896. 

1) Ber. sperim. <0 med. legale; 1876. 
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ja die Lehre aufgestellt, dafi dies überhaupt nicht der Fall sei. 
Dieser Auffassung, der sich Lebrun*) und Leubuscher*) 
anschlossen, ist freilich vielfach widersprochen worden. Aul 
Grund eigener') Untersuchungen bin ich aber auch au der 
Ueberzeugung gelangt, dafi selbst bei hochgradig faulen Lungen 
ein positiver Ausfall der Schwimmprobe, namentlich ein Nach¬ 
weis von Fäulnisblasen auf der Lungenoberfläohe ein Geatmet¬ 
haben immerhin wahrscheinlich machen. Dieser Annahme 
schliefit sich Hab er da') an. Will man bei vorgeschrittener 
Fäulnis die Magendarmprobe verwerten, so darf man freilich 
nicht übersehen, dafi sich auch am Magen und Darm Fäulnis¬ 
prozesse abspielen können. Falk') und früher bereits v. Hof¬ 
mann haben freilich darauf aufmerksam gemacht, dafi sich 
verhältnismäfiig früh Fäulnisgasblasen in der Darmwand bilden 
könnten, während die Gasentwicklung im Magendarrokanal 
selbst nicht sobald eintrete. Auch Pallacani'^ im übrigen 
ein Gegner der Magendarmprobe, kam zu dem Schlüsse, dafi 
Fäulnis den Wert der Magendarmprobe nicht beeinträchtige. 
Strassmann^) und Mittenzweig') haben demgegenüber 
die Ansicht vertreten, dafi im Magen schon frühzeitig eine Gas¬ 
bildung eintreten könne; Strassmann selbst sagt aber, dafi 
eine solche Erscheinung gewifi selten sei, und dafi er nach 
dem, was er sonst gesehen habe, entschieden Falk beistimmen 
müsse, dafi die Fäulnis im Magendarmkanal gewöhnlich erst 
in der Wand und dann im Lumen zur Gasbildung führe. Vor 
allem stimmt aber Strassmann der Anschauung zu, dafi eine 
gleichmäfiige, zusammenhängende Gasfüllung des Magens und 
der angrenzenden Dünndarmpartie zu der Annahme berecht^e, 
. dafi die Aufblähung nicht durch Fäulnisgase bewirkt sei. Wo 
sich also eine so gleichmäfiige Aufblämmg von Magen und 
angrenzenden Darmpartien vorfindet, kann man sich, selbst 
wenn man das Ergebnis der Lungenprobe der Fäulnis halber 
als ein zweifelhaftes ansehen will, dafür aussprechen, dafi das 
Kind gelebt habe, um so mehr, wenn sich in den Wandungen 
von Magen und Darm keine Gasblasen zeigen und sich auch 
im Lumen der tieferen Darmpartie keine diskontinuierlich¬ 
isolierte Gasansammlungen finden. 

Eine weitere Möglichkeit, dafi die Magendarmprobe den 
Nachweis des Gelebthabens erbringt, während die Lungenprobe 


>) Annales de la Sociötd de la mödicine I6gale de Belaiqae; 8 me annöe 
Nr. 2, 1896, 8.66. » 

•) Vierteliahnschr. f. ger. Med. aew. 8. Folge; Bd. XXVI, H. 2, S. 268. 

*) VierteljabrsBcbr. f. ger. Med. new. 8. Folge; Bd. XXT, 8.1 n. Zeitscbr. 
f. Med.-Beamte; 1904, Nr. 23. 

*) Op. cit., 8.19. 

Berliner klin. Wochenechr.; 1888, 8. 486. 

Qaestioni aatucbe reoenti snlla domacia gaetroindestinale. Virchowi 
Jahresscbr.; 1889, Bd. 1, 8. 608. 

7) Berl. klin. Wocnenscbr.; 1889, Nr. 6. 

>) VierteljahrBschr. f. ger. Med.; Bd. 48, 8. 262. 

•) VierteljahrBBchr. 1 geriobtL Mod.; 1886, Bd. XLUI, 8. 268. 
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hierfür nicht beweiskräftig ist, kann dadurch gegeben sein, 
daß die Lungenprobe nicht zu verwerten ist, wen in dem be¬ 
treffenden Falle eine künstliche Einführung der Luft durch 
Lufteinblasen oder durch Schultz sehe Schwingungen und 
ähnliche Methoden in Frage kommt. Durch Lufteinblasen oder 
Schultzsche Schwingungen kann auch der Magen beim toten 
Kinde lufthaltig werden, nicht aber wie Untersuchungen von 
Sommer, v. Hofmann, Runge*), Winter*) und Haun*) 
dargetan haben, der Darm, da die Luft aus dem Magen in den 
Darm durch die austreibenden Kräfte der Magenmuskulatur 

g elangt, und zudem der Pylorus, an frischen Leichen wenigstens, 
en Magen gegen den Darm abschließt. Jedenfalls spricht eine 
gleichmäßige und vorgeschrittene Aufblähung des Dünndarmes 
gegen künstliche Einführung der Luft. 

Die praktische Bedeutung dieser Möglichkeit illustriert 
folgender von mir beobachteter Fall: Die Lungenprobe ergab, 
daß die Lungen aufgebläht waren, wenn sich auch in beiden 
Lungen, so namentlich im linken Unterlappen größere luftleere 
Stellen nachweisen ließen. Der Magen und der Anfangsteil 
des Dünndarms erwiesen sich als gleichmäßig gaserfüllt und 
schwimmfähig. Auf Grund dieses Befundes sprach sich das 
vorläufige Gutachten dahin aus, daß das Kind geatmet imd 
folglich gelebt habe. Durch die gerichtlichen Ermittelungen 
wurde nun festgestellt, daß von einer nach der Geburt des un¬ 
ehelichen Kindes herbeigeholten Hebamme Wiederbelebungs¬ 
versuche durch Schultzsche Schwingungen unternommen 
worden waren. Daraufhin konnte in dem Ergebnis der Lungen¬ 
probe nicht mehr ein Beweis für das Gelebthaben des Kindes 
erblickt werden. Wäre hier nicht trotz des scheinbar positiven 
Ergebnisses der Lungenprobe die Magendartnprobe vorgenommen 
und durch sie nicht nur ein Lufgehalt des Magens, sondern 
auch des Darmes nachgewiesen worden, so hätte man im be¬ 
gründeten Gutachten den Ausspruch, daß das Kind gelebt habe, 
zurückziehen müssen. 

Die Bedeutung der Magendarmprobe beruht 
aber nicht nur darauf, daß durch sie der Nachweis 
des Gelebthabens erbracht werden kann, wichtiger 
als dies ist die Tatsache, daß diese Lebensprobe — 
und nur sie allein — uns über dieDauer des Lebens 
wertvolle Aufschlüsse zu geben vermag. Die Lungen¬ 
probe läßt uns hier völlig im Stich. Völlig aufgeblähte Lungen 
beweisen nicht, daß das Kind länger als Sekunden gelebt hat. 
Wenn Dohrn^) seinerzeit auf Grund seiner klinischen Beob¬ 
achtungen die Lehre aufstellte, es bilde nicht die Regel, daß 
die Lungen der Neugeborenen schop nach kurz dauernder 

*) Wiener med. Wochenschrift; 1885, Nr. 8. 

*) Vierteljahrsschr. fOr gerichti. Med.; 1889, Bd. LL 

*) Ueber die Mngen-Dnrmsdiwiinmprobe. Berliner Dissertation; 1889. 

*) yerhandlongen derDeatschen Gesellschaft fttr Gynäkologie; Leipzig, 
1890, & 108. 
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Atmung eine vollständige Entfaltung ihrer Alveolen erfOhren, 
so hat die gerichtsärztliche Erfahrung und haben von v. Hof- 
mann und mir angestellte Tierexperimente gelehrt, daß bei 
physiologischem Verhalten bereits nach einigen, selbst nach 
dem ersten Atemzuge die Lungen völlig entfaltet werden. 
Vollständig lufthaltige Lungen berechtigen demnach keines¬ 
wegs zu der Schlußfolgerung, daß ein Neugeborenes nicht gleich 
nach der Geburt abstarb. Anderseits können Neugeborene 
wegen ihrer großen Widerstandsfähigkeit gegen asphyktische 
Ei^üsse, selbst wenn hur ein kleiner Teil der Lungen sich 
an dem Atmungsgeschäft beteiligte, Stunden, ja tagelang am 
Leben bleiben. 

Sodann können sich ja Lungen, die völlig aufgebläht 
waren, bei der Lungenprobe als weniger lufthaltig erweisen, 
weil ein Teil der Alveolen durch Resorption der Lidt wieder 
luftleer geworden war. Wenn, wie oben erwähnt, Lungen 
durch Resorption der Luft wieder völlig atelektatisch werden 
können, so kann natürlich eine Verminderung ihres Luftgehalts 
erst recht eintreten. Nur in geringem Grade aufgeblähte Lungen, 
ja selbst atelektatische Lungen schließen demnach ein längeres, 
em Stunden langes Leben nicht aus. 

Das Verhalten der Nabelschnur und des Nabels kann nur 
in einer beschränkten Anzahl von Fällen zur Bestimmung der 
Lebensdauer verwertet werden und uns jedenfalls nur dort 
Aufschluß geben, wo es sich um eine Lebensdauer von min¬ 
destens einem Tage handelt. Die Beschaffenheit der fötalen 
Ereislaufwege hat für die Bestimmung der Lebensdauer nur 
untergeordnete Bedeutung; sie kann höchstens dort in Betracht 
kommen, wo es sich um die Frage handelt, ob nicht eine 
Lebensdauer von mehreren Tagen, ja Wochen vorliegt. Das 
Gleiche gilt von den Veränderungen, die die Eopfblutgeschwulst 
erfährt, von dem Verhalten des Knochenkerns in der Epiphyse 
des Oberschenkels. Aus dem Mekonium-Gehalt des Dickdarmes 
kann nur gelegentlich einmal eine Schlußfolgerung über die 
Lebensdauer gezogen werden. Der Zeitpunkt des Verschwindens 
des Mekoniums aus dem Darme schwankt zwischen 48 imd 
96 Stunden; völlige Entleerung des Kindspeches kommt aber 
auch schon in der Geburt bei Asphyxie vor. Anderseits kann 
sich die Mekoniumentleerung, wie ein Fall Gramers^) beweist, 
bis zum 16. Tage verzö^m. 

So bleibt für die Bestimmung der Dauer eines kürzeren 
Lebens, also für jene Fälle, in denen es auf die Feststellung 
ankommt, ob der Tod unmittelbar nach der Geburt eintrat, oder 
ob das Kind immerhin doch Minuten, ja selbst stundenlang lebte, 
nur die Magendarmprobe übrig. Breslau meinte nun, daß ein 
von oben herab bis über die Hälfte mit Luft gefüllter Darm¬ 
kanal mit Sicherheit beweise, daß der Tod des Kindes nicht 
gleich nach der Geburt, nicht gleich nach den ersten Atemzügen 
erfolgte; ein LuftgehaJt bis über das Kolon erweise, daß das 
Kind mindestens 12 Stunden gelebt habe, ein Luftgehalt, der 
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sioh au! den Magen beschränke, mache es im höchsten Grade 
wahrscheinlich, daß das Kind gleich unmittelbar nach der Geburt 
gestorben sei. Die von Breslau aufgestellten Regeln haben 
sioh nun, wie spätere Untersuchungen von Liman und Sker- 
zeszka*), von Falk*), Maschka*), Lesser*) und v. Hof¬ 
mann*), von Harbitz*) und Haberda^ dargetan haben, 
nicht als so allgemein gültig erwiesen, als wie Breslau an¬ 
nahm. Auf Grund dieser Untersuchungen, zu denen Hab er da 
das 10 jährige Beobachtungsmaterial des Wiener gerichtsärztlichen 
Instituts verwertete, lassen sich für die Schlußfolgerungen, die 
aus dem Luftgehalt des Magen-Darmtraktus für die Bestim¬ 
mung der Lebensdauer gezogen werden können, folgende~ 
Lehren aufstellen: 

Bei Kindern, die wenige Augenblicke nach der Geburt 
starben oder doch an der Aufnahme der atmosphärischen Luft 
verhindert wurden, werden in der Regel höchstens der Magen 
und der Zwölffingerdarm, allenfalls noch der Anfangsteil des 
Jejunums lufthaltig angetroffen. Sind Magen und ein größerer 
Teil des Dünndarmes, sagen wir etwa die Hälfte des Jejunums 
so mit Luft aufgebläht, daß sie au! der Oberfiäche des Wassers 
schwimmen, so kann man mit Bestimmtheit annehmen, daß der 
Tod des Kindes nicht einige Augenblicke nach der Geburt er¬ 
folgte, daß es vielmehr mindestens minutenlang, wahrscheinlich 
viele Minuten gelebt habe, und zwar, was besonders wichtig 
ist, unter Umständen gelebt habe, die den Luftzutritt zu Mund 
und Nase gestatteten. 

Ist der größere Teil des Dünndarmes oder sogar der ganze 
Dünndarm lufthaltig, so kann man die Erklärung abgeben, daß 
das Kind nicht nach einigen Minuten gestorben oder an der 
Aufnahme der atmosphärischen Luft verhindert war, daß viel¬ 
mehr ein Stunden langes Leben wahrscheinlicher sei, als wie 
nur ein Leben von einigen Minuten. Für ein Stunden langes 
Leben spricht jedenfalls eine Aufblähung eines größeren Teils 
des Dickdarms. Ist der ganze Dickdarm lufthaltig, so hat das 
Leben viele Stunden, vermutungsweise mehr als 6 Stunden 
gedauert. 

Diese Zeitbestimmungen haben aber nur Geltung, wenn 
man in Berücksichtigung der vorher erwähnten Beoba^tungen 
V. Hofmanns auf Grund des Lungenbefundes ausschliefien 
kann, daß die Luftaufnahme in die Lungen etwa durch Ver¬ 
stopfung der zuführenden Luftwege oder durch Lebensschwäche 
behindert gewesen war. 

*) Zeitschr. f. Medizinalbeamte; Oktober, 1901. 

*) Vierteljahrsschr. f. gerichtl. Med.; 1868, H. 1. 

*) Zeitecbr. f. Gebortebilfe u. Qyo&k.; Bd. 14, H. 1 o. Berl. klin. Wochen* 
Schrift; 1888, 8. 486. 

*) Wiener med. Wocbensehr.; 1889, Nr. 30 and 81. 

^ Zentralbl. f. Gynäkologie; 1890, Nr. 84. 

*) Op. dt. 

•) VlertelJahrsscbr. 1. gerichtl. Med.; 8. F., Bd. XXXII, 8.1. 

Op. dt. 
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Vorstehende Ghrundsatse fOr die Verwertung der Luft- 
fODung von Magen und Darm sum Nachweise der Lebensdauer 
sind möglichst vorsichtig aufgestellt. Harbits geht in seinen 
Schluflfolgerungen hinsichtlich der Verwertung des Luftgehaltes 
von Magen und Darm für die Bestimmung der Dauer des 
Lebens noch etwas weiter. Hab er da kommt zu folgenden 
Schlufifolgerungen: „Im allgemeinen wird man nicht irregehen, 
wenn man festbält, dafl bei unbehinderter Atmung die Luft- 
fOllung des Dünndarmes innerhalb der ersten 6 Stunden des 
Lebens zu erfolgen pflegt, und dafi innerhalb der zweiten Hälfte 
des ersten Halbtages Luft auch in den Dickdarm vordringt; 
völlige Aufblähung des Dickdarmes mit Luft kommt meist erst 
innemalb des zweiten Halbtages zustande." 

Wie wichtig der durch die Magendarmprobe erbrachte 
Nachweis, dafi ein Kind eine gewisse Zeit und zwar bei freiem 
Luftzutritt zu den Atmungsöffnungen gelebt haben müsse„. für 
die gerichtsärztliche Begutachtung sein kann, haben mich 
wiederholt Fälle gelehrt, in denen auf Grund des Ergebnisses 
der Magendarmprobe die Angabe, dafi das Kind sofort nach 
der Geburt abgestorben sei, widerlegt werden konnte. In 
4 Fällen konnte aus dem Umstand, dafi die Luftfüllung des 
Dünndarmes weit vorgeschritten war, für ausgeschlossen erklärt 
werden, dafi es sich um eine Sturzgeburt handle. In zwei 
Fällen sollte das Kind in einen mit Flüssigkeit gefüllten Eimer, 
in zwei anderen Fällen in dünnen Abtrittsinhalt geboren sein. 

Auch das Fehlen eines Luftgehaltes des Magens 
und des Darmes, oder der Umstand, dafi der Magen bei luft¬ 
leerem Darm nur einen geringen Luftgehalt aufweist, kann für 
die Beurteilung der Lebensdauer verwertet werden. Bei einem 
solchen Befunde kann man annehmen, dafi ein kräftiges Leben 
bei unbehindertem Luftzutritt nicht viele Minuten bestanden 
habe. Die Schlufifolgerung, dafi das Kind nur wenige Aumn- 
blicke bei unbehindertem Luftzutritt gelebt habe, wäre jemDch 
nicht berechtigt, da wir wissen, daß der Magen nicht sofort 
nach der Geburt lufthaltig zu werden braucht, dafi, wenn auch 
in der Regel mit den ersten Atembewe^ngen Luft in den 
Magen einvingt, doch der Magen gelegentiich noch völlig luft¬ 
leer sein kann, wenn die Lungen schon völlig aufgebläht sind. 
Ein längeres, ein viele Minuten langes, kräftiges Leben bei 
unbehinderter Luftzufuhr wird man aber alsdann als für sehr 
wenig wahrscheinlich halten müssen. 

Aus dem Umstande, daß die Luftfüllung des Darmes eine 
nur wenig vorgeschrittene ist, darf man den Schluß, dafi das 
Leben ein entsprechend kurzes gewesen sei, jedenfalls nur mit 
CTofier Vorsicht ziehen, da, wie namentlich die Beobachtungen 
Haberdas*) lehren, sich die Aufblähung des Darmes zuweOen 
verzögern kann. Haberda fand bei einem Kinde mit Rachen- 
zerreifiung, das 4*/, Stunden gelebt hatte, eine nur 40 cm lange 


*) Op. cit.; 8.26. 
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Sfcreoke des Dünndarmes lufthaltig und bei einem ebenfalls 
durch Raohenzerreißung getöteten Kinde den Dünndarm nach 
7 stündigem Leben völlig luftleer. Er führt den geringen Luft¬ 
gehalt auf die Behinderung der Schluckbewegungen zurück. 
Wenn die Deutung Hab er das die richtige wäre, so würde sie 
zugunsten der Anschauung sprechen, daß die Luft in den 
Magen-Darmtraktus durch Verschlucken gelangt sei, sie würde 
also gegen die von mir aufgestellte Theorie sprechen, daß die 
Luft durch Aspiration in die Speiseröhre aufgenommen wird. 
Die geringere Luftaufnahme in jenen beiden Fällen läßt aber 
noch eine andere Deutung zu. Wie Hab er da S. 46 seiner 
Arbeit sagt, fanden sich bei Rachenverletzungen meist aus¬ 
gedehnte Zerreißungen der Waud des Schlundtrichters, die 
seitlich zwischen die Halsmuskeln hineinreichen können und 
sich in mehreren Fällen als kanalförmige Wunde bis gegen die 
obere Brustapertur verfolgen ließen. Bei derartigen Ver¬ 
letzungen ist es jedenfalls nicht auszuschließen, daß der Ein¬ 
gang der Speiseröhre für den Lufteintritt verlegt war und des¬ 
halb durch die inspiratorischen Thoraxbewegungen keine Luft 
mehr in den Brustteil der Speiseröhre aspiriert werden konnte. 

Bezüglich der technischen Ausführung der Magen¬ 
darmprobe habe ich mich in meiner Bearbeitung 
des Kapitels „Der Nachweis des Kindsmordes“ in dem von 
Lochte*) herausgegebenen Handbuch der gerichtsärztlichen 
und polizeiärztlichen Technik folgendermaßen ausgesprochen: 

„Wir verfahren bei der Ansführane der Magendarmprobe in folgender 
Weise: Nachdem schon bei Heransnahme der Halsorgane die Speiseröhre ober¬ 
halb der Cardia unterbanden worden war, wird gleich im Beginne der Oh- 
dnktion der Bauchhöhle eine doppelte Unterbindung unterhalb des Pylorus, 
sowie an der Fiezura romana vorgenommen. Um eine etwaige Verschiebang 
der Luft bei dem Manipulieren mit dem Darm zu vermeiden, werden noch 
einige solcher Unterbindungen im Verlaufe des Darmes namentlich an der 
Grenze der anscheinend luftbaltig aufgeblähten Darmpartien angebracht. Dann 
wird zunächst der herausgenommene Magen und hierauf auch der Darm als 
Ganzes und nötigenfalls in seinen einzelnen Abschnitten auf seine Schwimm¬ 
fähigkeit geprüft. Hierbei und schon vorher hei Besichtigung des Darmes ist 
besonders darauf zu achten, ob die Luftsäule ein zusammenhängendes Ganzes 
bildet. In der Wand des Magens oder Darmes befindliche Fäulnisblasen 
werden, falls sich Magen oder Darm schwimmfähig erweisen sollten, an- 
gestochen, um zu prüfen, ob nicht durch Zasammenfalleo der Blasen die be¬ 
treffenden Abschnitte ihre Schwimmfähigkeit verlieren. 

Magen und Darm sodann, wie es in einzelnen Vorschriften empfohlen 
wird, unter Wasser anfzuschneiden und das Aufsteigen der Luftblasen zu be¬ 
achten, erscheint nicht ratsam, da hierbei auch der Nachweis eines für die 
Klarlegung des Falles wichtigen anderweitigen Inhalts vereitelt werden kann. 
Bichtiger ist es, sich dem Vorhandensein von Gasen dadurch zu Qber- 
aengen, daß man die Luft aus dem im Wasser untergetauchten Magen oder 
Darm durch eme breite Stichöffnung aastreten läßt, wobei man das Ausfließen 
eines sonstigen Inhalts, ja selbst das Eindringen von Wasser leicht verhüten 
kann, da Magen und Darm rasch kollabieren." 

Vielleicht trägt diese kleine Abhandlung dazu bei, daß 
der Magendarmprobe in Zukunft mehr Beachtung geschenkt 
wird, als es bisher der FalList... In Anbetracht der großen Be- 


*) Wiesbaden; Verlag von J.F. Bergmann, 1914. 
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deotuDg, die sie in fraglichen Fällen von Kindsmord oder fahr¬ 
lässiger Kindestötung für die Begutachtung haben kann, sollte 
es kein Gerichtsarzt unterlassen, diese Probe in jedem Falle 
von Leichenöffnung eines Neugeborenen anzustellen, selbst 
wenn er sich gemäß der Vorschriften hierzu nicht verpflichtet 
fühlt. Er soll hierbei besonders berücksichtigen, daß man, wie 
aus dem Gesagten hervorgeht, bei der Leichenöffnung häufig 
nicht zu übersehen vermag, welche Bedeutung diese Probe in 
dem betreffenden Falle haben kann, vor allem nicht wissen 
kann, ob nicht die Feststellung der Dauer des Lebens für die 
Begutachtung von Ausschlag gebender Bedeutung ist. 


Zur Beform des Kreisarztstandes 
nnd zur Besoldung und Amtsbezeichnung der 
Medizinalbeamten in Prenssen. 

Der Verein der Medizinalbearaten der Provinz 
Sachsen hat unter dem 15. Juli d. J. folgende Denkschrift, 
betreffend Vorschläge zar Beform des Kreisarztstandes, an den 
Herrn Minister für Volks Wohlfahrt gerichtet; 

,Die Medizioalbeamten der Provinz Sachsen haben aal ihrer Tagang in 
Gernrode am 80. Mai 1920 den Beschlaß gefaßt, dem Herrn Minister für Yolks- 
wohlfahrt ehrerbietigst eine Denkschrift, betreffend eine Beform des Kreisarzt* 
Standes vorzalegen. Zwar haben bereits nenerdings darch eine Eingabe des 
Freaß. Medizinaibeamtenvereins an die Prenß. Landesversammlang, 
die aach dem Herrn Minister anterbreitet ist, die WQnsche der preußischen 
Kreisärzte für den Aasbaa des gesamten Medizinalwesens im Staate ihren 
Ausdruck gefunden, auch haben andere Provinzialvereinigangen der Medizinal¬ 
beamten aasfuhrliche B<^formvorschläge vorgelegt, dennoch halten es die Kreis¬ 
ärzte der Provinz Sachsen für ihr Recht and ihre Pflicht, auch ihrerseits die 
Dringlichkeit von Reformen nochmals za betonen, die im Interesse einer ziel- 
bewnßten Förderang der Volksgesandheit liegen und ohne die ein tüchtiger 
Kreisarztstand aaf die Daaer nicht bestehen kann. Indem wir die Wünsche 
des Preußischen Medizinalbeamtenvereins, wie solche in der erwähnten Ein¬ 
gabe zam Aasdrack gekommen sind, in ihrer Allgemeinheit za unseren eigenen 
machen, gestatten wir uns, insbesondere die Punkte hervorzoheben, welche auf 
die Steilung des Gesandheitsbeamten in der Lokalinstanz Bezug haben. 

Als Reformforderangen für die Stellung der Kreisärzte kommen be¬ 
sonders folgende in Betracht: 

1. Der Kreisarzt ist in allen Kreisen, in denen er amtlich voll be¬ 
schäftigt ist, und ärztliche Praxis nicht aasübt, als vollbesoldeter Be¬ 
amter anzustellen; hierzu sind alle Kreise über 60000 Einwohner zu 
rechnen. Kleinere Kreise, wie sie in einzelnen Provinzen bestehen, sind ge¬ 
gebenenfalls za einem größeren Bezirk zasammenzalegen; nur dort, wo die 
räamlicben Verhältnisse bei wenig dichter BevOlkernng sehr aasgedehnt sind 
and durch Zasammenlegen von Kreisen das Gebiet hygienischer Versorgung 
za weitlänflg würde, ist der nicht voilbesoldete Kreisarzt noch am Platze. 
Aber aach hier wäre durch Uebertragang der fürsorgerischen Aufgaben, d. b. 
der auf kommanalärztlichem Gebiet liegenden Tätigkeit, sein Arbeitskreis tun¬ 
lichst za erweitern, so daß die Anstellang eines vollbesoldeten Beamten sich 
rechtfertigen ließe. 

2. Der Kreisarzt hat im wesentlichen facbwissenschaftliche oder ähnliche 
Arbeit za leisten; er muß die volle Möglichkeit haben, sich wissenschaftlich 
durch fortlaufende Kenntnis der neuen Forschungsergebnisse und der ein¬ 
schlägigen Veröffentlichungen auf dem gesamten Gebiet der Hygiene fortzu- 
bilden und auf der HObe zu halten. Daneben hat er seinen Platz draußen im 
Kreise in inniger Fühlungnahme mit allem, was die praktische Ausübung 
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sozialhygienischer Betätigang darstellt. Bei einer solch umfangreichen Be- 
tätignng kann er unmöglich noch die mechanische Arbeit leisten, die bisher 
vielfach seine Arbeitskraft in unverantwortlicher Weise einengt. Die Büro* 
t&tigkeit ist ihm daher, soweit er voll besoldet bezw. amtlich voll beschäftigt 
ist, tunlichst durch Schaffung eines besonderen Ereismedizinalamts oder 
Ereisgesundheitsamts mit Anstellung einer voll am tlichen Hilf s* 
kraft und Ausstattung des Büros mit den nötigen modernen Ein* 
richtungen (Schreibmaschine, Fernsprecher), abzunehmen bezw. zu erleichtern. 
Nur so besteht die Möglichkeit, seine Kraft freizubekommen für die großen 
Aufgaben der Volksgesundbeit. Wir kOnnen hier nur wiederholen, was bereits 
in der Eingabe der Königsberger Medizinalbeamten betoüt ist, daß bisher 
manches in dem Staatsgesnndbeitswesen auf dem Papier stehen bleiben müßte, 
weil die Beschäftigung mit Kleinkram in vielem eine tiefgründige Arbeit des 
Kreisarztes nicht zuließ. Der Einzelne mußte, um nicht in den Buf der ün* 
tüchtigkeit zu kommen, mit diesem offenen Wort znrückhalten, die Gesamtheit 
bekennt es offen, um solchen unhaltbaren Zuständen ein Ende zu machen. Die 
durch Einstellung von Bürokräften dem Staat aufgebürdeten Mehrausgaben 
sind erträglich, zumal unter dem Gesichtspunkte, daß es so möglich ist, eine 
Anzahl für die Stellen geeigneter Kriegsbeschädigter nnterzubringen, die sonst 
vielfach in anderen großen staatlichen Betrieben ohne völlige Ausnützung ihrer 
Persönlichkeit mit durchgeschleppt werden. In geeigneten Fällen sind dem 
Kreisärzte Geschäftsräume auf dem Landratsamt, in Stadtkreisen auf dem 
Magistrat, für die vom Staat Entschädigung zu leisten wäre, zur Verfügung 
zu stellen. 

8. Der Kreisarzt muß unbedingt Staatsbeamter bleiben, 
um seine Unabhängigkeit als Gesundheitsbeamter im Interesse der Gesamtheit 
zu wahren; er kann die großen Aufgaben der allgemeinen Gesundheitspflege 
viel besser und oft überhaupt nur lösen, wenn er als unabhängiger Gesund* 
heitsbeamter wirkt, und nicht durch Bücksichten, denen er als kommunal!* 
sierter Kreisarzt unterworfen sein würde, eingeengt ist; die allgemeine Ge* 
sundheitspflege wird ganz sicher bei einer Kommunalisierung der Kreisärzte 
nicht gewinnen, sondern leiden. Die Verbindung staatlicher und kommunal* 
ärztlicher Tätigkeit ist durch Eintreten des Staates für sie tunlichst überall 
zu fordern, wo die Verhältnisse dies znlassen. Gegebenenfalls ist in großen 
Kreisen besonders ■ für die praktische fürsorgerische Arbeit dem Kreisarzt ein 
Hilfsarzt beizugeben, der zu gleicher Zeit in die kreisärztlichen Aufgaben ein* 
zufübren ist. Die Begiemngen hätten sich bei Neubesetzung solcher Doppel* 
stellen mit den Kommunen ins Benehmen zu setzep, um diese zu einer Meinungs- 
änßemng über den vorgeschlagenen Bewerber zu veranlassen. Den ärztlichen 
StandesTereinen irgendeinen Einfluß auf die Besetzung der Ereisarztstellen 
einzuränmen, erscheint in keiner Weise gerechtfertigt. 

4. Die Kreisärzte sind weiterhin, wie das kürzlich in dankenswerter 
Weise in Angriff genommen ist, durch Bonderknrse in der sozialen 
Hygiene fortzubilden. Don in Indnstriekreisen tätigen Kreisärzten ist auch 
die Möglichkeit zu schaffen, durch Fortbildung auf dem Gebiet der Gewerbe* 
hygiene gründlichere und selbständigere Arbeit zu leisten. Auch ist, da nach 
Lage der Sache eine Entlastung der Kreisärzte von der gorichtsärztlichen 
Tätigkeit nicht angängig erscheint, eine regelmäßigere Fortbildung in der 
gerichtsärztlichen Medizin besonders in der Psychiatrie erwünscht 

b. Die Kreiswohlfahrtsämter sind auf eine gesetzliche Grundlage 
zu stellen; in ihnen ist dem Kreisarzt die verantwortliche Leitung 
der gesundheitlichen Abteilung des Amtes vorznbehalten. 
Stellen für staatlich anzustellende Gesnndheitsaufseher und Kreisfürsorge* 
rinnen sind gesetzesobligatorisch zum Zwecke einer wirksamen Durchführung 
der sozial*bygienischen Maßnahmen einzurichten. 

6. Die Stellung des Kreisarztes ist in mehrfacher Be* 
Ziehung selbständiger zu gestalten. Eine Reihe von Befugnissen, 
die bis jetzt der Landrat batte, wie Schulschließnngen wegen übertragbarer 
Krankheiten und ähnliches sind ihm zu übertragen; die Meldungen Übertrag* 
barer Krankheiten sind von den Aerzten an den Kreisarzt, nicht an die Orts* 
Polizeibehörden, zu richten; der Kreisarzt soll die Vornahme der notwendigen 
Abwehrmaßnahmen durch die örtlichen Polizeibehörden anordnen und ihre 
Durchführung durch Polizeiorgane oder den staatlichen Gesundheitsanfseher 
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überwachen lassen. Es mnÜ weiter die Möglichkeit geschaffen werden, daß 
die Bearbeitung des statisticben Materials in Bezug auf Todesursachen usw. 
ohne Verzögerung im kreisärztlichen Geschäftszimmer stattfinden kann. 

7. Ist die Einrichtung eines staatlichen Ereisarztbfiros, das eine he* 
sondere Dienstaufwandsentscbädigung fiberflüssig macht, nicht angängig, so 
ist im Hinblick darauf, daß die den Kreisärzten zurzeit bewilligte Dienst¬ 
aufwandsentschädigung völlig unzulänglich ist, eine anderweitige Fest¬ 
setzung derselben unumgänglich nötig; es ist eine Erhöhung auf durch¬ 
schnittlich 3000 M. für voll besoldete und durchschnittlich 2000 M. für nicht- 
Tollbesoldete Kreisärzte dringend anznstreben. 

8. Die Entschädigung für Dienstreisen muß bei Benutzung 
Ton Landweg die jetzt gütigen Kosten für Fuhrwerk berücksichtigen, am 
besten mit Einsetzung eines veränderlichen prozentualen Tenemngsznschlages. 
Für Kreisärzte mit eigenen Kraftwagen muß eine angemessene Entschädignng 
festgelegt werden. Die Pauschalierung der Reisekosten erscheint unter den 
heutigen Preisverhältnissen nicht durchführbar. 

9. Das System der Vertretung kranker, erholungsbedürftiger und 
zur Teilnahme an Fortbildungskursen abwesender Kreisärzte ist dringend^ zu 
verbessern; der Staat muß billigerweise die Vertretung stellen. Für diese 
eignen sich bei mehrwöchiger Vertretungsdauer am besten der Zentralinstanz 
zur Verfügung stehende ältere Kreisassistenzärzte. 

10. Die kreisärztliche Prüfung ist den heutigen Arbeitsbedin¬ 
gungen, namentlich auch in Bezug auf die soziale Hygiene entsprechend ans- 
znbanen. Bei aller Würdigung der Bedeutung der letzteren halten wir aber 
auch einen ungesebmäierten Besitz bakteriologischer Kenntnisse für die kreis¬ 
ärztliche Tätigkeit für unabweisbar. 

Indem wir diese Forderungen als wesentlichste für eine Reform des 
Kreisarztstandes — ohne in der vorliegenden Eingabe auf Vollständigkeit An¬ 
spruch zu machen — dem Herrn Minister zur geneigten Berücksichtigung vor- 
legen, beben wir noch einmal als die uns am dringendsten erscheinende Forde¬ 
rung, die Gestellung einer vollamtlichen Bürokraft hervor, ohne die jeder 
Schaffensfreudigkeit des Kreisarztes die Flügel beschnitten sind und ohne 
welche die soziale Hygiene nicht vollkommen in die Tat umgesetzt werden kann.** 

Auch die technischen Regierungsväte sämtlicher 
preußischer Regierungen haben jetzt mehr oder weniger gleich¬ 
lautende Eingaben an die Landesversammlung gerichtet, in der 
sie um eine anderweite Regelung der Besoldung und außerdem 
um eine Aendernng der Amtsbezeichnung bitten. Die Eingabe 
der betreffenden Mitglieder der Regierung in Hannover hat 
folgenden Wortlaut: 

„Die technischen Begiemngsräte als Mitglieder der Preußischen Re¬ 
gierung in Hannover nehmen folgende Entschließung einstimmig an und bitten 
um ihre Erfüllung bei der in Aussicht genommenen Durchsicht des Besol¬ 
dungsgesetzes. 

1. Die Beamten der Lokalinstanzen, (jetzt zum Teile mit 
neuen Amtsbezeichnungen), wie Beg^ierungs- und Banrat, Kreisschulinspektor, 
Kreisarzt, Gewerbeinspektor, Oberförster usw. sind in die Besoldungsklasse X 
als Anstellungsklasse eingereiht. Da für einen Teil der Verwaltungs¬ 
beamten und Richter der Anstellaugsklasse X gehobene Stellen in der Besol- 
dungsklasse XI geschaffen werden sollen, so ist es nur gerecht und billig, 
wenn auch für die höheren technisch vorgebildeten Verwaltungsbeamten der 
Anstellungsklasse X im gleichen Verhältnis wie bei den juristisch vorgebildeten 
Beamten gehobene Stellen in der Klasse XI vorgesehen werden. 

2. Die technischen Mitglieder der Regierungen, welche 
uisher allein die klaren Amtsbezeichnungen als Regierangs- und Baurat, Reg.- 
bnd Forstrat, Reg.- und Medizinalrat, Reg.- und Schulrat, Reg.- und Gewerbe¬ 
rat, Reg.- und Gewerbeschulrat trugen, befinden sich gegenüber den Lokal¬ 
beamten unter 1 in einer Beförderungsstelle und sind aus diesen 
Beamtenklassen aus den in Jahre langem Dienst der Ortsbehörden bewährten 
Beamten ausgewählt und unter Verleihung von Anstellungsurkunden ein- oder 
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gar zweimal befördert worden. Die technischen Begierangsräte befinden 
sich also nicht in einer gehobenen, sondern in einer BefOrdernngsstelle. 
Trotzdem sind sie nnr in die Besoldnngslasse XI eingereiht Im Vergleiche 
mit der Laufbahn der Verwalinngsbeamten nehmen die technischen Eegiernn^ 
rite als Mitglieder der Regierungen zu den Lokalbeamten die gleicne 
Stellung ein, wie die Oberregiemngsräte zu den Regiernngsräten, ans denen 
sie durch einmalige Beförderung hcrorgegangen sind. Die Oberregiernngsr&te 
gehören aber in die Besoldnngsklasse XU. Es wird daher die Forderung er* 
noben, daß die technischen Regierungsräte als Mitglieder der Provinzial* 
behOrden in die gleiche Klasse einzureihen sind, oder daß mindestens für */* 
ihrer Zahl gehobene Stellen io Klasse XU geschaffen werden. 

8. Durch die fast allgemein eingefilhrte Amtsbezeichnung ab Regiemngs* 
rat in der Anstellnngsklasse bt die bisher klare und zu keinen Mißyerstind- 
nissen führende Unterscheidung zwischen den Beamten der Lokal* und der 
Regiemngsinstanz verloren gegangen. Im Interesse des Dienstes und für den 
Verkehr mit der Bevölkerung und anderen Behörden bt es notwendig, daß 
sEmtlichen technischen Beamten der Regiemngsinstanz wieder eine unter¬ 
scheidende Amtsbezeichnung gegeben wird, etwa ab Oberschubat, Ober- 
bauiat, Oberforstrat, Obergewerberat usw. 

^i der Würdigung der verstehenden Entschließung bitten wir zu be¬ 
achten, daß für die höheren technischen Beamten ein Anfrücken in höheren 
Stellen im allgemeinen so gut wie ausgeschlossen ist, da die Zahl der ans 
ihnen hervorgebenden Beamten in der Ministeriaimstanz oder in einer sonstigen 
Befördernngsstelle ganz verschwindend ist gegenüber den Verwaltungsbeamten. 
Die Laufbahn der technischen höheren Beamten ist meist schon mit der An¬ 
stellungsklasse abgeschlossen und nur eine gerbgere Zahl hat die MOglickeit, 
in die einzige vorhandene Beförderungsstelle einzurücken.** 


Ans Yersammlnngen nnd Yereinen. 

Bericht ttber die nedlxinalbeemtm-Tersammlang 
ln JLiegnltx am 8. Jüftrz 1980. 

Gelegentlich der Vereidigung der Medbinalbeamten des Regierungs¬ 
bezirks Liegnitz fand eine Versammmlung unter dem Vorsitz des Herrn Re- 

f ierangspräsidentenBüchting statt, an der außer dem Regierungspräsidenten 
er Oberregiernngsrat Bossart, Reg.* nnd Geh. Med.-Rat Dr. Meyen und 
die sämtlichen Kreisärzte teilnahmen mit Ausnahme des Kreisarztes in Lüben, 
der diese Stelle vertretungswebe verwaltet und zu ebem Fortbildnngsknrsus 
nach Berlin ebbernfen war. Außerdem waren anwesend Geb. Med.*^t Prof. 
Dr. Jadassohn-Breslau uni Reg.-Ass. Fehrmann, Dezernent für das 
Wohlfabrtspfiegewesen. 

I. Nach Vereidigung der Kreisärzte erhielt zunächst Geh.-Rat Prof. 
Dr. Jadassohn-Breslau das Wort zu sebem Vortrage: Bekämpfnng der 
Oesehlechtskrankhellen. 

A. Frühdiagnose, Frühbehandlung, Kontrolle der Heilung. 
Die Schwierigkeit der Frühdiagnose lie^ darin, daß die Aofangs- 
erscheinungen oft unbedeutend, selbst unmerklich sind (hiergegen Auf¬ 
klärung nnd Auffindung der Infektionsquellen), daß die Behandlung viel ver¬ 
nachlässigt wird (dag^en Aufklärung nnd gesetzlicher Zwang) und daß 
die Aerzte noch unzureichend vorgebiidet sind. Kurzfristige Kurse bilden da* 
gemn nur einen notdürftigen Ersatz nnd genügen nicht für Syphilis-Dia^ose 
nnd -Therapie. Diese Kurse müssen Einsicht in die Wichtigkeit nnd Schwierig¬ 
keit des Gebietes geben. Vortragender gibt hierauf eine kurze Schilderung 
der Abortiv- und der systematischen Behandlung der Gonorrhoe des Mannes 
und betont die Wichtigkeit der Kontrolle der Heilung: Provokationsmethoden. 
Noch viel schwieriger bt die Diagnose nnd Behandlung der Gonorrhoe bei 
Frauen. 

Ulens moUe bt vrichtig besonders wegen Differentialdiagnose znr 
BrohiUs. Vor der Behandlung bt stets auf Spirochäten zu snehen. Etwa 
18 Wochen nach der Infektion dnreh Wassermann kontrollieren. 
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Frühdiagnose der Syphilis. Jede Läsion an den Genitalien (nach 
Infektionsmbglichkeit) ist anf Spirochäten zn nntersnchen, am besten der 
Patient znm Facharzt oder Untersncbnngsstelle zn schicken. Eingesandtes 
Material ist nach Jadassohns Erfahrung oft nicht geeignet; negative 
Wasser mann sehe Reaktion in diesem Stadium nicht verwertbar. Kurze 
Besprechung der zahlreichen Irrtümer bei der Deutung der Wassermann sehen 
Reaktion. Nach Stellung der Spirochäten-Diagnose spezifische Kur, jetzt am , 
besten noch kombiniert mit Neosalvarsan-Quecksilber. Im sero-negativen Primär- 
Stadium ist Beschränkung auf eine (Abortiv-) Kur berechtigt. Kontrolle dnreh 
2 Jahre evtl. mitSalvarsan-Provokation und Liquor-Üntersnehung. Bei Wasser¬ 
mann positiver primärer und sekundärer Lues längere Behandlung und 
Kontrolle. 

B. Allgemeine Bekämpfnngsmittel: Wohnnngsbygiene, Alko¬ 
holismus, soziale Hebung etc., Aufklärungsarbeit der DGBG. besonders in 

g roßen Städten, jetzt auch auf dem Lande und in kleinen Städten notwendig. 

iologiscb-hygienischer Unterricht. Abgangsvorträge nicht bloß in Gymnasien, 
sondern auch in Volksschulen; Krankenkassenvorträgein den Fabriken während 
der Arbeitszeit. Allgemeine Vorträge mit Projektionen. Film-Aufführungen. 

Zu starke Betonung der Moral ist wirkungslos. 

C. Gesetzliche Bekämpfung: Die bisherigen gesetzlichen 
Bestimmungen sind unzureichend. Neuere Bestrebungen: Verordnung vom 
Dezember 1918, Verhandlungen des Reichsgesundheitsrates, der Sachverstän- 
digen-Kommission der DGBG., der Kommission der preußischen National- 
Versammlung werden besprochen. Die Reglementierung der Prostitution ist 
aufzuheben, wenn die gesetzliche Regelung der Rekämpfong der Geschlechts¬ 
krankheiten anf breitere Basis gestellt wird. Der „Behandlnngspflicht** soll 
ein „Bebandlnngsrecht'^ gegenfiberstehen (unentgeltliche Behandlung von seiten 
des Staates oder der Wohnsitzgemeinde). Allgemeine Meldepfiicht mit nament¬ 
licher Meldung abznlehnen. Die jetzt in der preußischen National-Versamm- 
lung angenommene Meldung mit Nummern würde einen ungeheuren Apparat 
beanspruchen und doch viele Patienten von ärztlicher Behandlung fernhalten. 
Für jetzt scheint beschränkte Meldepflicht der Aerzte für solche Patienten, die 
ihre Behandlung vernachlässigen, Geschlechtsverkehr treiben, hygienisch un¬ 
günstig leben, das Geeignetste. 

Notwendig ist dagegen die Meldung der Infektionsquellen am besten an 
Beratungsstelle, Unters uchungs- und Behandlnngszwang für alle, die ver¬ 
dächtig sind, eine ansteckende Geschlechtskrankheit zn haben und zu ver¬ 
breiten. Zwang auch zu fortlaufender Untersuchung und evtl. Behandlung bei 
Syphilis. Der Gefährdungs-Paragraph ist vor allem wichtig zur Vermehrung 
des sexuellen Verantwortlichkeitsgefühls und zur Warnung. 

Notwendig ist ferner die Verpflichtung der Aerzte zur Belehrung (mit 
seltenen Ausnahmen bei schwerer Gefährdung durch Mitteilung der Diagnose). 
Belehrungsformnlare, von denen ein Abschnitt in der Hand des Arztes bleibt, 
sind einznführen; außerdem ist auch noch ein Entiassungsblatt nötig. 10t 
Rücksicht anf die Schwierigkeit der medizinischen Beurteilung der einzelnen 
Fälle sind unverbindliche Richtlinien für die Aerzte festzulegen. Bei Syphilis 
in den späteren Stadien ist Entlassung auf Zeit zulässig. 

Unbedingt notwendig sind weiterhin Kurpfuscherei-Verbot bei venerisch 
Kranken, gesetzliche Bestimmungen, um die Ansteckungen derBäuglinge dnreh 
Ammen und umgekehrt sowie die Uebertragung der Geschlechtskrankheiten 
durch Pflegekinder zu verhindern, Aendernng bestehender Bestimmungen, 
die den Kampf gegen die Geschlechtskrankheiten erschweren oder den Vor¬ 
schlägen widersprechen (§§ 184, 8, 180, 361, 6). Das neue Gesetz muß, wie 
es auch im einzelnen ausfalien möge, humaner und wirksamer sein als die 
bisherigen Sinzeiverordnungen. Den Aerzten wird die Aufgabe Zufällen, auch 
darüber in weitestem Umfang aufznklären. 

Bei der Erörterung, an der sich fast alle Kreisärzte beteiligten, wird 
anf Anfrage von dem Referenten Näheres über Salvarsan, Silbersalvarsan und 
deren Dosierung angegeben und dem Hinweis des Regs.-Med.-Rats beigetreten, 
daß ein näheres und eingehenderes Studium der Lues, deren Behandlung auf 
Grand der gesetzlichen Bekämpfungsmaßnahmen seitens der beamteten und 
praktischen Aerzte stattflnden müsse. Die Wirkungen und Nebenwirkungen 
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bei der Behandlung müßten näher indiyidaaiisiert werden. Die Lnes-Behand> 
lang sei bereits zn weit den ärztlichen, statt den spezialärztlichen Händen an- 
yertrant worden, so daß weiterhin mehr Scbädigangen zu erwarten seien. Es 
ist falsch, Lnes ohne Salyarsan za behandeln. Ein Eunstfehler sei es jedoch 
nicht. Wohl aber könne die Unterlassung der üntersnchang anf Spirochäten 
als Eunstfehler angesehen werden. Syphilitische Nierenentzündung würde bei 
yorsichtiger Dosierung besser mit Salyarsan als mit Quecksilber behandelt. 
Die Schwierigkeit seitens der kassenärztlichen Verträge und seitens der 
Patienten sei nur durch Aenderung der Verträge und durch Belehrung zu be^ 
seitigen. Als lebensgefährliche Operation könne die yenöse Salyarsan-Injektion 
nicht angesehen werden. Hinsichtlich der Salyarsan-Therapie haben die 
Fortbildungskurse yor allem den Wert, daß sie die Aerzte auf die 

S oßen Schwierigkeiten hinweisen, die sie aus der Literatur allein nicht genau 
rnen können. Wenn gegen die Behandlungsmaßregeln so yiel gesündigt wird, 
so liegt dies daran, daß die Syphilis-Therapie bezw. Frage yon den Aerzten 
nicht ernst genug genommen wird. In Wirklichkeit ist die Salyarsan-Tberapie 
nicht schwieriger als die Quecksilber-Therapie; es muß aber yerlangt werden, 
daß sich der Arzt in die intrayenöse Therapie einlebt. Geschieht dies und 
wird die Behandlung gewissenhaft geführt, so ist es zu begrüßen, wenn 
die Aerzte yiel Salvarsan-Therapie treiben. Etwaige Wasserfebler sind nicht 
mehr so bedeutungsyoU, seit man so geringe Wassermengen wie beim Neu- 
Salrarsan anwendet. Statt gestandenem destillierten Wasser ist frisch sterili¬ 
siertes Leitangswasser zu nehmen. Es steht in Aussicht, daß Ampullen ge¬ 
liefert werden. 

Trotz guter Resultate erscheint die Gonorrhoe - Behandlung bei Frauen 
mit (heißen) Bädern bedenklich. Bei Eindem mit Vnlyoyagenitis ist diese 
Behandlung jedenfalls nicht durchzofübren, weil der Erfolg unsicher ist. 

Bestimmungen über allgemeine diskrete Anzeigepflicht seitens der 
Kranken werden eine Scheu yor dem Arzte — nicht yor der Geschlechts¬ 
krankheit — zur Folge haben. Die meisten Kranken sind yersichert in Kassen. 
Es wird eine beschränkte Meldepflicht für ratsam gehalten, für sich yernach- 
lässigende und allgemein schädliche Kranke, also namenlos und diskret, bis 
der Patient sich inkorrekt benimmt. 

Zwecks Ausbildung der Aerzte fanden in Görlitz Kurse statt, 
deren Besuch aber infolge der ungünstigen Eisenbahnyerbindung fast un¬ 
möglich war, so daß nur ein geringer Teil der Aerzte des Bezirks aus- 
gebildet ist. 

Die Einsendung yon Material zur Spirochäten-Üntersnchung ist schlechter 
Kriegsersatz für Materialabnahme am Patienten. Ein Verzug yon 2—3 Tagen 
muß yermieden werden, weil er yerhängnisyoll werden kann. Das Publikum 
muß durch Vorträge in Fabriken unter Beisein des Gewerberats belehrt werden. 
Diese Vorträge können yon Aerzten und Kreisärzten gehalten werden; wo 
dies nicht möglich, dnrch Vertreter der Gesellschaft zur Bekämpfung der Ge- 
sehlechtskranueiten. Erentuell kann die Aufklärung durch Filmyorführongen 
erfolgen; diese Vorträge müssen jedoch zunächst getrennt für männliche und 
weibuche Personen stattfinden. 

II. Organisation des Krelswohlfahrtsamtes. Berichterstatter San.-Bat 
Dr. Brleger^ Kreisarzt in Landeshnt. 

Wohlfahrtseinrichtnngen der charitatiyen Vereine reichen in der jetzigen 
Zeit nicht mehr ans; die Einrichtung öffentlicher Wohlfahrtsämter ist daher 
unbedingtes Erfordernis, jedocli nnter Beteiligung der bisherigen charitatiyen 
Vereinigungen, denen möglichste Selbständigkeit zu belassen ist. Wohlfahrt»- 
einrichtangen sind auch für das Land unbedingt notwendig und deshalb Kreis- 
wohlfahrt^mter einzuricbten, die auch mehrere Kreise umfassen können. Das 
Wohlfahrtsamt bildet die Zentrale aller Woblfahrtsbestrebnngen, schafft 
Mittel, stellt die nötigen Beamten und Fürsorgerinnen an, übernimmt die 
Propaganda. 

Träger des Kreiswohlfahrtsamtee ist der Kreis oder die kreisfreie Stadt; 
mehrere Aemter in einem Kreise sind wegen der Zersplitternng abzulehnen. 

Organisation des Wohlfahrtsamtes: Abteilung für gesond- 
liehe Fürsorge (Gesundheitsamt), Abteilung für wirtschaftliche lursorge 
(WIrtsehaftsamt), Abteilung für einieherische Fürsorge (Jugendamt). 
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Vorsitsender des ganzen Wohlfahrtsamtes ist der Landrat oder 
erster Bürgermeister. Jede Abteilnn^ erhält besonderen Vorsitzenden, der 
selbständig in seiner Abteilung arbeitet; für das Gesnndheitsamt ist Vor¬ 
sitzender der Kreisarzt oder ein hanptamtlicher Eommanalarzt, für das 
Wirtschaftsamt ein Verwaltnngsbeamter, für das Jugendamt ein Pädagoge. 


Dem Wohlfahrtsamt ist ein Wohlfahrtsausschuß (^Vorsitzende der 
8 Abteilungen, Vertreter der charitativen Vereine, der Landwirtschaft, Industrie, 
Gewerkschaften) beizngeben. Jede Abteilung erhält besonderen Vorstand, zu¬ 
sammengesetzt ähnlich dem Hauptausschuß; sie hat nur beratende Aufgaben. 
Jede Abteilung hat eigenen Haushaltsplan und eigene Registratur. Für die ein¬ 
zelnen Gemeinden sind Unterausschüsse Torzusehen (Gemeindevorsteher, Lehrer, 
Geistlicher, Gemeindeschwester, Hebamme), denen die Orüiche Wohlfahrts- 


I entsprechend der Anweisung der Abteilungen obliegt (sehr wichtig für 
leinarbeit der Fürsorgerin). 


Ein hauptamtlicher Geschäftsführer für alle Abteilungen ist nicht not¬ 
wendig, dagegen besonderes Büropersonal. Ebenso ist eine leitende Ereis- 
fürsorgerin entbehrlich, wenn der £[reisarzt oder E^reiskommunalarzt Vor¬ 
sitzender des Gesundheitsamts ist. 


Organisation des Gesundheitsamts: Vorsitzender: Kreisarzt 
oder hauptamtlicher Ereiskommunalarzt; die Fürsorgeschwestern (hauptamtlich 
möglichst mit Beamtencbarakter angestellt, um häufigen Wechsel zu ver¬ 
meiden), unterstehen dienstlich dem Vorsitzenden, als Hilfskräfte sind Ge¬ 
meindeschwestern und Hebammen (besonders auf dem platten Lande nicht zu 
entbehren) heranzuziehen; die Fürsorgeschwester darf jedoch nie als Vorgesetzte 
dieser auf treten. Zum Arbeitsgebiet des Amtes gehören Säuglings- und 
Schwangeren-Fürsorge (Vormundscbaftsangelegenheiten), Tuberkulosefürsorge, 
Fürsorge für Geschlechtskranke, Fürsorge für Trinker, Krüppelfürsorge, Halte¬ 
kinderfürsorge, Berufsberatung Schulentlassener (bis zur Einfüi^ng des 
Schularztgesetzes), Sieebenfürsorge, Wohnungsfürsorge, Ernährnngsfürsorge, 
Beratung in allen sozial-medizinischen Angelegenheiten. 

Arbeitseinteilung: Propaganda durch Vorträge in den Gemeinden vor 
Einrichtung der örtlichen Fürsorgestellen mit Anssprache (Einladungen am 
besten durch Geistliche und Gemeindevorsteher), Verteilung von Merkblättern 
und Flugschriften, Zeitungsnotizen, Filmvorführungen. 

Oertliche Fürsorgestellen: Möglichst für eng begrenzte Ge¬ 
biete, um Besuch zu erleichtern. Für jede f^rsorgestelle ein Arzt, nur bei 

f anz kleinen Fürsorgestellen genügt die Fürsorgerin, die den Arzt nach Be- 
arf zu einer Sprechstunde bittet, Sprechstunden im allgemeinen 2—4 wöchentlich; 
nur Beratung, kerne Behandlung, nur erfahrene Aerzte. Vorsitzender soll im 
allgemeinen nicht örtlicher Fürsorgearzt sein, um den Aerzten nicht Kon¬ 
kurrenz zu machen. Fürsorgestellen betreiben in erster Linie Säuglings- und 
Tuberkulosefürsorge; Fürsorgerinnen sind bezirksweise und nicht getrennt nach 
Arbeitsgebieten zu verteilen, politische Betätigung zu verbieten. Ortsbesuche 
durch die Fürsorgerinnen mit Gemeindeschwestern, Meldung aller Geburten 
durch die Standesämter an die Fürsorgerinnen (Eartenformnlare). 

Fürsorge für geistige und körperliche Krüppel und Beratung in allen 
sozialmedizinischen Angelegenheiten erfolgt in besonderer sozialer Sprechstunde 
am Sitze des Amtes durch Vorsitzenden und Fürsorgerin. Beratung in Ge¬ 
schlechtskrankheiten nicht in besonderer Sprechstunde, sondern in der all¬ 
gemeinen Amtsstunde des Vorsitzenden. 

Die Ueberlassung der Verteilung der Zusatznahmngsmittel an Säug¬ 
linge, Schwangere und Kranke durch das Gesundheitsamt ist ein mächtig^ 
Propagandamittel und daher dringend zu empfehlen. 

Unterricht: Für Schülerinnen durch die Fürsorgerin in den obersten 
Klassen der Schulen (möglichst unter gelegentlicher Teikabme des Vorsitzenden) 
mit Abschlußprüfung, Unterricht in den weiblichen Fortbildungsschulen und 
Mädchenvereinen. 

Belehrn|ng der Gemeindeschwestern und Hebammen durch Vorträge 
(Tagegelder und Reisekosten muß das Amt tragen); Belehrung der Lehrer 
duräi Vorträge in den Krelblehrerkonferenzen, der 'Bevölkerung durch öffent¬ 
liche Vorträge und Film vorführen. 
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Aufbringung der Kosten: Durch den Ereisansschnfi bezw. 
Magistrat mit Zuschüssen der Gemeinden, der Industrien, der Landesversiche» 
Tungsanstalt, des Staates. 

Bezahlung: Der Vorsitzende ist zu besolden im Nebenamt mindestens 
mit 8000 M. jährll^; die Aerzte erhalten für Abhaltung von Sprechstunden 
ein angemessenes Pauschale. Die Ereisfttrsorgerinnen sind entsprechend der 
anstrengenden Arbeit möglichst gut zu bezahlen; die Hebammen erhalten Iflr 
ihre Mit^fbeit kleine Zuschüsse und für besonders g^ite Betätigung Prämien. 

Die Fürsorgerin hat ein Tagebuch zu führen, das monatlich vom Vor- 
sitzenden kontrolliert wird. 

Einzurichten ist am Sitz des Amtes ein Lesezirkel, der die wichtigsten 
Zeitschriften aus allen Fürsorgegebieten enthält und allen Interessenten kosten¬ 
los zur Verfügung steht ebenso wie eine kleine Handbibliothek. Karthotek für alle 
in Fürsorge befindlichen Personen. Die Aemter werden Mitglied der wich¬ 
tigsten Zentralvereinigungen auf den verschiedenen sozialen. Gebieten. 

Jahresbericht durch den Vorsitzenden mit Statistik. Dringend ver¬ 
langt wird im Interesse der Darchfuhrung aller sozialmediziniscben Au4:aben 
eine Abänderung der bisherigen Kreisarztstellnng durch BeschafTang eines 
staatlichen Kreisgesundheitsamts mit dem vollbesoldeten Kreisarzt 
als Leiter, eigenem Büro und Uebertragung aller einschlägigen Geschäfte unter 
Ansschaltnng des Landrats als Zwischeninstanz. 

Die an das Beferat sich anschließende Erörterung bewegte sich zu¬ 
nächst anf dem Gebiete der Säuglingssterblichkeit. Bei allgemeiner Säuglings¬ 
sterblichkeit von 19,ö*’'o im Kreise Landeshut haben die Säuglinge der FUr- 
sorgestelle 16 , 6 %. Dennoch sterben die elenden Kinder, die von den armen 
Weber- und Bergarbeitcrfrauen zur Welt gebracht werden trotz aller Fürsorge: 
in Bothenbach 82 ”/• Tuberkulose! Die Belehrung allein schafit nicht Abhilfe, 
es müssen auch Heilverfahren eingeleitct werden. 

Bei der Honorierungsfrage des Leiters des Ereiswohlfahrtsamtes im 
Nebenamt betont der Begiernngspräsident u. a., daß die Fürsorgerin vom 
Kommnnalverband mit Pensionsberechtigung angestellt werden müsse. 

III. Milch- bezw. Molkerei-TyphnshänfnBgen. Berichterstatter Geh. 
Med.-Bat Dr. Hlrsohfeld, Kreisarzt in Glogau und Dr. TVeher, Kreisarzt 
in Gh)ldberg. ^ « 

a) Der erste Berichtdrstatter, Geh. Med.-Bat Dr. Hirschfeld, legte 
seinem Beferat folgende Uebersichtspunkte zugrunde. 

1. Schilderung der Typhnshänfungen auf dem Dominium Gleiwitz und 
ihre wahrscheinliche Ursache (Bazillenträger). 

2. Schilderung der Typhushäufungen in der Stadt Glogau im Jahre 1919; 
ihr Zusammenhang mit den Typbuserkrankungen in Gleiwitz durch Vermitte¬ 
lung der Sammelmolkerei Nilban. Beschreibung der Milchversorgnng der Stadt 
Glogau in den letzten Jahren. 

8. Bekämpfnngsmaßnahmen und deren Erfolge 

a) bezüglich des Domininms Gleiwitz, 

b) bezüglich der die Stadt Glogau beliefernden Sammelmolkereien, ins¬ 
besondere der Molkerei Nilbau, 

c) bezüglich der Stadt Glogau. 

4. Schlußbetrachtnngen über Maßnahmen zur möglichsten Verhütung 
TOD Typhusverbreitnng durch Molkereien. 

b) Der zweite Berichterstatter, Kreisarzt Dr. Weber, sprach nach 
kurzer Einleitung ttber das Wesen der Typhus-Einzel- und Massenerkrankungen, 
deren Eigentümlichkeiten und Nacbweisungsmöglichkeiten (Bedeutung der 
Bazillenträger und Dauerausscheider). Daran reihte sich: eine Schilderung 
des Senchengebietes (Lobendau) in bezug auf Lage, Verkehr, Flußlauf und 
Trinkwasserverhältnisse, ferner die Zahl der Einwohner, der Erkrankungen 
und Todesfälle. Weiter über den Charakter der Epidemie: Es erkrankten fast 
ausschließlich nur Frauen und Kinder, sowie fast nur sogenannte kleine Leute. 
Nacbgewiesene Ursache: Molkereiinfektion. Der Wert der Grnber-Widal- 
sehen Beaktion nach der Schutzimpfni^f Bazillenträger-Schutzimpfangen wird 
betont; an Jedem Abschnitt werden einige praktische Bemerkungen geknüpft. 
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Besprechungen. 


IT. Tersehiedeae HitteilnngeB. Diese betrafenzunichtt Hebanmen* 
angelegenliei ten und die H ufelands tif lang. Ferner wurde auf die 
Wiedereinführung Ton Besichtigungen der Registraturen der 
Kreisärzte hingewiesen und schließlich Desinfektionsfragen und der 
gegenwärtige Formalinmangel besprochen. 

Der Reg.-Präsident dankte zum Schluß den Teilnehmern und ins¬ 
besondere den Berichterstattern für die sorgfältige und ausführliche Bericht¬ 
erstattung und erschöpfende Erörterung der zurzeit im Vordergrund stehenden 
Fragen. _ Dr. Meyen-Liegnift. 


Besprechnngen. 

Prof. Dr. J. Baooko-Frankfnrt a. H. : Knrzgefasstes Lehrbveh dor gO- 
riehtliehen Psychiatrie ffir Mediziner und Juristen. Wiesbaden; 1919. 
Verlag Ton J. F. Bergmann. Gr. 8”; 271 Seiten. Preis: 16 Mark. 

Verfasser besont in der Einleitung in seinem Lehrbuch mit Recht, dafi 
nicht nur der Facbpsychiater, sondern auch der praktische Arzt unter Um¬ 
ständen in die Lage geraten kann, Tor Gericht als psychiatrischer Sach- 
Terständiger tätig zu sein, mag es sich um ein strafrechtliches Verfahren 
gegen einen angeblich Geisteskranken bandeln oder im ZiTilprozesse, dessen 
Geschäfts- und Testierfäbigbeit angezweifelt bezw. seine Entmündigung oder 
Ehescheidung wegen Geistesstörung beantragt sein. Jeder Arzt sollte deshalb 
über die wichtigsten, für eine derartige Tätigkeit in Betracht kommenden 
Bestimmungen und Ueberlegungen unterrichtet sein. Das Torliegende Lehr¬ 
buch wird sich hierzu als recht geeignet und brauchbar erweisen; denn 
trotz seiner gedrängten und kurz gefaßten Darstellung, die übrigens als Vor¬ 
zug anzQsehen ist, enthält es doch alles Wissenswerte auf diesem Gebiete. 
Der ganze Stoff ist Ton dem Verfasser in drei Hanptteilen bearbeitet: Im 
ersten Teil werden die gerichtlichen Aufgaben der psychiatrischen Sachverstän¬ 
digen im strafrechtlichen und ziTÜrechtlicben Verfahren behandelt, der zweite 
Teil ist den ärztlichen Aufgaben der psychiatrischen Sachverständigen gewidmet 
und bringt eine ausführlichere Beschreibung der möglichen Znstandsbilder 
unter Würdigung ihrer gerichtsärztlichen Bedeutung, während im dritten Teil 
der klinischen Verlaufsformen psychischer Erkrankungen geschildert werdmL 
Ueberall merkt man den erfahrenen Praktiker, der es auf Grund reicher eigener 
Beobachtungen versteht, in* klarer, übersichtlicher und leicht verständlicher 
Weise sowie unter Vermeidung alles überflüssigen Ballastes diejenigen Punkte 
scharf hervorzubeben, auf denen es bei der psychiatrischen Beurteilung geistiger 
Störungen und zweifelhafter Geisteszustände usw. hauptsächlich ankommt. 
Das Lehrbuch wird sich demzufolge auch sicherlich nicht nur in medizinischen, 
sondern auch in juristiseben Kreisen viele Freunde gewinnen. Bpd. 


Tagesnachrichten. 

Nach einer Mitteilung in der letzten Nummer der Deutschen medi¬ 
zinischen Wochenschrift (vom 6. d. M) ist im preußischen Wohlfahrtsmini- 
sterinm eine Neugestaltung des Gesundheitswesens geplant. Danach sollen 
die Kreisärzte durch Vollbesoldung unabhängig gemacht und durch die 
Vermehrung besonderer Gerichtsärzte tunlichst von der gerichtsärzt- 
licben Tätigkeit losgelöst werden. Für die Ausbildung der Kreisarzt- und 
Kommunalarztanwärter in der sozialen Hygiene und im Scbnlarztdienst sollen 
ünterriebtsstätten im Anschluß an städtische Anstalten und Einrichtungen 
vorgesehen werden. Für die Vorbereitung und Durchführung gesundheitlitmer 
Maßnahmen sollen Vertreter ans allen Schichten der Bevölkerung heran¬ 
gezogen und zu diesem Zwecke Gesundheitsbeiräte bei den Kreis- und 
Bezirksverwaltungen und als Berater des Wohlfahrtsministeriums ein Landes- 
gesundheitsrat geschaffen werden. HöftentUch bestätigt sich diese Mit¬ 
teilung als zutreffend. 


Im Ausschuß des Reichstages für Bevölkerungspolitik ist von 
mehreren deutsch-nationalen Abgeordneten folgender Gesetzentwurf gegen die 
Ankündigung von Ahtrelhnngsmlttelu gestellt worden: 
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§ 1. Wer Öffentlich oder durch Verbreitong von Schriften, Abbildungen 
oder Darstellnngen, wenn anch in verschleiernder Weise, Mittel, Gegenstände 
oder Verfahren zar Abtreibung (§ 218 des Strafgesetzbuchs) ankündigt oder 
anpreist, 'oder solche Mittel oder Gegenstände an einem allgemein zugäng¬ 
lichen Orte ausstelit, wird mit Gefängnis bis zu 2 Jahren und mit Geldstrafe 
bis zu 10000 M. oder mit Geldstrafe bis zu diesem Betrage bestraft 

§ 2. Mit der gleichen Strafe (§ 1) wird bestraft, wer Öffentlich oder 
durch Verbreitung von Schriften, Abbildungen oder Darstellungen, wenn anch 
in verschleiernder Weise, seine eigenen oder fremde Dienste zur Vornahme 
oder Förderung von Abtreibungen anbietet. 

§ 8. Neben der Strafe kann auf Einziehung der Mittel oder Gegen¬ 
stände erkannt werden, auf die sich die strafbare Handlung bezieht, ohne 
Unterschied, ob sie dem Täter geboren oder nicht. Kann keine bestimmte 
Person verfolgt oder verurteilt werden, so kann auf die Einziehung selbst¬ 
ständig erkannt werden. Neben Gefängnis kann auf Verlust der bürgerlichen 
Ehrenrechte sowie auf die Zulässigkeit von Polizeiaufsicht erkannt werden. 


In der am 4. August d. J. abgehaltenon Öffentlichen Sitzung des 
Volkerbundrates hat dieser die Schaffung eines internationalen Amtes 
für Hygiene beschlossen. Da die Errichtung eines solchen Amtes nur dann 
auf Erfolg seiner Tätigkeit rechnen kann, wenn sich diese auf alle Länder 
erstreckt, so ist dafür die Teilnahme von Amerika, das sich bisher an den 
Verhandlungen des Völkerbundes nicht beteiligt hat, und die Zulassung der 
bisher vom Volkerbund ausgeschlossenen Staaten: Deutschland, Oesterreich, 
Ungarn, Bnßland, Bulgarien und die Türkei die Vorbedingung zur Dnrch- 
ftlbrung jedes Beschlusses. _ 


Der VI. Deutsche Kongreß fOr KrüppelfUrsorge findet am 1., 2. bis 
8. September 1920 in Berlin im Großen Saal des Preußischen 
Volkswohlfahrtsministeriums, Leipzigerstraße 3 statt. Mit 
dem Kongreß ist eine von der Deutschen Vereinigung für Krüppelfürsorge und 
dem Oscar-Helene-Heim in Verbindung mit dem Deutschen Hygiene-Museum 
in Dresden veranstaltete Ausstellung für Vorbeugung und Be¬ 
kämpfung der Knochen- und Gelenktuberkulose im Festsaal 
des Volkswohlfahrtsministeriums verbunden. 

Zur Beratung gelangen: Am ersten Sitzungstage, Mittwoch, den 
1. September, vormittags 10 Uhr: Die gesetzgeberischen Maßnahmen 
der neuen Zeit und ihr Einfluß auf die Arbeit und Entwicklung der Kinder- 
krfippelfürsorge. Berichterstatter sind: Pastor V i e t o r - Volmarstein, Dr. Albert 
Le vy-Berlin und Privatdozent Dr. S c h e d e - München. 

Am Donnerstag, den 2. September, vormittags 10 Uhr: 
Die Vorbeugung und Bekämpfung der Knochen- und Gelenktuberkulose. 
Berichterstatter: Prof. Spitzy-Wien, Oberstabsarzt Dr. H e 1 m - Berlin und 
Privatdozent Dr. Ho hm an n-München. — Nachmittags 8 Ohr: Welche 
Forderungen sind an die erzieherische Arbeit in den Kinderkrttppelschulen zu 
stellen, damit sie den Besonderheiten der Krüppel gerecht werden i* Bericht¬ 
erstatter: Erziehungsdirektor Hans W ürtz-Berlin, Hauptlehrer Her old- 
Leipsig und Lehrer Jaschke-Breslau. 

Am Freitag, den 8. September, vormittags 10 Uhr: Bernfs- 
eignung, Berufsberatung und Arbeitsvermittlung in der KinderkrOppelfttrsorge. 
Beriebterstatter: Dr. S c h 1 e e - Braunschweig, Dr. Piorkowski - Berlin, Pastor 
A r e n d B - Hannover (Annastift). — Nachmittags 8 Uhr: Aufklärung und 
Werbung mit Filmvorstellung in den Kammerlichtspielen am Potsdamerplatz. 

Zur Teilnahme am Kongreß sind alle Mitglieder der Deutschen 
Vereinigung für Krttppelfürsorge berechtigt. 

Nichtmitgliedern kann eine Teilnehmerkarte ausgestellt werden, Anträge 
sind an die Oeschäfcsstelle der Deutschen Vereinigung für Krttppelfürsorge, 
Berlin W. 62, Bayreutherstraße 13, zu richten. 

Bin Begrttßungsabend findet am 81. August im Bheingold 
(Huschelsaal) Potsdamerstr. 8 statt; daselbst ist auch der zwanglose Treff¬ 
punkt während des Kongresses. 



Tagesaftcbrichteii. 


SrUIniBf der Dlrektona slmtUeher deetseheaUntTersltito-FrMeBklliilkeB 

gegea Bad-Jo. 

Oie nogehenerliche Reklame, die die in Aerztekreisen zur Genüge be> 
kannte Bad* Jo-Versand-Geselischaft, Hamburg, Amolpostbol, nenerdin^ 
wieder betreibt, legt den nnterzeichneten Direktoren der dentschen üniversi- 
täts-Franenkliniken die Verpflicbtnng aof, im Interesse des allgemeinen Volks-" 
Wohls and im besonderen der schwangeren Frauen wie der Säuglinge zu den 
irreführenden Anpreisungen des Bad-Jo Stellung zu nehmen. 

Hauptbeteiligter des Bad-Jo- (ebenso wie des Amol-) Geschäfts ist der 
Fabrikant Vollrath Wasmuth. Bad-Jo wird u. a. folgendermaßen an¬ 
gepriesen: „Bad-Jo verhütet Schwangerschaftsbeschwerden, Erbrechen usw.* 
„Ea kürzt die Gebartszeit oft bis auf Minuten ab.“ „Es verhütet Krampf¬ 
adern.“ „Es befördert die Miichbildung oft so stark, daß die Milchbildung 
oft nicht bezwangen werden kann.“ „Viele Mütter berichten, daß Bad^o- 
Slinder weit gesünder, kräftiger entwickelt, hübscher und heiterer sind als 
ihre älteren Kinder, die ohne Bad-Jo geboren wurden.“ Durch den Zusatz 
„(ieprüft und begutachtet von hervorragenden Aerzten und Professoren, u. & 
mit großem Erfolg angewandt an einer deutschen Üniveisitäts-Frauenklinik“ 
sucht die Bad-Jo-Firma den täuschenden Anschein zu erwecken, daß die oben 
angeführten und anderen Angaben von ärztlichen Autoritäten anerkannt 
worden seien. 

Die wissenschaftücbe Nachprüfung des Mittels hat vielmehr ergebent 
daß Bad-Jo die ihm von Wasmuth zugescbriebenen Eigenschaften nicht be¬ 
sitzt. Eine Beleidigungsklage, die Wasmuth gegen einen das Bad-Jo als 
„glatten Schwindel“ bezeichnenden Arzt angestrengt batte, wurde auf Kosten 
Wasmuths rechtskräftig abgewiesen. Wegen der unwahren Behauptung, 
daß Prof. Kouwer Bad-Jo bei der Entbindung der Königin von Holland an¬ 
gewandt habe, wurde Wasmuth zu Geld- und Freiheitsstrafen verurteilt. 
Mit den Namen von Aerzten hat die Bad-Jo-Gesellschaft groben Mißbrauch 
getrieben. 

Die Reklame für Bad-Jo ist gemeinschädlich. Da Bad-Jo zu einem sehr 
hohen Preise vertrieben vrird, werden die Käufer zu einer vrirtschaftlich un¬ 
nützen Ausgabe verführt, die nur dazu dient, den Bad-Jo-Fabrikanten zu be¬ 
reichern. 

Bnmm, Franz (Berlin), v. Franquö (Bonn), Kttstner (Breslau), Seitz 
(Erlangen), Walthard (Frankfurt a. M.), Opitz (Freibnrg), v. Jaschke 
(Gießen), Reif f erscheid (GötUngen), Ho eh ne (Greifswald), Heynemann 
(Hamburg), Sellbeim (Halle), Menge (Heidelberg), Henkel (Jena), Fttth 
(Köln), Stoeckel (Kiel), Winter (Königsberg), Zweifel (l^ipzig), Zange- 
meister (Marburg), Döderiein (München), Sarwey (Rostock), Mayer 
(Tübingen), Hofmeier (Würzburg). 


Sprechsaal. 

Anfrage des Kreisarztes Dr. Sch. In P.: Ist die nebenamtliche 
Ansteliung eines voübesoldeten Kreisarztes als Leiter der 
Abteilung für Gesundheitswesen eines Kreiswohlfabrtsamtes als 
vertranensärztliche Tätigkeit im Sinne des § llß Abs. 12 der Dienstanweisung 
für die Kreisärzte anzusehen oder bedarf der vollbesoldete Kreisarzt hierfiu 
besonderer Genehmigung? 

Antwort: Zur Annahme eines solchen Nebenamtes bedarf der voll¬ 
besoldete Kreisarzt nach § 27 Ziff. 2 der Dienstanweisung der (]tenehmignng, 
da es nicht als vertrauensärztliche Tätigkeit anzusehen ist. 


Dmckfehlerverbesserung. In Nr. 14, 8.247, Zeile 11 von unten muß 
es heißen: Zentralblatt für „Gewerbehygiene“ 1014 statt für „Gartenhygiene“. 


VMUtwerOteh fb 01« Sahrlfltoltuiz: PioT. Dr. n.pBSBd, Mi. ln Mbidm L W. 

Dra«k tob J. 0.0. Bron«, Mladn L W. 
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Personalien. 

Deatsches B«ich and PrsuMen. 

Aaszeichnangen: Verliehon: ÜieBoteEreazmedaillell. £i.: 
dem Med.-Rat Dr. O e o r g i i, Oben-m<i«Hrzt in Geislingen (Württemberg), dieselbe 
Medaille III. Klasse: den Kreisärzten Med.-Rat Dr. Leske in Liegnitz 
and Dr. Wolf in Hanaa sowie dem stellT. Bezirksarzt Dr. Jahn in Bürgel 
(Thüringen). 

Ernannt: Oberstabsarzt Dr. Tante znm Oberregierangsrat im Reichs- 
ministerinm des Innern, Kreisassistenzarzt Dr. Salgendorff, kommissarischer 
Kreisarzt in Geilenkirchen, znm Kreisarzt daselbst, Kreisassistenzarzt Dr. 
llallenberger, kommissarischer Kreisarzt in Böebst, znm Kreisarzt daselbst, 
Dr. Friedrich Rott in Cbarlottenburg znm Kreisassistenzarzt des Landkreises 
Trier mit dem Amtssitz in Hermeskeil. 

Versetzt: Geh. Med.-Rat Dr. Schmidt, Reg.- nnd Med.-Rat in Posen 
nach Frankfurt a. 0., die Kreisärzte Med.-Rat Dr. Wagner in Schweiz 
nach Kassel, Dr. Hall wachs in Zniu nach Wittenberg a. E., Dr. Klewe in 
Lissa nachRatibor, Dr. Lange in Wirsitz nach Lüben (Schlesien), Dr. Nowack 
in Eickel nach Kottbns, Dr. Weller in Sonderbarg nach Mersebnrg, Kreis¬ 
assistenzarzt Dr. Domansky in Kankehmen als stellvertretender Kreisarzt 
nach Bnblitz (Pommern), Med.-Rat Dr. W a g n e r, Kreisarzt in Köslin nach 
Kassel. 

Verzogen: Dr. Schnlz in Tondern nach KlixhüU (bei Niebühl (Nord- 
Schleswig). 

Erteilt: dem Kreisarzt Dr. Ascher in Frankfurt a. M. ein Lehrauftrag 
für soziale Hygiene an der medizinischen Fakultät der dortigen Universität^ 
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wenn sie sich vom Apotheker „etwas zum Spritzen*' geben 
lassen. Sie scheuen die Kosten des Arztes, Kassenkranke auch 
oft die Krankmeldung. Es kann nicht in Abrede gestellt 
werden, dafi es oft gut geht, je nach der „Heilhaut", die der 
Kranke hat. Ebenso wie es eine verschiedene Disposition 
gegenüber der Infektion gibt, verhalten sich die einzelnen Indi¬ 
viduen zweifellos auch verschieden in bezug auf die Schnellig¬ 
keit der Ausheilung. Selbstverständlich ist dies aber nicht das 
Richtige, und wenn ein Tripper chronisch wird, so ist dies wohl 
meist darauf zurückzuführen, dafi keine oder eine nicht sach- 
gemäfie ärztliche Behandlung stattgefunden hat. Da es nicht 
nur darauf ankommt, dafi überhaupt gespritzt wird, sondern 
auch darauf, mit welchem Mittel, in welcher Konzentration, mit 
was für einer Spritze, so ist es klar, dafi eine Selbstbehand¬ 
lung immer eine höchst unsichere Sache ist. Auch der Apo¬ 
theker wird nicht immer das Richtige treffen. 

Ebenso kann es nicht als ausreichend angesehen werden, 
wenn ein Kranker sich zunächst einmal an einen Arzt wendet, 
dann aber wochenlang darauf losspritzt ohne irgendwelche 
weitere sachgemäfie ärztliche Beobachtung. Die Konzentration 
des Mittels, das Mittel selbst mufi nach dem Befunde gewechselt 
werden, was der Kranke nicht selbständig beurteilen kann. 
Auch die Frage zu entscheiden, wann ein etwa noch bestehender 
Ausfiufi ansteckend ist, ob der geschlechtliche Verkehr wieder auf¬ 
genommen werden kann; auch die Erteilung der Heiratserlaubnis 
ist Sache des Arztes. Wohl beobachtet man Fälle, wo es mit der 
Selbstbehandlung gut geht, aber ich sah auch einen Kranken, der 
zwar anfangs bei einem Kassenarzt und bei einem Kölner Spezial¬ 
arzt gewesen, dann aber nicht mehr hingegangen war. Bei der 
Untersuchung in der Beratungsstelle — Jahr nach der An¬ 
steckung — fanden sich massenhaft Gonokokken; den Rat, 
sich wieder in spezialärztliche Behandlung zu geben, befolgte 
der Kranke nicht. Er spritzte allein weiter. Als er sich nach 
einem Monat noch einmal vorätellte, war das Bild dasselbe, 
auch nach weiteren 7 Wochen fanden sich noch zahlreiche 
Gonokokken. Ich riet ihm dann, sich in Krankenhausbehand¬ 
lung zu begeben. 

Dafi eine Behandlung Geschlechtskranker durch Kur¬ 
pfuscher ein Unfug ist und unter allen Umständen verboten 
sein mufi, ist selbstyerständlich. Wer Geld für den Kurpfuscher 
hat, kann auch den Arzt bezahlen. Gewifi sind es oft auch 
andere Gründe, die die Kranken zum Kurpfuscher führen: Mifi- 
trauen ge^n die „Schulmedizin", Neigung zur sog. Naturheil¬ 
methode, Empfehlung durch Andere. Der ganzen Sache wird 
durch das Verbot der Kurpfuscherei bei Ges^lechtskrankheiten 
sehr zweckmäfiiger Weise ein Riegel vorgeschoben. Die All- 

g emeinheit hat ein zu grofies Interesse an der Heilung der 
Geschlechtskranken, als dafi man ruhig geschehen lassen könnte, 
dafi sie sich von Leuten behandeln lassen, die zweifellos in der 
Mehrzahl der Fälle nicht als zuverlässig angesehen werden 
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können, abgesehen von der fraglosen Unzulänglichkeit der 
Natufheilmethode gegenüber den Qeschlechtskrankheiten. 

Etwas anders liegt die Sache bei den Apothekern. Der 
Gedanke liegt nahe, den Apothekern das Verabfolgen von 
Medikamenten für Geschlechtskranke ohne jedesmalige ärztliche 
Verordnung zu verbieten. Das Verbot würde nicht unwirksam 
bleiben, denn die Gefahr wäre zu groß, daß ein nicht geheilter 
Kranker den Apotheker denunzieren könnte. Es fragt sich 
aber, ob das Verbot richtig ist. Zweifellos kommt es, wie 
bereits erwähnt, nicht selten vor, daß die Selbstbehandlung 
Erfolg hat. Ehe man es nun darauf ankommen läßt, daß der 
Kranke, der aus irgendwelchen Gründen den Arzt nicht auf¬ 
suchen will, zu seinem und der Allgemeinheit Schaden ohne 
jede Behandlung bleibt, wird man es schon besser geschehen 
lassen, daß er sich vom Apotheker „etwas zum Spritzen“ holt. 
Aus dieser Erwägung heraus wird auch von spezialärztlicher 
Seite jenem Verbot an die Apotheker nicht unbedingt das Wort 

g eredet. Allerdings besteht das Bedenken, daß so behandelte 
Geschlechtskrankheiten nicht so sicher zur Heilung gelangen 
wie in der Hand eines zuverlässigen Arztes. 

Damit kommen wir aber auf einen weiteren Punkt von 
nicht zu unterschätzender Wichtigkeit. Die Zuverlässigkeit 
der ärztlichen Behandlung ist nämlich auch durchaus 
nicht immer über jedem Zweifel erhaben. Den praktischen 
Aerzten fehlt es nur zu oft an der nötigen Ausbildung, an ge¬ 
nügender praktischer Erfahrung, an Zeit und nicht selten auch 
an dem nötigen Interesse an einer genauen Untersuchung und 
sachgemäßen Behandlung von Geschlechtskranken. Besitzt 
doch die Mehrzahl der praktischen Aerzte noch nicht einmal 
ein Mikroskop, und wenn es Vorkommen konnte, daß ein 
Sjphiliskranker, der die Beratungsstelle aufsuchte, erst 6 Wochen 
von einem älteren, „erfahrenen“ Arzte mit Lippenpomade be¬ 
handelt worden ist, ehe das Leiden vom Spezialarzt erkannt 
wurde, so gibt das doch zu denken. 

Wenn man von den Geschlechtskranken verlangt, daß sie 
sich in ärztliche Behandlung begeben, so können sie ihrerseits 
verlangen, daß diese Behandlung allen berechtigten Anforde¬ 
rungen genügt. Wenn wir aber ehrlich sind, müssen wir zu¬ 
geben, daß für Vertiefung der Kenntnisse der vorhandenen 
und gute Ausbildung der werdenden Aerzte fortan in bedeutend 
erhöhtem Maße gesorgt werden muß. Aerzten aber, denen 
kein Mikroskop zur Verfügung steht, sollte die 
Behandlung von Tripperkranken unbedingt ver¬ 
boten sein. 

Aber noch in einer anderen Beziehung läßt die ärztliche 
Versor&^g der Geschlechtskranken zu wünschen übrig. Die 
Behandlung durch Spezialärzte mag mustergültig sein — 
aber sie ist meistens zu teuer. Bei Krankheiten, deren Be¬ 
kämpfung so sehr im Interesse der Allgemeinheit liegt, ist das 
ein schwerer Mißstand. Es müßte ausgeschlossen sein, daß ein 
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Geschlechtskranker sich der ärztlichen Behandlung nach einiger 
Zeit entzieht, weil ihm die Sache zu teuer wird. Die spezia- 
ärztliche Behandlung Geschlechtskranker müfite direkt billig 
sein; es dürite nicht sein, daß sich die Aerzte Preise zahlen 
lassen, deren Höhe weder durch die Art und den Umfang der 
Leistung, noch durch die Schwierigkeit des Falles, noch durch 
sonst irgend etwas gerechtfertigt wird. 

Es erscheint vom sittlichen Standpunkte aus gewiß nicht 
einwandfrei, sich auf Kosten von wenigbemittelten Kranken, 
die alles daran setzen, wieder gesund zu werden, zu bereichern 
und sich Einnahmen zu verschaffen, die weit Ober das hinaus¬ 
gehen, was ein Arzt zu seiner und seiner Familie Existenz 
nötig hat, zumal im Hinblick aiil die im allgemeinen weit ge¬ 
ringeren Einnahmen der praktischen Aerzte, die auf ihre Aus¬ 
bildung oft vielmehr Zeit imd Mühe verwandt haben, ein be¬ 
deutend vielseitigeres Wissen und Können haben und viel an¬ 
gestrengter arbeiten müssen als ein Spezialarzt für Haut- und 
GescUechtskrankheiten. Es dürfte nicht sein, daß ein mittel¬ 
loses Mädchen 10 M. für jede Konsultation zahlen muß und 
dann um 50 M. ärmer und noch ebenso krank wie zuvor auf 
Weiterbehandlung verzichtet. 

I^endwie muß hier Abhilfe geschaffen werden, sei es 
durch Festsetzung von Höchstpreisen, eventuell mit staatlichen 
Zuschüssen, sei es durch Uebertragung der spezialärztlichen 
Behandlung Geschlechtskranker ausschließlich an besonders 
vorgebildete, beamtete Aerzte. Eine solche Maßnahme würde 
gewiß mit dem Widerstand der Interessenten zu rechnen haben, 
sie würde als ein Anfang der Sozialisierung der ärztlichen 
Versorgung angesehen werden können — aber salus publica 
Buprema lex estol 

Ein sehr bedauerliches Hindernis bei der Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten ist endlich im hiesigen Kreise die weit¬ 
gehende Interesse- und Verständnislosigkeit der meisten Orts- 
imd besonders der Betriebskrankenkassen. Nach einer 
im März v. J. durch das Versicherungsamt ergangenen Auf¬ 
forderung haben bis jetzt von 15 Ortskrankenkassen des 
Landkreises Solingen nur 7, von 41 Betriebskrankenkassen 
gar nur 4 Meldungen bezw. Fehlanzeigen über geschleohüioh 
erkrankte Mitglieder ein^reicht, und auch diese zum Teil nur 
ganz vereinzelt.^) Zum Teil wird die Entschuldigung geltend 
gemacht, daß die Aerzte unter Berufung auf § 300 St. G. B. die 
Diagnosen nicht mitteilten. Es erging dieserhalb noch ein be¬ 
sonderes aufklärendes Rundschreiben an die Aerzte des Kreises. 

Daß es auch auf anderem Gebiete vorderhand noch sehr 
an verständnisvoller Mitarbeit der Krankenkassen fehlt, zeigt 
die Tatsache, daß bisher nur 9 Ortskrankenkassen imd nur 


M Im laufenden Jabie sind bisher — Anfang Anvast — sogar nur noch 
Ton 4 Ortskrankenkassen und 1 Betriebskrankenkasse Meldungen eingegangen. 
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9 Betriebskrankenkassen*) und auch diese meist nur vereinzelt, 
die für eine planmäßige Lungenfürsorge so wichtigen Meldungen 
über Tuberkulosefälle zu erstatten sich herbeigelassen haben. 


(Aus dem Staatlichen Hygienischen Institut zu Hamburg, 
Direktor: Prof. Dr. Dun bar.) 

Ueber Lnftreinigniig. 

Von Privatdozent Dr. L. Schwarz. 

Seit langem ist bekannt, daß durch Staub, Gase oder 
Dämpfe venmreinigte Luft gesundheitsschädigend wirken kann, 
insbesondere durch Verunreinigung mit dem in verschiedenen 
gewerblichen Betrieben auftretenden metallischen, mineralischen 
oder organischen Staub bezw. durch Gemische dieser. Die 
schädliche Wirkung der Staubarten beteht in mechanischer 
oder chemischer Reizung oder in Vergiftung. Krankheits- 
erregende Bakterien können dem Staub anhaften, oder der 
Staub kann durch Explosion schwere Unglücksfälle verursachen. 
Die Wirkung der der Luft beigemischten Gase oder Dämpfe 
ist je uach ihrer chemischen Zusammensetzung verschieden¬ 
artig, reizend oder vergiftend. 

Die Reichsgewerbeordnung sowie eine Reihe bundesrät- 
licher Verordnungen bilden die Unterlagen für die Bekämpfung 
der durch Luftverunreinigung entstehenden Schädigungen der 
Gesundheit. Die Vorbeugung ^schiebt durch Vermeidung des 
Uebertritts von Staub, Gasen, Dämpfen in die umgebende Luft, 
indem die staub- usw. produzierenden Eingriffe entweder in 
ganz geschlossenen staub- und gasdichten Apparaten, am besten 
bei Unterdrück vorgenommen werden, oder dadurch, daß durch 
geeignete Befeuchtung des Materials eine Staubentwicklung 
verhindert wird. Ist dies nicht m^lich, beseitigt man die Ver¬ 
unreinigungen gleich am Orte der Entstehung durch Absaugen; 
ist au(m dies nicht ausführbar, so wird man in vielen F&en 
die unerwünschten Beimengungen durch Frischluftventilation 
soweit verdünnen, daß sie ni^t mehr gefährlich wirken. Seltener 
wird man gewisse Arbeiten mit Giltdärapfe abgebenden Sub¬ 
stanzen ganz im Freien durchführen. Sind alle diese genannten 
vorbeugenden Maßnahmen nicht wirksam, so muß die Luft ge¬ 
reinigt werden. Außer für staub- und dämpfeerzeugende ge¬ 
werbliche Betriebe ist die Luftreinigung auch in Großstädten, 
in denen viel Rauch und Ruß oder Staub vorhanden ist, er¬ 
forderlich bezw. erwünscht für größere Gebäude, Theater, 
Krankenhäuser, Schulen, Badeanstalten sowie einige Fabriken, 
z. B. für photographische Trockenplatten und Filme, ferner für 
eine Reihe insbesondere elektrischer Maschinen. 

Die Luftreinigung geschieht in den meisten Fällen me¬ 
chanisch und zwar trocken oder feucht oder kombiniert; seltener 


*) Io dieMm Jahre bisher oar von 4 Ortskrankeokassen und nur voo 
1 Betriebekrankeokasse. 
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werden andere Methoden angewendet. Die trockene LuH- 
reinignng erfolgt durch Sedimentierung, durch Anwendung der 
Zentrifugalkraft, durch langsames Vorbeistreichenlassen der 
Luft an rauhen Flächen, durch Filtration. Bei der Reinigimg 
auf nassem Wege tritt die Luft entweder durch ein Wasser¬ 
becken hindurch oder Staub und wasserlösliche Gase werden 
durch einen Sprühregen niedergeschlagen oder die Luft wird 
aogefeuchtet und nachher stark gekühlt. Von den nicht¬ 
mechanischen Methoden ist die chemische Bindung Ton Gasen 
und Dämpfen zu nennen und die Luftbehandlung mit Ozon. 

Die Sedimentierung in Staubkammern kommt nur für 
schwerere Staubsorten in Frage; sie beruht auf der Verlang¬ 
samung eines Luftstromes in einem Raume mit größerem Quer¬ 
schnitte als der Luftkanal bei hinreichender Länge. Die Staub¬ 
kammern werden mit glatten Wandungen, begehbar und leicht 
zugängig angelegt. Ihre Wirkung ^nn durch Einbau von 
Zwischenwänden oder von Filtern verschiedener Art sehr er¬ 
höht werden. 

Bei der Reinigung mittelst Zentrifugalkraft bei den so¬ 
genannten Zyklonen, die zylindrisch bezw. stumpfkegelförmig 
gebaut sind, tritt die Staubluft am Zylinderrande ein, nimmt 
eine schraubenförmige Bewegung an, befördert durch die Zentri¬ 
fugalkraft die Staubteilchen nach außen an die Wandungen 
des Zyklons, von wo sie in den unteren Teil des Behälters 
fallen und gesammelt werden. Zyklone eignen sich nur zur 
Abscheidung gröberen Staubes. Sehr feiner Staub entzieht 
sich der hier angewendeten Zentrifugalkraft; derartiger Staub 
muß in besonderen Filtern oder nacn einer feuchten Methode 
noch nachträglich abgefangen werden. Zyklone finden sonst 
wegen ihrer einfachen Betriebsart häufig Verwendung. 

Die Staubfänger können recht v^erschieden konstruiert 
sein, wirken aber nicht in vollkommener Weise. Die Luft 
streicht an Platten, die mit rauhem Stoff überzogen sind, an 
Zeugstreifen oder rauhen Fäden, die mit engen Zwischenräumen 
hintereinander oder nebeneinander aufgereiht sind, unter mög¬ 
lichster Richtungsänderung vorbei, und ein Teil des Luftstaubes 
bleibt an den rauhen Flächen haften. Man hat diese Stofi- 
platten, Zeugstreifen, Fäden mit Wasser befeuchtet, um die 
staubabscheidende Wirkung zu erhöhen; dies bringt aber den 
großen Nachteil der Fäulnis des WoU- und Baumwollgewebes 
mit sich, so daß man für die Staubarten, die auf trockene Weise 
nicht zurückgehalten werden können, vielleicht besser Glyzerin 
verwendet oder anderen Luftreinigungsmethoden den Vorzug 
gibt. Neuerdings sind als Ersatz für Stoff SWbabscheider 
aus sehr kleinen Stahlringen konstruiert worden. Die Stahl¬ 
ringe werden zwischen Metallgittem lose aufeinander geschüttet 
und gegebenenfalls mit Glyzerin befeuchtet. Die Luft wechselt 
beim Durchtritt sehr oft ihre Richtung und gibt dabei den 
Staub ab. Diese Abscheider haben den Vorzug der Feuer- 
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Sicherheit, aber den Nachteil, wie alle Staubabscheider, ganz 
leine Schwebestoffe aus der Luft nicht zu entfernen. 

In ähnlicher Weise wie die Staubabscheider wirken auch 
Fufiböden, die mit staubbindenden Oelen behandelt sind. Diese 
Staubverringerungsmethode kommt hauptsächlich in Schulen 
oder anderen Unterrichtsanstalten zur Anwendung. 

Die Luftfilter bestehen aus Koks, Holzwolle, Sand, 
Well- oder Baumwollstoffen, Watte, anderen Pflanzenfasern oder 
Asbest. 

Je nach ihrer Dichtigkeit haben sie verschiedene Wirkungen. 
Sandfilter, die allerdings einen sehr hohen Widerstand ab¬ 
geben und daher nur für besondere Zwecke in Frage kommen, 
halten feinsten Staub und Bakterien zurück. Die Filter be¬ 
stehen aus einer mehrere Zentimeter dicken Schicht feinen 
Sandes, der aifl einer tragenden, grobkörnigen Kiesschicht ruht. 
Koks trocken oder mit Wasser berieselt, Holzwolle oder 
Kokosfasern als Filter zwischen Drahtgittern montiert, haben 
so gut wie keinen Einfluß auf die feinen Staubpartikelchen der 
Stadtluft. Gröberen Staub dagegen vermindern sie, allerdings 
nicht in sehr wesentlicher Weise. 

Eine viel bessere Reinigung erzielen die verschiedenen 
Methoden, die Wollstoff oder Baumwollstoff zur Filtration 
benutzen. Die Stoffe werden zur Vergrößerung der Filtrations- 
fläche und zur Verminderung des Widerstandes auf Zickzack- 
rahmen aufgespannt oder in Form von spitzzulaufenden Taschen 
imd Schläuchen verwendet, die entweder straff gespannt oder 
locker aufgehängt sind. An den rauhen Flächen längt sich ein 
Teil des Staubes, der andere wird beim Durchtritt durch das 
Gewebe zurückgehalten. Selbstverständlich steigt mit der Güte 
der Filtrations Wirkung der Luftwiderstand. Nach Untersuchungen 
des Hygienischen Instituts haben sich die Taschenfilter recht 
gut bewährt, da sie auch feineren Staub bis zu einem sehr 
niedrigen Restbetrag abscheiden. 

Wattefilter in Form von Wattelagen zwischen feinen 
Drahtnetzen werden in der Praxis nur sehr wenig angewendet. 
Sie filtrieren ausgezeichnet, haben aber einen hohen Luft¬ 
widerstand. Asbestfaserfilter haben bei guter Filtrations¬ 
wirkung den Vorteil der UnVerbrennbarkeit. 

Alle diese Filter dienen der zentralen Luftreinigung für 
den betreffenden Betrieb. In vielen Fällen ist es jedoch er¬ 
forderlich, die Luft direkt vor der Einatmung von Staub usw. 
zu befreien. Dies geschieht in einfachster, allerdings in sehr 
unvollkommener Weise, indem man ein Tuch oder einen 
Schwamm vor den Mund bindet. Besseres leisten die Re¬ 
spiratoren, das sind kleine Apparate, die, vor Mund und 
Nase angebracht, die Einatmungsluft reinigen sollen. Diese 
Respiratoren müssen, um ihren Zweck möglichst vollkommen 
zu erfüllen, sich so dicht der Gesiohtsform anschließen, daß der 
Staub usw. an diesen Stellen nicht eindringen kann, eine 
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Forderung, die sehr schwer zu erfüllen ist, da die Gesichts¬ 
formen recht verschieden sind. Man hilft sich durch Belegen 
des Randes mit einem weichen Stoff, der sich der Gesichtsform 
anpafit. Als Filterstoff dient meistens Watte, die erfahrungs¬ 
gemäß eine gute Filtrationswirkung ausübt, aber den schon 
genannten großen Fehler hat, dem Luftdurchtritt einen erheb¬ 
lichen Wideistand zu bieten. Durch Ver^ößerung der Filtra¬ 
tionsfläche würde man allerdings den Widerstand herabsetzen 
können. Man hat ausgerechnet, daß Filter, die der Atmung 
einen leicht überwindbaren Widerstand bieten, etwa von der 
Größe eines Tornisters sein müssen. Alle Respiratoren haben 
den großen Nachteil, daß sie nur sehr ungern von den Arbeitern 
angelegt werden, eine Tatsache, der der Hygieniker und Ge¬ 
werbeaufsichtsbeamte Rechnung tragen muß. 

Das Dur^blasen oder Durchsaugen des Luftstromes durch 
ein Wasserbecken hat den Nachteil, daß die Luft selbst bei 
verhältnismäßig feiner Verteilung beim Wasserdurchtritt nicht 
vollständig staubfrei wird; denn nur die peripherisch befind¬ 
lichen Luftschichten jedes einzelnen Luftbläschens geben ihren 
Staubgehalt ab. Von den feuchten Methoden am häuflgsten, 
insbesondere wenn die Staubluft heiß ist oder sehr reich an 
Wasserdampf, wenn sie Säure, andere Gase imd Dämpfe ent¬ 
hält, wird die Luftwäscherei mittelst feinen Wasserregens 
oder Sprühregens vorgenommen. Am bekanntesten ist wohl 
die Versprühung des Wassers in feinen Düsen mittelst Preß¬ 
luft; auf diese Weise wird zwar die gasabsorbierende Oberfläche 
sehr erheblich vermehrt, doch findet die Verteilung nicht soweit 
statt, daß alle Staubteilchen abgeschieden werden. Die Ver¬ 
sprühung geschieht in geschlossenen Kästen: die Staubluft tritt 
von oben ein, passiert ein oder mehrere Streudrüsen; die ge¬ 
reinigte Luft tritt unten seitlich aus, das zur Reinigung er¬ 
forderliche Wasser läuft unten ab. Die Luftwaschung mit nach- 
heriger Kühlung beruht auf dem Prinzip der Kondensation bei 
der Nebelbildung. Jedes Staubteilchen dient als Kondensations¬ 
kern und das um ihn gebildete Tautröpfchen fällt zu Boden. 
Leider ist diese Reinigungsart sehr kostspielig und daher selten 
anwendbar. Sie kombiniert mit der Reinigung der Luft zu 
gleicher Zeit die Wasserabscheidung, die in den meisten Fällen 
bei den feuchten Luftreinigiingsmethoden erforderlich ist und 
einerseits einen zu großen Wassergehalt in den zu ventilierenden 
Räumen verhindert, anderseits die Reinigungswirkung erhöht. 
Die sogenannten Tropfenabscheider bestehen aus mehreren 
übereinander befindlichen Platten verschiedener Formen, die 
auch durchlöchert oder mit Ablaufrinnen versehen sein können. 
Die anprallende bezw. vorbeistreichende Luft ändert der Lage 
der Platten entsprechend ihre Richtung und scheidet dabei das 
überflüssige Wasser ab. 

Fast alle Trockenreinigungsmethoden können mit der 
Luftwäscherei kombiniert werden und ergeben dann oft recht 
gute Resultate; die Entfernung von Gasen und Dämpfen ge- 
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sohieht in sogenannten Absorptionstürmen oder Absorptions¬ 
gefäßen unter Anwendung spezieller chemischer Agentien. 

Aufgabe des Hygienikers'ist es häufig, die Anlagen 
zur Verhinderung der Luftverunreinigung sowie die Wirkung der 
Luftfiltration oder der Luftwäscherei zu kontrollieren oder 
zu begutachten. Der Nachweis schädlicher Gase oder 
Dämpfe wird nach in jedem Einzelfall festzulegenden chemischen 
Methoden, die besonders von K. B. Lehmann ausgearbeitet 
" sind, ausgeführt. Hier soll nur auf einige einfache, leicht an¬ 
wendbare Methoden der Staubuntersuchungen eingegangen 
werden. Handelt es sich um die Kontrolle von Luft¬ 
filtern in Theatern, Versammlungsräumen, öffentlichen Ge¬ 
bäuden usw., so wird man zweckmäßig den Rauch- und Ruß¬ 
apparat von Ascher benutzen. In Städten, wo überhaupt 
Luftfiltrationsanlagen nötig sind, befindet sich in der Außen¬ 
luft soviel Ruß, daß man diesen als Testobjekt benutzen kann. 
In der Hamburger Luft ist nach den Untersuchungen unseres 
Instituts im Winter durchschnittlich 0,166 mg, im Sommer 
0,054 mg Ruß pro cbm vorhanden, eine Menge, die auf den 
Filtern sehr deutlich in Erscheinung tritt. Man braucht bloß 
mehrere Proben der nicht gereinigten Luft an der Entnahme¬ 
stelle und der gereinigten Luft nach Passieren des Filters zu 
untersuchen und hat dann ein Urteil über den Reinigungs- 
effe|:t. Für weißen oder hellen Staub nimmt man schwarze 
Filter, wie sie in jedem Laboratorium zum Filtrieren heller 
Niederschläge angewendet werden. Diese Methoden sind für die 
Praxis genau genug, da man den Färbungsindex mit einer Ver¬ 
gleichsskala nach mg auswerten kann. Natürlich können auch 
gewichtsanalytische Methoden benutzt werden, aber sie sind 
komplizierter und größere Luftmengen müssen angesaugt werden. 

Andere Methoden bedienen sich der Auszählung. Sehr 
einfach ist der Staubnachweis nach Wörner und Stich. 
Kleine Blockschälchen, mit einem Terpentinkolophonium-Ruß- 
gemisch beschickt, werden ausgelegt. Der Luftstaub sedimen- 
tiert auf die schwarze Fläche und kann mikroskopisch bei auf¬ 
fallendem Licht gezählt werden. Die Staubteilchen erscheinen 
hell oder leuchtend auf der schwarzen Fläche; im durch¬ 
fallenden Licht kann man sie aber nicht beobachten und daher 
auch nicht photographisch festhalten. v. Garpine hat neuer¬ 
dings ein Verfahren angegeben, das vor dem eben angeführten 
den Vorteil hat, daß man den Staub auch im durchfallenden Licht 

S enauer untersuchen und photograhieren kann. Er benutzt 
ache Glasschalen mit Glyzerinkarbolgelatine, die eine be¬ 
stimmte Zeit zur Sedimentierung des Staubes ausgelegt und 
alsdann ausgezählt und näher bestimmt werden. Diese Methode 
ist insbesondere für die Untersuchung gewerblichen Staubes 
geeignet, aber ebenso wie die von Wörner-Stich nur 
gewissermaßen quantitativ. Der Staubzähler nach Aitken er¬ 
gibt uns quantitativ genaue Resultate über die feinsten Staub¬ 
teilchen. Das Prinzip des Apparates beruht auf der Konden- 
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sation von Wasserdampf. Die in der Luft befindlichen Staub¬ 
teilchen bilden mit il^en freien Flächen Kondensationskeinei 
um die sich der Wasserdampf niederschlägt, wenn die Luft für 
die vorhandene Temperatur mit Wasserdampf übersättigt ist. 
Uebersättigung mit Wasserdampf kann auch durch Verdünnung 
wasserdaropfgesättigter Luft mittelst Luftpumpe erzielt werden, 
da hierdurch eine Abkühlung imd somit Uebersättigung für die 
tiefere Temperatur erfolgt. Die Zählkammer, die mit feuchtem 
Piltrierpapier ausgekleidet ist, wird mit filtrierter Luft gefüllt, 
alsdann eine bestimmte durch Vorversuche zu ermittelnde 
Menge der zu untersuchenden Luft hinzugefügt, durchgemischt, 
durch die Luftpumpe eine Luftverdünnung bewirkt und die 
auf die Zählplatte niedergeschlagnen Staubtröpfchen gezählt. 

Filter, die ein keimfreies Filtrat liefern sollen, werden 
nach den bekannten bakteriologischen Methoden, wie Aus¬ 
zählungen von Kulturplatten, Sandfiltermethode nach Petri usw. 
untersucht. 

Die Forderung einer absolut staubfreien Luft wird sich in 
Arbeitssälen oder Versammlungsräumen kaum jemals erfüllen 
lassen, ist auch erfahrungsgemäß nicht notwendig. Aber man 
wird mittelst der angeführten Vorbeugungs- und Reinigungs¬ 
methoden die Schäden durch Staub, giftige Gase usw. so gut 
wie ganz ausschalten oder zum mindesten auf ein hygienisch 
nicht mehr zu beanstandendes Maß zurückführen können. 
Jedenfalls geben uns die objektiven Untersuchungsresultate der 
Einrichtungen zur Vorbeugung von Luftverunreinigung und der 
Luftreinigungsanlagen recht gute Anhaltspunkte zur Beurteilung 
ihrer Wirkung; man wird daher Anpreisungen mit übertriebenen 
Wirkungsangaben mit Sicherheit prüfen und so den Gewerbe¬ 
betrieben und sonstigen Interessenten sachdienlich raten können. 

Auf die elektrische Luftreinigung, d. h. die Be¬ 
seitigung fester suspendierter Stoffe aus Gasen durch elektrische 
Entladungen braucht nicht näher eingegangen zu werden, da 
wir in Deutschland keine praktischen Erfahrungen darüber 
haben und diese Art der Reinigung überhaupt nur für ganz 
spezielle Zwecke in Frage kommen kann; dagegen bedarf ein 
anderes Verfahren noch kurz der Besprechung: die Ozoni¬ 
sierung der Raumluft. Ozon ist aktiver Sauerstoff aus drei 
Atomen 0 bestehend. Es kommt in sehr geringen Mengen in 
der Luft vor; man hat ihm auf Grund der guten Ergeb¬ 
nisse der Wasserozonisierung wegen seiner oxydierenden Eigen¬ 
schaften alle möglichen günstigen Wirkungen auf die Luft und 
ihre Verunreinigungen zugesprochen. Auch findet man in. den 
Reklamen von Luftkurorten, von der irrtümlichen Auffassung 
ausgehend, daß neben Ozon keinerlei Luftverunreinigungen be¬ 
stehen können, die Angaben „ozonreiche" Luft als Zugmittel 
für Kurgäste. Künstlicm wird Ozon aus Luft oder reinem 
Sauerstoii mittelst stiller elektrischer Entladungen hergestellt. 
Luftozonisierungsapparate liefern als Nebenprodukt immer ge¬ 
ringe Mengen Stickstoffsauerstoffverbindungen, ln übertriebener 
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Weise ist die Liiftreinigung durch Ozon von seiten der inter¬ 
essierten Firmen als wirkungsvoll und sicher hingestellt worden. 
Es ist jedoch der Nachweis geführt worden, daß eine Zer¬ 
störung von Gerüchen bloß in wenigen Fällen und nur bei 
praktisch nicht anwendbaren Konzentrationen bei längerer Ein¬ 
wirkungsdauer ausgeübt wird; meist findet nur eine Geruchs¬ 
verdeckung statt. Eine Geruchsverdeckung durch Ozonisierung 
der Raumluft kann unter Umständen von Wert sein. Da aber 
Ozon schon in geringen Mengen auf viele Personen sehr un¬ 
angenehm wirkt und in höheren Konzentrationen giftig ist, ist 
Frischluftventilation gegebenenfalls mit mechanischer Reini¬ 
gung verbunden vorzuziehen. Dieser vom Hamburger Hygieni¬ 
schen Institut zuerst ausgesprochenen Auffassung haben sich 
alle Hygieniker, die experimentell auf diesem Gebiete gearbeitet 
haben, angeschlossen. Anders zu beurteilen ist die Ozon- 
wirküng in Kühlräumen. Hier kann die Ozonentwicklung in 
Abwesenheit von Menschen in stärkerer Konzentration vor¬ 
genommen werden und abtötend bezw. entwicklungshemmend 
auf die an der Oberfiäche des Kühlfleisches befindlichen Bak¬ 
terien einwirken. Hier dient das Ozon also weniger als Luft¬ 
reinigungsmittel als zur Oberflächendesinfektion. 
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Die Gefahren der Gassperre. 

Von Med.-Bat Dr. Hanffe) Stadtbesirksarzt in Chemnitz. 

Die Schwierigkeit der Kohlenversorgung hat wohl überall 
die Stadtverwaltungen gezwungen, die Leucht- und Heizgas¬ 
abgabe einzuschränkeu. Zu diesem Zwecke hat auch die hiesige 
Gasanstalt Qassperrzeiten eingeführt, die die Stunden von 7 bis 
11 vorm., Vsl“Vi6 nachm, und 10—V>ö vorm, umfassen. In 
diesen Zeiten ist die Gasentnahme verboten; es können tat¬ 
sächlich infolge starker Druckverminderung in den höheren 
Lagen der Stadt die Gaskocher nur mit ganz kleinen Flammen, 
in den tiefer gelegenen gar nichl benutzt werden. Die vorher 
entzündeten Lampen brennen bei Eintritt der Sperrzeiten in 
ersteren Gegenden nur ganz unzureichend weiter, in niederen 
Lagen verlöschen sie. Das Anzünden von Lampen mifilingt 
in den Sperrzeiten wohl überall. 

Als solche zum ersten Male im Juli 1917, und zwar von 
11—4 Uhr nachts, eingeführt werden sollten, habe ich auf die 
erheblichen Gefahren hin^ewiesen, die mit dieser der Bevölke¬ 
rung ungewohnten Einrichtung verknüpft sind. Besonders 
bedenklich mufite es erscheinen, in der Nacht die Sperre zu 
beginnen und zu einer Zeit, wo die Mehrzahl der Menschen 
noch schläft, wieder zu beenden. Es lag die Befürchtung nahe, 
daß Personen, die beim abendlichen Nachhausekommen die 
Lampe oder die Kocheinrichtung vergeblich anzuzünden ver¬ 
suchten, den Gashahn offen ließen und durch Ausströmen der 
verringerten, zum Brennen nicht mehr genügenden Gasmenge 
aus der Leitung oder spätestens bei der Wiederkehr des vollen 
Gasdrucks im Schlafe vergiftet würden.*) Tatsächlich wurden 
auch zunächst die geplanten Zeiten abgeändert, dann aber 
— unter dem Drucke der Verhältnisse — in der als gefährlich 
bezeichneten Form ein^eführt. 

Wie berechtigt diese Besorgnis war, zeigt eine Unter¬ 
suchung über die im Jahre 1919 vorgekommenen tödlichen und 
nichttödlichen Gasvergiftungen unter Ausschluß der Selbst¬ 
morde. Die Untersuchungen stützen sich auf die vom Polizei¬ 
amt gegebenen Unterlagen, deren Vollständigkeit nicht ganz 
feststeht. Die Begleitumstände jedes Falles werden genau darauf 
hin geprüft, ob sie den gefürchteten Hergang bei der Vergiftung; 
erkennen ließen oder ob einfache Unvorsichtigkeit oder ein 
Unfall aus anderen Ursachen vorW. 

Es kamen zur Kenntnis des Polizeiamtes: 

28 Fälle mit TStnng von 26 Personen, von denen 
7 „ (mit 8 Personen) anf Gassperre lurttckzuführen waren, 

2 „ zweifelhaft blieben und 

14 „ (mit 16 Personen) außer nrsächlichem Zasammenhang mit der 

Sperre standen. 

Es wurden weiter 

20 Fälle von Gasvergiftung, 24FersoBen betreffend, mit Wiederbelebung 
gemeldet, 


*) Natürlich sind solche Torgänge auch am Tage nicht ausgeschlossen. 
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12 F&lle (mit 16 Personen) waren davon auf Gassperre surQckzu- 
fflhren, 

6 (6 Personen) zweifelhaft, 

2 „ (2 Personen) ohne Zusammenhang. 

Zusammen: 

48 Unfälle durch Gasvergiftune (mit 50 Personen), 26 tödlich, 24_*nicht töd¬ 
lich ausg^gangen, davon 

19 (mit 24 Personen) auf Gassperre zurttckzuführen = 44,2 */o der Fälle, 

8 (mit 8 Personen) zweifelhaft.= 18,6 , , 

16 (mit 18 Personen) ohne Zusammenhang . . . . = 87,2 „ „ 

Die Gassperre hat also 1919 bei einer Bevölkerung von da¬ 
mals 302()(X) Einwohnern 8 Personen mit Bestimmtheit das Leben 
gekostet, für 16 Personen zu mehr oder weniger erheblichen 
Vergiftungen geführt. In weiteren 8 Fällen konnte der Zu¬ 
sammenhang nicht erwiesen werden. Wie schwer, trotz Ab¬ 
wendung der Lebensgefahr, die Geretteten durch Nachkrank¬ 
heiten, wie sie bei iTohlenoxydvergiftung beobachtet werden, 
geschädigt worden sind, läßt sich nicht feststellen. 

Die wirtschaftlichen Verhältnisse werden es in absehbarer 
Zeit nicht gestatten, die Sperrzeiten aufzugeben. Ich möchte 
aber vorst^ende Feststellungen nicht verschweigen, habe sie 
auch den in Betracht kommenden Stellen mitgeteüt und möchte 
besonders die Aufmerksamkeit der Medizinalbeamten auf sie 
lenken. Vielleicht ist es, was hier nicht gelang, an anderen Orten 
möglich, diese ^ofie Gefahr möglichst bei der Festsetzung von 
Beginn und Ende der Sperrzeiten zu berücksichtigen. 
Mindestens halte ich es für nötig, die Bevölkerung immer wieder 
öffentlich auf die ihr daraus drohende Gefahr hinzuweisen. Wie 
notwendig dies ist, zeigen neben den oben g^ebenen Zahlen 
aus 1919 die auch in diesem Jahre in kurzen Zwischenräumen 
erfolgenden Meldungen der Rettungswache über die an sie ey- 
gw^enen Rufe um Hilfeleistung mit dem Sauerstoffapparate. 
Es ist deutlich zu erkennen, daß auch bei ihnen oftmals der 
Sperre die Schuld beizumessen ist. 

Wenn schon in einer einzigen Stadt von rund 302(XX) 
Einwohnern in einem Jahre 8 Menschen sicher durch diese 
Einrichtung um das Leben gekommen sind, wie viele Todes¬ 
fälle mögen d^ im ganzen Reiche zu zählen sein, da doch wohl 
überall in gleicher Weise nur unzureichende Kohlenmengen an 
die Gasans^ten geliefert werden können und ähnliche Maß¬ 
nahmen sich nötig machen. - 

Besprechnngen. 

Dr. Jolloa Kratter, Hofrat, ord. Prof, der gerichtliohen Medisk in Gras: 

OeriehtsärstUelie Praxis. Lehrbacb der gerichtlichen Medizin; IL Band. 

Mit 284 zum Teil fertigen Testbildern and 5 Tafeln. Stattgart; 1919. 

Verlag von F e r d. E n k e. Gr. 8 598 8. Preis: geb. 50 M. 

Das vorli^ende Werk bUdet eine Ergänzang des von dem Verfasser 
im Jahre 1912 heraasgegebenen vorzüglichen Lehrbachs der gerichtlichen 
Medizin. Ebenso wie dieses ist es aal Grand der Erfahrongen einer lang¬ 
jährigen nmfassenden ärztlicben Bachverständigentätigkeit snsammengestellt; 
verwertet sind aasscbließlich eigene Erlebnisse and Untersachangen ans 
den vom Verfasser geleiteten gerichtlich • mediziniscben Institaten snlnnsbrack 
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and Graz. Anf diese Weise ist ein mit reichem Bilderschmack ver¬ 
sehenes Bach von Beispielen entstanden, das so recht geeignet and bestimmt 
ist, ein FQhrer znr praktischen Verwertong der Lehren der gerichtlichen 
Medizin and insbesondere zahlreichen Aerzten ein Führer and zaverlässiger 
Berater für ihre Gatachtertatigkeit za sein. Es zerfällt in drei Hauptabschnitte: 
Untersachangen an Lebenden (Fortpdanzangsfähigkeit, gesetzwidrige Ge- 
schlechtsbetätigang, Schwangerschaft and Geburt,. Verletzungen, andere ge¬ 
waltsame Gesundbeitsbesebädigangen und zweifelhafte Geisteszustände), Unter¬ 
sachangen an Leichen (Obduktionsverfahren, Tod durch Waffengewalt, Tod 
durch stampfe Gewalten, Explosionen, Vergiftangen, andere gewaltsame Todes¬ 
arten, Kindesmord, Leichenteile, Kunstfehler) und Untersachangen von Gegen¬ 
ständen (Tatmittel, Haare, Blut, andere Gegenstände). Alle Einzelabschnitte 
kennzeichnen sich durch eine ebenso klare and frische, als sachkundige 
und knappe Darstellung; besonders wertvoll sind aber die ttberaas zahlreichen 
(477) selbst beobachteten Fälle, die überall als Beispiele angeführt und bei 
deren Aaswahl in erster Linie die Bedürfnisse des Praktikers berücksichtigt 
sind. Besondere Anerkennang verdient auch die vornehme künstlerische Aus¬ 
gestaltung des Werkes seitens der Verlagsbucbbandlung. Hoffentlich findet 
es bei den beteiligten Kreisen die weiteste Verbreitong; seine Anschaffung 
kann jedenfalls jedem Gerichtsarzt and ärztUchen Sachverständigen aufs 
wärmste empfohlen werden. _ Bpd. 


Dr. B. Balge, Professor der Kinderheilkande in Bonn: Therapeatischea 
Taachenbach für die Elinderprazia. Achte verbesserte Auflage. Berlin; 
1920. Fischers med.Bacbhandlong (H. Kornfeld). Gr. 12, 191 Seiten. 
Preis: geh. 10 Hark. 

Die schnell aafeinander folgenden Aaflagen des Saig eschen Taschen¬ 
buches sind der beste Beweis für seine Braachbarkeit and damit auch für seine 
große und wohlverdiente Verbreitang and Beliebtheit, die sicherlich auch der neuen, 
mannigfach abgeänderten and ergänzten Auflage erhalten bleiben werden. Bpd. 


Tagesnachrichten. 

Zar Titelfrage. Nach Anordnung der Staatsregierang in Sachsen haben 
die dortigen Bezirksärzte sämtlich die Dienstbezeichnang „Begierangs- 
und Medizinalrat" erhalten. Die preußischen Kreisärzte warten biäer 
noch immer vergeblich auf eine Begelang dieser Frage und man kann sich nicht 
wandern, daß sie darin eine ebenso evidente als anberechtigte Zarttcksetzung 
erblicken. 


Der vom 26. bis 81. Juli d. J. abgehaltenen zweiten diesjährigen 

8 Faktischen and mfindllchen Prfifüng für den ärztlichen Staatsdienst ln 
lajern haben sich 15 Aerzte unterzogen, und diese sämtlich bestanden, 8 mit 
der Note I und 7 mit der Note IL Die nächste Prüfung findet Ende Ok¬ 
tober d. J. statt. 


Wie bereits in Nr. 6 dieser Zeitschrift unter Tagesnachrichten (s. S. 108) 
mitgeteilt ist, finden auf Anregung des Stadtarztes Dr. Wendenbarg in 
Gelsenkirchen für den gesamten Bahrkohlenbezirk regelmäßige Tagungen 
der ärztlichen Vertreter der Stadt- und Landkreise statt. Nachdem 
aof der ersten im Januar d. J. abgehaltenen derartigen Tagung die Organisation 
der künftigen Fürsorgetätigkeit im allgemeinen verhandelt ist, hat am 19. Jnni 
d. J. eine zweite T^ung wiederum in Qelsenkirchen stattgefanden, auf der 
ein Vortrag über die Fürsorgarinnenaasbildang von dem Stadtarzt 
Dr.KWendenburg -Bochnm gehalten wurde, bei dessen Besprechung sich 
eine fast vollkommene Uebereinstimmnng der Ansichten aller Städtevertreter 
and auch der zuständigen Kreisärzte ergab. 

Als 2. Punkt stand auf der Tagesordnang das Thema: Einführung 
der Geisteskrankenfürsorge im Indastriebezirk. Auch ln 
dieser neuen Bestrebung wollen die in Frage kommenden Kommanal- 
verwaltungen in einheitlicher Weise Vorgehen, zumal von der Begierong aal 
diesem Gebiet etwas Wirksames bisher weder angeregt noch darohgmttlurt 
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worden ist In Gelsenkirchen selbst besteht seit einigen Monaten die erste 
Fürsorgestelle für Geisteskranke nnter der Leitung des Stadtarztes. 

Zur Umsatzstenert Durch Bescheid an den Vorstand der Aerztekammer 
in Berlin hat der Beichsfinanzminister entschieden, daß auch die Aerzte 
Terpflichtet sind, Aufzeichnungen, Bücher, Geschäftspapiere sowie Urkunden, 
die für die Festsetzung der Steuer Ton Bedeutung sind, auf Verlangen zur 
ffinsicht und Prüfung vorzulegen. Sie können die Auskunft nur Ober das Ter* 
weigern, was ihnen bei Ausübung ihres Berufes anvertraut ist, im übrigen sind 
sie aber zur restlosen Klarlegung ihrer Verhältnisse und demzufolge auch zur 
Vorlage aller Geschäftsbücher einschl. des Krankenjournals yerpflichtet. 

Durch einen weiteren Erlaß vom 15. Juli 1920 hat derselbe Minister 
entschieden, daß die auf ärztliche Anordnungen ausgeführten Hilfe¬ 
leistungen, für die die reichsgesetzlichen Krankenkassen usw. die Kosten 
an tragen haben, auch dann Ton der Umsatzsteuer befreit sind, wenn sie nicht 
durch einen selbständigen Heildiener, sondern durch einen angestellten Heil¬ 
diener eines kaufmännischen Unternehmens ansgeführt werden. 

Nach Entscheidung des Beichsfinanzhofes Tom 13. Juni d.J. 
haben die als gemeinnützige Unternehmen anerkannten Kranken¬ 
anstalten, bei denen neben einer III. Verpflegungskasse auch solche (I. u. II.) 
Klassen eingerichtet sind, die einen Ueberschnß abwerfen, nicht bloß von 
diesem Ueberschnß, sondern von dem ganzen durch die Verpflegung der Kranken 
L und n. Klasse entstandene Umsatz die Steuer zu entrichten und zwar auch 
dann, wenn ihnen durch deren Verpflegung kein Gewinn erwächst. 

Bei Priyatkrankenanstalten ist nach einer Entscheidung des 
Beichsfinanzhofes vom 23. Juni d. J. die Umsatzsteuer von allen Einnumen 
für Unterkunft, Beköstigung usw. zu entrichten, auch wenn sich die Unter¬ 
bringung und Verpflegung der darin behandelten Kranken als Mittel zur Aus¬ 
übung der ärztlichen Tätigkeit des betreffenden ifrztes und somit als Hilfs¬ 
tätigkeit seines Berufes darstellt. 

Gleichzeitig mit der Naturforscher-Versammlung findet auch die zehiite 
Tagung der Deutschen Gesellschaft für gerichtliche Medizin ln Bad 
Nauheim statt, für die folgende Tagesordnung vorgesehen ist: Montag, 
den 20. September, nachmittags 8 Uhr: 1. Die Anzeigepflicht bei Ver¬ 
dacht auf ansteckende Krankneiten —H. San-Bat Dr. Hanauer-Frankfurt 
a. M.; 8. Ueber das Beichsmilitärversorgungsgesetz vom 12. Mai 1920 — 
H. Prol Dr. Nippe- Greifswald; 8. Die Notwendigkeit polizeilicher Sektion — 
H. Geh. Med.-Bat Prot Dr. Strassmann -Berlin. 

Geschäftssitzung. Antrag des H. Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Puppe- 
Kflninberg: Aenderung der Bezeichnung der Gesellschaft in „Gesellsohalt für 
gerichtliche und soziale Medizin“. 

Dienstag, den 21. September, vormittags 9 Uhr: 1. Zur Patho¬ 
loge der Leichenzersetzung — H. Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Puppe-Königsberg 
i. Pr.; 2. Ueber Sarggeburt — H. Prof. Dr. Strauch, Gerichtsarzt in Berlin; 
8. a) die forensische Bedeutung der Schüsse mit angelegter Mündung; b) eigen¬ 
artige Sebußwirkung durch rikochettierende Kugel; c) Demonstration (SchMel- 
verletzung); Mord oder Tod durch Angefahrensein; Starkstromverbrennung bei 
elektrischem Selbstmord — H. Prof. Dr. N i p p e - Greifswald; 4r Die männliche 
Impotenz als Bhehindemis — H. ProlDr.Haberda-Wien; 5. H.Dr.Meisner- 
Wien: Thema Vorbehalten. 

Dienstag, den 21. September, nachmittags 8 Uhr: 1. Ueber die 
Beobachtung der Praezipitinreaktion im hängenden Tropfen und im Dnnkelfeld 
und ihre forensische Verwertbarkeit — H. G. Strassmann-Berlin; 2. Ueber 
gegenseitige Anziehung psychisch abnormer Persönlichkeiten — H. Geh. Med.- 
Bat Prof. Dr. P n p p e - Königsberg; 8. a) Gerichtsärztliche Erfahrungen über 
die Kriminalität der Jugendlichen im Kriege; b) Beitrag zur Kenntnis der 
Dauer der Invalidität bei psychischen Erkrankungen — H. Dr. Müller-Hess- 
Kdttigsberg; 4. Ueber Qiftmordversnch — H. Prof. Beuter-Graz; 6. Die 
P^yoEoloi^ dei Giftmordes — H. Prot Dr. Lochte-Göttingen. 
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Sprechsaal 


Die 41. YerMmmlang des Deatseheii Terelns fBr SffentUelie Gerand> 
heltepflege findet am 12., 18. und 14. September d. J. in Kassel — in der 
Stadthalle, Hohenzollernstraße 152 — mit lolgender Tagesordnung statt: 

Sonntag, den 12. September, abends 8 Uhr: Qesellige Vereinigung 
zur Begrüßung im Theatersaal: Lichtbildervortrag des Bezirkskonservators 
Baurat Dr. Holtmeyer über Alt*Ea8seL 

Montag, den 13. September, vormittags 9 Uhr: 1. Bröffnung 
der Versammlung und geschäftliche Mitteilungen. 2. Bekämpfung der Tuber¬ 
kulose durch die Gesetzgebung. Berichterstatter: Prof. Dr. Eayserling- 
Berlin und Helmut Lehmann-Dresden. 3. Aufgaben der Gesundheits-Statistik. 
Berichterstatter: Dr. Tugendreich -Berlin. 

Dienstag, den 14. September, vormittags 9 Uhr: 4. Jugendhilfe 
nach ihrer organisatorischen, ärztlichen und technischen Seite. Berichterstatter: 
Stadtrat Dr. Haarmann, Vorsteher des Jugendamtes und Stadtarzt Dr. 
Eeding-Kassel und Senator Wolf, Stadtbaurat, Hannover. 

Die Teilnahme an der Versammlung in Kassel ist den Mitgliedern 
des Deutschen Vereins für öffentliche Gesundheitspflege 
gegen Vorzeigung ihrer Mitgliedskarte gestattet. Nach § 2 der Satzungen ist 
zur Mitgliedschaft jeder berechtigt, der an der öffentlichen Gesundheits¬ 
pflege Anteil nimmt und den Jahresbeitrag von 6 Mark zahlt. 

Die Mitglieder werden dringend ersucht, alsbald nach ihrer Ankunft 
in Kassel sich in der Auskunftsstelle des Verkehrs-Vereins, 
Bahnhofsplatz, rechts vom Ausgang, zu melden, um daselbst ihren 
Namen in die Teilnehmerliste eintragen und für Damen in ihrer Begleitung 
sich die erforderlichen Damenkarten geben zu lassen. Es werden hier auch 
Anmeldungen neuer Mitglieder entgegengenommen. 

Die Teilnehmer werden in ihrem eigenen Interesse dringend ersucht, sich 
ihre Zimmer für den Aufenthalt in Kassel so bald als möguch selbst zu be¬ 
stellen. Alle sonstigen Anfragen, insbesondere wegen Uebersendnug von Mit¬ 
gliedskarten und Neuanmeldungen zum Eintritt in den Verein sind an den 
ständigen Sekretär, Sanitätsrat Dr. v. W i 1 d, Kassel, Ulmenstraße 17, zu richten. 


Die Vereinigung der Sohnlfirzte Deutschlands hält ebenfalls ihre 
diesjährige Tagung in Kassel ab und zwar am Sonntag, den 12. Sep¬ 
tember. Zur Verhandlung kommen: 1. Die gesundheitUcbe Schulkinder- 
fürsorge in Verbindung mit den Versicherungs- und Wohlfahrtsämtern. Bericht¬ 
erstatter: Stadtarzt Dr. Wimmenauer-Offenbach a. M. und Eeg.-Bat 
Bl au m-Stuttgart. 2. Die Mitwirkung der Schulärzte bei Einrichtung und 
Durchführung der Schülerspeisungen mit besonderer Berücksichtigung der Grund.- 
sätze der amerikanischen Schulspeisungen. Berichterstatter: Geh. Med.-Bat ProL 
Dr. Czerny und Geh. Beg.-Bat Prof. Dr. B o s t - Berlin. Am Nachmittag findet 
eine Besprechung über Umfang, Art und Bezahlung der schulärztlichen Tätig¬ 
keit statt. 


Sprechsaal. 

Aufträge des Kreisarztes Dr. K. in L.: Ist die von Lebensversio'he-. 
rungsgesellschaften häufig erbetene Auskunftserteilnng über die Zu¬ 
verlässigkeit eines Arztes und seine Qualifikation zum Vertrauensarzt der 
betreffenden Geseliscbaft gebührenpflichtig P 

Antwort: Es handelt sich hier zweifellos um eine gebührenpflichtige 
Tätigkeit, die aber nicht zu der amtsärztlichen Tätigkeit des Kreisarztes ge¬ 
hört und deren Entgelt demzufolge nach der ärztlichen Gebührenordnung 
(A. Ziffer 24 oder 25) zu berechnen ist, wenn es der Kreisarzt nicht verzieh^ 
eine derartige Auskunftserteilnng überhaupt abzulehnen, was mit Bücksicht auf 
seine Stellung zu den praktischen Aerzten jedenfalls zu empfehlen ist. 


Yeraniwortllch für die Sohiiftfeitimg! Prof. Dr. Rapnuadf Geh. Hed.-Bat ln Mlndea I« W. 
Draok von J. 0. 0. Bnins, Ulnden i. W« 
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ordentl. Honorarprofessor Geb. Med.-Bat Br. Ungar in Bonn zom ordeutl. Pro> 
£*ssor in der dortigen medizinischen Fakultät, Ereisassistenzarzt Dr. B&ckert 
in Cochem zom Kreisarzt daselbst, Oberstabsarzt und Beg.-Arzt Dr. Bernstein 
in MQhlhansen (Thüringen) znm Beg.-Med.-Bat beim dortigen Versorgnngsamt, 
Kreisaasistenzarzt Dr. Schräder in Gerdauen znm Kreisarzt daselbst, Kreis- 
arst a. D. Dr. Pfeffer in Einback znm Kreisarzt daselbst. 

Tersetztt Geh. Med .-Bat Dr. Schmidt, Beg.- nnd Med.*Bat in Posen, 
zuletzt in Kassel, nach Frankfurt a. 0, die Kreisärzte Dr Baach in Eisleben 
nach Oberhansen und Dr. Neuheit in Jarotschin nach Eisleben. 

In den Bnbestand getreten: Geh. Beg.-Bat Dr. Watzdorf in Berlin, 
Direktor im Beichsgesandbeitsamt, die Kreisärzte Geh. Med.-Bat Dr. Graeve 
ia Hagen i. W. und Med.-Bat Dr. Knath in Apenradc. 

Gestorben: Med.-Bat Dr. Panlini, Kreisarzt a. D. in Wiesbaden. 


Bayern. 

Ernannt: Dr. Bill, prakt. Arzt in Dettelbach zom Stadtschalarzt in 
Würzbarg. 

Tersetzt: Med.-Bat Dr. Bayer 1, Landgerichtsarzt in Deggendorf nach 
Httnchen IL 

Andere dentnohe Staaten. 


Ernannt: Beg.- and Med.-Bat Dr. Corvey, Direktor des Lippischen 
Dandesamtes für Volkswohlfabrt in Detmold znm Oberregiernngsrat, 
Dr. Spann, Bezirksarzt in Kaltennorthein (S.-Weimar) zom Stadtarzt in 
Greiz (Benß). 

Sonstige Familiennachrichten. 

Geboren: ein Sohn: dem Stadtarzt Dr. Hellmat Wez in München- 
Gladbach. 

Terlobt: Frl. Sigrid Pilf, Tochter des Kreisarztes Dr. Pilf in Wies¬ 
baden mit Herrn Stad. ing. Fritz Lüddecke in Blankenburg a. Harz, FrL 
Elfriede Arnemann, Tochter des Heg.- und Med.-Bats Dr. Arnemann in 
Chemnitz mit Herrn Stadtamtmann Dr. Dieterle daselbst. 
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Kreisarzt und Wohlfahrtsamt. 

Von Oeh. Med .-Bat Dr. Solbrig, Beg.- nnd Med.-Bat in Breslan. 

Kein Medizinalbeamter bestreitet heute, daß die Kreis¬ 
ärzte nach ihrer Vorbildung berufen sind, soziale Hygiene zu 
treiben und an der Spitze der Fürsorgetätigkeit im Kreise zu 
stehen. Umstritten ist aber noch die Frage, wie die Organi¬ 
sation sich zu gestalten hat. Kreiswohlfahrtsämter oder Kreis¬ 
gesundheitsämter? Um eins von beiden handelt es sich wohl 
nur, wenigstens wird der früher gebrauchte und hier und da 
in die Praxis umgesetzte Name „Kreisfürsorgeamt“ (Ascher) 
jetzt kaum noch angewendet. Das Kreiswohlfahrtsamt wird 
man als den weiteren, das Kreisgesundheitsamt als den engeren 
Begriff bezeichnen müssen. Der Vergleich des ersteren mit 
dem Wohlfahrtsministerium liegt nahe; in diesem bildet das 
Gesundheitswesen nur eine, wenn auch die wichtigste Ab¬ 
teilung. Auch im Kreiswohlfahrtsamt muß das Gesundheits¬ 
wesen eine besondere, und zwar die erste Stelle einnehmen, 
wenn anders die Erwartungen, die sich an ein solches Amt 
knüpfen, in Erfüllung gehen sollen. 

Manches deutet darauf hin, daß solche Kreiswohlfahrts- 
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ärater die Einrichtungen sein werden, die den meisten Wünschen 
entsprechen und deren Gründung die Regierung fordern wird. 
Den Wünschen der Medizinalbeamten entspräche es allerdings 
mehr, wenn „Gesundheitsämter“, und zwar unter selbständiger 
Leitung der Kreisärzte in der Kreisinstanz, geschaffen würden. 
Diese Meinung wurde wenigstens einmütig in Weimar vertreten 
und findet auch neuerdings in der Eingabe des Preußischen 
Medizinalbeamtenvereins an die Preußische Landesversammlung 
(vgl. diese Zeitschrift, Nr. 3) ihren Ausdruck. 

Einstweilen, wie gesagt, hat man mit „Wohlfahrtsämtern“ 
zu rechnen. Solche sind vielfach schon gegründet, vielfach in 
der Gründung begriffen. 

Da wirft sich nun die Frage auf, wer an die Spitze des 
Kreiswohlfahrtsamtes gehört und welche Stellung dem Kreis¬ 
arzt in diesem Amt gebührt. Gleichzeitig wird die Frage der 
Honorierung des Kreisarztes für diese Tätigkeit brennend. 
Jedenfalls herrschen mancherlei Unklarheiten in dieser Hin¬ 
sicht, wenn die Verhältnisse im Amtsbezirk des Verfassers zu 
Grunde gelegt und verallgemeinert werden dürfen. Namentlich 
ist auch die Frage, inwieweit der Kreisarzt kraft seines Amtes 
und auf Grund seiner Dienstanweisung an der Arbeit in der 
sozialen Hygiene sich zu beteiligen hat, ohne Anspruch auf 
besondere Entschädigung zu haben, nicht hinreichend geklärt. 
Es ist deshalb wohl nicht unnütz, hierauf etwas näher ein¬ 
zugehen und damit zu einer Aussprache hierüber anzuregen. 

Die Beantwortung der Frage, wer an die Spitze der 
Kreis Wohlfahrtsämter zu setzen ist, hängt davon ab, 
welche Aufgaben diesen Aemtern zufallen. Soweit Unterlagen 
dafür vorliegen, ist der Kreis der Aufgaben vielfach recht weit 
gezogen. Säuglings- und Kleinkinderpflege, Mutterschutz, sozial¬ 
hygienische Mitwirkung beim Ansiedlungswcsen, Wobnungs- 
pflege, Fürsorge für Kriegsbeschädigte, Kriegerwitwen und 
Kriegerwaisen, allgemeine Gesundheitspflege, Schulgesundheits¬ 
pflege, Gewerbehygiene, Bekämpfung der ansteckenden Krank¬ 
heiten, insbesondere der Tuberkulose und der Geschlechts¬ 
krankheiten, Trinkerfürsorge, Krüppelfürsorge, Fürsorge für 
geistig Minderwertige, Zusammenfassung aller bisherigen Wohl¬ 
fahrtsbestrebungen und deren Entwicklung zu höchster Leistungs¬ 
fähigkeit — alles dies findet sich im Programm der Wohlfahrts¬ 
ämter. Es ist ohne weiteres richtig, daß die meisten Wohl¬ 
fahrtsgebiete sich in ihren letzten Zielen mit der gesundheit¬ 
lichen Fürsorge beschäftigen. Aus diesem Grunde fordert 
Bundt*), daß ein Arzt an die Spitze gestellt werde, und hält 
den Kreisarzt als den in erster Linie hierfür geeigneten. 
So sehr ich auch dafür eintrete, daß die Stellung des Kreis¬ 
arztes nach der Richtung gehoben wird, daß er selbständiger 
und unabhängiger sein eigentliches Arbeitsgebiet, die Gesund¬ 
heitspflege, bearbeitet, so kann ich es doch nicht für richtig 


) 
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ansehen, ihm die Leitung'des gesamten Wohlfahrtsamtes zu 
übertragen. Manche der dem Wohlfahrtsamti obliegenden Auf¬ 
gaben liegen doch außerhalb des Gebietes, das dem Medizinal¬ 
beamten und Arzt zufällt, andere haben nur lockere Beziehungen 
zur Gesundheitspflege. Es erscheint zweckentsprechender, eine 
eigene Persönlichkeit an die Spitze zu stellen, die möglichst 
sozialpolitisch geschult ist. Meist wird der Landrat als der ge¬ 
gebene Leiter des Wohlfahrtsamtes bezeichnet; im allgemeinen 
möchte ich dem auch zustimmen. Da der Landrat aber viel¬ 
fach schon stark überlastet ist, wird es wenigstens in den 

f rößeren Kreisen oft zweckmäßig sein, den Landrat zwar an 
ie Spitze des Wohlfahrtsamtes zu stellen, mit der eigentlichen 
Leitung aber einen sozialpolitisch vorgebildeten Mann (National¬ 
ökonom) zu betrauen. In den Richtlinien, die im Bezirk des 
Berichterstatters unlängst vom Regierungspräsidenten heraus¬ 
gegangen sind, um die Anregungen zur Bildung von Kreis¬ 
wohlfahrtsämtern zu geben, ist dieser Standpunkt auch ver¬ 
treten. Nun weiß ich, daß der eine und andere Kreisarzt gegen 
eine solche Lösung der Organisationsfrage Bedenken hat; ins¬ 
besondere wird gefürchtet, daß dadurch der Kreisarzt in eine 
Abhängigkeit vom Landrat bezw. dem Leiter des Wohlfahrts¬ 
amts kommt, die bedenklich sei. Ich glaube, eine solche Be¬ 
fürchtung ist ungerechtfertigt, besonders dann, wenn der Kreis¬ 
arzt in seinem eigentlichen Gebiet der Gesundheitspflege selbt- 
ständig gemacht wird. Dies läßt sich auch erreichen, wenn 
die Abteilung „Volksgesundheit“ als erste und wich¬ 
tigste Unterabteilung des Wohlfahrtsamts dem Kreisarzt 
zur selbständigen Bearbeitung, soweit es irgend geht, 
übertragen wird. Uebrigens ist, wie ich aus meinem Amts¬ 
bezirk weiß, verschiedentlich neben dem Landrat als Leiter 
des Wohlfahrtsamts der Kreisarzt als dessen Stellvertreter er¬ 
nannt. Vereinzelt wird ein Assessor beim Landratsamt mit der 
Leitung des Wohlfahrtsamts betraut, hier und da sucht man 
nach einem besonderen Leiter, wobei u. a. auch an kriegs- 
beschädigte Offiziere gedacht wird. Verschiedentlich wird be¬ 
absichtigt, zur Entlastung des Landrats als Leiter des Amts 
einen Geschäftsführer anzustellen, wobei gleichfalls kriegs¬ 
verletzte Offiziere in Frage kommen. Schließlich ist auch die 
Kreisfürsorgerin als Geschäftsführer mit tätig. 

So verschieden sieht es mit den Wohlfahrtsämtern in 
einem Bezirk aus. Es ist eben alles noch im Fluß. Ein fest 
umgrenztes und schon mitten in der Tätigkeit stehendes Wohl¬ 
fahrtsamt ist hier noch kaum in einem Kreise vorhanden. Es 
ist m. E. auch nicht zweckmäßig, Programme für die Wohl¬ 
fahrtsämter zu geben, die ihre Tätigkeit ins einzelne fest¬ 
legen. Man wird vielmehr ab warten müssen, wie sich diese 
entwickeln, und allmählich da eingreifen, wo es nottut. Viel 
wird von der Initiative des Kreisarztes selbst abhängen; ohne 
seine lebhafte Betätigung wird das Wohlfahrtsamt verkümmern. 
Der Vielgestaltigkeit der Einrichtung der Wohlfahrts- 
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ämter entspricht auch die Verschiedenheit der Honorierung 
der Kreisärzte für ihre Arbeit bei den Aemtern. Die Ent¬ 
schädigungen schwanken im hiesigen Bezirk zwischen 0 und 
6000M. (ausschl. Reisekosten). In einem bestimmten Fall ist neuer¬ 
dings einem der Kreisärzte in einem größeren Landkreise, der 
für seine Tätigkeit am Wohlfahrtsamt eine Jahresentschädigung 
von 3000 M. beansprucht hatte, vom Kreisauschuß der Be¬ 
scheid erteilt worden, daß eine Vergütung von 1200 M. als aus¬ 
reichend zu erachten sei (unter Berufung auf einen Nachbar¬ 
kreis, wo der Kreisarzt eines erheblich kleineren Kreises eine 
solche erhält, dafür aber nur eine untergeordnete Tätigkeit, in 
der Hauptsache Untersuchungen Kriegsbeschädigter, ausübt). 
Außerdem wurde dem Kreisarzt vom Landrat auseinander¬ 
gesetzt, daß er doch nach seiner Dienstanweisung verpflichtet 
sei, ohne weiteres sich in der sozialen Fürsorge zu betätigen 
imd damit an den Aufgaben des Wohlfahrtsamts raitzuarbeiten. 

Wie steht es nun mit dieser, dem Kreisarzt obliegen¬ 
den Pficht, auf sozialhygienischem Gebiete tätig 
zu sein? 

Die Dienstanweisung des Kreisarztes ist, worauf Rap mund 
erst noch auf der • Hauptversammlung in Weimar hinwies, 
„durchaus mit sozialhygienischem Geiste durchfurcht", obwohl 
zur Zeit ihres Erlasses das Wurt „Sozialhygiene" überhaupt 
noch nicht auf der Tagesordnung stand. Besonders deutlich 
wird dies, wenn die neue Fassung der Dienstanweisung vom 
Jahre 1909 der ursprünglichen ersten Fassung gegenüber- 
gestellt wird. Es ergibt sich dann, daß teils neue Gebiete als 
zu den Aufgaben des Kreisarztes gehörig aufgezählt, teils auch 
schon früher genannte Gebiete in erweiterter Form dem Kreis¬ 
arzt zu^ewiesen werden. Gänzlich neue sozialhygienische Auf¬ 
gaben in diesem Sinne sind: Bekämpfung des Alkoholismus 
(§ 81a der Dienstanweisung), Säuglingsfürsorge (§ 98 a) und 
Krüppelfürsorge (§ 103 a). Erweiterungen haben erfahren: Ueber- 
wachung der Prostitution (§ 90), Schulhygiene (§§ 94—97), 
Haltekinder wesen (§ 98). 

Es werden somit die meisten Zweige, die der sozialen 
Hygiene zufallen, berücksichtigt; allerdings fehlt ein Gebiet, 
und zwar eins der allerwichtigsten, ganz, nämlich die Fürsorge 
für Tuberkulöse; ein anderes Gebiet, die Bekämpfung der Ge¬ 
schlechtskrankheiten, wird zu knapp behandelt. 

Sehen wir uns die Dienstanweisung an den genannten 
Stellen näher an, so müssen wir folgende Aufgaben sozial¬ 
hygienischer Art als amtliche Aufgaben des Kreisarztes fest¬ 
stellen : 

a) Alkoholismus: Allgemeine Beachtung der Alkohol¬ 
gefahr und Mitwirkung bei allen Maßnahmen zur Bekämpfung 
dieser Gefahr, insbesondere Belehrungen der Bevölkerung durch 
Vorträge und Besprechungen. 

Die Fassung des § 81 a ist — ich möchte sagen, glück¬ 
licherweise — so allgemein, aber doch auch wieder unter Hin- 
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weis au! wichtige Einzelheiten derartig, dafi der Kreisarzt, 
sofern er nur selbst von der Bedeutung der Alkoholgefahr 
überzeugt ist und sich mit dem Gegenstand einigermaßen ver¬ 
traut gemacht hat, daran eine Handhabe besitzt, um weit¬ 
gehend sich an der Bekämpfung des Alkoholismus zu be¬ 
teiligen. Wenn er dabei, was durchaus erwünscht ist, außerhalb 
seines Dienstortes tätig ist, so steht nach der Dienstanweisung 
nichts im Wege, Dienstreisen zu unternehmen, (z. B. zwecks 
Halten von Vorträgen, Besprechungen mit den Lehrern und 
dergl.). Wie es scheint, wird hiervon viel zu wenig Gebrauch 
gemacht. 

,b) Prostitution: Mitwirkung bei Durchführung der ärzt¬ 
lichen Untersuchung der Prostituierten und der Ueberführung 
geschlechtskranker Dirnen in ein Krankenhaus. Zwecks Kon- 
&olle der sittenärztlichen Untersuchung ist der Kreisarzt auch 
befugt, außerhalb seines Dienstortes (einmal jährlich) die Ueber- 
wachung vorzunehmen. 

Die Bestimmungen des § 90 reichpn nicht aus, um dem 
Kreisarzt eine der Bedeutung des Gegenstandes entsprechende 
Mitwirkung bei der Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten zu 
ermöglichen. 

c) Schulhygiene: Gesundheitliche Beaufsichtigung aller 
Schulen nebst Rettungsanstalten, Kinderbewahranstalten, Kinder¬ 
gärten usw. (in fünfjährigem Zeitraum), Anregungen und 
Belehrungen namentlich in Lehrerkreisen, maßgebende Mit¬ 
wirkung zur Bekämpfung der Verbreitung ansteckender Krank¬ 
heiten durch die Schulen, Anregungen und Unterstützungen 
der gemeinnützigen Bestrebungen auf schulhygienischem Gebiet 
(Ferienkolonien, Zahnpflege u. a. m.). 

Diese Bestimmungen in den §§ 94—97 geben dem Kreis¬ 
arzt die Möglichkeit, auf schulhygienischem Gebiet hervor¬ 
ragend tätig zu sein. Selbstverständlich hat er hierbei häufige 
Dienstreisen zu machen. 

Alles dies reicht aber längst nicht aus, um die Schul¬ 
hygiene so zu gestalten, wie es von allen Seiten für erforderlich 
gehalten wird. Vor allem fehlt es bei uns noch an der obliga¬ 
torischen Schularzteinrichtung, bei der der Kreisarzt wenigstens 
an leitender Stelle tätig sein sollte, wenn er auch nicht immer 
selbst Schularzt seines Kreises sein kann. 

d) Haltekinderwesen: Besichtigung der Haltekinder¬ 
stellen, Forschung nach der Todesursache bei Todesfällen von 
Haltekindern, allgemeine Mitwirkung bei der Ueberwachung 
des Haltekinderwesens. 

Die Bestimmungen des § 98 geben mithin dem Kreisarzt 
die Möglichkeit und legen dabei zugleich ihm die Pflicht auf, 
die Haltekinder zu überwachen. Im allgemeinen werden dazu in 
der Regel besondere Dienstreisen nicht nötig werden, da die 
erforderlichen Besichtigungen gelegentlich vorgenoramen werden 
können. In blonderen Fällen wird aber auch nichts dagegen 
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eiosuwenden sein, wenn eigens hierzu Dienstreisen unternommen 
werden. / 

e) Säuglingsfürsorge: Im allgemeinen Elrforschung 
der Ursachen der Säuglingssterblichkeit und Förderung der 
Maflnahmen zu ihrer Bekämpfung, Anregung zur Einrichtung 
von Säuglingsfürsorgestellen, im besondern Ueberwachung der 
der Pflege oder Fürsorge von Wöchnerinnen und Säuglingen 
dienenden Anstalten und jährliche Besichtigungen. 

Hiernach ist dem Kreisarzt eine weitgehende Mitwirkung 
bei der Säuglingsfürsorge als amtliche Aufgabe überwiesen. Die 
für die Besichtigungen nötigen Dienstreisen sind ihm gestattet. 

f) Krüppelfürsorge: Allgemeine Beachtung der jugend¬ 
lichen Krüppel und Einwirkung auf geeignete Heilbehandlung, 
Führung von Listen und deren Ergänzung. 

Die Bestimmungen im § 103 a sind so allgemein gehalten, 
dafi sie dem Kreisarzt kaum die Möglichkeit geben, sich um 
die Krüppel zu kümmern, wie es notwendig ist. Die Orts¬ 
besichtigungen, auf die hingewiesen wird, reichen dazu nicht 
aus, da sie ja nur alle 5 Jahre stattfinden. 

Aus dieser kurzen Zusammenstellung ergibt sich, daß der 
Kreisarzt durch sein Amt bereits mit einer Reihe von Auf¬ 
gaben auf sozialhygienischem Gebiet betraut ist, die ihm einen 
erheblichen Einfluß sichern, sofern er selbst nicht müßig ist, 
für deren Erledigung er aber ein besonderes Entgelt — außer 
den etwaigen gesetzmäßigen Reisekosten und Tagegeldern — 
nicht zu beanspruchen hat. Ebenso klar ist es aber auch, daß 
die im Rahmen der Dienstanweisung dem Kreisarzt zugeteilte 
Tätigkeit nicht ausreicht, um den Forderungen, die seitens der 
Sozialhygiene zur Hebung der Volksgesundheit mit Recht ge¬ 
stellt werden, gerecht zu werden. Im großen und ganzen be¬ 
schränkt sich die dem Kreisarzt auf diesem Gebiet zugewiesene 
Arbeit darauf, Anregungen zu geben, um Fürsorgeeinrichtungen 
ins Leben zu rufen, und eine gewisse Aufsicht auszuüben. 
Manche Zweige der Fürsorge, wie die Tuberkulose-Fürsorge 
und die Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten fehlen so gut 
wie völlig im amtlichen Arbeitsgebiet des Kreisarztes. Auch 
geht es weit über seine ihm amtlich vorgeschriebene Tätigkeit, 
wenn er die verschiedenen Zweige der Gesundheitsfürsorge 
selbst zusammenfaßt, leitet und kontrolliert, wie er es als Leiter 
eines Gesundheisamtes bezw. der Gesundheitsabteilung eines 
Wohlfahrtsamtes zu tun haben würde. Eine solche erweiterte 
Tätigkeit erfordert erhebliche Mehrarbeit. Die Einrichtung 
eines solchen Amtes ist mit vielerlei Besprechungen, Konferenzen 
und Vorträgen verknüpft. Die Fortführung des Amtes bean¬ 
sprucht gleichfalls allerlei Schreibarbeit, viele Beratungen und 
fortgesetzte Beaufsichtigungen. Es ist also nicht mehr 
als billig, wenn diese Tätigkeit entsprechend be¬ 
zahlt wird. Nun liegt es aber zweifellos recht nahe, wenn 
dem Kreisarzt als dem staatlichen Gesundheitsbeamten, der so 
schon mit wichtigen Aufgaben auf dem Gebiete der öffent- 
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liehen Gesundheitspflege (Bekämpfung der übertragbaren Krank¬ 
heiten usw.) betraut ist, auch diejenigen Zweige der Volks¬ 
gesundheit zur Leitung übertragen werden, die bisher nicht 
zu den staatlichen Aufgaben gehören, die vielmehr, in das Ge¬ 
biet der Fürsorgetätigkeit gehörend, bisher den Wohltätigkeits¬ 
vereinen und sonstigen Verbänden zufallen und in dem Ge¬ 
sundheitsamt vereinigt werden sollen. Die Vereinigung der 
amtlichen Tätigkeit des Kreisarztes mit der Stellung des Leiters 
der gesamten Pürsorgeeinrichtungen in einer Hand beugt einer 
Zersplitterung der Kräfte vor; sie ist auch für den Kreis als 
den Träger der Einrichtung von Vorteil. 

Was die Höhe dieser Entschädigung betrifft, so 
richtet sich diese naturgemäß nach dem Umfang der geforderten 
Leistungen, der wiederum im allgemeinen von der Größe des 
Kreises abhängig ist. Für mittlere Kreise scheint mir eine 
Barentschädignng von wenigstens 3000 M. angemessen, wobei 
etwaige Reisekosten nicht eingeschlossen sind. — Damit würde 
der Kreisa uclvn rein pekuniärer Hinsicht sich besser stehen als 
bei Anstellung eines besonderen Kreiskommunalarztes, für den 
naturgemäß ein erheblich höheres Gehalt ausgeworfen werden 
müßte. Außerdem würden seitens des Kreises die nötigen Büro¬ 
räume, Hilfskräfte, Schreibmaterialien usw. zn stellen sein. 

Wie Aust*) und Opitz*) mit Repht hervorheben, ist es 
durchaus wünschenswert, daß der Kreisarzt neben der Leitung 
des Gesundheitsamts auch sich wenigstens zu einem Teile an 
der eigentlichen Fürsorgetätigkeit beteiligt, damit er ständig 
in der für sein Amt so nötigen Berührung mit der Bevölkerung 
bleibt. Dies geschieht dadurch, daß er an seinem Wohnort 
z. B. eine Mütterberatungsstelle, Säuglingsfürsorgestelle, Tuber¬ 
kulosefürsorgestelle oder Beratungsstelle für Geschlechtskranke 
leitet, eine Schularztstelle in seinem Kreise übernimmt oder 
dergl. In großen Kreisen wird allerdings schon die Leitung des 
Gesundheitsamtes den Kreisarzt so in Anspruch nehmen, daß er 
ohne Hilfskraft (Kreisassistenzarzt) nicht auskommt. In kleinen 
Kreisen dagegen wird der Kreisarzt zugleich auch der Fürsorge¬ 
arzt für alle oder die meisten Fürsorgegebiete sein können. 

Es ist selbstverständlich, daß für die Ausübung der prak¬ 
tischen Fürsorgetätigkeit dem Kreisarzt wie den übrigen Pür- 
sorgeärzten eine besondere Vergütung zugebilligt wird. Wenn 
es heute noch Kreisärzte gibt, die ohne Entgelt solche Tätig¬ 
keit ausüben, so ist dies anzuerkennen, aber doch auf die Dauer 
abzulehnen. 

Vorbedingung bleibt bei dieser Regelung, was kaum an 
dieser Stelle noch einmal gesagt zu werden braucht, Voll¬ 
besoldung der Kreisärzte bei Loslösung von jeder 
privatärztlichen Tätigkeit, möglichst auch von der 
gerichtsärztlichen Tätigkeit. 

’) S. Zeitsebr. f. Med.-Beamto; 1919, Nr. 17. 

*) Dcs^l., Nr. 9. 
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Die Befähigung der Medizinalbeamten für die 
Leitung der Fürsorgetätigkeit. 

Von Medizinalrat Dr. Anst in Nauen. 

Es wurde in der Fachpresse und in den gesetzgebenden 
Körperschaften wiederholt betont, daß die Aus- und Fortbildung 
der Aerzte einschließlich der Kreisärzte in der sozialen Hygiene 
mehr gefördert werden müsse. Daß diesem Wunsche eine Be¬ 
rechtigung zugrunde liegt, ist ganz sicher, und niemand wird 
die Forderung freudiger begrüßen, als gerade die Kreisärzte. 

Die Fürsorgebestrebungen gründen sich auf die alte Er¬ 
kenntnis, daß Vorbeugen der Krankheiten wichtiger sei als 
Heilen derselben. Die praktische Hygiene aber, das Tätigkeits¬ 
feld der Ejreisärzte, ist in ihrem Kern stets eine vorbeugende 
Tätigkeit gewesen. Daraus folgt allein, daß keine Aerztekate- 

f orie ein größeres Interesse an den Fürsorgebestrebungen, diesem 
'ochtergebiete der allgemeinen Hygiene, haben kann, als die 
der staatlichen Hygieniker, der Medizinalbeamten. Wer die 
Literatur dieses neuen Fachgebietes kennt, wird auch ohne 
weiteres den nicht geringen Anteil, den die beamtete Aerzte- 
schaft an der Entwicklung der sozialen Hygiene genommen hat, 
erkennen und anerkennen. Wenn sie auch an den mehr hervor- 
tretenden Erfolgen der großstädtischen Fürsorge weniger be¬ 
teiligt gewesen ist, da sie hier von anderen Aufgaben in An¬ 
spruch genommen wird, so hat sie doch in der unendlich viel 
schwierigeren Fürsorge der Land- und Kleinstadtkreise eine 
ebenso mühevolle wie erfolgreiche Tätigkeit im stillen ent¬ 
faltet, von der bisher nur wenig in die breite Oeffentlichkeit 
gedrungen ist. Aber selbst die wenigen Veröffentlichungen legen 
Zeugnis davon ab, daß auch auf diesem Gebiete mancher Kreis¬ 
arzt zu einer führenden und wegweisenden Persönlichkeit ge¬ 
worden ist, obwohl nicht klingender Lohn dafür lockte und kein 
Zwang zu dieser Betätigung vorlag, also aus rein idealem 
Interesse für die Sache. 

Um so sonderbarer müssen die unzweifelhaft vorhandenen 
Bestrebungen gewisser Kreise anmuten, die Kreisärzte bei der 
Neuordnung der Fürsorgetätigkeit aus der Leitung auszuschalten, 
als ob sie gar nicht in Frage kämen, ja, als ob ihre Beteiligung 
störend sei. Dies ist um so verwunderlicher, als diese Be¬ 
strebungen aus Kreisen kommen, die sehr wohl Gelegenheit 

g ehabt haben müßten, sich von der bisherigen erfolgreichen 
Betätigung der Medizinalbeamten Kenntnis zu verschaffen. 
W ir Kreisärzte dürfen uns aber nicht verhehlen, daß diese Be¬ 
strebungen unsere ganze Stellung gefährden. 

Die Stimmen gegen unsere Beteiligung kommen einmal 
aus den Kreisen der weiblichen Fürsorgepersonen, die 
offen die Leitung für sich beanspruchen. Fräulein v. Gierke 
erklärte z. B. bei der Kinderschutztagung in Magdeburg bereits 
am 22. Juni 1918: 
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„Den Kreisarzt zum Vorsitzenden des Kreis Wohlfahrtsamt es za 
machen, halte ich nicht für ratsam. Als Leiter des Kreisfttrsorgeamtes 
kann meiner Ansicht nach nar in Frage kommen, wer die notwendige Schalung 
und soziale Vorbildang besitzt, and deshalb müßte dem Landrat, der wohl 
meist die Leitung in der Hand hat, eine solche Persönlichkeit — am besten 
eine so Torgeschinte Frau — zor Seite stehen." 

Von sozialer Hygiene, der wichtigsten Voraussetzung 
für jede leitende Fürsorgearbeit, erwähnt sie nichts, und wir 
Aerzte und Hygieniker müssen zufrieden sein, wenn sie hinzu¬ 
fügt: „Selbsitverständlich kann der ärztlichen Bei¬ 
hilfe nicht entraten werden.“ 

Noch weiter geht eine Fürsorgerin auf der letzten Tagung 
des Vereins für Säuglingsschutz mit der harmlosen Benierkung: 
„Der Kreisfürsorgerin müßte der Landrat und Kreisarzt 
zur Seite stehen.“ 

Man versteht in der Tat nicht, wie Fürsorgerinnen, deren 
Berufsausbildung im wesentlichen in den Händen von Aerzten 
gelegen hat, diese und zwar gerade die Hygieniker unter ihnen, 
in der Leitung der Sozialhygiene glatt ausgeschlossen haben 
wollen. ,In diesem Streben Hegt doch eine Verkennung, ja, 
man kann ruhig sagen, eine Ueberschätzung der eigenen 
Leistungsfähigkeit gegenüber ärztlicher Tätigkeit, der man sonst 
wohl nur in Laienkreisen zu begegnen pflegt. 

Man kann neidlos anerkennen, daß die Frauen vermöge 
ihrer besonderen Eignfung für die praktische Fürsorgearbeit 
unentbehrlich, in dieser Tätigkeit unerreicht und unersetzlich 
sind, daß ohne ihre Mitwirkung eine gedeihliche Entwicklung 
der sozialen Fürsorge nicht denkbar ist, ein Grund aber, ihnen 
nach ihren Wünschen überall in Kreis und Provinz die Leitung 
zu übertragen und die durch ihre Vorbildung und Kenntnisse 
allein hierzu berufenen ärztlichen Vertreter zurückzudrängen, 
liegt keinesfalls vor. Die Fürsorgerinnen sind trotz ihrer Fach¬ 
kunde auf sozialem Gebiete in ärztlichen und hygienischen 
Dingen Laien; sie werden und müssen es auch bleiben. Der 
irrtümlichen Annahme, daß ihre Kenntnisse und Fähigheiten 
für eine Leitung auf dem Gebiete der Sozialhygiene ausreichten, 
muß aus Aerztekreisen ganz energisch entgegengetreten werden. 
Die soziale Hygiene ist ohne ärztiche Kenntnis und 
Erfahrungen undenkbar. Die bisherige Fürsorgetätigkeit 
seitens der privaten Wohlfahrtsvereine, deren Verdienste nicht 
verkannt werden sollen, litt bekanntermaßen an dem Fehler, 
daß zu viele Laienelemente an der praktischen Fürsorge und 
Leitung beteiligt waren. Diesem Mangel sollte gerade die 
ausreichende Ausbildung weiblicher Kräfte abhelfen, deren 
Förderung die Kreisärzte stets unterstützt haben, da sie am 
besten beobachten konnten, welches Maß von Arbeit durch 
Laien oder ungenügend vorgebildete Fürsorgerinnen vergeblich 
geleistet wurde. Man hatte den Wert der Laienarbeit über¬ 
schätzt, ohne zu erkennen, daß sich die soziale Fürsorge aus 
einem charitativen allmählich zu einem fachwissenschaftlichen 
Gebiet entwickelt hatte, das sachverständige Kräfte erforderte. 
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um den wachsenden Aufgaben gerecht zu werden. Und nun, 
nachdem diese Erkenntnis von der Notwendigkeit einer fach¬ 
lichen Ausbildung der Fürsorgerinnen sich zur Tat durchgesetzt 
hat, verfallen die Vertreterinnen dieses neugeschaffenen Berufs¬ 
gebietes in den gleichen Fehler, in dem sie ihre Ausbildung 
zur Leitung der sozialen Hygiene in Provinz und Kreis für 
ausreichend halten und diese Leitung auch fordern. Die Ver¬ 
wirklichung dieser Forderung würde zur Folge haben, daß alle 
vom Kreise für die Fürsorgetätigkeit herangezogenen Aerzte, 
mögen die Vertragsbedingungen auch die ärztliche Selbständig¬ 
keit auf dem Papier enthalten, tatsächlich von der weiblichen 
nichtärztlichen Leitung auf einem rein ärztlichen Fachgebiet 
die Anweisungen für ihre Tätigkeit erhielten, wenn dies auch 
durch die Hand des Landrats ginge. Ich glaube kaum, daß 
sich die Aerzteschaft mit einer solchen Neuordnung der Dinge 
zufrieden geben wird. Und die Kreisärzte? Wie soll ihre Be¬ 
teiligung an der sozialen Hygiene aussehen? Sollen sie ganz 
ausgeschaltet werden, einen großen Teil ihrer Amtspflichten 
an weibliche Nichtärzte abgeben und infolge dieser «Ent¬ 
lastung“ spazieren gehen, wie sich einmal ein hoher Medizinal¬ 
beamter ausdrückte, oder der Privatpraxis sich wieder zu¬ 
wenden? Oder sich mit der Tätigkeit als Fürsorgearzt nach 
den Anweisungen der Kreisfürsorgerin begnügen? Man möge 
doch nur die im Kern berechtigten Forderungen der Fürsorge¬ 
rinnen nach möglichst freier Betätigung nicht überspannen 
durch Außerachtlassung aller grundlegenden Voraussetzungen 
für jede gedeihliche Fürsorgearbeit, die ärztliche Leitungl 

Daß nicht jeder Kreisarzt auf einem ärztlichen Sonder¬ 
gebiet, das sich erst in den ersten Anfängen der Entwicklung 
beflndet und noch nicht einmal scharf begrenzt ist, sofort 
Hervorragendes leisten kann, ist sonnenklar. Aber ebenso be¬ 
darf es kleines weiteren Beweises, daß unter den Aerzten die 
beamteten vermöge ihrer Vorbildung und hygienischen Sonder¬ 
betätigung als am geeignetsten erachtet werden müssen, sich 
in die neue Materie einzuarbeiten, in die neue Stellung und 
Tätigkeit hineinzuwachsen. Es liegt im wohlverstandenen Inter¬ 
esse der Fürsorgebestrebungen selbst, die für sie geeigneten 
Kräfte, d. h. die Kreisärzte und sozialhygienisch vorgebildeten 
Aerzte zur Leitung heranzuziehen 1 Ueberdies: woher will man 
denn geeignete erfahrene Fürsorgerinnen für die Leitung aller 
Kreisfürsorgeämter nehmen? Die Zahl der geprüften Für¬ 
sorgerinnen entspricht gegenwärtig nicht annähernd der Nach¬ 
frage. Die Zahl derjenigen aber, deren Ausbildung nicht erst 
im Laufe der letzten Jahre abgeschlossen wurde, bei denen 
also wenigstens so viele. Erfahrungen vorausgesetzt werden 
können, daß ihnen überhaupt selbständige Stellen. anvertraut 
werden dürften, ist so gering, daß man vor der Hand gar nicht 
behaupten kann, die geeigneten weiblichen Personen für die 
Leitung seien vorhanden. 

Sei dem aber, wie ihm wolle, das Haupttätigkeitsgebiet 



fflr die Leitong der Fürsorgetätigkeit. 


823 


der Fürsorgerin muß die Aufklärungsarbeit in den Familien 
sein und bleiben. Hier ist sie ganz am Platze, hier kann sie 
ihre hervorragenden Eigenschaften ganz auswirken lassen. Im 
Büro sollte sie nur insoweit tätig sein, als sie zur Unterstützung 
der sachverständigen Leitung erforderlich ist. Das schließt 
natürlich nicht aus, daß besonders interessierte und veranlagte 
Schwestern als Bürobeamtinnen dem Leiter zur Seite stehen, 
da ihre Fachkenntnisse gewiß eine Erleichterung des schrift¬ 
lichen Verkehrs mit sich bringen würden. 

Der andere Kreis, aus dem mehr und mehr deutlich die 
Forderung laut wird, Laienpersonen die Gesamtleitung der 
Wohlfahrt- bezw. Fürsorgeämter zu übertragen, besteht aus 
Verwaltungsbeamten. Es ist sicher, daß der Sammel¬ 
begriff Volkswohlfahrt die Grenzen der Auswirkung der Ge¬ 
sundheitspflege verwischt. Man mag nun aber den Begriff 
deuten und ausdehnen, soweit man will, ihr Kernpunkt wird 
doch stets die Volksgesundheit bleiben. Ohne Gesundheits¬ 
pflege ist Wohlfahrtstätigkeit unmöglich. Es gibt kaum ein 
Gebiet der Volks Wohlfahrt, das ohne Hygiene, ohne ärztliche 
Tätigkeit denkbar wäre. Trotzdem scheint man in diesen 
Kreisen auf dem Standpunkt zu stehen, daß Aerzte nur als 
Berater und Sachverständige für die Wohlfahrtspflege in Frage 
kämen. Mir scheint die ärztliche und hygienische Arbeit auf 
dem Gebiete so unentbehrlich und ausschlaggebend zu sein, 
daß der andere Standpunkt, die Leitung gehöre in die Hände 
der Sozialhygieniker, während die verwaltungstechnische Seite 
der Sache von technischen Beiräten bearbeitet werden könne, 
mehr Anspruch auf Berechtigung habe. 

In der von Dr. Irene Miessner herausgegebenen Zeit¬ 
schrift „Kinderschutz“ behandelt Dr. jur. et rer polit. Kracht 
Heida unter dem Titel: „Grundsätzliches zum Kreiswohlfahrts- 
amt“ die Organisationsfrage eingehend. Auch hier springt der 
große Gegensatz zwischen Arbeitsteilung und -leitung in die 
Augen. Bei der Einteilung des Arbeitsgebietes in 1. Gesund¬ 
heitsfürsorge, 2. Wirtschaftsfürsorge, 3. Jugendfürsorge, 4. Kriegs¬ 
beschädigten- und Kriegshinterbliebenenfürsorge, 5. Allgemeine 
Landkulturpflege kann jeder Sozialhygieniker mit der Rang¬ 
ordnung einverstanden sein. An die Spitze gehört das wich¬ 
tigste und weiteste Gebiet der Volks Wohlfahrt, die Gesundheits¬ 
fürsorge, und von den 5 Sonderarbeitsgebieten kann wohl nur 
eins: die allgemeine Landkulturpflege die sozialärztlichen Be¬ 
ratungen entbehren. Das ärztliche Votum wird auch hier in 
den meisten Fällen ausschlaggebend und entscheidend sein. 
Trotzdem wird der Arzt, der Kreisarzt, vom Verfasser nur als 
„Organ“ des Amtes genannt, während als Leiter eine nicht- 
ärztliche Person männlichen oder weiblichen Geschlechts mit 
dem Titel Kreiswohlfahrtspfleger gefordert wird, die also wohl 
die sozialärztliche Tätigkeit bestimmen soll. Daß geeignete 
Personen für die Leitung dieses neuen Arbeitsgebietes schwer 



324 


Dr. Aast: Die Befiliigiag der XedizualbeamteB 


zu finden seien, gibt Verfasser wohl selbst zu; aber dem nahe¬ 
liegenden Gedanken, daß sozialhygienisch vorgebildete Aerzte 
im Interesse der S^che in erster Linie in Betracht zu ziehen 
seien, gibt er nirgends Ausdruck. Das ist zu verwundern; 
denn gerade den Verwaltungsbeamten müßte doch aus der 
Praxis und Literatur bekannt sein, daß die zu Tage liegenden 
Erfolge der Medizinalbeamten überall da erreicht wurden, wo 
man verwaltungsseitig ihren Anregungen stattgab und die 
allemotw'endigsten Mittel zur Verfügung stellte, daß aber die 
große Mehrzahl der Medizinalbeamten mit ihren Anregungen 
wegen Ueberwindung der Kostenfrage auf Schwierigkeiten und 
Mangel an Gegenliebe stieß und infolgedessen auf sozial¬ 
hygienische Betätigung verzichten oder sich mit ganz unzu¬ 
reichenden Einrichtungen begnügen mußten. Es ist ja bekannt, 
welche anfallende Nervosität viele Kommunalbehörden gegen¬ 
über solchen kreisärztlichen Anregungen an den Tag legten. 
Heute sind aus den damaligen kreisärztlichen Anregungen 
selbstverständliche Forderungen der Staatsregierung ge¬ 
worden, und da sollen die Kreisärzte, die ein Jahrzehnt soziale 
Hygiene unter den schwierigsten Verhältnissen propagiert 
haben, aus der Leitung ihres ureigensten Gebietes hinaus¬ 
gedrängt werden I 

Welcher ländliche Kommunalverband fand sich denn, ab¬ 
gesehen von den reicheren westlichen Bezirken, vor dem Kiiege 
bereit, auch nur 10—20000 M. für soziale Fürsorge zu be¬ 
willigen? Welcher noch so sozialhygienisch veranlagte Landrat 
konnte beim besten Willen solche Forderungen bei der Kreis¬ 
vertretung durchsetzen? Und was hätte man mit solchen 
Summen in jener Zeit erreichen können! Heute werden die 
zehnfachen Beträge für die Forderungen der Staatsregierung 
kaum ausreichen Diejenigen wenigen Kreise aber, die den An¬ 
regungen der Kreisärzte s. Zt. Folge gaben und Fürsorge¬ 
einrichtungen, wenn auch mit geringen Mitteln, unter kreis- 
ärztlicher Direktive ermöglichten, werden diese Tat kaum bereut 
haben. 

In welche Bahnen nun auch die Entwicklung der sozialen 
Hygiene gelenkt werden möge, wir Aerzte und Medizinal¬ 
beamten haben allen Anlaß, bei der Neuordnung der Dinge 
uns nicht in den Hintergrund drängen und auf allen uns zu¬ 
stehenden Gebieten und immer nur als Sachverständige ver¬ 
nehmen zu lassen oder gar unter der Aufsicht und nach An¬ 
weisung eines nichtärztlichen Kreiswohlfahrtspflegers zu arbeiten. 

Die sozialärztliche Tätigkeit ist für die soziale Fürsorge 
ausschlaggebend und unentbehrlich. An ihrer Entwicklung sind 
Aerzte und Kreisärzte so vorwiegend beteiligt, daß sie ohne 
Schaden für den begonnenen Aufbau des neuen Arbeitsgebietes 
von der Leitung nicht ausgeschlossen werden können. Professor 
Reiter-Rostock sagt sehr treffend: 
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„Die Sozialkygiene maß eng verbanden sein mit ihrer Matter, der all- 

f emeinon Hygiene. Sosiale Hygiene ist nar restlos verständlich für den, der 
arch jahrelanges Arbeiten in der allgemeinen Hygiene hygienisch erzogen 
vrorde and die allgemeine Hygiene beherrscht. Ein Nichtfachhygieniker wird 
gewiß viele and wertvolle Anregangen geben können, aber der innere Za- 
sammenhang zwischen Wollen and Sein, der wird ihm oft fehlen. Eine große 
Qefahr liegt darin, daß die soziale Hygiene dem Dilettantismas verfällt." 

Die Kreisärzte legen wahrlich keinen Wert darauf, mit 
verwaltungstechnischen Arbeiten, die außerhalb ihrer Vorbil¬ 
dung liegen, befaßt zu werden; die kann ein erfahrener Büro¬ 
beamter (Sekretär) sehr wohl bewältigen, aber man möge 
doch endlich mit Vorschlägen aufhören, die auf unser immer 
weiteres Hinausdrängen aus der uns zustehenden Leitung der 
Öffentlichen Gesundheitspflege, zu deren wichtigsten Bestand¬ 
teilen die soziale Hygiene gehört, hinauslaufen. 

Der Kreisarzt ist als Staatsbeamter dem Landrat koordi¬ 
niert. Wenn die demokratischen Wünsche in Erfüllung gehen 
sollten, dann soll er in Zukunft kommunalisiert und dem Landrat 
unterstellt werden. Ob das der öffentlichen Gesundheitspflege 
Nutzen bringen würde, ist mehr als zweifelhaft. Zwischen 
Landrat und Kreiskommunalarzt aber, der doch in vielen Kreisen 
der Kreisarzt sein soll, noch eine dem letzteren Vorgesetzte 
Zwischenperson in Gestalt eines Kreiswohlfahrtspflegers oder 
einer Kreisoberfürsorgerin einzuschieben, hieße doch wahrlich 
die Stellung, Vorbildung und Leistungsfähigkeit der Kreisärzte 
und sonstigen Sozialärzte, die zu einer Zeit, als die jetzt nach 
dem Kriege interessierten Kreise sich mit den Dingen kaum 
oder nur ungern beschäftigten, mit Eifer und Erfolg an dem 
Aufbau der sozialen Fürsorge an erster Stelle mitgearbeitet 
haben, verkennen und ihre Arbeitsfreude bis zum letzten Rest 
vernichten. 

Die sozialärztlichen Forderungen liegen im Interesse der 
Gesundheitspflege und der gesamten Aerzteschaft. Die Ein¬ 
führung der Gewerbeaufsicht war s. Zt. eine anerkannte Not¬ 
wendigkeit. Die Uebertragung des gewerbehygienischen Ueber- 
wachungsdienstes auf nichtärztliche Beamte, trotzdem Aerzte 
und namentlich Medizinalbeamte auf dem Gebiete der Gewerbe¬ 
hygiene bahnbrechend gewirkt haben, wurde in der Vorkriegs¬ 
zeit damit begründet, daß das Interesse der Aerzte an Beamten¬ 
stellen stets ein geringes gewesen ist. Die jetzige wirtschaftliche 
Aerztenot sollte Grund genug sein, den Aerzten alle diejenigen 
Betätigungsgebiete offen zu halten, auf die sie auf Grund i^er 
Vorbildung Anspruch erheben können. Es ist kein Zweifel, der 
Aerztestand muß vor dem Herabgleiten in tiefere gesellschaft¬ 
liche Schichten geschützt werden. Zu den wirksamen Mitteln 
gehört jedenfalls die Erfüllung der Forderung, ihnen auf ihren 
ureigensten Gebieten auch die Führung zu überlassen zumal 
in emer Zeit, die so viele Aerzte zum gesundheitlichen Wieder¬ 
aufbau des Vaterlandes braucht. 
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Man hat den Eindruck, als wenn sich viele Kommunen 
mit der Schaffung neuer Wohlfahrts- und Fürsorgestellen 
förmlich überstürzten. Diese Anerkennung der Bedeutung des 
gesundheitlichen Volkswohles für den Wiederaufbau des Vater¬ 
landes ist erfreulich und bedeutungsvoll. Es ist aber zu be¬ 
denken, daß die übereilte Entwicklung einer Sache dem Zwecke 
nicht immer am förderlichsten ist und manche der neu ge¬ 
schaffenen Stellen wird wohl im Laufe der praktischen Er¬ 
fahrungen den Beweis ihrer Notwendigkeit kaum aufrechterhalten 
können. Als ruhender Pol in der Erscheinungen Flucht wird 
sich aber auch in Zukunft stets die Notwendigkeit erweisen, 
fachlich ausgebildeten Personen, also Sozialärzten und Für¬ 
sorgerinnen, den ihnen nach ihrer Vorbildung zukommenden 
Einfluß einzuräumen. 

Die Richtlinien für die Stellung der Kreisärzte und die 
vollwertige Ausnutzung ihrer Arbeitskraft sind in den Solbrig- 
Dohmschen Leitsätzen für die durch die veränderten Ver¬ 
hältnisse notwendig gewordene Umformung des Gesundheits¬ 
wesens gegeben. Die öffentliche Gesundheitspflege gehört in 
ihrer ganzen Ausdehnung unter amtsärztliche Leitung, deshalb 
ist ihre Trennung von den nichtärztlichen Zweigen der Volks¬ 
wohlfahrt durch Errichtung selbständiger Abteilungen uner¬ 
läßlich. Diesem Gedanken hat auch der neue Runderlaß des 
Ministers für Volks Wohlfahrt vom 28. Dezember 1919 Rechnung 
getragen. Es ist dabei zu wünschen, daß dieser Erlaß überall 
praktisch zur Durchführung gebracht werden möge, bevor die 
Kreisverwaltungen durch private Organisation, der neuen 
Strömung folgend, die Leitung und Aufsicht der Gesundheits¬ 
fürsorge Laienhänden anvertraut haben. 

Die im Interesse eines gedeihlichen Zusammenwirkens not¬ 
wendigen Richtlinien für das Verhältnis der Fürsorgerinnen zu 
den einzelnen Behörden, namentlich den Kreisärzten, ist meines 
Wissens in Aussicht gestellt. Der Staatsregierung liegt aber 
außerdem die Aufgabe ob, den Kreisärzten durch wirtschaft¬ 
liche Sicherstellung, durch Entlastung von zermürbender 
mechanischer Schreib- und Kleinarbeit und Befreiung von dem 
eigenartigen durch die Forderungen der Dienstanweisung und 
die erheblich gestiegenen Ansprüche an ihre amtliche Tätigkeit 
wiederaufgehobenen Rechte auf Privatpraxis die M^licheit einer 
fürsorgerischen Betätigung überhaupt zu geben. Es wäre mehr 
als merkwürdig, wenn die angesichts der unheimlichen Ver¬ 
mehrung des Beamtenheeres und der hierfür erforderlichen 
Mehrausgaben als verschwindend gering zu bezeichnenden 
Mittel zur Vollbesoldung einer längst vollbeschäftigten 
Beamtenkategorie, deren Mitarbeit an der Wiedergenesung des 
Volkes von größter Bedeutung ist, von einem Kulturstaate 
nicht aufgebracht werden sollten. 
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Ans Yersammlnngen nnd Vereinen. 

ZasamBienKefasBter Bericht ttber die Tor«tandMitzan||en 
de« Beatseben n. Preaaslschen HedlztualbeamtenTereins 
in Berlin am Freitage, den 28. Bai 1990. 

Erstattet yom Schriftführer des Preußischen Medizinalbeamtenvereius, 
Med.'Bat Dr. Bnndt* Halle a. 8. 

Es waren anwesend vom Vorstand des Deutschen Med .-Beamten* Vereins: 

1. Qeh. Med.-Bat Prof. Dr. Bapmnn d-Minden, Vorsitzender des Deutschen 
und Preußischen Med.-Beamten-Vereins. 

2. Geh. Med.-Bat Dr. Wodtke-Jena, stellrertretender Vorsitzender beider 
Vereine. 

3. Pbysikns Prof. Dr. Sieveking-Hamburg, Schriftführer des Deutschen 

Med.- Beamten -V ereins. ♦ 

4. Medizinalrat Dr. Bun dt-Halle a. S., Schriftführer des Preußischen Med.- 
Beamten -Vereins. 

6. Beg.- u. Med.-Bat Dr. Frickhinger-München. 

6. Geb. Med.-Bat Dr.Gumprecht-Weimar. 

7. Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Strassmann -Berlin. 

Vom Vorstand des Preußischen Med.-Beamten-Vereins: 

Außer den unter 1, 2, 4 nnd 7 genannten Herren 

8. Geb. Med.-Bat Dr. Weißenborn-Berlin. 

Nachdem der Vorsitzende die Versammlung begrüßt nnd des Ablebens 
des Vorstandsmitgliedes, Geb. Ob.-Med.-Bat Dr. Hauser-Darmstadt, gedacht 
batte, wurde auf seinen Vorschlag eine gemeinschaftliche Tagung beider Vor¬ 
stände beschlossen, soweit die Beratnngsgegenstände beide Kreise betreffen, 
was bei den meisten der Fall ist. 

I. Geschäfts- nnd Kassenbericht. Erhähnng der Hitgliederbelträge. 

Geh. Med.-Bat Dr. Scheube-Greiz, der aus seiner bisherigen amtlichen 
Stellung ansgeschieden ist, bat sich bereit erklärt, zunächst noch im Vorstand 
des Deutschen Med.-Beamten-Vereins zu bleiben. 

Ein neues Mitglied eryerzeichnis liegt im Druck yor nnd wird 
an die Vorstandsmitglieder yerteilt. Die Mitgliederzahl des Deutschen 
Med.-Beamten-Vereins betrog am 1. Januar 1919: 1370, davon sind im Laufe 
des vorigen Jahres 30 Mitglieder gestorben, 45 ansgetreten, 76 neu eingetreten, 
■0 daß die Gesamtmitgliederzahl am Beginn des Jahres 1920 wieder die gleiche 
Höhe von 1370 erreich^te. Hiervon entfallen 700 auf Preußen, 326 auf Bayern, 
284 auf die übrigen deutschen Staaten. Im laufenden Jahre sind bis 28. Mai 16 
gestorben, 68 ausgetreten nnd 77 eingetreten, so daß sich die Zahl der Mit- 

f lieder z. Z. auf 1374 stellt (767 Preußen, 820 Bayern nnd 287 ans den übrigen 
entseben Staaten.*) 

Die Abrechnung der Kasse des Deutschen Med.-Beamten- 
Vereins hat für 1919 rechnerisch mit einem Fehlbetrag von 880 M. abge¬ 
schlossen. Der Kassenbestand beträgt z. Z. 8890 M. 70 Pi. 

Im Preuß. Med.-Beamten-Verein sind 1919 eingekommen M. 12867,91 

ansgegeben „ 11906,18 

so daß 461,73 M. Ueberschoß verbleiben. 

Die dauernd gestiegenen Unkosten für Zeitschrift nnd für sonstige 
Ansgaben im Interessse der Vereinsbestrebungen macht eine Erhöhung des 
Jahresbeitrages über die in der vorjährigen Hauptversammlung in Weimar 
festgesetzten Höhe notwendig. Auf eine Umfrage haben sich sämtliche Mit¬ 
glieder des Vorstandes für eine Weiterführong der Zeitschrift in annähernd 
gleichem Umfange nnd für ihr bisheriges 14 tägiges Erscheinen ausgesprochen. 
Diesen Wünschen kann die Verlagsbuchhandlung nur nachkommen, wenn ihr 
jährlich für ein Exemplar 26 Mark gewährt werden. Da nun im Deutschen 
Med.-Beamten-Verein für jedes Mitglied mindestens 6 Mark jährlich 
notwendig erscheinen, nm die sonstigen Aufwendungen ohne allzu große In¬ 
anspruchnahme des Vermögens zu bestreiten, so wird beschlossen, den bis- 


') Die Mitgliederzahl hat sich bzwischen anf 1892 (770 Preußen, 
882 Bayern and 290 aus den anderen dentschen Staaten) erhöht. 
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herigen Jahresbeitrag für diesen Verein von 17 auf 30 Mark zn erhoben 
und demzufolge einen Betrag von 13 Mark nachträglich zn erheben. Von den 
Vorstandsmitgliedern des Prenß. Med.-Beamten-Vereins wnrde im An¬ 
schluß hieran eine Erhöhung des Beitrages von 20 auf B5 Mark 
beschlossen.!) pür die in den Bubestand getretenen Mitglieder soll jedoch der 
Beitrag auf 10 Mark ermäßigt werden, falls sie dem Verein auch ferner ange¬ 
hören wollen, aber auf die unentgeltliche Zusendung der Zeitschrift verzichten. 

Zur Frage der Zeitschrift wird weiterhin beschlossen, die Vereinsmit- 
glieder in dem wegen Erhöhung des Beitrages an sie abzusendenden Bnnd- 
Bchreiben zu bitten, doch künftighin Ernennungen, Versetzungen, 
Beförderungen, Auszeichnungen und Familiennachrichten 
sofort der Schriftleitung mitznteilen. Es wird dabei das Bedaoem 
ausgesprochen, daß die Vereinsmitglieder bisher nur selten derartige Nachrichten 
der Zeitschrift mitteilten, diese auch vipl zn wenig durch Zusendung von Mit¬ 
teilungen über bemerkenswerte Vorkommnisse und gesetzlicher Maßnahmen auf 
dem Gebiete des Gesundheitswesens in den einzelnen Staaten und Bezirken 
auf dem Gebiete des Gesundheitswesens unterstützten und es vor allem an 
eine regere Mitarbeit bei den Vereinsbestrebungen und an einer tatkräftigen 
Unterstützung des Vorstandes in dieser Hinsicht fehlen lassen.*^ Die Gewinnung 
von Einfluß auf Abgeordnete aller Parteien ist bei dem jetzt m allen deutschen 
Staaten bestehenden parlamentarischen Begierungssystem aber noch viel not¬ 
wendiger als sonst. 

Betreffs der Bapmundspende teilt der Vorsitzende, der darüber 
allein die Verfügung hat, mit, daß er diese nur zur Unterstützung hilfs¬ 
bedürftiger Kollegen verwenden werde; die Spende erhält damit den Charakter 
einer milden Stiftung und genießt Steuerfreiheit. Die Kasseuftthrung für die 
Spende hat Geh. Med.-Bat Dr. Schlüter in Gütersloh übernommen. 

Zur Verminderung der Kosten der Vorstands Sitzungen, die bei 
der heutigen Steigerung der Fahr- und Unterkunftskosten gewaltig ge¬ 
stiegen sind, wird für den Deutschen Med.-Beamten-V«rein die 
Bildung eines kleinen Arbeitsausschusses ans dem Vorstande für zweck¬ 
mäßig gehalten. Ein dahingehender Antrag, der eine Satzungsänderung be¬ 
deutet, soll auf der nächsten Hauptversammlung gestellt werden. Der Arbeits¬ 
ausschuß wttide sich dann aus dem Vorsitzenden, den Schriftführern beider 
Vereine und je einem Vertreter für Bayern, für Thüringen und einem ab¬ 
wechselnd von Sachsen, Württemberg, Baden und Hessen zu entsendenden 
znsammensetzen.’ Die übrigen deutschen Staaten sind auf diese Weise durch den 
Schriftführer des Deutschen Vereins und Preußen durch zwei Vorstandsmit¬ 
glieder, den Vorsitzenden und den preußischen Schriftführer, vertreten. Die 
Vereinskasse müßte außerdem nur die Kosten für die Arbeitsaussebußsitzungen 
tragen, während die Beisekosten der übrigen Vorstandsmitglieder zn den Voll¬ 
sitzungen des Vorstandes, die am besten mit den Hauptversammlungen ver¬ 
bunden werden, von den einzelnen Landesvereinen übernommen werden müßten, 
soweit sie nicht von den Vorstandsmitgliedern persönlich getragen werden. 

II. Besprechung über Maßnahmen zum Ansbau des öffentlichen 
Gesundheitswesens im Reich und in PrenOen und zur Hebung der Stellung 
nnd Besoldung der Medlzinalheamten; Neuregelung der amtsärztlichen 
Gebühren nnd der Dlenstaufwandsentschädignng für die preufllaohen 
Medizinalbeamten. 

1. Die vom Deutschen Med.-Beamten-Verein im Vorjahre an die 
Nationalversammlung gerichtete Eingabe behufsErrichtung eines Reichs- 
ministerinms für Volksgesundheit unter fachmännischer 

*) Wir bleiben auch so mit unserem Jahresbeitrag hinter andere Standes¬ 
vereine zurück. Der Leipziger Verband der Aerzte Deutschlands zahlt z. B. 
40 M., der Deutsche Apothekerverein bO M. und der Bund Deutscher Apotheker 
sogar 120 M. Jahresbeitrag. 

*) Der beste Beweis dafür ist, daß z. B. von den preußischen^Medizinal- 
beamten bisher nur 4, buchstäblich vier 111 Kreisärzte um Zusendung von 
Abdrucken der letzten Eingabe des Preußischen Medizinal beamtenvereins an 
die Landesveieammlung um anderweite Regelung der Besoldung gebeten 
habttL Bpd. 
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e) Das Aktenstadiam and Vorantersachangeo, gleich, ob sie in der Wobnnng 
des Kreisarztes oder an einem anderen Orte statlfinden, sollen für jeden 
Fall and vor jeder Begatacbtang bezahlt werden. Das Aktenstadiam 
ist standenweise za entlohnen; es ist aach za entgalten, wenn die Aas- 
stellang eines Ontacbtens oder die Abhaltung eines Termines vereitelt wird. 

f) Die Zahl der Vorontersachangen und Yorbesache soll nicht begrenzt 
werden, da die Schwierigkeit der einzelnen Fälle, die erforderliche Zeit 
and di» Zahl der nötigen Vorontersachangen je nach Lage des Falles, 
anßerordentlich verschieden sind. 

g) Die Gebühr für den begrifflich schwer zu begrenzenden und za Miß¬ 
bräuchen Anlaß gebenden Befandscbein soll fortfallen. 

h) Karze Termiuanterbrecbangen, die dem Berichts- oder Kreisarzt keine 
anderweite Tätigkeit mehr während der Unterbrechungen gestatten, sind 
in die Terminzeit mitbineinzarechnen. 

i) Die Tagegelder and Beisekosten in gerichtlichen Angelegenheiten sind in 
derselben Höbe za gewähren wie bei den übrigen amtsärztlichen Geschäften. 

Diese Richtlinien fanden in der anschließenden Beratung, an der nur 
die Vorstandsmitglieder teilnahmen, allseitige Znstimmnng; desgleichen die 
vorgeschlagene Höbe der Einzelgebübren. 

6. Im Anschluß hieran berichtet der Schriftführer des Prenß. Med.- 
Beamtenvereins noch über eine an den Herrn Minister schon im März 
d. J. abgesandte Eingabe betreffs Erhöhung der Dienstanfwands- 
entschädignngen für sämtliche Kreisärzte. Danach sind für die voll¬ 
besoldeten Kreisärzte 3000 M., für die nicbtvollbesoldeten 2000 M. Grand- 
gebObr gefordert Alle über diese Sammen hinaasgebenden Mehraasgaben, 
soweit sie durch Belege nachgewiesen werden, soUen den Kreisärzten aus der 
Staatskasse ersetzt werden. 

III. Beschlnßfassang Uber die nächste Haaptverssmmlang. 

Nach längerer Beratabg wird mit Rücksicht auf die schwierigen und 
kostspieligen Verhältnisse einstimmig beschlossen, in diesem Jahre von der 
Abhaftang einer Hanptversammlang abzasehen. 
ly. Verschiedenes. 

Es erscheint wünschenswert, in engere Ftthlang mit den Kommunal- 
ärzten za kommen. Eine Besprechung in Weimar zwischen dem Schriftführer 
des Deatschen Med.-B<>amten-Vereins and dem Vorsitzenden des Vereins der 
Kommanalärzte, San.-Rat Dr. Rabnow-Scböneberg, ergab eine grandsätzliche 
Uebereinstimmnng in diesem Ziele. Herr Ministerialdirektor Dr. Gottstein, 
der an dieser Besprechang teilnahm, hielt ebenfalls ein möglichst einiges Za- 
sammenarbeiten der Kreis- und Kommanalärzte für erwünscht. Er erklärte 
außerdem eine selbständige Stet lang der Kommanalärzte in den Stadtver¬ 
waltungen als stimmberechtigte Mitglieder der städtischen Körperschaften für 
wünschenswert. Man war übereinstimmend der Ansicht, daß die Medizinal¬ 
beamten and Kommanalärzte mehr als bisher znsammenarbeiten müßten and 
deshalb aach der Beitritt von Kommanalärzten zum Medizinalbeamtenverein 
nar frendig begrüßt werden könnte. 

Eine gleiche Stellungnahme ist den praktischen Aerzten gegen¬ 
über nötig. Die Forderang des Düsseldorfer Aerztevereins, daß die ärztlichen 
Organistionen bei der Anstellung von beamteten Aerzten mitwirken müsse, ist 
entschieden als unberechtigt zurückzaweisen. Sie bezieht sich übrigens, wie 
Berichterstatter sich darch Einsichtnahme der Akten überzeugt bat, in erster 
Linie auf die Anstellang der Kommnnalärzte; ihre Aufstellung ist vor 
allem deswegen erfolgt, am die Auswahl der beamteten Aerzte nach partei- 

E olitischen Rücksichten ohne Berücksichtigung der beruflichen Eignung za ver¬ 
ludern. Sollte die Frage auf dem nächsten Aerztetage zar Vtrhandlung 
kommen, so soll dafür Sorge getragen werden, daß sich auch Medizinal¬ 
beamte an dieser beteiligen. 

Nach Besprechang noch einiger unwichtiger Fragen erklärte vor Schluß 
der Sitzung der langjährige Vorsitzende und Gründer des Vereins, Geh. Med.- 
Rat Dr. Rapmand, daß er nunmehr den Vorsitz im Vorstande 
beider Vereine niederlege. Er scheide aus dem ihm solieben und 
darch Jahrzehnte hindurch zum Wohle der Kollegen verwalteten Amt, weil 
er sich seinen Lebensabend frei von der Bürde des Amtes and der mit dieser 
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rerbnndenen Verantwortlichkeit gestalten möchte. Er werde aber anch fernerhin 
alle Vereinsbestrebnogen mit allen seinen Kräften fördern nnd sei deshalb auch 
bereit, wenigstens yorlänfig noch in den Vorständen beider Vereine als Mitglied 
za bleiben. Er wird hierauf unter herzlichen Dankesworten für seine Treue and 
Aafopferang für den Verein znm Ehrenvorsitzenden des Vorstandes 
gewählt and wird beschlossen, auf der nächsten Hanptversaromlang den Antrag 
za stellen, ihn za bitten, den Ehrenvorsitz in beiden Vereinen anzanebmen. 

Anf Vorschlag von Geh. Med.-Bat Dr. Bapmand werden Herr Oe- 
heimrat Dr. Wodtke zum Vorsitzenden des Vorstandes beider Vereine and 
Geheimrat Dr. Strassmann za seinem stellvertretenden Vorsj^tzenden des 
Vorstandes gewählt; beide nahmen die Wahl an. 

Damit worden die Verhandlungen geschlossen. 

Der Vorstand richtet nun an alle Vereinsmitglieder die Bitte, dem Wanscho 
nnseres bisherigen allverehrten Vorsitzenden nach Entlastang and wohlverdienter 
Bohe Becbnnng za tragen, und alle Zuschriften in Vereinsangelegen* 
beiten in Zakanft je nach der Vereinszugehörigkeit an die Schriftführer: 
Professor Dr. Sieveking>Hambnrg 37 (Bote Baumchanssee Nr. 211) 
bezw. Medizinalrat Dr. Handt-Halle a. S. (Gr. Steinstraße Nr. 20) za richten, 
die von jetzt in Gemeinschaft mit dem Vorsitzenden, Herrn Gefaeimrat Wodtke 
in Jena (Ernst Haeckel-Platz Nr. 1) die Geschäfie führen and mit Herrn 
Geh.-Bat Dr. Bapmand nach wie vor in dauernder freundschaftlicher Ver¬ 
bindung stehen, um seine Sachkenntnis and Erfahrung aach weiterhin in allen 
irgendwie zweifelhaften and schwierigen Fällen in Anspruch zu nehmen, wofür 
wir ihm za herzlichem Danke verpflichtet sind. 

Alle die Zeitschrift für Medizinalbeamte betreffenden Zu¬ 
schriften sind dagegen auch weiterhin an Herrn Geheimrat Bapmand in 
Minden za richten. 


Bericht ttber die nedizlnalbeamten-TersHmmlonK des 
Begleraogsbrsirks Arnsberg ln Uagen am 99. Jnll 1990. 

Anwesend sind unter dem Vorsitze des Reg.- und Med.-Rats Dr. Eoenig 
25 Medizinalbeamte des Bezirks, die Fraoenreferentin, Fraa v. Staff-Arnsberg, 
der Vorsteher der Impfanstalt and Abteilangsvorsteber am Institut für In¬ 
fektionskrankheiten Dr. Gins-Berlin, der Leiter des Instituts für Bakteriologie 
and Hygiene Prot. Dr. B r a n s - Gelsenkircben, der Abteilangsvorsteher am 
hygienischen Institut Dr. Löns-Dortmund and die Herren Stadtärzte von 
Bo^am, Gelsenkircben, Eickel and Lüdenscheid. 

Der Vorsitzende begrüßt die Erschienenen and gibt einen Ueber- 
blick über die Veränderangen im Medizinalpersonal des Bezirks 
seit der letzten Versammlang am 22. April 1918, wobei er besonders der 
scheidenden Kollegen, des in den Ruhestand tretenden Geh. Med.-Bats Dr. Grave- 
Hagen and des nach Kottbas versetzten Kreisarztes Dr. Nowak-Eikel, gedenkt. 

Hierauf erteilt er das Wort der Fraaenreferentin der Regierang in 
Arnsberg Fraa v. Staff. Mit warmen Worten dankt die Rednerin für die 
UnterstUtzong and das Interesse, die der Fürsorgebewegang von Anbeginn 
ihrer Entwicklang von seiten der Kreisärzte zateil geworden sei und knüpft 
hieran die Bitte, daß aach in Zakanft dieselbe Gesinnung hier walten möge. 
Die Frage der Dienststellung der Fürsorgerin gegenüber dem Kreisarzt finde 
ihres Erachtens die beste Lösung in der Weise, daß die Fürsorgetätigkeit, 
soweit sie das gesondheitliche Gebiet betreffe, der Aafsiebt des Kreisarztes 
anterworfen sein sollte; anf sozial-wirtschaftlichem and pädagogischem Gebiet 
halte sie ein selbständiges Arbeiten der Fürsorgerin für geboten. 

In der daraaf folgenden Aassprache ergreifen das Wort: der Vor¬ 
sitzende and die Kreisärzte Naack, Hagemeier, Wollenweber and 
Bliesener. Sämtliche Redner betonen die Notwendigkeit der Fürsorge and 
besonders auch der Unterstützang der Fürsorgerin bei ihrer schwierigen 
Tätigkeit. 

Stadtarzt Dr. Wendenbarg-Bocham weist anf die Schwierigkeiten 
hin, die den Stadtärzten dnreh die Vorzngsstellang der Kreisärzte erwachsen 
können. Die Stadtärzte dürften nicht aasgescbaltet werden, sondern müßten 
aal dem ihnen anvertranten Gebiete voll za Worte kommen. Die Aasbildang 
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der Fürsorgerin müßte in erster Linie die spätere Verwendung als ärztliche 
Hilfskraft berücksichtigen. Der Vorsitzende gibt der Hoffnnng Ansdrnck, 
daß das Zasammenarbeiten der staatlichen nnd kommanalen Amtsärzte auch 
weiterhin in bester Eintracht vor sich gehen werde, wenn anch der Staat anf 
das ihm znstehende Aufsichtsrecht nicht Verzicht leisten könne. 

Es folgen sodann die Vorträge der Herren Dr. L ö n s - Dortmund über 
.Agglntinationsversncbe mit Proteus bet Variola vera^ und Prof. Dr. Bruns- 
Oelsenkirchen über y,Diirerentialdiagnose der Pocken nnd Windpocken^. 
In der sich anschließenden Aussprache, die sich besonders anf die Frage der 
Pocken bekämpf nng erstreckt, berichtet Dr. Gins-Berlin über die verschiedenen 
zur Verfügung stehenden diagnostischen Methoden. Als Enriosum erwähnt er 
das Auftreten einer Epidemie von Impetigo contagiosa, die infolge des Gut¬ 
achtens eines hinzngezogenen Hautarztes als Pocken angesehen nnd bekämpft 
worden war. Der Vorsitzende hebt hervor, daß die Bekämpfung der Pocken 
während des vergangenen Jahres vieierorts unter der mangelnden Autorität 
der Ortspolizeibehörden gelitten habe; ein scharfes Zufassen sei aber die erste 
Vorbedingung zu einer wirksamen Bekämpfnng der 8«ucbe. 

Zum Schlüsse gibt Dr. Quad flieg-Arnsberg eine statistische üeber- 
slcht über den Stand der Typhnsbewegung sowie über das Ergebnis der 
Meldepflicht nnd der Umgebungsnntersnehnngen nnd erläutert die hieraus zu 
ziehenden Folgerungen. 

Der Vorsitzende spricht den Bednem für ihre Ausführungen und 
der Versammlung für ihre Teilnahme seinen Dank ciis nnd schließt die Sitzung. 

Dr. Schmidt-Bochum. 


Kleinere Mitteilungen n. Beferate ans Zeitschriften. 

Baktorlologl* tmd Bekümpfiing d«r dbertragharen Krunkheltea. 

1. AUgemeine Bakteriologie. 

Ueber Pathogenese der Dauerausscheider und Bazillenträger. Von 
Priv.-Doz. Dr. J. Schürer. Ans der med. Universitätsklinik FranUnrt a. M. 
Berliner klinische Wochenschrift; 1920, Nr. 6. 

Von den akuten Infcktiooskrankbeiten sind es nur Diphtherie, Typhus, 
Buhr nnd wahrscheinlich Scharlach, bei denen es sogenannte Dauerausscheider 
gibt. Die Persistenz der Erreger bei solchen Personen ist abhängig von dem 
chronischen Erankheitsprozeß, der nach Ablauf der akuten Allgemeinerschei- 
nnngen eintritt, wobei indes die Personen subjektiv gesund sind. Hier kann 
es noch nach Jahren oder Jahrzehnten zu erneutem endemischen oder epidemischen 
Auftreten der Erankheit kommen. Bei den anderen Infektionskrankheiten, 
nämlich Cholera, Pest, Bttckfallfieber, Masern, Böteln, Fleckfleber, Varizellen 
und Variola gibt es keine Dauerausscheider. Dr. Solbrig-Breslau. 


2. Fleckfleber. 

Beiträge zur Deutung der Well-Fdlxschen Beaktlon. Von Neu- 
kirch nnd Ereussler. Beiträge zur Elinik der Infektionskrankheiten; 
Bd. 8, H. 1—2. 

Ein ans Stuhl eines Fleckfleberkranken gezüchteter Pyocyaneusstamm 
wird durch Fleckfieberblut wesentlich häuflger und höher agglutiniert als 
durchwandere Sera. _ Dr. Wolf-Hanau. 


Erfahrungen bei der Fleckfleberbekämpfnng. Von Dr. A. Pfeiffer- 
Breslau (ibidem). 

Die Weil-Felix'sche Beaktion erwies sich als ein brauchbares Hilfs¬ 
mittel zur Bestätigung der Diagnose. — Beim Erlöschen der Epidemie weist 
anch das Fleckfleber meist mitiginierte Formen auf. Dr. W.olf-Hanau. 


Well-Felixsche Beaktlon nnd X 19*Immnnsemmagglntination. Von 
Prof. Dr. Pransnitz. C.-Bl. f. Bakt.; I. Abtlg., Orig. Bd. 84, Heft 2. 

Prausnitz, der nie mit Fleckfieberkranken in Berührung gekommen 
^t, hat an sich selbst ein Immnnserum gegen den X 19-Stamm hergestellt 
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nnd beobachtet, daß einstttndige Erhitzung des Serums auf 56* beim Imman> 
serum Thermostabilitst, beim Fleckfieberkrankenserum dagegen Thermolabilität 
der agglutinativen Eigenschaften fQr den X 19-Stamm ergibt. Er schlägt 
demnaiiw die einstfindige Erhitzung des zu prfifenden Serums auf 56* vor, um 
die Differentialdiagnose zwischen Fleckfieber und Proteusinfektion zu stellen. 

Dr. Hirschbruch-z. Z. Charloitenburg. 


3. Buhr. 

Ueber Darmamfiben nnd Amöbenrnbr In Dentscbland. Von Prof. 
Dr. W. Fischer. Aus der med. Klinik der üniversitlt Oöttingen. Berliner 
klinische Wochenschrift; 1920, Nr. 1. 

Nach den Untersuchungen des Verfassers an 120 Patienten yerschiedener 
Art mit allerlei Magen- und Darmstfirungen kommen autochtbone Fälle yon 
AmObenruhr in Deutschland yor. Es zeigte sich, daß Amnben ziemlich yer- 
breitet sind, ohne daß es dabei häufiger zu pathogenen Wirkungen kommt. 
Es erscheint wfinscbenswert, systematisch Untersuchungen namentlich bei Leuten, 
die zur Kriegszeit Bohr dnrcbgemacht haben, zumal auf dem östlichen und 
südöstlichen Kriegsschauplatz, yorzunebmen und auf die Anwesenheit yon 
Amöben und deren Zysten zu achten. Dr. Solbrig-Breslau. 


Die spezifische Behandlung der Bnhr. Von Dr. Offrem-Elberfeld. 
Beiträge zur Klinik der Infektionskrankheiten; Bd. 8, H. 8. 

Das yerläßlichste Mittel ist nnd bleibt das Serum. Der Buhrheilstoff 
allein eignet sich für leichte Fälle, für mittelschwere Fälle muß man ihn mit 
Serum kombiniert yerwenden. Bei den schweren Fällen yersagt aber oft auch 
diese Behandlnng. _ Dr. Wolf-Hanau. 


4. Diphtherie. 

Die bakteriologische Diagnose der Diphtherie. Von Augenarzt Dr. 
Fr. Schanz-Dresden. Berliner klinische Wochenschrift; 1920, Nr. 9. 

Die verschiedensten Mitteilungen in neuerer Zeit über das häufigere 
Vorkommen echter Dipbtheriebazillen in der Nase Neugeborener geben dem 
Verfasser Veranlassung, darauf hinznweisen, daß der harmlose Xerosebacillus 
sehr leicht mit dem Diphtherieerreger zu verwechseln ist. Er selbst hat eigene 
Untersuchungen darüber angestellt nnd in seinem eigenen Bindehantsack die 
Xerosebazillen gefunden. Dr. Solbrig -Breslau. 


5. Grippe. 

Was hat uns die letzte Orippenepidemle gelehrt! Von Prof. Dr. 
Möllers. Berliner klinische Wochenscbrifi; 1919, Nr.46. 

Die Grippe des Jahres 1918 ist dieselbe Krankheit, die als Influenza aus 
früheren Zeiten bekannt ist. Ganz ungewölinlich war ihr erstes Auftreten im 
Sommer und die Tatsache, daß der ersten Welle so schnell eine zweite folgte.. 
Die Infektiosität der Grippe steht in der Epidemiologie einzig da. Die Grippe 
geht und kommt mit den Menschen mit der Geschwindigkeit der Verkehrs- 
möglicbkeiten. Im Gegensatz zu früheren Epidemien bat die letzte Epidemie 
die mittleren Lebensjanre bevorzugt. Das klinische Krankheitsbild ist außer¬ 
ordentlich wechselvoll. Charakteristisch für die letzte Epidemie war das ge¬ 
häufte Auftreten von Blutungen. Die Klärung der Aetiologie der Grippe hat 
unerwartete Schwierigkeiten erfahren. Der allgemeinen Anerkennung des 
Pfeifferschen Bacillus als Grippenerreger steht der Umstand hindernd im 
Wege, daß diese Bazillen nicht regelmäßig gefunden werden, wie die spezi¬ 
fischen Krankheitserreger bei Diphtherie, Cholera usw. An die Möglichkeit, 
daß der tatsächliche Grippenerreger ein filtrierbarer Virus ist, ist zu denken. 
Hoffnungsvolle Ausblicke bezüglich der Möglichkeit einer Herabsetzung der 
hoben äterblichkeitsziffer der Grippenpneumonie gewähren die neuen Buiand- 
iungsmethoden mit chemotherapeutischen Präparaten und mit Seris. 

Dr. Solbrig-Breslau. 
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6. Desinfektion. 

Die bskterizide Wlrkeer tod SOi. Voa Tierarzt J. HenkeL Lig.- 
Dies. Hannover 1919. 

Unzweifelhaft besitzt 80t gate bakterizide Eigenschaften; ob es aber 
ein geeignetes Mittel sein wird, nm znr Desinfektion im großen z. B. von 
Wohnungen, Btallnngen, Eisenbahnwagen usw. Verwendnng zn finden, ist noch 
fraglich, da es nicht möglich ist, eine genaue Dosiernng des Gases zn er¬ 
reichen. Denn ist es äußerst schwierig, die Bäume so abzndichten, daß nicht 
ein Teil des Gases entweicht. Ferner tritt noch der Umstand hinzu, daß 80i 
wegen seiner Schwere zum größten Teil sich an dem Boden lagert, so daß die 
höher gelegenen Teile gar nicht oder nur kurze Zeit dem Gase ansgesetzt 
sind. Auch die schädigende Wirkung des Schwefeldioxyds auf Metalle muß • 
berttcksicbtigt werden. Das Arbeiten mit SO* birgt für das Personal, das 
mit der Desinfektion beauftragt ist, gewisse Gefahren in sich. Es treten 
starke Beiznngea und Aetzongaa der Schleimhiate der Augen und des Be- 
spirationsapparates ein. Dr. Wolf-Henao. 


Die Znknnft des Desfnfehtorenstandes. Die Desinfektoren bedttrfen 
einer längeren nnd sorgfältigeren Ausbildung, als sie ihnen zurzeit gewährt 
wird, nnd sind alle 8 Jahre zn Stägigen Wiederholungsknrsen einznziehen; 
sie sind als Gesnndheitsbeamte ihres Bezirks dem Kreisarzt zn unterstellen, 
der sie auf allen Gebieten der Medizinalpolizei verwenden kann. Wenn man den 
Desinfektoren derartige Aufgaben znweist, ist es selbstverständlich nnd not¬ 
wendig, daß dann auch ihre Stellung gehoben werden muß, insbesondere, daß 
man siealspensionsfähigeBeamte anstellen muß. Damit der Desinfektor 
all den Aufgaben gewachsen ist, muß er ständig bestrebt sein, sein Wissen zu 
vertiefen; dies muß ihm seine Vorgesetzte Behörde dadurch erleichtern, daß 
ihm seine Fachzeitschrift und ähnliche Zeitschriften etc. znr Verfügung ge¬ 
stellt werden. Auch wird sich die Teilnahme an Vorträgen oder Kursen aus 
dem Gebiete der Gesundheitspflege empfehlen. Am leichtesten wird die Fortr 
bildung aber erreicht, wenn sich die Desinfektoren zu Vereinen zusammen¬ 
schließen, welche die wissenschaftliche WeiterbUdnng übernehmen. Es kann 
daher nur empfohlen werden, daß, wie es bei den Hebammenvereinen ge¬ 
schieht, dies von den Kreisärzten unterstätzt wird; unter den jetzigen Ver¬ 
hältnissen ist es natürlich nur möglich, wenn die Kommunalverwaltnngmi 
Beisegelder gewähren, wie es auch schon in vielen Kreisen geschieht. In 
diesen Versammlungen hat der Kreisarzt auch Gelegenheit, dienstliche Vor¬ 
kommnisse zn besprechen nnd auf neu erschienene Erlasse hinzuweisen. Zwei 
Versammlungen im Jahre sind unter allen Umständen notwendig. 

Dr. Wolf-Hanau. 


Besprechnngen. 

Dr. J<M*f CItmsI, Medizinalrat nnd Bezirksarzt a. D. in Kempten: Dentsek- 
lands Wiedergeburt. Berlin 1920. Ferd Dfimmlers Verlagsbuchhand¬ 
lung. Gr. 8 ®, 276 8. 

Schon lange vor dem Kriege ist Verfasser ein Verteidiger der Voll¬ 
familie gewesen und hat auf die großen Gefahren der modernen Zwergfamilie 
für den Bestand des Staates nnd insbesondere unseres Volkes hingewiesen. Seine 
Mahnungen haben damals leider keinen Glauben gefunden; was er voransgesagt 
und behauptet bat, ist vielmehr jetzt in weit schlimmerem Maße eingetreten, 
als jemand ahnen konnte. Nunmehr ist es Zeit, daß wir uns wieder auf uns 
selbst besinnen 1 Verfasser glaubt fest an Deutschlands Wiederauf rieh tung 
und an die Znknnft unseres Volkes; wir müssen nur den Mut zum Leben 
haben nnd nicht verzagen, weil wir einmal abgebaut sind. Pessimismus ist 
kein Lebensfaktor I Eine Mahnung znr Selbstachtung, ein Weckruf des Lebens¬ 
mutes soll das Büchlein des Verfassers sein. Er will das öffentliche Gewissen 
damit schärfen, daß sich hauptsächlich die oberen Kreise ihrer Pflicht erinnern, 
damit wir wieder zn einer Mindestzahl von 8—4 Kinder in einer gesunden Ehe 
der oberen, von 4—5 Kinder der unteren Schichten kommen. Mit Becht betont 
er, daß in der Kinderpflege die wichtigste und wirksamste Maßregel das Stillen 
ist und der Erfolg der ganzen Sänglingsfürsorge in Frage gestellt wird, wenn 
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es nicht gelingt, die Mntter zur Darreichung der Srnst an ihr Kind bringen. 
Vor allem maß aber aach die Stellung der zakunftigen Fr«a im allgemeinen Wirt> 
schaftsleben wieder eine ganz andere werden; denn die Wiedergesandnng des Staats 
und das Volkes werde nnr durch die Frau, und zwar durch die Hausfrau erfolgen. 
Deshalb muß die Hansfrauentätigkeit wieder ein Beruf werden, der ihre Körper- 
und Qeisteseigenschaften voll in Anspruch nimmt; denn zur Eausfrauentätig- 
keit gehören neben der haudgriffiichen Selbstverrichtnng aller anfallenden 
Arbeiten yor allem das Gebären, die Aufzucht und Erziehung der Kinder, die 
geistige Fürsorge für das Wohl und Wehe der Familien innerhalb der Woh¬ 
nung. Wer an dem Wiederaufbau unseres niedergebrochenen Vaterlandes ernst¬ 
lich mitarbeiten will — und das sollten eigentlich alle Deutschen ohne Unter¬ 
schied des Standes tun —, dem kann ein eingehendes Studium des Grassl- 
schen Baches nur dringend empfohlen werden. Vielleicht entschließt sich Ver¬ 
fasser noch zu einer wesentlich verkürzten Ausgabe, zu einer Art Volksaus- 

f abe, damit seine wertvollen Ausführungen bis in die weitesten Volksschichten 
ringen. Bpd. 


Profi Dr. O&rtnor, Geheimer Bat in Jena: Weyls Handbneh. Leipzig 
1919. Verlag von Joh. Ambr. Barth. Gr. 8. I. Band, 2. Abteilung: 
Hygiene des Bodens von Geh. Bat Prof. Dr. Gärtner. Mit 20 Ab¬ 
bildungen im Text; 100 S. Preis: 9 M. (Subkriptionspreis: 7,20). II Band, 
6. Abteilung: Ortsentwässenmg (Kanalisation) von Stadtbaurat Heinrich 
Metzger in Bromberg. Mit 222 Abbildungen im Text. 800 Seiten. 
Preis: 28,60 (22,80). 

Mit der vom Herausgeber selbst bearbeiteten Hygiene des 
Bodens ist der erste Band des großen Sammelwerkes abgeschlossen. Ver¬ 
fasser trägt in diesem den Anschauungen-der Jetztzeit, die auf Grund einwand¬ 
freier Beobachtungen und Dntersuchungen über die früher maßgebendePetten- 
kofersche Bodentbeorie den Stab gebrochen haben, in vollem Umfange Bech- 
nung. Der Boden hat eben weniger unmittelbaren als mittelbaren Eii.flaß auf 
die Gesundheit des Menschen und dadurch an hygienischer Bedeutung ver¬ 
loren. Immerhin bildet er auch in dieser Hinsicht ein wichtiger Faktor; in¬ 
wieweit dies der Fall ist, wird von dem Verfasser in der ihm eigenen meister¬ 
haft klaren Darstellungsweise geschildert, alles Feststehende hervorgehoben 
und das Zweifelhafte als solches gekennzeichnet. 

Dasselbe gilt von der anderen zur Ausgabe gelangten 5. Abteilung des 
n. Bandes Ober Ortsentwässerung (Kanalisation), mit dem auch 
dieser das große Gebiet der Städtereinigung behandelnde Band seinen Abschluß 
erhalten hat. Der Name des Verfassers, Stadtbaurat Metzger in Bromberg, 
birgt dafür, daß auch in diesem Teile des Werkes allen Fortschritten der 
Technik und der Wissenschaft auf diesem Gebiete im vollsten Maße Kechnung 
getragen ist, Verfasser hat aber auch die Mängel offen erwähnt, die der 
jetzigen Ortsentwässerung hier und da noch anbaften. 

Beide Abteilungen sind reich mit Abbildungen aasgestattet; die wesent¬ 
lich zum besseren und leichteren yerständnis des Inhaltes beitragen. Bpd. 


Tagesnachrichten. 

Für die üntersuchnng, Begutachtung und Anerkennung der Militär- 
rentenanWärter, sowie für die Nachprüfung der bereits anerkannten Militär¬ 
rentenempfänger (Orfiziere und Mannschaften, Kriegs- und Friedensbescbädigte 

g leichermaßen) sind jetzt Versorgungsämter eingerichtet, die ans den früheren 
ezirkskommandos hervorgegangen, aber ebenso wie die aus der früheren Pensions- 
abteilung der Generalkommandos hervorgegangenen Uanptversorgnngaämter 
entmilitarisiert sind. Hauptversorgungsämter und Versorgungsämter unter¬ 
stehen Direktoren oder Vorständen (Oberregierangs- oder Begierunsräte); dies 
können auch Mediziner werden (z. B. in München), meist sind es frühere Offiziere. 
Bei jedem Versorgungsamt besteht eine ärztliche Abteilung unter 
Leitung von Begierungs-Medizinalräten, bei größeren unter Leitung 
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TOD Ober^Begierangs-Medizioalr&ten. Bei jedem HaaptTersorgnngsamt 
besteht ebenfalls eine ärztliche Abteilung, deren Leiter (Ober-Beg.-lied.- 
Bat) Vor^setzter sowohl der Reg.* Med .-Bäte seiner Abteilung, als auch der 
Beg.-Med.%äte der ärztlichen Abteilungen der seinem H.-V.-A. unterstellten 
Versorgungsämter ist. Ebenso unterstehen ihm die Versorgungslazarette seines 
Bezirks, an denen ebenfalls Ober-Beg.-Med.-Bäte, Beg.-Med.-Bäte und Medi¬ 
zinalamtmänner als Chef- und Stationsärzte planmäßig angestellt sind. 
Aufgabe der ärztlichen Abteilungen der Hauptversorgungsämter ist zunächst 
noch die Nachprüfung der ärztuchen Zeugnisse der Versorgungsämter, Ent¬ 
scheidung über Lazarett- und Badebehandlung — ungefähr der Wirkungskreis 
des früheren Korpaarztes bei der ZeugnisprQfnng usw. Im Haushalt sind 
etwa 53 Oberregierungsmedizinalräte, 833 Beg.-Med.-Bäte, 34 Med.-Amtmänner 
TOrgesehen. Dazu kommen noch mehrere Ministerialräte und Beg.-Med.-Bäte 
beim Beicbsarbeitsministerium, dem jetzt das ganze Versorgungswesen unter¬ 
steht. Sämtliche bei den Versorgnngsämtern usw. angestellten Aerzte sind 
Tollbeschäftigte Beichsbeamie und zwar die Ministerialräte in (iruppe Xm, 
die Oberregiernngs-Medizinalräte in Groppe XII, die Begierungs-Medizinalräte 
in Gruppe X und XI, bei Besoldungsdieostalter unter 5 Jahren wie die 
Medizinalamtmänner in Gruppe IX des Besoldungsgesetzes. Auf den feinen 
Unterschied, der in der Amtsbezeichnung Begierungs-Medizinalrat im Gegen¬ 
satz zu dem preußischen Begierungs- und Medizinalrat liegt, sei noch be¬ 
sonders hingewiesen. 


Ernennung. Welche Bedeutung in dem kleinen Freistaat Lippe der 
öffentlichen Gesundheits- und Wohlfahrtspflege beigemessen wird, ergibt sich 
am besten daraus, daß der Direktor des dortigen Landsamts für Yolkswohl- 
fahrt, Beg.- und Med -Bat Dr. Correy in Detmold, jetzt zum „Oberregierungs¬ 
rat* ernannt ist. Die übrigen deutschen Staaten, insbesondere Freuen, können 
sich daran ein nachahmungswertes Beispiel nehmen. 


In der Zeit Tom 29. September bis 2. Oktober d. J. flndet in 
München ein Fortblldungskursns fUr Landgerichtsärste statt, dar am 29. Sep¬ 
tember, Tonnitttags 9 Uhr im gerichtlich-medizinischen Institut (Schiller- 
Straße 25) beginnt. Er erstreckt sich anf gerichtliche Medizin. — Lahd- 
gericbtsarzt Prof. Dr. Merkel (9—10'/* Uhr vormittags im Institut für 
gerichtliche Medizin): Leichenschau, Leicheuöffnnngsmethoden und ProtokoU- 
abfassung, plötzliche Todesfälle ans natürlicher Ursache, forensische Bedeutung 
und Burteilung der Pacbymeningiiis hämorhagica interna, Spnrennachweis, 
Kasuistisches ans der Praxis mit Demonstrationen und gerichtliche 
Psychiatrie. — Prof. Dr. Steitz (10'/«—12 Uhr in der psychiatrischen Klinik, 
Noßbaumplatz 7): forensische Begutachtung Kriegsbeschädigter und sonstige 
Fragen aus dem Gebiete der gerichtlichen Psychiatrie. Nachmittags: Besiöhti- 

f nngen. An dem Lehrgang können auch Bezirksärzte und Aerzte, die die 
rüfun^ für den ärztlichen Staatsdienst abgelegt haben, teilnehmen. Gesuche 
um Teilnahme sind an das Staatsministerium des Innern einzureichen. , 


Die dlesjjShrlfe GeneralTersammlnng des Deutschen Zentralkomitees 
zur Bekämpfnog der Tnberknlose wird am 22. Oktober in Berlin statt* 
Anden. Als Hauptgegenstand der Tagesordnung ist die Frage bestimmt: 
Was erwarten wir von der reichsgesetzlichen Regelung der 
Tuberkulosenbekämpfung. AndereTuberkulosen-Versammlungen Anden 
in diesem Jahre nicht statt, da für das nächste Frühjahr eine größere Tagung 
zur Feier des 25jährigen Bestehens des Zentralkomitees beabsichtigt wird. 


Ymntwortiioli für dl« Sohrlftleltaiig: Prof. Dr. BApmiind^ Geh. Ked.*IUI in MIndoB I. W. 
Dmok Ton J. 0. 0. Branii Minden i. W» 
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Sä, jtttr Medizlaalbeamte. Kr. 19, 

. P»7*ottalian. 

. ,"' 1 ^ 1 ,!; 0«ntiftli«s Beleli tiad Pr«iisM&. 

'' AnMelolunQg^iu V9rU»bea;d«f Ch&rakterals Qettetälobflr» 
a r * t: dem If«d.-.Eat Dr, K1 a g e ^ Kreu&nt in Wolmtr^ted t- : :''' 

firnnnnts Der aid. Prof, für ao*i(ü« Hj^j^ne 
loiQ firdentl, der WmnosdtaftDebeä iit das M^dtsisal» 

wesen, Kreteamt ßr, DdrscEiag inSchneidemdW nuttSegjBrBngg*,^^ Medi* 
xinaltat beider Regierungssteile Scbncideni^, l&alswndst^sinnrnt Dr^Heilig 
in Eoteobarg a. d> F. sxun Ereisarat daaelbst, Oeii^ Dt, Battnov, 

StAdtmedinnatrat in Chari&ttsa&arg zam, BtAdtmedi£tnaßai, ia Berlint Kreda- 
MsUten^zai-zt Dr, Widmaan xom kommissarischen Kreisaixt derKrdae Aacban^ 
dorf und Httaunliftfr;" _ 

Tersetat 


Erelsarzt Dr. 3fatmann, TorsUiher 
suchixngsamts in Potsdam in gleinher Eigenscbait an dmsi lEedMaalsntor» 
mchongsaiat m 'Prier anter Deanftiagana out den DeschSfCen' euse Darfcht^ 
anstes daselbst, Ktaisarzt Dr. Eobinski ln Dtteradori (HaaBOTee} ttist^ 
2«1}-8../Mosei. 

Beanftragt: Kreisarzt Dr.Menke in Xehe mit der Wahmehmnng der 
Kreisarztgeschülte im Kreise Hadeln. 

Bayern. 

^ ln deik KahestaAd getretent Oh^'H.ed.'Bat Dr,-KnEres^ X«ni^nrichts* 


nxst in' Weidenv^ 

' WftrHnnaBnrg^ - 

_ In den Bnlieetaiid getreten; Ob,»jlod.-Itat Dr, .11 ger 


OberamtsarEt 

in Ulm. 

Bnywra. ■ - 

IjandgeHckttittstetelle ln Weiden. Bewerbnnges sind bei der für den 
Bewerber sostnadtgen Eegiemng, Abt> des ^Xonera, einntueichen. 
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5. Okt. 


Denkschrift 

über die Hebung und wirtschaftliche Besserstellung 
des Standes der prenssischen Medizinalbeamten. 

Im Aoltrsge des Prenßischsn Medizinalbeamten •Verein verfaßt von dem 
Schritfdhrer des Vereins, Medizinalrat Dr. Bnndt, Kreisarzt in Halle a. S. 

Die Not der Zeit fordert gebieterisch eine Um- und Aus¬ 
gestaltung des preußischen Qesimdheitswesens, denn die öffent- 
Oche Gesundheit ist die Grundlage, auf der die Macht eines 
Staates und das Glück seines Volkes beruht. 

In dieser Erkenntnis hat der Preußische Medizinalbeamten- 
Verein schon unter dem 1. Februar 1920 eine Eingabe an die 
Preußische verfassunggebende Landesversammlung gerichtet, in 
der die Bildung eines Ministeriums für Volksgesund- 
heit, Bildung besonderer Abteilungen für Volks¬ 
gesundheit in der Provinzial- und Bezirksverwal¬ 
tun g, Vollbesoldung aller Kreisärzte und Schaffung 
von Kreisgesundheitsämtern sowie von Gesundheits¬ 
räten in aUen drei Verwaltungsinstanzen gefordert ist Es ist 
dies unter dem Eindruck der unermeßuchen Schäden und 
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Wunden geschehen^ die der Staat au! dem Gebiete der Volks¬ 
gesundheit durch den Krieg und die Zeit nach dem Kriege er¬ 
litten hat, und in der Ueberzeu^ung, daß nur selbständige, mit 
der entsprechenden Sachkenntnis, Verantwortlichkeit, Befugnis 
und den nötigen Mitteln ausgestattete Behörden diese schwere 
Aufgabe wirUich erfolgreich durchführen können. 

Die Preußische verfassunggebende Landerversammlung 
hat diese Eingabe bisher einer Beratung nicht unterzogen und 
wir wissen auch nicht, ob sie überhaupt noch in der dies¬ 
jährigen Tagung zur Beratung kommen wird. 

Unsere Eingabe an das Ministerium für Volkswohlfahrt, 
betreffend Erhöhung der Dienstaufwandentschädigung 
der Kreisärzte vom 20. März 1920 ist bisher leider ebenfalls 
ohne Erfolg gewesen, obgleich diese Erhöhung imumgänglich 
notwendig ist, um den Kreisärzten die Beschaffung der nötigen 
Hilfskräfte zu ertnöglichen und dadurch ihre hochwertige 
Arbeitskraft, die jetzt zu einem guten Teile in Büro- und 
Schreibarbeit verzettelt wird, für die Arbeit an der Volksgesund¬ 
heit freizumachen. Fordert doch die Entschließung des Vereins 
der Medizinalbeamten für die Provinz Sachsen vom 15. Juli 
ds. Js. dringend die Einrichtung von staatlichen Kreisarztbüros, 
wodurch die Dienstaufwandentschädigung allerdings über¬ 
flüssig würde. 

Von einer Vollbesoldung sämtlicher Kreisärzte is 
bisher nicht die Rede. Wenn auch im nächstjährigen Etat, wie 
verlautet, etwa 90 nichtvollbesoldete Kreisarztstellen in vollbesol¬ 
dete umgewandelt werden, so bleiben noch mehr als die Hälfte 
aller Kreisärzte des preußischen Staates wie bisher zum größten 
Teil auf die Ausübung der Prviatpraxis angewiesen und damit 
Konkurrenten der praktischen Aerzte. Auf die . äußerst wert¬ 
volle Mitwirkung der Aerzteschaft auf gesundheitlichem Ge¬ 
biete ist aber nur dann mit Sicherheit zu rechnen, wenn der 
staatliche Gesundheitsbeamte, der Kreisarzt, nicht mehr aus¬ 
nahmsweise wie bisher, sondern in allen Kreisen als voll¬ 
besoldeter Beamter unter Verbot der Privatpraxis angestellt 
wird und als Konkurrent der Aerzte ausscheidet; eine Forde¬ 
rung, die in der Preußischen Landesversammlung bei der Be¬ 
ratung des Haushaltes des Ministeriums für Volks Wohlfahrt am 
1. Dezember 1919 von allen Rednern als notwendig anerki^tist. 

Die Vollbesoldung aller Kreisärzte bleibt also 
das erste Erfordernis, umsomehr, als mit der Errichtung 
von Kreisgesundheitsämtern oder wenigstens von selbständigen 
Abteilungen in den Kreiswohlfahrtsämtern auf dem Gebiete der 
sozialen Hygiene und der Fürsorgebestrebungen, der Säuglings¬ 
pflege, des Haltekinderwesens, der Kleinkinder-, Schulfinder- 
und Jugendfürsorge, der Krüppel-, Trinker- und Wohnungs¬ 
fürsorge usw. neue Aufgaben an die Kreisärzte herantreten. 
Dazu kommt die immer umfangreicher und arbeitsreicher wer¬ 
dende Bekämpfung der Seuchen, insbesondere der Tuberkulose 
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und der Geschlechtskrankheiten, sowie die Bekämpfung der 
Ungeziefergefahr. 

Dringend verlangen alle diese neuen, den Eireisärzten 
neben den alten zufallenden Arbeitsgebiete dieLoslösungder 
Medizinalbeamten von der ärztlichen Praxis und 
von dem Zwange, sich aus dieser Einnahmen zu verschaffen. 
Unabweislich fordern sie seine Selbständi gkeit 
und die Hingabe seiner ganzen Arbeitskraft und 
Sorge allein Tür seine amtliche Tätigkeit als staat¬ 
licher Gesundheitsbeamter. 

Wir wollen die Schwierigkeiten der Neuordnung des staat¬ 
lichen Gesundheitswesens bei der heutigen Finanzlage und unter 
dem Eindruck der ungeklärten äußeren und inneren Verhält¬ 
nisse nicht verkennen. Wir halten es aber für unsere Pflicht, 
auch heute noch einmal unsere Stimme zu erheben und auf die 
geringe Wertung hinzuweisen, die der Stand der Medizinal¬ 
beamten bei seiner Einreihung in die Beamtengruppejn 
und Besoldungsklassen erfahren hat, eine Wertung, wie sie 
seiner Bedeutung für das Staatswohl keinesfalls entspricht. Sind 
doch die nichtvollbesoldeten Kreisärzte mit 3700 Mark Anfangs¬ 
gehalt so niedrig eingeschätzt, daß sie unterhalb aller Besol¬ 
dungsklassen st^en. Sollen doch die preußischen Kreisärzte 
und Regienmgs- und Medizinalräte hinter den Amtsärzten an¬ 
derer deutscher Staaten im gleichen Range zurückstehen. 

Die gleiche Zurücksetzung und geringe Wertung der Me¬ 
dizinalbeamten tritt bei der Festsetzung der Amtsbezeich¬ 
nung zutage, die für alle höheren Beamten der Kreisinstanz 
in würdiger und der Tätigkeit entsprechender Weise festge leg t 
worden ist, mit einziger Ausnahme der Medizinalbeamten. Wir 
bedauern diese unverdiente Zurücksetzung und zwar nicht nur 
im Interesse der beamteten Aerzth, sondern auch der Allgemein¬ 
heit wegen, denn nur ein materiell unabhängiger und zufriedener 
Beamter vermag den schweren und verantwortungsvollen Dienst 
eines staatlichen Gesundheitsbeamten erfolgreich und zum all¬ 
gemeinen Besten auszuüben. 

Wir sind deshalb der Ansicht, daß vorerst eine Aenderung 
in der Festsetzung der Besoldungsgruppen und Besoldun^^txe 
bei der Nachprüfung und endgiUtigen Festsetzung des Dienst- 
einkomraensgesetzes vom 7. Mai 1920 notwendig ist imd kommen 
hier auf unsere, durch die letzten Vorgänge bereits überholten 
Vorschläge in der Eingabe vom 6. Juli 1920 an die Preußische 
verfassunggebende Landesversammlung zurück, in der wir 
folgende aOerdings jetzt nicht mehr ganz zutreffende Wünsche 
zum Ausdruck gebracht hatten: 

1. Die nichtvollbesoldeten Kreisärzte erhalten ein Grund¬ 
gehalt von 6000 bis 9800 Mark. 

2. Die vollbesoldeten Kreisärzte rücken nach 12jähriger 

Dienstzeit in die Besoldungsgruppe 11. 
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3. Die Kreisassistenzärzte sind als Stellenanwärter für die 
vollbesoldeten Kreisärzte anzusehen. 

4. Die Regierungs- und Medizinalräte werden von vornherein 
in die Besoldungsgruppe XI eingereiht und rücken nach 
12jähriger Dienstzeit in die Besoldungsgruppe XII. 

Zur Ergänzung und Erweiterung dieser Wünsche 
führen wir folgendes an: 

Zu 1. Die nichtvollbesoldeten Kreisärzte sind 
dienstlich voll beschäftigt und können ohne Schmälerung 
ihrer amtlichen Tätigkeit fast in keinem Kreise mehr eine 
nennenswerte Privatpraxis ausüben, obwohl ihnen dies nach 
dem Gesetz vom 16. September 1899, betreffend die Dienst¬ 
stellung des Kreisarztes, gestattet ist. Sofern vereinzelte 
nichtvollbesoldete Kreisärzte unter ausnahmsweise günstigen 
Verhältnissen noch eine erhebliche Praxis treiben können 
und diese nur ungern aufgeben wollen, ist dies ein günstiger 
Zufall, der dem Nachfolger bereits nicht mehr zugute kommt. 
Wenn es trotz aller Dringlichkeit bisher nicht möglich war, 
alle Kreisarztstellen in vollbesoldete Stellen urazuwandeln, 
so erfordert es doch die Gerechtigkeit, den nicht¬ 
vollbesoldeten Kreisärzten wenigstens eine 
auskömmliche Besoldung zu geben, durch die 
ihnen später ein angemessenes Ruhegehalt ge¬ 
währleistet wird. Mit dem in der Besoldungsordnung vor¬ 
gesehenen Grundgehalt von 3700 bis 7600 Mark aber stehen 
diese Kreisärzte unterhalb aller Besoldungsgruppen, ein 
Umstand, der weder zu ihrer wichtigen und umfangreichen 
Arbeit für das öffentliche Wohl, noch zu ihrer amtlichen 
Stellung und Wertung in dem richtigen Verhältnis steht. 
Wir halten deshalb für die nichtvollbesoldeten 
Kreisärzte ein Grundgehalt in Höhe von 80®/® 
des Gehalts der vollbesoldeten für angemessen 
und für das Ruhegehalt eine vollkpmmene Gleich¬ 
stellung mit den vollbesoldeten. 

Zu 2. Die vollbesoldeten Kreisärzte sind in dem 
Gesetz der Beamtengruppe X zugeteilt. Ebenso wie der 
Bund höherer Beamten für alle höheren Beamten die Ver¬ 
setzung in Gruppe XI anstrebt und in Bayern, Sachsen imd 
Württemberg die Bezirksärzte bezw. Oberamtsärzte tatsäch¬ 
lich in die Besoldungsgruppe XI aufgenommen worden sind, 
halten wir es für recht und billig, daß die preußischen 
Kreisärzte, die durchschnittlich mit 37 Jahren in ihr Amt 
eintreten, in Gruppe XI eingereiht und für die 
Kreisärzte in großen Kreisen gehobene Stellen 
in Gruppe XII vorgesehen werden. 

Zu 3. Dieser Forderung ist inzwischen Rechnung ge¬ 
tragen. 

Zu 4. Es erscheint weiterhin gerechtfertigt, daß die 
preußischen Regierungs-und Medizinalräte, die erst 
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in höherem Lebensalter in ihre Stellung gelangen, und deren 
Ernennung für sie eine Beförderung bedeutet, sofort in 
-die Gruppe XII kommen, wie dies in Bayern der Fall 
ist. Da ferner eine weitere Beförderung für diese Beamten 
im Gegensatz zu anderen Bearatenklassen so gut wie aus¬ 
geschlossen ist, so werden sie nach 12jähriger Dienst¬ 
zeit in eine gehobene Stelle (Gruppe XIII) zu 
bringen sein. 

Wir bitten endlich bei der Festsetzung der Besoldung auch 
in die bisher unterbliebene Regelung der Amtsbezeich¬ 
nung für die Medizinalbeamten eintreten zu wollen. Für die 
Kreisassistenzärzte empfiehlt sich die Bezeichnung „Medi¬ 
zinalassessor“; für die Kreisärzte ist mit Rücksicht darauf, 
daß die Vorsteher der Kreisbauämter die Amtsbezeichnung 
„Regierungs- und Baurat“, die Aerzte der Versorgungsämter 
und die sächsischen Bezirksärzte die Amtsbezeichnung „Reg- 
Med.-Rat“ erhalten haben, ebenfalls die Amtsbezeichnung 
„Regierungs- u. Medizinalrat“ einzuführen. Zur Unter¬ 
scheidung der betreffenden Beamten in der Lokal- und Regie¬ 
rungsinstanz ist es aber weiterhin im Interesse des Dienstes 
und mit Rücksicht auf die gehobene Stellung der Medizinal¬ 
beamten bei der Regierung nötig, dies auch bei ihrer Amts¬ 
bezeichnung künftighin zum Ausdruck zu geben und demzufolge 
den Rogierungs-u. Medizinalräten die Amtsbezeichnnug 
„Oberregierungs- und Obermedizinalrat“ zuteil wird, 
wie dies auch bereits gegenüber den Aerzten bei den Haupt¬ 
versorgungsämtern geschehen ist. 

Die zahlreichen tödlich verlaufenen Erkrankungen deutscher 
Kreisärzte an Fleckfieber während des Krieges dürften noch in 
frischer Erinnerung sein und beweisen, daß Gesundheit und 
Leben der Medizinal beamten bei der Bekämpfung der Seuchen 
in Krieg und Frieden in ungemein hohem Grade gefährdet sind. 
Während bei den Eisenbahnbeamten die Berufsgefahr durch eine 
besondere Betriebszulage anerkannt worden ist, beanspruchen 
die Medizinalbeamten trotz ihres ungleich gefahrvolleren Besufes 
eine solche Ausnahmestellung nicht, woW aber, daß ihnen in 
Preußen bei der Regelung der Besoldung die Stellung nicht 
vorenthalten wird, die ihnen nach Vorbildung, Leistung, Ver¬ 
antwortlichkeit und Berufsgefahr gebührt und die andere deutsche 
Staaten ihren Medizinalbeamten gewähren. 


Kleinere Mitteilungen n. Referate ans Zeitschriften. 

Byglen« und öffontlloh«« 0«randh*ltfWM«a. 

1. Schulhygiene. 

'Wachstum, Gewicht und Koostitntion der Kinder und der heran* 
wachsenden Jagend während des Kricge.s. 'Von Prof. Dr. Schlesinger- 
Frankfnrt a. M. Zeiiücbrift für Scliulgesundheitspflcge; 1920, Xr. 2. 

Daa Ergebnis von fortlanfenden Messungen und Wägungen an über 
hOOO an sich gesandcn Knaben aller Aitersstnfen und aus allen BeTÖlkemngs- 
schichten aus den verschiedensten Schalen >7ar kurz folgendes: 
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Kleinere Mitteilnngen and Beferate aus Zeitsohrilten. 


1. Das Längenwachstnm wurde im dritten Erie^sjahr fast daroh- 
weg verringert, bei den Kindern im Sohnlalter darchscbnittuch um 2 cm; ^e 
Hemmung war bei den jüngeren Kindern aus höheren Schulen bedeutender 
und regelmäßiger als bei den YolksscbUlem. In den Jahren 1918 und 1919 
fanden sich unter den Schulanfängern dreimal soviel ausgesprochene kleine 
Kinder als in Friedenszeiten. 

2. Das Körpergewicht blieb 1916 bei den VolksschUlern der Mittel¬ 
stufe um V> h:g, bei den besser situierten Mittelschülern um 1 kg, bei den 
Lehrlingen um !'/>—2Vi kg zurück. Im dritten Kriegsjahr war der Gewichts- 
rückstand schon bei künstlich genährten Säuglingen zu finden, im übrigen bei 
allen Altersstufen erheblich geworden (bei älteren Gymnasiasten und Lehr¬ 
lingen durchschnittlich um 2—4 kg). Die Kinder des Mittelstandes verloren 
mehr und frühzeitiger an Gewicht als die Kinder der Arbeiter. 

8. Mit dieser Abnahme des Längenwachstums und Körpergewichts war 
eine Verschlechterung der Konstitution verbunden; namentlich nahm die 
Bachitis zu; es wurden die nenropathischen Konstitntionsanomalien häufiger, 
auch trat eine Häufung und Verschlimmerung der Tuberkulose auf. 

Verfasser verspricht sich, da das wichtigste Mittel, nämlich reichliche 
Verteilung von Milch nicht anwendbar ist, von Luftkuren und Sonnenbädern 
viel Vorteile. _ Dr. Solbrig-Breslau. 


Untersuchungen über Gewicht^ Größe und Hämoglobingehalt des 
Blotes der Kinder einer BOrgerschnle ln Löbau. Von Job. Lehmann- 
Jena. Zeitschrift für Schnlgesundbeitspflege; 1920, Nr. 8 und 4. 

Die Untersuchungen von fast 800, meist den unteren Volksschichten 
angehörenden Schulkindern ergaben, daß der Mangel an Ernährung in den 
Kriegsjahren auf die körperliche Entwicklung einen ungünstigen Einfiuß aus¬ 
geübt bat; im besonderen waren die Durchschnittswerte für Körpergewicht, 
und Größe ungemein niedrig und die Zahl der Blutarmen sehr hoch (von 776 
Kindern zeigten 287 Hämoglobinwerte unter 66, 79 solche unter 60 nach Sah 1). 

_ Dr. Solbrig-Breslau. 


Schulkind und körperliche Haltung. Von Stadtscbularzt Dr. Osch- 
mann-Frankfurt a. M. Zeitschrift für Scbulgesnndheitspflege; 1920, Nr. 1. 

Ausgehend von der großen Bedeutung unserer körperlichen Haltung für 
die körperliche und geistige Entwicklung und den mancherlei Fehlern, die die 
Mütter bei der körperlichen Erziehung ihrer Kleinen begehen, betont Verfasser, 
daß zwar im allgemeinen die Haltnngsanomalien schon in frühester Kindheit 
entstehen, aber doch auch die Schale Veranlassung gibt, daß solche sich 
mindestens verschlechtern. 25 *'/• aller Schulkinder leiden an Haltungsanomalien. 
Gymnastische Uebnngen sind es besonders, die dazu beitragen, eine grade und 
schöne Haltung des Körpers zu fördern. Das deutsche Geräteturnen leistet 
dagegen nicht immer das richtige. Auch für die Mädchen ist Tamunterricht 
nötig, wobei ganz ruhig dem weiblichen Körper etwas zugemutet werden kann. 
Die Entblößung des Oberkörpers ist für die Haltungsübungen unerläßlich. 
Tumbefreiungen sollen nur ausnahmsweise erfolgen. Der Bier sehen Forderung 
von der Einrichtung von Lehrgängen für Leibesübungen an den Universitäten 
ist Geltung zu verschaffen. _ Dr. Solbrig-Breslau. 


Atemgymnastik und Schulturnen. Von Dr. H. Nothmann, Kinder¬ 
arzt in Berlin-Wilmersdorf. Zeitschrift für ßcbulgesundheitspflege; 1920, Nr. 4. 

Auf Grund von Unterrichts versuchen mit atemgymnastiseben Uebnngen 
an 10 Schulkindern im Alter von 7 bis 9 Jahren und auf Grund einer Bund- 
frage bei namhaften Aerzten kommt Verfasser zu folgenden Ergebnissen: 

1. Der Erfolg des Unterrichts in der Atemgymnastik war ein guter, 
alle Teilnehmer erlernten in 25 Halbstanden eine ausreichende und fehlerfreie 
Atemtechnik. 

2. Solche Uebnngen sind nach ärztlichem Urteil für die Entwicklung 
niebtkranker Kinder von hohem gesundheiüichen Nutzen. 

8. Die Einführung solcher Uebnngen in den Turnunterricht der Schulen 
wird vom ärztlichen Standpunkt aus für wünschenswert gehalten. 

_ Dr. Solbrig-Breslau. 
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Der tuberkulöse Lehrer und die hygienische Tagesförderung. Von 
Oberarzt Dr. Burgbold in BeiboldsgrUn. Zeitschrift für Schulgesundheits- 
pfl^e; 1920, Nr. 6. 

Wie Verfasser aus eigenen Beobachtungen schließen kann, werden die 
gesetzlichen Bestimmungen betr. Ausschluß tuberkulöser Lehrer vom Unter¬ 
richt häufiger umgangen. Die Oefabr für die Kinder ist aber eine recht große. 
Eine strengere gesundheitliche Beobachtung der Lehrer ist erforderlich. Dabei 
darf die Frage, ob offene oder geschlossene Tuberkulose sowie die Stadien¬ 
einteilung nicht als alleiniges Kriterium bewertet werden, da der Auswurf¬ 
befund im Verlaufe der Tuberkulose recht wechseln kann. 

_ Dr. S 0 1 b r i g - Breslau. 


Ein Klassenspiegel für den Schularzt. Von Eleonore Lange, Hilfs- 
schullehrerin in Frankfurt a. M. Zeitschrift für Scbulgesundheitspflege: 
1920, Nr. 6. 

Der vorliegende Klassenspiegel mit 12 Rubriken, die vom Arzt und 
Lehrer auszufttllen sind, ist dem praktischen Bedürfnis entsprungen, um dem 
Schularzt bei seinen gelegentlichen Besuchen in der Klasse ein möglichst klares 
Dild von dem Gesundheitszustand jedes einzelnen Schülers zu geben. 

_ Dr. Solbrig-Breslau. 


Schulpilegerlnnen an höheren Schulen. Von, Schulärztin Dr. Ilse 
Szagnen-Charlottenbnrg. Zeitschrift für Schulgesundheitspflege; 1920, Nr. ö. 

Cbarlottenburg, aui manchen hygienischen Gebieten vorbildlich, beab¬ 
sichtigt Schulpflegerinnen an den höheren Schulen anzustellen. Verfasserin führt 
überzeugend axu, wie wünschenswert eine solche Einrichtung, die sich an den 
Volksschulen bereits bewährt haben, auch an den höheren Schulen ist 

_ Dr. Solbrig-Breslau. 


Eltembeiräte und Schulgesundheitspflege. Von G. Goh de-Potsdam. 
SSeitschrift für Schulgesundheitspflege ; 1920, Nr. 3. 

Die Bedeutung der Eltembeiräte zur Förderung der Schulgesundheits- 
pflege, namentlich hinsichtlich der Fürsorge für kranke und erholungsbedürftige 
Kinder wird hervorgeboben. Verfasser erwartet von der Zusammenarbeit des 
Schularztes und der Fürsorgerinnen mit den Elternbeiräten eine wesentliche 
Besserung und eine harmonische Vereinigung von Schule und Haus, an der es 
im alten Obrigkeitsstaat gefehlt hat und fehlen mußte. 

_ Dr. Solbrig-Breslau. 


Beruflswalil und Berufsberatung auf arbeitswissenschaftllcher Grund« 
luM. Von Stadtsehularst Dr. 0 sch mann-Frankfurt a. M. Zeitschrift für 
Suulgesundbeitspflege; 1920, Nr. 6. 

Eine ärztlich-psychologische Berufsberatung ist beute nötiger als je. 
Wenn sie aber wirklich Ersprießliches leisten soll, so ist folgendes nötig: 

1. Jeder werde sich bereits in der ersten Hälfte des letzten Schuljahres 
darüber schlüssig, welchem Berufe er sich widmen will. 

2. Jeder befrage die Beratungsstellen über die wirtschaftlichen Aussichten. 

8. Jeder unterziehe sich gern und willig und mit dem nötigen Emst 

den körperlichen und geistigen Untersuchungen, die für erforderlich erachtet 
werden. 

4. Jugend, Eltern und Vormünder müssen allen Berufsberatnngsfragen 
wirkliches Interesse entgegenbringen und die bestehenden Einrichtungen zeitig 
genug benutzen. Dr. Solbrig -Breslau. 


Die B^tachtnng der Tagesbeleuchtung und der Lüftung durch den 
Schularzt, von Prof. C. Flügge. Zeitschrift für Schulgesundheitspflege; 
191», Nr. 6. 

Bezüglich der Prüfung der Tagesbelencbtnng der Schnkimmer 
hält Fhügge es für das einzijg richtige, die bleibenden Belichtungsverhältaisse 
des einzeuien Schulplatzea zu bestimmen. Nur solche Plätze in der Klasse 
soUen zur Aufstellung von Bänken benutzt werden, die direktes Himmelslicbt 
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erbalten. Zor Hesrang der Helli|^eit dienen die einfachen Apparate, nämlich 
der Thornersehe Liehtprftfer aad der Webersche Baomwinkelmeeser. 
Direkte Bestrahlong der Platze durch das Sonnenlicht bringt Nachteile, während 
zeitweise Sonnenbestrahlong außerhalb der Schalstanden wünschenswert 
erscheint 

Betreffs Lüftung wird zunächst festgestellt wodorcii die Laftyeran- 
reinigungen in den Schouiinmem entstehen. Es sind weniger chemische Ver- 
änderangen, welche die Wobnannlaft gesandheitsschädlieh machen, als physi* 
kalische Veränderungen. Vor aUem ist es die Wasserdampfhänfung, die be¬ 
sonders in Verbindung mit hüherer Wärme Gesundheitsstörungen oenrorruft 
Zu alledem kommt die Verunreinigung der Luft durch Staub, die eine gründ¬ 
liche Lüftung erfordert Was die Ausführung der Lüftnngsanlagen in Schalen 
betrifft so badet die Grundlage eine gründliche Pausenlüftang (durch Oeffnen 
▼on Tür und Fenstern 2—10 Minuten hindurch). Bei soläer gründlichen 
Pausenlüftang kann, wenn die Kinder einigermaßen reinlich sind, eine hoch- 

S radiffe LuftTerunreinigiug nicht eintreten. Besondere Lüftungen während 
es Unterrichts sind ^i Ueberfüllnng und namentlich bei größerer Wärme 
erwünscht Das geschieht im Sommer durch Oeffnen der Fenster, im Winter 
durch Kippfenster. Zentrale Luftemeuerungsanlagen mit Ventilatorbetrieb 
leisten besonders gutes; während diese in Betrieb sind, dürfen die Fenster nicht 
geöffnet werden, um nicht das ganze Lüftungssystem zu stören. 

_ Dr. Solbrig-Breslau. 


Ein Kinderspital mit Sehnle anf dem Dache. Von H. Herzfelder- 
Wisn. Das Schulhaus; 1920, Nr. 6. 

Auf dem Dache der Unirersitäts-Kinderklinik in Wien wird bei den in 
Betracht kommenden Kindern die Freiliohttberapie durebgefflhrt; seit Herbst 
1919 ist nun ein regelrechter Schulbetrieb mit 8 Lemgi^pen eingerichtet 
worden. _ Dr.. Wolf-Hanau. 


2. ErankenfBfsorge und Krankananataltan. 

Die Aufoaben des Krankenbaasbaues unter den jetzigen Verhält¬ 
nissen. Von Oberbaurat Dr. ing. B u p p e 1. Zeitschrift für soziale Hygiene, 
Fürsorge- und Krankenbaaswesen; Juli 1919, Nr. 1. 

Wird das Krankenhaus seine bisherige .Aufgabe, eine Heilquelle und 
Sebutzstätte für die Gesundheit des ganzen Volkes zu sein, auch unter den 
Teränderten wirtschaftlichen Verhältnissen erfüllen können f Wird es möglich 
sein, den Krankenhaushau auch fernerhin als wichtigsten Träger der Volks- 

S esundbeit möglichst auf der Höhe zu halten f Diese Fragen bespricht E. mit 
em Endziel, mit möglichst geringen Mitteln viel und das beste zu erreichen, 
dabei alles zu vermeiden, was nicht notwendig ist oder irgendwie als Luxus 
erscheinen könnte. Der Arzt soll seine Forderungen auf ein äußerstes Maß 
beschränken und von irgend entbehrlichen Einrichtungen absehen. Die Haupt¬ 
aufgabe wird künftig dem Architekten Zufällen, der nicht nur die Baufläwe 
auf die geschickteste Weise ausnutzen wird, sondern auch für erprobte Bau¬ 
weisen und Baumaterialien, deren Kosten jetzt wohl unerschwinglich sein 
werden, vollwertigen Ersatz suchen muß. Die Einzelheiten mögen im Original 
nachgelesen werden. Interessant ist der Vorschlag der Einrichtung von Zentral- 
ausführungsstellen für dieses Sondergebiet der Baukunst sowohl in behörd¬ 
lichen, wie in Privatbetrieben. Zu große Ersparnisse auf dem Gebiete des 
Krankenhausbaues oder eine mehr oder weniger starke Stagnation würden dun 
unschätzbaren Wert ins Schwanken bringen, den günstige Krankenhaus- 
verhältnisse für die schnellere Heilung der Kranken und somit für die all¬ 
gemeine Volkskraft und das Volksvermögen besitzen. Dr. Israel-Breslau. 


Heilstätten für Knochentuberkulose. Von Dr.Häherlin-Wyk auf 
Föhr. Zeitschrift für Schalgesundheitspflege; 1919, Nr. 6. 

Während andere Länder schon längst Heilstättenbehandlung der Knochen¬ 
tuberkulose eingeftthrt haben und damit vorzügliche Erfolge erzielen, .fehlt es 
in Deutschland daran fast noch ganz. Verfasser tritt nachdrücklich dafür ein: 
„Weg mit dem Messer bei der sogenannten chronischen Tuberkulose, heraus 
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mit diesen Kranken aus den groBstädtiscben Spitalern. Ihnen gebühren so 
gut wie den Lungentuberkulösen eigne Heilanstalten, wo die Behandlung in 
allgemeiner Hygiene, guter Ernährung, Freiluft, Besonnung u. a. besteht. Dort¬ 
hin sollen die Kranken alsbald nach Stellung der Diagnose gebracht werden.“ 
Besonders eignen sich Heilstätten an der See oder im Hochgebirge. 

_ Dr. Solbrig-Breslau. 


3. Eisenbahnhygiene. 

BahnärstUche Mitwirkung bei der Fersoual-Anslese. Von Reg.- und 
Baurat Dr. Martens-Hleiwltz. Zeitschrift für Bahnärzte; 1919, Nr. 10. 

Die psychologische Bernfsforschung ist wohl geeignet, die Betriebs¬ 
sicherheit auf Eisenbahnen zu fördern. Sie erreicht dieses Ziel durch 

1. weitestgehende Rücksichtnahme auf die Eigenart, d. h. auf die besonderen 
Fähigkeiten, Neigung und Veranlagung jedes einzelnen Angestellten, 

2. stellen des rechten Mannes an den ersten Platz, 

8. sichere Auslese der Ftthrernaturen aus der großen Masse. 

Die Bahnärzte sind die berufenen Mitarbeiter bei dieser neuzeitlichen 
Aufgabe. Dr. Wolf-Hanau. 


Scheinbar Tollkommene Desnndheit bei der Untersuchung. Von 
Geb. San.-Rat Dr. Angst ein-Bromberg. Zeitschrift für Bahnärzte; 1919, Nr. 9, 
Bei einem Hilfsbeizer, der schon 8 Jahre in seiner Stellung war, ergab 
die Untersuchung anfangs Februar völlig normalen Befand bis auf eine aus¬ 
geprägte Stauungspapilla und zwar in der Prominenz von 4,0 bis -{- 5,0 d 
ohne Blutungen mit völlig verschwommenen Grenzen des Sehnerven. Die 
Macula war beiderseits intakt. Knie-, Achillessehnen-, Hoden- und Bauch- 
reflexe waren völlig normal, kein Babinski. Gehen mit geschlossenen Augen 
vorwärts uud rückwärts geschah ohne Schwanken. Die motorische Kraft in 
Armen und Beinen war gut und beiderseits gleich. Keine zentralen Farben¬ 
skotome. Keine Störungen der Sensibilität. Ganz allein als krankhaft fand 
sich ein zitternder Finger der rechten Hand, wenn sie in einer Entfernung von 
Vt cm voneinander gehalten wurden, ln der allmählich sich einstellenden 
Aufregung teilte sich dies Zittern mitunter dem ganzen Körper mit. Wasser¬ 
mann- I^aktion negativ. Der Hilfsheizer tat dabei Dienst und fühlte sich weiter 
wohl bis zum 1. 9.17 bei voller Sehschärfe beiderseits, also 7 Monate. Am 1. 9. 
Intentionstremor, namentlich rechts, geringe Parese ohne sichere Spasmen der 
unteren Extremitäten und starke Ataxie beim Geben, Andeutung von Fluß- 
klonns namentlich rechts. Verlast des linksseitigen Plantarreflexes, hochgradige 
Störung der Lageempfindung (also umgekehrt wie die Sensibilitätsstörung bei 
Syringomyelie), Andeutung von skandierender Sprache und leichtem, aber 
deutlichem psychischen Defekt, auffallende optische Orientierungsstöru^en 
(multiple Sklerose). Ende September trat ziemlich plötzlich sehr starke Ver¬ 
schlimmerung ein: großer Kopfschmerz, Uebelkeit, Erbrechen, große Schwäche 
bis zur Unfähigkeit zu gehen, starkes Sinken des Sehvermögens bei einer 
Stauungspapille von -|- 6,0 d und frischen zahlreichen Netzbautblutungen 
beiderseits und großer Scblä^elung der Venen. Am 1. Oktober beiderseits 
Amaurose. Am 14. Oktober &itas letalis. Die Obduktion ergab ein Gliom 
des Balkens. Dr. Wolf- Hanau. 


Die Stiftprobe nod die Verwochslnngsfarbe der Farbennntflchtlgen. 
Von San.-Bat Dr. Vierling-Mainz. Zeitschrift für Bahnärzte; 1920, Nr. 8. 

Der Verfasser empfiehlt die Proben bei Farbenblinden und besonders' 
bei Simulation von Farbennntücbtigkeit; die ausführliche Arbeit ist durch eine 
Farbentafel instruktiv. Dr. W o l f - Hanau. 


Die Anforderangen an die Sehschärfe der Eisenbabnbediensteten. 
Von Ober-Med.-^t Dr. Gilbert-Dresden. Zeitschrift für Bahnärzte; 
1920, Nr. 6. 

Gleichmäßige Anforderungen an die Schärfe der Sinnesorgane für die 
gleichen Dienstgmppcn im ganzen deutschen Eisenbahnbereicb, die einesteils 
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so scharf sein müssen, daß die Betriebssicherheit und die persönliche Sicherheit 
der Bediensteten gewährleistet wird, anderseits aber so mUd, daß kein Beamter 
ohne genügende dienstliche Gründe sarückgewiesen wird. 

Dr. W 0 1 f - Hanau. 


4. SoBlale Hygiene. 

Ausblicke ln die Zukunft der sozialen Hygiene. Von Dr. Adolf 
Oottstein, Ministerialdirektor in Berlin. Zeitschrift für soziale Hygiene, 
Fürsorge- nnd Krankenbauswesen; Juli 1919, Nr. 1. 

ln der von Dr. Chajes und Geb. 8an.-Bat Dr. Babnow neu gegrün¬ 
deten Zeitschrift bespricht der jetzige Leiter des preußischen Gesundheits¬ 
wesens die zukünftigen sozialbygienischcn Aufgaben. Ibr Ausgangspunkt müsse 
der Satz sein, daß Krankbeitsbcdrohung, Erankbeitscntstehung, Krankheitsverlauf 
und Krankbeitsansgang jedes für sich oder gemeinsam je nach der sozialen La^e 
einer BeTölkernngsschicbt recht erhebliche Abweichungen zeigen, daß somit 
auch die Maßnahmen zur Verhütung der drohenden und zur Bekämpfung der 
entstandenen Krankheit als Massenersebeinung mit diesem Zusammenhang zu 
rechnen haben. Dieser Satz war lange in den Hintergrund gedrängt; er mußte 
durch die zuverlässigen Zahlenmetboden der Neuzeit wieder bewiesen werden. 
Die Zusammenhänge, die die Zahlenreihen erweisen, bilden nur die Endglieder 
einer Kette mit vielen Zwischengliedern; die letzteren sind in jedem Einzel¬ 
fall nach Lebensalter, Betätigung, Krankheitsformen nnd wirtschaftlicher Lage 
verschieden. Von der Kenntnis der Einzelheiten wird aber die Form der Ab- 
wehrmaßnabmen bestimmt. Während nun die theoretische Forschung sich noch 
in den Anfängen befindet, ist glücklicherweise die sozialbygienische Praxis 
schon weit vorgeschritten und in der Form der Gesundheitsfürsorge selbst 
volkstümlich geworden. Drei Gesichtspunkte müssen jedoch zum Unterschied 
von der rein ärztlichen Fürsorge noch besonders hervorgehoben werden: a) Ein¬ 
beziehung der gesamten, durch ihre soziale Lage irgendwie gesundheitlich ge¬ 
fährdeten Bevblkerungsschicht in dauernde ärztliche Beobachtung unter Be¬ 
nutzung planmäßiger Werbung, b) Feststellung der Krankheitsanlagen nnd 
Krankbeitsanfänge nnd Vermittelung der Behandlung, c) hygienische Auf¬ 
klärung, Beratung nnd Erziehung. Der Uebergang von der Armenpflege zur 
Wohlfahrtspflege muß vollzogen werden; bei den veränderten wirtschaftlichen 
Zuständen muß jedoch die bisherige Form der Praxis geändert werden. Es 
müssen neue W''ege besebritten werden, die das Festhalten an den bewährten 
Grundgedanken mit dem Verzicht auf alles irgendwie entbehrliche und Kosten 
verursachende Beiwerk vereinigt. Die Kosten für die sachverständigen fach¬ 
männischen Träger der Gesnndheitsberatung nnd Gesnndheitserziehung, zur 
Aufdeckung der Krankheitsanlagen und Krankheitsanfänge, nämlich für die 
Fachärzte nnd Fürsorgerinnen, können natürlich nicht weglällen. Die Fürsorge 
für Schulkinder, Säuglinge und Kleinkinder, Tuberkulöse und Geschlechtskranke 
für diejenigen Bezirke, in denen die Fürsorge bisher rückständig war, muß 
angebahnt werden; deshalb werden die Kosten hierfür noch gesteigert werden 
müssen. Der Grundgedanke der Gesundheitsfürsorge, die Feststellung der 
Krankheitsanfänge durch planmäßige Untersuchung der gesamten bedrohten 
Gruppe wird in viel größerem Maße als bisher auf die Mitglieder der Kranken¬ 
kassen übertragen werden müssen. Durch diese Einrichtung kann erhöhten 
Ausgaben direkt vorgebengt werden, allerdings müsse die Gelegenheit zu 
frühzeitiger Behandlung so bequem wie möglich gemacht werden. Für recht¬ 
zeitige Unterbringung von ernstlich Erkrankten in Anstalten wird in nodi 
größerem Umfange als bisher gesorgt werden müssen, insbesondere der an an¬ 
steckenden Leiden einschließlich der an Tuberkulose Erkrankten (als Schutz¬ 
maßnahme für die bedrohte Umgebung), der operativen Fälle und der aus 
wirtschaftlicher Not zu Hause unzweckmäßig Versorgten. Soll dies durch¬ 
führbar werden, so muß die seit mehr als einem Jahrzehnt aufgestellte Forde¬ 
rung der Angliederung von Leichtkrankenhäusern in den Groß- und Mittel¬ 
städten zur Tat gemacht werden. Endlich wird in größerem Umfange als 
vor dem Kriege die Verpflanzung der Jugend der Großstädte auf das Land 
für längere Zeit in Aussicht zu nehmen sein. Dr. Israel-Breslan. 
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Der Begriff des Soslalen ln Medizin nnd Hygiene. Von Prof. Dr. 
Alfred Qrotjahn-Berlin. Zeitschrift für soziale Hygiene, FQrsorge- and 
Krankenhaaswesen; Jali 1919, Nr. 1. 

ln einer karzen historischen Vorbetrachtang erwähnt O., daß der Aas- 
drack „soziale Medizin“ zam ersten Male 1840 von Virchow gebraacht 
worden ist, daß er sich aber als Bezeichnung für die öffentliche Qesandheits- 
pflege nicht hat einbUrgern können. Ebensowenig bedeatet>er die Gntachter- 
tätigkeit im Bereich des sozialen Versicbernngswesens, die man besser Ver- 
sicherangsmedizin nennt. Soziale Hygiene ist weder gleicbhedcntend mit Wohl- 
tätigkoitsbestrebangen noch mit den einfachen Fürsorgemaßnabmen, sondern 
sie behandelt Fragen hygienischer Art, die mit dem Gesellschafts-, Gemein¬ 
schafts- and Genossenschaftsleben der Menschen in Beziehnng stehen. Die 
Bezeichnang „soziale Pathologie“ kann ebenfalls anfrechterhalten werden, 
wenn man die Krankheiten der Menschen systematisch von sozialen Gesiebts- 
pankton ans betrachtet. Für diese kommt die Verbreitnng, also ihre Häafig- 
heit in Frage, dann aber anch die Frage nach der Form, in der die betreffende 
Krankheit am hänfigsten Torkommt, also die Gleichartigkeit des sich ab¬ 
spielenden Vorgangs bei zahlreichen nebeneinanderstehenden Einzelfällen. Es 
'handelt sich dämm, neben dem klinischen and anatomischen Krankheitsbilde 
aach die sozialpathologiscb typische Form festzastellen. Die sozialen Zustände 
haben ferner großen Einfluß anf die Entstehnng, Anlagen and den Verlauf der 
Krankheit. Endlich werden die Krankheiten durch ihren Einfluß auf die 
sozialen Verhältnisse gewinnen. Eine so gerichtete soziale Betrachtung der 
Krankheiten läßt die Bedentung der bisher übermäßig betonten Seuchen er¬ 
heblich sinken and lenkt die Aufmerksamkeit auf die chronischen Krankheiten 
wie Tuberkolose und Geschlechtskrankheiten hin, wobei jedoch nicht nar an 
die Vernichtnng der krankheitserregenden Keime, sondern auch an Besserung 
sozialer Zustände gedacht wird. Noch weit höher stellt die soziale Krank¬ 
heitsbetrachtang die Erkrankungen der Säuglinge, Kinder and Frauen, was 
schon deswegen von großer Wichtigkeit ist, weil gerade diese Gruppen noch 
von der sozialen Versicherung ausgeschlossen sind. So führt die Frage, wie 
Krankheiten durch soziale Maßnahmen verhütet oder wenigstens in ihrem Ver¬ 
laufe beeinflußt werden können, nnmittclbar in das Gebiet der sozialen Hygiene, 
deren Ziel die Verallgemeinerang der hygienischen Kaltnr ist. Sie darf 
nicht stehen bleiben an den Beziehangen der biologisch umschriebenen 
Binzeiwesen zur Außenwelt, sondern sie maß anch die Einwirkungen der 
gesellschaftlichen Verhältnisse und der sozialen Umwelt berücksichtigen. So¬ 
mit läßt sich der Begriff der sozialen Hygiene amschreiben als die Lehre von 
den Bedingungen der Verallgemeinerung hygienischer Kultur unter einer Ge¬ 
samtheit von örtlich, zeitlich und gesellschaftlich zusammengehörigen Indi¬ 
viduen und deren Nachkommen sowie von den Maßnahmen, die diese Bedin¬ 
gungen zu modiflzieren und zu rationalisieren imstande sind. 

Dr. 18 r a e 1 - Breslau. 


Das Zeitalter der sozialen Hygiene. Von Edmund Fischer. Zeit¬ 
schrift für soziale Hygiene, Fürsorge- und Krankenhauswesen; Juli 1919, Nr. 1. 

Soziale Hygiene ist die Losung der Zeit; sie kann zu einem neuen Auf¬ 
stieg, zu einem neuen Wohlstand, zum Glück der Völker führen. Aus dieser 
Erkenntnis berans will die deutsche Begierun^ ein sozialhygieniscbes Programm 
zum Friedensprogramm der Welt machen. Sie fordert: Obligatorische Durch¬ 
führung der Schulpflicht in allen Ländern, Einführung der allgemeinen Fach¬ 
schule, Verbot der Erwerbstätigkeit für Kinder unter 15 Jahren, Beschränkung 
der Arbeitszeit für Arbeiterinnen an Sonnabenden auf 4 Stunden, Verbot der 
Beschäftigung von Frauen in besonders gesundheitsschädigenden Betrieben, 
Schutzbestimmungen für Frauen vor und nach der Niederkunft, Einführung def 
Matterschaftsversicherung, Festsetzung der Arbeitszeit für alle Arbeiter auf 
8 Stunden täglich oder 48 Standen wöchentlich, grundsätzliches Verbot der 
Nachtarbeit, grundsätzliche Gewäbmog einer zusammenhängenden Bnbepause 
von mindestens 36 Stunden wöchentlich, Herabsetzung der Arbeitsdaner in 
gesundbeitsgefährlichen Betrieben auf weniger als 8 Stunden, Verbot der Heim¬ 
arbeit für gesundbeitsgcfübrlicbe Arbeiten und für die Herstellung von Lebens- 
nnd Genußmitteln, endlich Versicherung gegen Arbeitslosigkeit, Krankheit, 
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ünfälle and Invalidität sowie für die Hinterbliebenen. Dies sind die wesent¬ 
lichsten sozialbjgienischen Forderangen, die Deutschland in der Vorlage über 
ein internationales Arbeiterrecht der Friedenskonferenz hat überreichen lassen. 
Gleichgültig, wie sich ihre Aufnahme daselbst auch gestalten mag, wünscht Ver¬ 
fasser, daß in Deutschland die bestehenden Einrichtungen wesentlich aasgebaat 
and insbesondere der Schatz und die Fürsorge für Kinder and Fraaen vervoll¬ 
kommnet werden maß. Dr. Israel-Breslaa. 


Der Kampf am die soziale Medizin. Von Geh. Med.-Rat Prof. Dr. 
Pappe-Königsberg i. Pr. Aerztliche Sachverständigen-Zeitung; 1920, Nr. 17. 

Verfasser bekämpft die Reicfaard tschen Vorschläge, die darauf hinaas- 
geben, die soziale Medizin in ihre verschiedenen Spezialgebiete aafzateilen and 
an wenigstens zwei Dozenten als Unterrichtsfächer zu übertragen. £r meint, 
gerichtliche and soziale Medizin gehörten zusammen; beides maß aber aach 
Prüfungsfach für den angehenden Arzt werden. Dr. Solb rig-Breslaa. 


Zar Frage der sozialen Medizin. Von Prof. Dr. Ledderho s e- München. 
Aerztliche Sachverständigen-Zeitung; 1920, Nr. 17. 

Ledderhose tritt im Gegensatz za Pappe für die Reicbar dtschen 
Vorschläge ein, indem er eine Symbiose der gerichtlichen und sozialen Medizin 
nar in Ansnabmefällen für berechtigt hält. Im übrigen wünscht auch er Ein- 
führong der beiden Fächer in die Prüfangsfächcr. Die soziale Medizin werde 
weit besser statt in theoretischen Vorlesungen in Belehrang and praktischen 
Arbeiten beigebracht. Dr. S o 1 b r i g - Breslaa. 


Ueber Gesandlieitsfnrsorge. Von Dr. Ludwig Teleky. Vortrag in 
der Gesellschaft der Aerzte in Wien vom 18. Jani 1920. Verhandlangen der 
Gesellschaft der Aerzte in Wien. W. kl. W.; 1920, Nr. 27. 

Der Aator empfiehlt die Anstellang von Fürsorgeärzten and Für¬ 
sorgeschwestern in Oesterreich nach deutschem Master. Ihre Aufgabe 
sei es, alles, was an privaten Kräften in der Bevölkerung vorhanden sei, wach 
zu rafen, za organisieren und unter geldlicher Unterstützung der Verwaltung 
Tuberkulose- and Säaglingsfürsorgestellen za schaffen. Dem Niederöster- 
reichischen Landesjagendamt sei es gelangen, im Lanfe von 4 Jahren 120 Matter- 
beratangsstellen ins Leben za rafen. Dr. Mayer-Meisenheim. 


Hat die Blotsverwandtschaft der Eitern einen schädlichen Einfluß 
auf die Gesundheit ihrer Kiuder'l Von Dr. F. Kanngiesser-Braonfels. ^ 
Durch eine erneute Randfrage, bei der ich Wert darauf legte, daß mir 
über die Gesundheitsverhältnisse aller den Angefragten bekannten Kindern 
ans konsangainen Eben berichtet wurde, am die beliebte Auswahl sog. inter¬ 
essanter Fälle zu vermeiden, erfuhr von insgesamt 106 aus solchen Verbin- 
dangen (fast ausschließlich zwischen Coasin und Cousinen I. and II. Generation) 
hervorgegangenen Individuen, von denen 9 geistesschwach und 7 taubstomm 
waren; außerdem fand sich 1 Albino darantcr. Das Ergebnis deckt sich in¬ 
sofern mit früheren Forschungen, als ad I die Chance geiatesschwache Kinder 
za zeugen in Ehen zwischen Blutsverwandten mindestens doppelt so groß ist, 
als in Ehen zwischen Nichtblutsverwandten, als ad II die Gefahr, taubstamme 
Kinder za zengen, in konsauguinen Ehen geradezu exorbitant gesteigert ist 
und als ad DI sich auch einer der höchstseltenen Albinos unter der direkten 
Nachkommenschaft konsanguiner Eheleute fand. Für diesen Albinismas (ebenso 
für das Xeroderma pigmentosum und die Ichtbyosis congenita) kommt nach 
C. Adrian (Derniatolog. Zentralbl.; 1906, Nr. 9) die Inzucht als ätiologisches 
Moment in Betracht. Demselben Autor zufolge (Straßburger med. Ztg.; 1913, 
S. 160) scheint aach die Alkaptonarie eine Folge der Heirat zwischen Blats- 
verwandten darzastcllen. Nach Crzellitzer (ref. in Neue Bad. Landesztg.; 
30. 12., 1914) soll mit Sicherheit aach ein Zusammenhang zwischen hochgradiger 
Kurzsichtigkeit und Schielen mit der Inzucht bestehen. Bei den Haustieren 
ginge C, zufolge nach 10 bis 20 Inzuchtsgeuerationen die Konstitutionskraft 
herunter, da die Tiere dann kleiner, zarter und empfindlicher würden; schließlich 
stürben die Inzachtsstämme aus. Simon vermerkt in der Gartenwelt; (1917, 
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S. 130), daß Inzncht der Verderb der Kaninebenzaebt sei, ned Herr Hesdörffer, 
ein anf dem Qebiet der Eleintierzncht anßerordentlicb erfahrener Mann, ichrieb 
mir, daß mit Ansnabme der Tauben, die eine Inzestzncbt besser TertrQgon, 
beim übrigen Hausgeflügel die Entartung meist schon in der dritten Generation 
sich bemerklieh mache, ebenso bei Hunden. 


Zur Frage des Aastansches Ton Gesnndheltszcngnissen Tor der Ehe* 
Schließung. Von Prof. Dr. Abel in Jena. Oefi. Gesundheitspflege; 1920, H. 5. 

Verfasser kommt nach sehr eingehenden und sachgemäßen Ausführungen 
zu folgenden fjchlnßsälzen: 

1. Bei dem Wiederaufbau des deutschen Volkes ist nicht nur ein zahlen¬ 
mäßiger Ersatz der Verluste aus der Kriegszeit anzustreben, sondern noch 
mehr die Erzeugung einer gesundheitlich gut beschaffenen Nachkommenschaft. 

Diese Aufgab^e ist um so wichtiger, als durch den Krieg eine ungeheure 
Zahl gesunder und daher für die Zeugung wertvoller Männer verloren ge¬ 
gangen ist, und weil die Zunahme der Lues und der Tuberkulose die Ge¬ 
sundheit der Ehegatten und ihrer Nachkommenschaft besonders bedroht. 

2. Fernhaltung der körperlich oder geistig für die Ehe und die Zen^ng 
gesunder Kinder Untauglichen von der Eheschließung würde ein wesentliches 
Mittel zur Verhütung einer Rassenverschlechterung sein. 

3. Die Lückenhaftigkeit unserer Kenntnisse über die Vererbungsverhält¬ 
nisse beim Menschen und die Schwierigkeit der Beschaffung zuverlässiger und 
erschöpfender Aufschlüsse über den Gesundheitszustand eines Menschen ge¬ 
stattet zwar nicht, in jedem Falle beabsichtigter Eheschließung ein ganz 
sicheres Urteil über deren Unbedenklichkeit zu gewinnen. In vielen Fällen 
wird aber durch ärztliche Feststellungen eine Eheschließung als unzulässig 
im Interesse der Nachkommenschaft oder des anderen Ehegatten bezeichnet, 
in anderen durch Erteilung und Befolgung geeigneter Ratschläge Schädigung 
des anderen Ehegatten und der Nachkommenschaft verhütet werden können. 

4. Aufklärung der Bevölkerung über die Wichtigkeit einer ärztlichen 
Untersnehnng vor der Eheschließung und Rat an beide Ehebewerber, sich ihr 
zu unterziehen, ist zwar als nützlich, aber nicht als ausreichend zu erachten, 
weil die Einschätzung der Ehe als reine Privatangelegenheit und der miß¬ 
verstandene Begriff von der persönlichen Freiheit in der neuen Zeit Beachtung 
des Rates in größerem Umfange nicht erwarten lassen. 

5. Nötig erscheint es vielmehr, einen Zwang zur ärztlichen Untersuchung 
auf beide Ehebewerber auszuübcn, indem ihnen auferlcgt wird, bei der standes¬ 
amtlichen Meldung zur Eheschließung je ein in den letzten vier Wochen vorher 
ansgestelltes ärztliches> Gesundheitszeugnis vorzulegen, dessen gegenseitige 
Kenntnisnahme sie durch Huterschnft zu bestätigen haben. 

6. Es empfiehlt sich, bestimmte Aerzte als „Eheberater" mit der Aus¬ 
stellung der Gesundheitszeugnisse zu betrauen und ihnen für die Vornahme 
der Untersuchungen und die Abgabe ihres Urteils Weisungen zu geben. 

Das auf Kosten der Ehebewerber anszn.stellcnde Zeugnis soll nur die 
Angabe enthalten, daß gegen die Eheschließung ärzliche Bedenken nicht zu 
erheben sind oder daß sic aus gesundheitlichen Gründen zurzeit oder dauernd 
widerraten werden muß; Einzelheiten über den Gesundheitszustand der Unter¬ 
suchten soll es nicht beibringen. 

7. Die Bewertung der ärztlichen Zeugnisse und der Entschluß, ob sie 
bei ^braten von der Heirat dennoch die Ehe cin^ehen wollen, ist Sache der 
Ehebewerber. Für Eheverbote auf Grund ungünstigen ärztlichen Befundes ist 
die Zeit noch nicht gekommen. 

Erwägenswert erscheint jedoch eine Abänderung der Bestimmungen des 
Bürgerlichen Gc.setzbuches über die Zulässigkeit der Eheschließung wegen 
Geisteschwächo Entmündigter, wofern von dieser Möglichkeit häufiger Ge¬ 
brauch gemacht werden sollte. Rpd. 


Naehkommenschaftsrersichernng. Von Dr. Rosenhanpt-Frank¬ 
furt a. M. ZeitschriU für Säuglingsfürsorge; Bd. 11, U. 1. 

Wer eine Ehe eingeht, muß auch, wenn er nicht zu den Besitzenden 
und Hochentlohnten gehört, von vornherein wissen, daß für seine Kinder ge¬ 
sorgt sein wird. Eine derartige Fürsorge kann nur auf eine allgemeine Nach- 
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kommenschaftsrersichening aofgebaat werden, za der alle ünTcrheirateten and 
Kinderlosen oder EHnderarmen je nach Einkommen ihren Versicherangsbeitrag 
in zahlen hätten. Dr. Wolf<Hanaa. 


Der Abortns (ln Wien) and das BevSlkemnnproblem. Von Dr. 
S.Peller-Wien. Archiv Ihr soziale Hygiene; Bd. 13, £L 8. 

Nicht das Strafgericht ist das Mittel zar Yerminderang flbler Abortns- 
folgen, sondern Vermehmng der Eheschließungen, Herabsetzung des Heirats¬ 
alters, Entfernung aller Ehebindernisse, Schatz der Schwangeren, Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten, Schatz der ehelichen and illegitimen Kinder dar(£ 
deren Uebernahme aaf Wunsch des Zeugenden und Fürsorge für die bei 
den Müttern verbliebenen lünder, also Maßnahmen zur Erh^ung der Auf* 
wuchsziffer. Dr. W o 1 f - Hanau. 


Die Bevdlkerungsbewegung Im Weltkrieg. Von L. Dbring-Kopen¬ 
hagen. Archiv für soziale Hygiene; 1920, H. 4. 

Die gesamten Folgen für die Bevblkerangsbewe^ng von Deutschland, 
Oesterreich-Ungarn, Frankreich und England sind noch nicht zu übersehen. Zu 
einem einmaligen Verlust von 17 Millionen Menschen (10 Millionen durch Ue- 
bartenrttckgang und 7 Millionen Zanahme der Sterblichkeit) kommt ein noch 
lange andauernder Geburtenrückgang und aaf Jahre hinaus eine höhere Sterbe¬ 
ziffer. Nur durch internationales Zosammenarbeiten kann der Neuaufbau 
gelingen. _ Dr. W o 1 f - Hanau. 


Die Eigenarten des Bevölhemngsaufbaus bei den Naturmenscbeii 
im Vergleich zu den Knltnrstaaten. Von Med.-Rat Prof. Dr. L. Külz. Zeit¬ 
schrift für Sänglingsfürsorge; 1920, Nr. 4. 

Bei kritischer Prüfung des Wesens der geschilderten Eigenarten des 
Naturvölkeraafbaaes lassen sich alle in zwei große Gruppen gliedern, eine mit 
abnorm beeinflußten, pathologisch zu bewertenden Charakteren und die anderen 
mit den Eigenschaften des biologischen, verhältnismäßig noch wenig gestörten 
Urzustandes. Diese 2. Gruppe läßt vor allem erkennen, inwiefern selbst die 
Kultur uns von der Bahn der natürlichen Entwicklung abgedrängt hat. 

’ Dr. Wolf-Hanau. 


Besprechnngen. 

Landesrat Seelnutnn, Vorstandsmitglied der Landesversicherungsanstalt: 
Sammlung von Einzeldarstellungen des Beicbsversicherungweehts. 
Altenburg 1919. Stephan Geibels Verlag; 12**. Heft 11: Kriegs- 
gesetze und Kriegsverordnungen im Bereiche des Beichs- 
versicherungsrechts; 128 Seiten. Preis 8 M.; Heft 12: Die Be¬ 
ziehungen der Invaliden zur Kranken- und ünfallversiohe- 
rung; 88 S. Preis: 2,10 M. Heft 13: Die Rechtsprechung der 
Versicberungsbehörden zum fünften Buche der Reichs- 
versicherungsordnung; 82 S. Preis: 0,90 M. Heft 14: Wochen¬ 
hilfe und Wochenfürsorge; 63 S. Preis: 2,30 M. 

Die große Zahl der in der letzten Zeit ergangenen Gesetze, Verord¬ 
nungen und Erlasse auf dem Gebiete des Reichsversicherungsrechts hat die 
Herausgabe weiterer Hefte der Seelmannschon Sammlung nötig gemacht, 
die sich ebenso wie die vorhergehenden Hefte dadurch auszeiebnen, daß sie 
den Bedürfnissen der Praxis angepaßt sind und demzufolge auch ebenso wie 
die bisher erschienenen Hefte eine günstige Aufnahme in den beteiligten SIreisen 
Anden werden. _ Rpd. 


Dr. Joaeph Frledjnng, Abteilnngs-Vorstand des I. öffentlichen Kinder- 
Krankeninstituts in Wien: Erlebte E^derhailkunde. Wiesbaden; 1919. 
Verlag von J. F. Bergmann. Gr. 8**, 80 Seiten. 

Das Buch bildet eine Ergänzung der gebräuchlichen Lehrbücher; es bringt 
demzufolge neben allgemein Bekanntem gewisse Krankheitsbilder, ver¬ 
schiedene typische Beobachtungen und für die Forschung wie für' die Praxis 
wertvolle Gesichtspunkte, die von dem Verfasser aal Grund eigner langjähriger 
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Erfabrongen gesanuaelt and bisher entweder Qberhaapt nicht oder nicht ge* 
nfigend bekannt waren. Die große praktische Erfahrnng des Verlassers tritt in 
allen Abschnitten des Baches hervor nnd macht seinen Inhalt gerade dadnrcb 
sowie dnrch die klare, flotte, hin and wieder etwas persönlich gefaßte Darstellang 
besonders wertvoll. _ Rpd. 


Tagesnachrichten. 

Ans der Prenssisolieii Iiandesverssmmlnng. In der Sitzong 
vom 17. September d. J. wurde eine von deatschnationaler Seite gerichtete 
Anfrage über angebliche Bestechnngsversnche des als Gegner der Salvarsan- 
heilangen bekannten, jetzt im Wohlfahrtsministerinm tätigen Dr. Drenw 
durch Beamte des Kaltnsministeriams von einem Begierungsvertreter dahin 
beantwortet, daß zwischen Dr. Drenw nnd Geb. Med.*Rat Dr. Kolle, 
Direktor des Inatitnts für experimentelle Therapie in Frankfurt a. M., wissen¬ 
schaftliche Kontroversen beständen, die schließhcb recht unerquickliche Formen 
angenommen hätten. Das Kultnsministerinm sei bemüht gewesen, eine Yer- 
ständignng zwischen den beiden Faebgenossen herbeiznfübren. Die Absicht, 
Dr. Drenw etwa durch Geldbcihilfen zn einer Aendernng seiner Stellnng- 
nahme zu beeinflussen, habe in keiner Weise bestanden; es sollte ihm nnr er¬ 
möglicht werden, durch einen zeitutägigen Aufenthalt in Frankfurt a. M. die 
Fortschritte in der Therapie des Salvarsans zu prüfen. Ein Zusammenhang 
zwischen dieser Angelegenheit und einem Dr. Drenw in Aussicht gestellten 
Lehrauftrag bestehe nicht Was sein Verhältnis zum Wohlfahrtsministerinm 
angebe, so sei er lediglich Mitglied des im Januar 1919 gebildeten Beirats zur 
Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. 

In der ISitzung vom 80. September d. J. erfolgte die erste Beratung 
des Gesetzes Uber das Hebammenwesen, das nach kurzer Beratung 
dem Bevölkerungsausschuß Überwiesen wurde. 


In dem Haushaltsplan für 1920 für das bayerische Gesundheitswesen 
werden nach Abzug der Ausgaben für das Veterinärwesen 2 221590 M. gegen 
1528698 M. im Jahre 1919 gefordert. Die Mehrausgaben (697897 M.), in denen 
Übrigens diejenigen für die höheren Uber eine Million Mark betragenden Beamten* 
besoTdungen noch nicht einbegriffen sind, betreffen hauptsächlich: Obermedizinal- 
ausschuß: 18940M. (7460), Dienstreisen: 150000 M. (49400), Geschäftsbedürf- 
nisse der Bezirksärzte: 70000 M. (16610), Landcsimpfanstalt; 92600 M. (22126), 
Untersucbungsanstalten fUr Nahrungsmittel: 800000 M. (191981), Säuglings* 
nnd Kleinkinderfürsorge: 200000 M. (60000), Bekämpfung der Tuberkulose: 
200000 (20000) Bekämpfunug der Geschlechtkrankheitcn 50000M.(0), Voröffent- 
licbungen von Arbeiten auf dem Gebiete des Mediziualdienstes: 80 000 M. (18 OOOM.) 
weiterer Ausbau des Medizinalwesens: 100000 (0). Außerdem sind in dem Haus* 
haltsplan anderer Ministerien noch eingestellt: für schulärztliche Tätigkeit an 
den höheren Schnlen: 100000 M. (0), für Hebammenschalen: 530500 M. 
(179616), Landestaubstummenanstalt in MUnchen 162000 M. (82960), Landes¬ 
blindenanstalt in Mönchen 120000 M. (85930) und Landesanstalt für krüppel- 
hafte Kinder in München als Zuschuß: 498320 (167 890). Der Haushaltsplan 
beweist, daß die Aufgaben des öffentlichen Gesundheitswesens in Bayern mehr 
Beachtung und Förderung finden als in den meisten anderen deutschen Ländern; 
insbesondere stellt sich der Haushaltsplan für das preußische Gesundheitswesen 
in dieser Hinsicht wesentlich ungünstiger. 


AmtsSrztllche und ärztliche GebBbrenordnaDgea. In Bayern sind 
die Gebühren für ärztliche Dienstleistungen bei Behörden 
(Verordnung vom 17. November 1902 und 4. August 1910) durch Verordnung 
vom 14. August d. J. um das Zweifache bezw. Dreifache erhöht, 
ln Preußen ist durch Min.-Erlaß vom 1. September d. J. eine neue ärzt¬ 
liche Gebührenordnung erlassen, die am 1. Oktober d. J. in Kraft tritt. 
Ihr Abdruck wird in einer der nächsten Beilagen zu dieser Zeitschrift erfolgen. 
Io Oldenburg sind die Sätze der ärztlichen Gebührenordnung von 1908 rück¬ 
wirkend vom 1. Juli 1920 ab durch Ministerialverordnung vom 
12. August 1920 auf das Dreifache erhöht. 
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Tagesnachrichton. 


Die Lehranfträge der PriTatdozenten Eieisarzt and Medizinalaaseasor 
Besserer (gerichtlicbe Medizin and ansteckende Volkskrankheiten) ud 
Btrafonstaltsarzt Dr. Többen (gerichtHche Psychiatrie) an der ünifcrsitSt 
Münster sind für den ersteren aal das Fach der sozialen Hygiene, für den letz* 
teren aaf das Fach der sozialen Psychologie erweitert. 


Das infolge der Qebietsabtretang aafgehobene frühere Hygienische In« 
stitnt In Posen wird in Landsberg a. Warthe nea errichtet werden. 


Am 17. d. M. findet in Weimar, Hotel zam Elefanten, dne 
Tagnng des ProrlnzialTerelns der Hedizinalbeamten in der Prorins 
Sachsen statt. Zar Beratang gelangen: 1. Das ErQppelfürsorgegesets, 
Berichterstatter: Kreisarzt Dr. Rapmand -Qaerfart; 2.Reform des Gesetzes 
vom 28. Aagast 1905 betr. die Bekämpfang übertragbarer Krankheiten, Bericht¬ 
erstatter: die Kreisärzte Med.-Rat Dr. Poddey in Erfart and Dr. Kflhnlein 
in Wernigerode. 8. Yertranensärztliche Tätigkeit 


Die Deatsche Yereinlgnng für KrOppelfBrsorge hat aaf ihren in 
Berlin abgehaltenen VI. Kongreß beschlossen, den nächsten Kongreß 1922 in 
Dresden anter dem Vorsitz von San.-Rat Dr. Schanz abzahalten. 


Die vom 20.—25. September in Bad Naaheim abgahaltene 
86. Tersammlnng Dentscher Natnrforscher and Aerzte war anter den ob¬ 
waltenden Verhältnissen sehr gat besacht (etwa 2000 Teilnehmer), nar batten 
jedenfalls infolge der teacren Reisekosten verhältnismäßig wenig Teilnehmer 
ihre Fraaen and Töchter mitgebracht. Es warde beschlossen, die nächst¬ 
jährige in Kassel abzahalten, falls eine solche überhaapt stattfinden solL Für 
1922 ist zar Feier der 100jährigen Wiederkehr der Grtodang der Gesellschaft 
Leipzig als Versammlangsort bestimmt 


Die XXIT. Generai-Yersammlang des Dentschen Zentralkomitees 
zar Bekämpfang der Tnberkalose findet am Freitag, den 22.0ktober 
1920, vormittags 10 ühr im Hörsaal I der Kaiser-Wilhelms-Akademie 
Berlin NW., (Scharnhorststr. 35) statt. Aaf der Tagesordnang steht 
aaßer Geschäftliche Sachen als alleiniger Beratangsgegenstand das Thema; 
„Was erwarten wir von der reicfasgesetzlichen Regelnng der Tnberkalose« 
bekämpfangBerichterstatter: Geh. Med.-Rat Prof. Dr. Neafeld-Berlin 
and Geh. Reg.-Rat Dr. Bielefeldt-Lübeck. — Ein einfaches Mittagessen 
(trockenes Gedeck nebst einer kleinen Tasse Kaffee 12 Mark) wird während 
der Sitzangspanse in der Speiseanstalt der Akademie bereit gehalten. An- 
meldangen luerza sind an die Geschäftsstelle (Berlin W 9, Königin-Aagosta- 
Straße 7), za richten. _ 


Die seit 1908 bestehende Standesvertretang des Krankenpflegepersonals 
ist jetzt in einem Dentschen Yerband fOr die bisherige Kranken« nnd 
Wohlfahrtspflege amgewandelt and hat sich an den konfessionell and partei¬ 
politisch neatralen Deutschen Gewerkschaftsband (Vorsitzender: preußischer 
Wohlfahrtsminister Stegerwald), sowie an den Gesamtverband deutscher 
Beamtengewerkschaften angeschlossen. Es sind weiterhin Fachgruppen für 
die Kranken- and Irrenpflege, das Wohlfabrts-, Erziehangs- and soziale Fflr- 
sorgewesen, die Hebammen, Säaglingspflegerinnen, Kindergärtnerinnen (Hortne¬ 
rinnen), das Desinfektions-, Bade- and Massagewesen, die Laboratoriums- nnd 
Röntgentechnik asw. errichtet und die Verschmelzung mit den Einzelverbänden 
dieser Bernfsgrappen in die Wege geleitet. 


YtrAntwortlieh fir di« SehrifÜeitang: Prof. Dr. Bopmand, Otli. lCed.-B«l ln Kind«» I. W. 
Dnek TOn J. 0. 0« Brnnii Mlndon 1. W. 
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Nr. 30 i. 


t ertiefst r Bei? - «»3 Mii:4 «Äs t pA S c w * b ö |b aacb Sainnwa j?» 

Med.-Ettt Ür. P » a fis o b Üa üee^^^roiäes Eiindbflr>, 

mit dem Amtasitz 'm Btettio,; Siodbop iu Stottloi K 

dea Kreiaeä BandoV^ io dlo Kfeis(i;ffri8telie des Studtkreiaee Btetlia» Kreisarzt 
Dt Bee r HC h m ab BkneDsteiQ nach Berlia tIX. Kreisarztbuairk), Kreis* 

i^zfc Öf. T, Fe w«oö |a AitweU^^^ Buer, Kreisarzt pr^ Beab tn Bereat 
oiM^ Bartensteia^ Kreisarsl Bbbn^te in Ciicheai oa,cb Atir^elior^ Kceissrzt 
D.f^ WeBgel in KdoiRsber^ 1. Pt, nach BockJinghaüsen-öst, Kreisarzt Dr. 

SöbBSid t in, Recbliagbaosen-Oet naob Köln (Sdd). „ 

Ib den Deb, Med.-SSte Db Öbrtler, Reg.'» 

nod Merf'r Rajt Ör* Picbtj KrelaafM in KieBbafg a. Wesar 

and ■ Dr»”Kbft:V6bV-ld :Hddet3W 






KhiAbnif Ob.^fied *Sat \Dr. K^Uor BczfrÄsarzt in WArzbarK izam Mit¬ 
glied des .KT-^ismedlziaalaQHSön&Bseavrm^^Dnterfra^^ 

©tNiiarbeot die 0b>M«ä.-:Rite R e 

and Dr. Freiherr TOB Tboo<pf tt%ein Ejcbstä-tt. v 

.Haaausiu. V- , 

deatorben: Hed.-Rat Dt. Bob e nck, Kroisarist is Lanterbacb (BesseD), 

ErlMdl gi«: 

.. Bayern* ^ 

Moatrbaarztatelle In Begeaabnrfr BeWerboagea bM bei der für den 
Bewerbet »nat&ödjgeö Begierang (Abt d. Xonörn) einiartdobeii. ,• v . 
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wollenden Neutralität abgefäßt zu sein, mit der die Angelegen¬ 
heit besprochen zu werden verdient hätte, und zweitens scheint 
mir diese doch rein praktische Frage in recht weitem Umfange 
theoretisch erörtert worden zu sein. 

Die Hebamme als Säuglingsiürsorgerin ist etwas Neues, 
schon weil die Säuglingsfürsorge an sich etwas Neues ist. 

* Gegen derartige neue Einrichtungen können theoretische Er¬ 
wägungen niemals stichhaltig sein. Wer mitarbeiten will, muß 
sich vor allen Dingen erst einmal auf den Standpunkt stellen: 
ausprobieren, praktische Erfahrungen sammeln, lernen, aus¬ 
bessern und dann erst ein abschließendes Urteil fällen. Diese 
Auffassung scheint um so berechtigter, als die Bewegung, die 
Hebammen in die Säuglingsfürsorge einzuführen, dem dringend 
notwendigen Verlangen entspricht, die Säuglingssterblichkeit 
durch eine entsprechende Fürsorge zu mindern und alle vor¬ 
handenen und erreichbaren Hilfskräfte nutzbar zu machen. 
Da kann man nicht ohne ausgedehnte praktische Erfahrungen 
einen ganzen Beruf von vornherein ausschließen wollen, wenn 
erstens auch nur eine geringe Hoffnung besteht, die betreffenden 
leistungsfähigen Helferinnen heranzuziehen und zweitens der 
ablehnende Standpunkt durch keinerlei praktische Erfahrungen 
begründet werden kann. 

Ich will mich nicht auf theoretische Erwägungen ein¬ 
lassen. Es liegt mir daran, dem Leserkreise meine praktischen 
Erfahrungen mitzuteilen und zur Mitarbeit in der Säuglings¬ 
fürsorge nach dieser Richtung anzuregen. 

Als Leiter der Elberfelder Hebammenlehranstalt habe ich 
auch den Nachprüfungen in den Regierungsbezirken Düsseldorf 
und Aachen beizuwohnen. Bei dieser Gelegenheit gewinne ich 
einen Einblick in die Hebammenverhältnisse von etwa 38 Kreisen 
mit einer Bevölkerung von etwas mehr als 4‘/j Millionen Ein¬ 
wohnern. Bei einer großen Zahl von Nachprüfungen konnte 
ich mich bisher mit den Kreisärzten und den Hebammen auch 
über die Tätigkeit der letzteren in der Säuglingsfürsorge, der 
ich besondere Aufmerksamkeit widme, unterhalten. 

Meine Erfahrungen kann ich dahin zusammenfassen, daß 
fast überall dort, wo die Hebammen zur praktischen 
Mitarbeit herangezogen sind, sich die Kreisärzte 
durchaus zufrieden mit den Leistungen geäußert 
haben und die Hebammen sich zum Teil auch unentgeltlich 
gern der Mitarbeit an der Sorge für die Säuglinge unterziehen. 

Daß in einem so großen Gebiete keine Gleichmäßigkeit 
besteht, ist naturgemäß. Dazu ist in erster Linie auch die Be¬ 
völkerung zu verschiedenartig; man denke nur an die Kreise 
in der Eifel und die Einwohner in den großen Industriestädten. 
Die Beobachtung habe ich aber überall gemacht, daß in fast 
allen Kreisen oder Gemeinden, in denen Säuglingsfürsorgerinnen 
angestellt sind, eine rege Betätigung der Hebammen zu beob¬ 
achten ist. Es kommt hier weniger darauf an, wie die Zu¬ 
sammenarbeit von Hebammen und Fürsorgerinnen zustande 
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gekommen ist. Es scheint mir aber ein wesentlicher Faktor 
zu sein, daß in erster Linie die Beamtinnen den Hebammen 
mit dem erforderlichen Verständnis begegnen. Das Zusammen* 
arbeiten ist im höchsten Grade eine Frage des persönlichen 
Taktes. Ich denke da z. B. an einen Ort, in dem die Hebammen 
von den Fürsorgerinnen derart vor den Kopf gestoßen wurden, 
daß man ihnen die ablehnende Haltung nicht verübeln konnte. 
Ich habe vermittelnde Schritte unternommen, bin* auf volles 
Verständnis bei den Schwestern gestoßen und bin überzeugt, 
bei meinem nächsten Besuch ein erfreuliches Zusammenarbeiten 
vorzufinden. 

Auf Einzelheiten will ich mich hier nicht einlassen. Auch 
kann es noch nicht an der Zeit sein, die erfreulichen Beob¬ 
achtungen durch Zahlen, etwa in der Minderung der Säug¬ 
lingssterblichkeit belegen zu wollen. Das wäre ein vorzeitiges 
Unternehmen und eine Verkennung der Sachlage. Wie die Säug¬ 
lingsfürsorge an sich, so ist auch die Mitarbeit der Hebammen erst 
im Werden begriffen. Ein spruchreifes Urteil kann erst ge¬ 
bildet werden, wenn die notwendige Zahl und die erwünschte 
Beschaffenheit der Fürsorgerinnen vorhanden, wenn die Heb¬ 
ammen entsprechend weiter ausgebildet sind und wenn sich 
dann überall die erforderliche Arbeitsgemeinschaft eingestellt 
hat. Ich hege auf Grund meiner praktischen Beobachtungen 
nicht den geringsten Zweifel, daß diejenigen, die in der Heb¬ 
amme eine geeignete Mitarbeiterin in der Säuglingsfürsorge 
erwarten, durchaus Recht behalten werden. Versager wird es 
selbstverständlich geben, aber ganz gewiß nicht mehr als auf 
allen anderen Gebieten. Daß die Uebergangszeit besonders be¬ 
lastet sein wird, ist für mich ebenso selbstverständlich. Wo 
ist das nicht der Falll Vereinzelte ungünstige Resultate be¬ 
rechtigen aber weder jetzt in der Uebergangszeit noch in der 
Zukunft dazu, der Hebamme die Fähigkeit einer Mitarbeit in 
der Säuglingsfürsorge abzusprechen. 

Noch ein Wort zur entsprechenden Ausbildung der 
Hebammen. Was zur gesetzmäßigen Ausbildung der Schüle¬ 
rinnen notwendig ist, gehört in die Lehranstalt, so in der Zukunft 
auch die Säuglings-Pflege und -Fürsorge. In der von mir ge¬ 
leiteten Anstalt ist eine Säuglingsabteilung vorhanden, in der 
Säuglinge bis zu etwa Jahren bleiben und aufgenommen 
werden. Es liegen in erster Linie Frühgeborene in dieser Ab¬ 
teilung und Kinder mit Ernährungsstörungen, das, was für die 
praktischen Kenntnisse am notwendigsten ist. An der von mir 
abgehaltenen Mütterberatungsstelle nehmen die Schülerinnen 
teil und begleiten die städtische Fürsorgerin abwechselnd bei 
den Hausbesuchen. Die Schülerinnen lernen auf diese Weise 
auch, daß es sich mit einer Berufsfürsorgerin trefflich Zusammen¬ 
arbeiten läßt, wenn man nur das eine Ziel im Auge bat, für 
die Säuglinge zu sorgen und ein nützliches Mitglied im Kampfe 
gegen die Säuglingssterblichkeit zu sein. 

Daß die Kreisärzte in hervorragender Weise die ihnen 
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unterstellten Hebammen in die Säuglingsfürsorge einführen 
können, auch wenn die Fürsorge nicht zu ihren eigentlichen 
Befugnissen gehört, habe ich an vielen Stellen erfahren; dafi 
aber auch an manchen Orten noch recht erhebliche Schwierig¬ 
keiten zu überwinden sein werden, besonders von seiten der 
Gemeinden und der Bevölkerung, ist mir ebenfalls zum Be¬ 
wußtsein gekommen. Aber nirgendwo mehr als gerade in der 
angeschnittenen Frage gilt der alte preußische Grundsatz, dafi 
Schwierigkeiten nur dazu da sind, um überwunden zu werden. 


Die Mahnung an die Mütter znm Stillen 
beim Impfen. 

Von Med.*Bat Dr. Eidam^Gonzenhansen, Bezirksarzt a. D. 

Eines der wirksamsten Mittel, das Stillen zu fördern, ist 
die von G r o t h seinerzeit empfohlene Mahnung der Mütter zum 
Stillen beim Impfgeschäft. Es ist nur zu bedauern, daß dies, 
wie mir scheint, viel zu selten geschieht, wahrscheinlich des¬ 
halb, weil die Kollegen fürchten, es würde dadurch das Impf¬ 
geschäft verlängert. Dies ist aber durchaus nicht der Fdl. 
Während des Impfens frägt man die Mutter, ob und wie lange 
sie das Kind gestillt hat — die Zeit wird vom Schreiber (meist 
der Lehrer) in die letzte Kolumne der Impfliste eingetragen —; 
dann belehrt man sie über das Stillen und mahnt zum 
längeren Stillen; dies ist in einigen Minuten geschehen; 
inzwischen ist auch das Kind geimpft. Es unterliegt keinem 
Zweifel, daß dies zugleich die beste Beratungsstunde ist; 
denn hier beim Impfen hat man Mütter und Kinder beisammen; 
man kann allgemeine Ansprachen vor dem Impfen halten mit 
oder ohne Verteilung von Merkblättern und kann, wie eben 
geschildert, die einzelne Mutter selbst beim Impfen beeinflussen 
imd belehren. Andere Beratungsstunden, wenigstens auf dem 
Lande, sind vergebens, wie ich mich oft überzeugt habe; denn 
die Frauen kommen einfach nicht oder in so geringer Zahl, 
daß man weder dem Amtsarzt noch den willigen praktischen 
Aerzten zumuten kann, solche abzuhalten. Die Versuche 
scheitern immer wieder an der Unmöglichkeit, die Mütter mit 
ihren Kindern zu diesen Beratungsstunden zu bringen. Bei der 
Impfung aber sind sie da; eine bessere Gelegenheit, sie zu be¬ 
einflussen, gibt es nicht. Deshalb sollten die Amtsärzte die 
geringe Mühe nicht scheuen und diese einzigartige Möglichkeit 
Jährlich ausnützen, zumal gar keine Kosten damit verbunden 
sind. Ich habe diese Einrichtung seit 1905, also 15 Jahre lang 
durchgeführt und kann mit dem Erfolg nur zufrieden sein. 
Schon nach den ersten Jahren berichteten die Hebammen, daß 
ihnen dadurch ihre Bestrebungen zur Förderung des Stillens 
bedeutend erleichtert würden, daß viele Mütter im Hinblick auf 
diese öffentliche, beim Impfen von mir durchgeführte Kontrolle 
und Mahnung leichter zum Stillen überhaupt und vor allem 
zum längeren Stillen überredet werden können, da sie den 
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damit das Kind einen tüchtigen Kraftvorrat fürs ganze Leben 
bekommt und womöglich im 1. Lebensjahr vor den gefährlichen 
Verdauungsorgan-Krankheiten bewahrt bleibt. Auch da ist der 
Erfolg ein unverkennbarer. In der nachstehenden Tabelle 
(Tab. II) sind die Prozentsätze der bis zu den ersten 3 Monaten 
Gestillten denen bis zum 6., 8. und 12. Monat Gestillten gegen¬ 
übergestellt und zwar alle 2 Jahre berechnet. Man sieht, wie 
die erste Reihe von 64,7 ®/o im Jahre 1905 bis zu 31,6 ®/o im 
Jahre 1919 herabgeht, während die zweite Reihe von 46,3 ®/o 
auf 69,6 ®/o ansteigt. 


□Dabelle II. 


Es sind gestillt 


in den Jahren 

1—3 Monate 

6—12 Monate 

1905 

54 , 70/0 

45 , 30/0 

1907 

61,6 , 

88,5 „ 

1909 

53,6 „ 

46,4 „ 

1911 

46.9 „ 

53,1 „ 

1913 

49,6 „ 

50,5 „ 

1915 

46,8 „ 

54,2 . 

1917 

33,1 „ 

66,9 „ 

1919 

81,5 „ 

69,6 „ 


Bemerkenswert ist ferner die Reihenfolge der Ziffern, die 
die angeblichen Ursachen für das Nichtstillen bezeichnen 
(Tab. I). Die meisten Ausreden, warum die Mutter angeblich 
nicht hat stillen können, sind Mangel an Milch, dann: die 
Mutter habe gleich wieder in den Dienst oder zu ihrer Arbeit 
gehen müssen und endlich, das Kind habe nicht trinken wollen. 
Es ist klar, daß die hohen Ziffern für diese 3 Monate nur durch 
Uebertreibung und Vorspiegelung falscher Tatsachen entstanden 
sind. Auch sie werden von Jahr zu Jahr geringer und auf 
ihr richtiges Maß zurückgeführt, wie die Tabelle zeigt. Auch 
die Ziffern der 4. Reihe, die die Zahl derjenigen Frauen an¬ 
geben, die mit Absicht nicht stillten, werden bereits nach 
3 Jahren geringer und bleiben dann vom 6. Jahr an auf ganz 
niedriger Stufe. So wird nach allen Richtungen hin der von 
Jahr zu Jahr sich steigernde Nutzen dieser Mahnung beim 
Impfen klar erwiesen. 

Nun ist es aber selbstverständlich, daß zur Förderung des 
Stillens nicht diese Maßregel allein beigetragen bat. Zwei Ein¬ 
richtungen haben einen großen Anteil an der Zunahme des 
Stillens, einmal die Arbeit der als Säuglingsfürsorge¬ 
rinnen aufgestellten Hebammen und dann die Stillprämien. 
Ersteresl geschah''indes erst seit 1910 und die Stillprämien 
wurden in der Stadt Gunzenhausen erst seit 1909, auf dem 
Lande 'aber noch mehrere Jahre später eingeführt. Was in 
den ersten 6 Jahren seit 1905 erzielt worden ist, kann daher 
allein der Mahnung beim jährlichen Impfen zugeschrieben 
werden. Das ist also das Herabgehen der Zahl der Nicht- 
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gestillten von 180 au! 79 oder die Mehrung der Gestillten von 
60,5 ®/o au! 84,2 ®/o; dies dür!te doch wohl Er!olg genug sein. 

Aus dieser Zusammenstellung geht somit einwandlrei her¬ 
vor, welchen wesentlichen Nutzen diese Mahnung zum Stillen 
beim Imp!en gebracht hat. Wer von den Kollegen diese Ein¬ 
richtung durchüihrt, die weder besondere Mühe noch nennens¬ 
werte Zeit in Anspruch nimmt, der wird schon nach einigen 
Jahren meine Er!ahrungen bestätigt sehen und au! sie als au! 
ein wichtiges Hiüsmittel zur praktischen Säuglingsiürsorge nicht 
mehr verzichten wollen. 

Nene Methoden der Ungezieferhekämpfnng. 

Von Dr. Walter Basch ia Frankfurt a. Main. 

Die sich häufenden Klagen über eine Vermehrung der 
Ungezie!erplage zeigen, daß es ein Gebot des Tages ist, ener¬ 
gisch gegen das Ungeziefer vorzugehen, denn nich^t nur infelge 
der vieüach unmittelbaren Belästigung bedeutet es eine Plage 
lür die Umgebung, sondern vor allem deswegen, weil man es 
heute als den Ueberträger der gelährlichsten ansteckenden 
Krankheiten erkannt hat. Seit einiger Zeit sind nun — dank 
den während des Krieges auf Grund sorgfältiger, wissenschaft¬ 
licher Untersuchung gesammelten Erfahrungen — die Mittel 
bekannt, mit denen allein man dem Ungeziefer energisch zu 
Leibe gehen kann, und jahrelang fortgesetzte Versuche haben 
einwandfrei ergeben, inwieweit sich diese Mittel den verschiedenen 
in der Praxis gegebenen Anordnungen anpassen und wie sie 
auf die Umgebung des Ungeziefers (Mauern, Einriohtungsgegen- 
stände, Nahrungsmittel usw.) einwirken. Nach dem jetzigen 
Stande der Dinge läßt sich behaupten, daß wir für alle in der 
Praxis vorkommenden Fälle entsprechende Mittel 
zur Ungezieferbekämpfung besitzen. 

An erster Stelle steht das Blausäuregas (Zyanwasser¬ 
stoff gas), das alles Ungeziefer samt seiner Brut (d. h. mit den 
Eiern und Larven) restlos abzutöten vermag. Mit diesem un¬ 
geheuren Vorteil verbindet es den weiteren der völligen Un¬ 
schädlichkeit für alle in dem „durchgasten" Raume vorhandenen 
Einrichtungsgegenstände, seien sie nun aus Holz, Metall, Stoff, 
Leder usw. ßowie für trockene Lebensmittel, Grieß, Graupen, 
Kakao usw.) [vergl. Zeitschrift für öff. Chemie; 1920, 12 u. 13]. 
Diesem Vorteil steht als Nachteil die Schwierigkeit der Aus¬ 
führung einer Blausäuredurchgasung gegenüber; denn sie kann nur 
von durchaus erprobten, zuverlässigen Leuten ausgeführt werden, 
da beim Arbeiten mit Blausäure infolge der überaus großen 
Giftigkeit Sauerstoffatmungsapparate benutzt und andere Schutz¬ 
vorschriften beachtet werden müssen. Blausäure besitzt wegen 
ihrer besonderen chemischen und physikalischen Eigenschaften 
begrenzte Anwendungsmöglichkeit; sie kommt in allen den 
Fällen in Frage, wo es sich darum handelt, in freistehenden 
Gebäuden, Baracken usw. schnell innerhalb 24 Stunden große 
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Mengen Ungeziefer samt Brut zu vemichten. Diese begrenzte 
Anwendungsraöglichkeit beweisen auch die von Zeit zu Zeit vor¬ 
kommenden Unfälle, die dadurch entstehen, daß von gar nicht vor¬ 
gebildeten Personen Blausäuredurchgasungen, die durch Reichs¬ 
gesetz im allgemeinen verboten sind, vorgenommen und dabei 
die einfachsten Vorsichtsmaßregeln außer Acht gelassen werden. 
Ein solcher Fall ist kürzlich m der Zeitschrift für Medizinal¬ 
beamte (Jahrg. 1920, Nr. 11.) geschildert. Wenn der Verfasser an 
dieser Stelle fordert, daß auf „Mittel und Wege“ gesonnen 
werden müßte, wie den Städtern das Blausäureverfahren bequem 
und gefahrlos zugänglich gemacht werden könne, so ist ihm 
darin unbedingt beizustimmen. Die Wissenschaft hat uns aber 
auch hier geholfen und uns einen neuen Weg gezeigt, auf dem 
wir die Vorteile der Blausäure in der Ungeziefervertilgung zwar 
ausnutzen, ihre Nachteile jedoch wesentlich heräbmindern 
können; in dem sogen. „Zyklon“ ist uns ein Mittel an die Hand 
gegeben, das berufen ist, bei der restlosen Ungeziefervertilgung 
in Wohnungen und einzelnen Zimmern die erste Rolle zu spielen. 
Zyklon ist ein Gemisch von Zyankohlensäureraethylester mit 
Chlorkohlensäuremethylester; letzterer ist als Reizstoff zugesetzt 
und bewirkt, daß das Zyklon schon in Konzentrationen tränen¬ 
erregend wirkt, bei denen noch keine Gefahr besteht. Da Zyklon 
in gasförmigem Zustand irrespirabel ist, ist man gezwungen, 
sich zu entfernen, und kann daher keinen Schaden an der Ge¬ 
sundheit leiden. Mit diesen Eigenschaften verbindet Zyklon 
als Flüssigkeit, die verdampft wird, den Vorteil, bei der An¬ 
wendung keinen Rückstand zu hinterlassen. Es wird in einen 
einer Pflanzenspritze ähnlichen Behälter gegossen und aus diesem 
mittels Luftdruck durch eine durch das Schlüsselloch in den 
zu durchgasenden Raum geführte Eupferleitung nach einer 
Zerstäuberdüse gepreßt, dort fein verteilt und dadurch wegen 
seines niedrigen Siedepunktes verdampft (siehe Abbildung). 
Der Raum muß ebenso wie bei einer Blausäuredurchgasung 
sehr sorgfältig abgedichtet werden. Gegen das gewaltsame 
Oeffnen Unbefugter ist er durch den stechenden Geruch ge¬ 
schützt ; ebenso machen sich vorhandene Undichtigkeiten sofort 
bemerkbar, so daß kein Schaden an der Gesundheit unbeteiligter 
Personen angerichtet werden kann. 

Ein weiteres Sanierungsmittel ist die schweflige Säure 
(Schwefeldioxyd). Sie wird in zwei verschiedenen Formen, je nach 
der Art der Herstellung, angewendet; entweder kommt die in 
Fabriken hergestellte, in Stahlbomben gefüllte, in der Weise zur 
Anwendung, daß man das Gas durch Oeffnen des an der Flasche 
angebrachten Ventils in den Raum einleitet, oder die schweflige 
Säure wird erst an dem Orte des Verbrauchs durch unmittelbare 
Verbrennung von Schwefel hergestellt. Hierbei ist es wesentlich, 
daß die zur Abtötung des Ungeziefers erforderliche Konzen¬ 
tration schnellstens erreicht und die entstehende schweflige 
Säure trotz ihrer spezifischen Schwere schnell und gleichmäßig 
im Raum verteilt wird. Die schweflige Säure zeigt gegenüber 
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Xnranstalt „Farkhof^^ 

RllVTELN a. d. Weser, Bez. Cassel. 

ffir Nerven- nnd Gemütskrankheiten. Getrennte Abteilon^ren für leichte and 
schwere Fälle, Ambnlatoriom für Säder und Lichtbehanunng (Höhensonne). 

Besitzer nnd leitende Ärzte: 

Or. Adolf Hoppe und Dr. Fritz Stern. 


in Koiberg a. d. Ostsee. 

Seeluft; natürliche Sole, Parkschutr, Elektro- und 
Bestrahlungstherapie, Diät. 

Luisenbad. Dr. Margulies. 


Lankwitzer Kuranstalten 

Besitzer nnd leitende Ärzte: 

Sanitätsrat Dr. J. Frankel, Geh. Sanitätsrat Dr. A. Oliven. 

A. Kurhaus Lankwitz (Offenes Sanatorinm) 

für Nerven-, innere Kranke, Erholnngsbedürftige nnd Eekonvaleszenten. 

B. Heilstätte Lankwitz (Offenes Sanatorinm) 

für Nerven-, Herz-, Stoffwechselkranke and Erbolnngsb^ürftige. 

C. Sanatorium Berolinnm 

für Nerven- and Gemütskranke, Entziehnngsknren nsw. 

Borlin^lLtanlcwItz, Eloke SlAmeno- u.'Viktox'laJvti*. 

Fernsprecher: Amt Lichterfelde 800, 795, 959. 




Pleber«Therinometer-IVIinuten>fVlaxlmal (ovale) 

mit Milchglas oder Aluminiumskala, la Ware, in Papphülsen 4 Dntzend 
Mk. 72,—, in Nickelbülsen 4 Dutzend Mk. 90,— freibleibend. 

Adelhold Helnse. Armee-Lieferant, Mellenbach I. ThOr. 
Fabrik äntllelier Thermometer. 



kaufe gegen Kasse oder gebe neues, modernes, extra 
schweres elegantes Herren- oder Speisezimmer dagegen. 
Znschriften unter lOiO an die Inseratenverwaltnng des Blattes 

Hans Pusch, Berlin S. W. 48, Wllhelmstr. 28. 
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(TxichiorbutylnialoDsaüres Ammcrnium D, R.P.) 
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Atmunga^ u. Verdauungsapparates, 

^ohne den Blüidruek zu beeinUussen. 


Praktisch bewährt gegen 

Husten fast Jeder Art uadEntstebang, 


sowie gegen 

nervöse Störungen der Magen*« 
und Darmtötigkeit 

wie Aufetoßen, Sodbrennen, Magen- und Darm- 
neuralgienj Uebelkeit, Rrbrechen (auch Hy per- 
eraesia gravidarum). 


Toramin ut 

frei von Darkoftscher u. drastischer 

Nebenwirkung, daher $üch bei SohwÄchlichen, 
Kindern und älteren Leuten iii wirksahmr G«d>e 
gefahriös anwendbarf 


Zu verordnen in Tabletten (1 Originairöhrehen 
mit 25 Tablelten 5 0,1 g M. 3,—) oder als Mix¬ 
turen mit aromatischem Waäser oder Sirüp, vör- 
teilhafi auch verbunden B oder 

Guadacölpräpatfateü* 

Ausführliche Prospeklii Xtier^nr, Rczepiformeln 
sowie Proben hmtmfrtt durch-r 


itheDstaedt & Redater.filiem. Fabrik 

Hemellngca-BirCinen« 




Neae Methoden der Uageziefcrbekämpfang, 


anderen Stoffen nicht die gleiche Unschädlichkeit wie Blausäure, 
kann vielmehr durch Autoxydation zu Schwefelsäure erheblichen 
Schaden an Einrichtungsgegenständen anrichten. Dies ist be¬ 
reits der Pall, w'enn sie in den niedrigsten Konzentrationen 
angewandt wird, die eine restlose Abtötung des Ungeziefers 
samt seiner Brut zur Folge haben, d. h. bei 3—4 Raum-®/^* 
Begnügt man sich jedoch mit einer geringeren Konzentration 
(bis höchstens 2*/* Raura-®/o), so ist eine Gefährdung von Ein- 
richtuügsgegenstäuden ausgeschlossen; es ist dann aber auch 


keine radikale Wirkung zu erwarten; denn die Imagines des Un¬ 
geziefers werden zwar alle, die Larven und Eier jedoch nur zum 
Teil vernichtet. Für viele in der Praxis vorkommenden Fälle 
wird aber auch dies Verfahren ausreichend sein; insbesondere 
wird man mit ihm gute Erfolge erzielen können, vrenn man 
bei starkem Auftreten von Ungeziefer — z. B. in Massen¬ 
quartieren — in größeren Zeitabständen Blausäuredurchgasungen 
vornirorat und dazwischen in kleineren Mengen neu einge- 
Bchlepptes Ungeziefer mit schwelliger Säure bekämpft. Lebens- 












int4 Fn^terTTiiu^-t a«^ >3?»^ bebÄri»ie4b'f^a fiAsitß^ «jfcfr- 

iVfinC D-.'^. ÄUi 

?:d\ir^ häl d:“^ Fi^Äche eteb-- 

fa! U :*3^-h,s>/rr:‘'^^ rvrtrÄtj^fn^t-rl^rdf^rVj.. l»*-! C'irn. V^^rfÄhrea 

•i»>r Vftfrfr>>t/fi>.r»ir f*m^ H' j ei’^^ r/jna ö a in den Staaii 

i.^?, d'i* ^t,h» »-n; V«: seJb^r ru eneTisea. Der 

» ' ' i ' ■ T V. ’ ‘ ^ 

Appdfa*, ’'i>rf di/*'T'^r;-=ii^rA"*■'.Js'hTTf-fel g«r!-5r»ierte3 
fi**4iti^iihi^r« se;r:£r Bäüart erfui.'X. ist der 

?<ch%>:*iivf-r^a?er -ffya* tj. B. ^^ (Hebe A-vbi?Eiae Ent- 
wicklüog zu grßtter und dam-t für die Eimi'vhP^ci^^gegeiiitAnde 
ÄC'häilichf'r Meni^en schfreiüg’er Satire 'Uz hi{,-rt>ei rgliig’ ,aas- 
^eseht6-*i’-n5 »obaM tl'te nii?2e£fpbene Gebräucri'yan'^cdFUDg genaij 
befofcrt wird, ror aUefn die richtige Mej»ge reicen arseo- üad' 
«elenireien Schwefel!*, rerhrannt wird- 



>S»)hHeßlk;h sei Doch darauf hingewiesen, daß sich die im 
V oral ehender* geiscfiilderten V^ertilgungsmiltel nicht nur für die 
Bekämpfti.ng de» den MtHJ^eheii hcdaJhm 
«ufidem vor aflein Ifl.aü|^ürev^.tt^^^ Zykidii; ■ In- liervo 
Maße aüeh SGhäti^ßge vjedfer Art id-L 

für Te uSWi: wla B. 

K hii(lf>p->, J, Kak und andere samfe jIirer Btüfc 

r<0. vertilgen/Für diepert'rfgüng von Kleiden 




Dritte Hanplversamnilang des ThtiringischeB Mcdizinalbcamtcnvereins. 363 

Aus Tersammlnngen und Tereinen. 

Bericht ttber die dritte Haaptvereamiulang des 
Thfiriagischem Mediziaalbeamtenvereins am 18. Juli 19JS0 
in der ,yErhoinng** in Weimar. 

Anwesend waren: Beyer-Altenbarg, Bondc-Boda S.-A., Franke- 
Waltershaasen, Giese-Jena, Gumprecht-Weimar, Helmkampf-Saalfeld, 
Jacnicke-Äpolda, Knopf-Weimar, Kuhn-Nenstadt a. Orla, Michael- 
Ilmenan, Nachtigal-Bad Berka, Oloff-Auma, 0ßwa 1 d-Sondershaasen, 
Pfeiffer-Weida, Rüdel-Weimar, Sartorius-Qroßradestedt, Scharff- 
Vieselbacb, Spann-Kaltennordheim, T o e 11 e - Arnstadt. 

I. Geschäfts* und Kassenbericht. Vorstands wähl. Festsetzung des 
Jahresbeitrags. Den Vorsitz in der Versammlnng führte in Vertretang 
des leider dnrCh Krankheit am Erscheinen rerhinderten Kollegen Nenhans- 
Gera-Reuß Geh. Mod.-Rat Dr. Oswald-Sondershaasen. Er eröffoetc die Ver- 
sammlnng am 12V> Uhr and erstattete znnächst Bericht über Vereins¬ 
angel egenheiten. Seit dem 14. Juni 1914, demTag der letztenHanptversamm- 
Inngin Gera, hat die Vereinstätigkeit gernht. Erst am 17. Ang. 1919 fand wieder 
eine Vorstandssitznng in Jena statt; eine Versammlnng konnte aber wegen der 
schlechten Verkehrsverhältuisse aach im Jahre 1919 nicht stattfiaden. Am 
18. September 1919 verschied in Bad Kanbeim der stellvertretende Vorsitzende 
des Vereins, Medizinalrat Dr. B r a n n s - Eisenach. Der Vorsitzende gedachte 
mit warmen Worten der Anerkennnng des Verstorbenen, der sich nm die 
Thüringer Mcdizinalbcamten, ganz besonders als Vorsitzender des Weimarischen 
Medizinalbearatenvereins, große Verdienste erworben hat. Die Anwesenden er¬ 
hoben sich za Ehren des Verstorbenen von ihren Sitzen. Anfang des Jahres 
1920 legte Herr Geheimer Mcdiziualiat Dr. Sehenbe-Greiz, der unter dem 
Drack der politischen Verhältnisse am 1. Januar zur Disposition gestellt worden 
war, leider auch sein Amt als Vorsitzender des Vereins nieder. Der Vorsitzende 
wurde von der Versammlung beauftragt, ihm den Dank des Vereins für seine 
Tätigkeit ansznsprechcn. Vom bisherigen Vorstand sind demnach nur noch 
der Schrift- und KassenführerNeuhaus-Gera-Renß und die Beisitzer Beyer- 
Altenburg und Oßwald-Sondersbansen übrig. Es wurde auf Vorschlag des 
Vorsitzenden die Vorstands wähl vorgenommen. Gewählt wurdenzum 
Vorsitzenden: Reg.- und Med.-Rat Dr. Neuhaus-Gera-Reuß, zum stell¬ 
vertretenden Vorsitzenden: Med.-Rat Dr. Micha el-Ilmenau, zum Schrift- und 
Kassenführer: Reg.- und Geh. Med-Rat Dr. Oßwald-Sondershaasen, zu Bei¬ 
sitzern: Bczirksarzt Dr. Beyer-Allenbnrg und Geh. San.-Rat Dr. Helm- 
kampf-Sa.alfcld. . Von einem Kassenbericht mußte wegen Abwesenheit 
des Kas.scnfahrers abgesehen werden. Der Jahresbeitrag für 1920 wurde 
auf 6 M. festgesetzt. — Als Ort der nächsten Versammlnng wurde 
Jona bestimmt. Die Versammlung soll in der letzten Oktoberwoche 
während des Fortbildungskurses stattfiaden und sich vorwiegend mit dem Ent¬ 
warf einer Dienstanweisung für die Thüringischen Medizinalbeamten befassen. 

If. Die Zukunft der Medlzlnalbeainten Im Staate Tbiiringen. Der 
Vorsitzende erstattete einen kurzen Bericht ttber die Aenderungen im 
Medizinalwesen und in der Stellung der Bezirks- (Kreis-) ärzte, die infolge der 
Vereinheitlichung Thüringens zu erwarten sind, sowie über die Forderungen, 
die von den beamteten Aerzten an Regierung und Landtag gestellt werden 
müssen. Nach eingehender Aussprache, an der sich fast alle Anwesenden be¬ 
teiligten, wurde die folgende Entschließung einstimmig angenommen: 

a) In Thüringen muß eine Aonderung bez. Vergrößerung der Be 
zirks-(KreiS-)Arztbczirke unabhängig von den früheren Landes¬ 
grenzen angestrebt werden. Die Anstellung von vollbesoldeten 
neben nichtvollbesoldeten Bezirks-(Kreis-)Aerzten wird 
als berechtigt anerkannt. Für alle Bezirks-(Kreis-) Aerzte mnß aber die 
Möglichkeit eines Aufrückens in eine höhere Besoldungsgruppe 
aU die zehnte gefordert werden. Für die nicht vollbesoldeten 
Bezirks-tKreis-)Aerzte müssen einheitliche Gehaltsstufen etwa 
entsprechend den prenßischen festgesetzt werden. 
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b) Eine fflr alle Thüringer Bezirke-(Kreis-) ^6<rzte bindende Dienet- 
anweieang ist zn erlassen. Der Entwa^ einer solchen Dienstanweisung 
wird Tom Verein ansgearbeitet werden, 
e) Der beamtete Arzt ist an allen medizinischen Angelegenheiten der Wohl- 
fahrtspfiege za beteiligen. 

d) Es ist za erstreben, daß auch die stadtärztliehen Geschalte 
dem Bezirks-(Erei8-)Arzt übertragen werden. 

e) Der Thüringische Medizinalbeamtenyerein spricht die bestimmte Erwartong 
aas, bei der Bearbeitang des Gesetzentwarfs über das Mediiinal- 
wesen im Land Thüringen gehOrt za werden. 

Diese Entschließang soll darch den Vorsitzenden amgehend dem Staatsrat 
and Landtag Ton Thüringen zar Kenntnisnahme and Berücksichtigung über¬ 
mittelt werden. 

III. Verschiedenes. 1. Nach Brledigong der Tagesordnung wurde von 
dem Vorsitzenden aal die für Thüringen Torgesehene yerstärkte Typhus- 
bekämpfung hinge wiesen und mitgeteilt, daß Untersachungsämter in Gera, 
Gotha und Jena eingerichtet werden. 

2. Dr. Michael-llmenaa teilt mit, daß er im Namen des Weimari- 
sehen HedizinaibeamtenTereins beim Landesfinanzamt in Badolstadt angefragt 
habe, ob die ganz geringe Pension, auf welche die jetzigen Amtsärzte 
Ansprach haben, als Pension im Sinne des Gesetzes über das 
Beichsnotopfer vom 31.12.19 anzasehen sei. Anderenfalls könnten größere 
Abzüge nach § 16, 8 des Gesetzes gemacht werden, lieber das Ergebnis der 
Anfrage soll baldigst Mitteilung gemacht werden. 

8. Dr. Sartorias-Großradesteit berichtet über einen interessanten 
von ihm begatachteten Fall von Sittlichkeitsverbrechen im Bausch- 
zustand. 

4. Aaf Anregung Ton Dr. Gumprecht-Weimar wird die Ton Prol 
Grober-Jena verfaßte Abhandlang ,Ueber Vereinheitlichung der 
Gesundheitspflege im Lande Thüringen“, die in Heft 7 der Zeit¬ 
schrift .Das neue Thüringen“ erschienen ist, besprochen und festgestellt, daß 
die darin enthaltenen Vorschläge nicht geeignet sind, als Grundlage für den 
Aosbaa des Gesandheitswesens in Thüringen za dienen. 

Mit Worten des Dankes an die erschienenen Kollegen schloß der Vor¬ 
sitzende um 4'/« Uhr nachmittags die Versammlung. 

Dr. 0 fl w a 1 d - Sondershausen. 


Kleinere Mittellnngen n. Referate ans Zeitschriften. 

A. Oerlohfllolie PuyoUatrie. 

Hysterie und Sexualität. Von Sanitätsrat Dr. Steyerthal, leitendem 
Arzt der Wasserheilanstalt Kleinen (Mecklenborg). Aerztl. Sachverständigen- 
Zeitung; 1920, Nr. 16. 

Die Geschichte der Hysterie lehrt, wie nach der ersten Sexaalperiode 
des Altertams and Mittelalters mit Briquet und Charcot die Lehjre von 
der Hysterie als einem angeborenen Seelenleiden tritt und neuerdings aber eine 
zweite Sexaalperiode beginnt, nachdem Freud in Wien verkündet hat, daß 
allein die Sexualität den Grand des ganzen Leidens bilde. 

Unter kritischer Beleachtang neuerer Ansichten über die Hysterie weist 
Verfasser unter Bezug auf seine früher hierüber geäußerten Ansichten nach¬ 
drücklich darauf hin, daß es gerade mit Bücksicht aaf die Praxis und be¬ 
sonders die Gatachtertätigkeit höchst bedenklich ist, das Wort Hysterie kritiklos 
za gebrauchen. An einem praktischen Beispiel aus der Literatur wird gezeigft, 
daß mit der Diagnose „Hysterie“ Verwirrung und Unheil angerichtet wird. 
Hysterie ist nach Steyerthal ein Symptom und nichts weiter. Es wäre 
kein Schaden, wie Placzek richtig gesagt hat, wenn die Krankheit „Hysterie“ 
verschwände. Hysterische Symptome aber kommen bei allen mögÜchen Zu¬ 
ständen vor. Es ist gänzlich verfehlt, an die Libido sexuidis zu denken, wenn 
man an die „Hysterie“ denkt. Was man für gewöhnlich „die Hysteri8(^en* 
nennt, ist ein aas den verschiedensten Gebieten der Pathologie zusanunen- 
gelesene bunte Schar von Krankheitstypen; einwandsfreie Merkmale, die ihnen 
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allen gemeinsam sind, gibt es nicht, folglich kann man aach nichts Qemein- 
fi^ltiges von ihnen aassagen and am allerwenigsten etwas über ihr Oeschlechts- 
foben. _ Dr. Solbrig'Breslaa. 


Wahrer Traamsastand infolge aknter ErschSpfnng. Von Professor 
Dr. G-iov. Marco. Arcbivio di Antropologia criminale etc.; 1918/19, Heft2/8.*) 
Ein 82jäbriger Oesterreicber, zeitweilig italienischer Zivilgefangener, 
war nach einem staraen seznellen Exzeß mit nachfolgendem Erschöpiangs- 
zastand ins Irrenbaas gebracht, nachdem er sich selbst bescbaldigt hatte, einen 
doppelten Mord begangen za haben, ln der Anstalt blieb er zan&chst bei 
dieser Selbstbezichtigang, am dann nach wenigen Tagen, nachdem er sich 
körperlich erholt batte, selbst mit der Bebanptang herrorzakommen, daß er 
alles geträamt habe. In der Tat bandelte es sich am Träume, die in einem 
deatlichen Zusammenhang miteinander während eines Zeitraums von einer 
Woche anfgetreten waren und über die der intelligente Patient genauere Aus- 
kanft geben konnte, wobei nach dem Erwachen alles Geträumte als wahres 
Erleben gedeutet wurde. Patient zeigt in der Folge keinerlei psychische Ab- 
weicbangen and wurde nach einem Monat entlassen. 

Der Fall gehört za den echten Traamznständen nach der Klassifikation 
Ton de Sanctis. Für das Zastandekommen dieses eigentümlichen Zastandes 
kommt hier in Frage: Beschwerden der Gefangenschaft, Getrenntsein Ton 
Heimat and Familie, Untätigkeit asw. im Verein mit akuter Erschöpfung. 

_ Dr. Solbrig-Breslau. 


Allgemeine Hyperalgesle and Lombroso’scbes Symptom. Von Carlo 
de Sanctis. Archivio di Antropologia criminale etc.; 1918/19, H. 6/6. 

Das sog. Lombrososehe Symptom besteht in einer mehr oder weniger 
Terbreiteten Hyperalgesle der äußeren Hant (physische Anaestbesie) in Ver* 
bindang mit einer moralischen Gefühllosigkeit (moralische Anaesthesie). Wie 
Verfasser aas zahlreichen Mitteilungen anderer Autoren and auf Grand eigener 
Beobachtungen an einem großen Material nachweist, sind es Epileptiker, Geistes* 
kranke, aber aach Verbrecher and Prostituierte, die in großer Zahl dies 
Symptom zeigen, and zwar za etwa 80—50 "/o> Bei den Epileptikern kann die 
Hyperalgesie geradezu als ein eigentliches Stigma angesehen werden. Be* 
sonders wurde das genannte Symptom vom Verfasser auch bei kriminellen 
Soldaten gefunden. Die Feststellung der katanen Anaesthesie erfolgt entweder 
darch, Nadeln oder mit besonderen Instramenten (Algometem Tersebiedener 
Konstroktion). _ Dr. Solbrig* Breslau. 


Ein neuer Fall Ton Hemikranlose bei einem Anormalen. Von Prot 
Dr. Ans. Sacerdote-Tarin. Archivio di Antropologia criminale etc.; 
1918/19, Heft 5/6. 

Unter dem Namen Hemikranlose sind Ton französischen and amerikani* 
sehen Forschern einige wenige Fälle beschrieben, die äußerlich einen Tnmor 
des Schädeldachs darstellen, bei genauer Untersaebang aber eine partielle Hyper* 
trophie der Scbädclkapsel sind and bei denen sich bei der Autopsie, soweit 
solche Torgenommen wurden, gleichzeitig sarkomartige Tumoren an der Dara 
fanden. Verfasser ist in der Lage, einen kasaistischen Beitrag za dieser offenbar 
seltenen Erkrankung za geben. Es handelt sich nm einen 25jährigen Maurer, 
der als Kind einen Starz auf den Kopf erlitten hatte and seit jener Zeit die 
Entwicklung einer Geschwulst auf der linken Scbädelseite beobachtete. Seine 
geistige Entwicklung hatte keine Einbuße erlitten, wie er auch sein Handwerk 
regelrecht ansttben konnte. Im Alter von 20 Jahren wnrde er vorübergehend 
in eine Irrenanstalt anfgenommen wegen hypochondrischer Erscheinnngen. Dies 
wiederholte sich in der Folge noch einmaL Dann aber erfreute er sich dauernd 
guter Gesundheit. Die Untersaebang ergab eine volaminöse, etwas anregel* 


*) Wir nehmen hiermit die durch den Krieg jahrelang unterbrochenen 
Besiehnngen zur italienischen Literatur wieder auf and freuen ans, daß non 
der Zusammenhang zwischen dem inhaltreich so interessanten Archivio etc. and 
unserer Zeitschrift wiederhergestellt ist. 
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mäßig gestaltete Verdickang auf dem linken Scheitelbein. Röntgenologisch 
erwies sich dies als eine extradurale Enochenverdickung. Psychische und 
nervöse Symptome fehlten. Der ursächliche Zusammenhang mit dem in der 
Kindheit erlittenen Trauma ist nicht auszuschließen. Lucs war nicht nach¬ 
zuweisen. Dr. Solbrig -Breslau. 

' Epileptisches Aequlvalent unter der Form des anfallsweise anf« 
tretenden Exhibitionismus nnd nachfolgender Antomasturbation der Mamma. 
Von Prof. B. Frisco-Ginfalco. ArcMvio di Antropologia criminale etc.; 
1918/19, H-ft 6/6. 

Es bandelt sich um einen wohl außergewöhnlichen Fall des epileptischen 
Aeqivalents: Eine Patientin von 88 Jahren zeigte in der Irrenanstalt, abgesehen 
YOn ausgesprochenen Krampfanfällen, periodische Erregungszustände, in denen 
sie ihre Brttste entblößte und daran saugte. Es bestand Amnesie. Es bandelt 
sich um ein dem Exhibitionieren des Mannes entsprechendes Gebühren. 

_ Dr. Solbrig-Breslau. 

Gerichtlich-medizinisches Stndinm über GehSrs-Simnlation mltRBck> 
sicht auf die anthropo - psychologische Beschaffenheit des Täters. Von 
Prof. Santi Pusateri-Palermo. Arebivio di Antropologia criminale etc.; 
1918/19, Heft 8/4. 

Es werden interessante, durch gute photographische Abbildungen von 
Patienten erläuterte Beobachtungen mitgeteilt, nach denen die Erkennung der 
Simulation von Taubheit und Taubstummheit bezw. von Uebertreibung der 
Schwerhörigkeit schon an den QosicLtsziigen möglich ist. Der wirklich Taub¬ 
stumme hat einen Gesichtsausdruck, in dem sich Sanftmut mit einer melancho¬ 
lischen Resignation, zugleich eine gewisse Blödigkeit ausprägt. Dagegen ist 
der Ausdruck des Simulanten mürrisch, der Blick nach unten gerichtet, wobei 
der Untersuchende ni« angeblickt wird. 

ln psychischer Hinsicht ist zu bemerken, daß im Gegensatz zu dem 
wirklich Tauben die Simulanten, Uebertreiber und Selbstverstümmler allerlei 
Degenerationszcichen aufweisen nnd psychische Veränderungen zeigen, wie dies 
Verfasser bei 10 Fällen genauer nachweisen konnte. Dr. Solbrig-Breslati. 

B. Hygiene nnd öffentUohea Oeanndheltaweaen. 
Oeffentliches Gosundheitsweien und Medizinalbeamte. 

Zur Reform der Physikatsprüfung. Ein Beitrag zur Psychohygiene 
des Unterrichtes. Von R. Gr aß berge r. Wiener klinische Wochenschrift; 
1920, Nr. 15. 

Der bekannte Hygieniker der Wiener Universität, der aus seinem auf 
dem internationalen hygienischen Kongreß Berlin 1907 gehaltenen Vortrag auch 
dem Leserkreise dieser Zeitschrift bekannt ist, äußert sich folgendermaßen zu 
dem von der österreichischen Regierung den ärztlichen Körperschaften sowie den 
Mitgliedern der Prüfungskommission zur Begutachtung übergebenen Entwurf, 
der nicht nur die Vorbereitung und Prüfung für den ärztlichen Staatsdienst, 
sondern auch die Fortbildung der Amtsärzte umfaßt. 

Die Gegenstände der mündlichen Prüfung sind nach dem Ent^Vurf: 
1. Hygiene unter besonderer Berücksichtigung der sozialen Medizin nnd Hygiene 
(Sozialgesetzgebung einschl. Begutachtung), des Arbeitersebutzes, der sozialen 
Fürsorge, der Bekämpfung der Volkskraiikheiteu, dann Bakteriologie mit Be¬ 
schränkung auf praktische Fragen. 2. Sanität-sgesetzkunde. 3. Gerichtliche 
Medizin mit Einschluß der forensischen Psychologie. 4. Pharmakognosie nnd 
Toxikologie mit Beschränkung auf die Bedürfnisse des amtsärztlichen Dienstes. 

Verfasser legt Gewicht darauf, daß die allgemeine Hygiene seit 
langem Arbeiterschatz und soziale Fürsorge bereits entsptechend berücksichtigt 
habe; Selter habe mit Recht auf die hervorragenden Leistungen unserer 
führenden Fachhygieniker auf sozialem Gebiete hingewiesen. Vor dem in 
Laienkreisen verbreiteten Taumel der Begeisterung, der in einem schrankenlos 
beschleunigten Ausbau der Fürsorgeveranstaltungcn die Rettung des Volkes 
erblicke, müsse gewarnt werden. Schädigung des Arbeitstriebes, Stärkung des 
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Egoismas darch schrankenlose Fürsorge mit Aufbranch des Nationalyermögens 
konnten als Volkakrankheit aaftancben. Eapmand*) habe mit Recht betont, 
daß die Kreisärzte anf dem Gebiete der sozialen Fürsorge recht Ersprießliches 
und zwar viel früher geleistet hätten, als von sozialer Hygiene gesprochen 
worden sei. Um dem Amtsarzt die Einsicht in die FUrsorgeeinrichtungen und 
alle übrigen für ihn wichtigen Zweige der sozialen Verwaltung zu ermöglichen, 
schlägt Verfasser für den Stadiengang der Pbysikatskandidaten vor: Ex¬ 
kursionen der hygienischen Institute gegebenenfalls mit Unterstützung des 
neutralen Auslandes, von etwa 8 wöchiger Dauer. Industriebetriebe, FUrsorge- 
anstalten, Einrichtungen der Städtehygienc dieses Auslandes seien zu studieren. 
Ferner seien zu Vorträgen über Verwaltungsrecht, Armen- und Vormundschafls- 
rccht. Matter-, Säuglings- und Jngendschutz, Fürsorge für Trinker, Kriegs¬ 
beschädigte, Tuberkulosenfürsorge, Betrieb der Heil- und Pflegeanstalten be¬ 
währte Kräfte von anderen Fakultäten hcranzuziehen, auch außerhalb der 
Universität stehende, hochgebildete und erfahrene Amtsärzte. Die Frische 
des Vortrages solcher im praktischen Leben stehenden Männer bube er wieder¬ 
holt bewundern können. 

ln bezug auf die Zulassungsbedingungen der Prüfung, die schriftliche 
Prüfung, den praktischen ärztlichen Prüfungsakt, wie sie der Entwurf vorsieht, 
sei auf das Original verwiesen. Der Autor billigt den Ernst und die Gründ- 
Mchkeit, mit der die PrUfungsfrage gelöst werden soll, warnt aber vor allzu 
großer Belastung des Gedächtnisses. 

Dr. Mayer -Meisenbeim. 

Tagesnachrichten. 

Io der Sitzung der Prenasiaohen Iiandaavaraaiiunlungr vom 

1 . Oktober d. J. wurde ein von der Deutscbnationalen Partei und dem Zentrum 

f estelltep Antrag einstimmig angenommen, nach dein das Wohlfahrtsministeriom 
orschlägo machen soll, wie in den staatlichen Bädern Einrichtungen 

f eschaffen werden, die den Sozialversicherten und der minder- 
enaitlelten Bevölkerung einschließlich des Mittelstandes zur Ver¬ 
fügung gestellt werden können, und wie die zahlreichen Bäder in Ge¬ 
meinde- und Privatbesitz dem sozialen Gedanken dienstbar gemacht 
werden können. Der Antragsteller führte aus, daß wenn auchj die Bäder nicht 
zum Ressort des Wohlfabrtsministeriums gehörten, dennoch diesem ein maß¬ 
gebender Einfluß auf die Bäder in sozialhygienischcr und sanitärischer Hinsicht 
eingeräumt werden müßte. Die Krankenkassen müßten in den Bädern Räume 
erhalten, in denen sie ihre Heilbedürftigen unterbringen können. Auch die 
Gemeindebäder und Privatbäder müßten für dcoielbeu Zweck hcrangezogen 
werden. _ 

Auf der Tagung des Deutschen Vereins für öffentliche Gesundheitspflege 
in Kassel (am 12. und 13. v. Mts.) bat die Vereinigung der Konimnnal- 
Srzte folgende Forderung erhoben: Neben den gesetzlich cinzufübrenden 
Jugendämtern in Stadt und Land sollen Oesnndheitsämter mit einem fach¬ 
männischen Arzt an der Spitze eingerichtet werden und dieser voll besoldetes 
Magistratsmitglied sein. Dem Gesundheitsamt sollen die Angelegenheiten der 
gesamten Gesundheitspflege übertragen und ihm vor allen Dingen nicht die 
Gesundheitspflege der Jagend entzogen werden. 


Am 10. Oktober d. J. bat der Wirkl. Och. Med.-Rat Prof. Dr. Eduard 
Dietrich) Ministerialrat in der Abteilung für Volksgesundheit des preußischen 
Ministeriums für Volkswohlfahrt seinen 60. Geburtstag gefeiert. In Hitlcndorf 
(Kreis Sangerhausen) als Sohn eines Pfarrers geboren, hat er nach Besuch des 
Gymnasiums in Nordhansen von 1879 bis 18S4 in Güttingen, Leipzig und Halle 
Medizin studiert, im Jahre 1885 die Approbation erhalten und sich sehr bald 
entschlossen, die Mcdizinalbeamtcn-Laufbahn zu ergreifen. Schon während 

‘} Itaprannd. Diese Zeitschrift; 1920, Nr. 1, S. 15. 
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saiser karzea Tätigkeit ab praktischer Arzt in Mdckem bei Vagdeborg ward« 
ihn die Stelle des Krebmudarztes des Kreises Jericbow I fibertragen; bald 
daran! erfolgte nach bestandener Pbjsikatsprüfnng sebe Emeanang zum 
Kreispbysikas des Kreises Liebenwerda (1. April 1889). Sl'.t Jahrbt er somit 
als Medizinalbeamter tätig gewesen, and aoBerordentlich groß sind seine Ver¬ 
dienste, die er sich während dieser Zeit am die Entwicklong and Fbrderong 
des öffentlichen Gesandbeitswesens nicht nnr b seinem engeren Yaterlande, 
sondern nach fiber dessen Grenzen hinaas durch Schrift and Tat erworben hat. 
Drei Gebiete waren es znnächst, denen er sich ab junger Kreisarzt mit voller 
Kraft widmete: dem Mntter- and Sänglingsschntz, dem Hebammen¬ 
wesen and der Krankenfürsorge; gerade diese Gebiete sind es nach, 
db er b allen seinen späteren Steliangen (ab Krebarzt and ständiger Ver¬ 
treter des Begierangsmedbinalrab in Merseburg [1896—1900], ab Reg.- and 
Med.-Bat b Marienwerder [190.)], ab Hilfsarbeiter [1900] and namentlich ab 
Vortragender Bat [seit 1901] in der Medbbalabteilang) mit besonderer Vorliebe 
behandelt, aaf denen er bahnbrechend gewirkt and die größten Erfolge erzielt 
bat. Eng damit zusammenhängend bt sebe Tätigkeit aaf dem Gebiete dee 
Krankenhaaswesen s, des Krankentransport- and Bettangs¬ 
wesens, des Badewesens, der Karorthygiene, der Krfippel- 
fQrsorge, ffir deren Förderung er vorbildliche, den Ansprüchen der öffent¬ 
lichen Qesandheitspflege entsprechende Grundlagen geschaffen bat. Man bat der 
früheren preußischen Medizbalabteilang gerade in den letzten Jahren den Vorwurf 
gemacht, daß sie die sogenannte soziale Hy^ene vernachlässigt habe. Wie un¬ 
berechtigt and hinfällig dieser Vorwurf ist, bt schon wiederholt b dieser Zeit¬ 
schrift betont worden; es soll aber nicht unerwähnt bleiben, daß es gerade 
Dietrichs Verdienst gewesen bt, daß die Dienstanwebung der Kreisärzte 
mit sozialhygienbchem Gebte immer mehr darchtränkt und auf diesem 
Gebbte ebe feste Grandlage geschaffen bt, auf der jetzt mit bestem Erfolge 
weitergebaat werden kann. 

Ein überaus großer Teil der zahlreichen schriftlichen Arbeiten, db 
aus Dietrichs Feder geflossen sind, bt sozialhygienischen Fragen gewidmet; 
dies gilt auch betreffs seiner umfangreichen Tätigkeit in den viden auf diesem 
Gebiete tätigen Vereinen. Vor allem bt er aber bestrebt gewesen, 
den preußischen Medizinalbeamten eine den Aufgaben der öffentlichen 
Gesundheitspflege entsprechende Stellung und Wirksamkeit zu verschaften; bei 
der Umgestaltung des preußischen Medizinalwesens hat er stets 
dieses Ziel im Auge gehabt und alles anfgeboten, am es zu erreichen, ^hr 
viel bt durch sein zielbewußtes Vorgeben und seine Tatkraft erreicht; 
hoffentlich wird ihm auch die Erreichung des Endzieles noch vergönnt sebl 

Von allen Vortragenden Bäten der Medizinalubteilung ist Dietrich 
wohl derjenige, der den Medizinal beamten ab langjähriger Personaldezement 
am nächsten getreten bt und der von ihnen sowohl wegen seiner hervor¬ 
ragenden Tüchtigkeit, Arbeitskraft und Sebafiensfreudigkeit, ab wogen seiner 
großen persönlichen Liebenswürdigkeit ungemein hochgeschätzt wird. Ans 
warmem, vollem Herzen bringen sie ihm dafür zu seinem 60. Geburtstage die 
herzlichsten Glückwünsche entgegen, vor allem der Herausgeber dieser Zeit¬ 
schrift selbst, dem er seit vielen Jahren nicht nur ein jederzeit hilfsbereiter 
treuer Mitarbeiter, sondern auch ein lieber Freand gewesen ist. Möge er 
seiner Familie and uns allen noch recht viele Jahre in voller körperlicher und 
gebtiger Frische erhalten bleiben! 


Mitteilung. 

Die Beilage „Rechtsprechung und Medizinalgesetz- 
gebung“ fällt diesmal aus und erschemt dafür bei der nächsten Nummer in 
größerem Umfange. 


Tmiitwortlieh ffir die Bobriftl«itaDg: Prof. Dr. BApmnnd, Qeh. Med.oR«t In Minden i. W« 
Druck Too J. 0. 0. Bruns, Minden 1. W« 
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Klndstötnng oder natürlicher Tod? 

Von Bezirksarzt Dr. Blnmm in Hof a. S. 

Haberda legt in »Zur Lehre vom Kindsraord“*) dem 
mikroskopisc^hen Nachweis selbst kleinerer Mengen von 
Fruchtwasserbestandteilen in den Lungen Neugeborener eine 
schwerwiegende diagnostische Bedeutung bei und behauptet, 
daß die mikroskopische Untersuchung des Inhaltes der Luftwege 
immer auf den richtigen Weg für die Feststellung der Todes¬ 
ursache führe, wenn die Obduktion keine greifbar natürliche 
oder gewaltsame Todesursache ergibt. Auf Grund dieser Aus¬ 
führungen wurde teilweise verlangt, daß bei jeder forensischen 
Obduktion eines Neugeborenen die mikroskopische Untersuchung 
des Lungeninhaltes vorgenommen werde, wo nicht Zeichen 
äußerer Gewaltanwendung oder anderweitiger Todesusrache jeg¬ 
lichen Zweifel ausschließen. Ungar*) dagegen steht auf Grund 
der Ausführungen Reifferscheidts und Ahlfelds auf dem 
Standpunkte, daß geringe Mengen von Fruchtwasserbestand- 

*) Beitrlge zur gerichtlichen Medizin; Bd. I, 1911, Leipzig und Wien, 
Franz Deutike. 

Vierteliabrzzchrift für gerichtliche Medizin; 1918, L SnppLBand. 
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teilen sich bei jedem Neugeborenen in den Lungenwegen finden 
müssen wegen der physiologischen intrauterinen Aterabewe- 
gungen. Sind also die Lungen genügend gebläht, ein Zeichen, 
daß die Atroungswege frei waren, so können geringe Mengen 
von Frucht Wasserbestandteilen in den Lungen nicht auf in¬ 
trauterine Asphyxie schließen lassen; es ist also insbesondere 
fahrlässige Tötung nicht ausgeschlossen. Ich ziehe nun den 
weiteren Schluß: Finden sich die Lungen stark lufthaltig und 
ist makroskopisch kein ungehöriger Inhalt in den Luftwegen 
sichtbar, so ist demnach m. E. die mikroskopische Untersuchung 
in derartigen Fällen unnötig, die gerichtsärztliche Diagnose 
muß dann aus anderen Umständen hergeleitet werden. Einen 
derartigen Fall, der zu fast diametral entgegengesetzten Gut¬ 
achten führte, übergebe ich deshalb, als für weitere Kreise von 
Interesse, der Veröffentlichung: 

Eine 20 Jahre alte ledige Dienstmagd batte am 24. September vor¬ 
mittags gewaochen; da es ihr nach dem Mittagessen schlecht wurde, legte sie 
sich in inrer Kammer zu Bett. Nach ihrer Angabe setzte sie sich wegen 
Leibscbmerzen auf den Topf, es sei Blut gekommen und nach 5 Minuten sei 
ein Rind mit Nabelschnur und Nachgeburt im Topf gelegen; im Topf habe 
das Kind 2 mal geschrien und sich dann nicht mehr gerührt. Angeblich hat 
die Betreffende nicht geglaubt, daß sie schwanger sei. Ans dem Topf legte 
sie das Kind in einen ihr leer hereingebrachten Eimer, der aber nach Anga^ 
der Zeugin, die ihn kurz nachher hinter dem Bettvorhang vorholte, zu voll 
Blut und Wasser war. Han sah darin das Kind zuerst gar nicht, es wurde 
erst nach (Jmrtthren mit einem Schürhaken herausgeholt. Daß das Kind ge¬ 
schrieen, wurde zeugenschaftlich bestätigt. 

Die von mir uud einem zweiten Amtsarzt vorgenommene 
Sektion ergab: 

Spuren äußerer Gewalteinwirkung sind an der Kindsleiche nicht auf¬ 
findbar. Die rechte Longe reicht bis zur Mittellinie, die linke bis zur Warzen¬ 
linie. Die Schnittflächen sind dunkel marmoriert, das Abstrichblnt schaumig, 
die Lnftrfthrenäste entleeren auf Druck geringe Mengen schaumiger Flüssig¬ 
keit. Kehlkopf, Luftröhre und Bronchien sind frei von j)‘glicbem Inhalt, so 
daß Veranlassung zur Anfertigung eines mikroskopischen Präparates nicht ge¬ 
geben ercbeint. Zunge rein, weicher Gaumen und Zäpfchen frei von ungehörigen 
Stoffen Die Lungen schwimmen sowohl im ganzen, wie in einzelnen Teilen 
mit großem Auftrieb. Sowohl mit der Lupe, wie schon mit bloßem Auge sind 
auf der ganzen Lnngenoberfläche Perlbläschen wahrnehmbar. Bei Einsebneiden 
unter Wasser Aofsteigen feinster Gasbläschen, bei Einsebeiden über Wasser 
deutliches Knistern. An der Rückseite beider Lungen sind unregelmäßig ge¬ 
staltete, längsgestellte, flächenhafte, dünnste Bluiaustritte unter demLungen- 
fiberzog wahrnehmbar Magen mit anbängendem Darm sinkt im Wasser nicht 
unter, schwimmt ohne Auftrieb unter dem Wasserspiegel. 

Auf Grund des Sektionsergebnisses äußerte sich das vor¬ 
läufige Gutachten: 

Die sezierte Leiche ist die eines neugeborenen, lebend 
zur Welt gekommenen, aber nicht ganz ausgetragenen Kindes. 
Der Nachweis einer gewaltsamen Tötung ist durch die Sektion 
nicht erbracht. 

Die sofort im Anschluß an die Sektion vorgenommene 
Untersuchung der mütterlichen Genitalien ergab keinen Dammriß. 

Das von mir abgegebene Schlußgutachten lautete: 

„Die Angescbuldigte hat laut eigenem Geständnis und damit überein¬ 
stimmenden Zeugenaussagen am 24. September lül9 in ihrer Schlafkammer auf 
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der L. entbanden. Sie war ohne jeglichen Beistand, hatte vordem wiederholt 
das Bestehen einer Schwangerschaft abgelengnet and für das Starksein ihres 
Leibes Aasreden vorgebracnt. Da noch daza das von ihr geborene Kind in 
einem Eimer hinter einem Vorhang tot aafgefanden wnrde, maßte die An* 
gekla|^ der Tötang ihres Kindes in oder gleich nach der Qebnrt dringend ver* 
dächtig erscheinen. Die deshalb am 26. September früh vorgenommene ge¬ 
richtliche Leichenöffnang sowie die daran angeschlossene ärztliche Unter* 
sachnng der Angeklagten and deren richterliche Vemehmong in Gegenwart 
beider Gerichtsärzte hatte folgendes Ergebnis: 

Das tote Kind war ein Mädchen; es war neageboren, da es noch mit 
der Nabelschnnr and dem Mutterkachen znsammenbing. Nach Maß and Ge* 
wicht war es nicht ganz aasgetragen, ebenso nach dem Zastand der Finger¬ 
nägel. Das Kind war gnt entwickelt, ohne Mißbildungen und nach seinem 
Reifezastand deshalb als lebensfähig za betrachten. Daß das Kind außerhalb 
des Matterleibes gelebt bat, geht hervor ans den Ijebensproben: Langen* 
schwimmprobe, MagendarmscWimmprobe. Die Lunge, die an ihrer Oberfläche 
deatlicbe Lnftperlenbläschen zeigte, schwamm im Wasser mit starkem Auf¬ 
trieb, ebenso schwamm der Magen nebst anhängendem Darm, wenn anch nicht 
mit Auftrieb, unter dem Wasserspiegel. Letzterer Umstand beweist, daß das 
Kind bei seinen Atemzflgen außerhalb des Mutterleibes nnr wenig Luft schlacken 
konnte, daß also das Leben des Kindes nur kurz gedanert haben kann, nar 
einige wenige Atemzüge lang. 

Darch äoßere Oewalteinwlrkun^ ist der Tod des Kindes nicht ver¬ 
anlaßt; die Sektion bat keine Sparen einer solchen ergeben. 

Erstickang des Kindes im Eimer kann mit Sicherheit ausgeschlossen 
werden, da der Kehlkopf nur wenig zähen Schleim, Lnftrbhre und Haupt- 
bronchieu gar keinen Inhalt zeigten. Dies erscheint nach als Beweis dafür, 
daß der Eimer leer war, als das Kind hineinkam: selbst bei totem Kind kommt 
KQbelinhalt oft sehr tief in die Luftwege. Eine gewaltsame Erstickang, z. B. 
mit Kissen oder Tüchern, ist ärztlicherseits nicht nachznweisen: nengeborene 
Kinder sind überbaapt gegenüber erstickenden Einflüssen sehr tolerant and ein 
Absterben darch erstickende Einflüsse, wie z. 6. Zudecken, hätte längere Zeit 
erfordert, als hier der Kindsmatter zur Verfügung stand. Dagegen läßt sich 
der Tod des Kindes nach der ärztlichen Erfahrnng and entsprecnend der glaub¬ 
würdigen Darstellung der Angeklagten in ungezwangener Weise natürlich and 
wissenschaftlich erklären: 

Die Geburt verlief abnorm rasch — es fehlte jegliche Kopfgescbwalst — 
als überstürzte Gebart; in einigen (5) Minaten war Kind mit Nachgeburt ge¬ 
boren. Es fand also eine vorzeitige LOsnng der Nach gebart statt, so daß das 
Kind während des Dnrebtretens darch die mütterlichen Wege vom Gasaastaascb 
durch die ßlatgefaße des Matterkachens ansgeschlossen war. Es trat da¬ 
durch eine Lähmung des Atmangszentmms ein, die, anch wenn sachgemäße 
Hilfe am Platze gewesen wäre, den Tod des Kindes berbeifübren maßte! 
Wissenschaftlich aasgedrückt bandelte es sich nnl intrauterine Asphyxie mit 
nachträglichem Absterben. Das gleiche Resultat tritt bei überstürzter Gebort 
ein, wenn darch die, rasche Anstreihang des Kindes berbeifübrenden Preß- 
wehen die Ansatzstelle des Matterkachens komprimiert and dadurch der Gas- 
anstaasch zwischen mütterlichem and kindlichem Blute behindert wird. Die 
wenigen Atemzüge des Kindes wurden durch diese intranterine Asphyxie aas- 
gelöst. Infolge des raschen Gebnrtsverlaafes erfolgten die wenigen Atemzüge 
bereits außerhalb der mütterlichen Wege, so daß das Kind schreien konnte 
and keinen Inhalt der Gebartswege aspirierte; daher die leeren Luftwege im 
Gegensatz za anderen Todesfällen bei intranteriner Asphyxie. 

Nach obigen Aasfttbrnngen bleibt also nor noch die Verbeimlicbnng der 
Schwangerschaft, womit jedoch nicht notwendig die Absicht, das Kind bei der 
Gebart za töten, verbanden sein muß. Für derartige Verheimlichung können 
die verschiedensten Gründe vorliegen, wie Scham, Bestreben, den Dienst platz 
nicht zu verlieren, Furcht, der Sebwängerer könne sich vorzeitig anaoffindbar 
machen a. a. Daß die jngendliclie Erstgebärende die vorzeitig eingetretenen 
Preßweben verkannt, für Urin- and Stabldrang gehalten bat, ist nach ärzt¬ 
licher Erfahrnng ebenfalls natürlich za erklären dnreb den Druck des Kopfes 
aof Blase und Mastdarm und deshalb völlig glaabhaft, so daß der Ange- 
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klagten vom firztlichen Standpnnkte ans wegen der nnterlassenen Herbeibolong 
Ton Hilfe FabrläsHiKkeit nicht zur Last gelegt werden kann, selbst wenn die 
intranterine Asphyxie als Todesursache nicht Vorgelegen batte nnd da^ Kind 
wegen Mangel an sachgemäßer Hilfe zngmnde gegangen oder in den Euner 
kineingeboren nnd darin ertranken wäre. 

Die wisseoHchaftlicbe Zergliedernng des Falles bat also nicht bloß keine 
Anhaltspnnkte für absichtliche oder fahrlässige Tötung des Kindes ergeben, 
sondern im Zasammenbalt von Sektionsergebnis nnd Gebnrtsverlaof mnfl für 
den Tod des Kindes eine natürliche, außerhalb des Willens 
der Mntter liegende Ursache angenommen werden.“ 

Der ebenfalls zur Abgabe eines Gutachtens veranlaßte 
zweite Amtsarzt äußert sich u. a. wie folgt: 

,Der Sektionsbefand schließt Tötung durch grobe Gewalteinwirknng, 
blutige Verletzung n. dergl. ans; über die eigentliche Todesursache gibt er 
keinen Aufschluß; insbesondere ist kein Befand vorhanden, der den Ein¬ 
tritt des Todes ohne weiteres anf natürliche Weise erklären würde. Zur Klar¬ 
stellung müssen daher die Begleitumstände herangezogen erden. Es handelt 
sich um eine zu früh geborene, daher lebensscbwache, aber lebensfähige Frucht; 
das Kind hat nach der Geburt ordentlich geatmet nnd gescbrien, Asphyxie ist 
dadurch ausgeschlossen (Asphyxie — fehlendes oder ungenügendes Atmen des 
neugeborenen Kindes) Zunächst steht fest, dnß das Kind innerhalb der Zeit 
zwischen dem von der Zeugin gehörten zweimaligen Schreien und deren Ein¬ 
tritt in das Zimmer der Angeklagten nicht nur gestorben ist, sondern auch 
bereits bei Seite ^esch^fft war. Ist es nnn möglich oder wahrscheinlich, daß 
ein nicht asphyktisch geborenes, lebensfähiges, aber lebensschwaches Kind, bei 
dem allenfailsige Geburtsinsulte durch die Sektion ausgeschlossen sind, inner¬ 
halb dieser kurzen Zeit abstirbt? Die absolute Möglichkeit wird man kaum be¬ 
streiten können, wahrscheinlich ist dies nach den Erfahrungen, die man bei 
viel weniger aasgetragenen, lebensunfähigen Früchten unter gleichen Verhält¬ 
nissen macht, sicher nicht. 

Die weitere Frage ist, kann eine äußere Ursache, gleichviel welcher Art, 
den Tod herbeigeftthrt haben, ohne daß dies durch den Sektionsbefand nach¬ 
gewiesen werden konnte i* Diese Frage muß ich bejahen. Einfache Erstickung, 
z. B. durch darauf gelegtes Bettzeug, kann bei einem lebensschwachen, nen- 

f eborenen Kinde sich dem positiven Nachweis entziehen. Vom rein ärztlichen 
tandpunkte aus maß ich somit die Frage, ob der Tod durch äußere 
oder innere Ursachen herbeigeftthrt wurde, offen lassen, 
wahrscheinlicher ist mir das erstere.“ 

Es wurde sodann auch der aus Urlaub zurückgekehrte 
Landgerichtsarzt Dr. Y. noch zu einem Gutachten auf Grund 
der Aktenlage veranlaßt. Dieser schloß sich dem Erstgutachter 
hinsichtlich der Annahme einer durch die überstürzte Geburt 
hervorgerufenen Asphyxie voll und ganz an und damit auch 
der Ablehnung vorsätzlicher oder fahrlässiger Kindstötung: 

„Der Zweitgutachter übersieht völlig, daß die mit starker Kompression 
und sofortiger Ablösung der Nachgeburt einhergebeode überstürzte Geburt an 
sich bereits eine schwere Geburtsschädigung darstellt, weshalb die von ihm 
ausgesprochene Ansicht, daß durch das nacbgewiesene Atmen und Schreien des 
Kindes nach der Geburt Asphyxie ausgeschlossen sei nnd daß keine Geburts- 
Schädigung Vorgelegen habe, wissenschaftlich nicht aufrecht zu halten ist. 
Noch viel weniger am Platze aber ist der Vergleich mit viel weniger aus- 
getragenen, lebensunfähigen Früchten, die ja an sich viel weniger schädigenden 
Einflüssen durch den Geburtsakt aasgesetzt sind, unter gleichen Verhältnissen.“ 
Wie so oft bei auf Kindstötung verdächtigen Fällen 
handelte es sich auch hier um rasch verlaufende Entbindung 
mit rascher Lösung der Plazenta, so daß der Gasaustausch al> 
gesperrt sein mußte; infolge des raschen Geburtsverlaufs traten 
dann die durch die Asphyxie ausgelösten Atemzüge erst außer¬ 
halb der Geburtswege ein, machten die Lungen lufthaltig und 
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lösten Schreie aus, ohne daß Inhalt der Geburtswege aspiriert 
werden mußte. Die stattgehabte Unterbrechung der Plazentar¬ 
atmung hatte jedoch, wie öfters, die Reizbarkeit des Atmungs¬ 
zentrums erheblich herabgesetzt, so daß dieserhalb die Atem¬ 
bewegungen alsbald gänzlich aufhörten: sie waren nur termi¬ 
naler Artl Uebrigens kommen ja auch anderweitige Geburts¬ 
schädigungen des Kindes bei überstürzter Geburt vor; durch 
die rasche Kompression des Kopfes kann Hirndruck, damit 
Schädigung der Herztätigkeit und weitere vorzeitige Atmung 
hervorgerufen werden. So hat Ahlfeld mehrere Fälle beob¬ 
achtet, in denen die asphyktisch geborenen Kinder keine Herz¬ 
tätigkeit mehr auf wiesen, wohl aber noch ein paarmal atmeten; 
sie sind mit einem Rest von Leben zur Welt gekommen! 

Es berechtigt also die Auffindung der Kindsleiche selbst 
unter den höchst verdächtigen Umständen, wie es tatsächlich 
der Fall war, noch nicht zu dem Schlüsse, daß Tötung vorliegt. 

Was nun die Möglichkeit einer Erstickung durch darauf 
gelegtes Bettzeug betrifft, so habe ich in meinem Schlußgut¬ 
achten bereits darauf hingewiesen, daß dies im vorliegenden Falle 
schon wegen der Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit und 
wegen der Toleranz der Neugeborenen gegen erstickende Ein¬ 
flüsse ausgeschlossen sei; solche Vorkommnisse sind noch dazu 
äußerst selten, schon deswegen, weil es die wenigsten Leute — 
am wenigsten^ wohl solch jugendliche Personen wie die An¬ 
geschuldigte — wissen, daß auf diese Weise der Tod so leicht, 
wenn auch in längerer Zeit, herbeizuführen ist, zumal da auch 
die meist in großer Aufregung befindlichen außerehelichen 
Mütter kaum so raffiniert und überlegt handeln werden. Eine 
zufällige Erstickung nach der Geburt ohne Zutun der Mutter 
(z. B. durch Bedecken mit den Schenkeln, durch Ohnmacht) 
kommt nach der ganzen Lage ohnedies nicht in Betracht. 

Ich glaube demgemäß mein Gutachten mit vollem Recht 
dahin abgegeben zu haben, „daß der Tod des Kindes in 
schwerer Geburtschädigung seinen Grund hat*'. 

Auf Antrag der St. A. wurde durch Beschluß der Straf¬ 
kammer die Angeklagte außer Verfolgung gesetzt; in den 
Gründen erklärte die erkennende Strafkammer, daß nach den 
gepflogenen Erhebungen, insbesondere den Gutachten der Sach¬ 
verständigen, keine hinreichenden Verdachtsgründe bestehen 
für eine vorsätzliche oder auch nur fahrlässige Tötung des von 
der Angeschuldigten geborenen Kindes. 


Schnelle Skelettiernng einer Elnderlelche 
durch Maden. 

Von Generaloberarzt a. D. Dt. Neanisnn in Naombarg a Saale. 

Fälle von schneller Leichenzersetzung im Hochsommer 
sind nicht selten. Daß Fliegenmaden sich im Sommer schon in 
den ersten Stunden finden, ist beschrieben worden. Hof mann 
schildert einen Fall, wo eine frische Kinderleiche in 10 Tagen 
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von FliegeDroaden aufgezehrt war. In dem Falle, der mir bei 
einer Obduktion zu Reicht kam, ging die Zersetzung und 
vollständige Skelettierung noch schneller. Eine Leichen- 
verwechselung ist ausgeschlossen. Die uneheliche X in Y gebar 
am 29. Juli ein Kind, angeblich weiblichen Geschlechts; das 
Kind soll tot zur Welt gekommen sein. Ein Arzt bescheinigt 
den Tod eines neugeborenen Kindes. Am 30. Juli wird das 
Kind in einen Kindersarg einfachster Art — Holzkiste — 
begraben. Inzwischen erhebt sich der Verdacht, dafi die Mutter 
ihr Kind getötet haben soll. Am 4. August gerichtlicher Sek- 
tionstermiii, dessen Ergebnis folgendes war: 

Aid die Uolzkidte geöfiuet wird, findvt man Myriaden von Fliegenmaden 
innerhalb des Tnchen, in das die Leiche gewickelt war; Ton der Leiche, 
die einem wahrscheinlich nahezu reifen Kinde entsprach, finden sich nur die 
Knochen, Lantigobaare nnd etwas ba'te Gebirnbant, Schädel nnd Eückenmark 
fast noch im Zusammenhang, an den Händen nnd Füßen noch etwas Haut and 
Seh^'en, im Gesicht noch etwas Knorpel nnd Hant der Angenlider, der Nase, 
des Kinns. Alles andere .fehlt, so daß die Fliegen nnd Käfer, die sich ans 
der Kiste erhoben, sowie die Millionen Maden, die die Kiste erfüllten, die 
Leiche binnen 6 'l agen so skeletiiert hatten, dsß bei einzelnen Knochen, z. B. 
die Bippen, vollständig abgefressen waren. Kuocbenkerne waren nicht mehr 
za entdecken. Die Schalierblätter lagen in den Holzt-pänen der Kiste. Der 
Oberschmkelknochen war graa and macht den Eindrack, als ob er schon jahre- 
lang gelegen hätte. 

Da eine Irreführung oder Verwechselung nach Lage der 
Sache ausgeschlossen ist, so ist an der Tatsache nicht zu 
zweifeln, daß die Fliegen und Maden hier ihr Werk in 6 Tagen 
getan hatten. Aus der Obduktion wurde also eine Leichen¬ 
schau bezw. eine Skelettschau. Alle Fragen über Reife oder 
Lebensfähigkeit erledigten sich. Ossifikationsdefekt, Frakturen 
oder sonstige Verletzungen waren an den Schädelknochen nicht zu 
finden. Der Fall beweist, wie schnell die Skelettierung einer 
Kinderleiche im Hochsommer vor sich gehen kann und daß die 
frischen Knochen in diesem skelettierten Zustande sehr schwer 
von alten Knochen zu unterscheiden sind oder wenigstens von 
solchen, die länger in der Erde lagen. 


Zar Aogendiphtherie. 

Von Kreisarzt Dr. Tlling in Heinrichswalde (Ostpr.) 

Vor 6 Monaten betrat ein arbeitsloser Tischler aus einem 
entfernten Dorfe meine Sprechstunde mit der Angabe, seine 
Augen täten ihm seit etwa 3 Wochen weh, das Sehvermögen 
nähme ab, die Augen tränten fortgesetzt und die Träuen- 
flüssigkeit ätze ihm das Gesicht. Die ihm von Laien empfohlenen 
Kühlungen hätten das Fortschreiten der Erkrankung nicht auf¬ 
gehalten. Die Untersuchung ergab folgendes: 

Es fanden sich eine mäßige Bjitang der Aagenbindehäaie, sehr starke 
Tränenabsonderang, vereinzelte, ganz flache Ulzerationen an den Lidbindehäuten, 
keine Beläge. Starke perikorneale Injektion beiderseits. Am linken Angapfel 
am Limbas aaßen and anten ein längliches, recht tiefes Geschwür von etwa 
0,8 bis 0,5 mm Darchmesser. Die Haat des Gesichts vom unteren Lidrand 
bis herab zam Kieferantcrrand trag zahlreiche flache, z. T« anch in die Unter- 
haat hinabreichende, bis za pfennigstückgroße Geschwüre mit anebenem Grande, 
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der, wenig gerötet, eine trübe wässerige Flüssigkeit absonderte, üeber die 
Herkunft dieser ausgedehnten QeschwQre wußte der Kranke nur ausznsagen, 
daß sie yon den ätzenden Tränen aasgefressen seien, ümgebnng der Geschwüre 
leicht gerötet, keine Weicbteilschweliangen, keine Lympbdrüsenver^rößerangen; 
keine Merkmale von Syphilis, von Taberkulosc oder Lepra. Nasenscbleimbaut, 
Mundhöhle und Bachen ohne Besonderheiten; chemische Verätzung durch Berufs¬ 
arbeit nicht anzunehmen. 

Bei diesem unklaren Bilde wurde an Diphtherie gedacht, ein 
Bindehautabstrich mit dieser Diagnose dem zuständigen Medizinal¬ 
untersuchungsamt eingeschickt und gleichzeitig 4500 I. E. Diph¬ 
therie-Serum intramuskulär verabfolgt, daneben Atropintroplen 
fpr das linke Auge verordnet. 

Nach 2 Tagen erneute Vorstellung: Das tiefe Hornhaut¬ 
geschwürwar an einer kleinen Stelle dicht am Limbus perforiert; 
die Iris lag mit einem kleinen Zipfel der inzwischen wieder 
geschlossenen Hornhautwunde an. Perikorneale Injektion ge¬ 
schwunden, Bindehautrötung sehr gering, fast erloschene Tränen¬ 
absonderung. Gesichtsgeschwüre in Austrocknung und Heilung 
vom Rande her. Inzwischen batte das Medizinaluntersuchungs¬ 
amt Diphtheriebazillen in der eingesandten Probe festgestellt. 
Nach 3 Tagen waren die Augäpfel und die Lidbindehäute reizlos; 
auch die Hornhautwunde heilte unter sehr unbedeutender ört¬ 
licher flacher Verwölbung mit Iriseinheilung ohne eine Beein¬ 
trächtigung des Sehvermögens. Schnelle Heilung der Gesichts¬ 
geschwüre unter Hinterlassung heller Flecken an ihrer Stelle. 

Auf Grund dieses Falles wurde weiterhin auf Augendiph¬ 
therie besonders gefahndet. 

Sehr bald nach diesem ersten Falle ereigneten sich mehrere 
weitere Erkrankungen, die mit dem genannten und untereinander 
keine Beziehungen hatten. Sie betrafen Kleinkinder und Schul¬ 
anfänger verschiedener Wohnorte. Befund: Rötung der Lid- 
und Augapfelbindehaut, leichte Auflockerung der Schleimhaut, 
keine Geschwüre, keine fibrinösen Beläge, keine Nekrosen er¬ 
kennbar. Vermehrte Tränenabsonderung, Lichtscheu, ln ein¬ 
zelnen Fällen einzeln stehende phlyktänenartige Gebilde der 
Augapfelbindehaut nahe dem Hornhautrande, in einem Falle 
Uebergreifen eines phlyktänenartigen Bläschens auf die Horn¬ 
haut. Merkmale von Skrophulose boten die Kranken an ihrem 
Körper nicht. Granulöse lag nicht vor. 

In den genannten Fällen erwiesen die Nasenschleimhaut 
und die Mundhöhle sich als vollkommen normal, ebenso der 
Kehlkopf. Diphtherie war nicht vorausgegangen, eine Berührung 
mit diphtheriekranken Personen, soweit bekannt, nicht 
erfolgt. Die Krankheit hatte 2 bis 3 Wochen bestanden, lieber 
Schmerzen hatten die Kinder nicht geklagt; nach landesüblichem 
Brauche war deshalb auch ein Arzt nicht zu Rate gezogen. 

Es wurde die Wahrscheinlichkeitsdiagnose „Diphtherie“ ge¬ 
stellt, ein Bindehautabstrich zur Untersuchung eingeschickt und 
Diphtherie-Serum intramuskulär eingespritzt: Bestätigung der 
Diagnose durch das Medizinaluntersuchungsamt. Schnelle glatte 
Heilung, ohne daß eine örtliche Behandlung stattgefunden hätte. 
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So weit von hier aus im Augenblick verfolgt werden kann, 
wird in der Literatur bei der Augendiphtherie von Geschwüren 
gesprochen und von fibrinösen Belägen. Während im erstem 
Falle Geschwürbildung der Gesichtshaut und Hornhaut- 
geschwür festzustellen war, ließen die weiteren Fälle Geschwür¬ 
bildung ebenso vermissen wie Beläge und Nekrosen. Bot der 
erste sehr schwere Fall nach keiner Richtung Aehnlichkeiten, so 
entsprach in den folgenden Fällen das Bild bald dem einfachen 
Bindeh'autkatarrh, bald der skrophulösen Conjunctivitis, in einem 
Falle mit leichtem Uebergreifen auf die Hornhaut. Bakterio¬ 
logisch handelte es sich in allen diesen Fällen um echte Diphtherie. 

Da die Diphtherie in hiesieger Gegend endemisch herrscht, 
und in den meisten Fällen wegen großer Entfernungen und 
infolge der Gleichgültigkeit der Bevölkerung sicher unbehandelt 
bleibt, bietet sich natürlich um so leichter Gelegenheit 'zur 
Uebertragung der Keime auch auf die Augenbindehäute, so gut 
wie auf die üblichen Ansiedelungsstätten. So wurde auch Vulva- 
Diphtherie beobachtet. Nach den Beobachtungen des Verfassers 
ist die Diphtherie in anderer Form als der Mandel- und Kehl¬ 
kopf-Diphtherie in ärztlichen Kreisen wenig gekannt. Es 
erscheint deshalb wünschenswert, gerade auch auf die Augen¬ 
form der Diphtherie besonders zu achten und darauf hinzuweisen, 
daß die Augendiphtherie keine Seltenheit darstellt, 
daß sie außer in Form von Geschwüren (auch auf das 
Gesicht herahreichend) auch unter dem Bijde eines ein¬ 
fachen ein- oder doppelseitigen Bindehautkatarrhs 
und unter dem Zeichen einer skrophulösen Augen¬ 
erkrankung auftritt. Wichtig ist diese Tatsache thera¬ 
peutisch wie epidemiologisch. Es bleibt außerdem zu erwägen, 
ob die praktischen Aerzte hierauf nicht deutlich hingewiesen 
würden, wenn es auf den roten Anzeigen übertragbarer Krank¬ 
heiten nicht hieße; „Diphtherie (Rachenbräune)“, womit sie 
wieder auf die Rachenlokalisation hingewiesen werden, sondern 
etwa „Diphtherie in jeder Form“ oder, um auch auf die nicht 
seltene alleinige Nasendiphtherie hinzuweisen „Diphtherie (der 
Luftwege, der Augen, der Scheide)“. 

Anhangsweise sei erwähnt, daß sich dem Verfasser in der 
ambulanten Behandlung bei Nasendiphtherie mit Verharren der 
Erreger nach klinischer Heilung eine Alkoholpinselung der 
Nasenschleimhaut scheinbar bewährt hat. Hierbei ist nicht 
bekannt, ob dieses naheliegende Verfahren nicht bereits andere 
weitig empfohlen ist. 


Bas Diätenregnlatir, die Gehaltsordnung und andere 
Standesfragen der württeinb. Oberamtsärzte. 

Von Med.-Bat Dr. Malsch, Oberamtsarzt in Oebringen. 

Die längst erwartete Abänderung des Diätenregulativs 
vom 23. Juni 1873 hat nun glücklich das Licht der Welt er¬ 
blickt (am 25. August d. J., Reg.Bl.. Nr. 38 S. 607). Die Tage- 
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geldei der Bezirksbeamten sind auf 22 M. (mit UM. Teue¬ 
rungszuschlag) festgesetzt. Die Verminderung um 'U, wenn 
Hin- und Rückreise an einem Tage erfolgt, ist in We^all ge¬ 
kommen. Für Uebernachten kommen 9 M. dazu. 

Geblieben ist die Berechnung eines halben Tages 
bis zu 8 Stunden. Das ist nicht verständlich, es hätte erwartet 
werden dürfen, daß die Grenze herabgerückt wird und daß als 
halber Tag ein Zeitraum bis zu höchstens 6 Stunden, als voller 
Tag ein Zeitraum von über 6 Stunden berechnet wird. Es ist 
doch eine Herabsetzung der geistigen Arbeit, wenn bei körper¬ 
licher Arbeit der halbe Tag zu 4 Stunden, bei geistiger Arbeit 
aber der halbe Tag bis zu 8 Stunden gerechnet wird. 

Ganz unverständlich ist der Abschnitt: Oeffentliche 
Kraft wagen Verbindungen dürfen nur benutzt werden, wenn 
die Benutzung eines andern öffentlichen Verkehrsmittels nicht 
möglich ist und ein zwingendes dienstliches Interesse die Kraft¬ 
wagenfahrt geboten erscheinen läßt. Wodurch ist diese Ein¬ 
schränkung der Benutzung öffentlicher Kraftwagenverbindungen 
gerechtfertigt? Diese sind doch überall als Ersatz für die alten 
Posten eingerichtet und es ist ganz selbstverständlich, daß da, 
wo mittels des öffentlichen Kraftwagens ein Ziel erreicht werden 
kann, diese bequeme, schnelle und verhältnismäßig billige Be¬ 
förderung auch von den Beamten benutzt wird. 

Bei Benutzung der Eisenbahn ist die Zulage einer 
halben Fahrkarte je für Hin- und Rückfahrt, die bisher als 
Ersatz für nötigen Aufwand gewährt wurde, gestrichen worden. 
Diese Zulage war berechtigt, insofern als die Bahnfahrten einen 
größeren Repräsentations-Aufwand und Verbrauch an Kleidung 
bedingen und den erhöhten Fahrtkosten erhöhte Anschaffungs¬ 
kosten für Kleidung gegenüberstehen. Der Wegfall dieses Aus¬ 
gleiches ist sonach bedauerlich. 

Unbegreiflich ist die Beibehaltung der Berechnung {von 
40 Pf. pro Km (-|- 20 Pf. Teuerungszuschlag) zurückgelegten 
Weges in den Fällen, in denen die Benutzung der in § 6 be¬ 
nannten öffentlichen Verkehrsmittel nicht möglich ist. Eine 
derartige Entlohnung ist wirklich beschämend, das geht unter 
die Dienstmannstaxe. Zu der Zeit, als das Diätenregulativ in 
Kraft trat (im Jahre 1873) war die Kaufkraft von 40 Pf. so 
groß wie heute von 3—4 M. Zum mindesten hätte diese Ent¬ 
schädigung verdoppelt werden müssen (also 80 40 Pf.) in 

folgerichtigem Anschluß an die Verdoppelung der Diäten gegen¬ 
über dem Jahre 1873. Eine andere Festsetzung sollte also hier 
unbedingt angestrebt werden. 

Alle diese Ausstellungen stehen aber zurück hinter der 
Wichtigkeit, die die Einweisung der Oberamtsärzte in die Be¬ 
soldungsklassen hat. Die Wünsche der Oberamtsärzte in 
dieser Beziehung sind der Regierung bekannt; sie sind im Jahre 
1914 dem Ministerium des Innern vorgelegt worden. Damals 
habe ich als Berichterstatter auf der Jahresversammlung des 
Medizinalbeamtenvereins am 14. Juni 1914 eine Reihe von Leit- 
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Sätzen aufgestellt, die einstimmig angenommen und als Wünsche 
der Medizinalbeamten dem Ministerium des Innern vorgelegt 
wurden. Der Einfachheit halber führe ich die uns hier inter¬ 
essierenden Leitsätze wörtlich an, weil sie größtenteils noch 
durchaus zutreffend sind: 

Antrag 1 and 2 sind erledigt. 

'' Antrag 8: Um den vollbesoldeten Oberamtsärzten ein Vorröckeo wie 
den übrigen Staatsbeamten von ähnlicher Stollnng za ermöglichen, bitten wir 
am Aasröstang einer größ'^ren Anzahl von Stellen mit dem Bats- bezw. Ober¬ 
ratsgebalt. Die Vorrückung soll entsprechend der vom Oberamtsarzt ver¬ 
langten Leistung geschehen und nicht an den Ort gebunden sein. 

Antrag 4: Da durch die Wohnungsentschädigang und die Kanzleikosten- 
entschädignng kein genügender Ersatz für di^ tatsächlichen Ansgaben geboten 
ist, so wird um entsprechende Entschädigung für die SteUnng eines Amts¬ 
zimmers und eines Wartezimmers gebeten. 

Antrag ö; Bei der in den vollbesoldeten Bezirken anfallenden Schreib¬ 
arbeit ist es nicht mehr möglich, ohne Schreibhilfe auszukommen, weshalb um 
Gewährung von Schreibbilfe gebeten wird. 

Antrag 6: Betrifft die Begelung der Diäten und Beisekosten und ist 
schon oben besprochen. 

Antrag 7: Es wird um Streichung der Oberamtsärzte aus der Liste der 
im Staatshandbnch anfgezählten, dem Oberamt unterstellten Beamten und 
Einweisung als besondere selbständige Beamtung im Staatshandbnch gebeten. 

Zum Antrag 3: Während allen übrigen Bezirksbearaten 
ein Vorrücken ermöglicht ist, ist bei den Oberamtsärzten mit 
der Erreichung der Stellung als Oberamtsarzt die Laufbahn 
abgeschlossen. Bisher wurde den Oberamtsärzten als Ausdruck 
der Anerkennung nach einer Reihe von Jahren der Titel 
„Medizinalrat“ verliehen. Nachdem nun aber dieser Titel 
vom Reiche aus erst kürzlich einer Reihe von 40 Aerzten 
(früheren Sanitätsoffizieren) gleich beim Eintritt in ein Staats¬ 
amt erheben worden ist, hat er den Charakter einer Auszeich¬ 
nung verloren. Es ist also nunmehr für die Oberamtsärzte 
keinerlei Vorwärtskommen mehr in Aussicht gestellt. Nur 
2 Stellen mit Ratsgehalt und eine Stelle mit Oberratsgehalt 
stehen zur Verfügung. Sind diese Stellen besetzt, so ist auf 
durchnittlich 20 Jahre hinaus jedes Vorrücken unmöglich. Die 
übrigen Bezirksbeamten erreichen nach 6- bis 10jähriger Dienst¬ 
zeit als Amtsvorstände oder als Kollegialmitglieder eine höhere 
Stellung mit Ratsgehalt und können von da aus noch zu Ober¬ 
räten, Ministerialräten, Direktoren, Präsidenten vorrücken. 

Von den etwa 1200 Aerzten Württembergs sind etwa 
300 pro p. physikatu geprüft und kommen für die Bewerbung 
um eine Oberamtsarztstelle in Betracht. Tatsächlich gelangen 
an dieses Ziel nur etwa 40 Aerzte. Von den Juristen, Kamera¬ 
listen und Regiminalisten gelangt mindestens die Hälfte in 
höhere Stellungen, ohne daß von ihnen noch die Ablegung 
eines besonderen Examens verlangt würde, wie dies bei den 
beamteten Aerzten der Fall ist. Folgerichtig sollten auch den 
Oberamtsärzten die gleichen Verbesserungen ihrer Laufbahn 
eröffnet werden wie den übrigen Staatsbeamten. Es sollten 
deshalb für die Oberamtsärzte dieHäifte derStellen 
mit Ratsgehalt und mehrere Stellen mit Oberrats- 
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gehalt ausgestattet werden, während die Stellungen 
der ärztlichen Referenten beim Ministerium des 
Innern in entsprechend höhere Klassen einzureihen 
w ären. 

Zu Antrag 4. Während alle übrigen Bezirksbeamten 
Dienstwohnungen haben, ist für die Oberamtsärzte auch 
in dieser Beziehung nicht gesorgt worden, und daher kommt 
es, daß überall, wo neuernannte Oberamtsärzte aufziehen sollen, 
der Zuzug behindert ist. Aber auch die längst seßhaften Ober¬ 
amtsärzte sind gegenüber den übrigen Bezirksbeamten im Nach¬ 
teil, weil ihnen keine Amtsräume gestellt werden und der Staat 
sich auch nicht um Beleuchtung und Heizung des Amtszimmers 
der Oberamtsärzte kümmert. Es ist zu verlangen, daß hier 
eine hinreichende Entschädigung (mit Einschluß von Beleuch¬ 
tung, Heizung und Bedienung) gereicht wird, so lange als 
Dienstwohnung nicht zur Verfügung gestellt werden kann. 

Zu Antrag 6. Bei dem Anfall so vieler Schreib¬ 
arbeiten ist die Gewährung einer Schreibhilfe 
dringendes Bedürfnis. Die Vorbereitung zu den Impfterminen 
und Schuluntersuchungen, die Zusendung von Formularen an 
die Schultheißenämter, die Lehrer, die Hebammen, die Aus¬ 
arbeitung der Jahresberichte usw. macht soviel Schreibarbeit, daß 
man den Oberamtsarzt auf die Dauer nicht damit belasten kann. 

Zu Antrag 7. Es bedarf keines besonderen Hinweises, 
daß die Einreihung des Oberamtsarztes unter die Beamten des 
Oberamts den Verhältnissen gar nicht entspricht. Es hat etwas 
Irreführendes, wenn im Staatshandbuch nach dem Oberamts¬ 
sekretär der Oberamtsarzt aufraarschiert. Es ist unbedingt bei 
Aufzählung der Bezirksbeamten der Oberamtsarzt 
als selbstständiger Beamter aufzuzählen, wozu sich 
jetzt bei der Neuausgabe des Staatshandbuches sogleich günstige 
Gelegenheit bietet. 

Soviel ist sicher, wir beamteten Aerzte haben auch bei 
Aufstellung der Besoldungsordnung nicht das Wohlwollen er¬ 
fahren, das wir erwarten durften, um so mehr, als wir während 
des Krieges das Menschenmögliche geleistet und auch in Zu¬ 
kunft für den Aufbau des Vaterlandes und die Ertüchtigung des 
Volkes große Aufgaben zu übernehmen haben. Es will uns 
manchmal scheinen, als ob von den führenden Parteien den 
Naturheilkundigen und Kurpfuschern größere Sympathien ent¬ 
gegengebracht würden, als den beamteten Aerzten. 

Es wäre deshalb zu wünschen, daß die Oberamtsärzte, die 
doch so mitten drin im Volke stehen und mit allen Kreisen 
Fühlung haben, sich die Aufklärung der politischen Parteien 
auch in Beziehung auf ihre eigenen Aufgaben und Leistungen 
angelegen sein ließen und sich selbst im politischen Leben 
aktiv und passiv mehr betätigen würden. Dann würden ihre 
Wünsche und Forderungen auch bei so einschneidenden Fragen, 
wie die Gehaltsordnung ist, von vornherein mehr Berücksichti¬ 
gung finden. _ 
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Ans Tersammlnngen nnd Terelnen. 

Aantliche Znaamim^nkanft der MedlKlnelbeamtem des 

Bef.-Bez. Breslaa Hm 31. Jall 1930 in Breslaa. 

Anwesend fast sämtliche Medizinalbeamten des Bezirks. Die Versamm« 
lang warde geleitet von Reg.- nnd Hed.-Rat, Oeb. Med-Rat Dr. Solbrig. 

Der erste Teil fand im Städtiscben Sänglingsbeim statt, wo sich die 
Medizinalbeamten and mit ihnen die hierzu eingeladenen Kreisfiirsorgerinneo 
des Bezirks am 11 Uhr einfanden. 

I. Zunächst wurde eine Besichtigung des Sängllngsheims yorgenommen, 
wobei an Stelle des behinderten Primärarztes Dr. Freand die Anstaltsärztin 
Frl. Dr. L a n d ^ die Fübrang übernahm. Das Säuglingsheim, in neuerer Zeit 
neuzeitlichen Anforderungen entsprechend errichtet, nrsprünglich für 120 Säng> 
linge bestimmt, beherbergt jetzt 150—160 Säuglinge. Der Bau ist so aue- 
geführt, daß die Räume des eigentlichen Heims von Verwaltungsräumen, Arzt¬ 
zimmern usw. völlig getrennt sind. Jedes der 3 Stockwerke enthält in gleicher 
Anordnung einen Raum zum Vorwäschen der schmutzigen Wäsche (von wo 
diese durch einen Schacht in die eigentliche Waschküche im Erdgeschoß 
gelangt), ein Verbands- und Operationszimmer, einen Vorraum, von dem man 
in die Säuglingszimmer gelangt, wohin die Besucher geführt werden and wo 
die Mütter ihre Kinder stillen; jedes Säuglingszimmer hat eine seitwärts ge¬ 
legene Liegehalle. Für infektionsverdächtige ELinder sind Isolierräume mit 
mehr oder weniger geschlossenen Bozen vorhanden. 

Das Säuglingsheim dient: 

1. zur Aufnahme von a) gesunden, obdachlosen Kindern, b) kranken und 
gefährdeten Säuglingen, c) Wöchnerinnen und stillenden Müttern; 

2. zur AuHbildung staatlicher Säugling.'ipflegerinnen. 

Eine Poliklinik und eine Milchküche (eine von den 8 öffentlichen Milch¬ 
küchen Breslaus) ist mit dem Säuglingiiheim verbanden. 

U. Vortrag von Frl. Dr. Landö über: Tuberkulosefürsorge unter 
den Säuglingen. 

Die Vortragende wies zunächst auf die Häufigkeit der Erkrankungen 
an Tuberkulose unter den Kindern hin. Die Mortalität der zwischen dem 
2. und 5. Lebensjahre befindlichen, mit Tuberkulose infizierten Kinder betrag 
in der Vorkriegszeit 21**/., in den Kriegsjahren &8‘’/o. Zu einem Kampf gegen 
dia Tuberkulose im Säuglingsalter gehört: 

1. Frühzeitige Erkennung der Infektionsquellen; dazu ist ein Zusammen¬ 
arbeiten der Tuberkulose- mit der Säuglingsfürsorge nötig. 

2. Isolierung der kranken und gesunden Kinder (Herausnahme der kranken 
Kinder aus ihrem Milieu und Unterbringung in Krankenhaus oder Heil¬ 
stätte oder Isolierung innerhalb der Familie). Beides stößt auf wirtschaft¬ 
liche und psychologische Schwierigkeiten; deshalb sind Aufklärung und 
Belehrung durch die Säuglings- und Tuberkulosefürsorgerin nötig. Au dio 
Beseitigung der «xtrafamiliären Infektionsmöglichkeiten (Dienstboten, Ver¬ 
wandte, Pflegepersonen, Hebammen) ist zu achten. 

8. Betreibung der Dispositionsprophylaxe, um die Immunität des infizierten 
Individunms zu steigern (Bewahrung vor Infektionskrankheiten, wie 
Masern, Keuchhusten, Grippe; allgemeine Kräftigung). 

An einigen Zahlen wird gezeigt, daß die Innehaltung und Befolgung 
dieser Wege bereits zu erfreulichen und hoffnungsvollen Ergebnissen ge¬ 
führt haben. 

In der Erörterung wurde die Frage des Stillens tuberkulöser Mütter 
besprochen. Med.-Rat Dr. Israel sprach sich auf Grund eines besonderen 
Falles für ein scharfes Verbot des Stillens tuberkulöser Mütter aus. Im 
Säuglingsheim wird nach Dr. Landö der Grundsatz befolgt, daß Mütter mit 
leichter Tuberkulose stillen, so lange es ihnen gut bekommt. Med.-Rat Dr. 
Thomalla erklärt seine Zustimmung hierzu, die auch im Sinne der bei der 
im Frühjahr. d. J. in Berlin bei dem sozialbygienischen Kursus geäußerten 
Ansichten der Fachärzte sei. 

Geh Med.-Rat Dr. Solbrig weist auf die Möglichkeit der Anzeigepflicht 
bei Tuberkulose bin; es ist zu hoffen, daß das in Vorbereitung befindliche 
Tuberkulosegesetz diese Lücke aasfüllt und die ganze Materie von Beichs- 
wegen geregelt wird. 
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m. Vortrag yon Fräulein Bartsch über die Zwecke und Ziele des 
Schlesischen Kinderschntzverelns. 

Nach dem Grundsatz des Vereins: „Vorbeugen ist besser als heilen“ 
will der Verein alle Kinder im Alter von 2—14 Jahren schützen oder retten, 
soweit es nötig erscheint. Es handelt sich hauptsächlich um die vemach- 
lässigten, die drohender Verwahrlosung oder schon erfolgter Verwahrlosung 
anheirogefallenen Kinder. Die bettelnden Kinder stellen ebenfalls ein großes 
Kontingent dar, ebenso die Kinder ans zerrütteten Ehen, die verlassenen oder 
verwaisten Kinder, Kinder yon Eriegerwitwen n. a. ro. Zur Ermittelung ist 
ein Zusammenarbeiten des Kinderschntzes und der Fürsorgerin dringend geboten. 

Der Schutz erfolgt: 

\ 1. Durch Erhaltung der Hauspflege (Zusammenarbeiten mit allen lokalen und 
Einzelvereinen, mit einzelnen Personen wie Aerzten, Lehrern, Geistlichen). 

2. Unterbringung außerhalb der eigenen, schädlichen Atmosphäre, wie in 
Krippen, Heimen, Verpflanzung aufs Land. 

3. Beratung und Aufklärung. 

4. Fürsorge, um die Wege fd> die Aufbringung der Kosten zu ebnen. 

5. Sorge für Fürsorgeerziehung, Unterbringung durch Adoption. 

Eine Zusammenarbeit mit den Ereiswohlfahrtsämtem ist erwünscht. Das 
Ziel ist: Verhütung der großen Sterblichkeit u. Verhütung der großen Kriminalität. 

Hieran schloß sich als zweiter Teil eine Versammlung der Medizinal¬ 
beamten im Regiernngsgebäude, nachmittags 4 Uhr, unter Leitung des Beg.- 
und Med.-Bats. Das zur Erörterung stehende Thema lautete: 

ly. Kreiswohlfahrtsamt, Kreisarzt, Kreisffirsorgerln In Ihren Be- 
itehnngen zueinander. 

a) Als erster Berichterstatter sprach Kreisarzt Dr. y. Leliwa-Guhrau 
über Kreiswohlfahrtsamt und Kreisarzt. Er beleuchtet die Schwierigkeiten, 
die sich den Kreisärzten insofern entgegenstellen, als das Verhältnis zwischen 
Kreiswohlfahrtsamt und Kreisarzt vielfach noch nicht oder noch nicht in der 
Weine geschaffen ist, wie es geboten erscheint, nämlich durch Einrichtung 
einer besonderen unter dem Kreisarzt stehenden Abteilung für Volksgesundheit als 
eines besonders wichtigen Zweiges des Wohlfahrtsamts. Die Kreisverwaltungen 
Verhalten sich vielfach noch ablehnend oder wenigstens abwartend, wobei die 
Frag'e der Geldbeschaffung nicht ohne Bedeutung ist. Vielfach wird die Einstellung 
des Kreisarztes beim Kreiswohlfahrtsamt abgelehnt und der Kreisarzt nur „nach 
Bedarf“ gehört. Dieser Zustand muß beseitigt werden; in den Kreisen, in denen 
nicht besondere Kreiskommunalärzte angestellt werden, muß der Kreisarzt 
einen weitgehenden Einfluß auf die gesundheitliche Fürsorge bekommen. Da 
die Angelegenheiten der sozialen Fürsorge, die von dem Kreiswohlfahrtsamt 
zn bearbeiten sind, ohnedies dem Kreisarzt als staatlichen Gesundbeitsbeamten 
obliegen, so ist es naheliegend, daß die Leitung dieses Zweiges auch dem 
Kreisarzt zufällt. Trinker, Geschlechtskranke, Geisteskranke in Familienpflt ge, 
Krüppel, Haltekinder sind bisher eigentlich nur vom Kreisarzt in eine gewisse 
Fürsorge genommen worden. In die größeren Gebiete der sozialen Fürsorge, 
die Tuberkulose- und Säuglingsfürsorge, hat der Kreisarzt als solcher, wenn 
er nicht grade Fürsorgearzt war, oft keinen wirklichen Einblick bekommen. 
Zum Teil liegt dies daran, daß der Kreisarzt kein Personal und kein Bureau 
hat, auch durch die Privatpraxis, der er nachgehen muß, um existieren zu 
können, abgelcnkt wird. 

Die Forderungen, die der Verein der Hedizinalbeamten der Provinz 
Sachsen auf seiner am 30. Mai d. J. stattgefundenen Versammlung anfgestellt 
hat (vergl. Zeitschrift für Medizinalbeamte; 1920, Nr. 14), sind berechtigt. 

Wenn dem Kreisarzt die Leitung der Gesundheitsabteilung im Kreis- 
wohlfahrtsamt übertragen wird, so ist damit noch nicht seine Tätigkeit in der 
sozialen Fürsorge erschöpft, vielmehr ist seine Zuziehung auch in den beiden 
'Abteilungen: Jugendfürsorge und Wohnungsfürsorge dringend erforderlich. 
Fraglich kann es sein, ob der Kreisarzt auch bei der reinen fursorgeärztlichen 
Tätigkeit mit heranznziefaen ist. 

Eine angemessene Bezahlung hat der Kreisarzt für seine Tätigkeit im 
Kreiswohlfahrtsamt zu beanspruchen. Für den nicht voilbesoldeten Kreisarzt 
erscheint es angemessen, ihm die Differenz zwischen seinem Gehalt und dem 
der voll besoldeten als Ausgleich für den Verzicht auf Privatpraxis zu gewähren. 

Bei der Verschiedeimeit der ganzen Materie erscheint eine Regelung der 



382 Amtl. ZasammenkaDffdes MedixioalbeamtenTereias des Bgbz. Breslau. 


StelloBg des Kreisarztes zum Kreiswohlfalirtsaint durch ministerielle Anord¬ 
nung notwendig. 

b) Der zweite Berichterstatter, Med-Rat Dr. Haeder-Neumarkt, be¬ 
handelte das Thema: Kreisarzt nnd ErefefBrsorgerin. Die wichtigste Person 
im mittleren Personal der Wohlfahrtspflege ist die Kreisfürsorgerin; ihr soll 
die Leitung der gesamten praktischen Pflrsorge im S^reise obliegen. Vor¬ 
bedingung für ein gedeihliches Zusammenarbeiten von Kreisarzt und Ereis- 
fürsorgerin ist auf beiden Seiten ein gewisser Takt. Der Kreisarzt kann den 
Zusammenhang mit dem Fürsorgewesen nnd das Zusammenarbeiten mit der 
Kreisfürsorgerin nur dann erhalten, wenn er gleichzeitig nebenamtlich auch 
Kreiskommunalarzt ist; Vollbesoldung und Loslösnng von der Privatpraxis 
sind Voraussetzungen. Die Verhältnisse im Beg.-Bez. Breslau sind in dieser 
Hinsicht recht verschiedene. Da, wo bereits Kreiswohlfahrtsämter eingerichtet 
nnd Kreisfürsorgerinnen angestellt sind, ist deren Stellung die gleiche, d. h. die 
Kreisfürsorgerin ist dem Kreisarzt dienstlich unterstellt, erhält von ihm ihre 
AnweLsun^en nnd erledigt nach Rücksprache mit ihm die geschäftlichen An¬ 
gelegenheiten. Die Ausübung der Tätigkeit ist aber eine verschiedene. So 
bereist in einem Kreise die Kreisfürsorgerin systematisch sämtliche Ortschaften 
nnd erstattet dem Kreisarzt Bericht. Im anderen Kreise bringt die Kreis¬ 
fürsorgerin alle Fälle, die ein Eingrsifen des Kreiswoblfahrtsamts erfordern, 
zur Kenntnis des Kreisarztes, der dann mit den beteiligten Steilen die Fälle 
weiter bearbeitet. Im dritten Kreise halten die Fürsorgerinnen Sprechstunden ab 
nnd schicken diejenigen Personen zum Kreisarzt, für die eine Untersuchung not¬ 
wendig ist; sie begleiten auch den Kreisarzt aufs Land zur Untersuchung der 
Schulkinder. Im Kreise des Berichterstatters nimmt die Kreisfürsorgerin an 
allen Fttrsorgespreebstunden im Kreise teil. 

Die Neuheit der Einrichtung bringt es mit sich, daß die Ausübung der 
Wohlfahrtspflege eine noch recht ungleichmäßige ist. lAngere Erfahrungen 
werden nötig sein, um eine größere Gleichmäßigkeit herbeizufttbren. 

Im Anschluß an diese Vorträge eulwickelte sich eine lebhafte Aus¬ 
sprache. Bestimmte Richtlinien jetzt schon aufzustellen, hält Med.-Rat 
Dr. Thomalla nicht für ratsam, da man erst weitere Erfahrungen sammeln 
müsse. Von den Kreisärzten des Landkreises Breslau, der Kreise Wehlau nnd 
Steinau (Med.-Rat Dr. Israel nnd Dr. Liedke) wird hervorgeboben, daß es 
sich empfehle, zunächst mit der Anstellung einer Kreisfürsorgerin anznfangen. 
Es werde sich dann, wie es in diesen Kreisen der Fall gewesen sei, sehr bald 
zeigen, daß auf diesem Wege Fortschritte erzielt werden, wovon sich dann 
auch bald die maßgebenden Stellen im Kreise überzeugen. Die Frage der 
Honorierung der Kreisärzte solle nicht sogleich in den Vordergrund gestellt 
werden. Allerdings sei Vollbesoldung der Kreisärzte eine unumgängliche 
Forderung. Von anderer Seite wurde ein Honorar von etwa 500U M. für diese 
Tätigkeit des Kreisarztes als durchaus angemessen hingestellt. 

Der Vorsitzende macht darauf aufmerksam, daß die Dienstanweisung 
dem Kreisarzt eine ganze Reihe von Aufgaben, die in das sozialbygienische 
Gebiet fallen, von Amtswegen anferlege (besonders Krüppelfürsorge, Säuglings- 
fürsorge, Trinkerfürsorge, Schulhygiene), daß der Kreisarzt auch berechtigt sei, 
mancherlei Dienstreisen zur Erledigung solcher Aufgaben auszuführen. Für 
die Leitung des Gesundheitsamts beim Kreiswohlfahrtsamt sei ihm aber eine 
angemessene Entschädigung vom Kreise zuzubilligen. 

Hierauf einigte sich die Versammlung auf folgende Leitsätze: 

1. Der Kreisarzt ist der berufene Leiter der (fesundheitsabteilung beim 
Kreiswohlfahrtsamt. 

2. Damit ihm diese Fürsorgetätigkeit in vollem Umfange möglich ist, ist 
die Vollbesoldung der Kreisärzte dnrchznführen. 

3. Für die Tätigkeit in der sozialen Fürsorge ist eine angemessen^ Ent¬ 
schädigung zu gewähren. * 

4. Die dem Kreisarzt hierdurch erwachsenden Unkosten sind zu ersetzen. 

5. Zur Durchführung der Kreiswohlfahrtspflege sind Kreisfürsorgerinnen 
notwendig, die dem Kreisarzt dienstlich unterstellt werden. 

Es folgten noch Besprechungen einiger Anfragen.* 

Am Abend waren die meisten Teilnehmer, z. T. mit ihren Damen, zu 
einem geselligen Beisammensein in der Sebweizerei im Scheitniger 
Park vereinigt. _ Dr. SoIbrig-Breslau. 
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Kleinere Mitteilungen u. Referate aus Zeitschriften. 

Oerlohtllohe Payohlatrie. 

Der Selbstmord bei den im psychiatrischen Hilitärbospital Ton 
Mombello aufgenommenen Soldaten. Von Dr. Gins. Saccbini. Archivio 
di Antropologia criininale etc. 1918/19, Heft 1/2. 

Es werden 50 Fälle von Selbstmordversuchen (davon nur einer mit Erfolg 
ausgefiihrt) unter Militärpersonen, sämtlich psychisch abnorm, beschrieben. 
Vielfach waren solche Versuche im bürgerlichen Leben vorangegangen; öfters 
war auch kriminelle Vergangenheit festzustellen. Nur 10 waren in der Front 
gewesen, davon 4 verwundet. In 8 Fällen war der Selbstmordversuch während 
des Aufenthaltes in der psychiatrischen Abteilung vorgekommen, die übrigen 
42 wurden wegen des unternommenen Selbstmordversuchs anfgenommen. Anam* 
nestisch spielte hereditäre Belastung durch Alkoholismus, Selbstmord bei nahen 
Verwandten, Psychopathen u. a. eine Bolle. JNur in 4 Fällen war etwas Be¬ 
lastendes in der Familie nicht festzustellen. Auffällig häufig war Gift ver¬ 
wendet (in 22 Fällen, darunter 8 mal Sublimat). Alle Selbstmord kandidaten 
litten an psychischen Störungen verschiedener Art; depressive Zustände 
fiberwogen. Hänfig wurde die Selbstmordidee weiter aufrechterbalten; in einem 
Fall führte der dritte Versuch zum Ziele. Die Erkenntnis von der Häufigkeit 
psychischer Störungen unter den Soldaten hatte die italienische Militärverwal¬ 
tung dazu geführt, bei Zeiten die Hospitäler zur Beobachtung und Behandlang 
geisteskranker Soldaten zu vermehren. Dr. Solbrig-Breslau. 

Die Verschuldungen der Psychonenrotiher. Von Prof. L. Lattes. 
Archivio di Antropologia criminale, Psyebiatria e Medicina legale; 1918/19, 
Heft 1/2. 

Psychoneurosen als Eriegserscheinungen sind in Italien häufig vor¬ 
gekommen. So leicht erkennbar derartige Zustände im akuten Stadium sind, 
so daß dann von einer Strafverfolgung nicht die Bede ist und die nötige 
Krankenhansbebandlnng einsetzen kann, so schwierig ist es, solche Zustände 
dann zu erkennen und richtig zu bewerten, wenn die stürmischen Erscheinungen 
abgeklungen sind oder die Heilung unvollständig geblieben ist. Eine Beihe 
derartiger Fälle wird beschrieben. Es handelt sich meist um Desertion und 
Insnbordinationvergehen. Alle waren bürgerlich nnvorbestraft und konnten 
als ethisch und sozial unversehrt gelten, bis sie durch ein plötzliches Ereignis 
im Kriegsdienst eine radikale Veränderung ihrer Mentalität erfuhren. Das 
betreffende Delikt konnte fast regelmäßig als ein klinisch ebarakteristUches 
Symptom der Psyeboneurose angesehen werden (z. B. im 1. Fall, bei dem ein 
militärisch als Monlversuch angesehenes Delikt als ein impulsives Handeln im 
Dämmerzustand einer- Kriegspsychose zu deuten war). So einfach die Fälle 
klinisch zu bewerten waren, so schwierig war es, sie gerichtlich-medizinisch 
zu beurteilen. In Frage kommt nach dem italienischen Becht Strafbefreiung 
wegen Unzurechnungsfähigkeit oder verminderte Zurechnungsfäbigkeit. Das 
Mittel gegen solche Zustände ist Prophylaxe, nämlich sein Augenmerk auf 
die Psychonenrotiker zu lenken, sie vorkommendenfalls einer zweckdienlichen 
Behandlung bis zu ihrer Wiederherstellung zuzuführen. Dazu muß gerechte 
und menschliche Behandlung durch die Vorgesetzten treten. Das Individuali¬ 
sieren, an sich so wichtig, ist leider im Kriege fast eine Unmöglichkeit. 

_Dr. Solbrig-Breslau. 

Tagesnachrichten. 

Die Eingabe des Preußlaclien Hedizinalbeamtenvereins um Um* und 
Auggestaltnng des preußischen öffentlichen (vesundheitswesens ist dem 
10. Ausschuß für Bevölkernngapolitik überwiesen und in diesem 
auch verhandelt worden. Nach dem darüber erstatteten Bericht (Nr. 2956) 
führte der Berichterstatter (Abg. Dalimer) ans: „Es handelt sich um eine 
Eingabe des Preußischen Medizinnlbcamtenvereins über Neuordnnng des Medi¬ 
zinalbeamtenwesens. Die Ansfnbrnngen in der Eingabe sowie in dem bei¬ 
gegebenen Sonderabdruck aus dem Bericht über die X. bezw. XXXI. Hanpt- 
versammlung des Deutschen und Preußischen Medizinalbeamtenvereins sind 
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aaßerordentlich beachtenswert and bringen eine ganze Eeihe 
wichtiger Q-esichtspunkte and Fingerzeige, die bei der Nea- 
ordnang des Medizinalbeamtenwesens in Betracht za ziehen 
sein werden. Der aaßerordentlich große Umfang der ganzen Materie ver¬ 
bietet leider ein Eingehen aaf Einzelheiten im Rahmen eines karzen Berichtes. 
Es ist aber notwendig, daß die Begiernng die erwähnten Aus- 
führangen bei ihren Beratangen inErwägang zieht.'^ Der Aas- 
schaß beschloß daraaf za beantragen; Die verfassanggebende Preoßische 
Landesversammlnng wolle beschließen: die Eingabe der Staatsregie¬ 
rang als Material za überweisen. Dieser Antrag ist in der am 
6. Oktober d. J. abgehaltenen Sitzang der Landesversammlang zur Be- 
ratang gekommen and ohne weitere Erörterang angenommen. 


Zam vermehrten Schutz der Kinder gegen Mißbandlangen ist von der 
Abg. Fraa v. Oh ei mb (Deutsche Volkspartei) folgender Antrag an dieBeichs- 
regierang eingereicht: 

Die Beichsregierang wird ersacht, hinter dem § 226 B. St. O. B. folgenden 
Einderschatz-Paragraphen zar Verhütang von Eindermißbandlangen einfügen 
za wollen: 

§ 226 a. Wer ein ihm zar Fürsorge anvertraates Kind unter 12 Jahren 
körperlich oder seelisch fortdaaernd mißhandelt, wird mit Gefängnis nicht unter 
drei Monaten bestraft. 

b) Ist die Mißhandlung mittels eines Messers oder irgend eines anderen 
gefährlichen Gegenstandes oder durch Verbrennung begangen, so daß eine 
schwere Gesandheitsschädigang daraus entstanden ist, so tritt Gefängnis- oder 
Zachtbaasstrafe nicht unter drei Jahren ein. 

c) Ist durch fortdauernde Mißhandlung der Tod verursacht worden, ist 
aaf Zuchthaus bis za 10 Jahren za erkennen. 

Eine eingehende Begründung an Hand der in zahllosen Gerichtsverhand- 
langen zutage getretenen, oft himmelschreienden Vorkommnisse ist beigefttgt. 


In München hat am 13. Oktober d. J. im Staatsministeriam des Innern 
eine Versammlang stattgefunden, in der ein Landesausschnß für hygienische 
Volksbelehrung ln Bayern gegründet ist. D^r Vorstand dieses Aasschasses 
wird gebildet von Ministerialrat Geh. Rat Prof. Dieadonn6 (1. Vorsitzender), 
Bechtsrat Dr. Wölzl (2. Vorsitzender), Hofr-it Dr. Spatz (Schriftführer) and 
Med-Rat Dr. Soiffert (Ge8chäfi,aftthrer), Obergewerberat Karsch (Schatz¬ 
meister) und drei Beisitzern: Geh. Rat Prof. Dr. Graber, Generalvikar Dr. 
Bnchberger and Landtagsabgeordneter Timm). Die Geschäftsstelle 
befindet sich in München, Ludwigstr. 14. 


Sprechsaal. 

Anfrage: Ist es auf Grund des § 12 der preußischen Gebührenordnung 
für die Medizinalbeamten vom 14. Juli 1909 einem praktischen oder beamteten 
Arzt, der nicht Kreisarzt ist, gestattet, bei einer gerichtlichen LelchenSlTnnng 
mit dem amtierenden Richter vorher eine schriftliche Verabredung zu treffen, 
daß er sich vorbehält, nach der Gebührenordnung für approbierte Aerzte zu 
liquidieren P 

Antwort: § 12 der amtsärztlichen Gebührenordnung hat durch das 
Gesetz vom 10. Jani 1914 insofern eine wesentliche Einschränkung erfahren, als 
andere Aerzte, (als Kreisärzte und Kreisassistenzärzte) beamtete oder niebtbeamtete, 
die Berechnung ihrer Gebühren nach der Reiebsgebübrenordnung für Zeugen 
und Sachverständige verlangen können; es bedarf dazu also gar keiner vorher¬ 
gehenden schriftlichen Verabredung. Da weiterhin die ärztliche Gebühren¬ 
ordnung aber auch als eine besondere Taxvorschrift für ärztliche Sach¬ 
verständige im Sinne des § 12 der Reichsgebührenordnung gelten dürfte, so 
hat der als Sachverständiger zngezogene Arzt die Wahl, ob er nach dieser 
oder nach der Reichsgebührenordnung seine Gebühren berechnen wilL 


Yerantwörtlich fhr die Scbriftleitoncr: Prof. Dr. Rapmand, Geh. Med.-Rat in Minden I. YT. 
Draok Ton J. C. 0. Bmnif Minden i. W. 
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wissen auch alle selbst, daß es nicht möglich ist, abends sich 
noch viel theoretisch zu beschäftigen, wenn man den ganzen 
Tag über angestrengt im Joch gearbeitet hat. 

Es gibt selbstverständlich auch Apotheker, die vorzüg¬ 
liche Lehrherren sind, sich sehr viel mit ihren Eleven abgeben 
und sich die planmäßige Durchbildung der ihnen anvertrauten 
Leute gewissenhaft angelegen sein lassen. Eine gewisse 
Auswahl unter den Lehrherrn erscheint daher recht wünschens¬ 
wert und eine genaue Ueberwachung der ganzen Ausbildung 
wohl notwendig. Dieselbe Erfahrung hat man schon früher 
* gemacht, denn auch die revidierte Apotheker-Ordnung vom 
Jahre 1801 bringt im § 15 (Kapitel von den Lehrlingen) schon 
ganz dieselben Gesichtspunkte. 

Es liegt nunmehr nahe, nur bestimmten Apothekern das 
Recht, Lehrlinge auszubilden, zu erteilen, d. h. nur solchen, von 
denen die Behörde weiß, daß dort der angehende Apotheker 
in jedbr Beziehung gut aufgehoben ist. Das ist nun leider 
leichter gesagt wie getan. Ich verweise auch hier auf die 
rev. Ap.-Ordng. § 15 Abs. d und ferner auf den § 42 der 
Ap.-Betr.-Ordng. vom 18. Februar 1902. — Bei dem heutigen 
Mangel an Gehilfen muß man aber öfter, Vie man wünscht, 
ein Auge zudrücken; erfahrungsgemäß ist es auch sehr 
schwer, einem Apotheker nachzuweisen, daß er als Lehrherr 
ungeeignet ist und seine Lehrpflicht grob vernachlässigt hat. — 
So ist der Effekt dieser gewiß gut gemeinten Bestimmungen 
ziemlich illusorisch. 

An Versuchen, dem Schaden abzuhelfen, hat es nicht ge¬ 
fehlt. Ich erinnere hier an die Verfügung des Reg.-Präs. von 
Oppeln aus dem Jahre 1909, worin ein genauer Plan für die 
Ausbildung der Apothekenlehrlinge festgelegt wurde. Weiter¬ 
hin folgte dann der Min.-Erl. vom 16. September 1911. — Auch 
mir ist es bei den Gehilfenprüfungen immer aufgefallen, daß 
die Herren sich in den allermeisten Fällen mit dem Inhalt der 
Ap.-Betr.-Ordng. nicht bekannt gemacht hatten, daß sie die 
Polizei-Verordnung über den Handel mit Giften, die Eaiserl. 
Verordnung etc. kaum dem Namen nach kannten und daß sie 
in der Botanik häufig sehr klägliche Kenntnisse zeigten. Sie 
hatten eben nur gelernt, Rezepte zu lesen, sich praktisch die 
Handgriffe angeeignet und einige Untersuchungsmethoden sich 
zu ei^n gemacht. 

Der Kollege Symanski hat offenbar dieselben Erfahrungen 
gemacht und wünscht daher mit Recht eine verschärfte Auf¬ 
sicht über die Ausbildung der Lehrlinge. Er schlägt vor, diese 
einem Apothekerausschuß zu übertragen oder von seiten der 
Regierungsinstanz eine verschärfte Ueberwachung einzuführen. 
Das erstere erscheint mir entschieden zweckmäßiger, da man 
eine wirkliche Fachdurchbildung haben muß, wenn man eine 
Fachausbildung überwachen will. Die verschärfte Ueberwachung 
durch Regierung bezw. durch Kreisarzt möchte ich nicht 
empfehlen. Den Kreisärzten fehlt hierzu tatsächlich einerseits 
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die Vorbildung, anderseits das Interesse. Das bifichen Chemie 
und Botanik, das bei den meisten aus Schulzeit und Studien¬ 
zeit zurückgeblieben ist, genügt denn doch nicht, um an¬ 
gehende Pharmazeuten zu kontrollieren und vorhandene Lücken 
festzustellen. Auch gehört Warenkunde und genaues Studium 
des D.A.B. dazu. kann ihm sonst leicht ein X für ein U 
gemacht werden, wodurch sein Ansehen und seine Stellung 
keineswegs gewinnen dürften. Die heutigen Pflichten des 
Kreisarztes sind denn doch so vielseitig, daß er gar nicht 
in der Lage ist, sich einer derartig umfassenden Materie ein¬ 
gehend zu widmen. Mir selbst sind in meiner langjähiigen 
Praxis nur wenige Kreisärzte vorgekommen, die einer solchen 
Forderung hätten entsprechen können. 

Eine kleine Episode zur Illustration. Eih Kreisarzt fragte 
mich, wie er sich dazu verhalten sollte. Er sei von einem 
Apothekensitzer gebeten worden, einmal seinen Lehrling, der 
ein äußerst fauler Schlingel sei, in der Pharmakognosie ge¬ 
hörig auf den Zahn zu fühlen. Ich glaube, daß der Äpotheken- 
besitzer ihn nur in Verlegenheit bringen wollte, denn man 
kann wirklich nicht von einem Kreisarzt derartige Spezial¬ 
kenntnisse erwarten. Er kann die Materie nicht so beherrschen. 

Die Funktionen des Kreisarztes liegen auf ganz anderem 
Gebiete, wie schon der große Umfang seiner Dienstanweisung 
erkennen läßt. Es würde ra. E. ‘genügen, wenn er die Meldung 
des pharmazeutischen Personals entgegennimmt, den Betrieb 
der Apotheken im allgemeinen überwacht und eine entsprechende 
Vermehrung der Apotheken seines Bezirkes zur richtigen Zeit 
anregt. Zur Erfüllung der letzteren Aufgabe ist es aber not¬ 
wendig, daß er sich über die Umsatz Verhältnisse seiner Apo¬ 
theken etwas mehr wie ein Laie orientiert und sich auch 
darüber vergewissert, ob die Apotheken räumlich und personell 
imstande sind, die ihnen obliegende Arzneiversorgung des 
Publikums „rite“ zu besor^jen. Er muß dabei natürlich be¬ 
denken, daß die Apotheker ein Monopol in der Arzneiversorgung 
haben. Viele Kreisärzte klammem sich noch krampfhaft an 
die Kundenzahl 10000. Sie stellen sich schützend vor die 
Apothekenbesitzer, wenn die Regierung beabsichtigt, eine neue 
Apotheke zu gründen. Sie vergessen häufig, daß das aus¬ 
schlaggebende Moment dabei das Interesse des Publikums ist. 
Es muß die Gelegeilheit haben, möglichst schnell in den Besitz 
einwandfreier Arznei zu gelangen. Es ist in praxi erwiesen, 
daß die Apotheken recht gut florieren können, auch wenn sie 
nicht ausgerechnet 10000 Seelen zu bewirtschaften haben. 
Es kommt außerdem auf die Zahlungsfähigkeit des Publikums, 
auf den Ruf der Aerzte und sonstige Faktoren, und nicht zum 
weni^ten auf die Geschäftstüchtigkeit des Apothekers selbst an. 

Eine verschärfte Aufsicht über die Ausbildung der Lehr¬ 
linge durch Organe der Regierung möchte ich nicht empfehlen. 
Es ist doch lediglich Standesinteresse, geeigneten Nachwuchs 
in richtiger Weise heranzubilden; außerdem wird eine gewisse 
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Aufsicht von seiten der Re^enmg schon dadurch ausgeübt, 
daß bei den Revisionen der Apotheken eine Prüfung der Lehr¬ 
linge durch den pharmazeutischen Bevollmächtigten vorge¬ 
nommen wird. Diese müßte beibehalten werden. Weiter 
möchte ich diese Aufsicht aber nicht verschärfen; denn es ist 
wohl allgemein bekannt, daß von seiten der Apotheker seit 
Jahren mit aller Energie daran gearbeitet wird, die Aufsicht 
durch die Regierung speziell durch den Medizinalbeamten los 
zu werden. (Vgl. aus dem letzten Jahre 1919 Pharmazeutische 
Zeitung vom 7. Mai „Zum Kapitel Apothekenrevisionen“, ferner 
vom 13. August „Und Wir?“ Warum also uns mit Gewalt 
weiter in Standesinteressen hineindrängen!! Uns liegt doch nur 
daran, die Arzneiversorgung des Publikums sicher zu stellen. 
Diese dürfen wir uns aber nicht aus der Hand winden lassen 
und zwar im Interesse des Publikums, auch wenn noch so 
temperamentvolle Artikel gegen uns und unser Können er¬ 
scheinen. In vielen Artikeln der pharmazeutischen Fachpresse 
wird gerade dem Medizinalbeamten kategorisch mit mehr oder 
weniger Gehässigkeit jedes pharmazeutische Verständnis, jede 
Fähigkeit, die Apotheken zu beaufsichtigen, abgesprochen. 

Die Sucht, von uns Medizinern loszukommen, geht sogar 
soweit, daß man lieber den Jurist zum revidierenden Aufsichts¬ 
beamten haben will, als den Mediziner. (Vgl. Pharmazeutische 
Zeitung 1919, S. 269 und Deutsche Apotheker-Versammlung 
vom 28-/29. August 1919.) Ich muß auch sagen, ich stehe hier 
vor einem Rätsel! Was soll der Jurist in der Apotheke^— 
Wenn die Apotheker erklären, daß sie allein imstande sind, 
ihre Apotheken zu verwalten, so kann ich das aus dem Standes¬ 
bewußtsein heraus völlig verstehen und finde es auch er¬ 
klärlich. Wenn sie aber nur aus dem Haß heraus gegen die 
Mediziner lieber den Jurist sehen, so dürfte das doch eine Ver¬ 
kennung des Standpunktes sein, daß Arzt und Apotheker zu¬ 
sammen gehören und gemeinschaftlich arbeiten müssen, damit 
für die leidende Menschheit etwas Ersprießliches herauskommt. 

Wie gesagt, es geht seit vielen Jahren durch die pharma¬ 
zeutische Presse der Ruf „Los vom Mediziner“! Ich kann 
eigentlich keinen rechten Grund einsehen, warum man bei der 
Aufsicht von der medizinischen Mitwirkung nichts wissen will. 
Es ist einmal auf einer Fachversammlung der Apotheker von 
ernst s^u nehmender Seite ausgeführt worden, der Apotheker 
sei auch allein imstande, die Wirkung seiner Arzneimittel zu 
beurteilen und damit die Richtigkeit ihrer Herstellung zu 
kontrollieren! Trotz der Merkwürdigkeit dieser Behauptung 
ist sie nicht widersprochen worden. Ich halte es jetzt 
doch an der Zeit, endlich einmal den Vorwürfen und den Be¬ 
hauptungen, die in der pharmazeutischen Presse gegenüber 
den Medizinalbeamten immer wieder erhoben werden, entgegen 
zu treten, sonst könnte leicht die Auffassung Platz greifen: 
Qui tacet, consentire videtur. 

Wie ich schon vorhin gesagt habe, gehören Arzt imd 
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Apotheker zusammen und zwar im Interesse des Publikums. 
Die Aerzte, müssen sich unbedingt darauf verlassen können, 
daß die Apotheker die Arzneien vorschriftsmäßig herstellen, 
denn sonst verlieren sie die Kontrolle über die Wirksamkeit 
der Medizin bei den einzelnen Patienten und wissen nicht mehr, 
was sie eigentlich verschreiben sollen, um die gewünschte 
Wirkung hervorzubringen. Ich denke hier in erster Linie z. B. 
an das Infusum Digitalis. Mir sagte ein vielbeschäftigter Arzt, 
Chefarzt einer inneren Abteilung eines großen Krankenhauses, 
er sei ganz von der Verordnung des Infuses in der Außen¬ 
praxis abgekommen, da die Wirkung doch wohl häufig von 
ihm unbekannten Faktoren, vielleicht von der Zubereitung ab- 
hängen müsse. Im Krankenhause, wo ihm eine sicher funktio¬ 
nierende Krankenhausapotheke zur Verfügung stehe, habe er 
befriedigende Resultate. Er behelfe sich jetzt mit andern Digi¬ 
talispräparaten, die gleichmäßig in ihrer Wirkung wären und 
auf deren Wirkung er sich unbedingt verlassen könnte. 

Was die Apotheker dazu veranlaßt, absolut die ärztliche 
Mitwirkung bei der Aufsicht ausschalten zu wollen, ist mir 
nicht recht klar; es sei denn, daß in den Apotheken manches 
geschieht, was für das Auge des Arztes nicht berechnet ist. 
Ich will hier nicht aus der Schule plaudern und nichts ver¬ 
raten, was ich bei manchen Apothekenrevisionen gesehen habe. 
Abgesehen von dem Amtsgeheimnis bestimmt mich auch dazu 
der Umstand, daß man Unruhe ins Publikum und Unsicherheit 
in die Reihen der Aerzte hineintragen würde; denn es gibt 
auch noch zahlreiche Apotheker, die voll ihre Pflicht tun und 
sich voll bewußt sind, daß sie des Publikums wegen da sind. 
Ich habe es aber erfahren, daß manche Apotheker bei der 
Herstellung der Arzneien diejenige Sorgfalt vermissen lassen, 
die man unbedingt verlangen muß. Ich verkenne durchaus 
nicht, wie schwer es heutzutage die Apotheker, zumal in den 
kleineren Städten, haben. Fast täglich werden neue Arznei¬ 
mittel und Spezialitäten unter ungeheurer Reklame auf den 
Markt geworfen und manche Aerzte suchen direkt etwas darin, 
immer die neuesten Mittel bei ihren Patienten anzuw'enden. 
So füllen sich die Schränke (speziell der sog. Omnibus) der 
Apotheker mit Mitteln, die bald wieder in Vergessenheit ge¬ 
raten und ihnen nachher, nachdem ihre Beschaffung Kosten 
und Mühe gemacht, als Ladenhüter herumstehen. Von manchen 
Apothekern wird den Aerzten auch vorgeworfen, sie seien 
gerade daran Schuld, daß eine Unmenge Spezialitäten in den 
Handel kämen und ihre Rezeptur auf ein Minimum herab¬ 
sänke. Sie wären es, die durch ihre Verschreibweise noch 
mehr die Gewinnsucht der Fabriken unterstützten. — Ich gebe 
zu, daß hier die Aerzte eine gewisse Zurückhaltung zeigen 
könnten. Jedenfalls veranlassen sie ihrerseits die Apotheker 
keinesfalls, fertige Infuse und Dekokte in allen möglichen 
Formen und Konzentrationen vorrätig zu halten. Daß man 
Infus. Ipecac. conc. fast in allen Apotheken vorrätig flndet, kann 
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ich nicht billigen, will es aber noch durchgehen lassen. Es 
ist häufig ein Verlegenheitsrezept und wird von manchen 
Aerzten derartig gehäuft verschrieben, daß die jedesmalige 
Irische Herstellung, wie sie das D. A. B. 5 vorschreibt, technisch 
fast zur Unmöglichkeit wird. Es finden sich aber auch andere 
verbotene Arzneiformen, wie z. B. Infus. Rhei, Decoct. Chinae, 
Decoct. Senegae und gar nicht selten das schon eben erwähnte 
Infus. Digitalis, ln mehreren Fällen sah ich letzteres zu fast 
syrupartiger Konsistenz eingedickt in einer Tropfflasche an der 
Rezeptur stehen. Wie das ein Apotheker verantworten kann, 
jetzt bei der schweren Grippeepidemie, wo Tausende von Leuten 
an Herzschwäche zugrunde gegangen sind, ist mir ein Rätsel. — 
Daß hier der Arzt ein vitales Interesse daran hat, einen Ein¬ 
blick in den Apothekenbetrieb zu erhalten, auf der Hand; 
denn von dem tadellosen Funktionieren des Betriebes hängt 
der Erfolg seines Könnens und Wissens ab. Weiterhin hän^ 
davon aber auch das Leben zahlreicher Menschen ab. Sie können 
für ihr gutes Geld, was sie zur Apotheke tragen, auch ein¬ 
wandfreie Medizin verlangen; denn bei vielen Mitteln hilft doch 
nicht nur der Glaube, sondern tatsächlich die gute Beschsdfen- 
heit des Arzneimittels. Ob weiterhin der Apotheker für die 
Abgabe eines vorrätig gehaltenen konzentrierten Infuses, das 
er zur Herstellung der abzugebenden Arznei nur mischt, bezw. 
auflöst, jedesmal den Taxpreis für ein frisch bereitetes Infus 
berechnen darf, erscheint mir außerdem mehr wie zweifelhaft. 

Meines Erachtens hat auch der Apotheker selbst ein 
Interesse daran, dem beamteten Arzt einen Einblick in seinen 
Geschäftsbetrieb zu gestatten. Wer nichts zu verbergen hat, 
tut es gern. Ich habe viele Apotheker kennen gelernt, die 
den revidierenden Kommissaren mit Stolz ihre Räumlichkeiten 
zeigten und jede Neuerung und Verbesserung, die angeregt 
wurde, mit Freuden aufgriffen. 

Der beamtete Arzt bildet das natürliche Bindeglied vom 
Apotheker zum praktischen Arzt; er kann Mißverständnisse 
zwischen ihnen leicht beseitigen und auch das Publikum in 
geeigneter Weise aufzuklären. — Die Apotheker unterschätzen 
auch hier die Arbeit, die in ihrem Interesse hinter den Kulissen 
geleistet wird. 

Wir alle wissen, daß häufig der Apotheker nicht zu sehr 
vom Publikum geschätzt wird, daß dieses sich fast stets in der 
Apotheke übervorteilt glaubt; es dürfte deshalb nur zum 
Schaden der Apotheker sein, wenn auch hier das aufklärende 
und begütigende Moment, was stets zugunsten des Apothekers 
gewirkt hat, wegfallen sollte. Das Vertrauen des Publikums 
würde sehr erschüttert werden, wenn die medizinalpolizeiliche 
Aufsicht einmal aofhören sollte. 

Daher auch der Schrei des Publikums nach Sozialisierung 
und Kommunalisierung. Man will die großen Gewinne der 
Apotheker, die diese angeblich haben, der Allgemeinheit zu- 
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führen und diese mittelalterlichen Privilegien, für die Idealwerte 
gezahlt werden, aus der Welt schaffen. 

Es muß zugegeben werden, daß Besserungen wohl möglich 
und in mancher Beziehung auch wünschenswert sind; es klebt 
in dem Apothekenkram manch alter Zopf, der durch Freude 
an Reglementierung und durch übergroße Vorsicht entstanden, 
nun als Urväterhausrat mit durchgeschleppt wird. Das sind 
aber im allgemeinen Kleinigkeiten. Das Wichtige ist, wenn 
wirklich Reformen kommen sollen, eine sachgemäße Apo¬ 
thekenvermehrung zu ermöglichen und die Personal¬ 
frage zu lösen. 

Man räume jetzt möglichst schnell mit den Privilegien 
(besonders mit dem sog. Exklusivprivileg) auf; sie haben keinerlei 
Berechtigung mehr und dienen nur als Handelsobjekt und als 
Bremse für eine sachgemäße Apothekenvermehrung. Das 
Publikum in den kleinen Städten, wo nur eine, meist privi¬ 
legierte, Apotheke besteht, ist deren Inhaber auf Gnade und 
Ungnade ausgeliefert. Ist der Mann tüchtig, so hat der Zu¬ 
stand weniger Gefahren, aber es gibt in jedem Stande Ver¬ 
sager und nicht zum wenigsten, wie man sagt, bei den Apo¬ 
thekern. Ein Einschreiten der Aufsichtsbehörden gegen Miß¬ 
wirtschaft ist sehr schwierig; wer es jemals versucht hat, 
weiß es genau, was für Aerger dabei herausspringt und welche 
Mißerfolge er auch bei klarer Rechtslage evtl, haben kann. — 
Außerdem ist es objektiv nicht möglich, auch bei schreienden 
Mißständen die einzige Apotheke des Ortes zu schließen. Hier 
kann nur eine gesunde Konkurrenz Abhilfe bringen; sie ist 
unter normalen Verhältnissen sehr wohl möglich, wenn nicht 
mehr die hohen Idealwerte der käuflichen Apotheken zu ver¬ 
zinsen sind. 

Es ist nötig, alle käuflichen Apothekenwerte abzulösen, 
eine neue Apothekengesetzgebung zu schaffen und all¬ 
gemein die reine Personalkonzession einzuführen. Es liegen schon 
zahlreiche Vorschläge vor, wie man das machen kann, auch 
ohne den Staat dabei finanziell zu belasten (vgl. Radeke, 
Urdang u. a. m.). Ich würde es aber für falsch halten, wenn 
der Staat sich die Sache aus der Hand nehmen ließe. Ich 
gebe es zu, es kostet Geld, aber es werden unendliche Mengen 
Geldes für Wohlfahrtsbestrebungen mobil gemacht, warum nicht 
hierfür, wo Gesundheit und Leben des Volkes nicht minder 
auf dem Spiele stehen. 

Ganz verfehlt halte ich den Gedanken der Sozialisierung 
und Kommunalisierung. Die Sozialisierung würde ein 
schwerer Schaden für die Allgemeinheit werden. Was davon 
Laien hoffen, ist eine Utopie. Es würde nicht nur keine Ver¬ 
billigung der Arzneien eintreten, sondern eher eine Verteuerung. 
Noch nie hat einstaatliches Institut billiger gearbeitet, als ein 
Privatgeschäft; außerdem müßte man für die Arbeit, die jetzt ein 
approb. Apotheker leistet, mindestens 2, wenn nicht sogar 3 Leute 
einsteilen; denn auf den Achtstundentag wird auch der staatlich 
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angeftellte Apotheker nicht rerzichten können. Ferner wird 
mehr Unterpersonal und ein ungeheures Schreibwerk sur Kon¬ 
trolle notwendig sein. Auch wenn man Zentrallaboratorien ein- 
richtety so kann eine wesentliche Einschränkung der Arbeits¬ 
kräfte in den abgebenden Apotheken wohl nicht eintreten. 
Außerdem wird ein gewisser Schalterdienst — etwa wie bei 
der Post — die Folge sein, wobei jede Fühlung mit dem Arzt 
verloren geht. Das Nachsehen hat auch hier das Publikum, 
was gerade bei Krankheit auf möglichst schnelle, individuelle 
Bedienung den allergrößten Wert legt. Wir sind alle Menschen, 
auch der staatlich angestellte Apotheker, und er wird sich kein 
Bein ausreißen, wenn seine Dienststunden zu Ende sind. — 
Noch teurer wird die Sozialisierung auf dem Lande, wo auch 
die kleine Apotheke fast genau dasselbe Personal braucht, wrie 
eine größere und wo bisher ein Apotheker allerdings bei größter 
Anstrengung die Apotheke ganz allein versehen hat. Sollte 
trotz aller Bedenken, die man dagegen haben muß, eine Soziali¬ 
sierung kommen, so ist sie ohne Lösung der Personalfrage, 
d. h. ohne Einführung eines zweiten Personals, nicht möglich, 
da gar nicht genug pharmazeutische Kräfte zur Verfügung 
stehen, um sämtliche Posten in richtiger Weise zu besetzen. 

Ganz genau so liegen die Verhältnisse bei der Kommu¬ 
nalisierung. Man exemplifiziert so gerne auf die Kommunal¬ 
apotheken in Hessen; dort ist aber ein Pachtsystem eingeführt, 
was dem in Preußen bestehenden System gegenüber eigentlich 
kaum eine Verbesserung für das Publikum bedeutet. Auch 
macht der Staat kein Geschäft dabei, nur einige größere Apo¬ 
theken in den Kurorten sollen bessere Gewinne abwerfen. 

Wenn man von Kommunalisierung redet, so muß man 
folgerichtig auch annehmen, daß die Kommune die Apotheke 
in eigene Regie übernimmt und sie ungefähr so verwaltet, wie 
die Sparkassen, die städtischen Verkaufsstellen usw. Hierbei 
sind aber für Kommune und Publikum dieselben Nachteile zu 
verzeichnen, wie sie oben angeführt sind. Das arzneibedürftige 
Publikum braucht eine freie Konkurrenz und steht dem Apo¬ 
theker ungefähr so gegenüber wie dem Arzt, wenn auch der 
Arzneiverkauf vielleicht nicht ganz so ausgesprochene Ver¬ 
trauenssache ist, wie die ärztliche Konsultation. 

Mit der Lösung der Personalfrage hängt eng zusammen 
das Maturum. Sehr viele Apotheker — und unter ihnen meist 
die, die weniger auf das Geld als auf das Ansehen des Standes 
sehen — wünschen jetzt, daß man ebenso wie für den Zahn¬ 
arzt und den Tiefarzt auch für die Erlernung der Apotheker¬ 
kunst das Maturum vorschreiben soll. Die Sache hat aber 
einen Haken, den man nicht übersehen darf. 

ln demselben Augenblick, wo diese Forderung erfüllt wird,*) 
ist es auch notwendig, entweder die Niederlassungsfreiheit 
(wenn auch beschränkt) einzuführen oder für die Apotheken 


£b ist inzwiscbea geschehen. 
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ein zweites Personal zuzulassen. Unter der jetzt bestehenden 
Monopol- bezw. Konzessionswirtschaft, wo dem Nachwuchs eine 
freie Betätigung nach der Approbation nicht vergönnt ist, wird 
der Zustrom zum Fach außerordentlich beschränkt sein, da 
(abgesehen von den Apothekenerben) nur für sehr reiche Leute 
oder sehr spekulative Köpfe die Möglichkeit einer baldigen 
Selbständigkeit vorhanden ist. Sehr lockend ist also der Beruf 
nicht. Von den jetzt bestehenden anormalen Verhältnissen 
muß man allerdings absehen, denn der Ueberfluß an Lehrlingen 
wird in einigen Jahren wieder verschwinden. Jötzt drängen 
sich viele Leute zur Pharmazie, die durch die Abrüstung brot¬ 
los geworden sind. 

Wie war es aber früher? Häufig war die Apotheker¬ 
laufbahn, genau so wie die Offizierlaufbahn, nur ein Notnagel 
für den, der die Schule gründlich satt hatte und mit dem 
sog. Primanerzeugnis lieber ins öffentliche Leben trat, als weiter 
die Schulbank zu drücken. Wer das Abitur hatte, wandte sich 
sehr selten der Pharmazie zu. Ich glaube nicht, daß es später 
anders wird. Es wird daher, falls das Maturum kommt, sehr 
bald an Nachwuchs fehlen upd eine volle Besetzung der pharma¬ 
zeutischen Stellen ganz unmöglich sein. Es muß dann legal 
das zweite Personal kommen, was jetzt schon in sehr vielen 
Apotheken illegal in Gestalt von Helferinnen tätig ist. 

Es wird nun immer behauptet, die Helferinnen seien 
nur eine Kriegserscheimmg; das trifft aber nur sehr bedingt zu. 
Wir fanden schon vor dem Krieg solche Hilfskräfte in manchen 
Apotheken. Bei dem imgeheuren Personalmangel, wie ihn der 
Krieg dann mit sich brachte, mußte man solche Helferinnen 
dulden; sie sind aber in vielen Apotheken geblieben, die eine 
solche Hilfe wohl entbehren könnten. Meines Erachtens ge¬ 
hören sie durchaus nicht in die Apotheken, auf keinen Fall 
aber in die Offizin. Sie dürfen nach den gesetzlichen ^’'or- 
schriften an das Publikum keinerlei Arzneimittel verabfolgen, 
die außerhalb der Kaiserlichen Verordnung stehen. Das machen 
sich die meisten Apothekenbesitzer nicht klar. Sie dürfen 
weder Aspirintahletten, noch Rhabarber, noch Brustpulver, noch 
Brusttee usw. abgeben, sonst machen sie sich strafbar und der^ 
Drogist hat ganz recht, wenn er für sich dann dasselbe Recht 
in Anspruch nimmt. Es ist im gewöhnlichen Apothekenbetrieb 
aber gar nicht denkbar, so scharfe Grenzen zu ziehen, sobald 
die Helferin in der Offizin mit tätig ist und mit dem Publikum 
verkehrt. Das kennt auch die feinen Unterschiede gar nicht 
und die Grenzen verwischen sich noch mehr, wenn neben dem 
männlichen Personal auch Pharmazeutinnen in der Offizin 
arbeiten. Ich habe mich stets über die konditionierenden 
Herren gewundert, daß sie mit solchem Personal, das ihnen 
häufig fast gleichgestellt ist, Zusammenarbeiten. 

ln den kleineren Apotheken bildet dieses zweite Personal 
aber für das Publikum direkt eine Gefahr, da hier mitunter 
jede Kontrolle imd Aufsicht fehlt. Die Helferinnen arbeiten 
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mit dem Che! allein, und da dieser unmöglich zu jeder Zeit 
anwesend sein kann, so rezeptieren sie auch selbständig, ver¬ 
fügen über alle Separanden und über den Giftschrank. Hier 
müßte eigentlich die Standesvertreiung regulierend eingreifen, 
denn es ist durchaus nicht im Sinne des Standes gehandelt, 
wenn man den Beruf auf eine so handwerksmäßige Stufe 
herabdrückt. 

Man kann auch im Sinne und zum Besten der Oeffentlich- 
keit sehr wohl den Apothekern gönnen, daß es ihnen gelingen 
möge, das Niveau des Standes zu heben. Vielleicht gelingt es 
dann aber, den „Schädlingen*' beizukommen, ihnen das Ge¬ 
wissen zu schärfen und den kaufmännisch-spekulativen Sinn zu 
veredeln. Man gebe dem Wunsche der Apotheker nach, gebe 
ihnen das Maturum, kürze die Lehrzeit auf 2 Jahre, gebe ihnen 
auf der Universität volles Heimatrecht und verlängere dafür das 
Universitätsstudium um V* Jahr. Dieses halbe Jahr diene zur 
Vertiefung der analytischen und Nahrungsmittelchemie, ln der 
Praxis gliedere man den Apothekenlaboratorien kleinere Unter¬ 
suchungslaboratorien an, übertrage ihnen die regelmäßige 
chemische Kontrolle der öffentlichen Wasserwerke, ziehe sie zur 
Nahrungsmittelkontrolle mit heran, kurz, man soll versuchen, 
die chemischen Kenntnisse der Apotheker für die Allgemeinheit 
nutzbar zu machen und ihren weiteren Ausbau anzuregen. 

ln der Apotheke schreite man zur Einführung des zweiten 
Personals. Vorbedingung ist hierfür allerdings eine gute Aus¬ 
bildung und eine scharfe Kontrolle desselben durch die Auf¬ 
sichtsbehörde. 

Weiterhin wird sich im Laufe dieser Aenderungen eine 
durchgreifende Reform der Gesetzgebung über den Arzneimittel¬ 
handel außerhalb der Apotheken nicht umgehen lassen. Es ist 
mit Freuden zu begrüßen, da auch hier recht unerfreuliche 
Zustände herrschen. 


Gesnndheits- und WohlfahrtsWirtschaft. 

Von Dr. Heinrich Berger. 

Ueber die Wichtigkeit des Gegenstandes Gesundheits¬ 
pflege herrscht keine Meinungsverschiedenheit seit den Zeiten, 
da Jesus Sirach das Lob der Gesundheit sang. Wenn auch 
nach einem bekannten Wort der Mensch nicht nur dazu auf 
der Welt ist, - um gesund zu sein, so ist man doch, nachdem 
der Baum der physikalischen Hygiene von dem aufoktroierten 
Reis der sozialen Hygiene überschattet ist, mehr denn je zu 
der Ueberzeugung gelangt, daß die Gesundheit und die zu ihr 
in den engsten Beziehungen stehende Wohlfahrt das Fundament 
der Gesellschaft sind. Gesundheits- und Wohlfahrtspflege er¬ 
tönt es überall, grenzenlos ist ihr Gebiet; wie die Hygiene zu 
allen Wissenschaften in engen Beziehungen steht, von überall 
her die Bausteine zu ihrem Dome herbeiholt, so soll die soziale 
Hygiene ihre verheißenden warmen Strahlen überall hinsenden. 
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Alle Ecken und Winkel sind bereits durchleuchtet, und man 
sollte meinen, der Weg von der Kritik zur Tat wäre unschwer 
zu finden, ja, nach den zahllosen Veröffentlichungen über das 
Was und Wie des Erforderlichen sollte man meinen, daß die 
Frage eigentlich erledigt wäre. 

Wer näher zusieht, sieht noch mehr Schatten als Licht. 

> Man liest hier von einem neuen Wohlfahrtsamt und da 
von einem neuen Wohlfahrtsamt, hier von einer neuen Für¬ 
sorgerin und da von einer neuen Fürsorgerin. Was will man 
mehr? 

Wie ich mich gerade besonders freuen sollte, daß meine 
1897 zuerst vorgeschlagenen Wohlfahrtsämter immer mehr An¬ 
klang finden, daß immer mehr Fürsorgeärzte und Kommunal- 
ärzte angestellt werden, so hätte ich doch wohl den wenigsten 
Grund, Schatten zu sehen. Und doch! 

Meine Ansicht steht allerdings unverrückbar fest, daß das 
Heil darin ruht, aber es ist höchste Zeit, daß man das in der 
Industrie so gefürchtete und jetzt geradezu verhängnisvolle 
Leerlaufen verhindert. 

Ein Wohlfahrtsamt ist, das sind Tatsachen, nicht damit 
geschaffen, daß ein Aktendeckel mit entsprechender Aufschrift 
angeschafft ist, auch nicht damit, daß ein Sekretär monatelang 
über die Zusammenstellung von einigen zwanzig Kommissionen 
nachdenkt, von deren Arbeit er keine Ahnung hat, die er nur 
für sachgemäß hält, weil er vielleicht einmal von dem Nutzen 
der breitesten Berührungsfläche mit der Bevölkerung gehört 
oder gelesen hat; Schlossmann*) spricht in der Besprechung 
des Gesetzes betreffend die öffentliche Krüppelfürsorge vom 
6. Mai 1920 von „papierener Sozialhygiene“. 

Ein Wohlfahrtsamt ist keine Organisation, die man auf 
den Tisch des Hauses legt, in der man wie an einem Post¬ 
schalter auf den Zuspruch des Publikums wartet; ein Wohl¬ 
fahrtsamt ist vielmehr wie ein kleines Kontor einer großen 
Handelsgesellschaft, nur der Ort, wo die Fäden zusammen¬ 
laufen, die Arbeit ist die Sache, nicht das Amt! Im Anfang 
ist die Arbeit, nicht das Amt für Arbeit. Das Formale darf 
nicht überschätzt werden, sein muß es. 

Das Wohlfahrtsamt ist nicht der Rettungsring, an dem die 
Gesellschaft über Wasser gehalten wird, wenn nicht Gesund- 
heits- imd WohlfahrtsWirtschaft getrieben wird. 

Wirtschaftlich arbeiten heißt mit den kleinsten Aufwen¬ 
dungen den größten Effekt erzielen. 

Wie liegen die Verhältnisse jetzt in Wirklichkeit häufig? 
Dem neu geschaffenen Wohlfahrtsamt werden aus den von 
anderen Stellen bisher mit bearbeiteten Gegenständen die zu¬ 
gewiesen, die in seinen Rahmen gehören, aber auch andere; 
es wird manchmal als Abladestelle für alles mögliche angesehen, 
was andere gern lus sind. Je nachdem der Rahmen gesteckt 


*) Dentache media. Wocbenachr.; 1920, Nr. 29, S. 808. 
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ist, ist das Arbeitsgebiet des Wohlfahrtsamtes größer oder kleiner. 
Es erhält einen Etat; er ist von erschrecklicher Höhe; soviel, 
kann neu nicht gegeben werden in dieser Zeit; Sparsamkeit, 
Sparsamkeit 1 Dabei wird ganz vergessen, daß die Mittel häufig 
schon da, nur in anderen Etats enthalten waren; es Handelt 
sich oft gar nicht um neue Positionen. Ich sage, das ist häufig; 
selbstverständlich entstehen auch neue Kosten, wenn neue^Ein- 
stellungeu erfolgen oder neue Arbeitsgebiete aufgenommen 
werden. 

Das diesmal aus dem Westen kommende Licht der Für¬ 
sorgerin war so blendend, daß man mit seiner Entzündung 
glaubte allenthalben jedem Uebel an die Wurzel gekommen 
zu sein. 

Zunächst wurde eine Fürsorgerin angestellt — im Westen 
wie in der Mitte des Landes war die Entwicklung vielfach 
nicht anders als im Osten — je nach Bedarf und Geldmitteln 
kamen weitere dazu. Große östliche Kreise stellten eine einzige 
Fürsorgerin an, die Folge war, daß die Arbeit versandete und 
sich nur oberflächlich vollbringen ließ, wenn die Fürsorge unter 
den Fittigen der alten patriarchalischen Fürsorge der Vater¬ 
ländischen- oder anderen Frauenvereine sich bewegte. Die Für¬ 
sorgerinnen, die ich kennen gelernt habe, gaben ihr bestes, 
aber die Wirkung, sagen wir Stuppse, die sie nach moderner 
Richtung den bisherigen Fürsorgevereinen gaben, war doch zu 
sehr von der Faust der Fürsorgerin, von gewissen Imponderabilien 
und von der Dicke der Haut und der Muskeln über dem Knochen¬ 
gerüst der Betroffenen abhängig; hin und wieder sah auch wohl 
eine Fürsorgerin, daß ihr Wohlbefinden in geradem Verhältnis 
zu dem Knix vor den maßgebenden Damen stand. Am besten 
arbeiteten noch die, die in klarer Erkenntnis, daß sie nicht alles 
allein machen könnten, den Aktionsradius einschränkten. Damit 
war im letzten Grunde dezentralisierte Fürsorgearbeit, die allein 
Zweck hat, wenn nicht zum Tod, wenigstens zum Siechtum 
verurteilt. 

Die Fürsorgerin (ich werde von dem Unterschied zwischen 
Kreisfürsorgerin und Fürsorgerin absehen, da er für diese Be¬ 
trachtung nicht ins Gewicht fällt), suchte mit dem Kreisarzt, 
dem staatlichen Vertreter der Gesundheitspflege, Fühlung, und 
durch die nach den Frauenvereinen hin orientierte Fürsorgerin 
wurde dieser, wenn man ihn brauchen konnte — und das war 
recht viel der Fall — zugezogen; an seine Bezahlung dachte 
man zunächst nicht, er war ja vom Staate besoldet. 

Daß übrigens nicht alle Kreisärzte vollbesoldet sind und 
ein ordentliches Büro haben, wie die Gewerbeaufsichtsbeamten, 
ist ein wesentliches Hindernis für die Entwicklung der sozialen 
Hygiene; ist der Gesundheitsbeamte weniger wichtig, als der 
Gewerbeaufsichtsbeamte ? 

Die Zusammenarbeit von Kreisarzt und Fürsorgerin war 
gut, aber doch im allgemeinen — es gibt rühmliche Ausnahmen — 
viel zu lose, und das ist verständlich bei den verschiedenen in 
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Betracht kommenden Umständen. Sie war da unstreitig am 
besten, wo das Berufsmäßige der Fürsorge am stärksten betont 
und in Fühlung mit dem Kreisarzt gestaltend wirksam wurde. 
Unbegreiflicherweise wurde nicht überall dem Kreisarzt bei der 
Einrichtung der Fürsorge von vornherein der Einfluß gelassen, 
der allein eine Gewähr für sachgemäße Arbeit und Erfolg bot, ja, 
es muß ausgesffrochen werden, mancherorts glaubte man ohne 
den Kreisarzt auch arbeiten zu können. Dem gab der exzen¬ 
trische Standpunkt mancher Fürsorgerin Nahrung, man lese 
nur die einschlägige Literatur. 

Wir bedürfen der intensivsten Fühlungnahme 
zwischen Kreisarzt und Fürsorgerin, bezw. Kom¬ 
munalarzt und Fürsorgerin, wobei nur kurz erwähnt 
sei, daß in kleinen Kreisen am besten der Kreisarzt, dessen 
Dienstanweisung zeitgemäß abzuändern ist, Kommunalarzt ist, 
der zum Teil mit fürsorgerisch ärztlich tätig ist; in größeren 
und großen ist eine andere Regelung erforderlich. 

Staatsarzt und Kommunalarzt müssen ganz harmonisch 
arbeiten, dies wird bei zwei Personen aber nicht angängig sein. 
Wenn daher wirklich etwas erreicht werden soll, so ist ein 
einziger Gesundheitsbeamter anzustellen, in welcher Form, das 
wäre noch zu erwägen; geschehen muß es. 

Wenn ich mich auf die gesundheitliche Seite des Wohl¬ 
fahrtsamtes zunächst beschränkt habe, so soll damit den an¬ 
deren Zweigen des Wohlfahrtsamtes selbstredend nicht die Be¬ 
rechtigung abgesprochen werden. Für die wirtschaftliche und 
die erzieherische Arbeit im Wohlfahrtsamt gelten entsprechende 
Betrachtungen, die ich mir erspare. 

Die Einordnung der Armenverwaltung in die Wohlfahrts¬ 
pflege ist ein Erfordernis; der Begriff der Armenfürsorge, der 
nur das Notwendigste im Auge hat, muß fallen, wir wollen 
doch mehr im neuen Deutschland. Allerdings wird die Zu¬ 
lässigkeit der Bezeichnung Wohlfahrtskommission an Stelle von 
Armenkommission bestritten. 

Noch sind die Wohlfahrtsämter nicht über die Kinder¬ 
krankheiten weg, oder, um eins von den modernen Schlag¬ 
wörtern wie sozial, einhämmem, Unterernährung usw. zu ge¬ 
brauchen, verankert, da schallt schon wieder von allen Seiten 
der neue Schlachtruf „Jugendämter^. 

Gegen ein Reichsjugendamt sind von verschiedenen Seiten 
gewichtige Einwendungen erhoben. Die Jugendämter sollen 
bestehenden Wohlfahrtsämtern angegliedert werden können, 
man wird also Orte mit Wohlfahrtsämtern und Jugendämtern 
oder auch mit beiden haben; dagegen muß aber, um wieder 
einmal ein oft gesprochenes Wort zu brauchen, feierlichst Protest 
eingelegt werden. Ich habe seit 1919 immer und immer wieder 
darauf hingewiesen, daß das Wohlfahrtsamt die höhere Einheit 
ist, in die sich das Jugendamt gut einordnen läßt, daß unser 
Streben Volkswohlfahrtspflege ist, in ihr an erster Stelle Jugend- 
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pöege, und meine Meinung wird gestützt durch gewichtig 
Stimmen, ich verweise auf Priedeberg*) und Christian*). 
Ich erinnere auch an den Entwurf des Arbeitsministeriums, der 
durch Reichsgesetz die wirtschaftliche Wohlfahrtspflege regeln 
will, dabei ist wesentlich mit der im Kriege zur Blüte gediehene 
Wohlfahrtsschwindel ins Auge gefaßt. 

Die Fürsorgestellen für Lungenkranke arbeiten 
nicht gleichmäßig; es ist schwer, die Erfolge zu beurteilen, 
nicht einmal die Arbeit der einzelnen Stellen läßt sich mit¬ 
einander vergleichen und darauf für die Volksgesundheit wert¬ 
volle Schlüsse aufbauen.') Fragt man in diesem oder jenem 
Kreis, ob eine Fürsorgestelle für Lungenkranke da ist, so wird 
sofort geantwortet, ja, seit so und soviel Jahren. Sieht man 
aber näher zu, so erfährt man oft, daß der Kreisarzt oder ein 
Arzt eine sogenannte Fürsorgestelle hat, er wartet der Leute, 
die da kommen sollen, und die meisten Kreiseingesessenen 
wissen überhaupt nichts von der Pürsorgestelle. 

Die Frage der schulärztlichen Tätigkeit, um nur 
noch eins herauszugreifen, bedarf dringend der starken Hand, 
wenn sie nicht leer laufen und lediglich eine Geldausgabe, und 
nur für die Städte werden soll, wo das Land der Fürsorge doch 
ebenso bedarf. 

Verschiedene Fragen der Wohlfahrtspflege bedürfen der 
Durchsicht; eine Zusammenfassung im Wohlfahrtsamt ist drin¬ 
gendstes Erfordernis. Mit den verschiedentlich gegebenen 
Richtlinien über die Einrichtung von Wohlfahrtsämtern, mit 
Empfehlungen und Wünschen kommen wir nicht weiter. Heute 
wird diese, morgen jene Frage mehr in den Vordergrund ge¬ 
drängt, der eine hat für diese mehr Interesse, der andere für jene. 

Die Pflege des Rechts auf Gesundheit ist nicht weniger 
eine Aufgabe des Wohlfahrtsamtes als die Pflege der Pflicht 
zur Gesundheit. 


‘) Friedeberg (Die gesetzliche Nearegelang der Jagendwohlfahrt, 
Volkswohlfahrt; 1920, Nr. 1, yoin 1. April) sagt: „daß es grandsätzlich rich¬ 
tiger wäre, mit der Einrichtung von Wohlfahrtsämtern za beginnen and ihnen 
die Jugendämter anzagliedern". 

2) Christian (Oer Entwarf eines Jagend Wohlfahrtsgesetzes yom ärzt¬ 
lichen Standpankt. Concordia; 1920, Nr. 11/12 vom 1. Jani): „Es kommt hin- 
za, daß das Wohlfahrtsamt mit seiner gründlichen fachlichen Bearbeitan^ and 
Zasammenfassang der gesamten Wohlfahrtspflege dem Jugendamt funktionell 
überlegen ist. Bestehen nebeneinander Jugendämter, Wohnungsämter, Gesund¬ 
heitsämter, Arbeitsämter and Berufsämter im selben Verwaltungsbezirk, wofür 
eine Beihe yon Fachleaten and einige wenige Wohlfahrtspoliiiker eintreten, 
so haben wir bald wieder das erhebende Schanspiel des Nebeneinander- and 
Gegeneinanderarbeitens der yerschiedenen Stellen, die im Grande dasselbe 
wollen. Niemand, dem es ernst ist mit den Aafgaben der Wohlfahrtspflege, wird 
dies wünschen. Das Wohlfahrtsamt hat vor dem Jugendamt den aasschlag¬ 
gebenden Vorzug, daß es die gesamte Wohlfahrtspflege zasanunenfaßt and da¬ 
durch in der Lage ist, die einzelnen Sachgebiete yon den entsprechenden Fach¬ 
leaten bearbeiten za lassen." 

*) ü. a. Bräuning: Ein Beispiel für die Bedeatang der einheitlichen 
Berichterstattang der Fürsorgestellen. Taberkolose-Fürsorgeblatt; AprU 1920. 
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Vor einiger Zeit war einmal von einem Kreislürsorge- 
gesetz die Rede. Meines Erachtens müßten die Kreisausschüsse 
verpflichtet werden, die Gesundheits- und Wohlfahrtspflege 
planmäßig zu betreiben. 

Daß einer Verstaatlichung der Wohlfahrtspflege 
nicht das Wort geredet werden soll, ist selbstverständlich, „die 
eigentlichen Organe der Wohlfahrtstätigkeit bleiben außer der 
bei weitem nicht ausreichenden Zahl besonders herangeschulter 
Sozialbeamten und -beamtinnen die Träger der freien Liebes¬ 
tätigkeit mit ihrem unentbehrlichen und unersetzbaren Fonds 
von Opferwilligkeit und idealer Arbeitskraft“. Diesen Worten 
des Wohlfahrtsministers Stegerwald*) ist nichts hinzuzufügen. 
So ist auch der Weg gegeben, die Pürsorgearbeit hinauszu¬ 
tragen auf das Land. Und das muß geschehen. Das Rückgrat 
bilden dabei die Sozialbeamtinnen, die zum Kreisarzt bezw, 
Kommunalarzt in enge Beziehung zu bringen sind. Anderseits 
wird die private Wohlfahrtspflege auch aus der amtlichen 
Schutz und Nutzen haben. In der privaten Wohlfahrtspflege 
bearbeiten verschiedene Träger die verschiedenen Gebiete; eine 
Zusammenfassung aller in richtunggebender Hand ist geradezu 
Bedürfnis. 

Im kommunalpolitischen Prauenprogramm des Allgemeinen 
Deutschen Frauen Vereins (zugleich Verband für Frauenarbeit 
imd Prauenpflege in der Gemeinde) wird Arbeit des Wohlfahrts¬ 
amtes gefordert nach dem Prinzip einheitlicher Familienfürsorge 
in Zusammenfzssung der Tätigkeiten von Armenamt, Jugend¬ 
amt, Wohnungs- und Gesundheitsamt. 

Es ist ein fundamentaler Fehler, wenn man glaubt, durch 
Einrichtung von Wohlfahrtsämtern und Bestellung einer Für¬ 
sorgerin mit Sprechstunden und einigen Reisen über Land seine 
Pflicht getan zu haben. Fürsorge wUl gebracht sein, sie kommt 
nicht zu der Sprechstunde. 

Daß von denen, die nur ein neues Amt, aber keine Arbeit 
sahen, sogar das Wohlfahrtsamt für ein modernes Schlagwort 
gehalten werden konnte*), darf nicht Wunder nehmen. 

Um den gesamten Einrichtungen Tragkraft zu geben, 
müssen, wie in allen Instanzen der Gesundheitsbehörden, so 
auch in allen Wohlfahrtseinrichtungen Beiräte unter beson¬ 
derer Berücksichtigung der Frauen geschaffen werden; die Ein¬ 
richtungen müssen vom Volke getragen werden. 

Wohlfahrtsämter als Zentralen, zur Vermeidung von Doppel¬ 
arbeit, Zersplitterung und Lücken, klare Stellung des Kreis¬ 
arztes zu der Organisation der Wohlfahrtspflege in ihrem ge¬ 
sundheitlichen Teil, innige Zusammenarbeit von Kreisarzt und 
aiwreichender Zahl gut durchgebildeter Fürsorgerinnen, Be¬ 
teiligung an den Fürsorgeeinrichtungen seitens der ganzen Be- 

') Staatliche and freie Wohlfahrtspflege. Volkswohlfahrt; Nr. 6. 

*) Wohlfahrtspflege im Volksataat. Von Frank. Berlin 1920; Vahlen. 
Die kleine Schrift bringt Qbrigens viel Beherzigenswertes. 
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völkerung, die in Beiräten bei allen gesundheitlichen Einrich¬ 
tungen mitarbeitet, das ist das Ziel. 

Das alles muß planmäßig ausgestaltet werden, wir kommen 
so nicht weiter. „Nichts Neues“ denkt vielleicht mancher, das 
war auch nicht die Absicht. Aber, wie sagte Hamlet, den 
wir auch während des Krieges zitieren mußten: Wirtschaft, 
Horatio, Wirtschaft! 


Kleinere Mitteilungen n. Referate ans Zeitschriften. 

A. Baohverständlgant&tigkelt in Unfall-, Invalldit&ta- und 
Krankenveralohernngnaohen. 

Ueber die notwendige Erwelternng der Cntersnchnng Cnfallverletster 
anf Erwerbsfähigkeit durch Untersuchung auf Bernfsfähigfceit. Von Prof. 
Dr. Marcus, leitender Arzt der Posener ^stalt für Unfallverletzte. Aerzt- 
liche SachverständigCD-Zeitung; 1920, Nr. 16. 

Die Fürsorge für die Unfallverletzten durch ärztliche Behandlung und Ent¬ 
schädigung der verloren gegangenen Arbeitsfähigkeit in Form einer Rente hat 
sich nicht als ausreichend zur Erreichung des vom Gesetzgeber beabsichtigten 
Zieles erwiesen. Diese Erfahrung ist nicht neu: jedem erfahrenen Arzt fällt 
bei Nachuntersuchungen Unfallverletzter das unerfreuliche Bild in die Augen; 
jeder einigermaßen erhebliche Unfall setzt die körperliche Leistungsfähigkeit 
des Verletzten herab; das Berufsschicksal Unfallverletzter bedeutet in der 
Regel einen Abstieg. Die Eisenbahnverwaltung und einzelne Privatgroßbetriebe 
haben diese Mängel erkannt und ihnen dadurch abgeholfen, daß sie ihre Unfall¬ 
verletzten regelmäßig wieder einstellten und sie in einer ihrer ErwerbsfäÜgkeit 
entsprechenden Weise beschäftigten, wobei unter Einziehung der Rente der 
volle Lohn ansgezahlt wurde. Dieser ideale Weg kommt aber nur wenigen 
Unfallverletzten zugute. 

Die Erfahrungen, die in der Eriegsverletzten-FQrsorge gewonnen wurden, 
soUten, wie genauer ansgeführt wird, anf die Unfallverletzten angowendet 
werden, indem die Feststellung der Bernfstanglichkeit und danach die 
Arbeitsvermittlung Berücksichtigung finden. Dazu ist folgendes nötig: 
1. Untersuchung anf Berufsbrauchbarkeit nicht nur durch den Arzt, sondern 
unter besonderer Beteiligung einer Kommission von Fachleuten; 2. die ärzt¬ 
lichen Unterlagen erschöpfen sich nicht in einer Beschreibung des Befundes, 
sondern bringen auch ein Urteil über die dem verletzten Qliede verbleibende 
Leistungsfähigkeit; 3. nur ärztliche, keine sozialen und humanitären Gesichts¬ 
punkte sind maßgebend für das Urteil des Ajrztes; 4. die ärztliche Unter¬ 
suchung wird in Gegenwart der berufenen Fachleute vorgenommen. 

Vor zwei Extremen soll man sich hüten, nämlich die Tätigkeit des 
Arztes für diesen Teil der Fürsorge zu gering zu bewerten und die Bnt- 
scheidung aUein den Arzt zu überlassen. Dr. Solbrig-Breslan. 


Schwierigkeiten bei der Beurteilung der Bentenversorgnng Kriegs¬ 
beschädigter. Von Generalarzt a. D. Dr. Her ho Id-Hannover. AerzÜiäe 
Sachverständigen-Zeitnng; 1920, Nr. 5. 

Verfasser betont und beweist es an der Hand von Beispielen, daß bei 
den nach der Entlassung ans dem Heeresdienst gestellten Rentenversorgnngs- 
ansprttchen mit größter Gründlichkeit und Gewissenhaftigkeit vorgegangen 
werden muß. Er wünscht deshalb, daß zur Untersuchung und Oberbegnt- 
achtnng der Versorgnngszengnisse nur wissenschaftlich dnrchgebildete und be¬ 
sonders befähigte Aerzte herangezogen und besonders wissenschaftlich anf der 
Höhe stehende und in der Unfallheilkunde erfahrene Aerzte den Militär¬ 
versorgungsgerichten beigegeben werden. Diese Forderung ist durchaus be¬ 
rechtigt. Dr. Solbrig -Breslau. 
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Beitrag snm Symptomenkomplex der sogenannten Unfallnenrose» 
Von H. Nonrney. Aerztliche SacbTerständigen-Zeitung; 1920, Nr. 8. 

Verfasser legt seinen üntersnchnngen 120 genau beobachtete Krankp 
heitsfälle za Qrande, die in 5 Gruppen Neurosen nach SchSdeldacbTerletzung, 
nach Verscbttttung, nach Schreck, nach anderweitigen Verletzungen, ohne 
äußere oder innere Schädigung dea Körpers, eingeteilt werden. Er kommt zu 
folgenden Schlüssen: ,.,Bei der Entstehung funktioneller Nerrenstörnngen nach 
Schädelyerletzungen und Verschüttung ist in den seltensten Fällen eine Dis¬ 
position durch bestehende Neurasthenie oder Nervenkrankheiten in der Familie 
vorhanden. Bei Schädeldachverletznngen mit Bewaßtseinsrerlnst wird nach¬ 
folgendes Erbrechen von nur wenigen angegeben. Druckpunkte am Kopf sind 
nach Scbädeldachverletznngen kein konstantes Symptom. — Ein Bestehen¬ 
bleiben des Händezitterns in seiner ursprünglichen Qualität bleibt bei allen 
Neurosen ein weniger häufiges Lidzittern ein unsicheres Symptom. Beim 
Patellarreflex spielt Willkttrlicbkeit eine große Bolle, die ihii als Symptom 
nur mit Vorsicht verwenden läßt. Vom Symptombild der Hysterie ist die 
geringe Zahl der Hornhantreflexlosigkeit bei der Menge der Sensibilitätsstömng 
auffallend.^ _ Dr. S o 1 b r i g - Breslau. 


Die durch Unfall veranlaßte Herausnahme - eines schon vorher 
völlig erblindet gewesenen Augapfels begründet beim Pehlen von Korn- 

S likationen keinen Anspruch auf ünfallrente. Bekurs-Entscheidung 
es Beichsversicherungsamts vom 21. Oktober 1919. 


Eitrige Hohlhandentzttndnng durch andauernden Druck einer Bohr¬ 
stange auf den Handteller ist nur dann als Unfall und nicht als Gewerbe- 
krankbeit anznsehen, wenn ihre Ursache auf eine Verletzung bei der 
Arbeit znrUckzufnhren und mit hinreichender Wahrscheinlichkeit anzu- 
nehmen ist, daß durch diese Wunde die Eitererreger in den Körper 
eingedmngen sind. Bekars-Entsch|eidang des Beichsversiche- 
rungsamts vom 28. Oktober 1919. 


Tagesnachrichten. 

_ Neufassung der Besoldungsordnung. Der Preußischen ver¬ 
fassunggebenden Landes Versammlung ist jetzt der Entwarf einer 
Neufassung der Besoldungsordnung für die planmäßigen un¬ 
mittelbaren Staatsbeamten als weitere Unterlage für die Beratungen 
zagegangen, der insbesondere diejenigen Aendernngen bringt, die notwendig 
sind, um die Beamtengebälter in Preußen mit den für die Beicbsbeamten fest¬ 
gesetzten in Einklang zu bringen. Als Neuerung kommt für die Medizinal¬ 
beamten vor allem in Betracht, daß das Durchschnlttsgehalt der nicht voll- 
besoldeten Kreisärzte von 5500 M. auf 8000 Mark erböüt ist und die Mindest¬ 
gehaltssätze in den einzelnen, alle zwei Jahre steigenden Altersklassen wie 
folgt bemessen sind: 6400, 7000, 7600, 8000, 8400, 8800, 9200 nnd 9600 M. 
(statt bisher: 8700, 4200, 4800, 49t>0, 5500, 6100, 6600, 7100 und 76o0). ^ 
entspricht dies einer Steigerung von durchschulttlich 2500 M. s= 44*/«, die 
dem vom Vorstande des Pronß. Med.-Beamten Vereins in seiner Eingabe (siehe 
Nr. 19 der Zeitschrift, S. 237, 1920) ausgesprochenen Wunsche in vollem Um¬ 
fange Bechnung trägt und mit der die nicht vollbesoldeten Kreisärzte um so 
mehr zufrieden sein können, als sich dementsprechend auch die Orts- und Ge¬ 
haltszulage erhöht. ‘) Außerdem können nach dem Entwurf den nicht voU- 
besoldeten Kreisärzten fernerhin Zuschüsse aus den dafür im Haushalt 
vorgesehenen Mitteln gewährt werden; es verbleiben ihnen auch wie bisher 
die Gebühren aus amtlicher Tätigkeit, jedoch mit der unseres Er¬ 
achtens gegenüber den vollbesoldeten Kreisärzten berechtigten Binscbränkimg, 
•daß das hiernach erwachsende Gesamtdiensieinkommen die Bezüge eines 
vollbesoldeten Kreisarztes vom gleichen Besolduogsdienstalter nicht über¬ 
steigen darf“. Diesen Mehrbetrag an amtsärztlichen Gebühren haben 
<sl80 die nicht vollbesoldeten Kreisärzte künftighin an die Staatskasse ab- 


’) Die Note befindet sich auf der nächsten Seite. 
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gnlfihm. la daakeaswerter Weise ist auch eiae sweite Fordernag des Prenß. 
MedisiaalbeamtesTereias, daß die Tollbesoldetea Kreisinte aach eiaer ge> 
wissea Zeit ia die Besoldaagsgroppe 11 aofrückea iasofera Bech- 
aaag getragea, als in Gruppe 11 jetzt ,aach Tollbesoldete Kreis- 
Irzte zu Stellen Ton besonderer bedeutung* Torgesehea sind und 
damit ebenso wie bei den anderen gleichartigen Beamten dieser Besoldnngs- 

O pe eine AofsteigangsmSglicbkeit geschaffen ist. Die Zahl dieser gehobenen 
en soll sich zuzüglich der sonotigen Beamten der betreffenden Groppe 
wie 1: 2 stellen. Leider ist dagegen eine solche AnfstiegmOglichkeit bei den 
Begierangs- aad Hedizinalriten nicht nen geschaffen; es ist sogar die Be¬ 
stimmung beibehalten, daß sie bis zar Vollendang des 5. Besoldnngsdienst^ 
Jahres in Gruppe 10 ^e Gehaltssätze dieser Groppe erhalten nnd erst dann in 
Groppe 11 einrücken. Es ist in hohem Grade hoch bedauerlich, daß gerade 
die technischen höheren Beamten in der Bezirksinstatiz so stiefmütterlich be> 
handelt werden; die Folge daTon wird sein, daß sich die Besetzong dieser 
Stellen mit tüchtigen Beamten immer schwieriger gestalten nnd dadorch der 
Staat nnd das Öffentliche Interesse den größten Schaden erleiden wird. — Bei 
den Hittisterialrlten (Gruppe 13) ist das Gehalt in den beiden letzten Gehalts- 

E appen Ton 19000 und 20000 H. auf 19500 und 210u0 M. erhöht. Im 
rigen bringt die Torgeschlagene Neofassong der Besoldnngsordnnng nur 
noch insoweit eine Aenderung, als die bisher den Tollbesoldeten Kreisärzten 
beigezäblten Vorsteher bei den Medizinalantersnchnngsämtern besonders und 
zwar als Direktoren der Medizinalnntersuchongsämter aufgeführt 
sind nnd ebenfalls in Stellen Ton besonderer Bedeutung aufrttcken können; 
dasselbe gilt Ton den wissenschaftlichen Mitgliedern bei den 
hygienischen Instituten, die außerdem den Titel „AbteilnngSTorsteher* erhaj^en 
haben. Mene Bezeichnungen sind dagegen weder für die Kreisärzte und 
Ereisassistenzärzte, noch ftkr die Beg.- nnd Medizinalräte Torgesehen; nur der 
ständige arzneikundigen Hilfsarbeiter im Ministerium bat die Bezeichnung ,Ober- 
regiemngsrat“ erhalten. Unter den „nicht planmäßigen unmittelbaren Sttaats- 
beamten*, den sogenannten Stellenanwärtern sind die Kreisassistenzärzte 
nicht besonders erwähnt, sondern nur die Assistenten bei dem Institut für In¬ 
fektionskrankheiten Robert Koch in B.^rlin, wie bei den Hygienischen Insti¬ 
tuten in Beuthen nnd Saarbrücken; nach dem Ministerialerlaß Tom 27. Okt. d. J. 
(s. 8.403) sind sie aber als Anwärter der Tollbesoldeten Kreisärzte anzn- 
sehen; ihr Grundgehalt beträgt 70—95o/o des Anfangsgehalts der Groppe 10 
(6880, 6720, 7140, 7660 nnd 7980 M.), außerdem erhalten sie entsprechende 
Ortszulage und Ansgleicbsznlage, so daß sich ihr Gesamteinkommen auf 
11290, 12600, 13590, 14220 und 14850 stellt; in dem Torgenannten Min.-Erlaß 
ist aber bestimmt, daß sie die amtsärztlichen Gebühren ebenso wie die Toli- 
besoldeten Kreisärzte an die Staatskasse abznführen haben. 

Schließlich ist such die erfreuliche Tatsache mitznteilen, daß nach dem 
neuen Min.-Erlaß Tom 1. NoTember d. J. auch bei den früheren Kreis¬ 
physikern Bnhegebalt nnd Witwengeld nach den gleichen Grundsätzen 
wie bei den nicht Tollbesoldeten Kreisärzten berechnet werden sollen; des¬ 
gleichen hei den früheren Kreiswnndärzten, bei diesen jedoch ohne Zu¬ 
rechnung Ton 2250 M. für amtsärztliche Gebühren. 

*) Das Gesamteinkommen der nicht Tollbesoldeten Kreis¬ 
ärzte beträgt demnach künftig: 

nach 



2 

4 

6 

8 

10 

12 

14 

16 





Jahren 





M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

Grundgehalt:. 

6400 

7000 

7500 

8000 

8400 

8800 

9200 

9600 

Dnrchschnittl. Ortszulage: 

2100 

2100 

2400 

2400 

2760 

2760 

2760 

2760 

Ausgleichszulage: . . . 

4250 

4560 

4950 

5200 

5580 

5780 

5980 

6160 

Im ganzen: 

12760 

13650 14850 

15600 

16740 17340 

17940 

18520 

Dagegen bisher: 

7710 

8610 

9510 10905 12300 

18050 14295 15046 

Also mehr: 

6040 

5040 

5840 

4695 

4440 

4290 

8645 

8495 
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Dem Reichstage ist der Entwurf eines (Gesetzes über die Prfifhng und 
Beglanblgung des Fieberthermometers nebst Begründung yorgelegt, nach 
dem künftighin jeder in den Verkehr gebrachte Fieberthermometer vorher amt¬ 
lich geprüft nnJ, falls er im Inland verkauft werden soll, außerdem durch 
amtlichen Stempel als den Prüfnngsbedingnugen genügend beglaubigt sein muß. 


Durch den Erlaß vom 27. Oktober d.J. ist der die Stellvertretung 
der Kreisärzte regelnde § 81 der Dienstanweisung für die Ereibärzte einer 
Eingabe des Prenß. Medizinalbeamtenvereins entsprechend dabin abgeändert, 
daß der Stellvertreter für die Dauer der Stellvertretung bei Dienstreisen Tage¬ 
gelder und Reisekosten berechnet nach seinem eigenen Wohnsitze sowie die¬ 
jenigen'Gebühren und sonstigen Entschädigungen erhält, auf die er je nachdem 
er vollbesoldeter oder nicht vollbesoldeter Kreisarzt ist, Anspruch hat.“ Gleich¬ 
zeitig ist hier bestimmt, daß der Kreisassistenzarzt die amtsärztlichen Ge¬ 
bühren ebenso abzuliefern hat, wie der vollbesoldete Kreisarzt, da er als „An¬ 
wärter für das Amt des vollbesoldeten Kreisarztes anzu¬ 
sehen ist“ 


Durch Erlaß vom 22. Oktober 1920 sind dem preuß. Ministerium 
für Volkswoblfabrt (Abteilung für Wohlfahrtspflege) 'Vorschriften für die 
staatliche Prüfung von Wohlfahrts^flegerinnen nnd Richtlinien für deren 
Ansfflhmng erlassen, die in einer der nächsten Nummern abgedruckt werden, 
soweit es der Raum gestattet. _ 


ln Bajern haben sich im Jahre 1920 27 Aerzte durch Prflfüng für den 
ärztlichen Staatsdienst unterzogen nnd davon 15 die Prüfung mit Note 1, 
9 mit Note U, 2 mit Note 111 bestanden; ein Prüfling hat sie nicht bestanden. 


Am 26. Oktober hat die Eröffnung der Ostdeutschen Sozial- 
hjglenlschen Akademie ln Breslau stattgefnnden. Es waren hierzu die 
Spitzen der staatlichen und städtischen Behörden, die Dozenten nnd Hörer der 
Akademie im Hörsaal des Hygienischen Universitätsinstituts erschienen. Herr 
Oberpräsident Zimmer, Vorsitzender des Kuratoriums, betonte bei der Er¬ 
öffnung, daß Breslau als Bollwerk des Deutschtums im Osten auch für die 
Pflege des öffentlichen Gesundheitswesens außerordentliches zu leisten habe. 
Die sachverständigen Aerzte, die den Behörden als Ratgeber in dieser Hin¬ 
sicht zu dienen haben, sollen in der neu errichteten Akademie eine syste¬ 
matische nnd eingehende Ausbildung erfahren. Der Knrsleiter, Herr Professor 
Dr. Prausnitz, hob hervor, daß die Anzahl der Vortragenden eine relativ 
große sei; dies wäre aber nötig, um die einzelnen Spezialfächer von den besten 
Kennern vortragen nnd lehren zu lassen. Der Kursus soll 4 Monate dauern 
nnd 600 Lehrstunden umfassen, außer den vielfachen Führungen nnd Be¬ 
sichtigungen von städtischen Einrichtungen. Die Anzahl der Hörer werde sich 
im Laufe der Jahre vergrößern, wenn die Kommunen unter den Bewerbern 
diejenigen Aerzte aussnchen werden, die die Akademie mit Erfolg besucht 
haben. Herr Ministerialdirektor Prof. Dr. Gottstein -Berlin führte hierauf 
ans, daß die Akademie besonders die Aerzte interessiert; denn sie gibt ihnen 
die Möglichkeit, sich praktisch in Spezialfächern ausznbilden, die zurzeit im 
Vordergründe des allgemeinen Interesses stehen und über die sie sich vorher 
nur ans Büchern unterrichten konnten. Er betonte bei dieser Gelegenheit, daß 
die Kreisärzte auf diesem Gebiete besonders auf dem Lande und in kleinen 
Städten schon sehr viel Segensreiches geschaffen haben. Die Akademie berühre 
ferner die Interessen der Träger der sozialen Versicherung, die Städte und den 
Staat. Voraussichtlich werde man in Zukunft bei den Anwärtern auf eine 
Kreisarztseile den Besuch der Akademie als Anstellnngsbedingung stellen. 
Herr Oberbürgermeister Wagner wies auf die gesundheitlichen VerhäitnisM 
der Stadt Breslau hin nnd gab der Hoffnung Ausdruck, daß die Mittel, die 
der Akademie bisher nur in geringem Maße zur Verfügung ständen, durch 
Staatshilfe bald ver^ößert würden. Zum Schluß nahm Herr Reg.- nnd Geh. 
Beg.-Rat Dr. Solbrig, der die Vorarbeiten zur Errichtung der Akademie ge¬ 
leitet bat, das Wort, dankte allen Mitarbeitern nnd spra<m die Hoffnung auf 
eine glückliche Bntwicklnng der Akademie ans. Dr. Israel. 
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Inzwischen ist auch in DBsseldorf die Westdeutsche SorialhyfrleBlsche 
Akademie am 2. November d. J. anter zahlreicher Beteiligang eröffnet; als 
Vertreter des Ministorioms für Volkswohlfafart nahm der Ministerialrat Wirkl. 
Qeh. Ob.-Med.-Eat Dr. Dietrich teil and überbrachte die Qrttße des Ministern. 


Deutsche Kinderhilfe. Tolkssammlung fDr das notleidende Kind. 
In Berlin hat sich ein Arbeitaansschnß (bestehend ans Cbaritasverband für das 
katholische Dentscbland, Zentralansschaß für die Innere Mission der deotschen 
Evangelischen Kirche (Evangelischer Reichs^Brziehungs-Verband), Deutsche 
VereinigUDg für Säuglingsschutz, Deutscher Verein für öffentliche und private 
Fürsorge, Deuisches Rotes Kreuz (Zentral-Komitee der Deutschen Vereine 
vom Roten Kreuz und Ständiger Ausschuß der Deutschen Landesfranenvereine 
vom Roten Kreuz), Deutsche Zentrale für Jugendfürsorge, Hanptausschnß für 
Arbeiterwohlfabrt, Vereinigung für Kinderhilfe, Zentralwohlfahrtspflege der 
deutschen Juden) gebildet und wendet sich in einen Aufruf „Kinder in Notl* 
an das ganze deutsche Volk, insbesondere an die deutsche Aerztescbaft mit 
der Bitte, um tatkräftige Mitarbeit und Unterstützung. Er hofft, daß die 
deutsche Aerztescbsft nicht nur mit eigenen Spenden für die Bestrebungen der 
„Deutschen Kiuderhilfe" eintreten, sondern ihr auch durch anfklärende und 
werbende Tätigkeit in Verbindung mit den überall zu bildenden Ortsausschüssen 
Freunde und Gönner zuführen wird. Die „Deutsche Kinderbilfe" soll die Mütter, 
die dem kommenden Winter mit Entsetzen entgegensehen, über das Schicksal 
ihrer Kinder beruhigen; sie sollen die Zuveisicht haben, daß ihre Kinder nicht 
mehr zu hungern, nicht mehr zu frieren und nicht mehr wegen mangelnder 
Kleidung die Schale zu versäumen brauchen. Sie will vor allem auch allen 
Anstalten, Kinderheimen, Krippen, Kindergärten, Horten die Möglichkeit ge¬ 
währen, die pflegerische und erzieherische Arbeit fortzusetzen und das segens¬ 
reiche Werk der Unterbringung der unterernährten, kranken, besonders tuber¬ 
kulösen Kinder fördern. 


Die schweren Erschütterungen unserer Volksgesundheit haben nicht nur 
zur Gründung von Landesverbänden für hygienische Volksbelehrnng geführt, 
sondern auch die Industrie veranlaßt, sich zu gleichem Zweck in einem 
Zentral verband für Desinfektion und Hygiene, Sitz Berlin-Steglitz, 
Miqueistr. 81 zusammenzuschließen, um eine umfassende energische Volks- 
aufklärung über die Bedeutung von Desinfektion und Hygiene zu veranlassen, 
die wissenschaftliche Forschung auf allen Gebieten der Hygiene zu fördern 
und zu vertiefen, auf eine einheitliche Wertbestimmung hinzuwirken, und die 

f emeinsamen wirtschaftlichen Interessen in allen Instanzen des öffentlichen 
lebens zu vertreten. Die konstituierende Sitzung hat am 25. Oktober d. J. in 
Berlin stattgefunden. Die beteiligten Reichs- und Staatsbehörden batten 
Vertreter gesandt. Ministerialrat Geh. Ob.-Med.-Rat Prof. Dr. L e n t z, hielt 
einen Vortrag über „Die Entwicklung der Desinfektion". — Der Leiter der 
Versammlung, Dr. Julius Norden, wurde zum Vorsitzenden des Verbandes 
gewählt; desgleichen wurde ein Normen-Ausschuß zwecks Schaffung fester 
Typen für die Desinfektionsmittel und ein Ausschuß der Apparatebauanstalten 
berufen, die sich selbst erweitern werden. 


Sprechsaal. 

Anfrage: Sind die kurzen gutachtlichen Aeußemngen, die das Landrats¬ 
amt auf Grund von Anträgen Angehöriger, die die Umbettnng einer Leiche 
von einem alten nach dem daneben befindlichen neuen Frie&ofe wünschen, 
gebührenpflichtigP Nach welcher Ziffer des Tarifs kann dann liquidiert 
werden ? 

Antwort! Derartige gutachtliche Aeußerungen sind gebührenpflichtig; 
die Gebühr dafür ist nach Tarif B. Ziffer 6 a (3—6 M.) zu berechnen. 


Verantwprfclich für die Sohriftleitung: Prof. Dr. Bapmnnd, Oeh. Med.-Rat in Minden i. W. 
Druck von J. C. C. Brnns, Mind *n i. W. 
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Die Bekämpfung der Oeschlechtskrankhelten 
in Frankfdrt a. M. 

Nach einem anf der Ansstellong zar Bekämpfong der Geschlechtskrankheiten 
gehaltenen Vortrag von Kreisarzt Dr. L. Ascher. 

Der Krieg hat nicht nur Millionen von Männern aus ihrer 
Heimat gerissen, sie von da an die Fronten, von dort durch 
Etappe, Heimat usw. wieder an eine andere Front geschleudert; 
er hat auch Hunderttausende von Mädchen und Frauen aus 
ihrer Familie in die Etappen und die Fabriken geworfen. Das 
Durcheinanderfluten dieser Wogen hat eine Zunahme der Oe* 
schlechtskrankheiten zur Folge gehabt, wie man sie in den 
letzten Jahrzehnten nicht erlebt hat. Die letzten Dämme gegen 
ein Ueberfluten drohten aber vollends zu brechen, als der über¬ 
stürzte Rückmarsch und das Ausbrechen der Revolution alle 
Bande zu zerreißen schienen. Hiergegen setzte in Frankfurt 
die von der Revolution geschaffene neue Autorität ein; es 
trat auf die Bitte des damaligen Polizeipräsidenten ein ärzt¬ 
licher Beirat bei dem Polizeipräsidium zusammen, der sich aus 
allen in Betracht kommen Aerzten zusammensetzte. Während 
dieser Beirat bei den übrigen Infektionskrankheiten keine Neue- 
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rungen für nötig erachtete, hielt er für die Geschlechtskrank¬ 
heiten eine Verbesserung der bestehenden Einrichtungen für 
erforderlich. Sehen wir, was er vorfand und was er rar ver¬ 
besserungsbedürftig ansah. 

Wie bei allen Krankheiten die Abwehr aus der Behand¬ 
lung hervorging, so zeigte erst die Behandlung der Geschlechts¬ 
krankheiten, wo die Quellen* der Ansteckung sitzen und wie 
sie zu verstopfen sind. Wie anderwärts wurde aber auch hier 
zunächst für eine möglichst weitgehende Bereithaltung der 
Behandlungsmöglichkeiten gesorgt; Fachärzte waren in ge¬ 
nügender Zahl vorhanden, die aus dem Felde zurückkehren^n 
praktischen Aerzte hatten zum großen Teil sich eingehend mit 
den neuen Behandlungsmethoden vertraut machen müssen, so- 
daß an der ambulatorischen Behandlung, soweit sie in Frage 
kam, keine Verbesserung nötig würde. Dagegen erschien die 
für eine klinische Behandlung nötige Zahl von Betten trotz der 
während des Krieges hinzugekommenen Einrichtungen nicht. 

g anz ausreichend zu sein, wenn sich eine Vermehrung der 
leschlechtskrankheiten einstellen sollte. Indes konnte die Stadt¬ 
verwaltung beruhigende Erklärungen über die bereit gehaltenen 
Reserven abgeben, eine Erklärung, die sich in der Folge auch 
bewährt hat. Es muß in der Tat zugegeben werden, daß bis auf 
vorübergehende Stockungen von 1 —2 Tagen stets die zuströmen¬ 
den Mengen Geschlechtslu'anker untergebracht werden konnten, 
ohne daß andere Gruppen von Kranken zu kurz kamen. 

Mit der Behandlung gehen Belehrung und Beratung 
Hand in Hand — Beratung in der Sprechstunde des Arztes, 
Belehrung in Versammlungen und in der Presse — die Schulen 
kamen bisher weniger für unsere Krankheiten in Frage. Auf 
dem Gebiet der Belehrung ist hier in Frankfurt Vorbildliches 
geleistet worden; der Ausschuß für Volksbildung und die Ge¬ 
sellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten dürfen 
sich hier das Hauptverdienst zuschreiben. Indes wurde dieser 
Teil der Abwehrmaßnahmen nochmals energisch betrieben. 
Das Publikum belohnte erfreulicherweise auch die Redner und 
Veranstalter durch einen außerordentlichen Zulauf und durch 
gespannteste Aufmerksamkeit. 

Als das wichtigste Ergebnis der verschiedenen Bestrebungen 
darf man wohl den Umbau der bisher bestehenden „Beratungs¬ 
stelle“ in die „Geschäftsstelle für öffentliche Gesundheitsfürsorge“ 
bezeichnen. Die während des Krieges hier wie anderwärts von 
der Landes Versicherungsanstalt eingerichtete „Beratungs- 
stelle“ hatte so wenig Zulauf, daß der Leiter selbst eine Um¬ 
formung für nötig erachtete, da bei der exzentrischen Lage im 
Krankenhause der Besuch für zu viele Patienten etwas Ab¬ 
schreckendes hatte, während man gerade bei den Geschlechts¬ 
krankheiten eine möglichst bequem gelegene Stätte gebraucht. 
Da außerdem von den Fachärzten auf die gute Wirksamkeit 
der in Mannheim, wie in anderen rheinischen Städten üb¬ 
lichen Form der Beratung, nämlich im Sprechzimmer des be- 
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handelnden Arztes, hingewiesen wurde, kam ein etwas abge¬ 
ändertes Verfahren zur Durchführung: Es wurde zwar auch der 
Grundsatz der Beratung durch den behandelnden Arzt fest- 

S ehalten; es wurde jedoch die Meldung aller Fälle, wie sie in 
lannheim üblich ist, nicht für notwendig erachtet, sondern 
nur derjenigen, die sich der Behandlung entziehen, und der¬ 
jenigen, bei denen nach einer gewissen Zeit eine Nachunter¬ 
suchung erforderlich ist, also besonders bei der Syphilis. Als 
Meldestelle wurde eine von der Allgemeinen Ortsuankenkasse 
zur Verfügung gestellte Stätte gewählt; sie wurde aber nicht 
als Beratungsstelle für Geschlechtskranke bezeichnet, um den 
sie Aufsuchenden von vornherein jede Furcht einer Abstempe¬ 
lung zu nehmen, sondern sie wurde „Geschäftsstelle für 
öffentliche Gesundheitsfürsorge" genannt, und als die 
eine ihrer Aufgaben die Beratung Geschlechtskranker bekannt 
gegeben. Die Beratung in ihr wurde in dankenswerter Weise 
von dem Leiter der Kasse monatelang abgehalten, bis die 
steigende Zahl der Meldungen die Anstmlung eines besonderen 
Beamten erforderlich machte. Als besonders erfreulich darf es 
bezeichnet werden, daß die freiwilligen Meldungen von 
Kranken in aufsteigender Linie verlaufen und in den 6 Monaten 
dieses Jahres schon erheblich mehr betra|;en als in den zehn 
Monaten des abgelaufenen — die Stelle ist am 1, März 1919 
eröffnet worden. Die Beratung, die selbstredend unentgeltlich 
erfolgt, bezieht sich in erster Linie in der Nachweisung einer 
Liste von Aerzten, die sich für diese Behandlung zur Ver¬ 
fügung gestellt haben und von den ärztlichen Mitgliedern der 
Geschäftsstelle hierfür geeignet gehalten werden. Auch die 
Behandlung kann auf Wunsch unentgeltlich gestaltet 
werden, da aus Stiftungsmitteln hierfür gesorgt werden kann. 
Alsdann tritt eine Belehrung über die Folgen der Geschlechts¬ 
krankheiten für den Kranken und seine Umgebung sowie die 
Aushändigung einer belehrenden Schrift ein. Die Geschäfts¬ 
stelle, deren Haupteinnahmen von der Landesversiche- 
rungsanstalt Hessen-Nassau kommen, gewährt den 
Aerzten, die eine der oben genannten Meldungen einreichen, 
eine Entschädigung von 6 M. Sie ladet die gemeldeten Kranken in 
unauffälliger Form vor, wiederholt, falls nötig, die Ladung, imd 
schickt, bei fruchtloser Ladung durch die Post eine solche 
durch einen der Krankenbesucher der Kasse. Hilft auch diese 
nichts, dann wird der Kranke mir gemeldet, zunächst in milder 
Form vorgeladen*) und, wenn dies nichts mehr hilft, zwangs¬ 
weise durch die Polizei vorgeführt, da nunmehr ganz zweifel¬ 
los die Gefahr der leichtsinnigen Verbreittmg der Krankheit 

*) Master »r YorUde - Postkarte. 

Frankfart a. H., Liebigstr. 27 c. 

Ich bitte Sie ergebenst, mich an einem der nächsten Wochentage in 
meiner Sprechstonde mittags tos IB'/i—!'/• aofsosachen. 

Dr. Ascher, Kreisarst. 
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vorliegt und der in der Verordnung vom if. Dezember 1918 
vorgesehene Fall der Zwangabehandlung im Krankenhaus. Ich 
darf erwähnen, daß unter den bisher rd.*1700 bei der Geschäfts¬ 
stelle gemeldeten Fällen im ganzen 4 mal der Zwang in An¬ 
wendung kam. Es ist vielleicht erwähnenswert, daß von den 
ärztlichen Meldungen im vorigen wie in diesem Jahr die aus 
der dermatologischen Universitätspolitik.drei Viertel ausmachen, 
die der anderen Aerzte aber nur ein Viertel, und daß diese Zahl 
jetzt nur halb so hoch ist, als die Zahl der freiwilligen Mel¬ 
dungen, also derer, die erst von der Geschäftsstelle an die 
Aerzte zur Behandlung gewiesen werden. Gerade durch die 
Ausstellung hat die Zahl der freiwilligen Meldungen erheb¬ 
lich zugenommen, hier sowohl, wie auch bei der gleich zu 
erwähnenden Beratungsstelle für kranke Frauen. 

Auch die Polizei überweist jetzt der Gesch. f. ö. G. in 
steigendem Maße solche Fälle, die einer weiteren Beaufsichti¬ 
gung bedürfen. Das Gleiche tut die „Beratungsstelle für 
kranke Frauen", eine äußerst nützliche Einrichtung des 
hiesigen Wohlfahrtsamtes, die nur die soziale Beratung kranker 
Frauen im allgemeinen zur Aufgabe hat, aber in besonderem Maße 
sich mit den Geschlechtskrankheiten zu beschäftigen gezwungen 
ist. Auch von ihr werde ich zu Hilfe gerufen, wenn ein Fall 
eines etwas milden Zwanges bedarf; hilft dieser nicht, so wird auch 
hier das polizeiliche Zwangsverfahren angewandt, für das das 
oben erwähnte Gesetz die lang ersehnte Handhabe gibt. Daß 
die Verordnung dem Frankfurter Abg. Dr. Quark zu verdanken 
ist, sei an dieser Stelle hervorgehoben. 

Als eine weitere Handhabe zur Beobachtung einmal In¬ 
fizierter und damit zu ihrer rechtzeitigen Wiederbehandlung 
dienen Meldungen der Allgemeinen Ortskrankenkasse, die auf 
Veranlassung des jetzt die Arbeit versehenden Beamten regel¬ 
mäßig vorgenommen werden. Dadurch wächst die Arbeit der 
Geschäftsstelle in ganz ungeahntem Maße. 

Nicht zu unterschätzen ist im Gegensatz zu der bisweilen 
geäußerten Ansicht die Tätigkeit der Sittenpolizei in ihrer 
doppelten Aufgabe, der Kontrolle der eingeschriebenen und der 
Aufsuchung der nicht eingeschriebenen Prostituierten. Man 
mache sich einmal folgende ungefähren Zahlen klar: Von den 
hier eingeschriebenen etwa 120 zur zweimal wöchentlichen 
Untersuchung kommenden Dirnen darf man wohl einen zwei¬ 
maligen täglichen Wechsel des Mannes annehmen, was für den 
Kopf jährlich rd. 700 und bei allen zusammen rd. 84 000Infektions¬ 
gelegenheiten gibt. Rechnen wir hierzu 2000 aufgegriffene 
Dirnen mit einem einmaligen täglichen Wechsel des Mannes, 
so kommen hierzu Infektionsquellen in einer selbst für Frankfurt 
nicht ganz unbedeutenden Zahl. 

Wie stellt sich nun die Infektionsgefahr auf Grtmd der 
bei der ärztlichen Untersuchung gefundenen Krankheitsfälle? 
Wir können auf Grund mehrjähriger Beobachtung sagen: In 
den Bordellen zeigen sich bei der Untersuchung etwa ein halb 
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Prozent Erkrankter, bei den anderen eingeschriebenen Dirnen 
etwa das Dreifache, und bei den Aufgegriffenen ungefähr 
fünfzigmal so viele als in den Bordellen. Die Zahlen sind nicht 
ganz genau, da bei den „Aufgegriffenen“ es notwendig ist, auch 
solche als krank zu bezeichnen, bei denen nur ein dringender 
Verdacht vorhanden ist, weil sonst ihre weitere Beobachtung 
nicht möglich wird. Dagegen kann man bei regelmäßig zur 
Untersuchung kommenden eine Untersuchung in der Poliklinik 
abwarten, ehe man sie ebenso behandelt wie die Aufgegriffenen, 
nämlich sie zur Behandlung in das Krankenhaus einweist. 
Außerdem entzieht sich eine gewisse Zahl der Eingeschriebenen 
der Untersuchung, meist wohl dann, wenn sie eine Einweisung 
in das Krankenhaus wegen eines Geschlechtsleidens zu be¬ 
fürchten haben. Trotzdem zeigt sich aber die Zweckmäßigkeit 
der Kontrolle und zwar an den Beobachtungen von Meldungen 
über die Ansteckungsquellen; Es kommen nur solche von heim¬ 
lichen Prostituierten, während sichere Fälle von Ansteckung 
aus einem Bordell und bei einer sonstigen Eingeschriebenen zu 
den Seltenheiten gehören. Meldungen kommen zwar auch ab 
und zu vor; aber die lange Beobachtung der Angeschuldigten 
im Krankenhaus, falls die auf der Polizei nicht zum Ziele führt, 
hat fast nie die Anschuldigung bestätigt. Damit soll nun nicht 
etwa die Gefahr einer Ansteckung bei einer bordeliierten oder 
son£(t eingeschriebenen Dirne geleugnet werden; im Gegenteil 
muß dringend vor einem solchen Irrtum gewarnt werden.*) 

Daß die sittenpolizeiliche Untersuchung nichts Voll¬ 
kommenes ist, soll nicht bestritten werden, nicht nur in ethischer, 
auch in sanitärer Beziehung. Die bisherigen Vorschläge für 
ihre Verbesserung sind aber noch viel unvollkommener; im 
allgemeinen liefen sie darauf hinaus, durch eine Untersuchung 
bei Privatärzten die polizeiärztliche zu ersetzen. Das heißt 
aber nach unseren wiederholt gemachten Erfahrungen, aus der 
kontrollierten die unkontrollierte Prostitution machen, mit ihren 
oben genannten Krankheitsziffern. Auch die in Norwegen und 
Dänemark eingeführten abgeschwächten Kontrollen — wobei 
die Polizei auch dort die Möglichkeit einer Zwangsunter¬ 
suchung hat — kann bei der jetzigen Unruhe in unserer Be¬ 
völkerung nicht in Frage kommen. 

Für viel aussichtsvoller muß eine erweiterte Fürsorge 
der Gefährdeten, namentlich der jüngeren unter ihnen ge¬ 
halten werden, wie sie bereits in Frankfurt in der Durchführung 
begriffen ist. Gerade die jüngsten und unerfahrenen Mädchen 
sind gewöhnlich die am schlimmsten mit Lues behafteten, weil 
sie keine Vorstellung von den ihnen durch die Geschlechts¬ 
krankheiten drohenden Gefahren haben. Eine Anzeigepflicht 
der Aerzte würde bei ihnen auch aussichtslos sein, da sie nicht 
in ärztlicher Behandlung sind und erst durch die polizeiliche 

■) Während der Niederschrift kam eine anonyme Anzeige g^en eine 
eingeschriebene Dirne; sie vrar aber schon einige Tage vorher dem Kranken- 
haas tlberwiesen worden. 
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Aufteilung zur Untersuchung kommen. Sie werden schon 
wenige Stunden nach ihrer Aufgreifung den Polizeiassistentinnen 
vort^ührt, von ihnen ausgefragt, schon vormittags 11 Uhr 
ärzuich untersucht und können bereits nachmittags in Fürsorge 
sein. So schnell zu arbeiten, ist nur aus zwei Gründen möglich: 
aus dem örtlichen Zusammenliegen von polizeilichen Zwang 
und Fürsorge, und aus dem Vertrauen, das die Polizeiassi¬ 
stentinnen, besonders die länger wirkende, bei den Vormund¬ 
schaftsrichtern erworben haben; dann sei aber nicht unerwähnt 
das rasche Wirken der hier besonders eifrig arbeitenden Vor¬ 
mundschaftsrichter, alles zusammen wohl eine Folge der hiesigen 
Fürsorthestrebungen. 

Die notwendige Ergänzung der Jugendfürsorge sind die 
Unterkunftsmöglichkeiten für die jugendlichen Gefährdeten, wie 
überhaupt für Gefährdete: die religiösen wie die von der Stadt¬ 
verwaltung im Jahre 1918 ins Leben gerufene nicht konfessionelle, 
das Mädchenschutzhaus, mit denen die Sittenpolizei, die ja 
schon einen vorwiegend fürsorgerischen Charakter angenommen 
hat, Hand in Hand geht. 

Will man noch weiter an die Quellen des Uebels gehen, 
so mufi man die jungen unerfahrenen Menschen vor den Ge¬ 
fahren der Großstadt bewahren; zeigt es sich doch unter 
unseren jugendlichen Aufgegriffenen, daß der größere Teil aus 
den kleinen Städten und dem Lande stammt. Aehnlich ^ird 
es wohl auch unter den jungen Männern sein. Es sei deshalb 
auf eine Aufgabe für die Arbeiter- und Bauemräte hingewiesen, 
die für Au&lärung auf dem Lande und in kleineren Orten 
sorgen müßten. Für die großen Orte können Ausstellungen der 
Aufklärung wirksamst verarbeiten, vorausgesetzt, daß dann 
ebenso wie hier In Frankfurt ständig für weitere Aufklärungs¬ 
arbeit unter den Eltern und Erziehern gesorgt wird. 

Nachtrag für die Aerzteschaft: Es scheint viel zu 
wenig bekannt zu sein, daß die oben erwähnte Verordnung 
über die Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten den Merzten 
die Belehrung der von ihnen behandelten oder untersuchten 
Geschlechtskrankheiten vorschreibt. Es ist nicht ausgeschlossen, 
daß sich daraus auch einmal ein Schadenersatz herleiten ließe, 
weshalb die Aerzte nicht unterlassen sollten, die ihnen ge¬ 
lieferten gedruckten Belehrungen den Kranken auszuhändigen 
und den entsprechenden Abriß sorgfältig aufzubewahren. 


Die Stellnng der Kreisärzte im neuen 
Ernppelfürsorgegesetz. 

Von Dr. SngelsmanD, Kreisarzt in Plön (Holstein). 

Das Gesetz vom 6. Mai 1920, die Ausführungsbestimmun^n 
vom 26. Juli und der Erlaß des Ministers für VolkswohlfÄrt 
vom 31. Juli d. Js. werden als bekannt vorausgesetzt. 

Das Gesetz sieht in § 6 vor, daß die in §§ 4, 5 und ß 
vorgesehenen Anzeigen an das zuständige Jugendamt zu richten 
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Bind, ln den Ausführungaanweisungen unter E wird als Stelle, 
an welche die Anzeigen zu richten sind, der staatliche Kreis¬ 
arzt in Aussicht genommen. Hierdurch wird zum ersten Male 
in der Medizinal-Gesetzgebung, abgesehen von der Kaiserl. Ver¬ 
ordnung V. 29. X. 1910 für Elsaß-Lothringen, eine Anzeige direkt 
an den Kreisarzt befohlen, während sie sonst stets erst durch die 
Hand der Polizeibehörden an den Kreisarzt gelangt. Bekanntlich 
ist eine wesentliche Forderung bei der Reform der Stellung der 
Kreisärzte, daß alle Anzeigen von übertragbaren Krankheiten 
an den Kreisarzt direkt zu richten sind. Wir sehen in der 
Bestimmung des neuen Gesetzes einen Ausblick für die Er¬ 
füllung dieser Wünsche, wenn auch zu bedenken ist, daß eine 
Anzeige nur so lange an die Kreisärzte vorgesehen ist, bis 
überaO die gesetzlich verordneten Jugendämter bestehen. Es 
gehen also vorläufig durch die Hand des Eireisarztes sämtliche 
Anzeigen der zur Anzeige verpflichteten Personen. Diese leiten 
den Strom an die Krüppelfürsorgestelle weiter. 

Nach dem Ministerial-Erlaß gilt es als eine wesentliche 
Aufgabe der Kreisärzte, die Landräte bezw. Gemeindevorstände 
in den Stadtkreisen bei der Einrichtung und Verwaltung von 
Krüppelfürsorgestellen sachverständig zu beraten. Dadurch hat 
der Kreisarzt eineu bestimmten Einfluß auf die Neu-Einrichtung 
dieses Fürsorgezweiges. Nach VI, 7 der Ausführungsbestimmungen 
werden zweckmäßigerweise die neuen Fürsorgestellen an das 
wohl überall jetzt vorhandene Kreis Wohlfahrtsamt angegliedert, um 
so eine weitere Zusammenfassung aller Wohlfahrtsbestrebungen 
zu sichern. Es ist die Frage erörtert worden, wer Fürsorgearzt 
bei der Kreiskrüppelstelle sein soll. Es kann kein Zweifel be¬ 
stehen, daß in Stadtkreisen, wo fachausgebildete Orthopäden 
vorhanden sind, diese herangezogen werden müssen, ln den 
wenigsten Landkreisen wird sich aber ein Facharzt finden 
lassen, so daß zur Vereinheitlichung der ganzen Gesundheits- 
Bestrebungen der Kreisarzt mit der Uebernahme der Stelle 
betraut werden muß. Die Ausführungsbestimraungen fassen dies 
ebenfalls ins Auge. Unter VI/E heißt es: „Dies schließt natürlich 
nicht aus, daß der Kreisarzt einen Auftrag des Landarmen¬ 
verbandes oder des Kreises zur Uebernahme der Geschäfte als 
Kreiskrüppelstellenarzt oder als Vertrauensarzt annimmt." In 
diesem Falle würde auch die Listenführung insofern vereinfacht, 
als die in Vl/E. e. vorgeschriebene Nachweisung durch eine 
Person ausgefüllt wird. 

Wenn der Kreisarzt Krüppelfürsorgearzt ist, hat er ferner 
dadurch einen besseren Ueberblick über die Gesundheits-Ver¬ 
hältnisse seines Bezirkes, daß er den angezeigten Krüppel auch 
in der Fürsorgestelle zu Gesicht bekommt; denn sonst hat er 
eine rein registratorische Tätigkeit, da ihm nach VI/E 2 unter¬ 
sagt ist, als Kreisarzt eine Nachprüfung des Inhalts der An¬ 
zeige oder gar eine Untersuchung des Krüppels vorzunehmen. 

Einen wesentlichen Punkt bietet die Frankierung der an 
den Kreisarzt zu erstattenden Anzeigen. Es müßte möglichst 
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von allen Kreisärzten bei dem Regierungs-Präsidenten angeregt 
werden, diese Frage grundsätzlich zu regeln; denn die wenigsten 
von den zur Anzeige verpflichteten Personen sind im Besitz 
von Dienstmarken. Es dürfte nicht allen diesen Stellen bekannt 
sein, daß die Anzeigen unfrankiert abgeschickt werden können, 
und daß das Fehlporto vom Kreisarzt zu tragen ist. Die Porto¬ 
frage ist deswegen so wichtig, weil wir mehrfach bei Regelung 
der Försorgetätigkeit im Kreise die Erfahrung gemacht naben, 
daß Anzeigen unterblieben, wenn nicht die Portofrage ein¬ 
wandfrei geregelt worden war. 

Eine besondere Beachtung verdient der § 5 des Gesetzes, 
wonach die Aerzte, Krankenpffegepersonen und sonstigen Für¬ 
sorgeorgane, die gelegentlich ihrer Berufsausübung bei jugend¬ 
lichen Personen unter 18 Jahren die Anzeigen drohender 
Verkrüppelung beobachten, verpflichtet sind, die Anzeige — 
also an den Kreisarzt — zu erstatten. Eine so weitgehende 
Anzeigepflicht besteht bisher nur für die gemeingefährlichen 
Krankheiten, während bekanntlich bei der großen Gruppe der 
übertragbaren Krankheiten der Verdacht nicht anzeigepflichtig 
ist, und erst kürzlich durch die Verfügung des Herrn Wohl¬ 
fahrtsministers vom 27. Juli 1920 Anzeige des Verdachtes von 
Typhus- und Ruhrfällen auf gütlichem Wege, nicht durch ge¬ 
setzliche Bestimmung, erstrebt wird. 

Unterstrichen wird diese Bestimmung noch durch den § 7, 
nach dem sogar eine wiederholte Beibringung eines ärztlichen 
Zeugnisses bei einer drohenden Verkrüppelung zur Verhütung 
einer dauernden Verkrüppelung eingefordert werden kann. 
Nach der Fassung des Gesetzes ist es klar, daß Unterlaß nur 
der durch § 3 vorgeschriebenen Anzeigen unter Strafe gestellt 
wird, während eine Versäumnis der Anzeigepflicht, die jn § 5 
vorgeschrieben ist, nicht bestraft werden kann. Hinzuweisen 
ist ferner auf den Erlaß des Herrn Ministers für Volkswohl- 
fahrt, der vorschreibt, daß auch dieser Unterlaß der Anzeige¬ 
pflicht bei der Amts-Anwaltschaft nur dann angezeigt werden 
soll, wenn offensichtlich böser Wille oder grobe Vernachlässigung 
anzunehmen ist, und daß bei Beamten, insbesondere bei Lehr¬ 
personen, diese Anzeigen nicht an die Amtsanwaltschaft, son¬ 
dern an deren Dienstvorgesetzte zu richten sind. Aus diesem 
Grunde ergibt sich die praktische Forderung, die in den Aus¬ 
führungsbestimmungen unter IV/D auch ausgesprochen ist, daß 
der Kreisarzt alle gesetzlich zur Anzeige verpflichteten Personen 
eingehend über ihre durch das neue Gesetz erwachsenen Pflichten 
aufzklären hat. 

Bedenkt man die verhältnismäßig geringe Zahl derjenigen, 
die von diesem Gesetz erfaßt werden, — errechnet wird 1 : 1000 
der Bevölkerung — so wird man die Energie, mit der das 
Gesetz aufgestellt ist und durchgeführt werden soll, begrüßen. 
Aufgabe der Medizinal-Beamten wird es sein, daß die durch 
das Gesetz zugesicherten Fürsorge-Maßnahmen in der weit¬ 
gehenden Form nicht nur den Krüppeln unter 18 Jahren zu- 
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gute kommen sollen, sondern den Krüppeln aller Lebensalter, 
soweit noch eine Erwerbsbefähigung zu erwarten ist. Da durch 
die Ausführungsbestimmungen nicht in Aussicht gestellt ist, 
den Ortsarmenverbänden mehr entstehende Kosten Ent¬ 
schädigung zu gewähren, ist auch von den Ortsarmenverbänden 
keine erhöhte fürsorgerische Tätigkeit zu erwarten. 

Im übrigen kann man auf Grund der Fassung dieses Ge- 
setze? erwarten, daß die mörderischste Volkseuche, die Tuber¬ 
kulose, endlich durch ein Gesetz erfaßt wird, das sich dieses 
zum Beispiel nehmend, ganze Arbeit leisten kann. 

Zusammenfassung: Ein neues Gesetz, das einen Zweig 
der allgemeinen fürsorgerischen Tätigkeit erfaßt. Im Rahmen 
dieses Gesetzes ist der Kreisarzt hauptsächlich registratorisch tätig, 
bei der Einrichtung und Verwaltung der Pürsorgestelle beratend. 

ln Landkreisen, und je nachdem er es versteht, sich beim 
Wohlfahrtsamt als gesundheitlicher Berater durchzusetzen, fallen 
dem Kreisärzte durch dieses Gesetz aktive, fürsorgerische Auf¬ 
gaben zu. Die Anordnung, die Anzeigen, wenn auch nur vor- 
> übergehend, an den Kreisarzt zu erstatten, gibt hoffnungsvollen 
Ausblick bei einer Neugestaltung der Stellung der Kreisärzte. 


Wie ist das prenssische Erüppelfürsorgegesetz 

ansznlegen? 

Von Med.-Bat Dr. Cartlos, Kreisarzt in Stendal. 

Zum Verständnis der Tragweite des Krüppel-Fürsorge- 

f jesetzes wäre ein genauer Kommentar des § 9 sehr erwünswit. 
n der Ausführungsanweisung findet sich keine Erläuterung 
hierzu, so daß sich jeder durch eigene Ueberlegung von dem 
Sinn der Paragraphen eine Vorstellung machen muß. Da nach 
meiner Laienansicht, die sich aber mit der einiger Juristen, 
mit denen ich über das Gesetz gesprochen habe, vollkommen 
deckt, der § 9 eine Legaldefinition des Begriffes Verkrüppelung 
darstellt,*) so muß an allen Stellen des Gesetzes, in denen von 
Krüppeln, Verkrüppelungen oder drohenden Verkrüppelungen 
die Rede ist, dieser Paragraph Anwendung finden. Liegen 
also die Voraussetzungen des § 9 bei einer Person nicht vor, 
so ist sie eben kein Krüppel im Sinne des Gesetzes. Hiernach 
wären z. B. bei der Anzeigepfiicht auch nur Verkrüppelungen 
im Sinne des § 9 zu berücksichtigen, falls meine Deduktion 
richtig sein sollte. 

Ln Interesse des vollen Erfassens aller Krüppel im medi¬ 
zinischen Sinne, wie Schiefhals etc., wäre das allerdin^ sehr 
zu bedauern, doch kann ja für diese Begrenzung im Gesetz, 
falls sie wirUich beabsichtigt sein sollte, der Satz maßgebend 
gewesen sein: „Minima non curat praetor." 

Besonders wichtig in dem Paragraphen ist der letzte Satz- 


') In der Aasfithrangsanwei.snng heißt cs Ziffer III; Der Begriff des 
Krüppels ist für den Bereich des Gesetzes in seinem § 9 endgültig festgelegt. 
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teil, daß die Verkrüppelung einmal nicht nur vorübergehend 
ist, sowie daß durch sie die Erwerbsfähigkeit auf dem all- 
gemeinen Arbeitsmarkt voraussichtlich wesentlich beein¬ 
trächtigt wird. 

Mit den Worten „nicht nur vorübergehend“ soll wohl 
gleichzeitig gesagt sein, daß die Verkrüppelung in dem Zu¬ 
stande zu beurteilen ist, wie sie vorliegt, nicht aber, wie sie 
sich nach einem ärztlichen Eingriff gestalten könnte. Die 
Deduktion, daß ein Klumpfuß etwa nicht der Anzeigepflicht 
unterläge, weil er durch eine zweckmäßige Behandlung als ein 
nur vorübergehendes Leiden aufzufassen sei, ist nicht zutreffend. 
Eine Gelenkentzündung nach Tripper wäre zunächst nicht an¬ 
zeigepflichtig, wohl aber wenn sich danach etwa die Ankylose 
eines Handgelenks angeschlossen hätte. 

Was das Gesetz mit den Worten sagen will, daß die 
Erbwerbsfähigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt voraus¬ 
sichtlich wesentlich beeinträchtigt wird, läßt sichvsehr schwer 
angeben; hier werden erst richterliche Entscheidungen Klarheit 
schaffen. Durch Prozentziffem, wie beim Unfall läßt sich dieser 
Begriff nicht fixieren. 

Auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt muß die betreffende 
Person bei ihrer Betätigung und bei ihrer Berufswahl einen 
gewissen Spielraum haben und eine gewisse Auswahl vor¬ 
nehmen können. Kann sie z. B. nur im Sitzen arbeiten, so ist 
das eine wesentliche Beeinträchtigung. Ist sie in der Fort¬ 
bewegung derartig behindert, daß sie nicht weitere Wege 
zurücklegen, nicht Lasten heben, gleichzeitig aber bei ihrer 
vorliegenden oder zu erwartenden Bildungsstufe nicht zum 
Kopfarbeiter tauglich ist, so wären die Voraussetzungen des 
§ 9 auch erfüllt. Der intellektuelle Zustand der Person muß 
in allen Fällen berücksichtigt werden. Desgleichen dürfte eine 
wesentliche Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit vorliegen, 
wenn ein komplizierter Schienen- oder Stützapparat getragen 
werden muß. Kurz gesagt, es liegt eine wesentliche Beein¬ 
trächtigung vor, wenn durch die Störung eines Körperbestand¬ 
teils der ganze Körper in seiner normalen Betätigung und 
Leistungsfähigkeit gehemmt wird. Diese Hemmung wird sich 
um so mehr geltend machen, je geringer die intellektuellen 
Fähigkeiten und die Willenskraft sind und je schwächer der 
ganze Körper an sich ist. 

Im Sinne des Gesetzes läge es sicher, wenn die Worte 
„voraussichtlich wesentlich in der Erwerbsbefähigung beein¬ 
trächtigt“ milde aufgefaßt würden. Hierzu werden auch die 
Kreisbehörden neigen, wenn die pekuniären Lasten des Gesetzes 
nicht zu groß werden und genügend Mittel vorhanden sind. 

Obgleich im Gesetz von Zwangsmaßregeln bei Weigerung 
der Eltern den Fürsorgemaßnahmen gegenüber nicht die Rede 
ist, so können sie nach § 1666 B.G.B. zur Anwendung ge¬ 
langen. Die Klage wäre beim Vormundschaftsgericht anzu¬ 
bringen, wie beim Fürsorge - Erziehungsgesetz. Desgleichen 
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könnten die Kreisbehörden die durch Beschaffung von Schienen« 
Gewährung von Krankenhausbehandlung erwachsenen Kosten 
von solchen Angehörigen des Krüppels einziehen, die diese 
Kosten tragen können. Hierfür ist das Amtsgericht zuständig. 
Hoffentlich erscheint zum Krüppelfürsorgegesetz bald ein Kom¬ 
mentar von einem Juristen. 

Die Hauptsache in der Krüppelfürsorge muß sein, daß man 
die Ursache und nicht die Wirkung bekämpft, da weit¬ 
aus die meisten Verkrüppelungen erworben und nicht angeboren 
sind. Auch ist das Bewahren nicht so eingreifend und kost¬ 
spielig, als das Retten. 


Kreisarzt und Wohlfahrtsamt. 

Zam gleichnamigen Artikel von Herrn Geh. Med.-Bat Dr. So Ihrig 
in Nr. 18 der Zeitschrift. 

Von Kreisarzt Dr. Bepmand-Qaerfnrt 

Herr Geh. Rat Dr. Solbrig will mit seinen Ausführungen 
zu einer Aussprache anregen; dieser Anregung möchte ich 
Folge leisten, zumal ich in den beiden Punkten nicht der 
gleichen Ansicht bin, wie er. 

Zunächst zu der Frage, wer an die Spitze des Wohl¬ 
fahrtsamtes treten soll. Der Forderung von Bundt, daß einem 
Arzt die Leitung übertragen werden müßte, kann ich aus den 
gleichen Gründen wie Solbrig nicht beipflichten; ich stehe 
auf dem Standpunkt, daß die Gesamtleitung unbedingt 
in der Hand des Landrates liegen muß; er ist der gegebene 
Mann dafür. Das Wohlfahrtsamt ist eine kommunale Einrich¬ 
tung und muß auf alle Fälle dem höchsten kommunalen Be¬ 
amten (Landrat, Oberbürgermeister) unterstellt sein. Dies gibt 
auch Solbrig zu; er will aber, da der Landrat vielfach 
stark überlastet ist, mit der eigentlichen Leitung einen 
sozialpolitisch vorgebildeten Mann betrauen, der dem Landrat 
unterstellt sein muß. Wozu aber diese meines Erachtens recht 
überflüssige Zwischeninstanz, die nur zu Konflikten führen 
muß. Ich halte es im Gegenteil für sehr günstig und für einen 
Segen, daß der Landrat so überlastet ist; denn dadurch wird 
den Leitern der einzelnen Abteilungen die notwendige Selbst¬ 
ständigkeit gewährleistet. Dem Lan^at bleibt im wesentlichen 
die Entscheidung grundsätzlicher Anordnungen Vorbehalten, im 
übrigen ist er gleichsam nur repräsentative Persönlichkeit, 
während die Abteilungsleiter die eigentliche Arbeit selbständig 
erledigen. Wenn dagegen ein besonderer Leiter angestellt wird, so 
muß sich dieser, schon damit er den Beweis seiner Daseinsberech¬ 
tigung liefert, ganz anders betätigen; es wird dann gar nicht 
ausbleiben, daß er bald mit den Abteilungsleitern, zumal dem 
Leiter der Qesundheitsabteilung in Konflikt gerät. Ich jeden¬ 
falls würde mich dafür bedanken, mir von einem Laien, denn 
das ist er doch, in meine Tätigkeit als Leiter der Gesundheits¬ 
abteilung hineinreden zu lassen. Damit dieses nun vermieden 
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wird, schlägt So Ihrig vor, die Gesundheilsabteilung dem 
Kreisärzte zur selbständigen Bearbeitung zu übertragen. Out, 
das deckt sich vollständig mit meinen Ansichten, aber wozu 
dann noch einen besonderen Leiter des Wohlfahrtsamtes, wenn 
er au! die wichtigste und größte Unterabteilung von vornherein 
keinen Einfluß hat. Er würde ja nicht mehr Leiter des Ganzen, 
sondern nur der anderen, weniger wichtigen Unterabteilungen sein. 

Notwendig ist einstweilen, bis die Wohlfahrtsämter weiter 
ausgebaut sind, nur ein Leiter für die Gesundheits¬ 
abteilung, und das muß der Kreisarzt sein. Die anderen 
Abteilungen, die fürs erste nur reine Büroarbeit erfordern, 
können vorläufig sehr gut von dem Geschäftsführer oder Sek¬ 
retär, der natürlich vorhanden sein muß, unter Aufeicht des 
Landrates versehen werden. Nimmt der Umfang ihrer Ge¬ 
schäfte zu, so daß auch sie eine besondere sachverständige 
Leitung erfordern, so kann eine solche jeder Zeit dafür ge¬ 
wonnen werden; für die Abteilung Jugendfürsorge wäre sie 
z. B. in der Person des Kreisschulinspektors gegeben. Ander¬ 
seits sprechen meines Erachtens keine Bedenken dagegen, dem 
Geschäftsführer die selbständige Leitung einer Abteilung, die 
im wesentlichen nur Büroarbeit erfordert, wie z. B. Wohlfahrts¬ 
hilfe, anzuvertrauen. 

Also neben dem Landrat kein besonderer Leiter des 
Wohlfahrtsamtes, sondern nur selbständige Leiter der ein¬ 
zelnen Unterabteilungen. Daß dabei der Leiter der wichtigsten 
Abteilung, des Gesundheitsamtes, zugleich stellvertretender 
Vorsitzender ist, halte ich für selbstverständlich. Sollte der 
Kreisarzt nicht Leiter der Gesundheitsabteilung sein, was in 
jedem Falle außerordentlich bedauerlich wäre, so muß er doch 
unbedingt im Vorstand des Wohlfahrtsamtes sitzen. 

In dieser Weise ist das Wohlfahrtsamt im hiesigen Kreise 
aufgebaut; da die Initiative von mir ausging, war es nicht 
schwer für mich, meine Wünsche dabei durchzudrücken, zumal 
sie auch den gegebenen Verhältnissen am meisten entsprechen 
dürften. 

Ehe ich mich nun zu dem zweiten Punkte, der Ent¬ 
schädigung der Kreisärzte für ihre Tätigkeit beim Kreiswohl¬ 
fahrtsamt wende, möchte ich noch einige Worte zu der Stellung 
der Kreisfürsorgerin sagen, zumal Med.-Rat Dr. Aust in 
dem folgenden Artikel der gleichen Nummer der Zeitschrift 
darauf zu sprechen kommt. Ich muß ihm völlig Recht geben, 
wenn er die Ueberschätzung der eigenen Fähigkeiten von seiten 
der Kreisfürsorgerinnen energisch zurückweist. Die Kreis¬ 
fürsorgerin kann immer nur ein ausführendes Organ des Wohl¬ 
fahrtsamtes bleiben, aber nie die Leitung auch nur einer Ab¬ 
teilung bekommen, dazu ist sie vermöge ihrer Vorbildung gar 
nicht befähigt. Ich weiß ferner auch gar nicht, was ich mit 
einer Kreisfürsorgerin anfangen soll und halte es für außer¬ 
ordentlich verfehlt, daß dieser Name und eine solche Stelle 
überhaupt geschaffen wird. Eine K r e i s fürsorgerin müßte doch 
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auf der Zentrale tätig sein und zum großen Teil Büroarbeit 
leisten; dafür brauche ich sie aber nicht, denn dazu ist der 
Geschäftsführer da. Weiter würden ihrer Kontrolle die Für¬ 
sorgerinnen unterstehen; dafür ist sie aber auch überflüssig, 
denn diese Kontrolle kann und muß ich selbst ausüben. Neben¬ 
bei halte ich dies gar nicht für unbedenklich, da die Frau sich 
wohl ohne Schwierigkeiten der Kontrolle eines Mannes, aber 
nicht so leicht der einer Frau unterwirft. Das muß zu Reibe¬ 
reien führen und jeder, der im Felde mit Oberschwestern zu tun 
gehabt hat, wird mir darin Recht geben. Erst kürzlich wurde 
mir die Richtigkeit dieser Ansicht von einer meiner Fürsorge¬ 
rinnen bestätigt. Die Stellung einer Kreisfürsorgerin .hat 
meines Erachtens nur dann Berechtigung, wenn sie das Amt 
des Geschäftsführers übernimmt und dieser dafür wegfällt, oder 
in großen Städten, wo für jeden Fürsorgezweig besondere Für¬ 
sorgerinnen angestellt werden, die wieder unter einen Hut 
gebracht werden müssen, ln ländlichen Bezirken ist dies aber 
meines Erachtens gar nicht möglich, da lassen siöh die ein¬ 
zelnen Fürsorgezweige nicht voneinander trennen; denn soviel 
Fürsorgerinnen, wie dann notwendig wären, kann der Kreis 
nicht anstellen und bezahlen. Hier muß jede Fürsorgerin in 
ihrem Bezirk schon sämtliche Zweige der Fürsorge übernehmen, 
was auch am praktischsten sein dürfte, da sie mancherlei auf 
einmal erledigen kann, wie z. B. Hausbesuche und Wohnungs¬ 
fürsorge. Wenn von mancher Seite dagegen eingewendet wird, 
eine Säuglingsschwester dürfe nicht zugleich Tuberkulose¬ 
fürsorgeschwester sein, so' kann ich diesen Einwand absolut 
nicht als stichhaltig ansehen; denn einerseits ist die Tuber¬ 
kulose doch keineswegs derartig ansteckend, daß eine Ueber- 
tragung durch die Schwester zu befürchten ist, anderseits 
kommt sie doch auch mit den Tuberkulösen gar nicht in so 
enge und vor allem dauernde Berührung. 

Wir haben hier demgemäß auf die Anstellung einer eigent¬ 
lichen K r e i s fürsorgerin verzichtet und den Kreis in Bezirke 
geteilt, für den je eine Bezirksfürsorgerin für alle Zweige der 
Fürsorgetätigkeit, die dem Wohlfahrtsamt unmittelbar unter¬ 
stellt ist, vorgesehen ist. Die Hauptsache ist, daß die Für¬ 
sorgerin prakti.sche Fürsorge ausübt, für Büroarbeit brauche 
ich sie nicht. 

Nun weiter zu der Frage der Entschädigung des 
Kreisarztes für seine Tätigkeit als Leiter der Gesundheits¬ 
abteilung. In meinem Kreise vertrat der Kreisausschuß auch zu¬ 
nächst die Ansicht, daß ich diese unentgeltlich auszuüben hätte, 
weil sie zu meinen amtlichen Aufgaben gehöre. Davon kann 
natürlich gar keine Rede sein; der Kreisausschuß ist inzwischen 
auch von dem Herrn Regierungspräsidenten eines anderen belehrt 
worden. Aus den Ausführungen von Solbrig möchte ich hier 
nur den Funkt her\rorheben, daß die Dienstanweisung dem 
Kreisarzt im wesentlichen nur vorschreibt, Anregungen zu 
geben und derartige Bestrebungen zu unterstützen, daß sie 
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aber nicht von ihm fordert, die dazu notwendigen Arbeiten 
selbst zu machen bezw. zu leiten. Darauf läuft aber die Tätig¬ 
keit als Leiter der Gesundheitsabteilung hinaus; sie erfordert 
außerdem eine ganze Unmenge Mehrarbeit, zumal in einem 
ländlichen Kreise. In größeren Städten werden sich z. B. für 
die Leitung der einzelnen Fürsorgestellen Aerzte finden lassen, 
zum Teil schon vorhanden sein, da genug Spezialärzte an Ort 
und Stelle sind; in ländlichen Bezirken wird aber der Leiter 
der Gesundheitsabteilung meist auch die einzelnen Fürsorge¬ 
stellen mit übernehmen müssen. Also die Mehrarbeit wird eine 
ganz enorme sein und immer größer werden, je mehr das Wohl- 
mhrtsamt sich auswächst. Für diese Mehrarbeit, meintSolbrig, 
wäre eine Entschädigung von' 3000 M. angemessen I Ich kann 
nUr bedauern, daß hier von berufener Seite eine solch niedrige 
Summe als ausreichend erachtet wird, was natürlich die Kreise, 
die in der Beziehung sehr hartnäckig sind, gleich mit Freude 
aufgreifen werden. Dieser Summe möchte ich nur die Gehälter 
entgegen halten, die die Angestellten des Wohlfahrtsamtes be¬ 
ziehen, ferner die Ausgaben, die der Kreis haben würde, wenn er 
einen besonderen Kreiskommunalarzt anstellen würde. Das 
muß er aber, wenn der Kreisarzt nicht die Leitung der Gesund¬ 
heitsabteilung übernimmt. Ein Kreiskommunalarzt kostet ihm 
jährlich mindestens 20000 M., wenn nicht noch mehr, also 
würde er immer noch sparen, auch wenn er dem Kreisarzt das 
Vierfache der vorgeschlagenen Entschädigung ^eben würde. 
Ich will mich hier ausdrücklich nicht auf eine bestimmte Summe 
festlegen, zumal ich Solbrig darin Recht gebe, daß sie sich 
nach dem Umfang der Tätigkeit zu richten hat, aber sie muß 
auch eine der Arbeitsleistung wirklich angemessene und darf 
nicht etwa nur aus dem Grunde geringer bemessen sein, weil 
der Kreisarzt die Tätigkeit nebenamtlich ausübt. Die Haupt¬ 
sache ist, daß er die gleiche Arbeit leistet, wie ein Yoll- 
angestellter. Ich möchte hier nur darauf hinweisen, daß ich 
vor dem Kriege dafür eine Entschädigung von 6000 M. für an¬ 
gemessen gehalten hätte. Diese Summe habe ich auch jetzt 
als vorläufige Entschädigung beansprucht und bewilligt be¬ 
kommen. Ich habe dabei aber das „vorläufig*^ ausdrücklich 
betont unter dem Hinweis, daß, falls die Mehrarbeit zunehmen 
würde, so daß ich mich noch mehr oder völlig von der Praxis 
loslösen müßte, die Entschädigung dann erheblich höher sein 
müßte. Dieser Standpunkt ist auch anerkannt worden. 

Bei der Festsetzung dieser Summe ist dabei noch eines 
zu erwägen: Der nicht vollbesoldete Kreisarzt ist jetzt mehr 
wie je auf Privatpraxis angewiesen, zumal er heute noch einen 
ganz erheblichen Teil seines Gehaltes für den Staat, d. h. für 
Amtsunkostenzwecke ausgeben muß — ich habe ausgerechnet, 
.daß ich hierfür jährlich mindestens 2000 M. zusetze, dabei habe 
ich noch keine Schreibhilfe, keine Schreibmaschine und dergl.^ 
sondern mache alles selbst. Auch der vollbesoldete Kreisarzt 
kann heute ohne erhebliche sonstige Mehreinnalune mit seinem 
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Gehalt allein nicht auskommen, zumal au! ihn das betreffs 
der Amtsunkostenentschädigung Gesagte ebenfalls zutrifft. Nun 
wird ^nz richtig betont, daß der Kreisarzt, wenn er das Amt 
als Leiter des Gesundheitsamtes übernimmt, sich von der Praxis 
losmachen muß. Das ist auch meine Ansicht, aber dann muß 
er für den Ausfall doch wenigstens einigermaßen entschädigt 
werden. So groß auch das Interesse für das Amt ist, so kann 
ihm doch nicht zugemutet werden, daß er es aus reinen idealen 
Gesichtspunkten übernimmt und dabei einen ganz erheblichen 
Ausfall in seinen Einnahmen ohne weiteres mit in Kauf nimmt. 
Das kann er sich in der heutigen Zeit gar nicht leisten. Gewiß 
wird jeder Kreisarzt im Interesse der Sache auch mit einer 
geringeren Einnahme, als wie er vielleicht durch seine Praxis 
hat, zufrieden sein, aber die Entschädigung muß diesen Verlust 
doch wenigstens soweit ausgleichen, daß er dadurch nicht in 
seiner Existenz bedroht ist. 


\ 

Kleinere Mitteilungen n. Referate ans Zeitschriften. 

A. Oerlohtllolie Medizin. 

Welche Ziele bat die „Oerichtllohe Medizin als Unterrichtsgegen* 
stand** in verfolgen! Yon Prof. Dr. Fritz Re ater. Antrittsvorlesang ge¬ 
halten am 11. Februar 1920 bei der Uebernabme der Lehrkanzel für gericht¬ 
liche Medizin an der Universität Graz. Wiener klin. Wochenschrift; 1920, Nr. 12. 

Oesterreich hat aach heute noch die Führung auf dem Gebiete der 

g erichtlichen Medizin inne, speziell was die Methode des Unterrichts anlangt. 

lier wurde vor mehr als 100 Jahren der Grundstein zu einem Universitäts- 
Institut für gerichtliche Medizin gelegt; Oesterreich ging allen europäischen 
Kulturstaaten damit voran. Im Hinblick auf die jüngst getätigten Verhand¬ 
lungen der deutschen Universitätslehrer*) sind des Verfassers Ansichten in bezug 
auf die Ausbildung der Aerzte, Amtsärzte nnd Juristen anf dem Gebiete der ge¬ 
richtlichen Medizin von besonderer Bedentung. Die bedeutendsten dentscben 
Aerzte und Kliniker haben den Standpunkt eingenommen, bei der außerordentlichen 
Entwicklung der Spezialföcher in der Medizin sei es für den Einzelnen nicht 
mehr möglich, einen sicheren Ueberblick über den ganzen Stoff zu erlangen; 
eine enzyklopädische Auffassung der gerichtlichen Medizin aber führe zum 
Dilettantismus. Dagegen vertritt Reuter mit seinem Vorgänger Kratter 
den Standpunkt, an der Einheitlichkeit des Faches und des Unterrichtes müsse 
festgehalten werden, wie denn auch von Kratter der Ausspruch stammt, 
die gerichtliche Medizin, richtig gelehrt und verstanden, fördere eine einheit¬ 
liche Denkweise in der Medizin. Reuter wendet sich daher dag^en, daß 
vor Gericht für jeden Fall ein eigener Spezialist als Sachverständiger zu- 
gezogen wurde. Was die gerichtliche Psychiatrie anlangt, so schneidet in der 
Praxis der kriminalistisch in reichem Maße, klinisch aber wenig erfahrene 
Gerichtsarzt mitunter besser ab, als der psychiatrische Kliniker, der sich in 
erster Linie auf sein klinisches Wissen verläßt. Was die gerichlichen Leichen¬ 
öffnungen betrifft, so spricht sich Verfasser dafür aus, daß die gesamte ge¬ 
richtlich-anatomische Tätigkeit eines Landes an der Stätte des gerichtlich¬ 
medizinischen Instituts der Landesuniversität zu konzentrieren sei, ein Vorschlag, 
der bei den geringen Entfernungen, die für Steiermark in Betracht kommen, 
dort wohl ausführbar erscheint. Die Prosekturen von Krankenhäusern mit 


*) Aerztl. Saebv.-Ztg.; 1920, Nr. 8: Ueber den Unterricht und die Prüfung 
der Medüdnstudierenden in der gerichtlichen und sozialen Medizin. 

*) VergL z. B. Berichte in dieser Zeitschrift; 1907, 11. BeU. 8. 104, 
S. 1911, S. 288. 
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gerichtlichen Leichenöffnungen sa betraaen, sei auch im Sinne Orths nicht 
zweckmäßig, da diese in der gerichtlichen Medizin nicht recbt/bewandcrt seien. 

Bei Beurteilung der Rolle des Traumas in der Unfallmedizin sei 
der Vertreter der gerichtlichen Medizin zu hOren. 

Die Teilnehmer an den Versammlungen der Deutschen Qesellscbaft Ihr 
gerichtliche Medizin werden sich stets gerne den Darlegungen Kratters*) 
erinnern, an dessen Institut die gerichtlich-che mischen Untersuchungen 
ebenfalls vorgenommen wurden, und der deshalb über eigene chemische Arbeiten 
auf dem Gebiete der Toxikologie berichten konnte. Der Verfasser ist der An¬ 
sicht, daß dieses Gebiet, die praktische Ausübung der gerichtlichen Chemie 
dem Chemiker zu überlassen sei und ist damit derselben Meinung, wie die 
deutschen Universitätslehrer. — Der großen Wichtigkeit des Gegenstandes 
und der Schönheit der Sprache wegen verdient die Arbeit im Original gelesen 
zu werden. Dr. Mayer-Meisenheim. 


Ein Beitrag zur Reform der gerichtlichen Obduktion. Pathologischer 
Anatom oder Gerichtsarzt! Von Med.-Rat Prof. Dr. L o c h t e - Güttingen. 
Aerztliche Sachverständigen-Zeitung; 1919, Nr. 22. 

Lubarsch hat vor Jahren das Verfahren, wie es bei uns bei der Vor¬ 
nahme gerichtlicher Obduktionen geübt wird, benOrgelt und namentlich die 
Kreisärzte als ungeeignet für diese Tätigkeit bezeichnet, da sie mangelhaft 

f reschult und unwissend seien. Br batte deshalb die Zuziehung eines patho- 
ogiseben Anatomen und gründlichere Ausbildung der Kreisärzte in der patho¬ 
logischen Anatomie gefordert. 

Lochte kommt auf diese, wohl nicht hinreichend bekannt gewordene 
Kritik zurück. Er weist überzeugend nach, daß die Anforderungen, die die 
Ausführung einer gerichtlichen Leichenöffnung an den Arzt stellt, zwar eine 
Kenntnis der pathologischen Anatomie und die pathologisch-anatomische 
Technik voraussetzen, daß aber darüber hinaus die Kenntnis der gerichtlichen 
Medizin und speziell der Thanatologie für die Ausbildung der Obduzenten 
unerläßlich ist und daß insoweit die Ausbildung vorwiegend in den gerichts¬ 
ärztlichen Instituten erfolgen muß. Die kriminalistische Seite des Falles ist 
neben der Feststellung der Todesursache zu beachten. Die Zuziehung von 
pathologischen Anatomen zu den gerichtlichen Leichenöffnungen kann nur in 
einigen größeren Städten nebenamtlich in Frage kommen. Für die beamteten 
Aerzte ist eine gründliche pathologisch-anatomische Vorbildung erforderlich, 
die ihre nötige Ergänzung in einem gerichtsärztlichen Institut zu finden hat 
An eine Aenderung der Kontrolle der gerichtlichen Leichenöffnungen und ein 
allmähliches Verschwinden der vorgedruckten wörtlichen Schemata ist erst zu 
denken, wenn eine vertiefte Kenntnis der pathologischen Anatomie und der 
gerichtlichen Medizin Eigentum der beamteten Aerzte geworden ist. (Wie 
^ferent meint, ist eine Trennung der Medizinalbeamten in Kreisärzte und 
Geriebtsärzte unerläßlich, um den Forderungen, die an den Gerichtsarzt zu 
stellen sind, gerecht zu werden und die Kreisärzte ihren eigentlichen Aufgaben 
auf hygienischem und sozialem Gebiet zuzuführen!) Dr. S o 1 b r i g - Breslau. 


Unerkannt gebliebener schwerer Schädelbmeh bei einem Alko* 
l^ollsten. Von Dr. G. Strassmann. Aus der Unterrichtsanstalt für Staats- 
arzneikunde der Universität Berlin. Aerztliche Sachverständigen-Zeitung; 
1919, Nr. 23. 

Ein ganz ungewöhnlicher Fall: ein 49jähiiger Mann wurde im Bette 
tot aufgefunden. Die Obduktion ergab als unmittelbare Todesursache Er¬ 
stickung infolge völliger Verstopfung eines Bronchus durch Speisemassen, die 
durch Erbrechen infolge Trunkenheit aspiriert waren. Als Nebenbefand zeigte 
sich ein ausgedehnter Bruch des Schädeldaches (klaffender Spalt von einem 
Felsenbein bis zum andern), der älteren Datums sein mußte, da jede Spur 
einer frischen Verletzung fehlte. Diese schwere Verletzung war im Leben 
anerkannt geblieben; sie hatte vielleicht Wochen oder Monate lang bestanden 
und dem Verletzten nicht in seiner Bewegungsfähigkeit wesentlich eingeschränkt 

Dr. S 0 1 b r ig-Breslau. 
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Ein Fall Ton dentaler Periostitis des Unterkiefers mit tSdlichem 
Ansgange. Von Dr. Dakar Scheuer, Zahnarzt, Wien. Aas der Kieferatation 
der 1. chirurgischen Üniyeraitäts-Klinik, Wien. Wiener klin. Wochenschrift; 
1920, Nr. 2. 

Nach spontaner Eröffnung einer an Periodontitis eines Unken Backen* 
Zahns sich anschließenden Parulis hatte der Zahnarzt die zurßckgebUebene 
Schwellung „aufgedrückt", um die Entleerung des Eiters zu befördern. 
Be trat Anschwellung der linken Wange, Schüttelfrost und Fieber auf, an 
die sich Vortreibung des Augapfels, haemorrbagische Schwellung der 
Bindehaut, Pupillenstarre, Gelbsucht anschlossen. Toö trotz Inzision unter 
hohem Fieber und Kräftererfall. Leichenbefund: Periostitis alveolaris; erysipel¬ 
artige Schwellung der linken Gesichtshälfte; retromaxillare Eiteransammlung, 
eitrige Lymphaneitis des linken Muse, temporalis, Eiteransammlung hinter den 
rechten Augapfel im Zellgewebe der Augenhöhle, Vereiterung beider Sinus 
carernosi, eitrige Meningitis an der Eirngrnndfläche; parenchymatöse Ent* 
artUDg des Herzens, der Leber und der Niere; allgemeine Gelbsucht. 

Der Fall ist forensisch bemerkenswert. Der Autor nimmt an, daß das 
Abwarten die Ursache des tödlichen Ausgangs gewesen sei. Beseitigung 
der Krankheitsursache, sei es mit Erhaltung des schuldigen Zahnes durch Ein¬ 
leitung einer Wurzelkanalbehandlung und tiefe Einschnitte zwecks reichlichen 
Eiterabflusses, sei es durch Extraktion des schuldigen Zahnes, würde notwendig 
gewesen sein. In Wirklichkeit dürfte wohl das .Ausdrücken" der eitrigen 
Geschwulst für den Verlauf maßgebend gewesen sein. War es hier ein Z^n- 
arzt, so ist es oft das Pflegepersonal, das solche Schwellungen sich aoszu- 
drücken bemüht; die Folgen sind meist TerhängnisToll. 

Einen ähnlichen Fall von tödlicher Periostitis im Anschluß an eine 
Zahneztraktion bei Parulis hat auch Bef. obduziert. Es handelte sich um 
eine 12jährige Schülerin. Extrahiert war der Zahn von einem Zahntechniker. 
Auch hier war eine Parulis vorausgegangen. Der Arzt, der die tödliche 
pyaemisebe Erkrankung behandelte, glaubte, daß wohl OnSauberkeit bei 
der Extraktion die Ursache des verhängnisvollen Verlaufes gewesen sei. Die 
auf Anordnung der Staatsanwaltschaft vorgenommenen Ermittlungen ergaben 
keine für den Techniker belastenden Momente. Dr. May er-Meisenheim. 


TortSnschnng eines syphilitischen Prlmflraffektes durch eine nach 
Orthoformbehandlnng einer Rhagade Im Snlcns coronarius penis ent¬ 
standene Nekrose. Von Priv.-Doz. Dr. Otto Sachs. Wiener klin. Wochen¬ 
schrift; 1920, Nr. 81. 

Ein Arzt pinselte sich eine schmerzhafte Rhagade im Snlcns coronarius 
mit 10 proz. Lapislösnng und streute auf die erodierte Stelle ein einziges Mal 
Ortboform. Es trat eine Nekrose auf; Oedem der ganzen Penisbaut, intensive 
Rötung des Mons veneris und darüber hinaus, ferner Rötung und Oedem der 
Haut des Hodensacks. Verfasser warnt vor der kombinierten Anwendung von 
Argt nitr. und Ortboform. Er gibt eine eingehende Darstellung der schäd¬ 
lichen und Nebenwirkungen des Mittels an der Hand einer genauen Literatur- 
Übersicht. R. Friedländer (Orthoformvergiftung, 1900) teilt mit, daß das 
stark reduzierende Ortboform bei gleichzeitiger Anwendung von Ag NO. dieses 
in metallisches Silber und Salpetersäure zerlege. Dr. May er-Meisenheim. 


Caidlospasmos nach wahrscheinlich oberflächlicher Langanverttanng. 
Von Dr. Imhofer. Bericht über die Sitzung des Vereins deutscher Aerzte 
in Prag. Wiener klin. Wochenschrift; 1920, S. 73. 

Nach Austrinken eines Putzmittels infolge Verwechselung trat, wie 
Röntgenaufnahme mit Wismuthbissen lehrte, Cardiospasmus ein. J. nimm t an, 
daß cs sich, ähnlich wie beim Lidkrampf, um oberflächliche Schädigungen 
handle. In der Aussprache weist Jaksch-Wartenhorst darauf hin, daß 
Verengerung der Speiseröhre in den seltensten Fällen auch nach scheinbar 
leichten Verletzungen ansbleibe. Er empfiehlt die allgemeine, gesetzliche Ein¬ 
führung von Schutzvorrichtungen, die an j^er Flasche angebracht 
werden können (nach Langer und Pirquet). Dr. Mayc r-Meisenbelm. 
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B. Hy^ene und öffentllolies OesnndlieitawMeB. 

L Gewerbehygiene. 

Die gewerblichen Bleirergiftungen. Von Dr. Mftller-Hess in 
Königsberg. Schmidts Jabrbucbur; li>20, Bd. 332. 

Der Hauptgrund, weshalb die HIeierkrankangen nicht zarflckgehen, liegt 
nicht an den ärztlichen Maßnalimen oder an den Maßregeln der Beiriebsanter- 
nehmer allein, sondern znm grüßten Teil an den Arbeitern selbst. Der Arbeiter 
maß daher weiter anfgeklärt werden nnd einschen lernen, daß die Verfügungen 
und Verordnungen sowie die Einrichtungen, die vom Arbeitgeber getroffen 
sind, nur in seinem eigenen Interesse geschaffen wurden; erst dann, wenn 
er dies zur Genüge erkannt bat und sich danach richtet, wird ein ersprießlicher 
Erfolg zu verzeichnen sein. _ Dr. Wolf-Hanau. 


Gewerbliche Vergiftungen durch gasfßrmlge Blausäure. Von Med.- 
Bat Dr. K o e 1 s c h - München. Zentralblatt für Gewerbehygiene; 1920, Nr. 6—6. 

Das Krankheitsbild in den chronischen Vergiftungsfallen besteht io 
Kopfschmerzen, Ohrensausen, S-bwindel, Schwäcbegefühl, Zusammenzieben and 
Kratzen im Halse, Dy-pnoe mit Erstickungsgefühl, Herzklopfen. Das Krank¬ 
heitsbild ähnelt demnach zweifello.i dem der akuten Vergiftung. Die Blausäure 
ist ein Fermentgift; es tritt eine „innere Erstickung*^ ein. Nebenher geht 
(nach kurzer Erregung) eine Lähmung des Zentralnervensystems, vor allem des 
Atemzentrums nnd der Nervenendapparate — endlich eine vasomotorische 
Wirkung. Im Blute findet sich Zjanhaemoglobin. Ausgeschieden wird das 
Gift teilwei.se unverändert durch Lungen, Schweiß, in Spuren durch Harn. 

Dr. Wolf- Hanau. 


Schädliche Wirkungen vom Hochofengas. Von Gewerbeinspektor 
Derdack-Saarbrucken. Zentralblatt für Gewerbehygiene; 1920, Nr. 6. 

Nach Einführung der sog. Trockenreinignng der Hochofengase sah Ver¬ 
fasser' einige Fälle von Betäubung bei Arbeitern an Schieber oder Leitungen 
der Winderhitzer. Die Erkrankten kamen wohl bald zu sich, zeigten aber 
derartige Störungen des Intellekts, daß sie in Irrenanstalten überführt werden 
mußten. Dr. Wolf-Hanau. 


Zur Erkennung und Behandlung der BlaseugeschwOlste der Anilin* 
arbeiter. Von Dr. Oppenheim -Frankfurt a. M. Zentralblatt für Gewerbo- 
bygiene; 1920, H. 6. 

1. Der Harn aller gefährdeten Arbeiter sollte mehrmals im Jahre auf 
das Vorhandensein roter Blutkörperchen geprüft werden. 

2. Bei allen verdächtigen Fällen ist die Blase sofort zu spiegeln. 

3. Jeder operierte oder intravesikal behaudelte Fall ist in höchstens 
dreimonatlichen Abständen einer Kontrollkystoskopie zu unterwerfen. 

Dr. Wolf-Hanau. 


lieber eine «igenaitige Verletzung mit schwarzem, italienischem 
Zwirn. Von Privatdozent Dr. Otto Sachs, üesellschaft der Aerzte in Wien 
vom 25. Juni 1920. Aus dem patb.-anat. und hakt. Institut der Krankenanstalt 
Rudolfstiftung in Wien. Wiener klin. Wochenschrift; 1920, Nr. 34. 

Die chemische Analyse von italienischem und österreichischem schwarzen 
Zwirn wurde von dem Prof. Leo Kollmaun an der S>.aatsgewerbeschale 
Wieu-Hernais vorgenommm und ergab: Der aus dem schwarzen italienischen 
Zwirn mit Aether extrahierte Farbstoff heißt Eisschwarz, weil die Färbungen 
mit diesem Farbstoff unter Eis vorgeuommea werden. Eisschwarz ist ein 
lipoidlöslicher Azofarbstoff, der ähnlich gebaut ist, wie das Amido- 
azotoluol oder Amidoazobenzol. Es ist hautschädigend, ebenso wie seine 
Komponeuten. Der österreichische schwarze Zwirn ist mit Anilin schwarz 
gefärbt, einem nahezu indifferenten Farbstoff, der nicht lipoidlöslich ist, zu 
den Aziuen gehört und im Gewebe Fremdkörperwirkung entfaltet. Experi¬ 
mentelle Ufiter.siicbungeo, die in der Proseklnr von Prof. Dr. R. Paltauf vom 
Verfasser vorgeuommea wurden, ergaben, daß schwarzer italienischer Zwirn, 
insbesundere der aus diesem Zwirn extrahierte Farbstoff EissChwarz starke 
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Reaktionen anf das tiorische Gewebe aasbben: Abszeßbildnng, Geschwüre, 
Nekrosenbild an g. Vcrantworllicb für diese Veränderungen ist nicht eine 
bakterielle Ursache, sondern nur die cbeiniscbe Noxe, die die Gewebs* 
Schädigungen verursacht. Der Anlaß zu den Dntersuchangen warde durch 
folgenden Fall gegeben: 

Eine 54 jährige Frau batte sich beim Nähen mit schwarzem italienischem 
Zwirn den kleinen rechten Finger geritzt. Am nächsten Tage trat eine Blase 
anf, die vom Arzt inzidiert wurde, ln der Umgebung bildete sich ein Infiltrat 
mit Abszeß. Nach erneutem Einschnitt durch einen Chirurgen schritt das 
Geschwür weiter, die Ränder waren aufgeworfen und wulstig, unterhalb der¬ 
selben bildeten sich mit Eiter gefüllte Taschen. Der Handrücken war ödematös. 
ßcUießlieb mußte der Finger enukleiert werden. 

Dr. M a 7 e r - Meisenheim. 


Tagesnachrichten. 

la den Sitzungen der Prevsalsoben Landesweraammlniig^ vom 

25. bis 27. T. M. gelangte der Haushalt des Ministeriums für Volkswohlfahrt 
anr Beratung. Wir werden auf diese Verhandlungen noch ausführlich zurück- 
kommen, sobald der stenographische Bericht darüber vorliegt. Es sei nur jetzt 
schon bemerkt, daß der Herr Minister ftlr Volkswohlfabrt am zweiten Sitzungs- 
t^e sich in sehr ausführlicher, programmatischer Weise über die Aufgaben, 
Ziele und bisherige Arbeit des Ministeriums für Vulkswohlfahrt aussprach, bei 
dieser Gelegenheit auch die Verdienste der Kreisärzte, besonders bei der 
Bekämpfung der Yolksseuchen, mit anerkennenden Worten horvorhob. Auf die 
von dem Abg. Dr. Scblossmann vorgebrachte Frage betreffs der Be¬ 
nennung der Kreisärzte erwiderte er dann später, daß es vom Stand¬ 
punkte der Elreisärzte unverträglich sei, wenn ihnen die Amtsbezeichnung 
„Medizinalrat“ vorenthalten wurde, während alle Oberlehrer als Stadienräte 
bezeichnet und außerdem verschiedene andere „Räte“ als Amtsbezeichnung 
eingelübrt würden. Entweder müßten diese Bezeichnungen wieder abgeschafit 
oder den Kreisärzten die Amtsbezeichnung „Medizinalrat“ gegeben werden. 
Diesen Standpunkt habe er auch im Staatsministerium vertreten, man habe 
jedoch die Entscheidung der Frage vorläufig noch zurttckgestellt. Es werde aber 
in kurzer Zeit Klarheit geschaffen werden; jedenfalls werde er darauf 
bestehen, daß entweder wieder eine Beseitigung der neuen Ratstitel erfolge 
oder daß auch den Kreisärzten der Titel „Medizinalrat“ verliehen werde. Der 
Herr Minister bezeichnet dabei die Amtsbezcichnungsfrage als eine verhältnis¬ 
mäßig schwierige; unseres Erachtens ist sie eine sehr einfache und läßt sich 
viel leichter als die Bcsoldungsfrage lösen, ln anderen deutschen Bundes¬ 
staaten hat man sie auch schon lange ohne Schwierigkeit und zur Zufriedenheit 
der betreffenden Beamten entschieden; nur der größte Bundesstaat hinkt be¬ 
dauerlicherweise nach. 


Am 18. November d. J. bat in Berlin im Preußischen Mi- 
nisterinmfürVolkswoblfahrt ein? amtliche Konferenz der preußischen 
Regierangs« und Medizlnal-Räte unter Vorsitz des Herrn Ministerialdirektors 
Prof. Dr. Gottstein siattgefunden, auf der nachfolgende Gegenstände zur 
Beratung gelangten: 1. Kreisarzt und Kommnnalarzt. 2. Vor- und Ausbildung 
der Kreisärzte. 3. Prüfung für Zahntechniker. 4. Laborantenprüfung. 5. Nene 
Desinfektionsordnnng. 6. Hebammengesetz. 

Zwei Tage später am 15. November bat ebenfalls unter Vorsitz des 
Herrn Ministerialdirektors Dr. Gottstein die erweiterteWissenschaft- 
iche Deputation für das Mediziualwesen über die Reform des 
medizinischen Studiums and der medizinischen PrQfnngen verhandelt. An 
der Beratung nahmen auf besondere Einladung Geb. San.-Rat Prof. Dr. 
Schwalbe-Berlin und Prof. Dr. B. Fis eher-Frankfurt a. M. teil. 


Gelegentlich der 41. Tagung des Deutschen Vereins für öffentliche Go- 
sundheitspflego fand am 13. September 1920 unter dem Vorsitz des Ge- 
heimrais Dr. Rabnow-Schöneberg im Magistratssitzungssaal dos Rathauses 
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io CosBol die MitgliederTersammiang der „Terelnigoag der in leitender 
Stellnng beflndllchen KreleSnte** statt. Es waren 35 Herren anwesend. 

Nach Erledigang geschäfilicber Angelegenheiten und einer eingehenden 
Aussprache über die notwendige Aendernng der bisherigen Tätigkeit der Ver¬ 
einigung erfolgte die Neow^l des Vorstandes. Es wurden gewählt: 
Prof. Dr. Krautwig, Beigeordneter in Köln, zum Vorsitzenden, Med.- 
Bat Dr Gasters , Kreis- und Stadtarzt in Mülheim-Ruhr, zum Schriftführer 
sowie Geheimrat Dr. R a b n o w, Stadtrat in Schüneberg, Med.-Rat Dr. P 8 tte r, 
Stadtbezirksrat in Leipzig und Prof. Dr. Gastpar, Stadtarzt in Stuttgart, zu 
Beisitzern. Der Vorstand ist berechtigt, bei besonders wichtigen Fragen aun 
dem Kreise der Mitglieder 3 weitere Herren hinzuzuwählen. 

Alsdann wurde nach Tielseitiger Besprechung der folgende Antrag an¬ 
genommen : 

Die Vereinigung der in leitender Stellung befindlichen „Kommunalärzte* 
bittet nachstehenden Antri^ zur Abstimmung zu bringen: 

«Der Deutsche Verein fttr öffentliche Gesundheitspflege hält es für un¬ 
bedingt erforderlich, daß das gesamte Gesundheitswesen ein selbständiger Zweig 
der Kommunalrerwaltnng wird. Die Leitung der alsbald gesetzlich einzu- 
fOhrenden örtlichen Gesundheitsämter mnß in den Händen eines ärztlichen Fach¬ 
mannes liegen, der hauptamtliches Mitglied des Magistrats bezw. Beigeord¬ 
neter sein muß. 

Das Gesundheitswesen mnß das gesamte Gebiet der Gesundheitspflege 
und der sozialen Hygiene umschließen. Es ist durchaus unzulässig, daß ein¬ 
zelne Gebiete der sozialen Hygiene, z. B. die gesundheitliche Jugendfürsorge, 
KrQppelfürsorge usw., dem Gesundheitsamt entzogen werden." 

Der Antrag wurde in der MitgliederTersammlnng des Deutschen Ver¬ 
eins fttr öffentliche Gesundheitspflege am 14. September 1920 mit großer 
Mehrheit angenommen. _ 


Am 26. und 27. November hat in Berlin im Reichsarbeitsministerium 
der erste Vertretertag des Belchsmedlzinalbeamten-Bundes (R. M. B.) statt¬ 
gefunden. In dem Bund sind von den rund 900 beamteten Aerzten im Ver- 
sorgnngswesen nach kurzer Zeit mehr als 600 fest organisiert Nach Erledigung 
von Organisationsfragen brachten die Beratungen Auskunft ttber die alle MUt- 
glieder des Bundes bewegenden Fragen: Anstellung, Besoldung, Errechnung 
des Besoldungsdienstalters usw., besonders auch von seiten der anwesenden 
ärztlichen Referenten aus dem Reichsarbeitsministerium. 


Anläßlich ihres 10jährigen Bestehens hat die Deutsche Vereinl|^Bg 
fUr Sängllngsschutz am 3. und 4. Dezember 1920 im Sitzungssaal des 
Volkswohlfahrtsministeriums den VI. Deutschen Kongreß fttr Sängllngsschutz 
abgehalten. Zur Beratung gelangten folgende Gegenstände: 

I. Wandlungen und neue Ziele der Mutter-, Säuglings- und Elleinkinder- 
fttrsorge. Referent: Prof. Dr. R o 11 - Berlin. 

II. Stellungnahme des Säugiingsschutzes zum Entwurf des Reicb^ugend- 
wohlfahrtsgesetzes. Referent: Geh. Med.-Bat Prof. Dr. Schlossmann- 
Dttsseldorf. 

Außerdem waren folgende Vorträge gemeldet: 

1. Methodische Körperuntersuchungen als notwendig Grundlage fflr 
eine planmäßige Kinderfttrsorge: Dr. med. Tugend reich-Berlin. 

2. Anteil der offenen Säuglings- und Kleinkinderfttrsorge an der Be¬ 
kämpfung der Rachitis: Prof. Dr. med^. Engel-Dortmund. 

3. Anteil der offenen Säuglings- und Kleinkinderffirsorge an der Be¬ 
kämpfung der Tuberkulose: Dr. med. Lang er-Berlin. 

4. Anteil der offenen Säuglings- und Kleinkinderfttrsorge an der Be¬ 
kämpfung der hereditären Lues. Prof. Dr. med. Rietschel-Wfirzburg. 

5. Der Wiederaufbau der Milchversorgung: Dr. med. Th. H o f f a-Barmen. 

6. Statistische Berichterstattung über Ergebnisse der Kinderheil- und 
Pflegeanstalten: Regierungsrat Dr. Roesle -Nikolassee-Berlin. 


T«r«Btw«rtlloh fflr di« Schrifüeltiing; Prof. Dr. Rapmond, Geb. is Iflnden i. W. 

Dmok Toa J. C. C. Bnmi, Miadea i. W. 
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Die Beratung der Prensslschen Landesyersammlnng 
über den Hanshalt des Ministerinms für Tolks- 
wohlfahrt am 25. und 27. Noyember d. J. 

Vom Herausgeber. 

Den Mittel- und Höhepunkt der- diesjährigen Verhand¬ 
lungen der Preußischen Landesversammlung über den Haushalt 
des Ministeriums für Volks Wohlfahrt und damit auch über den 
Haushalt der Abt. für das Gesundheitswesen bildete eine ausführ¬ 
liche Rede des Ministers Stegerwald, in der er in program¬ 
matischer Weise die Aufgaben des Ministeriums, die bisher ge¬ 
troffenen Maßnahmen und die dadurch erzielfen Erfolge schilderte 
und auf alles das näher einging, was seiner Ansicht nach 
geschehen müßte und welche Schritte er zu dessen Durch¬ 
führung für notwendig hält. Die Medizinalbeamten interessiert 
davon hauptsächlich die das Gesundheitswesen betreffenden 
Ausführungen sowohl des Ministers, als der übrigen Redner, 
die an der Beratung als Vertreter der enzelnen politischen 
Parteien teilnahmen. Wir können diese mit Rücksicht auf den 
h^hränkten Umfang der Zeitschrift leider nur im Auszuge 
nieder geben; müssen aber zunächst die Tatsache feststellen, 
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daß diesmal erfreulicherweise Angriffe auf die mangelhafte 
Tätigkeit der Medizinalbeamten, namentlich auf sozial%gieni- 
schem Gebiete von keiner Seite erhoben sind, sondern im 
Gegenteil die von den Medizinalbeamten geleistete Arbeit 
namentlich seitens des Herrn Ministers in vollem Umfang be¬ 
sonders lobend anerkannt worden ist. Auch mit den vom Herrn 
Minister in Aussicht genommenen Maßnahmen: Schaffung 
eines nicht nur aus Aerzten bestehenden Landes- 
gesundheitsrats, Vollbesoldung aller Kreisärzte, 
Abänderung der amtsärztlichen Prüfungsordnung, 
Trennung der gerichtsärztlichen und kreisärzt¬ 
lichen Tätigkeit, soweit es die Verhältnisse gestatten, 
können sich alle Medizinalbeamten nur einverstanden erklären 
und wünschen, daß alle diese Bestrebungen recht bald durch¬ 
geführt werden können. Desgleichen werden sie dem Herrn 
Minister dafür dankbar sein, daß er die Wünsche der Kreisärate 
in bezug auf ihre künftige Bezeichnung als durchaus berechtigt 
anerkannt und für ihre Erfüllung mit allen Mitteln eintreten 
will. Dagegen dürfte seine Absicht, für die Kreisärzte die Be¬ 
zeichnung „Medizinalrat" einzuführeh, nicht den Beifall der 
Beamten finden; denn nachdem die Aerzte bei den Versorgungs¬ 
ämtern den Titel „Reg.-Med.-Rat" erhalten haben, würde 
jene Bezeichnung eine unberechtigte Degradation der Kreisärzte 
bedeuten. Wir hissen nunmehr den Bericht über die Verhand¬ 
lungen an der Hand des stenographischen Berichts folgen: 

Abg. Oswald (Soz.-Deinok.): Das Wohlfahrtsministerium muss zu einem 
wirklichen Volkswohllahrtsministerium ausgebaut werden. Die allgemeine 
Finanznot hat dem Ministerium die Hinde gebunden. Eine klare Abgrenzung 
der Zuständigkeit des Ministeriums gegenüber dem Reiche und den einzelnen 
Ministerien ist notwendig, so liegen das Wohnungswesen, das Siediungswesen 
und die ErwerbslosenunterstOtzung zum grossen Teil beim Reiche. Die 
Mutterschaftsberatungsstellen sind noch nicht genügend ausgebaut« 
Sie dürfen nicht nur aufklärend wirken, sondern müssen auch praktische 
Unterstützung leisten hinsichtlich der ausreichenden Zuweisung von Lebens¬ 
mitteln, namentlich von Milch an Mutter und Kind. Staatliche Ent¬ 
bindungsanstalten und Säuglingsheime sind bei dem heutigen 
Wohnungselend besonders nötwendig, wo mehrere Familien oftmals nur eine 
und. dann noch unzureichende Wohnung innehaben. Auf der anderen Seite 
haben einzelne Familien, ja einzelne Personen lO bis 20 Zimmer zur Ver¬ 
fügung. Der Milttärfiskus muss angehalten werden, leerstehende Kasernen 
den Städten, auf deren Kosten sie vielfach gebaut sind, zur Verfügung zu 
stellen. Beim heutigen kapitalistischen Ausbeutungssjstem nimmt die Tuber¬ 
kulose immer mehr zu. Diese Volksseuche darf nicht nur bekämpft werden, 
ihr ist auch vorzubeugen. Dazu werden Milliarden notwendig sein. Die 
Engelmacherei greift immer weiter um sich. Die gese zlichen Schwierig¬ 
keiten, die der Fürsorge für uneheliche Kinder entgegenstehen, sind zu 
beseitigen. Besonders krass sind die Verhältnisse in den besetzten'Gebieten. 
Staats- und Reichsbehörden streiten sich derum, wer verpflichtet ist, für die 
dortigen unehelichen Kinder zu sorgen. Eine gute Jugendfürsorge be¬ 
deutet eine Entlastung der Erziehungsanstalten. Den Kindermisshandlungen 
muss mit aller Schärfe entgegengetreten werden. Notwendig ist ein Jugend¬ 
gesetz. Bei der Jugendpflege muss vor allem darauf gesehen werden, die 
staatlichen Einrichtungen durch eine Organisation von Jugendleitem und 
Wanderpflegern zu ergänzen. Für die körperliche Ausbildung Ist die Ein¬ 
richtung eines Beirats notwendig. Für die allgemeine Jugendfürsorge ist der 
im ausserordentlichen Etat aufgeworfene Betrag von i auf 10 Millionen Mark 
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zu erhöhen. Die Deckung könne aus den Totalisatoreinnahmen und aus den 
Ueberschflesen der Viehhandclsverbände genommen werden.) 

Abg. Dallmer (D. Nat.); Die Finanslage ist so Oberaus trostlos, dass 
Wir dehi Finanzminister noch Dank wissen müssen, dass er wenigstens das 
Allemotwendigste fflr die Erfüllung der Riesenaufgaben, die dem Ministerium 
für Volkswohlfahrt obliegt, hergeben will. Besonders schlimm ist es um das 
Wohnungswesen bestellt. Der Wohnungsfürsorge kann der Staat bei der 
allgemeinen Notlage nicht gerecht werden; die Wohnungsnot besteht fort. 
An Stelle der Arbeitslosenfürsorge sollte der Staat für Arbeitsgelegenheit 
sorgen, vielleicht durch Fabrikanlagen auf dem Lande, an denen die Arbeit* 
nehmer zu beteiligen wären. Die zukünftige Ausgestaltung der Wohlfahrts¬ 
pflege hingt davon ab, ob die geeigneten Personen in den untersten Stellen 
vorhanden sind. Nur dann erreichen wir auch den Wiederaufbau Deutsch¬ 
lands. Schliesslich bittet Redner um Auskunft über das Friedmann sehe Heil¬ 
mittel und das Fried mann sehe Institut. 

Minister für Volkswohlfahrt Stegerwald erwähnt zunächst knrz seine 
Bmühongen, durch Wort und Schrift das Verständnis für die neuzeitlichen 
Aufgaben der Volkswohlfahrt zu wecken: Herausgabe der Zeitschrift für 
Volkswohlfahrt, Schriften über „Pflege der Volkswohlfahrt", „staatliche Woh- 
nnngsfürsorge in Preußen", „Krankheiten, Volkswohlfahrt tiod Erwerbslosen¬ 
fürsorge", „Reform der Lebensmittelversorgung", „Arbeitsgeist des Wohlfahrts¬ 
amts" und „Kinder in Not". Er beginnt d^ann seine ausführliche programmati¬ 
sche Ausführung mit dem Wohnungswesen) schildert die Wohnungsnot und 
ihre Ursachen sowie die bisher zur Anwendung gebrachten Mittel zu ihrer 
Beseitigung. In bezug auf die bessere Ausnutzung und Einrichtung des 
Wohnraumes seien jetzt bessere Erfolge erzielt; das Mittel derZwangs- 
rationiernng sei an sich nicht wünschenswert, da es ein Eingriff in die 
Abgeschlossenheit der Familie darstelle, außerdem werde es von den Gemeinden 
nicht gleichmäßig gehandhabt, obwohl sich die Regierung bemühe, durch all¬ 
gemeine Anordnungen und grundsätzliche Entscheidungen aä eine gleichmäßigere 
Anwendung der in Betracht kommenden gesetzlichen Vorschriften hinzuwirken. 
Leider sei es trotz eifrigstem Bemühen nicht möglich gewesen, das beste und 
wirksamste Mittel gegen die Wohnungsnot, die Neubautätigkeit, genügend zu 
steigern; ihre Wiederaufnahme sei durch Mangel an Kohlen wesentlich beein¬ 
trächtigt. Der Herr Minister schildert eingehend die auf dem Gebiete des 
Wohnungswesens ergriffenen Maßnahmen, die bisher in dieser Hinsicht ge¬ 
troffenen gesetzlichen Bestimmungen und die mit deren Hilfe sowie durch 
Gewährung von Reichs- und Staatszuschüssen erzielten Erfolge, die noch recht 
viel zu wünschen übrig lassen. Er geht dann zur Frage der Volksgesnnd- 
heit über: 

„Der Stand der Volk^esundheit weist zwar einige Besserung auf, die 
wohl für die Zukunft zu Hoffnungen berechtigt, aber für die Gegenwart noch 
picht ins Gewicht fällt. Daß die Zahl der Geburten eine Steigerung er¬ 
fahren hat, ist eine selbstverständliche Folge der Heeresaufiösung. Nach 
mehrjähri^r Unterbrechung ist wieder ein Oeberschuß der Geburten 
ttber die Todesfälle zu verzeichnen. Erfreulich ist Iderbei, daß sich mit ihm 
sowohl Im industriellen Westen wie im landwirtschaftlichen Osten eine weitere 
Abnahme der Säuglingssterblichkeit zeigt. Das ist im allgemeinen 
darauf zurückzuführen, daß durch die Knappheit und Tenerung^der Tiermilch 
die natürliche Ernährung der Kinder stärker gepflegt wird. — Die Sterb¬ 
lichkeit zeigt im Jahre 1919 und, wie es scheint, auch in diesem Jahre, eine 
nicht unbeträchtliche Abnahme gegenüber dem Vorjahre. Besonders findet sich 
seit Mitte 1919 bei den TodesiäUen an aiuteckenden Krankheiten insgesamt 
und besonders an Tuberkulose ein imm erhin ansehnlicher Abfall! Man darf 
aber nicht vergessen, daß die Influenza im Jahre 1918 mehr als 100 OOU Opfer 
forderte und erfahrungsgemäß einem Jahre mit starker epidemischer Sterblich¬ 
keit einige Jahre der Abnahme folgen. Auch das Absinken der Tuber- 
kulosensterblichkeit darf nicht ohne weiteres als ein günstiges Zeichen 
von Dauerwirkung angesehen werden; denn der raschere tödliche Verlauf bei 
den Erkrankten infolge der Ernäbrungsschwierigkeiten hat wohl eine größere 
Anzahl der Todesfälle vorweggenommen. Die Zahl der Tuberkulosetodesfälle 
War seit 1919 etwas geringer als im Vorjahre, war aber gegenüber dem letzten 
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Friedensjahre doch noch gans gewaltig gesteigert AoBerdem cei^n die 
Berichte ans den einzelnen Begiemngsbezirken, die sich aal die Beobaehtongm 
der Kreisärzte, Schnlärzte and Erankenhaasärzte stützen, daß die ZaU d<» 
Erkrankangen namentlich anter der Jagend nach wie vor sehr hoch gebliebepi 
ist, so daß leider nicht der mindeste Anlaß yorliegt schon jetzt verbesserte 
Verhütnisse festzosteUen. Gegenüber den Jahren 1917 and 1918 sind zwar 
einige nea aafgetretene Erkrankangsformen, die man anmittelbar als Hanger« 
krankheiten za bezeichnen genötigt war, zarfickgetreten oder gänzlich ge- 
scbwanden, wie die Hangerwassersacht oder die Enocnenerweichang der Jagend¬ 
lichen. Seiüier ist die Ernährong eine etwas abwechslnngsreichere geworden, 
and es sind namentlich wieder mehr Irische Nahrangsmittel an 8telle der 
Konserven getreten. Dagegen ist die Bhachitis and die Skrofalose der 
Kinder nach wie vor aoßerordenüich verbreitet and gerade diese Erseheinavg 
verdient wegen ihrer Folgen fttr das spätere Leben sär ernste Beachtang. In 
den Qemeindescholen hier in Berlin waren von 660 Kindern 161, die keine 
Schahe mehr hatten, 142 besaßen keinen Mantel, 806 hatten kein Hemd oder 
nar Lampen aal dem Leibe. Bei 878 gab es za Hanse keine geheizten Bänrne; 
bei 841 keinen Tropfen Milch. Von 106 waren die Eltern nicht in der Lage, 
die Lebensmittelrationen za kanfen, 118 waren taberkolOs, 48 hatten dareh 
die Ernährang geistig gelitten, 60 wogen bis za zehn Kilogramm anter Darch- 
Bchnittsgewicht, 66 starben im Lanfe des Jahres an den Folgen der Entbehrnngea. * 
In einer solchen Sitaation hat es der Minister als oberster Gesandheitsbeamter 
Ihr seine Pflicht gehalten, aach das Aoswärtige Amt Aber den wahren Gesond- 
hdtszostand der dentschen Jagend anfzaklären, damit gelegentlich der Forde¬ 
rang aal weitere Ablieferang von 800000 Milchkühen das Aaswärti^ Amt mit 
zaverlässigem Material in Paris aafwarten könne. Diese Denkschrift ist von 
seiten des Aoswärtigen Amtes in Paris bei den Verhandlongen in der vorletzten 
Woche verwertet worden, and es ist aach eine Modiflkation der Forderang 
aof Ablieferang von 800000 Milchkühen erzielt worden. Gleichwohl sind die 
Forderangen, die jetzt noch bestehen, nach dem Stande der Volksgesandheit 
in Deatschland als andarchführbar, als anmöglich za bezeichnen. (Sehr richtig 1) 

Die regelmäßig vorkommenden ansteckenden Krank¬ 
heiten haben in letzter Zeit da and dort eine kleine Zanahme gezeigt. On 
aber gerade die Bekämpfang dieser Krankheiten, die sich gegen die Ansteokongs- 
stoffe selber richten, von der Ernährong der BevOlkerang abhängig ist, ist ee 
dank der Aafmerksamkeit der Beamten and Aerzte fast darchweg gelangen, 
eine stärkere Aasbreitang za verhindern and die Senchenaosbrüche aaf ihren 
Herd za beschränken. Eine Aasnabme machen nar diejenigen Landesteile, in 
denen innere and äaßere politische Unraheo diese Abwehrmaßregeln erschwert 
haben. So z. B. haben namentlich in Oberschlesien der Typhös and mit ihm zngleich 
die Pocken zeitweise an einzelnen Orten eine größere Aasdehnang gewonnen, 
weil die Kämpfe and ihre Folgen die Abwehrmaßnahmen erschwerten and an¬ 
möglich machten. Trotz des zeitweise angünstigen Grenzschatzes ist jedoch 
die Einschleppung der aoswärtigen Seachen auch diesmal erfolgreich btf> 
kämpft worden. 

Für dieBeorteilongdes gegenwärtige'n Gesandheitssnstandes 
darf man wohl s^en, daß gegenAber den Voijahren eine Verschlechterong 
nicht eingetreten ist, daß er aber im Vergleich zur Norm noch immer recht 
ungünstig ist, namentlich bei der Großst^tjagend. Das legt mir die Ver- 
pflichtang der größten Sorgfalt and Aafmer^amkeit aoL Dementsprechend 
bin ich im verflossenen Jahre vor allen Dingen bemüht gewesen, den Stand 
der Volkskrankheiten in allen ihren Einzelheiten sorgfälUg zn beob¬ 
achten and die Berichterstattung za vervollkomnmen, am dann überall dort, 
wo Krankheitserscbeinangen besonderer Eigenart zur Kenntnis kamen, nach 
Beratangen im Kreise von Sachverständigen das Erp^ebnis dieser Beratongcn 
in die Tat omzosetzen. Wie bei den meisten hymnischen Maßnahmen nur 
Verhütung von Krankheiten kommt hier eine onuangreidie Tätigkeit nach 
außen fast niemals sichtbar zur Kenntnis. Am ehesten tritt sie noch bei dCr 
Seachenbekämpfang in die Erscheinang. ffier vrorde immer wieder aor 
Bekämpfang von Bahr and Typhus die Aufmerksamkeit der beamteten Affirkte 
wacbgehalten, ^aber auch die uns drohende Gefahr von Fleckfleber, Cholera luM 
Pocken gelang es femzohalten. Ebenso worden in regelmäÜlgea Zeitabschaitlia 
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ü Anganbliokea drohender Ctefahr belehrende Vorschriften an die BoTSlkernng 
bekanntgegeben and Terbreitet. So ist ee ans gelangen, aach in den letsten 
Jahren wi^er ansteckende Krankheiten einschließlich der von aaßen einge¬ 
schleppten Seuchen fast durchweg auf die Aasbrachsstellen zu beschränken. 
Ich kann auf Qrund zahlreicher hier vorliegender Berichte erklären, daß hieran 
den Kreisärzten ein großes Verdienstzazngestehen ist, welche 
mit Aufmerksamkeit und unermüdlichem Eifer unter außer¬ 
ordentlich schwierigen Verhältnissen die ihnen zugefallenen 
Aufgaben erfüllten. Da der passive Widerstand gegen ihre Anord¬ 
nungen aber vielfah stärker geworden war, so erhöht das die Bewertung der 
von ihnen erzielten Erfolge. 

Der Grenzschutz im Osten und in Schlesien wurde gemeinsam 
mit den Beichsbehörden geregelt. In den letzten Monaten erforderte der 
Uebertritt kriegsgefangener Polen und Bassen nach Ostpreußen und ihre Be¬ 
förderung in die Gefangenenlager im Inlande eine besondere Tätigkeit Es ist 
hierbei gelangen, die Debertragung von Fleckfieber und Pocken durch ^e 
Gefangenen auf die Bevölkerung zu verhindern, und die Gefahr, die von dort 
ans uns drohte, kann wohl als beseitigt angesenen werden.— Das hygieni¬ 
sche Institut von Posen ist nach Landsberg a. d. W. verleg; die 
Verlegrag des Lepraheims aus Memel wird ebenfalls erwogen, ist aber 
noch nicht endgültig gelöst. Bei den Medizinaluntersuchungsämtern 
sind einige Aenderungen eingetreten; die vom Beiehe eingerichtete Typhus- 
bekämpfung in ran abgetretenen Gebieten des Westens ist nach Mittel¬ 
deutschland veilegt. Die Tuberkulosegefahr ist weiter im Auge be¬ 
halten. Auf Grund eingehender Beratungen sind Bichtlinien für eine weit¬ 
gehende Bekämpfung au^estellt, die wesentlich die Anwendung der Behand- 
fiing der Anfangsersraeinungen berücksichtigen sollen. Die seither eingegangenen 
Berichte erweisen durchweg, daß die vorgeschiagenen Maßnahmen, die in der 
Binführung einfacher, mit verhältnismäßig geringen Kosten verbundener Vor- 
bereitrara- und Abwehrmaßnahmen bestanden hatten, Beachtung gefunden 
hahni. Zur Entfaltung voller Abwehrkraft bedarf es aber einer gesetzlichen 
Begelrag. An dem Entwurf des neuen, voraussichtlich in kurzer Zeit zur Be- 
ratura kommenden Beichsgesetzes zur Bekämpfung der Tuberkulose ist audi 
das Wohifahrtsministerium stark beteiligt. 

Eine Beihe von Maßnahmen zur Bekämpfung von Seuchen sind im Zu- * 
sommenhang mit der Schulgesundheitspilege bearbeitet. So sind z.B. 
Maßnahmen zur Behebung der sich häufenden ansteckenden Schleimhautkatarrhe 
der Schulmädchen getroffen. Ferner ist die Wiederzulassnng der Diphtherie- 
rekonvaleszenten zum Schulbesuch geregelt und die Aufmerksamkeit der Schul¬ 
ärzte auf die Notwendigkeit regelmäßiger Untersuchungen der Schulkinder 
SU Vorbeugung von Erkrankungen gelenkt. Auch die Besserung des Zahn- 
Mbisses in der Jagend dient neben der Hebung der Gesundheit unmittelbar 
■der Verhinderung von übertragbaren Krankheiten. Im Zusammenhang mit der 
S^ulgesundheitspflege sind unter Mitarbeit von Fachvertretem Grundsätze für 
die Organisation, den Betrieb und die Ziele der im Zusammenhang mit der 
Schule ausgettbten Schulzahnpflege aufgestellt. 

Besondere Aufmerksamkeit ist nach wie vor auf die Bekämpfung 
der Gescbleebtskrankbeiten verwandt Die Einrichtungen, dieseiner- 
seit im Anschluß an die HeeresauflOsung getroffen waren, sind im allgemeinen 
beibehalten und fortgeführt Neu berücksichtigt ist die Zunahme der Er¬ 
krankungen an Brbsyphilis. Sie führten zur Aufstellung von Vorschriften, 
deren Durchführung die frühzeitige Erkennung und Behandlung sichern soll. 

Die Gesundheiststörnngen, welche die jahrelange Unterernährung 
namentlicdi bei den Jugendlichen bervorgerufen bat, sind auf Grund von sorg- 
fUtigen Brwägungen untersucht Aus dem Ergebnis sind die notwendieen 
Folgerungen gezogen. Aerzte, Lehrer, Behörden und die Träger der soziuen 
Vemicherrag wurden über die festgestellten Krankheitserscheinragen unter¬ 
richtet, auf die ersten Anfänge bingewiesen und über die Maßnahmen, die Er¬ 
folg versprechen, belehrt Das erstreckte sich namentlich auf die Knochen- 
erkrankungen der Jugend und auf die Folgen des Fehlens bestimmter 
lebenswichtiger Bestandteile der Nahrung, wie des Kalks. Eine rege Tätigkeit 
.ist überhaupt auf dem Gebiete des Ernährungswesens entfaltet, die aber 
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necb aoflee weeiii^r in die Eischnnnag tretea kaaa, weil ne aar dard die 
Betefligaog der FechTertreter aa dea Ariieitai der sasliadigeB BMcbrtekördea 
SBffl Aasdmck geleagt. 

Der angänstige Staad der Volksgeeandheit Teriaagt die 
rechtzeitige Uoterbriogang der Erkraaktea ia gut geleitetea Kraakea* 
anstaltea, die darch ihre Eiarichtnagea für zweckmäßige UatersDclniBg aad 
Pflege, darch die Möglichkeit operativer Eiagriffe oad die Absoaderoag aa* 
steckender Erkrankongea geeignet sind, die Gefahrea der Krankheit za miideni. 
Der Andrang in diesen Anstalten ist heate tun so größer, als die ongäBstigea 
WobnangBTerbältnisse bei'emsten Leiden die häusliche Behandlung erichwerea. 
Die Erweiterang nnserer Krankenanstalten durch Neubauten ist gegenwärtig 
fast unmöglich; auch der Betrieb der Anstalten ist durch die Erhöhung der 
Kosten für Löhne, Ernährung, Kohlen, Verbandsstoffe usw. aufs äu&rste 
erschwert. Cm den durch die Not der Zeit g^ebenen besonderen Verbältnissea 
auf dem Gebiete des Krankenhansbaues Rechnung zu tragen, sind im März d. J. 
durch einen Runderlaß die seit 1911 geltenden Vorschriften über Bauan* 
lagen und Einrichtung von Krankenhäusern in vielen Punkten so 
wesentlich gemildert, daß es künftig möglich ist, unter Berücksichtigung 
wenigstens der dringendsten hygienischen Anforderungen bei der Errichtung 
von Krankenhäusern an Kosten erheblich zu sparen. Durch diese Vorschriften 
ist unter anderem auch die Möglichkeit gegeben, schon vorhandene größere 
Gebäude, die früher anderen Zwecken gedient haben, Krankenhanszweckea 
dienstbar zu machen. Hoftentlich wird es durch diese Bestimmungen gelingen, 
dem durch das Ruhen j^licher Bautätigkeit während des Kri^^ entstandenen 
Mangel an geeigneten l&ankenbänsem tunlichst abzubelfen. 

Großen Dmfang hat die Bearbeitung der Gesuche um Zulassung zur 
staatlichen Krankenpflegeprttfnng angenommen. Eine große Zahl 
weiblicher Personen sowie Lazarettgehilfen, Sanitätsunteroffizieren usw., die 
während des Krieges in Lazaretten und ähnlichen Anstalten tätig waren und 
vielfach keine Prüfung oder nur die sogenannte Notprüfung bestanden haben, 
wollten nachträglich die staatliche Krankenpflegerprüfung ablegen und Aus* 
nahmen sowie Vergünstigungen zugestanden haben. Da schon vor dem Kriege 
Wünsche laut geworden sind, die im Jahre 1907 erlassenen Bestimmungen über 
die staatliche Prüfung von Krankenpflegepersonen in verschiedenen Punkten 
zu ändern, wird zurzeit die Frage geprüft, ob und in welchem Umfange eine 
Revision der Prüfungsvorscbriften notwendig ist Nach Beendigung der Vor¬ 
arbeiten ist eine Konferenz von Sachverständigen in Aussicht genommen, die 
zu den wichtigsten Punkten dieser Frage Stellung nehmen soU. 

Von Bedeutung ist die seit etwa einem Jahre in Gemeinschaft mit dem 
Reichsarbeitsministerium, dem Kultusministerium und anderen Ressorts be¬ 
arbeitete Frage eber gesetzlichen Regelung der Arbeitszeit der 
Krankenpflegepersonen. Die zuerst vom Reichsarbeitsministerium 
gegebene Anregung, dem Reichstag einen Gesetzentwurf, betreffend die Bin- 
fUbrung des Achtstundentages oder der 48-Stunden-Woche für das Kranken- 
pflegepersonal vorzulegen, ist trotz der in den Kreisen des Krankenpflege¬ 
personals in dieser Richtung bestehenden Wünsche auf so starken Widerstand 
bei den Aerzten, Sachverständigen und Krankenhausverwaltungen sowie einem 
großen Teil des weiblichen I^ankenpflegepersonals selbst gestoßen, daß es 
bisher noch nicht möglich war, zu einer einwandsfreien Lösung dieser Frage 
zu kommen. Ich habe durch Besprechungen mit Sachverständigen und den 
beteiligten Ressorts und durch Einfordernng zahlreicher Gutachten wiederholt 
eine Klärung der ganzen Angelegenheit herbeizuftthren versucht und hoffe, daß 
es in nicht zu ferner Zeit geungen wird, zn einer befriedigenden Lösung ^eser 
Frage zu kommen. 

Einen erheblichen Umfang bat die Bearbeitung aller Fragen der Säug¬ 
lings- und Kleinkinderfürsorge angenonunen. Die Not, die auf diesen 
Gebieten infolge unseres allgemeinen Zusammenbruchs herrscht, und die Not¬ 
wendigkeit, hier staatlicherseits alles nur Mögliche zu tun, geht mit er¬ 
schreckender Deutlichkeit aus dem oft erschütternden Material hervor, das mir 
fast täglich in Berichten von Gemeinden, Krankenwohlfahrtsvereinignngen usw. 
vorgelegt wird. Immer und ipmer wieder drin^ an unser Ohr der Notschrei, 
daß wichtige Einrichtungen der Säuglings- und Kleinkinderfürsorge, ^e seit 
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Jahren mit wachsendem Brfolge gearbeitet haben, Ihre Tätigkeit einstellen 
müßten, wenn Urnen nicht durch reichliche staatliche Mittel geholfen wird. 
Wir sind bemüht, aus dem uns bisher zur Yerfflgong stehenden Fonds von 
600000 M. für Zwecke der Sänglingsfürsorge, der zu meiner Freude auf 
Anreuuhg des Haushaltungsausschusses der Landesversamm'- 
lung lür dieses Jahr auf 1 Million erhöht werden soll, den Sang- 
lingsfürsorgesteUen, Säuglingsheimen, Kinderkrippen nsw. znr Bestreitung der 
drmmndsten Bedürfnisse Beihilfe zu geben. (Bravo I) Doch müssen wir leider 
mit nüc^i(dit auf die beschränkten Mittel manches wohlbe^ündete Gesuch 
ablehnen. Auch die Frage der Ausbildung und der staatlichen Prüfung 
von Sänglingspflegerinnen wird dauernd auf Grund zahlreicher Ge¬ 
suche bear^tet. Dabei wird gleichzeitig die Frage geprüft, ob etwa schon in 
nächster Zeit eine weitere Verbesserung der Ausbildung der Säuglingspflege- 
rinnen durch den Erlaß neuer Vorschriften anzustreben sein wird. 

Aehnlicbe Gesichtspunkte waren für die Fragen der Desinfektion 
maßgebend. Die gesetzlichen Vorschriften sind vor vielen Jahren erlassen und 
dnrim neuere Erfahrungen über die Verbreitnngswege der am häufigsten bei 
uns auf tretenden ansteckenden Krankheiten überholt. Nach langen Beratungen 
mit Sachverständi^n und im Einvernehmen mit den Eeichsbehörden sind neue 
Grundsätze für £e Desinfektion aufgestcllt worden. Danach soll der Nach¬ 
druck auf die Desinfektion am Krankenbett selbst gelegt werden, die 
sogenannte Schlnßdesinfektion aber eine Einschränkung erfahren. Die neuen 
Grundsätze werden Kostenersparnisse und Vereinfachungen herbeiführen und 
trotzdem die Gesnndheitsforderungen voll anfrechterhalten. 

Die Neigung weiter Kreise der Bevölkerung, sich zu betäuben, hat zu 
einem Mißbrauch mit Opium und Kokain und anderen starkwirkenden 
IDtteln geführt, gegen den auch von mir der energische Kampf anfgenommen 
worden Ist. (Bravo I) Die ScUeberwirtschaft erschwert mir allerdings die 
Erfolge. 

Der einen Aufgabe des Ministeriums, an der Abwehr von Krankheiten 
und Volksseuchen zu wirken, steht die andere Aufgabe an Umfang nicht nach, 
an der Erhaltung und Erhöhung der Gesundheit zu arbeiten. Da¬ 
mit sind zunächst organisatorische Fragen verschiedener Art ver¬ 
bunden. Hier verlangt vor allem die Tatsache Aufmerksamkeit, daß nicht 
bloß Großstädte, sondern auch schon Mittelstädte in immer größerem Umfange 
dazu übergehen, Sozialhygieniker im Hanptamt als Verwaltungs- 
mediziner oder als Fttrsorgeärzte für Säuglingspflege, Schulgesundbeitspflege 
und als Tnberkuloseärzte anznstellen. Diese Aerzte übernehmen am Orte 
ihres Wirkens eben Teil derjenigen Aufgaben, die bisher den staatlichen Ge¬ 
sundheitsbeamten Vorbehalten waren, und auch meist ohne Schaden für die 
Sache unter Vorbehalt der Staatsaufsicht an die Kommunalärzte abgetreten 
werden konnten. Es fehlte aber bisher an praktischen Ansbildnngsstätten für 
dieses neuerstandene Fach der Fttrsorgeärzte. Ich habe deshalb Bicht- 
linien für die Ausbildung von Kommunalärzten und für das 
Verhältnis der Kreisärzte znr sozialbyg^enischen Tätigkeit heraus¬ 
gegeben, die in den Kreisen der großen und kleben Gemeinden Preußens mit 
Dank begrüßt worden sind. Darüber hbans wurde die Gründung sozial- 
hygienischer Akademien angeregt. Nachdem diese Anregung bei 
Düsseldorf, Charlottenburg und Breslau Aubahme gefunden hat, ist an der 
Ausarbeitung ebes einheitlichen Lehrplans mitgewirkt. Im weiteren Verlaufe 
der Entwieklnng dieser Akademien, die Axubildungsstätten für Kommnnal- 
und Fttrsorgeärzte sein sollen, wird b diesen Tagen der erste Lehrgang er* 
öffnet werden. Es wird hierbei weiter geprüft werden, ob und wie weit es sich 
empfiehlt, diese sozialhygienbchen Akaaemien mit Aufgaben der Fortbildung 
der staatlichen Medbinalbeamten zu beauftragen. Da dem vorläufigen Be- 
dürfnb genügt bt, bedanre ich, den Anträgen anderer, auf diesem Gebiete 
hervorragend tätiger Städte auf Errichtung sozialer Akademien im Augenblick 
nicht entsprechen zu können. Sollte aber die Entwicklung eben günstigen 
Verlauf nehmen, so wird auch ebe Ausdehnung auf Städte möglich seb, deren 
Anträge bbher leider nicht berücksichtigt werden konnten. 

Der schon Im vori^ Jahre gegründete Landesausschuß für 
hygienische Volksbelehrnng^ wird .zu^ Beginn^ des Winters sebe 
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Arbeiten wieder anfnebmen. Inawiscben Bind ffir ibn die GmndsStze der Arbeit 
und ^e Form des Unterrichts festgelegt, nnd die Aasdebnnng anf die ein« 
seinen Landesteile dnrch ErrichlODg von Sonderkomitees gesichert worden. 
Der seither ins Leben gerufene BeicbBansscboß für hygienische Yolksbelebrnng 
stellt hierbei seine reichen, ans dem hygienischen Mnsenm in Dresden stammenden 
Le^mittel zur YerfOgnn^. 

Die geänderten wirtschaftlichen Yerhältnisse haben die Aosarbeitnng 
einer neuen Gebtthrenordnong ftlr Aerzte nnd Zahnärzte no^ 
wendig gemacht. Nach langen Beratungen mit den LandesTersichemngs- 
anstalten, mit Yertretnngen der Aerzte, Krankenkassen nsw. wurde der Yer- 
such unternommen, die entgegenstefaenden Interessen anszngleichen nnd eine 
Gebührenordnung herauszngeben, die den Preissteigerungen Bechnung trägt 
und dabei die in die Hände der sozialen Yersicherung gelegten Aufgaben der 
Yolksgesnndbeit nicht gefährdet Da die Entwicklung der wirtschaftlichen ' 
Yerhältnisse nicht zu Obersehen ist nnd da klar ist, daß eine solche Gebühren¬ 
ordnung die Erwartung keiner der beteiligten Gruppen voll zu erfüllen vermag, 
so ist deren Geltungsdauer für einbn verhältnismäßig kurzen Zeitraum in Aus¬ 
sicht genommen. 

Als Hilfskräfte der Aerzte in Krankenhäusern sowie in Laboratorien 
haben sich die technischen Hilfsarbeiterinnen nnd Laborantinnen 
im Bakteriologischen Untersuchnngsamt im Pathologischen Institut wie in den 
Böntgen-Abteilungen immer mehr als unentbehrlich heiausgestellt. Uire Aus¬ 
bildung liegt sowohl im Interesse der Angehörigen dieses Standes und der 
zahlreichen Schulen, die sich den Unterricht angelegen sein lassen, als in dem 
dieser Institute seltet, die über gut vorgebildete Kräfte verfügen wollen. Im 
Zusammenhänge mit den Leitern der bestehenden Schulen und unter Berück¬ 
sichtigung der einzelnen sehr verschiedenen Zweige der Hilfsarbeit ist eine 
PrOfnngsordnung für diese technischen Hilfsarbeiterinnen ausgearbeitet worden, 
welche die Dauer des Unterrichts, den Umfang der einzelnen zu berücksichtigen¬ 
den Lehrgebiete nnd das Mindestmaß der Anforderungen an die Ausbildung 
festlegt sowie eine staatliche Anerkennung der einzelnen Schulen vorsieht. 

Die Fortbildung der praktischen Aerzte und die der be¬ 
amteten Aerzte, die während des Elrieges eingeschränkt worden war, ist 
von neuem wieder anfgenommen worden. Im März d. J. wurde der erste Fort- 
bUdnngskursus für beamtete Aerzte abgebalten, der besonders die Sozialhygiene 
eingehend berücksichtigte und als eine Neuerung die praktische Arbeit in der 
einzelnen Fttrsorgestelle mit einbezog. 

Im Yerfolg der Beschlüsse der Landesversammlnn^ ist das Bäder¬ 
wesen und die mit ihm verbundenen hygienischen und sozialhygienischen Ein¬ 
richtungen einer eingehenden Prüfang unterzogen nnd namentlich die Frage 
der Einstellung der Heilfaktoren der staatlichen und privaten Bäder in den 
Dienst der Behandlung der ärmeren Bevölkerung, besonders der Kinder und 
der Yersicherten, erwogen nnd zur Grundlage von Yorschlägen gemacht, dermi 
Einreichung bevorsteht. 

Bin gleiches Yorgehen hat in der Frage der Erweiterung der 
gewerbeärztlichen Tätigkeit stüttgefnnden. Die Yorarbeiten dea 
Ministeriums haben festgestellt, in welchen Indnstriemittelpunkten die gewerbe- 
ärztliche Mitwirkung am dringendsten erforderlich ist. Dementspreäend ist 
die Organisation vorbereitet, nnd die erforderlichen Anträge sind für den nächst¬ 
jährigen Haushalt eingereicht worden. 

Die eigenartige Gestaltung des medizinischen Studiums 
dnrch die Einbuße der Studierenden an Semestern und den vermehrten Andrang 
bat das Ministerium eingehend beschäftigt. Es war sein Bestreben, die Ge¬ 
sichtspunkte der Erleichterung der Lage der dnrch die Zeitverhältnisse g»> 
schädigten Medizinstndierenden mit der Sicherung einer ausreichenden Aus¬ 
bildung zu vereinen. Deshalb sind wiederholt im Beichsrat erfolgreich An¬ 
träge eingebracht, die diesen beiden Gesichtspunkten Bechnung tragen. 

Trotz der Fülle der im verflossenen J^re geleisteten Arbeit stellt die 
nächste Zukunft eine Beihe von weiteren Aufgaben, deren Erledigung nicht 
weiter hinausgeschoben werden soll. Dazu gehört u. a. die Frage der Neuord¬ 
nung des medizinischen Studiums und Prüfungswesens, die gemeinsam mit dea 
Beicbsbehörden bearbeitet wird, die Frage der Umwandlung nicht 
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Tollbesoideter Kreisarztstellen in rollbesoldete, die Ab* 
trennnng von Stellen für geriohts&rztlicbe Mediziner, wo 
sie irgend durchführbar ist, nnd die Nenfestsetznng der 
Hienstanweisnngen für die beamteten Aerzte, für die anch eine 
neue Prüfnngeordnnng in Yorbereitnng ist. Diese wird anch die 
Stellung der beamteten nnd nichtbeamteten Aerzte zn den 
Ereiswoblfahrtsämtern nnd priraten Wohlfahrtsämtern zn regeln haben 
nnd bei dieser Gelegenheit dafür sorgen müssen, daß den beamteten 
Vertretern d er Gesundheitspflege der ihnen gehörende Raum 
in den Wohlfahrtsämtern nnd Jagendämtern eingeränmt 
wird, der ihnen dort zn Unrecht heute vielfach beschränkt 
worden ist. Anch die Organisation eines Landesgesnndheitsrates, 
an dem nicht wie bisher in der Wissenschaftlichen Deputation ansschliefilich 
Mediziner beteiligt sind, sondern zn dem anch Sachverständige ans anderen 
^bieten nnd Laien herangezogen werden sollen (sehr gnti bei den 0. Soz.), 
ist in- Yorbereitnng nnd wird in sehr naheliegender Zeit in die Tat nmgesetrt 
werden können, (Sehr richtig! bei den U. Soz.) 

Das Apothekenwesen, dessen Reform seit Jahrzehnten immer wieder 
vorbereitet nnd hinansgeschoben worden ist, bedarf dringend einer Nenregelnng. 
Die gmndsätzliche Regelan|; ist dem Reich Vorbehalten. Es ist ater den 
Reichsbebörden klar, daß ein Anfschnb nicht mehr angängig ist. Die Yor¬ 
bereitnng der Apothekenreform, die anch die Frage zn berücksichtigen hat, 
ob nnd inwieweit die Gemeinden selbst bei Errichtung von Apotheken zn be¬ 
teiligen sind, ist im Floß. (Sehr gut!) 

Die eigenartige Entwicklung der Nahrnngsmittelversorgnng 
während des Krieges nnd in der folgenden Zeit, die Mitwirkung der Reichs-, 
Staats- nnd Gemeindebehörden bei der Beschaffung, dem Bezog nnd dem Ver¬ 
trieb hat eine ganz neue Lage anf dem Gebiete der Lebensmittelversorgung 
geschaffen. Selbst für den anwahrscheinlichen Fall einer baldigen RQc&ete 
normaler Verhältnisse wird eine größere Beteiligung des Staates an 
der Nahrnngsmittelversorgnng der Bevölkernng sowie an der 
Kontrolle der Beschaffenheit der Nährstoffe nicht mehr zn nm- 
gehen sein. (Sehr richtig!) Die Mitwirkung des Staates wird sich nicht mehr 
wie bisher auf die üeberwachnng des Yerhebrs nnd auf die Bekämpfung der 
Lebensmittelverfälschnngen za beschränken haben. 

Soweit bis jetzt die Gesichtspnnkte der bevorstehenden Arbeit klar¬ 
liegen, werden etwa die folgenden Richtlinien zn beachten sein. Das Wobl- 
fabrtsministerinm hat für die DnrchfQhmng der Reichslebenrmittelgesetze für 
den nößten Teil des Reichsgebiets Sorge zn tragen and hierbei die Tätigkeit 
der Nahmngsmittelpolizei sowie der beteiligten Untersnchnngsanstalten und 
der Sachverständigen zn überwachen. Es regelt zugleich den Umfang und die 
Art der Kontrolle and bearbeitet die Angelegenheiten der öffentlichen Nahmngs- 
mlttelantersnchnngsanstalten. Zurzeit beschäftigt das Ministerinm eingehend 
die Frage, wie es im Hinblick auf die schwierige wirtschaftliche Lage der 
öffentlicbenNahrangsmittelnntersachnngsanstalten weitermöglich 
wird, sie lebensfähig zu erhalten, and wie mit den bescheidensten Mitteln 
» in e ausreichende Lebensmittelkontrolle gewährleistet werden kann. 

Schließlich bemerke ich noch, daß ich anr Prüfung der Frage, wieweit 
unser Volk durch den Krieg rassenhygienisch gelitten bat and in weiterer 
Folge gefährdet erscheint, ans hervorragenden Vertretern der Rassenbygiene, 
der Anthropologie nnd der Biologie einen Beirat für Rassenbygiene in 
meinem Ministerium gebildet habe, der die Aufgabe hat, die komplizierte 
Frage der Rassenbygiene eingehend zn prüfen and mir bezw der Siaats- 
regiemng ^Vorschläge darüber zn machen, welche besonderen Maßnahmen vom 
Standpunkt der Rasssenhygiene nnd der Bevölkernngspolitik künftig in Be¬ 
tracht zu ziehen wären. Ich hoffe, daß dieser Beirat, der vor kurzem zn- 
sammengetreten ist, fmchtbringende Arbeit leisten wird." 

Der Minister macht hierauf znm Schloß noch einige Bemerkungen über 
das Gebiet der Wohlfahrt and allgemeinen Flrsorgey das im WoUfahrts* 
ministerinm ebenfalls bearbeitet wird. 

Durch das neue am 1. Oktober d. J. in Kraft getretene Krüppel* 
fürsorgegesetz aind weitere behördliche Eireise, deren Yerwaltongstätigkeit 
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bisker tob der Erfippelfttrsorge nicht berührt werde, nanmdir dain bemfea, 
wesentlich an der Annftthning dieses Desetzes mitznwirken. Es galt daher in 
erster Linie, diesen Kreisen die Gedanken, die dem Gesetz zngmnde liegen, 
aahesnbringen. Zn diesem Zwecke ist in den vielfachen Zusammenktknften mit 
ihnen, den Vertretern der Landarmenverbände and der freiwilligen Liebes* 
t&tigkeit die Sachlage eingehend besprochen. Der Minister kann nicht nmhJn, 
bei dieser Gelegenheit die anfopfernngsvolle Arbeit rühmend hervorznheben, 
mit der die deutsche KrQppelfQrsorge, die KrQppelheime und der Preoßisohe 
Landesverband für Krflppeifürsorge, insbesondere dessen Vorsitzender, Prof. 
Dr. Biesalski, in selbstloser Weise unterstützt haben. (Bravo!) In ge* 
nanen Ansführnngsanweisangen ist weiterhin versucht, den zur Mitarbdt 
berufenen Medizinern Verständnis für die verwaltungstechnische Seite der An¬ 
gelegenheit und der Verwaltungsbehörde gewisse medizinische Grundbegriffe 
der Krfippelfürsorge zu vermitteln, ohne deren Kenntnis eine sachgem&fle 
Durchführung des Gesetzes auch dem Verwaltungsbeamten nicht möguch ist. 
Es l&ßt sich nicht verkennen, daß die Ausführung des Gesetzes schwer unter 
der augenblicklichen ungünstigen Finanzlage des Staates und der Kommunen 
sowie der allgemeinen Teuerung leidet. Die Krüppelfttrsorge ist dnes der 
kompliziertesten Gesetze der Wohlfabrtspft^e überhaupt; hoffentlich 
wird sich aber trotz der aus den widrigen Umständen ergebenden Notlage 
etwas für unsere unglücklichen Krüppel Brauchbares und Nützliches schaffen 
lassen. 

Der Minister bespricht hierauf die Erwerbslosenfürsorge und 
Arbeitslosenversicherung sowie im Anschluß daran die Kriegs* 
beschädigten*und Kriegshinterbliebenenfürsorge; bei letzteren 
tritt die Mitarbeit des Wohlfahrtsministeriums stärker zurück, da die Träger dieses 
Ffirsorgezweiges in Preußen die Provinzialverbände sind. Am meisten Schwierig¬ 
keiten bereitet hier zurzeit die Begelung der leidigen Kostenfrage und & 
ausreichende Besetzung der Militärversorgungsgerichte, die in der großen Zahl 
der Eingänge fast zu ersticken drohen. (Hört, hört! rechts.) Er erwähnt 
ferner, daß dem Beiehsrat zurzeit der Entwarf eines Beichsjugendwohl* 
fahr tsgesetzes vorliegt, der nahezu alle Wünsche, die in den letzten Jahren 
auf diesem Gebiete vom preußischen Landtag sowie von Fachkreisen geäußert 
worden sind, erfüllt. Das ganze Beich sofi mit einem Netz von Jugend* 
ämtern überzogen werden, die die öffentliche Jagendhilfe ausüben und die 
freiwillige fördern sollen. Br weist dabei auf die Gefahr hin, die bei einer 
Ueberspannung der Veramtliohung der Wohlfahrtspflege 
droht und daß mit der allgemeinen Einführung von Jagend- und Wohlfahrts¬ 
ämter die Wohlfahrtspflege stark buraukratisiert wird und damit die ehren¬ 
amtlichen Kräfte der freien Liebestätigkeit in den Hintergrund gedrängt 
werden. (Sehr richtig!) Die Gefahr ist um so größer, als sich gerade jeM 
die freie Liebestätigkeit auf allen Gebieten in einer sehr schweren 
Krisis befindet. Die Verschiebung der Vermögensverhältnisse und die Ver¬ 
teuerung der Lebensbedürfnisse machen es den meisten Personen, die bisher 
durch Geld oder durch ehrenamtliche Mitarbeit die freie Liebestätigkeit unter¬ 
stützt haben, unmöglich, sich in gleichem Maße weiter zu betätigen, während 
den später Beichgewordenen häufig das soziale Gefühl zum Wohltuen oder 
doch wenigstens die Kunst fehlt, dort zu geben, wo es in die richtigen Hände 
kommt. (Zuruf; Kommerzienratstitel!) Ganz richtig! Dann müssen wir aber 
die Beichsverfassung ändern und diesen Titel wieder einführen. Ich bin der 
felsenfesten Ueberzeugung, daß, wenn ich den Boten Adlerorden oder den 
Kommerzienratstitel verleihen könnte, wir über die große Notlage unserer 
Wohlfabrtsarbeit verhältnismäßig leicht hinwegkommen könnten. (8^ richtig! 
bei den Deutsch-Demokraten und rechts.) Mit dem Bttckgang der Mittel geht 
Hand in Hand eine Ueberteuerung der Verwaltungskosten, so daß viele Ver* 
eüie vor dem Zusammenbruch stehen. Diese trostlose Lage ist namentlich ia 
letzten Halbjahr offenbar geworden. Es muß daher auf jede Art und Welse 
vetsucht werden, die konfessionellen und interkonfessionellen Vereine und son- 
stigen Organisationen, die auf dem Gebiet der Wohlfahrtspflege so Segens¬ 
reiches geleistet haben, zu erhalten. — Nachdem der Minister noch der Für¬ 
sorgeerziehung gedacht und sowohl hierbei als bei der Fürsorge, die die 
Mitwirkung der Arbuter als dringend erwünscht beneichBet hat, sprieM er 
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den Wunsch ans, bei dieser Fürsorge alle Farteipolitik mit Entschieden« 
heit fern sn halten. 

In dem Ansban der Wohlfahrtspflege ist die Ausbildung der 
Wohlfahrtspflegerinnen Ton der größten Sedeutong. Wie zielstrebig 
die Pflege für die Qesunderhaltung unseres Volkes und die notwendigsten Er¬ 
ziehungsmaßnahmen in Stadt und Land dnrcbgeführt wird, hängt nicht an 
letzter Stelle yon der Durchbildung der Wohlfahrtspflegerinnen ab. Deshalb 
sind die Wohlfahrtsschulen, die sozialen Frauenschulen und andere Ausbildungs- 
Stätten in jeder Weise zu fördern. Unser Land muß neben dem Lehrer und 
4er Lehrerin die Wohlfahrtspflegerin zur Hebung der Volksgesnndheit der 
Volkskultur und der Volkssittlichkeit besitzen, und wir müssen Mitt^ und 
Wege Anden, um die Ausbildung der Fürsorgerinnen zu ermöglichen und zu 
fördern. Unsere Znkunftssorge aber wird es sein, daß die Wohlfahrtsschulen 
sich ganz einstellen auf die Bedürfnisse unseres Volkes, und daß in allen 
Gegenden Preußens' sowohl in der Stadt wie auf dem Lande durch zielbewnßte, 
wumherzige und hingebende Arbeit von WohUahrtspflegerinnon das Kultur¬ 
leben unseres Volkes gefördert wird. 

Unter der wirtschaftlichen Notlage, in der die Anstalten der privaten 
Fürsorge sich befinden, haben die Einrichtungen des Hutter- undKinder- 
schntzes besonders zu leiden. Es liegt heute so, daß die Kinder großer 
Volksschichten auch die einfachsten Erfordernisse für gesunde Lebensentwick¬ 
lung entbehren müssen, daß die vor und nach der Entbindung in ihrer Erwerbs- 
fähigkeit beschränkten Mütter mit ihren Säuglingen die ersten Opfer dieser 
traurigen wirtschaftlichen Verhältnisse werden. Die Kommunen sind nicht 
mehr in der Lage, das Unheil abznwenden. Wir müssen nach Mitteln und 
Wegen suchen, um die vor dem Zusammenbruch stehenden Heime und An¬ 
stalten über die schwere Krisis hinüberzubringen. Sonst werden ungezählte 
Glieder der Volksgemeinschaft dem Elend weiter anheimfallen, und buchen 
gnd Unterernährung mehr als zuvor ihre Opfer finden. 

Die Gesamtlage auf dem Gebiete der Volks Wohlfahrt wird 
durch zwei Tatsachen gekennzeichnet. Zunächst durch die Tatsache, daß die 
au lindernden Nöten in allen Volksschichten, nicht zuletzt auch in den ehe¬ 
maligen Mittelstandskreisen, riesengroß sind. . (Sehr richtig!) Der Gesund¬ 
heitszustand hat infolge der erlittenen Kriegsstr^azen, der chronischen Untere 
emährung und einer Verarmung, von deren Tragweite vielfach noch die 
richtige Vorstellung fehlt, aufs schwerste gelitten. Die notwendigen Woh¬ 
nungen fehlen. Eine gedeihliche Fortentwicklung der freien Liebestätigkeit Ist 
mit Bücksicht auf die den privaten Organisationen zur Verfügung stehenden 
verhältnismäßig geringen EUlfemittel gefährdet; sie bedarf stärkster Förderung 
von seiten des Staates. Der Nachwuchs unseres Volkes ist in seiner Jngend- 
kraft verwüstet. Jugendpflege und Jugendfürsorge sind daher notwendiger 
denn je. Die Kehrseite stellt uns vor die Tatsache, daß bei der traurigen 
Finanzlage der öffentlichen Körperschaften Staat und Gemeinden für Zwecke 
der Wohlfahrtspflege nicht die Biesensnmmen zur Verfügung stellen können, 
die notwendig sein würden, um die soziale Beformarbeit so umfassend und 
tiefgründig durchzuführen, wie es angesichts der gesundheitlichen, seelischen 
und sittlichen Erfordernisse geboten wäre. Beiden Tatsachen, von denen die 
eine trauriger ist als die andere, muß Becbnnng zu tragen versucht werden. 
Auf der einen Seite müssen die zwingendsten Wohlfabrtsarbeiten, insbesondere 
diejenigen vorbeugenden Charakters, als unerläßliche Staatsaufgaben anerkannt 
werden. Von allen anderen Gründen abgesehen auch deshalb, weil durch recht¬ 
zeitige Aufwendung notwendiger Geldmittel zur Verhütung von Krankheit, 
Siechtum, Familienelend und Jugendverwahrlosung gewaltige Geldmittel ge- 

S part werden können, die späterhin, wenn man jetzt mit verschränkten Armen 
en Dingen freien Lauf lassen wollte, für Errichtung und Unterhaltung von 
Krankenanstalten, Altersheimen, Siechenhäusem, Erziehungsanstalten und G^ 
fängnissen angebracht werden müßten. (Lebhafte Zustimmung.) Wie im 
Btta]get einer inmilie, so ist auch im Budget eines Staates die sparsamste 
Wirtschaft immer die, welche durch vernunftgemäße Anlage 
notwendiger Mittel die künftige Notwendigkeit der Ausgabe 
noch größerer Mittel verhütet. (Wiederholte Zustimmung.) Auf der 
andern Seite mflssen die Arbeiten der Volkswohlfahrtspflege sich dem Gesamt- 
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rEhmen der Ebuuhmen and AnegEbes des Staate eiof&gen. Ein inansieUer 
Zasammenbracb des Staates würde die Fortsetsang aller Wohlfabrtsaasgalm 
aal lange Jabre binans onmöglicb macben. Demgem&S müssen Mittelwege 
gefanden werden, auf denen wir am so leichter eine erspriefilicbe Woblfab^ 
pflege werden entfalten können, wenn wir ans alle miteinander sa einw festen 
Sebicksalsgemeinscbaft zasammenseLmieden (sehr richtig! im Zentrom), sa 
einem Qemeinscbaftsempflnden, das ans immer wieder einhammert,. wie hoS^ 
nongslos and anmöglich ein Wiederaafsti^ anseres Volkes ist, wenn wir nicht 
sa einer Verinnerlicbnng anseres Lebens and za einer Vereinfacbong onserer 
Lebensbedürfnisse zarflckkehren, and wenn eine Yersittlicbang unserer wirb* 
scbaftlichen Arbeitsmethoden nicht erzielt werden kann. Jenem Gemeinscbafts- 
empfinden eine möglichst breite Grandlage za geben, ist gleichseitig die WohL 
fahrtsarbeit in herTorragendem Maße berufen, sofern es namentuch in d«i 
örtlichen Wohlfahrts&mtem and Fürsorgestellen dranßen im Lande gelingt, 
Vertreter aller and der weitesten BeTÖlkerongskreise für die lebendige Mi^ 
arbeit in der Volkswohlfahrtspflege za interessieren and hilfsbereit za machmi. 
Durch das gemeinsame Miteinanderarbeiten und Fttreinanderarbeiten in der 
Wohlfahrtspflege gelangen wir and gelangt onser Volk zur Unparteilichkeit, 
sar Selbstlosigkeit, za einer gegenseitigen, familienmäßigen Anteilnahme. 

Die in der Wohlfahrtspflege za leistende Menschheitsarbeit ist 
neutrales Gebiet. Wo sie es heute noch nicht ist, soll sie es werden. 
Der Arbeitsgeist maß ans über alle politischen MeinangsTerschiedenheiten and 
Gegensätze des Tages hinweg za einer sozialen and nationalen Gesinnung»- 
gemeinschaft emporreißen, ln diesem Sinne ist Volkswoblfahrtspflege für jeden, 
die einigende Kraft des sozialen Denkens und Arbeitens bejaht, der 
sicherste Grandstein für weitscbaoende Staatsarbeit. (Lebhafter Beifall im 
Zentrum and links.) 

Abg. Dr. Faflbender (Zentr.): Dem Wohlfahrtsrainisterium gebührt volle 
Anerkennung lür die Erledigung seiner umhingreichen Arbeit. Das Sjstem 
der Beiräte mufi noch weiter ausgebaut werden. Die Kinder sterblich« 
kelt und besonders die Tuberkulösesterblichkeit nimmt in er« 
schreckender Weise zu. Die Schulärzte haben bei den unterernährten Kindern 
entsetzliche Zustände vorgefunden. Wir wären bereit, für die'Kinderfürsorge 
alle notwendigen Mittel zu bewilligen. Der wirtschaftliche Zusammenschluss 
der Krankenhäuser muss vom Staat gefördert werden. Leider hat der Finanz¬ 
minister unsere dahingehende Ford-rung, looooo Mark in den Etat einzu¬ 
stellen, aus Gründen der Finanznot abgelehnt. Die Jugendämter, Jugend^ 
gerichte und das Adoptionswesen müssen in einer einheitlichen Organisation 
zusamm^-ngefasst werden. Der privaten Fürsorge muss auch weiterhin jeder 
rur mögliche Schutz zuteil werden. Insbesondere haben die Einrichtungen 
der Konfessionen Bewundernswertes geleistet. Darüber sollte, wenn auch dif 
Rechte nicht wissen darf, was die Linke tut, eine Statistik aufgefObrt werden. 
Bei der Jug-'i dfOrsorge muss die Wiedererrichtung des Autoritätsgedankens 
in den Vordergrund gerückt werden. Das Reichsgesundheitsamt -muss 
entlastet werd<n, so könnte die bakteriologische Abteilung. den Unlversitilten 
überlassen und das Veterinärwesen dem Ministerium für Landwirtschaft und 
Ernährung angegliedert weredn, so dass das Reichsgesundheitsamt sich aus¬ 
schliesslich mit der menschlichen Gesundheit zu befassen hat. Dann wärt 
Platz vorhanden für eine Abteilung für Bevölkerungspolitik, die ohne jede 
Kosten arbeiten könnte. Daneben fordern wir die Errichtung eines Landes« 
gesundheitsrates. Der Beirat für Rassenhygiene sollte aui die gesamte 
Frage des Bevölkerungswesens ausgedehnt werden, seine Tätigkeit darf- shdi 
aber nicht auf die Herausgabe von Drucksachen und Merkzetteln beschränken, 
Die Ausbildung der Fürsorgeperson muss gegebenenhills aus öffent¬ 
lichen Mitteln bestritten werden können. Die Jugendfürsorge muss-sich 
auch auf die Hebung der öffentlichen Sittlichkeit ausdehnen, das Plakatwesen 
beobachten und die Bekämpfung d-r Schmutzliteratur aufnehmen. Das Klein¬ 
gartenwesen ist organisatorisch xu förd m. Den jungen Aerzten muss Ge¬ 
legenheit gegeben werden, ihr praktisches Jahr auch bei tüchtigen selbständigen 
Aersten zu absolvieren, nicht nur in Krankenhäusern, wo ihre Beschäftigung 
vielfach rein schematisch ist. 

Abg. Dr. Sehlossmann (Dem.): Die schwierige preussische Finanz- 
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lege erschwert die steatliche Fürsorge für die Hygiene ausserordentHcli. Anf 
dem Gebiete der VolkswohUshrt wird aber Sparsamkeit sum Verbrechen. Das 
hatte Friedrich der Grosse klar erkannt, in den Zelten schlimmster Not, 
nach dem siebenjlhrigen Kriege, hatte er doch Geld für Volkswohlfiihrtszwecke 
und Siedlungen übrig. Im Etat des Ministeriums klafit zwischen Wollen und 
Künnen eine Überaus peinliche Lücke. Wir künnen die Methode des Haupt* 
ansschusses, einfach Mehrfördesungen in den Etat tlnzustellen, nicht billigen; 
wir werden nur das an M« hrausgaben bewilligen, wozu der Finansmlnlster die 
Zustimmung im Haüptausschuss gegeben hat. Oie Erhebung einer Steuer 
für Wohlfahrtszwecke hat ihre großen Bedenken. Bisher hat sich dieses 
neüe Ministerium trotz seines anheimelnden Namens noch keine allgemeine 
Beliebtheit erringen kü' nen; dazu ist namentlich der Gegensatz der Interessen 
auf dem Gebiete des Wohnungswesens zu grofi. Der Landesgesundheit s* 
rat, eine hochwichtige Einrichtung, hätte doch auf gesetzlicher Grundlage 
ins Leben gerufen werden sollen. Für die Einstellung von Staatsmitteln zur 
soalalhygienischen Ausbildung der Aerzte sind wir dem Minister dankbar. 
Der Minister bringt ja den Kreisärzten sein Wohlwollen entgegen; er 
sollte, da nun einmal die Titelsucht nicht gesteuert, sondeen ihr vielmehr 
Vorschub geleistet wird, auch diesen Aerzten den Ihnen von Rechts wegen zu¬ 
kommenden Ratstitel, ,Medizinalrat", nicht versagen. Das Kinderpflege¬ 
hospiz auf Norderney ist noch nicht benutzbar, das mufi uns im Aus¬ 
lande gerade zur Blamage gereichen. — Die Unabhängigen haben die Sozi¬ 
alisierung des Aerztestandes beantragt. Die Frage gehört vor den 
Reichstag, wir lehnen den Antrag aber auch aus dem Grunde ab, weil sich 
diese Sozialisierung ganz von sel^t vollzieht. Die Hebammenschaft hat 
selbst die Sozialisierung verlangt; bei den Aerzten ist das Gegenteil der Fall. 
Die Aerztezahl hat sich in den letzten Jahren verdoppelt und übersteigt weit 
das Bedürfnis. Zur Abhilfe führt entweder der numerus clausus oder eine 
weit gründlichere theoretische und klinische Ausbildung der Aerzte anstatt der 
bisherigen Massenzüchtung. Der Abg. D a 1 Im er fragt nach dem Schicksal des 
Instituts Friedmann. Wissenschaft und Friedmann haben nichts mitein¬ 
ander zu tun; das Friedmann sehe Unternehmen ist ein Geschäftsunter nehmen, 
die Wissenschaft und die Aerzte lehnen es ab, damit ln Verbindung gebracht 
zu werden. Im Wohnungswesen ist zurzeit die Aufhebung der Zwangs¬ 
wirtschaft unmöglich. Auf die Dauer ist es unmöglich, die Mieten künstlich 
auf dem Stande zu erhalten wie vor dem Kriege; wo alles andere so teuer 

E worden ist, können die Gebäuderenten allein nicht niedrig bleiben. Gegen 
letwucher mufi natürlich das Nötige vorgekehrt werden. Den Ausführungen 
des Ministers über die Erwerbslosei&rsorge stimmen wir bei. Die Zunahme 
der Krankheiten in Deutschland ist erschreckend. Die Tuberkulose und 
die Geachlechtskrankheltin fordern immer zahlreichere Opfer. Damit sind 
europäische, internationale Gefahren gegeben; der Minister sollte auch von 
dieser Wüte aus eelne Mafinahmen gegen diese Volksseuchen treffen. 

Abg. Dr. Wejl (U. Soz.): Unser Antrag will nur die Sozialisier ung 
der irztilchen Heiltätigkeit ,in die Wege leiten*, ist also durchaus 
in dieser Preufiischen Landesversammlnng am Platze. Das Interesse der 
Mieter wird durch die Höchstmietenverordnung des Ministers aufs beste ver¬ 
treten, das bekunde ich namens meiner Partei und der gasamten Mieterschaft, 
die nicht dulden wird, dafi man sie zu Falle bringt. Für den Bau von Klein¬ 
wohnungen mufi Kapital vorhanden sein oder aufgebracht werden. Die neue 
Grundsteuer, die selbstverstihidlich eine Mietssteigerung bedeutet, lehnen wir ab. 
Die Beamtenschaft verlangt mit Recht die Nutzbarmachung sämtlicher müheloser 
Gewinne, auch der aus der Grundrente, für die Allgemeinheit. Reiche Steuer¬ 
quellen müssen für die Kinderfürsorge eröffnet werden. Die 
Schaffung elnea Landesgesundheitsrats findet unsem Beifall, es 
drüfen aber nicht zu viel Aerzte darin sein. Di» Reform des Hebammen¬ 
wesens mufi noch in dieser Session verabschiedet werden, die Gehrlmräte 
dürfen aber die Kommissionsverhandlungen nicht weiter durch unnötig lange 
Reden stören und sabotieren. Wir verlangen die Sozialisierung des 
Heil Wesens; zwischen Arzt und Kranken darf kein metallischer Klang sein. 
Der Arzt mufi auch Knmkheiten Vorbeugen, daran hat er letzt kein luteresse. 
Die Familienversldierung mufi eingefflhrt werden. Der Sohn des Konuner- 
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zienratcs muß ebenso behandelt werden wie der einet Arbeiters, es gibt keine 
Lugenentzflndung erster und zweiter Klasse« Diesem Minister brmgen 
auch Anerkennung entgegen, der Mann hat guten Willen und ist fleißig, wir 
bedauern aber, daß er nicht in der Lage ist, sein ganzes Programm durchzu- 
fflhren. Unser Ziel bleibt, ein Geschlecht heranzuziehen, weichet im freien 
Staate frei und gesund ist. 

Staatssekretär Scheidt: Die Wohnungifnot Ist keine typisch deutsche 
Erscheinung, sie zeigt sich auch bei den nicht im Kriege beteiligt gewesenen 
Völkern. Eine Besserung können wir herbeifflhren, wenn es gelingt, weitere 
Beihilfen zu Wohnungszwecken mobil zu machen. Bestimmte Zusagen können 
wir den zuständigen Organisationen heute noch nicht machen. Durch eine 
städtische Wohnungsbautätigkeit allein läßt sich die Wohnungsfrage nicht 
lösen,' cs muß eine Umsiedlung der Bevölkerung geschehen. Die Verlegung 
von F.^briken auf das Land soll nach Möglichkeit gefördert werden, wenn 
auch die Schwierigkeiten sehr erheblich sind. Die Ansicht, als ob die Ersatz^ 
bauweise billiger wäre als die normale, trifft im allgemeinen nicht zu Die 
Abzweigung einzelner Teile des Wohnungswesens, so der technischen, und 
ihre Angliederung an andere Ministerien ist nicht zu empfehlen. Was wir 
an Erfolgen erzielt haben, ist gerade der Konzentration zu danken, 

Frau Abg. Poehlmann (D. Vp ): Der Forderung der internationalen 
Förderung der Kind erfürsorge schließen wir uns an. Auch wir sind 
dafür, daß gerade für dieses Ministerium alle irgendwie auftreibbaren Mittel 
zusammengetragen werden mflßen. Warum aber tritt gerade der Abg. Wejl, 
ein in Berlin so einflußreicher Mann, nicht für die Beseitigung der Bars, 
Dielen usw., dieser Stätten der sündhaften Schlemmerei und Verschwendung, 
mit seiner ganzen Kraft und Beredsamkeit ein, warum hat er sich nicht dafür 
eingesetzt, daß im neuen Berliner Magistrat nicht so viel hoch besoldete 
Stellen beschaffen wurden? Man hat angeregt, alte abgelegte Eisenbahnwagen 
vorübergehend zu Wohnzwecken zu verwenden; dieser Vorschlag leidet nur 
daran, daß diese Wagen sich allmählich bis auf die Räder verpflüchtigen und 
daß auch diese eines schönen Tages verschwunden sind. (Heiterkeit). Die 
Hebammenkreise erklären den von der Regierung ausgearbeiteten Ent* 
wurf eines Hebammengesetzes für schlecht, aber der Gegenentwurf des Dr. 
Schloßmann ist noch viel schlechter. Die Bestrebungen auf Verstaat¬ 
lichung des Aerztewesens und des Pflegepersonals haben vielfach 
starke Beunruhigung erregt. Die Bemühungen zur Bekämpfung des Al ko* 
holmißbrauchs werden hoffentlich kräftig gefördert werden. Die Aus¬ 
bildung der Hausangestellten ist eine dringliche Aufgabe. Die Ablehnung des Haus¬ 
wirtschaftsdienstjahres ist bedauerlich. Das Jugendpflegeamt kann, wenn 
das Jugendfürsorgegesetz eine brauchbare Gestalt erhält, was ja der Fall zu sein 
scheint, die schönsten Früchte zeitigen. Auf die Ausbildung der Sozialbeamten 
muß der größte Wert gelegt werden. Wir müssen unsere Jugend wieö^r 
moralisieren. Gegen die die Jugend verderbenden Auswüchse im Inseraten-, 
Plakat-, Kino-, und Theaterwesen ist auch durch dieses Ministerium ständig 
und energisch anzugehen. Hier wie überall in der Staatsverwaltung soll man 
die Frauen zur Mitarbeit heranziehen; wir wünschen, daß das weibliche 
Empfinden tmd Denken gerade in die Stellen kommt, wo es entscheideBd 
wirken kann. Wirwollen auch nicht weiter eine Frau Regler unga- 
rat und eine Frau Ministerialrat, wir wollen eine RegierUngs- und 
Ministerialrätin. Auch an dieser Stelle erheben wir deutschen Frauen den 
Protest gegen den Gewaltakt der Ablieferung der Milchkühe, wie gegen 
die schwarze Schmach. 

Abg. Dr. Brackmann (Welfe): Das Hebammengesetz erfordert noch 
gründliche Durchberatung. Das Friedmannsche TdberkulesenmiUel hat 
sich in meiner Praxis durchaus bewährt, jedenfalls sind die Akten über dieses 
Mittel noch nicht geschlossen. 

Minister für Volks Wohlfahrt Stegenfald: Die Ausführung der An¬ 
regungen der Frau Vorrednerin Über die Frauenreferate, die Beschäftigung 
von Frauen bei dea Zentral- und Bezirksbehörden, ist im besten Gange« Im 
Laufe des letzten Jahres sind, soweit ich Übersehe, acht bis neun Frauen telt 
weise als Ministerialräte, teilweise als Regierungsilte in den Relchsministerifn 
und den preußischen Ministerien zur Anstellung gelangt. Auch die Frauen- 
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referatei die ehedem wlhrend des Krieges bei den Kriegsamtsstellen zur 
Einführung gelangt sind, habe ich den OberprZsIdenten und Reglerungspr&si* 
denten anzugliedem beantragt, und ich hoffe, darüber mit dem Herrn Finanz- 
minister zu einem günstigen Ergebnis zu kommen. (Brayol) Was die Be¬ 
zeichnung der weiblichen Beamten angebt, so mufi nach der Rich¬ 
tung eine Einmütigkeit zwischen dem Reich und den Lindern herbeigefflhrt 
weiden. Ich stehe heute ebenhtlls auf dem Standpunkt, dafi die weibliche 
Bezeichnung richtig ist. Darüber sind aber die Meinungen an den verschie¬ 
densten Stellen noch geteilt. Es muß erst eine Meinungserklirung zwischen 
Reich und Landern herbeigeführt werden, um eine einheitliche Benennung 
der weiblichen Beamten durchführen su können. — Die Unterstellung der weib¬ 
lichen Angestellten im Gastwirtsgewerbe unter die G^werbeauf- 
iicht anstatt unter die Polizei ist eine Angelegenheit des Handelsministeriums. 
Ich werde mieh dieserhalb mit dem Handelsministerium ins Benehmen setzen. 

Die hauswirtschaftliche Ausbildung der Frauen ist eine Angelegenheit, 
dio teilweise das Ministerium des Innern und dann das Handelsministerium 
angeht Auch diese Angelegenheit werde ich weitergeben. 

Dann hat der Herr Abg. Schloßmann gemeint, ich möchte bei der 
der Aufstellung des Haushalts mehr Ressort-, Wohlfahrtsminister als Staats- 
minhter .sein. Ich kann dem Herrn Abg. Schloßmann versichern, daß, 
wenn es nur aut Energie ankime, ich das schon tun würde; denn wer im 
Laufe der Jahre Gelegenheit hatte, mich kennen zu lernen, der wird mir nicht 
Msngel an Energie nachsagen wollen. Aber solange der preußische Staat ln 
seinem Haushalt einen Fehlbetrag von zwei Milliarden hat, solange ist der 
Flnansminister starker als selbst der energischste Wohllahrtsminister. Ich 
kann Ihnen das feste Versprechen geben, daß ich mich von der Stunde an, 
wo dieser Fehlbetrag einigermaßen ausgeglichen sein wird, nicht mehr mit 
einem Haushalt abspeisen lassen werde, wie in diesem Jahre. (Bravo!) 

Dann hat Herr Abg. Weyl gemeint, die Beamten des Wohlfahrts¬ 
ministeriums hatten bei der Beratung des Hebammengetzes Sabotage ge¬ 
trieben. Davon kann meines Erachtens keine Rede sein. Die Beamten haben 
mir nach jeder Sitzung des Ausschusses und des Unterausschusses Vortrige 
über das gehalten, was vorgegangen ist. Da befinden wir uns nun in der 
schwierigen Lage. Wir haben das Hebammengesetz in der Hauptsache nach 
den Vorschlägen ausgearbeitet, die der Bevöikerungsausschuß im vorigen 
Jahre aufgestellt hatte; jetzt kommen aber aus dem Ausschuß zur Beratung 
des Hebammengesetzes wieder neue Vorschläge. Nun muß ich offen sagen, 
chüi gegenwirtig, wo Reich und Länder in der Exekutive häufig aneinander 
stoßen, ich meinerseits nichts dazu beitragen möchte, das verwaltungsorgani¬ 
satorische Durcheinander zu vergrößern. (Sthr gut! im Zentrum.) Ich habe 
schon in den letzten Tagen in einer großen öffentlichen Versammlung ausr 
gesprochen: ich habe im Verlaufe des Kiieges immer die Beobachtung ge¬ 
macht, daß, wenn eine Sache festgefahren war, ein neues Amt geschaffen 
wurde (sehr richig! und Heiterkeit); jetzt, wenn eine Sache verfahren ist 
setzt man einen Reichs- oder Staitskommissar ein (erneute Heiterkeit); und 
damals wie jetzt stellte sich regelmäßig heraus, daß die Desorganisation noch 

S ößer geworden war als vorher. (Zu^itimmung.) Darum möchte ich bei allen 
esetzen wünschen, daß sie sich in den Rahmen der allgemeinen Verwaltung 
eingliedern. Solange die künftige Gliederung der Provinaialverwaltung noch 
in der Luft schwebt, solange noch nicht feststeht, auf welchen staatsrecht¬ 
lichen Grundlagen die Provinzialautonomie durchgeführt werden wird, solange 
hätte ich gewünicht, daß man auch beim Hebammengesetz die Kreise und 
nicht die Provinzen su Trägern des Gesetzes vorsiät. (Zustimmung im 
Zentrum und rechts.) Ueber die Einzelheiten wird man selbstverständlich 
noch reden können. Aber weil die Dinge hinsichtlich der glatten Abwick¬ 
lung der Staatsverwalturg doch in vieler Hinsicht verwickelt liegen, deshalb 
hauen eben die Beamten des Wohlfahrtsministeriums auch im Unterausschuß 
daran festgehalten, daß man in der Hauptsache die untersten Instanzen mit 
der Durchführung des Hebammengesetxes betrauen möchte. (Sehr richtigl im Ztr.) 

Bezüglich der Benennung der Kreisärzte stehe Ich ganz auf dem 
Standpunkt des Herrn Abg. Dr. Schloßmann. Wenn auf der einen Seite 
die diemailgen Oberlehrer alle als Studlenrite bezeichnet werden und ander¬ 
seits die Anzahl von Räten als neue Amtsbezeichnungen eingeführt worden 
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sind, dann ist es vom Standpunkt der Kreisärzte unerträgllchf daß Ihnen 
weiterhin die Amtsbezeichnung Medizinalrat vorenthalten wird. Entweder 
muß eine Reihe der bisherigen Bezeichnungen abge8cha£6t werden, oder aber 
den Kreislrzten muß auch die Amtsbezeichnung „Mediztnalrat*^ gegeben 
werden. Diesen Standpunkt habe Ich auch kürzlich noch bei der Reform 
der Besoldungsordnung in Preußen im Staatsministerium vertreten. Man hat 
aber davon abgesehen, die Amtsbezeichnungen jetzt schon endgültig fest» 
zulegen, weil man sagte, es muß eine Meinungsübereinstimmung über diese 
Amtsbezeichnungen zwischen den Landern und dem Reich herbeigeführt 
werden. Da Jetzt die Veraschiedung der Besoldungsreform dnmgt, diese 
Amtsbezeichnungsfrage aber eine verhältnismäßig schwierig ist, hat man diesen 
diesen Teil der Beamtenbesoldung zurückgestellt. Es wird aber in kurzer 
Zeit Klarheit geschaffen werden, und dann bestehe ich darauf, daß entweder 
ein Teil der neuen Ratstitel beseitigt wird, oder daß auch den Kreisärzten 
der Titel Medisinalrat verliehen wird. 

Wenn dann von dem Kinderhospitz Norderney gesagt worden ist, 
daß es zu einem internationalen Gelächter auswachse und man es nicht ver» 
antworten könne, daß man auf der einen Seite in Preußen Mittel zur Behebung 
der Kindernot entgegennehme, wogegen man für das Kinderhospiz Norderney, 
das sich für die Unterbringung der Kinder besonders eigne, nichts tue, so 
habe ich dazu folgendes zu bemerken. Von seiten des preußischen Staates 
haben wir dem Norderney er Hospiz looooo Mk. angeboten. Weiterhin hat 
das Reich für Abnutzung des Hauses während des Krieges durch die Kriegs- 
rekovaleszernten 400000 Mk. zur Verfügung gestellt. Endlich sind dem Hospiz 
aus einer Hilfskasse 100000 Mk. zur Verfügung gestellt worden. Das sind 
also insgesamt 600000 Mk., über die das Bad schon seit längerer Zeit hätte 
verfügen können. Die Verwaltung sagte aber, daß sie eine Million benötigte, 
und weil sie diese Million nicht bekommen hat, hat sie auch einstweilen von 
den 600000 Mk., die sie hätte verwenden können, keinen Gebrauch gemacht. 
Mir ist es aber bei dem besten Willen rdcht möglich gewesen, die restlichen 
400000 Mk. aufzubringen. Sie haben ja bei den Etatsberatungen im Ausschuß 
gesehen, mit welchen finanziellen Schwi rigkeiten das Wohlfahrtsminisierium 
zu kämpien hat. Der Frage Norderney ist also vom Wohlfah tsamt die aller¬ 
größte Aufmerksamkeit zugewendet worden. Aber ich kann diese restlichen 
400000 Mk. nicht aus dem Aermel schütteln. Das ist eben auch eine Sache 
wie viele andere, die man nicht plötzlich regulieren kann. 

Zum Schluß noch die Bemerkung zu der Anregung, daß der Zulauf zum 
ärztlichen Studium unterbunden werden möchte. Ich bin der Auffassung, 
daß der Zulauf zu den akademischen Berufen überhaupt gegenwärtig ein un¬ 
gesunder ist, und daß darin in kurzer Zeit ganz von selbst eine Wendung 
eintreten wird. Denn wir müssen im Staatsleben — darüber kommen wir nicht 
hinweg — zu einer Vereinfachung der ganzen Verwalt ng kommen. Weiter¬ 
hin ist mit Recht ausgesprochen worden, daß es für die Aerzteschaft eine 
Beschäftigungsmöglichkeit in dem bisherigen Umfange nicht mehr geben wird. 
N cht bloß in der Verwaltung, nicht bloß bei den Aerzten, sondern allgemein 
ist es nicht mehr möglich, die freien Berufe in demselben Maße wie bisher 
zu beschäftigen, wo wir ein wohlhabendes Deutschland gewesen sind. Darum 
bin ich der Auffassung, daß in absehbarer Zeit die Abebbung gegenüber dem 
Zulauf zu den Universitäten zu den akademischen Berufen ganz von selbst 
erfolgt, und daß deshalb ein Sondervorgehen gegenüber den Medizinern nicht 
ratsam und nicht wünschenswert erscheint. 

Im übrigen danke ich dem hohen Hause für das Wohlwollen, das es 
bei der Beratung des Etats des Wohlfahrtsministeriums den Bestrebungen 
dieses Ministeriums entgegengebracht hat Ich werde bestrebt sein, mit den 
Mitteln, die einigermaßen aufzubiingen sind, das denkbar Beste auf dem Ge¬ 
biete der Volks Wohlfahrt zu schaffen. 

Am folgenden Sitzungstag^ wurde über den Haushalt ab- 
der Antrag der Unabhäni^igen auf Sozialisierung des 
Heilwesens abgelehnt, dagegen em Antrag der Haushalts¬ 
ausschüsse, den Zuschuß für Säuglingsfürsorge von 500000 M. 
auf 1 Million Mark zu erhöhen, einstimmig angenommen. 



Kleinere Mitteilungen und Beferate aus Zeitacbrilten. 


441 


Kleinere Mitteilungen n. Referate ans Zeitschriften. 

8aohTerat4ndlgant&tlgkelt la Unfall-, Invalldit&ta- und 
Krankenversloberangnnaolien. 

Beitrag aur Frage der Pacbymeniugitis dorsalis. Zn 8 anun*>n 1 iaDg 
mit -Trauma 1 Von Prof. Dr. Bonge. Ans der Psychiatrischen und Nerven* 
klinik zu Kiel. AerztUche SaebTerständigen-Zeitung; 1920, Nr. 6. 

Es handelt sich um den außerordentlich seltenen Fall einer Pacby- 
meningitis dorsalis im Zosanimenhang mit einem Trauma. Die bisher bekannt 
gewordenen Falle von Pacbymeningitis dorsalis sind am häufigsten anf Ine¬ 
tischer Basis, dann tnberknlöser Art, sie kommen ferner bei Meningitis-Formen 
oder als metastatiseb-eitrige Entzündungen vor, schließlich sind auch einige 
Fälle unbekannter Herkunft mitgeteilt. 

ln vorliegendem Full handelt es sich um einen Schlosser, der bis dabin 
gesund war bis auf eine Bronchitis, der beim Schwingen nnd Anfscfalagen eines 
schweren Bohres anf einen Ambos plötzlich heftige RQckenscbmerzen ver- 
^firte, 4 Tage später Parästhesien in den unteren Extremitäten, am fünften 
Tage Lähmung der Beine, Stuhl- und Urinretention bekam und 41 Tage nach 
dem Unfall, nachdem sich nach schwerem Dekubitus Lystitis u. a. eingestellt 
hatte, starb. Bei der Autopsie ergab sich die Wirbelsäule frei von Ver¬ 
änderungen, während die Hinterfläche der Dura in der Höhe des 3. bis 6. Dorsal- 
segments durch ein lockeres, mit rostbrauner Flüssigkeit durchsetztes Gewebe 
verdickt war. Lues war auszuschließen. Verfasser erklärt den Fall so: wahr¬ 
scheinlich bat der chronische EntzQodongsprozeß schon längere Zeit vor dem 
Trauma bestanden, ohne manifeste Erscheinungen bervorzurufen. Durch das 
angestrengte Arbeiten ist ein akutes Aufflackern des Prozesses, eine Ver- 
sebiimmernng hervorgernfen, die später zur Kompression des Rückenmarks 
mit Lähmnngserscheinungen führte. Die nacbfolgeuden Entzündungen der 
Harnwege, der Dekubitus usw. sind dann gleichfalls Folgen des Unfalls. Somit 
Ist mit größter Wahrscheinlichkeit der Tod mit dem Betriebsunfall in tat¬ 
sächlichem Zusammenhang. _ Dr. Solbrlg -Breslau. 


Ein Fall von schwerer Fraktur der Wirbelsänle ohne Nerven- 
symptome. Von Begim.-Arzt M.-B. Dr. B. Bosenfeld und Oberarzt Dr. 
J. Zollschan. Wiener klin. Wochenschrift; 1920, Nr. 3. 

Ein 19jäbriger Infanterist war am 25. Oktober 1917 anf dem Vormarsch 
durch den Luftdruck einer neben ihm einschlagenden Granate einen Abhang 
von etwa 5 m Höhe hinunter geschleudert worden. Er vermochte noch selbst, 
nach kurzer Bewußtlosigkeit, bis zum Hilfsplatze zu geben nnd kam nach 
mehreren Tagen mit der Diagnose: „Hochgradige Bachitis, Herz- 
neurose und Gastroenteritis“ ln das Beservehospital Karlsbad. Der Bücken 
bot eine deutliche Kyphose dar, im Bereich der Brustwirbelsänle etwa von der 
Höhe des ni —VII. Doms, nachdem der Mann mit Sicherheit angab, daß er 
bis zu seiner Verunglückung eine vollkommen normale Bildung des Brustkorbs 
gehabt habe. Nervöse Störungen fehlten. Die Böntgenaufnahmen ergaben: 
Zerstörung des VL nnd VII. Urustwirbelkörpers. Die vordere untere Kante 
des V. und die vordere obere Kaute des VIII. Wirbels berühren einander. Ihre 
Vorderflächen bilden gegeneinander einen Winkel von 120“ nnd in dos frei 
bleibende Dreieck zwischen unterer Fläche des V. nnd oberer Fläche des 
VlIL Wirbels eingezwängt finden sich die Beste der dazwischen liegenden zer¬ 
trümmerten beiden Wirbelkörper. 

Unter Anwendung von Wasserglaskorsetts trat binnen 5 Monaten zu¬ 
friedenstellende Kallusbildung ein. Der genau erhobene Nervenstatus ergab 
ganz normale Verhältnisse. 

Die Verfdsser nehmen an, daß das starke ligamentum longitudinale 
posterius den Schutz des Wirbelkanals gegen das BOckwärtsdringen irgend¬ 
welcher Fragmentteile in das Bückenmark bewirkt habe. 

' _ Dr. M ay e r - Meisenheim. 

Oie Erwerbsbehlndemng bei Hedlannsläbmnng. Von Nervenarzt 
Dr. Eng eien-Düsseldorf, Cbi'farzt der inneren Abteilung des Marienhospitals. 
AerztUche Sachverständigen-Zeitung; 1920, Nr. 8. 
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Bei der Mediaonsläbmnng ist der Verlast der Beagefäbigkeit des Daomens 
and der DaatneDopposition sowie der Verlast der Beagefäbigkeit in den beiden 
£n>igeienken des Zeigefingers schwerwiegend. Es sind hierfür an der Arbeits¬ 
hand etwa 45'’/< Er^erbsbehinderang in Ansatz zn bringen, an der linken Hand 
etwa 35"/o. Dieser Prozentsatz erhöbt sich ntn wenn aach an den 

übrigen 8 Fingern die Bengefäbigkeit in beiden Endphalangen aufgehoben ist. 
Es ist aber anch anf den Beruf Rücksicht za nehmen. Bin Klavierspieler ist 
für seinen Beruf völlig untauglich, ein Bürobeamter bei Verletzung des linken 
Medianns praktisch kaum om 10% geschädigt. 

Eine allmähliche Besserung durch Qewöhnnng und TTebung erfolgt im 
Laufe der Zeit. _ Dr. Solbrig -Breslau. 


Die Erwerbsbehindernng bei UlnarfglähmuDg. Von Dr. Engelen- 
Düsseldorf, Cuefarzt der inneren Abteilung des Marienhospitals. AerzUlcbe 
Sachverständigen-Zeitung; 1920, Nr. 9. 

Die Ulnarislähmung, die bei längerem Bestehen die charakteristische 
Krallenband bildet, bedingt eine schwere Schädigung der Hand. Kräftiges 
Greifen und Festhalten ist unmöglich, weil die Orundpbalangen nicht kräftig 
gebeugt werden können und der Daumen nicht kräftig zu addozieren ist. 

Als Durchschnitt ist bei einem Arbeiter eine Erwerbsbehindernng von 
60 ^/o bei rechtsseitiger, von 40 **/o bei linksseitiger Ulnarislähmung anzunemen. 

Dr. 8 0 1 b r 1 g - Breslau. 


Die Erwerbsbehindernng bei Badialislähuinng. Von Nervenarzt 
Dr. Engelen -Düsseldorf. Aerztliche Sachverständigen-Zeitung; 1920, Nr. 10. 

Die Arbeitsfähigkeit der Hand ist bei Radialislähmung weniger beein¬ 
trächtigt als bei Läbtnung des Ulnaris oder Medianus. Durch eine passende 
Schiene können Handgelenk und Flngergrundgclenke in Streckstellung, der 
Daumen in leichter Adduktion gehalten werden; hierdurch gelingt es, die 
Hand zum Greifen und Festhalten recht gut zu verwenden. Meist genügt die 
Annahme einer Erwerbsbehindernng von 2ö0/o bei Lähmung des rechten, von 
150/0 des linken Badialis. Dr. Solbrig-Breslau. 

Besprechnngen. 

Prof. Dr. A. Beythlen- Dresden, Prof. Dr. C. Hartwloh-Zürich und Prof. 
Dr. Klimmer r Dresden: Handbuch der Nahrungsmittel-Üntersuchnng. 

37—45. Li forong. II. Bd. S. 386—454 und lU. Bd., S. 369-648. Gr. 4». 
Leipzig 1'.’19—1920. 

Mit den jetzt erschienenen letzten Lieferungen ist das großartig an¬ 
gelegte nnd in allen Abschnitten von seinen Verfassern vorzüglich durchgeführte 
Handbuch vollendet. Es ist damit ein Werk geschaffen, das für die beteiligten 
Kreise, insbesondere für die Nahrangsmittelchemiker geradezu unentbehrlich 
ist; aber auch den Medizinalbeamten kann es als zuverlässiger und über alle 
Punkte (auch in bezog auf die Gesetzgebung und Beebtspreebung) warm emp¬ 
fohlen werden. Insbesondere wird sie der dritte Band: „Bakteriologischer und 
-biologischer Teil“ interessieren. _ Bpd. 

Dr. Belnh. Demoll: Das Abwasserflschteichverfahren. Einzeldar¬ 
stellungen aus dem Gebiet der angewandien Naturwissenschaften. Verlag 
Natur und Kultur Dr. Fr. J Völler; München 1920. 

Unter den biologischen Beiuigungsverfabren der Abwässer verdienen aus 
wirtschaftlichem Interesse neben den Rie.selfeldern die Abwasseifiscbteiche 
unser besonderes Interesse. In beiden Verfahren werden ans dem organischen 
Kapital, das tagtäglich die städtischen Kanäle absebwemmen, neue Werte ge- 
sebafien. Der Verfasser schildert in seiner Abhandlung die biologischen Vor¬ 
gänge, die sich in den Abwasserfischteichen abspielen, und gibt aat>fübrliche 
Richtlinien für den Bau und die Bewirtschaftung der Teiche. Die Schrift ist 
auch für den Amtsarzt ein wertvolles Hilfsmittel, um sich rasch über die ein¬ 
schlägigen Fragen der'Abwasserreinigung zu unterrichten. 

Dr. K. Frickhinger-München. 
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Tag^esnachrichten. 

Znr Frage der Beaoldonga- nnd TenerniigHznlagen. In der Prenßi* 
sehen Landeaversammlng hat der Hanptaasschaß den Gesetzentwurf, 
betr. AbänderunGT der Besoldant;sordnung (s. Nr. 22, S. 401) in zweiter Lesung 
angenommen; die endgültige Annahme im Plenum wird jedenfalls noch vor 
Weihnachten erfolgen. ImBeichstag ist insofern eine Teuernngsznläge 
für die Beamten beschlossen, indem die Kindergelder in den Ortsklassen A auf 
1500/0, B auf 125%, C auf 100"», und Ü und E auf 76% erhöht sind. Außer¬ 
dem soll den Diätaren statt 80% des Ortsznschlages der volle Ortszoschlag 
gewährt werden. _ 

Einem Artikel ),H5here Beiträge" des Geheimen Beg.-Rats Pels- 
Lensden in der Zeitschrift des Bandes höherer Beamter (Nr. 9/10, 1920) ent¬ 
nehmen wir folgende Tabelle über die Zunahme der Gewerkschaftsbeiträge: 



Beitrag 

durchschnittlich 
1913 1920 

M M. 

Steigerung 

etwa 

V. H. 

s6,6 

242,4 

430 

20,4 

120,0 

490 

33,0 

223,8 

565 

80,6 

255,0 

730 

36,0 

173,4 

380 

15,6 

120,0 

800 

30,0 

126,0 

300 

16,0 

120,0 

565 

18,0 

72,0 

300 


Bauarbeiter. 

Bergarbeiter. 

Buchbinder. 

Holzarbeiter. 

Metallarbeiter. 

Deutscher Werkmeisterverband. 

Bund der techn. Angestellten und Beamten 
(bei 600 bis 900 M. Monatseinkommen) . . 

Deutsch • nationaler Handlungsgehilfenycrband 
Verband Deutscher Handlungsgehilfen . . . 

Es wird dort weiter ausgeführt, daß einige Gewerkschaften zu einer 
Abstufung der Beiträge entsprechend der Höhe des Gehalts Obergegangen sind 
nnd daß z. B. der Bund der technischen Angestellten und Beamten den monat¬ 
lichen Beitrag für jedes Mitglied im Durchsciinitt auf etwa IVt v. H. des 
monatlichen Gesamteinkommens (Grundgehalt, Ortsznschlag, Teuerungszuschläge 
außer Eiaderzulagen) festgesetzt hat. 

Der Beitrag zum Preußischen bezw. Deutschen Medizinalbeamtenverein 
ist von 15 M. im Jahre 1913, auf 85 M. im Jahre 1920 gestiegen. Br hat 
mithin nnr eine Erhöhung um 180 v. H. erfahren, die hinter der durchschnitt¬ 
lichen Beitragssteigerung der in obiger Tafel zusammcngestellten Gewerk¬ 
schaften erheblich znrückbleibt. Ohne weiteres geht auch aus der Tafel 
hervor, daß die Leistungen der Arbeiter für ihre Organisation sehr viel be¬ 
deutender sind, als die der Medizioalbeamten. 

So lange der Beitrag zum Medizinalbeamtenvercin auf der jetzigen ver¬ 
hältnismäßig niedrigen Höbe zu halten ist, wird der Einheitsbeitrag kaum als 
Härte empfanden werden, jedoch bei einer weiteren wesentlichen Steigerung 
der Yereinsansgaben könnte eine Abslufang nach der Höhe des Dienstein- 
kommens in Erwägung gezogen werden. 

Die Arbeiterschaft hat frühzeitig erkannt, daß zu einer nutzbringenden 
Arbeit im öffentlichen Leben reichliche Mittel zur Verfügung stehen müssen. 
Wenn unser Verein trotz seiner geringen Mittel große Erfolge aufzuweisen 
bat, so ist das der Umsicht und unermüdlichen Tätigkeit zu danken, die der 
Herausgeber dieser Zeitschrift in selbstloser und aufopfernder Weise geleistet 
hat. Aufopferungsfähigkeit und Selbstlosigkeit sind ater heutzutage rare 
Artikel und der Medizinalbeamtenverein tut gnt sich nicht immer anf seinen 
günstigen Stern zu verlassen, sondern für alle Fälle seine leere Kasse zu 
füllen. Es wäre daher mit Dank zu begrüßen, wenn diejenigen Vereinsmit- 

f lieder, denen bei der Besolduogsreform die Tätigkeit des Vereins in besonders 
ohem Maße zugute gekommen ist, die Arbeit des Vereins durch besondere 
materielle Zuwendungen unteratfitzen würden. 
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Sprechsaal 


Hit Rttcksicbt aof die gewerbeärztlicbe Tätigkeit der Medi* 
xinalbeamten, an Bedeatong and Wichtigkeit ständig zanimint, kann 
ihnen der Bezog des Zentralblattes fQr (jewerbefayglene nnr warm 
empfohlen werden. Es wird vom Insiitot für Gewerbebygiene in Frank- 
fnit a. M. unter Schriftleitnng der bekannten Oewerbebygieniker Prüf. Dr. 
Cnrsch mann-Bitterfeld, Ober-Reg.-Bat Prof. Dr. K 0 Iscb-München nnd 
Dr. Francke-Frankfart a. H. heransgegeben nnd erscheint in der Verlags- 
bnchbandlnngTon Julius Springer-Berlin. Bezugspreis: jährlich 86Mark. 


Sprechsaal. 

Anfrage: FQr eine Dienstreise mit der Staatsbahn von D. nach Tg., 
dann zu Fnfi nach Th., yon dort nach To. nnd dann yon To. mit der Klein¬ 
bahn zurück liquidierte ich 0,28 M für den Kilometer Stnatsbabn, für Fahrt 
auf der Kleinbahn den Fahrpreis II. Kl., da dieser höher ist als auf der 
Staatsbahn. * Dies wurde beanstandet, da nach § 8 des Reisekostengesetzes 
Mehrausgaben nnr dann zu erstatten sind, wenn die Gesamtausgaben 
der Beförderung des Beamten die bestimmungsgemäßen Fahrkosten, ~ein- 
schließlich Za- und Abgang überschreiten und es nicht angängig sei, fQr einen 
Teil der Reise besondere Gebühren in Ansatz za bringen. Ist dies richtig 

Antwort: Ja, nach § 8 des Reisekostengesetzes in Verbindung mit § 
der Ausführangs-Bestimmangen yom 24. September 1910 werden die Mehrkosten 
erstattet, wenn die bestimmangsmäßigen Fahrk^psten einscbl. der Vergütung 
rär Za- and Abgang nicht aasgereicht haben, die gesamten Kosten der Be¬ 
förderung des Samten and des za seinem persönlichen Gebrauche bestimmten 
Gepäcks za decken. Der Beamte hat zn diesem Zweck seine Auslagen für die 
Beiörderang nach den einzelnen Orten summarisch geordnet anzugeben. 


Mitte ilnugr. 

Mit dem 15. d. M. habe ich meinen Wohnsitz 
von Minden i. W. nach 

Bad Iiippspring^e bei Paderborn 

verlegt und bitte deshalb, künftighin alle Sen¬ 
dungen an mich nach dorthin zu richten. 

Infolge dieser Verlegung des Wohnsitzes er¬ 
scheint die vorliegende Nummer etwas verspätet. 

Dr. Rapmund. 


Dentscher n. Prenssischer MedizinalheamtenTerein. 

Die Mitglieder des Deutschen und Preußischen Medizinal- 
beamtenvereins werden gebeten, etwa bevorstehende Wohnung^ 
änderungen umgehend der Geschäftsstelle der Zeitschrift 
(Bnchdrnckerei J. C. C. Bnms, Minden i W.) mitzuteilen, damit 
in der Zustellung der Zeitschrift mit Beginn des neuen Jahres 
keine Unterbrechung eintritt. 


Yerantwartlioh fftr die Schiiftleitung: Prof. Dr. Rapm und, Geh. Med.-Rat in Hinden i. W. 
Druck TOn J. C. 0. Bruns, Minden i. W. 











444 


Sprechsaal 


Mit Bflcksicbt aaf die gewerbeärztlicbe Tätigkeit der Medi- 
zinalbeamteD, die an Bedeatong nnd Wichtigkeit ständig zanimmt, kann 
ihnen der Bezog des Zentralblattes für Oerrerbehygiene nnr warm 
empfohlen werden. Es wird vom Insütot für Gewerbebygiene in Frank¬ 
furt a. M. unter Schriftleitnng der bekannten Oewerbebygieniker Prüf. £>r. 
Carschmann-Bitterfdd, Ober>Beg.-Bat Prof. Dr. Kölsch-Mänchen ond 
Dr. Francke*Frankfurt a. M. beransgegeben nnd erscheint in der Verlags- 
bncbhandlnng von Julias Springer -Berlin. Bezugspreis: jährlich 86Mark. 


Sprechsaal. 

Anfrage: Für eine Dienstreise mit der Staatsbahn von D. nach 
dann zu Foß nach Th., von dort nach To. und dann von To. mit der Klein¬ 
bahn zurück liquidierte ich 0,28 M für den Kilometer Stoatsbabn, für Fahrt 
auf der Kleinbahn den Fahrpreis II. KL, da dieser höher ist als auf der 
Staatsbahn. * Dies wurde beanstandet, da nach § 8 des Beisekostongesetzes 
Mehrausgaben nur dann zu erstatten sind, wenn die Gesamtausgaben 
der Beförderung des Beamten die bestimmungsgemäßen Fabrkosten, ~ein- 
schließlich Zn- nnd Abgang überschreiten und es nicht angängig sei, für einen 
Teil der Beise besondere Gebühren in Ansatz zu bringen. Ist dies richtig 

Antwort: Ja, nach § 8 des Beisekostengesetzes in Verbindung mit § 37 
der Ausfübrungs-Bestimmungen vom 24. September 1910 werden die Mehrkosten 
erstattet, wenn die bestimmungsmäßigen Fahrt^osten einschl. der Vergütung 
für Zu- und Abgang nicht aasgereicht haben, die gesamten Kosten der Be¬ 
förderung des Beamten und des zu seinem persönlichen Gebrauche bestimmten 
Gepäcks zu decken. Der Beamte bat zu diesem Zweck seine Auslagen für die 
Beiörderung nach den einzelnen Orten summarisch geordnet anzugeben. 


BI i 11 e i 1 n n gf. 

Mit dem 15. d. M. habe ich meinen Wohnsitz 
von Minden i. W. nach 

Bad liippspringre bei Paderborn 

verlegt und bitte deshalb, künftighin alle Sen¬ 
dungen an mich nach dorthin zu richten. 

Infolge dieser Verlegung des Wohnsitzes er¬ 
scheint die vorliegende Nummer etwas verspätet. 

Dr. Rapmund. 

Dentsclier n. Preussischer Medizinalheamtenvereiii. 

Die Mitglieder des Deutschen und Preußischen Medizinal- 
beamtenvereins werden gebeten, etwa bevorstehende Wohnnnga- 
änderimgen umgehend der Gescldftsstelle der Zeitschrift 
(Bnehdrackerei J. 0. 0. Bmns, Minden i W.) mitzuteilen, damit 
in der Zustellung der Zeitschrift mit Beginn des neuen Jahres 
keine Unterbrechung eintritt. 


Veraatwartlloh ftr di« Sehrlftleitaiif: Prof. Dr. Bapnand, 0«b. Med.-Rat in Minden i. IT. 
Dniok toa J. C. C. Bma» Itiadea i. W. 
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18. „ : Abgabe von Santoninzeltchen. 

19. „ : Amtsärztliche Besichtigung der Strafanstalten .... 

21. „ : SaWarsan für Krankenanstalten. 

8, Juli: Würde eines Doktors der Zabnheilkunde. 

17. „ : Tageirelder bei Reisen nach besonders teuren Städten . 

22. „ : Aufsicht Uber die Johanniterkrankenhänser ..... 

27. „ : Verbot des Aufenthalts Ton Zigeunern in Bädern usw. 

29. „ : Salyarsanfälschnngen . 

31. „ : Nebenämter. 

7. Aug.: Verfab ren bei Rückgabe TonHebammenprüfnngszengnissen 

13. „ : Innebaltung des Dienstweges. 

18. „ : Benachrichtigung der Militär* und Zirilbehörden bei an¬ 

steckenden Krankheiten. 

20. „ : Kreisarztprüfung. 

20. „ : Miitterberatnngs- und Sänglingsfürsorgestellen . . . 

21. , : Richtlinien bei Dienstreisen. 

24. „ : Namentlicbe Verzeichnisse bei Genickstarre und Typhus 

l.Sept.: Gebührenordnung für Aerzte und Zahnärzte . . . . 

8. „ : Krüppelanzeigepflicbt . 

9. u. 12. „ : Krüppelanzeigepflicbt . 

9. : Fenerbestattungszeugnisse und Leichenpässe . . . . 

10. „ : Entnahme diphtherieverdächtigen Untersuchnngsmaterials 

von Schulkindern. 

15. „ : Rechtzeitige Erkennung und Behandlung der Erbsjpbilis 

30. „ : Latein kenn tnisse der Apothekerlehrlinge . 

5. Okt. : Urlaub vor Versetzung in den Ruhestond. 

7. , : Einziehung Ton Diphtherie- und Tetanusserum . . . 

14. „ : Staatliche Prüfung von Zahntechnikern. 

23. „ : Gebühren der Kreisärzte für die Tätigkeit bei Militär- 

versorgungsgerichten. 

27. „ : Gebühren bei Stellvertretung der Kreisärzte . . . . 

28. „ : Dienstreisen der Kreisärzte. 

2. Not. : Dienstmarken zu Meldungen von übertragbaren Krank¬ 
heiten . 

9. „ : Arbeitszeit der Beamten. 

9. „ : Versorgungsbezüge der ehemal. Kreisphysiker und Kreis¬ 
wundärzte . 
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O. Bayern. 

1919. 13. Not.: Augeneiterung der Neugeborenen. 11 

1920. 27. Jan.: Prüfung von Krankenpflegepersonen. 32 

„ 31. yi : Anzeigepflicht der Kassenärzte. 32 

„ 11. März: Feuerbestattung. 95 

„ 7. Aug.: Gebühren für den ärztlichen Staatsdienst.132 

- 13. „ : Leichenschau .132 


14. „ : Gebühren für ärztliche Dienstleistungen bei Behörden . 131 


I>. SaatiMon. 

1919. 10. Not. : Verbot Ton Vorstellungen über Hypnotismus,Magnetismus, 

Suggestion usw. 11 

„ 29. „ : Abgabe der Geburtslisten der Hebammen. 7 

1920. 26. Februar und 20. Mai: Gebührenordnung für Aerzte usw. . . 84 

Xj. Wtkrtrembei*^. 

1919. 8. Okt. : Errichtung eines Jugendamts . . . ^.. 47 

„ 6. Dez.: Beschäftigung Ton nicht pharmazeutischem Personal in 

Apotheken. 12 
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1919 15. a. 17. Dez.: Neaordnnng des Qesnndbeitswesens. 18 

22. Dez : Landesgesnndbeitsrat. 19 

19^. B.Febr.: Prfifang für den ärztlichen Staatsdienst .. 64 

F. Baden. 

1919. 1. Okt.: Prüfung von Krankenpflegerinnen. 24 

1920. 12. Juni: Gebühren der Desundbeitsbeamteu für amtliche Verrich¬ 

tungen .135 

„ August: ApothekenTisitationen.116 


O. Heaaen. 

1920. 10.April: Ausführung der Wassermannschen Beaktion .... 48 

B. AIeolclent>ui*i{-Seliwerln. 


1919. 8. Okt. : Prüfung in der Säuglingspflege. 12 

„ 8. Nor.: Verhütung der Einschleppung von übertragbaren Krank¬ 
heiten . ... 20 

1920. 80. Mai : Taxe für Aerzte uws.100 

, 1. Aug.: Staatsärztiiche Prüfungsordnung.140 

I. Uppe. 

1919. 23. Juli: Landesamt für Volkswohlfährt und Volksgesundheit 8 


K. Oldenburg. 

1920. 16. März und 28. Juni: Aerztliche üeberwachung der Schulkinder 

Kj. Soh-waraBbargf-Sonderaliaaaen. 


1919. 18. Nov.: Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten . 24 

M. Hambarfl^. 

1920. 15. Mai : Regelung des Gesundheitswesens. 68 


Sach^Register. 
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AbgaM stark wirkender Arzneimittel, Beschaffenheit der Arzneigläser (Deutsches 
Reich) 29, Anfertigung der ärztlichen Verordnungen (Preußen) 68, Vorrätig¬ 
halten Ton Tabletten (Preußen) 84, tierärztliche Hausapotheken (Preußen) OT, 
Visitationen (Baden) 116. 

Apotheker, Anrechnung Ton Kri^sdienst auf die Gehilfenzeit (Preußen) 7, 
selbständige Aenderung der Arzneitaxe (Deutsches Reich) 67. Prüfungsordnung 
(Deutsches Reich) 93, Lateinkenntnisse der Lehrlinge (Preußen) 149. 

Arbeiterschutz, Gesundheitsschädigung durch Quecksilberlot (Deutsches Reich) 2, 
Hantkrebs bei Steinkoblenbrikettarbcitern (Preußen) 4, weibliche Angestellte 
in Gastwirtschaften (Deutsches Reich) 9, in Blcifarbenfabriken (Deutsches 
Reich) 34, Preßluftarbeiter (Deutsches Reich) 102. 

Aerzte, Haftpflicht wegen Zurücklassung von Gaze in Operationswnnde (Rspr.) 1, 
Abänderung der Prüfungsordnung (Deutsches Reich) 2, Ausbildung von Kom¬ 
munalärzten (Preußen) 9, Klue auf Widerruf eines unrichtigen Zeugnisses 
(Rspr.) 18, Merkblatt über Knochenerkrankungen (Preußen) 26, Anzeige- 
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p^cht der Kassenärzte (Bayern) 82, Untersucbang von Bleiarbeitem (Deutsches 
Reich) 42, Haftpflicht bei Diebstahl im Wartezimmer (Bspr.) 49, Gebühren 
(Sachsen) 84, (Mecklenburg-Schwerin) 100, (Preußen) 117, Reisekosten der 
Vertreter der Aerztekammern (Preußen) 93, Haftpflicht bei SaWarsan- 
einspritzung (Rspr.) 101, Gebühren der Spezialärzte (Rspr.) 101, Gebühren 
(Bayern) 131, 132. 

Arzneimittel, Abcrabe stark wirkender (Deutsches Reich) 29, Verkehr damit 
(Deutsches Reich) 30, Tabletten (Preußen) 84, Abgabe von Santoninzeltchen 
(Preußen) 84. 

Arzneitaxe, selbständige AbändernngT(Deatsches Reich) 67. 

Augen, Biterung der Neugeborenen (Bayern) 11. 

BBder, Wiedereröffnung (Preußen) 68, Aufenthalt von Zigeunern (Preußen) 94, 

Beamte, Arbeitszeit (Preußen) 141, Urlaub (Preußen) 142. 

Betäubungsmittel, Verkehr (Deutsches Reich) 89. 

Blei, Schutz der Arbeiter in Farbenfabriken (Deutsches Reich) 134, Bleimerk¬ 
blatt (Deutsches Reich) 41, Dienstanweisung für die ärztliche Untersuchung 
(Deutsches Reich) 42, Haftpflicht bei Bleivergiftung durch Wasserleitung 
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Desinfektion, Wiederholungslehrgänge (Preußen) 83. 

Dienstreisen, Richtlinien (Preußen) IM. 

Dienstweg, Innehaltung 130. 

Diphtherie, Zulassung zum Schulbesuch (Preußen) 17, Entnahme des Unter- 
suchungsmaterials von Schulkindern (Preußen) 144. 

Ernährnng, Knochenerkrankungen infolge Unterernährung (Preußen) 26. 

Fett, Gewinnung aus Abwässern (Preußen) 88. 

Feuerbestattung, Vorschriften (Bayern) 95, Zeugnisse (Preußen) 144. 

Fleckfieber, Bekämpfung (Deutsches Reich) 60, Verhütung der Einschleppung 
(Preußen) 62. 

Fürsorgerin, Ausbildung und Prüfung (Preußen) 17. 

Gastwirtschaften, Schutz weiblicher Angestellten (Deutsches Reich) 9. 

Gebühren, Erhöhung (Preußen) 40, für Zeugen und Sachverständige (Deutsches 
Reich) 81, für Aerzte usw. (Sachsen) 84, (Mecklenburg-Schwerin) 100, der 
Spezialärzte (Bspr.) 101, der Medizinaluntersuchungsanstalten (Preußen) 107, 
für Aerzte (Preußen) 117, (Bayern) 131, 132. 

Gebart, Listen der Hebammen (Sachsen) 7, Meldung an die Sänglingsfürsorge- 
steUe (Preußen) 18, 83. 

Genickstarre, namentliche Verzeichnisse (Preußen) 115. 

Geschlechtskrankheiten, Bekämpfung (ScWarzbnrg-Sondershausen) 24, (Preußen) 
85, Wassermannsche Reaktion (Hessen) 48, Sprechstunden für weibliche 
Kranke (Preußen) 63, Erkennung und Behandlung der Erbsyphilis (Preußen) 146. 

Gesundheitswesen, Neuordnung (Württemberg) 18, Bericht für 1919 (Preußen) 31, 
Regelung (Hamburg) 68. 

Gift, Schädlingsbekämpfung (Deutsches Reich) 89. 

Gonorrhoe, Scheidenkatarrh bei Schulmädchen (Preußen) 64. 

flantkrebs bei Steinkohlenbrikettarbeitern (Preußen) 4. 

Hebammen, Abgabe der Gebartslisten (Sachsen) 7, Meldungen an die Säng- 
lingsfürsorgestelle (Preußen) 18, Dienstmarken für Geburtsmeldungen (Preußen) 
83, Rückgabe des Prüfungszengnisses (Preußen) 116. 

Hundswut, Verpfiegungskosten der Wutschutzpatienten (Preußen) 7, 46, Be¬ 
handlungsgebühr (Preußen) 94. 

Hypnotismus, Verbot von Vorstellungen (Sachsen) 11. 

Impfüng, Preise der Lymphe (Preußen) 68, Impfgebühr (Preußen) 92. 

Influenza, Auftreten (Preußen) 23, 83. 

Invalidenversicherung, Erhöhung der Leistungen und Beiträge (Deutsches 
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Johanniter^ Krankenhäuser (Preußen) 115. 

Jugendamt (Württemberg) 47. 

Kinder^ Einrichtung Ton Bewahra^talten und Gärten (Deutsches Reich) 100. 

Enochenerkraoknngen infolge Unterernährung (Preußen) 26. 

Kokainsenche (Preußen) 63. 

Eommunalärzte, Ausbildung (Preußen) 9. 

Krankenanstalten, Besichtigung der Provinzialanstalten (Preußen) 25, Umsatz¬ 
steuer (Deutsches Reich) 4^, Vorschriften über Anlage usw. (Preußen) 78, 
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Reich) 83, 50. 
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Militär- und Polizeibehörden (Deutsches Reich) 61, (Preußen) 144, Dienst¬ 
marken zu Meldungen (Preußen) 145. 
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SacbTerstlDdif^. Gebähren (Dentscbes Beich) 81. 

SaWsrssn, Schleichhandel (Preußen) 28, Bedarf der Krankenanstalten (Preußen) 94, 
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Santoninzeltchen, Abgabe (Preußen) 84. 
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bei Schulmädchen (Preußen) 64, Urinuntersuchungen (Prenßra) ärztliche 
Ueberwachung der Kinder (Oldenburg) 138, Entnahme diphtherieTerdächtigen 
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Tuberkulose, Erweiterung der Fürsorge (Preußen) 46, Bekämpfung (Preußen) 
85, 94. 

Tierärzte, Hausapotheken (Preußen) 87. 

Typhus, namentliche Verzeichnisse (Preußen)7ll5. 

Urlnnntersnchnngen bei Schulkindern (Preußen) 83. 

Urlaub, zur Erholung (Preußen) 90. 

Tolkswehlfahrt und Volksgesundheit, Landesamt (Lippe) 8, MiainterialUatt 
(Preußen) 39. 

Wochenhllf^ Gesetz (Deutsches Reich) 65. 

Wohlfahrtspflege, Organisatiou der ländlichen (Preußen) 85. 

Zahnärzte, Aenderung der Prüfungsordnung (Deutsches Beich) 2, Gebtthran 
(Sachsen) 84, (Mecklenbnrg*Schwerin) 1(X), Doktorwürde (Pretzen) 185. 
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Zeugen, Gebühren (Deutsches Beich) 81. 

Zigeuner, Aufenthaltsverbot für Badeorte (Preußen) 94. 






J. C. C. Bruns, Buchdrucker ei in Minden LWestf. 



Rechtsprechung u. Medizinal» 
Gesetzgebung. 

Beilage zur Zeitschrift für Medizinal-Beamte 

Nr. 1. 5. Januar. 1920. 


Rechtsprechung. 

Zurflcklassen einer Oazeserviette In der g^esdilossenen Operations¬ 
wunde. Erfolstose Sdiadenersatzklage gegen einen Cbirurgen. Urteil 
des Reidisgeridits (VII. Z.-S.) vom 17. Oktober 1919. 

Der Chirurg Dr. B. in S. nahm im März 1910 an einer Frau G. eine Ovarial¬ 
operation vor. Nach der Operation stellten sich bei der Frau allerlei Beschwerden 
und Schmerzen ein, die sie veranlagten, sich in die Klinik des Prof. Dr. St. in 
Kiel zu begeben, der die Bauchhöhle nochmals öffnete und bei der Entfernung 
des Eierstockes eine Gazeserviette zutage förderte, die bei der ersten Operation 
zurückgeblieben war. Frau G. strengte, nachdem im Jahre 1914 noch eine dritte 
Operation nötig geworden war, Schadenersatzklage gegen Dr. B. an mit der Be¬ 
hauptung, dieser habe sich einen Kunstfehler zuschulden kommen lassen, der bei 
der Aufmerksamkeit, die vom Arzte gefordert werden müsse, hätte vermieden 
werden können. Das Landgericht Flensburg wies die Klage ab, das Ober¬ 
landesgericht Kiel wies die Berufung der Klägerin zurück, und zwar mit fol¬ 
gender Begründung: 

«Der Schadenersatzanspruch gründet sich auf vertragliche und unerlaubte 
Handlung (§ 823 BGB., fahrlässige und widerrechtliche Verletzung des Lebens, 
des Körpers und der Gesundheit eines anderen). Dabei muß ein Verschulden 
des Beklagten nachgewiesen werden, als welches nur Fahrlässigkeit in Frage 
kommen kann. Daß der Beklagte sich eine Fahrlässigkeit habe zuschulden kommen 
lassen, wird vom Landgericht mit Recht verneint. Der Patient kann nur verlangen, 
daß der Arzt bei Vornahme einer Operation die Vorsicht eines gewissenhaften 
Chirurgen und Operateurs beobachtet. Ob dies im konkreten Falle festzustellen 
ist, speziell, ob das Zurücklassen von Gaze in der Operationswunde vermeidbar 
war, darüber ein Urteil abzugeben, ist in erster Linie Sache der ärztlichen Sach¬ 
verständigen. Alle vom Gericht vernommenen Autoritäten haben übereinstimmend 
bekundet, daß es kein sicheres Mittel gibt, um auf alle Fälle das Zurückbleiben 
von Gegenständen, wie Kompressen, Tupfer, Gazetücher, in der Wunde zu ver¬ 
hüten. Durch die üblichen Vorsichtsmaßnahmen, wie die Befestigung von Blei¬ 
kugeln, das Festhalten von Gaze durch Pinzetten usw. wird die Gefahr des Zu- 
rüÄbleibens herabgesetzt, aber trotzdem bleibt es möglich, daß etwas übersehen 
wird. Daraus ist ein Verschulden des Operateurs nicht unbedingt zu entnehmen, 
insbesondere dann nicht, wenn sich Komplikationen einstellen, durch die die Vor¬ 
nahme der Operation erschwert wird. (Im vorliegenden Falle stellte sich das 
Vorhandensein einer Eierstockzyste heraus, die platzte, was das schnelle Aufsaugen 
der Flüssigkeit durch Einführung einer Gazeserviette notwendig machte). Wenn 
aber trotz Anwendung der üblichen Vorsichtsmaßregeln das Zurückbleiben von 
Gegenständen nicht unbedingt zu vermeiden ist, so fragt es sich weiter, ob be¬ 
sondere Umstände vorliegen, aus denen auf ein Vers^ulden des Beklagten zu 
schließen ist. Dies ist ebenfalls zu verneinen. Wie Dr W., der dem Beklagten 
bei Vornahme großer Operationen stets assistierte, zeugeneidlich aussagt, hat 
Dr. B. stets die größte Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit bekundet, die Servietten 
mit einem Zipfel heraushängen lassen oder mit Pinzetten festgeklammert, um ein 
Übersehen tunlichst unmöglich zu machen. Er hat der ihm obliegenden Sorgfalts¬ 
pflicht nach jeder Richtung hin Genüge getan, so daß es der Führung eines Pro- 
tokolles Uber das Vorhandensein und den Verbrauch der Servietten nicht bedurfte. 
Alles dies rechtfertigt die Annahme, daß das Zurückbleiben der Serviette nicht 
auf ein Verschulden des Beklagten, sondern auf einen unglücklichen Zufall 
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zurUdizuführen ist, der ausgelöst wurde durch eine hinzutretende Komplikation, 
die nicht vorausgesehen werden konnte. Von vornherein einen zweiten Assistenten 
hinzuzuziehen, war nicht geboten, da sidi die Operation erst in ihrem Verlauf 
als kompliziert herausstellte.“ 

Die von der Klägerin gegen das Urteil des Oberlandesgerichtes eingelegte 
Revision wurde vom Reichsgericht als unbegründet zurüdcgewiesen. 

(Sächsische Korrespondenz; Nachdruck nur mit deren Erlaubnis gestattet.) 


Medizinal - Gesetzs:ebung. 

Deutsches Reich. 

Nachweis der Kenntnisse in der lateinisdien Sprache zum ärztlichen 
und zahnärztlichen Studium. Bekanntmachung des Reichsministers des 
Innern vom 20. Oktober 1919. 

Der Reichsrat hat auf Grund des § 29 der Gewerbeordnung beschlossen: 
I. Die Prüfungsordnung für Arzte vom 28. 1901 wird, wie folgt, geändert: 

1. § 6, Abs. 3 erhält folgenden Zusatz: 

sAndere Nachweise über Kenntnisse in der lateinischen. Sprache dürfen 
ausnahmsweise als genügend erachtet werden (§ 65).“ 

2. Im § 65 wird eingeschaltet hinter § 6, Abs. 2*. 

,§ 6, Abs. 3.“ 

11. Die Prüfungsordnung für Zahnärzte vom 15. März 1909 wird, wie folgt, 
geändert: 

1. § 6, Abs, 3 erhält folgenden Zusatz: 

„Andere Nachweise über Kenntnisse in der lateinischen Sprache dürfen 
ausnahmsweise als genügend erachtet werden (§ 56).“ 

2. Im § 56 wird eingeschaltet hinter § 6, Abs. 2: 

„6, Abs. 3.“ _ 


Oesundheltsschädigungen bei Verwendung von Quecfcsilberlot. Rund¬ 
schreiben des Reichsarbeitsministers vom 12. September 1919 an sämtliche 
deutsche Gliedstaaten. 

Bei dem Mangel an Zinn ist damit zu rechnen, daß quecksilberhaltiges 
Bleilot, das sich während des Krieges vielfach zum Löten eingeführt hat, noch 
längere Zeit hindurch verwendet wird Bei den mit Quecksilberlot beschäftigten 
Arbeitern sind unter Umständen infolge fortgesetzter Einatmung von Quecksilber¬ 
dämpfen Gesundheitsschädißungen zu befürchten. Es erscheint mir daher erwünscht, 
dafür zu sorgen, daß solchen Schädigungen vorgebeugt wird. Zu diesem Zwecke 
dürfte es siä empfehlen, die Gewerbeaufsichtsbeamten auf die Gesundheits¬ 
gefahren, die mit der Herstellung und Verwendung von Quecksilberlot verbunden 
sind, aufmerksam zu machen. Die Gewerbeaufsichtsbeamten dürften anzuweisen 
sein, sich mit den Unternehmern über die in jedem Einzelfalle zum Schutze der 
Arbeiter erforderlichen Maßnahmen zu verständigen und diese nötigenfalls auch 
auf dem in § 120d der Reichsgewerbeordnung bezeichneten Wege zur Durch¬ 
führung zu bringen. _ 


Preußen. 

Maßnahmen zur Verhütung einer Seudteneinsdileppung durch heim¬ 
kehrende Kriegsgefangene und Rückwanderer. Runderlaß des Ministers 
für Volkswohlfahrt des Innern vom 8. November 1919 — M. f. V. M. 
14199, M. d. J. lld 5862 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Die große Schar der nunmehr zurückkehrenden Kriegsgefangenen wie 
auch der nunmehr aus dem Osten noch zu erwartenden Rüdewanderer läßt 
erneut in erhöhtem Maße mit der Gefahr der Einschleppung von Seuchen in das 
Reichsgebiet rechnen. 

Alle auf dem Landwege heimkehrenden Militär-und Zivilpersonen werden 
nach dem Grenzübertritt einer ärztlichen Überwachung und Sanierung unterzogen, 
die für die aus dem Westen zurückkehrenden bei einmaliger Entlausung auf im 
allgemeinen 3 Tage, bei den aus dem Osten und Südosten Heimkehrenden bei 
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zweimaliger Entlausung auf 10 Tage bemessen ist Auch die auf dem Seewege 
eintreffenden Kriegsgefangenen und Rückwanderer unterliegen, abgesehen von den 
bereits während des Seetransports stattfindenden ärztlichen Überwachungs¬ 
maßnahmen, nach ihrem Eintreffen im Ankunftshafen nochmals einer ärztlichen 
Untersuchung und erforderlichen Falles der Entlausung. 

Wenn auch hierdurch schon — die Möglichkeit einer dauernden ordnungs¬ 
mäßigen Durchführung der vorbezeichneten Maßnahmen vorausgesetzt — ein 
beträchtlicher Schutz gegen die Einschleppung von Seuchen gewährleistet, wird, 
so ist doch als Ergänzung hierzu eine anschließende gesundheitliche Über¬ 
wachung der Kriegsgefangenen und Rückwanderer am Bestimmungs¬ 
orte, weldie bei den aus dem Osten und Südosten zurückkehrenden Personen 
wegen der Fleckfiebei^efahr auf 3 Wochen, im übrigen auf 2 Wochen auszudehnen 
ist, unentbehrlich. Hierbei ist außer auf Fleckfieber das besondere Augenmerk 
auch auf Anzeichen von Cholera, Pocken, Typhus, Ruhr und Malaria, wie ferner 
von Geschlechtskrankheiten zu richten. Soweit Kriegsgefangene bereits beim 
Grenzübertritt als geschlechtskrank ermittelt werden, erfolgt bis zur Beseitigung 
der Ansteckungsfähigkeit nach Möglichkeit ihre sofortige Übernahme in Lazarett¬ 
behandlung; auch ergeht nach Maßgabe der Verordnung des Reichsamts für die 
wirtschaftliche Demobilmachung über Fürsorge für geschlechtskranke Heeres¬ 
angehörige vom 17. Dezember 1918 (Reichs-Gesetzbl., Seite 1433)*) seitens der 
militärischen Dienststellen eine entsprechende Mitteilung an die in Betracht 
kommenden Landesversicherungsanstalten. 

Im übrigen sind für die Durchführung der Überwachung der Heimgekehrten 
durch die zuständigen Ortsbehörden wie auch für die hierbei etwa erforderlich 
werdende Vermittlung einer ärztlichen Behandlung oder Krankenhausüberführung 
sowie für die Vornahme von Entlausungen usw. die gleichen Gesichtspunkte 
sinngemäß anzuwenden, die bereits in dem Erlasse vom 23. November 1918 — 
M. G. 2551 — (Min.-Bl. f. Med. Ang., S. 354)^) des näheren dargelegt worden sind. 

Da seitens der militärischen Dienststellen eine Benachrichtigung der Behörden 
des Bestimmungsortes über das bevorstehende Eintreffen der Kriegsgefangenen 
und Rückwanderer im allgemeinen nicht stattfindet, ersuchen wir ergebenst, die 
Ortsbehörden alsbald mit Weisung zu versehen, (laß sie ihrerseits sich die Er¬ 
mittlung der heimkehrenden Mjjitär- und Zivilpersonen angelegen sein lassen 
und für deren gesundheitliche Überwachung und die etwa hierfür notwendigen 
Vorkehrungen rechtzeitig Sorge tragen. Auch empfiehlt es sich dringend, die 
beamteten und praktischen Ärzte sowie die Krankenhausärzte auf die bestehende 
Gefahr einer Seucheneinschleppung durch die heimkehrenden Krieg^efangenen 
und Rückwanderer hinzuweisen und ihnen nahezulegen, auf die ersten Anzeichen 
besonders der vorerwähnten Krankheiten zu achten. 

Für die Abwehr der Seucheneinschleppung auf dem Seewege ersuchen wir 
ferner, die Hafenbehörden gefälligst sogleich anzuweisen, denjenigen Schiffen, 
welche heimkehrende Kriegsgefangene oder Rückwanderer, namentlich solche, die aus 
dem Osten zurückkehren, an Bord haben, besondere Aufmerksamkeit zuzuwenden. 


Neue Vordrucke fflr die Woctaennachwefsungen über das Auftreten 
gemeingefährlicher Krankheiten. Runderlaß des Ministers für Volks¬ 
wohlfahrt vom 27. November 1919 — M 14360 — an sämtliche Herren 
Regierungspräsidenten. 

Im Anschluß an den Erlaß vom 14. August vorigen Jahres — M 13346 — 
Min.-Bl. f. Med. Ang., S. 202) teile ich ergebenst mit, daß sich der Herr Reichs¬ 
minister des Innern mit der Verwendung der neuen Vordrucke für die wöchent¬ 
lichen Nachweisungen über das Auftreten gemeingefährlicher Krankheiten auch bei 
den Anzeigen an das Reichsgesundheitsamt an Stelle der vom Bundesrat fest¬ 
gesetzten Formblätter einverstanden erklärt hat. Ich ersuche ergebenst, das 
weiter Erforderliche zu veranlassen. 


') Siehe Beilage Rechtsprechung und Medizinalgesestzgebung zu dieser Zeit- 
.schrift; 1919, Nr. 1/2, S. 2. 

*) Siehe ebenda, jahrg. 1918, Nr. 24, S. 164. 
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itsprechung u. Medizinal» 
Gesetzgebung. 

.ilage zur Zeitschrift für Medizinai-Beamte 

20. Januar. 1920. 


Rechtsprechung. 

Deutsches Reich. 

thrlässlKe Körperverletzuns durch falsche Behandinnf eines Setrandlr» 
•ms auf Grund einer Urinuntersuchung: und durch VerzOsemns der 
eiligen Zuziehung eines Arztes. Urteil des Obersten Landes- 
..iS zu München vom 19. August 1919. 

'^ie Revision ist nicht begründet. Sie vermißt die Feststellungen, daß der 
' Ugte den Schaden verursacht, daß er fahrlässig gehandelt habe und daß er 
uer sei. Diese Beanstandungen sind nicht zutreffend. Soweit sie lediglich 
•atsächlichen Feststellungen an^eifen, können sie überhaupt nicht gehört 
en. im übrigen sind sie unbegründet. 

1. Die Fahrlässigkeit des Angeklagten hat vor allem, wie die Strafkammer 
''edit feststellt, darin bestanden, daß er die Behandlung der Rosalie G. über- 

ohne sich nach deren Beschwerden auch nur zu erkundigen, geschweige die 
‘3nde gesehen zu haben. Es ist nicht richtig, daß er nur eine Urinunter- 
ung vorzunehmen hatte, sondern, wie die Strafkammer gleichfalls richtig fest- 
t, die Leute wandten sich an den Angeklagten als Heilkundigen, und die 
rn der G. insbesondere verlangten von ihm ein Heilmittel. Da wäre es seine 
d)t gewesen, die Ursache des Leidens zu erforschen und die Behandlung ab- 
ehnen, wenn er, wie dies Dr. F. sofort bemerkte, das Vorliegen einer Augen- 
'Tankung feststellte, die er, wie er wohl wußte, aus dem Harne weder erkennen 
ch behandeln konnte. Deshalb ist auch der Vergleich mit einem Arzte, der auch 
rr Diagnose Zeit gebraucht haoe, nicht berechtigt; Dr. S. hat die Kranke sofort 
n den Augenarzt verwiesen. 

2. Es ist aber auch die Verursachung der Körperverletzung hinreichend fest- 
.estellt Die Strafkammer hat mit Recht erklärt, daß der Angeklagte durch 
die Übernahme der Behandlung, obwohl er sich nicht überzeugt hatte, ob nicht 
die Beiziehung eines Arztes notwendig sei, diese Beiziehung verzögert hat, weil 
die Angehörigen der G.. wie er auch wohl wußte, zunächst seine Heilmittel ver¬ 
suchen und während dieser Zeit von der Beiziehung eines Arztes Umgang nehmen 
wollten. Die Strafkammer hat diese Folge als selbstverständlich bezeichnet, und 
tatsächlich ergibt sie sich aus der Erfahrung des täglichen Lebens als durchaus 
zutreffend. Damit steht aber fest, daß der Angeklagte durch seine Fahrlässigkeit 
das Unterbleiben der Operation vom 4. bis 10. Februar 1914 verschuldet und die 
dadurch verursachte Körperverletzung der Rosalie G. herbeigeführt hat. Ganz 
unberechtigt ist endlich 

3. das Bestreiten der Täterschaft des Angeklagten. Er bat nicht nur die 
Sprechstunden in T. eingerichtec und vorgenommen, den Ham der Kranken ent- 
gügengenommen. ihn durch seine Geschäftsteiihaber und Angestellten untersuchen 
und das-Heilmitlel versenden lassen, sondern ihn trifft auch, gerade weil nicht 
die Harnanalyse, sondern die Übernahme der Behandlung die Hauptsache ist, die 
Pflicht der Erkundigung nach dem Sitze des Leidens. Ob auch andere fahrlässig 
gehandelt haben, ist für die Schuld des Angeklagten belanglos. 

Es waren daher bei der gemäß § 392 R.-St.-P.-O. vorgenommenen Prüfung 
des Urteils Mängel nicht festzustellen, vielmehr war die Revision zu verwerfen. 
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Hautkrebserkrankungen bei Stelnkohlenbrikettarbeitem. Erlaß des 
Ministers für Handel und Gewerbe vom 17. September 1919 an sämt¬ 
liche Herren Regierungspräsidenten und die Oberbergämter. 

Abdruck des anliegenden Gutachtens des Reichsgesundheitsamts übersende 
idi mit dem Ersucheh, die Gewerbeaufsichtsbeamten und die Kassenärzte der 
Steinkohlenbriketffabriken zu veranlassen, daß sie auf das Vorkommen von krebs¬ 
artigen Erkrankungen unter den Steinkholenbrikettarbeitern achten. Nötigenfalls 
haben die Gewerbeaufsichtsbeamten und die Bergbehörden auf Grund des § 120d 
der Gewerberordnung oder auf Grund der einschlägigen berggesetzlichen Vor¬ 
schriften die erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 

Anlage. Berlin, den 25. Januar 1915. 

Eurer Exzellenz beehre ich mich auftragsgemäß anbei eine auf Grund der 
hierher mitgeteilten und nunmehr wieder zurückgereichten Berichte der König¬ 
lich Preußischen Regierungspräsidenten und Oberbergämter im Gesundheitsamte 
bearbeitete Zusammenstellung der Ergebnisse einer Erhebung über das Vor¬ 
kommen von Hautkrebs bei Arbeitern in Steinkohlenbrikettfabriken vorzulegen. 

Aus der Zusammenstellung ist zu entnehmen, daß bei den etwa 2500 in 
solchen Fabriken jährlich beschäftigten Arbeitern während eines Zeitraums von 
ungefähr fünf Jahren zehn Fälle von Hautkrebs ermittelt worden sind; die ent¬ 
sprechende jährliche Erkrankungsziffer belief sich somit nur auf 0,00 Prozent. 
Sitz der Erkrankung war fünfmal die Haut des Hodensacks, viermal die des Ge¬ 
sichts und einmal die des Unterarms. Bei frühzeitiger und sachgemäßer ärzt¬ 
licher Behandlung, bestehend in der operativen Entfernung der erkrankten Ge¬ 
webe, erfolgte stets dauernde Heilung; bei ungeheilt gebliebenen Kranken scheint 
ein solcher chirurgischer Eingriff unterblieben zu sein. Die Ursache für die Er¬ 
krankungen ist in einer auf lange Zeiträume sich erstreckenden chemischen 
Reizung der Haut durch gewisse Bestandteile des Pechs zu erblicken. Abgesehen 
von dem Hautkrebs kommen bei Brikettarbeitem auch Reizzustände der Augen¬ 
bindehaut vor. 

Zur Verhütung der Erkrankungen an Hautkrebs ist die Beobachtung größter 
Sauberkeit und Reinlichkeit von den Arbeitern zu fordern. In dieser- Beziehung 
werden die Arbeiter eindringlich und wiederholt darüber zu belehren sein, wie 
wichtig eine tägliche Benutzung der in den Fabriken vorhandenen Badeeinrich¬ 
tungen nach Arbeitsschluß und das unausgesetzte Tragen von Unterbeinkleidem 
sind. Empfehlenswert ist ferner das Bestreichen des Gesichts und der bei der 
Arbeit entblößt gehaltenen Arme mit gewissen Schutzmitteln, wie feuchtem Lehm 
oder Ton oder Salben u. dgl. Von der Anwendung von Schutzbrillen ist kein 
großer Nutzen zu erwarten, weil diese Brillen bei der Arbeit lästig fallen und 
deshalb abgelegt werden. 

Ein Erlaß einheitlicher Vorschriften zum Gesundheitsschutze der Arbeiter 
in Steinkohlenbrikettfabriken ist von keiner der befragten Stellen befürwortet 
worden. Das Gesundheitsamt kann sich dieser Stellungnahme anschließen. Es 
dürfte in Anbetracht der Seltenheit der in Rede stehenden Erkrankungen und im 
Hinblick darauf, daß der beste Krankheitsschutz hier in der Beachtung möglichster 
persönlicher Sauberkeit besteht, vorerst ausreichen, wenn gemäß § 120d der 
Gewerbeordnung die zuständigen Polizeibehörden im Wege der Verfügung für 
die in Betracht kommenden einzelnen Anlagen die Ausführung derjenigen Maß¬ 
nahmen anordnen, welche zur Durchführung der im § 120a daselbst enthaltenen 
Grundsätze erforderlich, und nach der Beschaffenheit der Anlage ausführbar 
erscheinen. Sollten sich in Zukunft die Krebserkrankungen mehren, dann würde 
entsprechend dem Eventualvorschlage des Oberbergamts in Dortmund zu erwägen 
sein, ob es erforderlich ist anzuordnen, daß die Temperatur der Arbeitsräume 
eine bestimmte Höhe nicht überschreiten darf, und daß wirksame Vorkehrungen 
gegen die Staubaufwirbelung in diesen Räumen sowie außerhalb deren b-jim Ver¬ 
laden und dem Zerkleinern des Pechs geschaffen werden. Um ein Urteil über 
die Notwendigkeit und Ausführbarkeit dieser und gegebenenfalls noch anderer 
Maßnahmen zu gewinnen, müßten zuvor dann noch örtliche Besichtigungen ein¬ 
schlägiger Betriebe vorgenommen werden. Jedenfalls würde es sich außerdem 
dann empfehlen, periodische ärztliche Untersuchungen der Arbeiter vorzuschreiben. 

Vdraatwortlicli für die Schriftleitung: Prof. Dr. R a p mu n d, Oeb. Med.-Rat In Minden i. W. 

Druck von Louis Seidel Nacbf., Lelpaig. 
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Rechtsprechung. 

Deutsches Reich. 

Fahrlässige Körperverletzung durch falsche Behandlung eines Sekundär- 
glaukoms auf Grund einer Urinuntersuchung und durch Verzögerung der 
rechtzeitigen Zuziehung eines Arztes. Urteil des Obersten Landes¬ 
gerichts zu München vom 19. August 1919. 

Die Revision ist nidit begründet. Sie vermißt die Feststellungen, daß der 
Angeklagte den Schaden verursacht, daß er fahrlässig gehandelt habe und daß er 
der Täter sei. Diese Beanstandungen sind nicht zutreffend. Soweit sie lediglich 
die tatsächlichen Feststellungen angreifen, können sie überhaupt nicht gehört 
werden, im übrigen sind sie unbegründet. 

1. Die Fahrlässigkeit des Angeklagten hat vor allem, wie die Strafkammer 
mit Reiit feststellt, darin bestanden, daß er die Behandlung der Rosalie G. über¬ 
nahm, ohne sich nach deren Beschwerden auch nur zu erkundigen, geschweige die 
Leidende gesehen zu haben. Es ist nicht richtig, daß er nur eine Urinunter¬ 
suchung vorzunehmen hatte, sondern, wie die Strafkammer gleiciifalls richtig fest¬ 
stellt, die Leute wandten sich an den Angeklagten als Heilkundigen, und die 
Eltern der G. insbesondere verlangten von ihm ein Heilmittel. Da wäre es seine 
Pflicht gewesen, die Ursache des Leidens zu erforschen und die Behandlung ab¬ 
zulehnen, wenn er, wie dies Dr. F. sofort bemerkte, das Vorliegen einer Augen- 
erkratikung feststellte, die er, wie er wohl wußte, aus dem Harne weder erkennen 
noch behandeln konnte. Deshalb ist auch der Vergleich mit einem Arzte, der auch 
zur Diagnose Zeit gebraucht haoe, niciit berechtigt; Dr. S. hat die Kranke sofort 
an den Augenarzt verwiesen. 

2. Es ist aber auch die Verursachung der Körperverletzung hinreichend fest¬ 
gestellt Oie Strafkammer hat mit Recht erklärt, daß der Angeklagte durch 
die Übernahme der Behandlung, obwohl er sich nicht überzeugt hatte, ob nicht 
die Beiziehung eines Arztes notwendig sei, diese Beiziehung verzögert hat, weil 
die Angehörigen der G.. wie er auch wohl wußte, zunächst seine Heilmittel ver¬ 
suchen und während dieser Zeit von der Beiziehung eines Arztes Umgang nehmen 
wollten. Die Strafkammer hat diese Folge als selbstverständlich bezeichnet, und 
tatsächlich ergibt sie sich aus der Erfahrung des täglichen Lebens als durchaus 
zutreffend. Damit steht aber fest, daß der Angeklagte durch seine Fahrlässigkeit 
das Unterbleiben der Operation vom 4. bis 10. Februar 1914 versdiuldet und die 
dadurch verursachte Körperverletzung der Rosalie G. herbeigeführt hat. Ganz 
unberechtigt ist endlich 

3. das Bestreiten der Täterschaft des Angeklagten. Er hat nicht nur die 
Sprechstunden in T. eingerichtet und vorgenommen, den Ham der Kranken ent¬ 
gegengenommen, ihn durch seine Geschäftsteilhaber und Angestellten untersuchen 
und das-Heilmitlel versenden jassen, sondern ihn trifft auch, gerade weil nicht 
die Harnanalyse, sondern die Übernahme der Behandlung die Hauptsache ist, die 
Pflicht der Erkundigung nach dem Sitze des Leidens. Ob auch andere fahrlässig 
gehandelt haben, ist für die Schuld des Angeklagten belanglos. 

Es waren daher bei der gemäß § 392 R.-St.-P.-0, vorgenommenen Prüfung 
des Urteils Mängel nicht festzustellen, vielmehr war die Revision zu verwerfen. 
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^ Preußen. 

Berechnung der Eisenbahnfahrkosten bei Dienstreisen der Staats- 
Samten nach der Verordnung vom 27. Oktober 1919. RunderlaB des 
Finanzministers und des Ministers des Innern vom 12. November 
1919 - F. M. I 16357/11 26914 111 15141; M. d I. la 3435 —. 

1. Durch Artikel i und 11 der Verordnung Uber Erhöhung der Eisenbahn¬ 
fahrkosten bei Dienstreisen der Staatsbeamten vom 27. Oktober 1919 (Gesetz- 
samml. S. 171) ist der Fahrkostenkilometersatz des Reisekostengesetzes vom 
26. Juli 1910 (Gesetzsamml. S. 150) in der Fassung vom 9. August 1918 (Gesetz- 
samml. S. 143) für Wegestrecken, die auf Eisenbahnen oder Schiffen zurückgelegt 
werden können, neu festgesetzt.*) 

Außer der Gewährung der Kilometersätze müssen auch fernerhin die tat¬ 
sächlich auf zu wendenden Schnellzugzuschläge gesondert erstattet werden. 
Die regelmäßigen Schnellzugzuschläge betragen auf den preußisdi-hessischen 
Staatsbahnen: Für Reisestrecken, die in der Zeit vom 1. April 1919 bis zum 
30. September 1919 zurückgelegt worden sind, betragen bei einer Strecke von 
1—75 km in 1. und 2. Klasse 2 M. (nach dem 30. September 1919 3 M.), in 3. Klasse 
1 M. (nach dem 30. September 1919 1,50 M.), bei 76—150 km in 1. und 2. Klasse 

4 M. (6 M.), in 3. Klasse 2 M. (3 M.), über 150 km in 1. und 2. Klasse 6 M. (9 M.) 

in 3. Klasse 3 M. (4,50 M.). 

im Schnellzugverkehr wurden oder werden jedoch bei kurzen Strecken 
gewisse Mindestfahrpreise erhoben, und zwar auf den preußisch-hessischen Staats¬ 
bahnen in der Zeit vom 1. April 1919 bis zum 30. September 1919 einsdil. in 
der 1. Klasse 17 M. (nach dem 30. September 1919 25,50 M.), in der 2. Klasse 

10 M. (15 M.) in der 3. Klasse 5 M. (7.50 M.). 

Auch die Unterschiede zwischen diesen Mindestfahrpreisen und den Fahr¬ 
preisen für dieselbe Strecke im Personenzugverkehr sind als Schnellzugzuschlag 
im Sinne des Gesetzes anzusehen und zu erstatten. 

Zum Nachweis der Notwendigkeit der Benutzung eines Eil- oder Sdinell- 
zuges ist die pflichtmäßige Bescheinigung des Beamten auf der Reisekosten- 
reänung erforderlich und ausreichend. Die Notwendigkeit ist im allgemeinen 
nur dann gegeben, wenn ohne die Benutzung des Eil- und Schnellzuges die 
Dienstreise entweder höhere Tagegelder verursadit hätte, oder wenn die schleunige 
Erledigung der Reise aus dienstlichen Gründen, z. B. mit Rücksicht auf die 
sonstigen Dienstobliegenseiten des reisenden Beamten erforderlich war (vgl. § 2 
der Ausiührungsbestimmungen des Staatsministeriums zu den Vorschriften über 
die Reisekosten der Staatsbeamten vom 24, September 1910). Mit der Verkehrs¬ 
sitte kann die Notwendigkeit nicht begründet werden. Die über den Personen¬ 
zugfahrpreis hinausgehenden Mehraufwendungen für Eil- oder SchneiIzugfahrkarten 
sind wie bisher in der Reisekostenredinung besonders kenntlich zu machen. 
Treten im Gesamtergebnis der Reisekostenrechnung Bruchteile von Pfennigen auf, 
so wird wegen der Abrundung auf die Vorschrift im § 3 (25, 1) RO. verwiesen. 

Es werden nur die tatsächlich aufgewendeten Schnellzugzuschläge erstattet. 
Benutzt also bei einer Dienstreise im Schnellzuge einer der im § 1 des Reise¬ 
kostengesetzes unter I bis IV genannten Beamten die 3. Wagenklasse, so erhält 
er neben den Fahrkosten nach einem Kilometersatz von 10 bzw. 15 Pfg. nur den 
Schnellzugzuschlag nach der 3. Wagenklasse erstattet. 

Tritt der Ausnahmefall ein, daß für eine Strecke einer der im § 1 des Reise¬ 
kostengesetzes unter V und VI genannten Beamten aus besonderen Gründen die 

1. Wagenklasse benutzen muß — was als notwendig besonders zu bei>cheinigen 
bleibt —, so wird ihm neben den Fahrkosten nach einem Kilometersatz von 
10 oder 11 Pfg. der Unterschied zwischen den Kosten einer Personenzugfahrkarte 

2. Klasse und dem für die Benutzung der 1. Wagenklasse tatsächlich gezahlten 
Fahrpreis erstattet. 

Entsprechend wird den in § 1 des Reisekostengesetzes unter Vil genannten 
Beamten, wenn sie ausnahmsweise die 1. oder 2. Wagenklasse benutzen müssen, 
neben der Gewährung der Fahrkosten nach einem Kilometersatz von 7 oder 

*) Siehe Beilage Rechtsprechung und Gesetzgebung zu Nr. 24 dieser Zeit¬ 
schrift; 1919, S. 93. 
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10^ Pfg. der Unterschied zwischen den Kosten einer Personenzugfahrkarte 3. Klasse 
und dem für die Benutzung der 1. oder 2. Wagenklasse tatsächlich gezahlten 
Fahrpreis erstattet. 

2. Nach den unter 1 entwickelten Grundsätzen sind, soweit nötig, nachträg¬ 
lich von Amts wegen die bereits beglichenen Reiseko.stenrechnungen anderweit 
festzustellen. Die errechneten Mehrbeträge sind den Beamten mit möglichster 
Beschleunigung zu zahlen. Der Runderlaß vom 28. August 1918 — F. M. I 9363 
II. Ang., M. d. I. la 1338 - wird hierdurch aufgehoben. 


^Ifsl 

von 


Erhöhung der Verpflegnngskosten für Wutachntzpatlenten bet dem 
stitut für Infektionskrankheiten „Robert Koch“ in Berlin. Runderlaß 
vom 8. Dezember 1919 — M 14428 — an die Herren Oberpräsidenten und 
Regierungspräsidenten. 

Mit Rücksicht auf die weitere allgemeine Teuerung der Lebensmittel habe 
ich die Verpflegungskosten für Wutschutzpatienten bei dem Institut für Infektions¬ 
krankheiten „Robert Koch" in Berlin N. 39, Föhrer Straße 2, vom 15. November d. J. 
ab für Kinder unter zwölf Jahren von 60 M. auf 84 M. und für Erwachsene von 
75 M. auf 105 M. erhöht. Ich ersuche ergebenst, das weiter Erforderliche ge¬ 
fälligst zu veranlassen. _ 


^ Qehilfenzelt pharmazeutischer Kriegsteilnehmer. Runderlaß des 
^^^inisteriums für Volkswohlfahrt vom 30. November 1919 an sämtliche 
Herren Regierungspräsidenten. 

X im Einvernehmen mit dem Herrn Reichsminister des Innern wird in Preußen 

Apothekergehilien, die durch den Kriegsdienst Ausbildungszeit verloren haben, 
auf ihr Gesuch genehmigt, schon nach einer Gehilfenzeit von einem halben Jahre 
das pharmazeutische Studium zu beginnen. Auch wird solchen Apothekergehilfen 
das zweite halbe Jahr der nach der Prüfungsordnung vor dem Studium abzu¬ 
leistenden Gehilfenzeit jetzt erlassen. Einer Zulassung zum Studium unmittelbar 
nach abgelegter pharmazeutischer Vorprüfung kann jedoch nicht zugestimmt werden, 
da die Gehilfenzeit dazu dienen soll, die während der Lehrlingszeit erworbenen 
praktischen Kenntnisse und Fähigkeiten durch selbständiges Arbeiten zu festigen 
und zu vervollkommnen, bevor das wissenschaftliche Studium begonnen wird. 


Schutz der Apothekenbetriebsräume vor Einbruch und Diebstahl. 
Runderlaß des Ministeriums für Volkswohlfahrt vom 24. November 
1919 an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Vor kurzem sind zwei Einbrüche in Apotheken vorgekommen; in dem einen 
Falle haben die Diebe u. a. den Giftschrank mit Inhalt, in dem andern Moiphium, 
Opium und Chloroform entwendet. Beide Vorkommnisse weisen auf die Not¬ 
wendigkeit hin, die Apothekenbetriebe mit größerer Sorgfalt vor Einbruch und 
Diebstahl zu schützen. Dies gilt namentlich für solche Apotheken, bei denen sich 
durch die Beschränkung des Nachtdienstes die früher gebotene Sicherheit ver¬ 
mindert hat Ich ersuche ergebenst, den Apothekenvorständen hiervon vertrau¬ 
lich Kenntnis zu geben und darauf hinzuweisen, daß auch während der Zeit des 
Apothekenschlusses sie für sorgfältige Aufbewahrung der Arzneimittel und ge¬ 
nügende Maßnahmen zum Schutze ihrer Betriebsräume verantwortlich bleiben. 
Besonderes Augenmerk wird dabei auf eine größere Sicherung der Abteile zu 
richten sein, die der Aufstellung der Gifte und des Morphiums dienen. 


Sachsen. 

Abgabe der Qeburtslisten der Hebammen. Bekanntmachung des 
Ministeriums des Innern vom 29 November 1919. 

Sowohl für statistische als auch gerichtlich-mediz nische Zwecke erscheint 
es erforderlich, daß die Tabellen der Hebammen (Geburtslisten) künftighin im 
Falle der Berufsaufgabe, der Pensionierung, des Todes oder des Verzugs der 
Hebamme außerhalb Sachsens an die Amtshauptmannschaften oder Stadträte mit 
revidierter Städteordnung abgegeben werden. Doch ist den Hebammen auf Er¬ 
suchen Einsicht in die abgelieierten Listen zu gewähren und ihnen auf Wunsch 
auch eine kurze Bescheinigung über die Zahl der geleiteten Geburten kostenlos 
auszustellen. 
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Die Hebammen sind durch die Bezirksärzte entsprechend anzuweisen und 
hierbei gleichzeitig darauf aufmerksam zu machen, daß sie selbstverständlich auch 
selbst alle ihre Listen, so lange sie noch beruflich tätig sind, sorgfältig aufzu¬ 
bewahren haben. 


Lippe. 

Errichtung eines Landesamts für Volkswohlfahrt und Volksgesund¬ 
heit. Gesetz vom 23. Juli 19)9. 

§ 1. Bei der Regierung wird als besondere Abteilung ein Landesamt fUr 
Volkswohlfahrt und Volksgesundheit errichtet, welchem der hauptamtlidi angestellte 
Medizinalreferent der Regierung angehört. 

§ 2. Aufgaben dieses Landesamts sind vornehmlich: 

Säuglings- und Kleinkinderpflege, Mutterschutz; sozialhygienische Mitwirkung 
beim Ansiedlungswesen; Wohnungspflege; Fürsorge für Kriegsbeschädigte, Krieger¬ 
witwen und Kriegerwaisen; allgemeine Gesundheitspflege; Schulgesundheitspflege; 
Gewerbehygiene; Bekämpfung der ansteckenden Krankheiten; insbesondere Tuber¬ 
kulose und Geschlechtskrankheiten; Krüppelfürsorge; Fürsorge für geistig Minder¬ 
wertige; Zusammenfassung aller bisherigen Wohlfahrtsbestrebungen und deren 
Entwicklung zu höchster Leistungsfähigkeit. 

^ 3. Dem Landesamt wird ein Beirat zur Seite gestellt, der vor wichtigen 
Anordnungen und Entscheidungen zu hören ist und dessen Einspruch aufschiebende 
Wirkung hat. Der Beirat besteht aus 5 Mitgliedern, von denen der Landti^ 3, 
das Landespräsidium 2 Vertrete*’ auf 4 Jahre ernennt. 

§ 4. Für den Aufgabenbereich des § 7 der Reichsverordnung vom 8. Februar 
1919 tritt der in § 6 dieser Verordnung vorgesehene Beirat in Tätigkeit. 

§ 5. Die Mitglieder des Beirats erhalten die gesetzlichen Reisekosten und, 
soweit sie nicht Staatsbeamte sind, die für die Mitglieder des Landtags bestimm¬ 
ten Tagegelder. 

§ 6. Zur Betätigung der Aufgaben des Landesamts wird das Land in 
Pflegebezirke eingeteilt. 

Pflegebezirke sind die Amtsgemeinden und die Städte mit mehr als 
10000 Einwohnern; kleinere Städte werden den benachbarten Amtsgemeinden zu¬ 
geteilt. Kleinere Amtsgemeinden können zusammengelegt werden. 

§ 7. Die Ausgestaltung der Wohlfahrts- und Gesundheitspflege im Pflege¬ 
bezirk obliegt einem Pflegeausschuß. 

Er besteht aus 

1. je einem Vertreter der beteiligten unteren Verwaltungsbehörden; 

2. einem Vertreter der im Pflegebezirk vorhandenen Krankenkassen; 

3. einem Vertreter der im Pflegebezirk vorhandenen Wohlfahrtsvereine; 

4. aus so viel weiteren Mitgliedern, als die Zusammenstellung von 1 bis 3 
ergibt; diese weiteren Mitglieder sind von den zuständigen Amtsgemeinderäten 
bzw. Stadtverordnetenversammlung zu wählen. 

Dem Pflegeausschuß soll wenigstens ein Arzt angehören. 

§ 8. Die Wahl zum Pflegeausschuß gilt auf die Dauer von 4 Jahren. Er 
wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und bestimmt die Geschäftsordnung, 
die dem Landesamt zur Genehmigung vorzulegen ist. 

Der Pflegeausschuß muß mindestens vierteljährlich zusammentreten. 

Der Pflegeausschuß ist verpflichtet, die private Wohltätigkeit den ihm ob¬ 
liegenden Aufgaben im größtmöglichen Umfange nutzbar zu machen; er hat das 
Entstehen und Gedeihen von Wohlfahrtsvereinen, die dem Gemeinwohl dienen, 
zu fördern und ihre Arbeit in planmäßiger Gliederung der Kräfte auszugestalten. 

§ 9. Der Pflegeausschuß hat für seinen Bezirk alljährlich einen Haus¬ 
plan und eine Jahresrechnung herzustellen und dem Landesamt vorzulegen. 

§ 10. Innerhalb der durch die Gesetze und Verordnungen, durch die Ver¬ 
fügungen des Landesamts durch einen genehmigten Haushaltungsplan und die 
Geschäftsordnung gegebenen Grenzen verfügt der Pflegeausschuß als Organ des 
Landesamts selbständig. Polizeiliche Befugnisse hat er nicht auszuüben. 

§ 11. Auf Beschwerden gegen das Landesamt entscheidet zunächst die 
Regierung, dann das Landespräsidium. 

§ 12. Das Landespräsidium erläßt die erforderlichen Ausführungsbestimmungen. 

Verantwortlich für die Scfariftleitung: Prof. Dr. Rapmund, Geh. Med.-Rat in Minden i. W. 

Druck von Louis Seidel Nacbf., Leipxig. 





Rechtsprechung u.Medizinal- 
Oesetzgebung. 

Beilage zur Zeitschrift für Medlzinal-Beamte. 

Nr. 3. 5. Februar. 1920. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

Deutsches Reich. 

/^< Vorsduiften für weibliche Ansestellte In Onst- und Schankwlrl- 
'sdiaften ln Betreff der Gesundheit und der Anfrechterhaltung der gnten 
Sitten. Gesetz vom 15. Januar 1920. 

Die Landeszentralbehörden oder die von ihnen bezeidineten Behörden 
haben im Interesse der Gesundheit und der Aufrechterhaltung der guten Sitten, 
der Ordnung und des Anstandes in Gast- und Scfaankwirtsdiaften, insbesondere 
über die Zulassung, die Beschäftigung und die Art der Entlohnung weiblidier 
Angestellter Vorschriften zu erlassen. Die Vorschriften sind der Volksvertretung 
des betreffenden Landes unverzüglich vorzulegen und treten außer Kraft, wenn 
es die Volksvertretung verlangt. 

Wer den nach Abs. 1 erlassenen Vorschriften zuwiderhandelt, wird mit 
Gefängnis bis zu sechs Monaten und mit Geldstrafe bis zu zehntausend Mark 
oder mit einer dieser Strafen oder mit Haft bestraft. 


Preufien. 

/' Richtlinien ffir die Ausbildung von Kommnnalirzten und für das Ver- 
hältnls des Kreisarztes zur kommunalirztllchen Tätigkeit. Runderlaß 

des Ministers für Volkswohlfahrt vom 28. Dezember 1919 —IM4491 — 
r an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Im Hinblick darauf, daß die Verwaltungen von Städten und Gemeinde¬ 
verbänden vielfach eigene Kommunalärzte angestellt haben, und daß diese An¬ 
stellung zukünftig noch häufiger als bisher erfolgen wird, ist der Wunsch laut 
geworden, der kommunalärztlichen Tätigkeit durch die Aufstellung von Richtlinien 
Mir die besondere Ausbildung der Kommunalärzte die erforderliche wissenschaft¬ 
liche Unterlage zu geben und zugleich das Verhältnis des Kreisarztes zu der 
kommunalärztlichen Tätigkeit klarzustellen. 

Diesem Wunsche komme ich durch die Herausgabe der anliegenden „Richt¬ 
linien für die Ausbildung von Kommunalärzten und für das Verhältnis des lO'eis- 
arztes zur kommunalärztlichen Tätigkeit“ nach. Ich ersuche, den Landräten, Ober¬ 
bürgermeistern, Kreisärzten und Kreisassistenzärzten je einen Überdruck zu 
übermitteln. Die erforderliche Zahl von Überdrucken folgt anbei. 

Zugleich bemerke ich, daß die Einrichtung von Sonderausbildungs¬ 
lehrgängen für Schulärzte und von solchen für Kreisärzte und Kommunalarzt¬ 
anwärter in Vorbereitung ist. Ich beabsichtige zunächst, je eine derartige Unter¬ 
richtsstätte im Anschluß an geeignete städtische Anstalten des Gesundheitswesens 
im Osten, in der Mitte und im Westen des Landes anzuerkennen und behalte 
mir weitere Mitteilungen vor. 

Anlage. 1. 

Für die Ansblldnng der Kommunalärzte ist zu unterscheiden zwischen den 
Ärzten, die bei der praktischen Betätigung der gesundheitlichen und der Kranken- 
fUrsorge örtlich mitzuarbeiten haben und denen, die der Gemeindeverwaltung in 
allen Fragen der kommunalen und sozialen Hygiene mit Rat und Tat zur ^ite 
stehen sollen. 

Um als Tuberkulose-, Säuglings-, Kleinkinder-, Krüppel- oder 
Alkoholfürsorge-Arzt bestellt zu werden, genügtes, wenn der Anwärter nach¬ 
weist, daß er die erforderlichen fachärztlichen Kenntnisse besitzt und wenigstens 
ein halbes Jahr hindurch auf dem betreffenden Fürsorgegebiete als Hiifsarzt 
tätig gewesen ist. 
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Für die Anstellung als Schularzt empfiehlt es sich, außer den erforder¬ 
lichen Fachkenntnissen den Nachweis zu fordern, daß der Anwärter einen be¬ 
sonderen staatlich anerkannten Ausbildungslehrgang für Schulärzte von 
mindestens sechs Wochen Dauer durchgemacht hat. 

Kommunal Arzte, die der Gemeindeverwaltung in allen Fragen der öffent¬ 
lichen Gesundheitspflege und der sozialen Hygiene als ärztliche Berater dienen 
sollen, müssen eine weit umfassendere Sonderausbildung nachweisen. Sie sollen 
nicht nur die Hauptgebiete der sozialen Hygiene praktisch studiert haben und 
deshalb am besten aus den Reihen bewährter FUrsorgeärzte genommen werden, 
sondern sie müssen auch in der allgemeinen Hygiene ein gewisses Maß von 
Kenntnissen aufweisen, wie die Kreisärzte, und die verschiedenen Untersuchungs¬ 
methoden auf dem Gebiete der Hygiene kennen. Ferner ist erfordernd) die 
Kenntnis der einschlägigen Medizinal- und Gesundheits-Gesetzgebung, der sozialen 
Gesetzgebung und der medizinalstatistisdien Methoden, deren Anwendung dem 
Kommunalarzt geläufig sein muß. Endlich müssen diese Kommunalärzte im 
engeren Sinne auch die Grundbedingungen und Erfordernisse der neuzeitlichen 
Seudienbekämpfung kennen und anzuwenden in der Lage sein. Sie haben daher 
dieselben Sonderkenntnisse nachzuweisen, wie der Kreisarzt, abgesehen kann von 
der Sonderausbiidung in der gerichtlichen Medizin werden. Es wird sich daher 
empfehlen, von den Anwärtern für diese Stellen allgemein die Ablegung der 
Kreisarztprüfung zu verlangen. Eine zeitgemäße Abänderung der Prüfungs¬ 
ordnung für Kreisärzte ist in Vorbereitung. 

Die Ausbildung der Kreisarzt- und Kommunal-Anwärter in der kommunalen 
und sozialen Hygiene, einschließlich der besonderen Vorbereitung für den Schul¬ 
arztdienst, wird zweckmäßig in besonderen Unt^rrichtsstätten im Anschluß an ge¬ 
eignete städtische Anstalten und Einrichtungen des Gesundheitswesens statth'nden, 
die von mir hierfür anerkannt werden. 

II. 

Was das Verhältnis der Kreisärzte zur kommunalärztiichen Tätigkeit 
angeht, so wird es im allgemeinen in Landkreisen, wo die Arbeitskraft des 
Kreisarztes durch seine medizinal- und sanitätspolizeilidien Dienstgeschäfte nicht 
voll in Anspruch genommen wird, genügen, wenn die hygienische und sozial- 
hygienisdie Beratung der Verwaltung von Gemeinden und Gemeinde¬ 
verband durch den Kreisarzt erfolgt, wie es seine Dienstanweisung vorsieht. 
Die praktische örtliche Fürsorgearzttätigkeit wird von besonderen Ärzten aus¬ 
geübt werden, soweit sie nicht auch durch den Kreisarzt ausgeübt werden kann. 
Die Bildung von Kreiswohlfahrtsämtern, die sich jetzt überall vorbereitet, 
erleichtert die Art der Mitwirkung des Kreisarztes insofern, als ihm in 
diesem Amt die Leitung der Abteilung für öffentliche Gesundheits¬ 
pflege und soziale Hygiene übertragen werden kann. 

Auch in den mittleren und größeren kreisfreien Städten wird 
diese Art kommunalärztlicher Versorgung genügen, besonders da, wo 
besondere Gerichtsärzte bestellt sind. Wird die eigentliche Kreisarzttätigkeit und 
die kommunalärztliche Tätigkeit für die Vereinigung an sich zu umfangreich, so 
wird die Bestellung besonderer Kommunalärzte im Hauptamte nötig 
sein, wie es bereits in einem beträchtlichen Teil der deutschen größeren Städte 
der Falt ist. Es empfiehlt sich, diese hauptamtlichen Kommunalärzte zu voll¬ 
berechtigten Mitgliedern der Gemeindeverwaltung zu machen, damit 
sie die von ihnen bearbeiteten Angelegenheiten auch persönlich im Magistrat oder 
Gemeindevorstand zu vertreten in der Lage sind. 


Festsetzung von Pauschvergfitungen für Dienstreisen nach natae- 
’gelegenen Orten. Allgemeine Verfügung vom 13. Oktober 1911 und 
2. November 1918. Vom 16. Dezember 1919. 

§ 2 Abs. 1 und 2 und § 7 der allgemeinen Verfügung erhalten folgende 
Fassung: 

§ 2. Es erhalten die im § 1 des Reisekostengesetzes genannten Beamten 
unter I: 22 Mk., 11: 20 Mk., III: 18 Mk., IV: 17 Mk., V: 13 Mk., Vt: II Mk.. VII: 10 
und 9 Mk. 

Die Pauschvergütung der Beamten unter 1 bis IV erhöht sich um 3,50 Mk., 
wenn für die ganze Strecke der Fahrpreis für die erste Eisenbahnwagenklasse 
gezahlt ist, die der Beamten unter V bis VI um 4,50 Mk., wenn für cüe ganze 
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Strecke der Fahrpreis für die zweite Eisenbahnwagenklasse oder die erste Schiffs¬ 
klasse gezahlt ist. 

§ 7. Diese Verfügung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 1919 ab in Kraft. 


Bayern. 

Verhütung der Augenelterung der Neugeborenen. EntschlieBung 
des Staatsministeriums des Innern vom 13. November 1919. 

Von den in diesem Jahre zur Aufnahme in die Landesblindenanstalt ange¬ 
meldeten Kindern sind wieder mehr als ein Drittel infolge Augeneiterung der 
Neugeborenen erblindet. Die Bezirksärzte sind deshalb, namentlich auch im Hin¬ 
blick auf die zunehmende Verbreitung der Geschlechtskrankheiten, anzuweisen, 
die Belehrung der Hebammen Uber die Verhütung der Augeneiterung der Neu¬ 
geborenen und über die im Falle der Erkrankung zu treffenden Maßnahmen mit 
Nachdruck fortzusetzen. Die Verpflichtung der Hebammen zur Reinigung der Lid¬ 
spalte des Neugeborenen unmittelbar nach dessen Geburt, zur Einträufelung einer 
l,2proz. Lösung von essigsaurem Silber in jedes Auge aller Neugeborenen (Bek. 
vom 9. Juni 1899 betr. die Dienstanweisung ..für die Hebammen, GVBI. S. 416 
§ 7, Abs. 1. Ziff. 6, § 18, 19, Abs. II in der Änderung der Bek. vom 4. Mai 1910, 
GVBI. S. 261), die Verpflichtung der Hebammen bei den ersten Zeichen einer 
Augenentzünclung des Neugeborenen die Zuziehung eines Arztes zu veranlassen 
(Dienstanweisung § 36, Abs. VII), das V'erbot, Wärterinnendienste bei Augen¬ 
entzündungen von Neugeborenen zu leisten (Dienstanweisung § 8, Ziff. 2). ferner 
die Anzeigepflicht bei übertragbarer Augeneiterung der Neugeborenen (Bek. vom 
9. Mai 1911 über die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, GVBI. S. 426, 
§ 1 'u. 2), sind in Erinnerung zu bringen. Ebenso ist auf die Desinfektions¬ 
maßnahmen (§11 dieser Bekanntmachung) und die Möglichkeit der Anordnung 
ärztlicher Behandlung, wenn erforderlich in einem Krankenkurse (§ 23, Abs. I 
a. a. O.) hinzuweisen. 


Sachsen. 

Verbot der Ankündigung und Abhaltung von öffentlichen Vorstellungen 
über Hypnotismus, Suggestion, Mi^etlsmus u. dergl. Erlaß des 
Ministeriums des Innern vom 10. November 1919. 

Im Anschluß an die Verordnung vom 17. Juni 1919 — 1040 IV M — wird 
bestimmt, daß die Verordnungen, die sich auf die öffentlichen Vorstellungen be¬ 
ziehen, in denen mit Hypnose, Suggestion, Magnetismus und ähnlichen Methoden 
auf Menschen eingewirkt wird, auf die Vorführungen anzuwenden sind, die von 
den Artisten Lo Kittay, Cumberland, Otto Otto, Larsen, Paulsen, Kara Iki, 
Bellini, Leo Erichsen, Labero, MUller-Ruchay gen. Bellachini, Krause, Mielke, 
Conradi Leitner, Felmy, Cagliostro u. a. veranstaltet werden. Dabei ist gleich¬ 
gültig, ob die Veranstalter behaupten, daß sich ihre Versuchspersonen im Wach¬ 
zustände befinden oder ob es sich um mitgefUhrte bezahlte Personen handelt. 

In verschiedenen Städten wurden geistige Erkrankungen der Versuchs¬ 
personen als Folgeerscheinungen der vorgenommenen Experimente festgestellt und 
naben zu Anklageerhebungen der Angehörigen durch die Staatsanwaltschaft ge¬ 
führt. Nachdem die Ausführung aller derartigen Vorführungen verboten ist, hat 
natürlich auch jede Ankündigung zu unterbleiben; denn es liegt im öffentlichen 
Interesse, daß das Publikum nicht durch Täuschung zu Vorführungen gelockt wird, 
deren Ausfall von dem Veranstalter mit dem polizeilichen Verbot begründet 
werden könnte. 

Die Veranstalter sind auch vielfach Konzertdirektionen, welche ihrerseits 
Musikalienhandlungen mit dem Kartenverkauf beauftragen. Es dürfte sich empfehlen, 
diese Vermittler derartiger Veranstaltungen von dem Verbot in Kenntnis zu setzen 
und ihnen jede Ankündigung solcher Veranstaltungen zu untersagen. Es sei noch 
darauf hingewiesen, daß Personen, welche bei derartigen Vorführungen Gesund¬ 
heitsschädigungen erleiden, Entschädigungsansprüche sowohl gegen die Veranstalter 
als auch die Behörden stellen können, welche derartige Vorführungen zulassen. 

Dieselben sind auch vielfach unter anderen Titeln (als Zaubervorstellungen, 
FakirkUnste, spiritistische oder antispiritistische, telepathische Phänomene) ange- 
kUndlgt worden, das ist ebenso unzulässig wie andere auf Täuschung des Publi¬ 
kums berechnete unwahre Ankündigungen. 
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Stracke der Fahrpreis für die zweite Eisenbahnwagenkiasee o^er die erste SdiiffS' 
klasse gezahlt ist. 

§ 7. Diese Verfügung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 1919 ab in Kraft. 


Bayern. 

Verbfitung der Augenelterang der Neugeborenen. Entschließung 
des Staatsministeriums des Innern vom 13. November 1919. 

Von den in diesem Jahre zur Aufnahme in die Landesblindenanstalt ange* 
meldeten Kindern sind wieder mehr als ein Drittel infolge Augeneiterung der 
Neugeborenen erblindet. Die Bezirksärzte sind deshalb, namentlich auch im Hin¬ 
blick auf die zunehmende Verbreitung der Geschlechtskrankheiten, anzuweisen, 
die Belehrung der Hebammen über die Verhütung der Augeneiterung der Neu¬ 
geborenen und über die im Falle der Erkrankung zu treffenden Maßnahmen mit 
Nachdruck fortzusetzen. Die Verpflichtung der Hebammen zur Reinigung der Lid¬ 
spalte des Neugeborenen unmittelbar nach dessen Geburt, zur Einträufelung einer 
l,2proz. Lösung von essigsaurem Silber in jedes Auge aller Neugeborenen (Bek. 
vom 9. Juni 1899 betr. die Dienstanweisung ..für die Hebammen, GVBl. S. 416 
§ 7, Abs. 1. Ziff. 6, § 18, 19, Abs. II in der Änderung der Bek. vom 4. Mai 1910, 
GVBl. S. 261), die Verpflichtung der Hebammen bei den ersten Zeichen einer 
Augenentzündung des Neugeborenen die Zuziehung eines Arztes zu veranlassen 
(Dienstanweisung § 36, Abs. VII), das V'erbot, Wärterinnendienste bei Augen- 
cntzUndungen von Neugeborenen zu leisten (Dienstanweisung § 8, Ziff. 2). ferner 
die Anzeigepflicht bei übertragbarer Augeneiterung der Neugeborenen (Bek. vom 
9. Mai 1911 über die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, GVBl. S. 426, 
§ 1 ’u. 2), sind in Erinnerung zu bringen. Ebenso ist auf die Desinfektions¬ 
maßnahmen (§ 11 dieser Bekanntmachung) und die Möglichkeit der Anordnung 
ärztlicher Behandlung, wenn erforderlich in einem Krankenkurse (§ 23, Abs. I 
a. a. O.) hinzuweisen. _ _ 


Sachsen. 

Verbot der Ankündigung und Abhaltung von öffentlichen Vorstellungen 
über Hjrpnotfsmns. Suggestion, Magnetismus u. dergl. Erlaß des 
Ministeriums des Innern vom 10. November 1919. 

Im Anschluß an die Verordnung vom 17. Juni 1919 — 1040 IV M — wird 
bestimmt, daß die Verordnungen, die sich auf die öffentlichen Vorstellungen be¬ 
ziehen, in denen mit Hypnose, Suggestion, Magnetismus und ähnlichen Methoden 
auf Menschen eingewirkt wird, auf die Vorführungen anzuwenden sind, die von 
den Artisten Lo Kittay, Cumberland, Otto Otto, Larsen, Paulsen, Kara Iki, 
Bellini, Leo Erichsen, Labero, MUller-Ruchay gen. Bellachini, Krause, Mielke, 
Conradi Leitner, Felmy, Cagliostro u. a. veranstaltet werden. Dabei ist gleich¬ 
gültig, ob die Veranstalter behaupten, daß sich ihre Versuchspersonen im Wach¬ 
zustände befinden oder ob es sich um mitgefUhrte bezahlte Personen handelt. 

In verschiedenen Städten wurden geistige Erkrankungen der Versuchs¬ 
personen als Folgeerscheinungen der vorgenommenen Experimente festgestellt und 
haben zu Anklageerhebungen der Angehörigen durch die Staatsanwaltschaft ge¬ 
führt. Nachdem^ die Ausführung aller derartigen Vorführungen verboten ist, hat 
natürlich auch jede Ankündigung zu unterbleiben; denn es liegt im öffentlichen 
Interesse, daß das Publikum nicht durch Täuschung zu Vorführungen gelockt wird, 
deren Ausfall von dem Veranstalter mit dem polizeilichen Verbot begründet 
werden könnte. 

Die Veranstalter sind auch vielfach Konzertdirektionen, welche ihrerseits 
Musikalienhandlungenmitdem Kartenverkauf beauftragen. Es dürfte sich empfehlen, 
diese Vermittler derartiger Veranstaltungen von dem Verbot in Kenntnis zu setzen 
und ihr 'edeAnkiIndi"’' i'j: solcher Veranstaltungen zu untersten. Es sei noch 
darauf fesen, d.iß men, welche bei derartigen Vorführungen Gesund- 

Adigungsansprüche sowohl gegen die Veranstalter 

E i, welche derartige Vorführungen zulassen, 
er anclcron Titeln (als Zaubervorstellungen, 
iritistih.' Mjepathische Phänomene) ange- 
ässig flUe auf Täuschung des Publi- 
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Wflrttemberg. 

Bcediäftlgttnc von nicht pharmazenttsctaem Personal ln Apotheken* 

Erlaß des Medizinalkolligiums vom 6. Dezember 1919. 

Nach angestellten Erhebungen hat die Beschäftigung von nidit pharma¬ 
zeutischem Personal im Laufe der letzten Jahre, insbesondere infolge des während 
des Krieges entstandenen Personalmangels, eine erhebliche Zunahme erfahren. 

im Interesse der Sicherheit für Leben und Gesundheit muß einer miß- 
bräudilichen Verwendung nidit pharmazeutischen Personals begegnet werden, 
wofür nachfolgende Riditlinien bekannt gegeben werden: 

1. ln Apotheken dürfen Hilfskräfte, welche nicht die wissenschaftliche Vor¬ 
bildung zur Apothekerlaufbahn besitzen und als pharmazeutisches Personal nicht 
angemeldet sind (Helferinnen, Laboranten usw.), an Stelle von Gehilfen und 
Lehrlingen bzw. zu den diesen vorbehaltenen Arbeiten nicht verwendet werden. 

2. Solche Hilfskräfte dürfen sich weder mit der Anfertigung von Arzneien 
und Abschriften von Rezepten, noch mit der Abgabe von solchen an das Publikunt 
befassen. 

3. Die Abgabe von Heilmitteln jeder Art, ob solche dem freien Verkehr 
außerhalb der Apotheke überlassen sind oder nicht, durch nicht pharmazeutisches- 
Personai an das Publikum ist nicht zulässig. 

4. Das Einfüllen der Standgefäße aus den Vorratsgefäßen sowie das Bn- 
füllen von im Handel bezogenen Waren oder selbsthergestellten Zubereitungen 
in die Stand- oder Vorratsgefäße darf durch nicht pharmazeutisches Personal nicht 
vorgenommen werden. 

Die Stadtdirektion und die Oberämter werden beauftragt, jedem ApoHieken- 
vorstand des Bezirks einen Abdruck dieses Erlasses gegen Empfangsbescheinigung 
auszuhändigen und letztere bei den Akten aufzubewahren. 


Mecklenburg-Schwerin. 

Prfifung ln der Säuglingspflege. Gesetz vom 8. Oktober 1919. 

§ 1. Das Ministerium für Medizinalangelegenheiten wird in der nötigen An¬ 
zahl Prüfungsausschüsse einsetzen, vor welchen Prüfungen in der Säuglingspflege 
abgelegt werden können. 

§ 2. Das Ministerium für Medizinalangelegenheiten bestimmt die Voraus¬ 
setzungen für die Zulassung zu diesen Prüfungen und erläßt die Prüfungs¬ 
vorschriften. 

§ 3. Wer die Prüfung bestanden hat, erhält von der Medizinalkommission 
die staatliche Anerkennung als Säuglingspflegerin. 

§ 4. Personen, welche schon vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes in der 
Säuglingspflege ausgebildet sind, kann, wenn sie ihren Wohnsitz im Lande haben, 
nach näherer Bestimmung des Ministeriums für Medizinalangelegenheiten die 
staatliche Anerkennung als Säuglingspflegerin ohne vorherige Prüfung von der in 
§ 3 genannten Behörde erteilt werden, sofern spätestens bis zum Ablauf eines 
Jahres nach dem Erlaß dieses Gesetzes ein entsprechender Antrag gestellt ist. 

§ 5. Die in einem anderen deutschen Freistaat auf Grund gleichartiger Vor¬ 
schriften erfolgte Anerkennung als Säuglingspflegerin (§ 2) gilt auch für den Frei¬ 
staat Mecklenburg-Schwerin. 

§ 6. Die staatliche Anerkennung als Säuglingspflegerin kann zurückgenommen 
werden, wenn Tatsachen vorliegen, weiche den Mangel derjenigen Eigenschaften 
dartun, die für die Ausübung des Säuglingspflegberufes erforderlich sind, oder 
wenn den in Ausübung der staatlichen Aufsicht erlassenen Vorschriften beharrlich 
zuwidergehandelt worden ist. Die Zurücknahme erfolgt in entsprechender An¬ 
wendung der Bestimmung des § 54 der Gewerbeordnung in dem durch die Ver¬ 
ordnung vom 25. September 1869 vorgeschriebenen Verfahren mit der Maßgabe, 
daß die Gewerbekommission die erste Instanz für dieses Verfahren bildet. 

Einer in einem andern deutschen Freistaat erfolgten Anerkennung (§ 5) kann 
unter denselben Voraussetzungen und in derselben Weise die Wirksamkeit für 
den Freistaat Mecklenburg-Schwerin entzogen werden. Die Entziehung ist der 
Behörde, welche die Anerkennung erteilt hat, zur Kenntnis zu bringen, _ 

§ 7. Die Säuglingspflegerinnen stehen unter der Aufsicht des Kreisarztes. 

Verutwortlidi fUr die Scfarittleitang: Prof. Dr. Raomnod, Oeb. Med.'Rat In Minden t.W. 

Dnidi von Lonii Seidel Nadif., Leipsig. 



Rechtsprechung u. Medizinal- 
Gesetzgebung. 

Beilage zur Zeitschrift für Medizhiai-Beanite 

Nr. 4. 20. Februar. 1920. 


Rechtsprechung. 

Erfolglose Klage gegen einen Arzt auf Wldermf eines den Kläger 
zn Unrecht als gelstestcrank bezeichnenden Attestes. Urteil des Reichs- 
geridits (VI. Z.'S.) vom 12. Januar 1920. 

Der Kaufmann P. in Hamburg veranlaßte im Herbst 1914 seine Frau, den 
Prof. Dr. N. aufzusudien, um sich von diesem auf ibren Gesundheitszustamd unter¬ 
suchen zu lassen. Bei dieser Gelegenheit drehte die Frau, die sich mit ihrem 
Manne total überworfen hatte, den Spieß um und erzählte Dr. N. die tollsten 
Sachen, so daß dieser den Eindruck gewann, nicht Frau F., sondern F. selbst sei 
krank. Prof. N. begab sich gelegentlich in die F.sdie Wohnung, um den Ehemann 
zu untersuchen. Selbstverständlich war dieser hierüber nicht wenig aufgebracht 
und entzog sich der Untersuchung. Nach mehrmaligem Besuch händigte T^of. N. 
Frau F. am 2. Juli 1915 ein Attest aus, worin er F. als geisteskrank (nicht un¬ 
gefährlicher, chronischer Maniakust) und der Behandlung in einer Anstalt bedürftig 
bezeichnete. F. begab sich, sobald ihm seine Frau hiervon Mitteilung machte, 
sofort zu einem anderen Arzt, Prof. Dr. R., der nach genauer Untersuchung 
feststellte, daß von einer Geisteskrankheit keine Rede sein könne. Nun verlangte 
F. von Prof. N., daß er sein Attest widerrufe. Auf eine Anzeige bei der Ärzte¬ 
kammer entschied diese dahin, daß es von N. nicht vorsichtig gewesen sei, die 
Angaben der Frau, deren Feindschaft gegen ihren Mann ihm bekannt war, ohne 
weiteres seinem Gutachten zugrunde zu legen; auch wäre es besser gewesen, den 
F. nicht zur Behandlung, sondern höchstens zur Beobachtung der Anstalt zu über¬ 
weisen. Trotzdem weigerte sich N.. das Attest zu widerrufen, so daß schließlich 
F. Klage erhob mit dem Anträge, den N. zum Widerruf zu verurteilen. Die Ge¬ 
richte kamen mit Einschluß des Reichsgerichtes zu dem Ergebnis, daß das 
geltende Recht dem Kläger keine Handhabe biete, seinen Anspruch, über dessen 
Berechtigung an sich wohl niemand im Zweifel sein dürfte, durchzusetzen und 
wiesen die Klage ab. Das Oberlandesgericht Hamburg begründete seine Ent¬ 
scheidung wie folgt: Die Klage ist gegründet auf die Vorschriften über unerlaubte 
Handlungen (§§ 823 ff. BGB.). Es kommt zunächst § 823 Abs. I in Frage, wo 
von der Verletzung der Freiheit die Rede ist Indessen liegt eine solche gar nicht 
vor. Es kann als ausgeschlossen gelten, daß in Zukunft etwa eine Internierung 
des Klägers auf Grund des jahrealten Attestes des Beklagten bewirkt werden 
könnte. Eine bloße Gefährdung der Freiheit erfüllt zudem nicht die Voraus¬ 
setzungen des Gesetzes. Was sodann § 823 Abs. 2 anbelangt so behauptet F. 
eine Verletzung seiner Ehre durch den Beklagten. Die Anwendung von § 823 
Abs. 2 setzt indessen eine rechtswidrige und schuldhafte Ehrverletzung, d. h. eine 
Beleidigung voraus. Hiergegen ist zu bemerken, daß N. bei der Abfassung des 
Gutachtens in Ausübung seines Berufes, also in Wahrnehmung berechtigter Inter¬ 
essen handelte (§ 193 StGB.), was eine Beleidi^ng ausschließt. Hierzu kommt 
daß der Beklagte, als er auf Veranlassung der nächsten Angehörigen des Klägers 
das Attest ausstellte, nicht rechtswidrig gehandelt hat. Dieser Gesichtspunkt 
hindert auch eine Anwendung des § 824 a. a. O. Die Entscheidung wurde in der 
Revision vom Reichsgericht bestätigt. 


Sturz einet KrnnkenWärters In den FabrstnhledMCbt. — Huftang der 
Studtgemelnde. Urteil des Reichsgerichts (III. Z.-S.) vom 20. Dez. 1919. 

Oer Krankenwärter N. in P. war in dem städtischen Krankenhause dadurch 
verunglUdit, daß er, im Begriif, einen operierten Kranken vom ErdgesdioB nach 
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dem dritten Stock zu befördern, in den Fahrstuhlsdiacbt stürzte und sich schwer 
verletzte. Nachdem er zu ebener Erde und im ersten Geschoß vergeblich ver> 
sucht hatte, den Fahrstuhl nach unten in Bewegung zu setzen, öffnete er, in der 
Meinung, der Stuhl befinde sich dort, die Tür, trat hinein und stürzte, da sich 
seine Annahme nicht bewahrheitete, hinunter, und zwar auf den Leichnam einer 
Dame, der kurz vorher unbemerkt dasselbe Unglück passiert war. N. strengte 
gegen die Stadtgemeinde P. mit der Behauptung, sie habe es an der nötigen 
Aufsicht über die Bedienung des Fahrstuhls fehlen lassen, Schadenersatzklage an. 
Das Landgericht sowohl, wie das Oberlandesgericht Posen gaben der Klage 
zu zwei Dritteln des erhobenen Anspruchs statt, indem sie den Kläger wegen 
eigenen Verschuldens mit dem Rest belasteten. Das Berufungsgericht gibt dazu 
folgende Gründe: 

Die Beklagte hat gegen die als Schutzgesetz anzusehende Polizeiverordnung 
verstoßen, die die Fahrstublinhaber zur Anstellung von Führern verpflichtet. Sie 
hätte deshalb dafür sorgen müssen, daß nur in Gegenwart eines solchen der Fahr¬ 
stuhl benutzt wurde Zwar hatte der Oberinspektor V. einen ausgebildeten Führer 
angestellt. Dieser ließ aber während seiner häufigen Behinderung den Fahrstuhl 
durch einen Hausdiener besorgen, der damit auch wieder des öfteren einen anderen 
beauftragte. Von 9 Uhr abends war ein Führer überhaupt nicht anwesend. Das 
häufige Fehlen der Führer hatte zur Folge, daß sich Ärzte, Wärter und andere 
Dienstpersonen eigener Schlüssel bedienten, die sie sich zum Teil heimlich an¬ 
fertigen ließen. Im Operationssaal hingen an einem Brett zwei solche Fahrstuhl¬ 
schlüssel, deren sich jeder bedienen konnte. Der Beklagten, der die gesamte 
Verwaltung des Krankenhauses oblag, konnte diese Übung nicht entgangen sein. 
Zwar hatte sie am Fahrstuhl Anschläge angebracht, die die Benutzung ohne 
Führer verboten, sie bekundete aber durch die Duldung des Mißbrauchs, daß sie 
auf die Befolgung des Verbotes keinen besonderen Wert legte. Der Oberinspektor 
hätte, zumal er kurz vor dem Unfall auf die Gefährlichkeit des Fahrens ohne 
Führer von dritter Seite aufmerksam gemacht worden war, eine allgemeine Auf¬ 
forderung erlassen müssen, eigene Schlüssel nicht zu benutzen, und wenn dies 
erfolglos blieb, hätte er die Schlüssel persönlich von jedem Einzelnen einziehen, 
auch die im Operationssaal hängenden wegnehmen müssen. Dann wäre der Unfall 
unmöglich gewesen. Für das Verschulden ihres Erfüllungsgehilfen haftet die Stadt 
Sie haftet aber auch direkt, weil sie es unterließ, sich davon zu überzeugen, ob 
der Oberinspektor seinen Aufsichtsverpflichtungen nachkam. Wenn den Kläger 
insofern ein eigenes Verschulden trifft, als er den Anschlag am Fahrstuhl, den er 
zweifellos kannte, nicht beobachtet hat, so ist dies doch nur mit einem Drittel 
zu bemessen, das weitaus größte Verschulden trifft die Beklagte. 

Die von der Beklagten gegen dieses Urteil eingelegte Revision wurde vom 
Reichsgericht als unbegründet zurückgewiesen. 

(Sächsische Korrespondenz, Leipzig. Nachdruck nur mit deren Erlaubnis zulässig.) 


Medizinal-Gesetzsrebung:. 

Preufien. 

Gewährung von Beihilfen an versetzte Beamte. Runderlaß des 
^Finanzministers und des Ministers des Innern vom 26. November 
1919 — F. M. I 23581, M. d. 1. la 3674 — an sämtliche Herren Oberpräsidenten 
und Regierungspräsidenten. 

1. Wenn Beamte, die an einen anderen Dienstort versetzt worden sind, in¬ 
folge von Wohnungsnot für sich allein oder für sich und ihre Familie eine eigene 
Wohnung zunächst nicht finden oder wegen Beförderungsmittelknappheit den Um¬ 
zug in eine solche nicht ausführen können, so ist bisher — um die Unterlagen 
für die Anwendung der Bestimmungen des Gesetzes vom 26. Juli 1910, betreffend 
die Reisekosten der Staatsbeamten (Gesetzsamml. S. 150), zu schaffen — in der 
Weise verfahren worden, daß die Versetzungen zurückgenommen oder aufge¬ 
schoben und die Beamten alsdann, so lange sie nachweislich nicht imstande waren, 
eine eigene Wohnung zu beziehen, der neuen Dienststelle vorläufig zur auftr^- 
weisen Beschäftigung gegen Gewährung von Tagegeldern überwiesen worden sind. 
Voraussetzung war hierbei, daß die planmäßige Stelle, die der Beamte bei seiner 
früheren Behörde innehatte, während seiner auftragsweisen Beschäftigung offen 
blieb. Dies Verfahren bringt in der praktischen Durchführung eine große Reihe 
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von Unzuträglichkeiten mit sich. Es läBt sich nicht immer ermöglichen, daB plan- 
mäBige Stellen, lediglich um an einem anderen Orte Tagegelder gewähren zu 
können, in Fällen dieser Art längere Zeit offen gehalten werden. Da ferner die 
Behörden in den Abtretungsgebieten demnächst überhaupt wegfallen, so können 
die von dort aus auftragsweise bei einer Behörde des verbleibenden Staatsgebiets 
beschäftigten Beamten nach der Abtretung nur dann im Bezug ihrer bisher ge- 
w^rten Tagegelder verbleiben, wenn sie zunächst an eine andere Behörde des 
verbleibenden Staatsgebiets versetzt, oder wenn sie zunächst einstweilen in den 
Ruhestand versetzt werden (vgl. § 7 Satz 3 der Verordnung vom 26. Februar 
1919 — Gesetzsamml. S. 33 —). 

2. Es wird deshalb — unter Aufhebung der Gewährung von Tagegeldern in 
solchen Fällen — für den Bereich der allgemeinen und inneren Verwaltung hier¬ 
durch bestimmt, daß versetzten Beamten, die an ihrem bisherigen Wohnort einen 
eigenen Hausstand hatten, für die Zeit, während der sie infolge von Wohnungsnot 
am neuen Dienstort für sich allein oder für sich und ihre Familie eine eigene 
Wohnung zunächst nicht finden oder wegen Beförderungsmittelknappheit vor¬ 
läufig nicht beziehen können, sondern ihre bisherige Wohnung beibehalten 
oder ihre Möbel gegen Entgelt einstweilen unterstellen müssen, eine Beihilfe zu 
den sich für sie hieraus ergebenden besonderen Aufwendungen gewährt wird. 
Diese Beihilfe soll, ähnlich wie die Tagegelder des Reisekostengesetzes, nach 
festen Tagessätzen bemessen werden, wobei zwischen den Beamten eine Ab¬ 
stufung entsprechend dem § 1 des Reisekostengesetzes vom 26. Juli 1910 ge¬ 
macht, zwischen Beamten mit und ohne Familie unterschieden und bei den Be¬ 
amten mit Familie weiter unterschieden wird, ob sie den bisherigen Haushalt 
fortführen müssen oder nicht. Unter „Familie* sind dabei nicht nur Ehefrau, 
Kinder oder Eltern, sondern auch andere nahe Verwandte und Pflegekinder zu 
verstehen, sofern der Beamte ihnen im eigenen Hausstande Wohnung und Unter¬ 
halt auf Grund einer gesetzlichen oder sittlichen Unterstützungsverbindlichkeit 
gewährt. 

3. Die Beihilfe soll in den vorgenannten Fällen täglich betragen: 


Für die im § 1 

Wenn der Beamte Familie hat 

Wenn der Beamte 

des Reisekosten- 

bei Fortführung 
des bisherigen 

ohne Fortführung 
des bisherigen 

keine Familie 

gesetzes genannten 

Haushalts: 

Haushalts: 

hat 

Beamten unter 


Jt 

Jt 

11 

25 

20 

14 

III 

23 

18 

12 

IV 

20 

15 

10 

V 

16 

12 

8 

4. Eine Beihil 

e geringeren Umfani 

sollen auch diejenigen versetzten Be- 


amten mit und ohne Familie — einschlieBlich derjenigen, die an ihrem bisherigen 
Wohnort keinen eigenen Hausstand hatten — erhalten, die ihre bisherige 
Wohnung zwar ohne Aufwendung besonderer Kosten aufgeben konnten ocler 
die bisherige Wohnung gegen Entgelt weitervermietet haben, die aber an dem 
neuen Dienstort infolge Wohnungsmangels gezwungen sind, länger als zwei 
Wochen in einem Gasthause zu wohnen, wenn ihnen hierdurch unverhältnismäßig 
hohe, die ortsüblichen Wohnungsraietpreise übersteigende Kosten erwachsen. 


5 In diesen Fällen beträgt die Beihilfe täglich: 


Für die im § 1 des Reisekostengesetzes 
genannten Beamten unter 

Mit Familie 

Jt 

Ohne Familie 

Jt 

II 

12 

9 

III 

10 

7 

IV 

7 

5 

V 

6 

4 


6. Die Beihilfe ist nur auf Antrag zu gewähren. Der Antrag ist bei der 
Vorgesetzten Dienstbehörde einzureichen, ln dem Antrag sind die besonderen 
Umstände eingehend darzulegen, die die Gewährung der Beihilfe wünschenswert 
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eracheinen lassen, insbesondere ist darzutun, welche Schritte der Beamte zur Er* 
langung einer für sich oder für sich und seinen Hausstand geeigneten ebenen 
Wohnung unternommen bat und weichen Erfolg seine Bemühungen gehabt haben. 
Sobald der Beamte an seinem neuen Dienstort eine eigene Wohnung beziehen 
kann, fallt die Beihilfe fort. Wir weisen hierbei besonders darauf hin, daß nidit 
allein der Beamte verpflichtet ist, sich um die Beschaffung einer eigenen Woh¬ 
nung fortgesetzt eifrig zu bemühen, sondern daß es auch der Vorgesetzten Dienst¬ 
behörde obliegt, durch eine von Zeit zu Zeit bei dem Beamten zu wiederholende 
Rückfrage zu überwachen, daß der Beamte jede ihm gebotene Gelegenheit zur 
Erlangung einer eigenen Wohnung benutzt. Eine Verzögerung des Umzugs etwa 
aus dem Grunde, weil an die Wohnung pcrsönlidie Ansprüche gestellt werden, 
auf die unter den gegenwärtigen Verhältnissen bis auf weiteres verzichtet werden 
muß, darf nicht erfolgen. 

7. Eine auftragsweise Beschäftigung von Beamten an Stelle der Versetzung 
lediglich aus dem Grunde, weil sie am neuen Dienstorte keine eigene Wohnung 
beziehen können, darf in Zukunft nicht mehr angeordnet werden. 

8. Die bisher auftragsweise beschäftigten Beamten, deren Versetzung wegen 
Wohnungsmangels oder Beförderungsmittelknappheit einstweilen zurückgenommeo 
oder bis auf weiteres verschoben ist, werden nunmehr zum 1. Dezember ds. Ja. 
endgültig an ihren neuen Dienstort versetzt. Dea Beamten ist hiervon Kenntnis 
zu geben und ihnen sofort anbeimzustellen, einen ordnungsmäßig begründeten 
Antrag auf Gewährung der in Vorstehendem erwähnten Beihilfe vorzulegen. Oer 
Antrag ist darauf zu prüfen, ob die Voraussetzungen für die Gewährung der Bei¬ 
hilfe vorhanden sind. Die Beihilfe ist dann vom 1. Dezember da. Js. an zu ge- 
arähren. Sollten im Einzelfalle Bedenken obwalten, so sehen wir einem möglichst 
zu beschleunigenden Bericht entgegen. 

9. Die auf Grund dieses Erlasses bewilligten'Beihilfen sind b« den Fonds 
zur Gewährung von Unterstützungen und, soweit diese nicht ausreicfaen, in einer 
Extraordinarienrechnung nachzuweisen and der Generalstaatskaase am Jahres¬ 
schlüsse zur Erstattung aufzurechnen. 

10. Über die gezahlten Beihilfen sind bis znm 15. jeden Monats, zuerst zum 
15. Januar 1920, Nachweisungen nach dem anliegenden Muster einzureichen. 


Oewihrung von Beihilfen an Beamte» die Infolge der Krlegsver* 
hiltnisse Ihren Haushalt vorübergehend von Ihrem dienstlichen Wohn¬ 
sitze nadh einem anderen Orte verl^ haben. Runderlaß des Pinznt- 
ministers vom 12. Januar 1920 an die nachgeordneten Behörden. 

ln Ergänzung des Runderlasses vom 26. November v. Js. — F. M. 1 23581, 
M. d. 1. Is 3674 —*) wird für den Bereich der allgemeinen und inneren Verwal¬ 
tung bestimmt: 

1. Denjenigen Beamten, planmäßigen und außerplanmäßigen, mit Familie, 
die infolge der Kriegsverhältnisse ihren Haushalt vorrubergefacnd von ihrem 
dienstlichen Wohnsitz nach einem andern Ort verlegt haben, sowie den zur 
Probedienstleistung einberufenen Justitiaren und Militäranwärtem mit Familie 
kann auf ihren Antrag für die Zeit, während der sie infolge der Wohnungsnot 
an ihrem Dienstorte eine eigene Wohnung nicht finden oder wegen der Be- 
förderungsmittelknappheit vorläufig nicht beziehen können, sondern ihre bisherige 
Wohnung beibehalten oder ihre Möbel g^en Entgelt einstweilen unterstellen 
müssen, ebenfalls eine Beihilfe, und zwar nach den in Absatz 5 des eingangs 
erwähnten Erlasses für Beamte mit Familie vorgesehenen Sätzen, gewährt werden 

2. Die gleiche Beihilfe kann auch den unter 1 genannten Beamten und 
Personen auf Antrag gezahlt werden, die ihre bisherige Wohnung zwar ohne 
Aufwendung besonderer Kosten aufgeben konnten oder die bisherige Wohnung 
gegen Entgelt vermietet haben, die aber an ihrem Dienstort infolge Wohnungs¬ 
mangels gezwungen sind, länger als 2 Wochen in einem Gasthause zu wohnen, 
wenn ihnen hierdurch unverhältnismäßig hohe, die ortsübliche Wohnungspreise 
übersteigende Kosten erwachsen. 

3. Die Bestimmungen unter Nr. 6, 9 und 10 des Runderlasses vom 26. No¬ 
vember V. Js. finden sinngemäße Anwendung. 


») Siehe vorher. 
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' Wiederzttlaseung dlphtberlegenesener Kinder und ihrer Oeschwliter 
snin Sctanlbeeacbe. RunderiaB der Minister für Wissenschaft und für 
Volkswohlfahrt vom 17. Januar 1920 - M. f. W. U II 12561II U II W U III 
A, M. f. V. M 1421511 an sämtliche Provinzialsdiulkollegien, Regierungen und 
Herren Regierungspräsidenten. 

Diphtheriegenesene Kinder wie ihre Geschwister sind zum Schulbesuch erst 
wieder zuzulassen, wenn laut ärztlicher Bescheinigung bei zwei durch eine acht- 
vndvierzigstUndige Pause getrennten bakteriologischen Untersuchungen keine 
Diphtheriebazillen gefunden worden sind. Die notwendigen bakteriologischen 
Untersuchungen werden durch das zuständige Medizinaluntersuchungsamt, soweit 
di« Kreise dort angeschlossen sind, kostenlos, sonst gegen eine mäßige Gebühr 
Busgeführt. Die Entnahme des Untersuchungsmaterials hat durch den behandelnden 
Arzt, durch den Schularzt oder eine Diphtherie-Fürsorgeschwester zu erfolgen. 
Im letztgenannten Fall geschieht dies gleichfalls kostenlos. 



Znlaasang dar Zahntechniker znr Behandlung von Krankenkassen- 
nltglledem. RunderiaB der Minister für Volkswohlfahrt an sämtliche 
Herren Regierungspräsidenten vom 10. November 1919. 

Es ist mir die Frage zur Entscheidung vorgelegt worden, inwieweit die Zeit, 
während deren ein Zahntechniker im Kriegsdienste fachtechnisch beschäftigt ge¬ 
wesen ist, bei Feststellung der Erfordernisse für die Zulassung als Zahntechniker 
im Sinne des § 123 der Keichsversicherungsordnung berücksichtigt werden kann. 
Im Einvernehmen mit den Herren Ministern für Handel und Gewerbe, für Land¬ 
wirtschaft, Domänen und Forsten und der öffentlichen Arbeiten bestimme ich zu 
den Ausführungsbestimmungen in dem Erlaß, vom 2. Dezember 1913 folgendes: 

Die nachgewiesene Tätigkeit als Zahntechniker in militärischen Zahnstationen 
kann als Tätigkeit „als behandelnder Zahntechniker im Hauptberuf" (Ziff. 1 c des 
Erlasses vom 2. Dezember 1913) angerechnet werden. Dagegen ist es nicht an- 
c^gig, eine solche Tätigkeit auf die erforderliche fünfjährige selbständige Tätig¬ 
keit im Hauptberuf (Ziff. 1 Abs. 2 a. a. O) anzurechnen, da der Tätigkeit in den 
militärischen Zahnstationen die Selbständigkeit der Berufsausübung fehlt. Die 
Anrechnung der Dienstleistung in militärischen Zahnstationen auf die vorgeschrie¬ 
bene dreijährige Lehrzeit bei einem Zahnarzt oder einem zuverlässigen Zahn¬ 
techniker (Ziff. Ib a. a. O.) ist nur dann statthaft, wenn der Lehrling vorher 
bereits eine mindestens einjährige ordnungsmäßige Lehrzeit abgeleistet hat und 
die militärische Zahnstation bescheinig daß die Beschäftigung in der Zahnstation 
zur Ausbildung als Zahntechniker geeignet war. 


r Oeechlftllche Bebandlung der Gesuche um Erleichterungen fflr die 
Zulassung znr Ausbildung und Prflfnng als Fürsorgerin oder um Be¬ 
freiung von dieser Prüfung. Runderlaß der Minister für Volks- 
wohllahrt und für Wissenschaft vom 29. Dezember 1919 — M. f. V.IM3966, 
M. f. W. U III B 7974 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Es werden uns in zunehmender Zahl Gesuche unmittelbar vorgelegt, ia 
welchen um Zulassung zur Ausbildung und Prüfung als Fürsorgerin unter Be¬ 
freiung von Zulassungsbedingungen oder um staatliche Anerkennung als Für¬ 
sorgerin unter Erlaß der Prüfung gebeten wird. Ein Teil der ersteren Gesuche 
mußte von vornherein abgeiehnt werden, weil die maßgebenden Vorbedingungen 
nicht erfüllt waren oder weil Zeugnisse fehlten, die für die Entscheidung erforder¬ 
lich sind. Auch enthielten die Gesuche meist keine Angabe, welche Wohlfahrts¬ 
schule (soziale Frauenschule) die Gesuchstelierinnen besuchen wollten, und ob 
jene si^ zu ihrer Aufnahme bereit erklärt hatte. Bei den Gesuchen der zweiten 
Art war von hier aus durch Vermittelung des Regierungspräsidenten das Gut¬ 
achten eines Prüfungsausschusses einzuholen. 

Zur Erleichterung des Geschäftsverkehrs ordnen wir hiermit an, daß fortan 
Gesuche der ersten Art von der Wohlfahrtsschule, in welche Gesuchstellerin ein- 
treten will, mit Gutachten dem für den Wohnort der Gesuchsteilerin zuständigen 
Regierungspräsidenten vorzulegen sind, der sie — gegebenenfalls unter Beteiligung 
des Provinzialschulkollegiums — auf ihre Vollständigkeit zu prüfen und erst dann 
mit Gutachten versehen an den mitunterzeichneten Minister für Volkswohlfabrt 
weiterzureichen hat. 
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Oie zweite Art von Gesudien ist zunädist dem für den Wohnsitz der 
Gesuchstellerin zuständigen Regierungspräsidenten vorzulegen, welcher das Gut¬ 
achten eines Prüfungsausschusses für Fürsorgerinnen seines Bezirks oder, solange 
ein solcher nicht vorhanden, des Prüfungsausschusses eines anderen Regierungs¬ 
bezirks der betreffenden Provinz einzuholen und erst dann den Antrag mit dem 
Gutachten und eigener Stellungnahme an den Minister für Volkswohlfabrt weiter¬ 
zureichen hat. Nur wenn ein Prüfungsausschuß für Fürsorgerinnen in der be¬ 
treffenden Provinz nicht vorhanden ist, wäre wegen Benennung eines solchen hier 
vorher anzufragen. _ 


f Oeburtsmeldungen durch die Hebammen an die zuständige Siug- 
llngsfürsorgestelle., Runderlaß des Ministers für Volkswohlfahrt vom 
8. Dezember 1919 — M 7271 —, an die Herren Regierungspräsidenten. 

Polizeipräsident. Berlin, den 12. Dezember 1918. 

Anweisung an die Hebammen. 

Mit Ermächtigung des Herrn Ministers des Innern weise ich hiermit die 
Hebammen an, jeden Fall der Geburt eines lebenden Kindes innerhalb des Stadt¬ 
kreises Berlin sofort auf den ihnen von der Städtischen Waisendeputation ge¬ 
lieferten Karten an die für den Ort der Entbindung zuständige Städtische Säug¬ 
lingsfürsorgestelle zu melden. 1. V.: Stolle. 

Abschrift übersende ich zur gefälligen Kenntnisnahme und gleichmäßigen 
weiteren Veranlassung mit dem Bemerken, daß sich die vom Polizeipräsidenten 
in Berlin im Einvernehmen mit der Städtischen Waisendeputation vor einem Jahre 
getroffene Verfügung insofern bereits sehr bewährt hat, als seitdem eine erheblich 
größere Zahl Neugeborener der Fürsorge überwiesen worden ist 

Die Säuglingsfürsorgestellen werden indessen wegen Übernahme der Für¬ 
sorge für Neugeborene nur an solche Familien beranzutreten haben, die nach 
ihrer sozialen Lage dieser Fürsorge besonders bedürfen. 


Wflrttembers:. 

Neuordnung des Gesundheitswesens Im Oesctaäftskrels der Inneren 
Verwaltung, a) Gesetz vom 15. Dezember 1919 und b) Ausführungs¬ 
verordnung vom 17. Dezember 1919. 

a) § 1. Das Medizinalkollegium wird aufgehoben. Soweit in dem Oberamts¬ 
arztgesetz vom 10. Juli 1912, in dem Ausführungsgesetz zum Viehseuchengesetz 
vom 8. Juli 1912 oder in anderen Gesetzen das Medizinalkollegium genannt ist, 
tritt an seine Stelle das Ministerium des Innern. Es kann einzelne Befugnisse 
anderen Behörden seiner Verwaltung übertragen 

§ 2. ln Angelegenheiten der Gesundheitspolizei unterstehen die Bezirks¬ 
stellen der inneren Verwaltung dem Ministerium des Innern unmittelbar. Aus¬ 
nahmen können im Verordnungswege bestimmt werden 

§ 3. Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1920 in Kraft. 

b) Auf Grund dieses Gesetzes, betr. die Neuordnung des Gesundheitswesens 
im Geschäftskreis der inneren Verwaltung, vom 15. Dezember 1919 wird nach¬ 
stehendes verfügt; 

§ 1. Die zu dem Geschäftskreis der inneren Verwaltung gehörenden Auf¬ 
gaben auf dem Gebiete des Gesundheitswesens werden, soweit nicht die in § 2 
genannten Stellen oder die Staatskrankenanstalten, das Bauamt des Staatstech¬ 
nikers für das ölfentliche Wasserversorgungswesen, das Amt für Abwasser- 
beseitigung, der Landeswohnungsinspektor, die Ortsbehördeii oder auf Grund 
besonderer Verfügung des Ministeriums des Innern andere Behörden hierfür zu¬ 
ständig sind, im Ministerium des Innern erledigt. 

§ 2. Dem Ministerium des Innern unterstehen unmittelbar: Das Landesamt 
für die Staatskrankenanstalten, die Prüfungskommissionen auf dem Gebiet des 
Gesundheitswesens, das medizinische Landesuntersuchungsamt mit der Desinfek¬ 
torenschule, das tierärztliche Landesuntersuchungsamt, das chemische Landesunter¬ 
suchungsamt, die Oberamtsärzte, die Oberamtstierärzte, die übrigen Bezirksstellen 
der inneren Verwaltung in Angelegenheiten des Gesundheitswesens, die Apo¬ 
thekenvisitatoren. 
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Für die vorgenannten Behörden, Ämter und Anstalten sind die für sie er¬ 
lassenen besonderen Bestimmungen maßgebend. 

§ 4. Zur Beratung wichtiger Gesundheitsfragen von allgemeiner Bedeutung 
wird ein in die erforderlidie Anzahl von Fachabteilungen gegliederter Landes¬ 
gesundheitsrat gebildet. 

Als Mitglieder werden vom Ministerium des Innern Sachverständige auf ärzt- 
lidiem, zahnärztlichem, tierärztlichem, pharmazeutischem und nahrungsmittel¬ 
chemischem Gebiet, insbesondere Vertreter der medizinischen und der naturwissen¬ 
schaftlichen Fakultät der Universität Tübingen, Vertreter der Technischen Hoch¬ 
schule in Stuttgart, Vertreter des ärztlichen, tierärztlichen und pharmazeutischen 
Landesvereins und der Stand es Vertretungen der Zahnärzte sowie anderer durch 
Zahl oder Bedeutung ihrer Mitglieder hervorragender Berufsvereinigungen der 
genannten Fachgebiete je auf die Dauer von drei Jahren in den Landesgesund¬ 
heitsrat berufen. Unter den Mitgliedern müssen sich Vertreter der Homöopathie 
und des Naturheilverfahrens befinden. Die Mitgliedschaft in dem Landesgesund¬ 
heitsrat ist ehrenamtlich. 

Außerdem kann das Ministerium des Innern geeignetenfalls auch Sachver¬ 
ständige aus anderen Fachgebieten, Vertreter des Hebammen- und Krankenpfleger¬ 
berufs, Laienvertreter der auf den verschiedenen Gebieten der Gesundheitspflege 
tätigen gemeinnützigen Vereinigungen, sowie Vertreter von Gewerbe, Handel, 
Landwirtschaft und anderen besonders beteiligten Berufs- und Bevölkerungskreisen 
beiziehen. 

Die näheren Bestimmungen über die Bildung, Gliederung und Geschäfts¬ 
ordnung des Landesgesundheitsrates erläßt das Ministerium des Innern, das auch 
den Vorsitzenden bestimmt. 

§ 5. Die Verordnung, betr. die Organisation der Medizinalbehörden, vom 
21. Oktober 1880 wird durch die gegenwärtige Verordnung ersetzt. Alle anderen, 
den vorstehenden Bestimmungen entgegenstehenden Verordnungen und Ver¬ 
fügungen werden aufgehoben oder abgeändert. 

Die gegenwärtige Verordnung tritt am 1. Januar 1920 in Kraft. 


Bildung, Qlledening und Oesdiäftsordnung des Landesgesnndhelts- 
rates. Erlaß des Ministeriums des Innern vom 22. Dezember 1919. 

Auf Grund des § 4 Abs. 4 der Verordnung des Staatsministeriums vom 
17. Dezember 1919, betr. die Neuordnung des Gesundheitswesens im Geschäfts¬ 
kreis der inneren Verwaltung wird folgendes bestimmt: 

§ I. Der Landesgesundheitsrat wird von dem Ministerium des Innern durch 
Berufung von Mitgliedern und deren Zuteilung in die einzelnen Fachabteilungen 
gemäß § 4 Abs. 2 der genannten Verordnung gebildet. Die Bestimmung cier Fach¬ 
abteilungen bleibt besonderer Verfügung Vorbehalten. Ein Mitglied kann mehreren 
Abteilungen zugeteilt werden. Ergänzungsberufungen erfolgen jeweils für den 
Rest der dreijährigen Berufungszeit. 

§ 2. Vor der Berufung wird das Ministerium des Innern den in Betracht 
kommenden Berutsvereinigungen sowie der medizinischen und der naturwissen¬ 
schaftlichen Fakultät der Universität Tübingen und der Technischen Hochschule 
in Stuttgart „Gelegenheit zu Vorschlägen bezüglich ihrer Vertreter geben. 

§ 3. Über die Beiziehung weiterer Sachverständiger und Vertreter gemäß 
§ 4 Abs. 3 der Verordnung bestimmt jeweils das Ministerium des Innern, das sich 
auch vorbehält, nach Bedarf sachverständige Beamte und Vertreter beteiligter Be¬ 
hörden zur Teilnahme an den Verhandlungen des Landesgesundheitsrates heran¬ 
zuziehen. 

§ 4. Den Vorsitz im Landesgesundheitsrat und in seinen Abteilungen führt 
der Minister des Innern, soweit er ihn nicht anderen Personen überträgt. 

§ 5. Auswärtige Mitglieder des Landesgesundheitsrats erhalten für die Teil¬ 
nahme an den Sitzungen Diäten und Reisekosten nach den Sätzen für die Staats¬ 
diener der sechsten Rangstufe. Die Kostenzettel sind bei dem Ministerium des 
Innern einzureichen. 

§ 7. Das Ministerium des Innern bestimmt die im Landesgesundheitsrat 
zu beratenden Gegenstände und die für die einzelnen Beratungen heranzuziehende 
Abteilung. Gegebenenfalls werden mehrere Abteilungen zu gemeinsamer Be¬ 
ratung vereinigt. 
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f 8. Die Mitglieder des Landesgesundheitsrats köoca mer Vorlage emes 
sdirif;liehen Berichtes mit Leitsätzen bei dem Ministeriam des Innern die Ben^ng 
gesundheitlicher Fragen von allgemeiner Bedeutung in Anregung bringen. 


Meddenbnrs: • SdiweriB. 

Verbfitnng der Einschleppung von gcmeingeflUirllGhea nnd sonsUgen 
•bertragbaren Krankheiten. Bekanntmachung des Ministeriums für 

Med -Angelegenheiten vom 3. November 1919.‘) 

Seitens der Reichsregierung sind Maßnahmen getroffen worden, zu verhüten, 
daß durch die beimkehrenden Kriegsgefangenen und durch die Rückwanderer, 
namentlidi aus dem Osten, gemeingefährliche oder sonstige übertragbare Krank¬ 
heiten in das Reichsgebiet eingeschleppt werden. Jedoch reichen diese Maft- 
nahmen nicht aus, da die ärztliche Überwachung an den Eintrittsstellea in das 
Reichsgebiet nicht solange geübt werden kann, als sie zur sicheren Vertüodenmg 
von Krankheitsiibertragungen notwendig ist Diese Übertragung muB durch cina 
gleichartige am Bestimmungsorte ergänzt werden. Zu ihrer C^rebführuDg wird 
landespoiizeilich folgendes verordnet: 

Die Ortsobrigkeiten haben dafür zu sorgen, daß die heimgekehrten and 
zugezogenen Kriegsgefangenen und die zugezc^enen Rückwanderer sich alsbald 
einer ärztlichen Untersuchung unterziehen. Ergibt diese das Vorhandensein einer 
übertragbaren Krankheit 'oder den Verdacht einer solchen, so ist unvenüg- 
lieh der Kreisarzt zuzuzieben. Auszunebmen sind GeschlechtsiDranke, die aif> 
weder sofort io Behandlung genommen oder einer Beratungsstelle zugefübrt 
werden müssen. 

Hat die Untersuchung Krankheit oder Krankbeitsverdadit nicht eigeben, aa 
hat sich an sie eine schonende ärztliche Beobachtung anzuschlieBen, die bei den 
aus dem Osten und Südosten zurückgekehrten Personen ve£^D der Flechfieber- 
gefahr drei Wochen, sonst zwei Wichen zu dauern hat. Sie kann durch zeit¬ 
weise Besuche des Arztes oder Vorstellungen beim Arzte bewerkstelligt werden. 

Die Ermittlung der unter^uebuogs- timd boobachtungsbedürftigen Personen 
dürfte Schwierigkeiten nicht begegnen, da sie sich zur Erlangung von Lebens¬ 
mittelkarten melden müssen. 

Die beamteten und praktischen Arzte sowie die an Krankenanstalten tätigen 
Arzte haben dem Vorkommen von Krankheiten bei den Kriegsgefangenen und 
Rückwanderern besonderes Augenmerk zu schenken, damit Ausbrüche überb^- 
barer Krankheiten möglichst bald erkannt werden. Bei Verdachtsfällen sind 
unverzüglich die zur Sicherung der Diagnose etwa nötigen bakteriolgischen und 
serologischen Untersuchungen zu veranlassen. Zu beaditen sind auch die Be¬ 
kanntmachung vom 9. Oktober 1917, betreffend die Anzeige von Malariafieber 
(Rbl. Nr. 182) und das Rundschreiben vom 12. Juni 1918, betreffend die Bekämpfung 
des Malariafiebers. 

Ferner werden die Hafenbehörden angewiesen, den Schiffen, welche heim¬ 
kehrende Kriegsgefangene oder Rückwanderer, namentlich aus dem Osten, an 
Bord haben, besondere Aufmerksamkeit zuzuwenden. Nach Ankunft der Schiffe 
sind die an Bord befindlichen Personen einer ärztlichen Untersuchung zu unter¬ 
werfen, von deren Ausfall ihre weitere Behandlung, wie auch diejenige der Schiffe 
abhängig zu machen ist. 

Im übrigen werden die Bekanntmachungen in Erinnerung gebracht, die an¬ 
läßlich der Demobilmachung erlassen wurden (Bekanntmachung vom 27. November 
und 12. Dezember 1918, Rbl. Nr. 213 und 232) und die zur Verhütung der Ein¬ 
schleppung von Seuchen durch die aus Rußland und Rumänien kommenden 
Zivilgefangenen usw. ergingen (Bekanntmachung vom 25. April und 29. Juli 1918, 
Rbl. Nr. 81 und 137), deren Bestimmungen sinngemäß zu verwenden sind. 


') Eine gleichlautende Bekanntmachung ist für Mecklenburg-Strelitz unter 
dem 17. November 1919 erlassen. 


VcrutwortUcb IBr di« SebrifUeitane: Prot. Dr. R a p in v n d, Qeb. Mod.'Rst in Minden L 

DmA von Lonii Seidel Macbf., Leipaig. 
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Medizinal - Gesetzgebung. 

Deutsches Reich. 

Deutscfa'polnisdier Vertrag Aber die vorläufige Regelung von Be* 
amtenfragen. Vom 23. Januar 1920. 

Art. 3. Die Deutsdie Regierung wird mit allem Nachdruck darauf binwirken, 
daß die deutschen Beamten, die am 15. Oktober 1919 in den abzutretenden Ge¬ 
bieten tätig waren, ihre bisherige Amtstätigkeit im Interesse der ordnungsmäßigen 
Fortführung der Geschäfte während einer Frist von zwei Monaten fortsetzen. Die 
Frist läuft von dem letzten Tage des Monats an, an dem der FViedensvertrag im 
Verhältnis zwischen Deutschland und Polen in Kraft tritt 

Die Polnische Regierung behält sich vor, auf die Tätigkeit einzelner deutscher 
Beamten zu verzichten. 

Für die..Abwicklung der Geschäfte, für die Übergabe des Staatseigentums 
und für die Überleitung in die neuen Verhältnisse .werden alle beteiligten deut¬ 
schen Dienststellen in den abzutretenden Gebieten Überleitungsstellen einrichten, 
die durch eine im Einvernehmen der Deutschen Regierung und der Polnischen 
Regierung zu treffende besondere Regelung tunlichst einheitlich, organisiert und 
zusammengefaßt werden sollen. 

Art. 4. Die Verwendung der deutschen Beamten im polnischen Dienste über 
den im Art. 3 Abs. 1 vorgesehenen Zeitpunkt hinaus wird durch eine besondere 
Vereinbarung geregelt werden. Die hierüber bereits schwebenden Verhandlungen 
sollen unverzüglich zum Abschluß gebracht werden. 

Art. 5. Die Polnische Regierung erklärt, daß sie auf die sich aus dem 
Art. 92 Abs. 4, dem Art. 297 sowie der Anlage zu Art. 298 des Friedensvertrages 
ergebende Befugnis zur Zurückbehaltung und Liquidation von deutschen Gütern, 
Rechten und Interessen insoweit verzichtet, als solche Güter, Rechte und Inter¬ 
essen am 1. Oktober 1919 deutschen Beamten zustanden, die gemäß Art. 3 Abs. 1 
des gegenwärtigen Vertrags in ihrem Amte in den abzutretenden Gebieten ver¬ 
bleiben und auf deren Tätigkeit die Polnische Regierung nicht unverzüglich ver¬ 
zichtet. Diesen Beamten werden ihre Ehefrauen sowie die am 15. Oktober 1919 
zu ihrem Hausstand gehörenden Familienangehörigen und das am gleichen Tage 
zu ihrem Hausstand gehörende Personal gleichgestellt 

Zugunsten sämtlicher anderen Beamten sowie zugunsten der Ruhegehalts¬ 
und Wartegeldempfänger, der Witwen und minderjährigen Kinder verstorbener 
Beamten verzichtet die Polnische Regierung auf die im Absatz 1 bezeichnete Be¬ 
fugnis insoweit, als es sich um das bewegliche Vermögen dieser Personen handelt 

Sofern die Polnische Regierung von dem ihr nach Absatz 2 verbleibenden 
Rechte zur Liquidation unbeweglichen Vermögens Gebrauch macht, wird sie den 
Eigentümer auffordern, innerhalb einer ihm mitzuteilenden Frist von mindestens 
einem Jahre den der Liquidation unterliegenden Gegenstand freihändig zu ver¬ 
kaufen, und zwar nach Maßgabe der in den abzutretenden Gebieten auch für die 
polnischen Staatsangehörigen geltenden Gesetze. 

Den aus den abzutreienden Gebieten abwandemden deutschen Beamten 
wird, vorbehaltlich der weitergehenden Bestimmungen des Friedensvertrages, eine 
Abzugsfrist von drei Monaten gewährt. Diese Frist läuft von dem Inkrafttreten 
des gegenwärtigen Vertrages oder, soweit es sich um die in den Dienst der pol¬ 
nischen Verwaltung tretenden deutschen Beamten handelt, von der BeencUg^ng 
dieses Dienstverhältnisses an; sie endet spätestens mit dem Ablauf von fünf 
Monaten nsdi dem Tage des Inkrafttretens des FKedensvertrages. 
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Den abwandernden Personen werden die im Art. 91 Abs. 8 des Friedens- 
Vertrages vorgesehenen Rechte hinsichtlidi der Mitnahme des beweglichen Ver¬ 
mögens eingeräumt. Sie dürfen in der Mitnahme dieses Vermögens durch pol¬ 
nische Ausfuhrverbote nur insofern beschränkt werden, als die Verbote sich auf 
lebendes Vieh, landwirtschaftliche Maschinen oder solche Lebensmittelvorräte er¬ 
strecken, die über den Bedarf des eigenen Haushalts für die Dauer von vier 
Wochen hinausgehen. 

Art. 6. Die deutschen Beamten unterliegen während ihrer auf Grund dieses 
Vertrages sich ergebenden Tätigkeit ausschließlidi der deutschen Besteuerung. 

Art. 7. Die im Einverständnisse mit der Deutschen Regierung in Polen 
tätigen deutschen Beamten gelten als von ihrer Vorgesetzten Behörde beurlaubt, 
welche die Disziplinarbefugnisse ihnen gegenüber behält. Die Beamten haben 
keinen polnischen Staatsdienereid zu leisten, sondern lediglich eine sriiriftliche 
Erklärung abzugeben, durch die sie die gewissenhafte Erfüllung aller sich aus ihrer 
Tätigkeit im polnischen Dienste ergebenden' Pfliditen übernehmen. 

Die polnischen Behörden können durch Vermittlung der im Art. 3 des gegen¬ 
wärtigen Vertrages vorgesehenen deutschen Überleitungsstellen die Entbindung 
deutscher Beamten von ihren Dienstgeschäften verlangen. 

Bei der Inanspruchnahme der Tätigkeit der Beamten werden die polnischen 
Behörden alles vermeiden, was unter Berücksiditigung der bestehenden Verhält¬ 
nisse mit den nationalen Empfindungen und den Gewissenspiliditen deutscher 
Beamten unvereinbar ist. In Streitfällen werden die deutschen Überleitungsstellen 
auf Anrufen der Beamten die Vermittlung zwischen diesen und den Behörden 
übernehmen. 

Art. 8. Die deutschen Beamten unterliegen keinen militärischen Sonder¬ 
gerichten. Soweit sie von einem bürgerlichen Sondergeridit abzuurteilen sind, 
wird auf Antrag der deutschen Überleitungsstellen die Überleitung der Strafsache 
in das ordentliche Verfahren angeordnet, sofern eine Freiheitsstrafe von mehr als 
drei Monaten oder eine Geldstrafe von mehr als dreitausend Mark zu erwarten 
ist. Bevor das Sondergericht auf eine solche Strafe erkennt, wird es der Über¬ 
leitungsstelle Gelegenheit zur Stellung des Antrages geben. 

Art. 9. Die deutschen Beamten genießen den vollen Schutz der Polnischen 
Regierung. 

Art. 10. Die deutschen Beamten erhalten für die Zeit ihrer Tätigkeit im 
polnischen Dienste die ihnen nach den deutschen Vorschriften zustehenden Be¬ 
züge in polnischer Mark, soweit nicht die polnischen Vorschriften ziffernmäßig 
günstiger für die Beamten sind; der Kursunterschied bleibt außer Ansatz. Dabei 
werden die Beamten denjenigen Beamten gleichgestellt, die der polnischen Sprache 
in Wort und Schrift mächtig sind. Über die Einreihung der Beamten in Rang- 
und jGehaltsklassen werden sich die beiderseitigen Verwaltungen unter Beteiligung 
der Überleitungsstellen und der Beamtenausschüsse ins Benehmen setzen. 

Die Polnische Regierung zahlt den Beamten, deren Familienangehörige aus 
den abzutretenden Gebieten verzogen sind und die nunmehr einen doppelten 
Haushalt führen, einen Zuschlag von 25 v. H. zu den DienstbezUgen. 

Die in den Absätzen 1, 2 vorgesehenen Zahlungen erfolgen je nach den im 
Einzelfalie maßgebenden Vorschriften monatlich oder vierteljährlich im voraus aus 
den polnischen Kassen. 

Art. 11. Die Polnische Regierung wird Sach- und Rechtsschäden sowie 
Schäden an Leben und Gesundheit, die den im polnischen Dienste tätigen deut¬ 
schen Beamten, ihren Familienangehörigen oder ihrem Hausstandspersonal bei 
Zusammenrottungen oder bei einem Zusammenlauf von Menschen durch offene 
Gewalt oder durch Anwendung der dagegen getroffenen gesetzlichen Maßregeln 
entstehen oder seit der Besetzung der abzutretenden Gebiete entstanden sind, 
in voller Höhe des Zeitwerts ersetzen. Dabei sollen für Grund, Höhe und Um¬ 
fang des Schadenersatzes die zur Zeit des Inkrafttretens des gegenwärtigen Ver¬ 
trages geltenden preußischen Gesetze maßgebend sein. 

Art. 12. Insoweit nach deutschem Rechte eine Haftung des Staates für Un¬ 
fälle von Beamten besteht, tritt für die Zeit der Tätigkeit der deutschen Beamten 
im polnischen Dienste Polen an die Stelle des Deutschen Reiches oder Preußens. 

Art. 13. Deutsche Beamte, die innerhalb der im Art. 5 Abs. 4 des gegen¬ 
wärtigen Vertrages vorgesehenen Abzugsfrist infolge der Beendigung ihres Dienst- 
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Verhältnisses ihren Wohnsitz verlassen, haben das Recht, die von ihnen gemietete 
Wohnung mit einer Frist von zwei Wochen zu kündigen. 

Art. 15. Den deutschen Beamten dürfen aus der Nichtkenntnis oder der 
für ihre Amtshandlungen niiht genügenden Kenntnis der polnischen Sprache 
keinerlei Nachteile erwachsen. 

Art. 17. Dieser Vertrag tritt gleichzeitig mit dem Friedensvertrag in Kraft 

In einem Schlußprotokoll ist dann no(h folgende Vereinbarung hinzugefügt: 

Im Hinblick auf die unter den deutschen Beamten in den abzutretenden 
Gebieten anscheinend bestehende Beunruhigung stellt die Polnische Regierung 
ausdrücklich fest, daß polnischerseits unter keinen Umständen eine Internierung 
von Beamten oder ein sonstiger administrativer Eingriff in ihre persönliche FVei- 
heit vorgenommen werden wird. 

Die deutschen Beamten, die in den bereits von Polen besetzten Gebieten 
tätig sind, erhalten die Gehälter gemäß Art 10 Abs. 1 Satz 1 des Vertrags vom 
1. Oktober 1919 ab. Soweit Gehälter in dieser Höhe noch nicht bezahlt sind, 
erhalten die Beamten die Differenz für die Zeit vom 1. Oktober bis 31. Dezember 

1919 sofort nachgezahlt Die Differenz für die Zeit vom 1. April bis zum 
1. Oktober 1919 zwischen den deutschen sowie preußischen und den höheren 
polnischen Bezügen erhalten die Beamten in zwei Raten, und zwar am 15. Januar 

1920 und am 15. April 1920, sofern sie zu den betreffenden Zeitpunkten noch im 
polnischen Dienste tätig sein werden. 

Die Vorschrift des Art 10 Abs. 2 des Vertrages tritt zugleich mit dem Ver¬ 
trage selbst in Kraft 

Die in den Abs. 4 und 5 des Art. 5 des Vertrages bezeichneten Rechte 
stehen auch den Ehefrauen der Beamten sowie den am 15. Oktober 1919 zu dem 
Hausstande gehörenden Familienangehörigen und dem am gleichen Tage zu ihrem 
Hausstande gehörenden Personal zu. 


PreuBeo. 

Erlaß, betr. Umfrage Ober das Auftreten der Influenza und der 
sogenannten Schlafkrankheit (Encephalitis lethargica). Runderlaß des 
Ministeriums für Volkswohlfahrt vom 7. Februar 1920 — IMi» 249 — 

Mit Rücksicht auf das erneute Auftreten der Influenza ist es für mich von 
Wert, wieder, wie im Jahre 1918, Uber die Zahl der in den öffentlichen Kranken¬ 
anstalten beobachteten Erkrankungs- und Todesfälle unterrichtet zu sein. 

Das gleiche trifft zu hinsichtlich der sogenannten Schlafkrankheit ^ Ence¬ 
phalitis lethargica — 

Ich ersuche daher ergebenst, gefälligst für beide Krankheiten getrennt wochen¬ 
weise zusammengestellte Übersiihten einzureichen, gegebenenfalls unter Mitteilung 
etwaiger besonderer Wahrnehmungen. Sollten auch über die außerhalb der 
Kranken- usw. Anstalten vorgekommenen Erkrankungs- und Todesfälle an In¬ 
fluenza und Encephalitis lethargica annähernd zuverlässige Angaben dort vorliegen, 
so bitte ich auch um deren Angabe. 


> Sonntagsruhe In Apotheken. Runderlaß des Ministers für Volks- 
Wohlfahrt vom 23. Januar 1920 an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Unter Berücksichtigung des Artikels 3 der Verordnung über Sonntagsruhe 
im Handelsgewerbe und in Apotheken vom 5. Februar 1919 und nach Anhörung 
des Apothekerrates wird der § 40 der Apotheken-Betriebsordnung vom 18. Februar 
1902 aufgehoben und durch folgende neue Bestimmung ersetzt: 

,§ 40. Apothekern, die ihre Apotheke ohne Gehilfen betreiben, kann auf 
ihren Antrag durch den Regierungspräsidenten widerruflich gestattet werden, wäh¬ 
rend bestimmter Stunden sich aus der Apotheke zu entlemeo, wenn Vorsorge 
getroffen ist, daß iro Bedarfsfälle der Apotheker innerhalb einer Stunde zurück¬ 
gerufen werden kann. 
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An Orten mit nur einer Apotheke kann Apothekern, die ihre Apotheke 
ohne Gehilfen betreiben, durch den Regierungspräsidenten widemiflicfa gestattet 
werden, die Apotheke an Sonn- und Feiertagen von 1 Uhr nachmittags an für 
den übrigen Teil des Tages zu schlieBen. Oie Genehmigung ist davon 
abhängig zu machen, daß für Notfälle gewisse, nach Art und Menge 
näher zu bezeichnende Heilmittel jederzeit durch Vermittelung einer 
zuverlässigen Person erreichbar bleiben. 

An Orten mit zwei oder mehr Apotheken und in Bezirken, in denen Apo¬ 
theken verschiedener Orte nicht zu weit voneinander entfernt liegen, ist ein 
Teil dieser Apotheken sowohl an Sonn- und Feiertagen, als auch während der 
Nachtstunden abwechselnd zu schlieBen. Über die Reihenfolge der Schließung 
entscheidet nach Anhörung der beteiligten Apotheker der Regierungspräsident 

Der Regierungspräsident ist auch befugt, darüber Anordnungen zu treffen, 
während welcher Abend- und Nachtstunden alle Apotheken für den offenen Ver¬ 
kehr zu sperren, also nur für dringende Fälle zur Abgabe von Heilmitteln auf 
Anruf dienstbereit zu halten sind. 

Durch öffentliche Bekanntmachung am Orte und durch Aushang an der 
Apotheke ist die Genehmigung oder /uiordnung des Regierungspräsidenten zur 
allgemeinen Kenntnis zu bringen." 

Ich ersuche ergebenst, die neue Fassung des § 40 der Apotheken-Betriebs- 
ordnung zu veröffentlichen und die Anordnungen, die sich aus ihr ergeben, als¬ 
bald zu treffen. Es bleibt den Herren Regierungspräsidenten überlassen — ge¬ 
gebenenfalls im Einvernehmen mit den beteiligten Ärzten und Apothekern — zu 
bestimmen, in welcher Weise die Heilmittel, die für die Zeit der völligen 
Schließung einer alleinigen Apotheke am Orte bereit zu halten sind, den etwaigen 
Arzneibedürftigen zugänglich sein sollen. 

Bei Erlaß von Anordnungen über Geschäftsschluß an den Abenden ist Ver¬ 
zögerungen, die durch die Fertigstellung einer schon in Angriff genommenen 
Arzneizubereitung bedingt werden, Rechnung zu tragetL 


Baden. 

Staatliche Priifang von Krankenpflegerinnen. Verordnung des 
Ministeriums des Innern vom 1. Oktober 1919. 

Die Bestimmungen der Verordnung stimmen mit der für Preußen geltenden 
Vorschriften fast genau überein, so daß von ihren Abdruck Abstand genommen 
und auf jene verwiesen werden kann. 


Schwarzl>urg-Soiider8taau8en. 

Bekämpfung der Oeschlechtskrankbelten. Verordnung des Mini¬ 
steriums, Abteilung des Innern, vom 13. November 1919. 

Auf Grund des § 1 Ziffer 2 der Verordnung vom 29. März 1854 (Ges.-Samml. 
S. 134) verordnen wir. was folgt: 

§ 1. Personen, die sich gewerbsmäßig mit der Behandlung von Krankheiten, 
Leiden oder Körperschäden an Menschen befassen, ohne die staatliche Anerkennung 
(Approbation) zu besitzen, dürfen Krankheiten oder Leiden der Geschlechtsteile 
(Tripper, Schanker, Syphilis), auch wenn sie an anderen Körperteilen auftreten, 
sowie Frauenkranl^eiten nicht behandeln. 

§ 2. Verboten ist auch die Ankündigung solcher Behandlung und die in 
Zeitungen oder Rundschreiben erfolgende Anpreisung von Druckschriften, die sich 
darauf beziehen. 

§ 3. Zuwiderhandlungen werden mit Geldstrafe bis zu 150 Mk. oder mit 
Haft bis zu sechs Wochen bestraft, soweit nicht auf Grund anderer gesetzlicher 
Vorschriften eine höhere Strafe eintritt 

§ 4. Diese Verordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung in Kraft 


Verutwortlidi fflr die Sduiftleitnog: F'of. Dr. Repmund, Geh. Mcd.>Rat In Minden I. W. 
Ornik von Lonis Seidel Nacht., Leipsig. 
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Preußen. 

^ Amtsärztlldie Besichtigung der Provinziaikrankenanstaiten. Rund* 
%rlaß des Ministers für Volks wohl fahrt vom 27. Januar 1920 — 1 Mii226 — 

Durch den allerhöchsten Erlaß vom 12. Mai 1897 (Gesetzsamml. S. 227) sowie 
durch den Erlaß des Ministers der geistlichen, Unterrichts- und Medizinalangelegen- 
heiten — M 6900H U lli A — und des Ministers des Innern — 1 B 11621 — vom 
15. November 1897 war den Provinzialkrankenanstalten insofern eine Vorzugs¬ 
stellung eingeräumt worden, als diese Anstalten lediglich nach dem Ermessen der 
Herren Oberpräsidenten durch die Regierungs- und Medizinalräte gesundheits¬ 
polizeilich beaufsichtigt werden sollten. Dies hat in der Praxis dazu geführt, daß 
seit jenem Erlaß die Provinzialkrankenanstalten nur in besonderen Ausnahmefällen 
oder überhaupt nicht von den zuständigen Medizinalbeamten besichtigt worden 
sind. Dieser Zustand kann bei aller Anerkennung der fast durchweg guten Be¬ 
schaffenheit und Leitung der Provinzialkrankenanstalten aus grundsätzlichen Be¬ 
denken nicht .mehr aufrechterhalten werden. Denn abgesehen davon, daß sehr 
leicht in der Öfientlichkeit unliebsame Einwendungen gegen eine derartige Aus¬ 
nahmestellung der Provinzialkrankenanstalten entstehen können und gelegentlich 
auch bereits erhoben worden sind, ist namentlich darauf hinzuweisen, daß alüai^ 
alle kommunalen Krankenhäuser, unter denen sich bekanntlich eine erhebliche 
Zahl sehr umfangreicher, mit den modernsten Einrichtungen ausgestatteter und 
von hervorragenden Fachärzten geleiteter Krankenanstalten befindet, der regel¬ 
mäßigen Beaufsichtigung durch die Kreisärzte unterworfen sind. Auch will ich 
nicht unerwähnt lassen, daß nach einer zwischen den Herrn Minister für Wissen¬ 
schaft, Kunst und Volksbildung und mir getroffenen Vereinbarung künftig auch 
die Universitätskliniken in gewissen Abständen von dem Referenten der Unter¬ 
richtsverwaltung und dem Fachreferenten der mir unterstehenden Medizinalab¬ 
teilung besichtigt werden sollen. 

ich ersuche daher die Herren Oberpräsidenten, dafür Sorge zu tragen, daß 
nunmehr sämtliche der Provinzialverwaltung unterstehenden Krankenanstalten 
(Provinzialirrenanstalten, Provinzialhebammeniehranstalten usw. von den zu¬ 
ständigen Regierungs- und Medizinalräten mindestens einmal jährlich sowie aus 
besonders dringenden Anlässen unvermutet und nach denselben Grundsätzen be¬ 
sichtigt werden, wie sie im § 100 der Dienstanweisung für die Kreisärzte hin¬ 
sichtlich der Besichti^ng der übrigen Krankenanstalten vorgesehen sind. Die 
Kosten dieser Besichtigungen sind auf die Staatskasse zu übernehmen. 

Zu den Besichtigungen der Provinzialirrenanstalten ist tunlichst in allen 
Fällen neben den Regierungs- und Medizinalrat ein angesehener Irrenarzt als be¬ 
sonderer Sachverständiger hinzuzuziehen. Die Auswahl dieser psychiatrischen 
Sachverständigen, die am besten im Einvernehmen mit dem zuständigen Regierungs¬ 
präsidenten und nach Anhörung der Ärztekammer geschieht, will ich bis auf 
weiteres den Herren Oberpräsidenten überlassen; doch bemerke ich, daß die 
Heranziehung von Irrenärzten, die im Dienste der betreffenden Provinzialver¬ 
waltung stehen, zu diesen Besichtigungen aus naheliegenden Gründen nicht 
wünschenswert ist, daß aber gegen die etwaige Beteiligung ärztlicher Leiter von 
Irrenanstalten einer benachbarten Provinzialverwaltung nichts einzuwenden 
sein würde. 
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Mit Rücksicht .darauf daß nicht selten in mir zugehenden Eingaben sowie 
gelegentlich in der Öffentlichkeit lebhafte, in den meisten Fällen offenbar unbe¬ 
rechtigte Vorwürfe gegen die Verwaltungen einzelner öffentlicher Irrenanstalten 
sowie gegen die ärztliche Behandlung der Geisteskranken in solchen Anstalten 
erhoben werden, sollen sich die Sachverständigen bei den Besichtigungen unter 
entsprechender Anpassung an die besonderen Verhältnisse der Öffentlichen Irren¬ 
anstalten im allgemeinen an die Grundsätze anlehnen, die in dem Ministerial- 
erlaß vom 26. März 1901, betr. Unterbringung von Geisteskranken in Privatan¬ 
stalten, und zwar in den besonderen Vorschriften Uber die Vorschriften über die 
Ausführung der Besichtigungen der dort genannten Anstalten (Min.-Bl. f. Med.-Ang. 
1901, S. IM—109) enthalten sind. 

Zum 1. März jedes Jahres ist mir eine Übersicht über sämtliche im abge¬ 
laufenen Jahre erfolgten Besichtigungen der Provinzialkrankenanstalten vorzulegen, 
aus denen die Namen der Anstalten, Zeitpunkt jeder Besichtigung, Namen der 
beteiligten Medizinalbeamten und sonstigen Sachverständigen sowie die Ergeb¬ 
nisse der einzelnen Besichtigungen zu entnehmen sind. Soweit in einem Fall 
besonders schwere Mängel in einer Provinzialkrankenanstalt festgestellt werden 
sollten, ist mir hierüber umgehend zu berichten. 

Hinsichtlich der bei dem Auftreten übertragbarer Krankheiten in Provinzial¬ 
anstalten vorzunehmenden besonderen amtsärztlichen Ermittelungen verweise ich 
auf den Runderlaß der Minister des Innern — Ila 5968 — und der geistlichen, 
Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten — M 12897 — vom 19. Juli 1906 (Min.- 
Bl. f. Med.-Ang. S. 313). 

Wegen des künftigen Verfahrens der amtsärztlichen Besichtigungen der 
—Johannilerkrankenhäuser ergeht demnächst besonderer Erlaß. 


Merkblatt für Ärzte Aber Knoctaenerkrankungen unter der Bevölkerung 
Infolge Unterernährung. Runderlaß des Ministers für Volkswohlfahrt 
vom 10. Januar 1920 — I M IV 97 —. An sämtliche Herren Oberpräsidenten 
und Regierungspräsidenten 

- ^^ ^*‘**'* Merkblatt für Ärzte, 

b^reffend gehäuftes Vorkommen krankhafter Veränderungen am Knochensystem 
in ursächlichem Zusammenhang mit der mangelhaften Ernährung der Bevölkerung. 

Aoigearbeitet in der Medizinalabteilnn^ des Ministeriums für Volkswohlfahrt unter Mitwirkung 
maßgebender Kliniker nnd Ernährungsphysiologen. 

Seit etwa Jahresfrist treten unter der Bevölkerung Deutschlands krankhafte 
Veränderungen am Knochensystem, die unter dem Bilde der Rachitis, Spätrachitis, 
Osteopsathyrosis oder Osteomalacie verlaufen, in einem Umfange und einer 
Schwere auf, wie wir das sonst in Deutschland zu beobachten nicht gewohnt 
waren. Eine amtlich veranlaßte Umfrage in Preußen bestätigte die in der medi¬ 
zinischen Literatur bekannt gewordenen TatsaÄen in weitestem Umfange. Da 
die Anfangserscheinungen sowie die leichten und rudimentären Formen kein ohne 
weiteres eindeutiges Krankheitsbild darstellen, und die Krankheitsbilder der Spät¬ 
rachitis, der Osteopsathyrosis und der Osteomalacie für den praktischen Arzt 
immerhin seltene Erscheinungen sind, muß angenommen werden, daß die ge¬ 
nannten Knochenerkrankungen unter der Bevölkerung noch weit mehr verbreitet 
sind, als das die Feststellungen schon ergeben haben. Der ärztlichen Dit^ose 
wird voraussichtlich ein nicht unerheblicher Teil der Fälle aus diesen Gründen 
entgangen sein. Zweck des Merkblattes ist es, die Ärzteschtdt auf die derzeitige 
Verbreitung dieser krankhaften Knochenveränderungen hinzuweisen. 

Heimgesudit Ist vor allem das Säuglings- und Kleinkindesalter» 
scheinbar ohne Unterschied des Geschlechts, und die Altersklasse der Jugend¬ 
lichen vom 14. bis 19. Lebensjahr mit vorzugsweiser Beteiligung der männlichen 
Personen. Dagegen haben die Schulkinder bisher wenig zu leiden gehabt 
Von älteren Personen werden hauptsächlich Frauen, und zwar besonders 
ältere Schwangere oder frisch Entbundene, befallen. Erkrankungen vor dem 
40. Lebensjahr sind bei den Erwachsenen selten. 

Das Land und die kleineren Städte sind bisher wenig beteiligt gewesen; 
das Kranheitsfeld liegt hauptsächlich io den Großstädten und besonders ln 
den Industriezentren. 
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Von Berufen sind diejenigen bevorzugt, die zu langem Stehen, Gehen und 
schwerer körperlicher Belastung in geschlossenen Arbeitsräumen zwingen. Es 
erkrankten daher hauptsächlich Schlosser-, Schmiede-, Dreher-, Bäcker-, Tischler-. 
Haarschneide-, Glasmacher-Lehrlinge, söwie Jugendliche in Hütten- und Maschinen- 
Betrieben, von älteren Frauen z. B. auch solche, die den ganzen Tag hinter dem 
Ladentisch stehen. 

Über die Ätiologie und das Verhältnis der genannten Krankheitsbilder 
zueinander besteht in der Wissenschaft keine einheitliche Anschauung, jedoch 
steht so viel fest, daß die Häufung der krankhaften Knochenveränderungen nach 
Zahl und Schwere in der Hauptsache mit der jahrelangen mangelhaften Ernährung 
der Bevölkerung in ursächlichem Zusammenhänge steht. 

Das klinische Bild entspricht bei den genannten Erkrankungen der Säug¬ 
linge und Kleinkinder im allgemeinen dem bekannten, mit der Besonderheit, 
daß die schweren Krankheitsbilder mehr hervortreten als sonst. Hervorgehoben 
sei, daß man einerseits Knochenerweichung, namentlich der langen Röhrenteochen, 
findet und anderseits gesteigerte Knochenbrüchigkeit. Frische oder schlecht ver¬ 
heilte Knochenbrüche, von denen die Eltern nichts wissen, oder die ohne jede 
erkennbare Ursache oder beim bloßen Hinfallen oder Anfassen mit der 
Hand entstanden sind, sind keine Seltenheit. Häufig besteht starke Schmerz¬ 
haftigkeit im Bereiche der Knochen, die manchmal so hochgradig ist, daß die 
Kinder beim bloßen Berühren der Haut laut schreien. 

Bei den erkrankten Jugendlichen handelt es sich meistenteils um blasse, 
blutarme, manchmal auch gelblich und etwas gedunsen aussehende Personen mit 
schlaffer Körperhaltung und schwacher Muskulatur. Ehe äußerlich erkennbare 
Zeichen der Erkrankung festzustellen sind, klagen die Kranken oft über Schmerzen 
in Füßen, Beinen, Bechengegend, Armen, Rücken oder Brust, die bei Ruhelage 
meist verschwinden. Öfters läßt sich aber die Erkrankung im Röntgenbilde zu 
dieser Zeit schon feststellen, ohne daß Schmerzen bestehen. Man sieht eine 
verwaschene, manchmal auch schon zackig aussehende Epiphysenlinie. Später 
stellt sich ein eigenartiger, sogenannter watschelnder Gang ein, und es zeigen 
sich Verdickungen in den Gelenkgegenden, namentlich an den großen Gelenken. 
An diesen Stellen besteht deutlicher Druchschmerz. Im weiteren Verlauf der 
Krankheit treten starke Verbiegungen und Verbildungen der Knochen ein; es 
bilden sich Plattfüße, X- und 0-Beine, Verkrümmungen der Wirbelsäule, der 
Rippen, des Brustbeins usw. — manchmal sehr hohen Grades — aus. Hin und 
wieder werden auch Gelenkschwellungen beobachtet. In anderen Fällen ist das 
Hervorstechendste der Erkrankung die hohe Brüchigkeit der Knochen. Knochen- 
brtiche treten ohne jede gröbere äußere Veranlassung auf. Da sie meist inner¬ 
halb der Periosthülle liegen, machen sie geringere Erscheinungen und Beschwerden. 
Die Kranken laufen manchmal mit diesen Brüchen, wenn auch mühsam, herum. 
Es kommt nicht selten vor, daß die Kranken auf der Straße ohne jede erkenn¬ 
bare Ursache mit einem Bruch des Ober- oder Unterschenkels zusammensinken. 
Viel beachtet wird auch die schlechte Heilungsneigung bei aus traumatischer 
Ursache entstandenen Knochenbrüchen. Pseudarthrosenbildung ist häufig. Das 
gleiche gilt für den Heilungsvorgang nach Knochenoperationen, wie- Osteotomien, 
Resektionen, Osteoklasien. 

Die klinischen Erscheinungen bei den schwangeren oder frisch ent¬ 
bundenen Frauen sind im großen und ganzen die für Osteomalacie bekannten. 
Jedoch tritt manchmal die Schmerzhaftigkeit im Bereiche des erkrankten Knochen¬ 
systems besonders stark hervor. Neben Knochenweichheit werden aber häufig 
bei älteren Personen auch Fälle von ausgesprochener Knochenbrüchigkeit be¬ 
obachtet. Es ist öfters beobachtet, daß solche Personen sich beim Umdrehen im 
Bett Arm oder Bein brechen. 

Hinsichtlich der T[herapie muß auf das bereits Bekannte verwiesen werden. 
Hervorgeboben soll jedoch die auch jetzt wieder beobachtete gute Wirkung des 
Lebertrans sowie die reichliche Zuführung von frischer Luit und 3on::c v;»Hen. 
Auch die Anwendung der künstlichen Höhensonne wird empfohlen. Das Wesent¬ 
lichste ist jedoch Bettruhe und die Aufbesserung der Kost, namentlich in Gestalt 
von animalischem Eiweiß, Milch und Fett Auch bei leichteren FÜlen sollte zur 
Vermeidung von Knochendeformitäten die Arbeit ausgesetzt werden. 
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MaBnahmen gegen den Schleichbandel mit Salvarsanpräparaten und 
Verwendung der beschlagnahmten Präparate. Runderlaß des Ministers 
für Voikswohlfahrt vom 17. Januar 1920 — M 14623 — an sämtliche 
Herren Oberpräsidenten. 

ln letzter Zeit mehren sidi die Fälle, in denen Salvarsanpräparate im Schleidi- 
Handel vertrieben werden. Nur zum Teil handelt es sich hierbei um echte Sal¬ 
varsanpräparate, nicht selten jedoch um Fälschungen, die in einer der echten 
täuschend ähnlichen Verpackung vertrieben werden. Häufig leiden aber auch bei 
dem Hin- und Hertransport im Schleichhandel die Glasampullen, in denen die 
Salvarsanpräparate luftdicht eingeschmolzen sind; sie bekommen Sprünge, und 
die durch diese in die Ampullen dringende Luft führt Zersetzungen der echten 
Salvarsanpräparate herbei, so daß deren Anwendung bei Patienten schwere Ver- 
giftungserscfaeinungen, ja den Tod zur Folge haben kann. 

Da die Salvarsanpräparate als arsenhaltige Heilmittel zu den Medikamenten 
gehören, deren Abgabe den Apotheken Vorbehalten ist, so ersuche ich im Ein¬ 
vernehmen mit dem Herrn Minister des Innern ergebenst, alle nicht berechtigten 
Personen, denen Handel mit Salvarsanpräparaten nachgewiesen wird, unnachsicht- 
lich zur Anzeige zu bringen. Bevor die endgültig beschlagnahmten Salvarsan¬ 
präparate nach Abschluß des Verfahrens wieder an den Handel abgegeben werden, 
ersuche ich, die gesamte Menge an die Farbwerke vormals Meister, Lucius & 
Brüning in Höchst a. M. zu senden, die die Präparate und Glasampullen einer 
Prüfung unterziehen werden. Die Farbwerke werden die als gut befundenen 
Packungen an diejenigen Apotheken oder Großdrogenhandlungen abgeben, die 
ihnen von den Stellen bezeichnet werden, die die Beschlagnahme verfügt haben. 


Verwendung der Rangoonbohnen (Mondbohnen) als Nahrungsmittel. 
Runderlaß des Ministers für Volkswohlfahrt vom 29. Januar 1920 — 
IM'n 180 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

ln den Tageszeitungen ist in letzter Zeit im Anschluß an eine von Prof. 
Dr. L. Lewin in der Apotheker-Zeitung (1919 Nr. 57 S. 397) veröffentlichte Mit¬ 
teilung über schwere gesundheitliche Schädigungen und Todesfälle pach dem 
Genuß von Rangoonbohnen (Mondbohnen, Phaseolus lunatus L.), einer in tropi¬ 
schen Gegenden als Genußpflanze angebauten Bohnenart, berichtet worden. Diese 
Nadirichten haben sich als unzutreffend erwiesen. Es ist zwar seit längerer Zeit 
bekannt, daß den Rangoonbohnen ein Gehalt an dem Glukosid Phaseolunatin 
eigentümlich ist, das durch Fermentwirkung in Traubenzucker, Azeton und Blau¬ 
säure gespalten wird. Größere Mengen von Blausäure kommen indessen nur bei 
den wildwachsenden Rangoonbohnen in Betracht, während die Kulturarten in der 
Regel nur etwa 15—30 mg Blausäure in 100 g Bohnen enthalten und anscheinend 
nur ausnahmsweise einen etwas größeren Blausäuregehalt aufweisen. Solche 
mäßigen Mengen von Blausäure werden, was Untersuchungen im Reichsgesund¬ 
heitsamt ergeben haben, beim Kochen der Bohnen mit den Wasserdämpfen so 
gut wie vollständig verflüchtigt, so daß die zweckentsprechend zubereiteten Rangoon¬ 
bohnen nicht nur ein nahrhaftes und gutschmeckendes, sondern auch ein wohl¬ 
bekömmliches Nahrungsmittel sind. Zur Aufklärung der Bevölkerung habe ich 
deshalb für die Verbreitung der in Abschrift anliegenden Notiz in der Presse 
Sorge getragen,') in der zugleich angegeben ist, wie das Kochen der Rangoonbobnen 
erfolgen sollte. 


') Die Notiz für die Presse lautet: Durch die Zeitungen sind beunruhigende 
Nachrichten über gesundheitliche Schädigungen, ja über Todesfälle infolge des 
Genusses von Rangoonbohnen gegangen. Diese Mitteilungen haben sich als un¬ 
richtig erwiesen. Die aus dem Auslande neuerdings bei uns eingeführten Ran¬ 
goonbohnen — es handelt sich um weiße bis gelbstichige, handgelesene Samen 
einer tropischen Bohnenart — sind vielmehr ein nahrhaftes, insbesondele eiweiß¬ 
reiches, gutschmeckendes und wohlbekömmliches Nahrungsmittel, sofern sie in 
nachstehender Weise bereitet werden: Die Bohnen sind etwa 24 Stunden lang in 
einer reichlichen Menge Wasser einzuweichen. Dieses Weichwasser ist fortzu¬ 
schütten. Danach werden die Bohnen mit warmen Wasser gar gekocht Das Ab¬ 
kochwasser soll man ebenfalls beseitigen. 

Veraatw«rtlidi für Sie Scfariftleitnng: Prof. Dr. Rapmnnd, Oeh. Mect-Rat in Miadeo I. W. 

OraA von Lonit Scidtl Nadif., Leipilg. 
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A. Deutsches Reich. 

^ ErgSüKaiig der Yorschriften betr. die Abgabe stark irlrkender 
Anneimittel sovrie die Beschaffenheit nnd Bezeictannng der Arznelgliser 
und Standgefftfie ln den Apotheken. Beschlaß des Beichsrats Tom 
12. Febrnar 1920.*) 

Der Beichsrat hat am 12. Februar 1920 — § 148 der Protokolle — be* 
schlossen, die Vorschriften betr. die Abgabe stark wirkender Arzneimittel sowie 
die Beschaffenheit nnd Bezeichnung der Arzneigläser und Standgeläße in den 
Apotheken vom 23. Mai 1896 wie folgt za ergänzen: 

Die Vorschriften vom 22. Jani 1896, betr. die Abgabe stark wirkender 
Arzneimittel sowie die Beschaffenheit und Bezeichnoog der Arzneigläser und 
Standgefäße in den Apotheken, werden aaf die in der anliegenden Liste aal' 
geführten Stoffe mit der Maßgabe ausgedehnt, daß für diese Stolle an. 
Stelle der §§ 4 and 5 nachstehende Bestimmangen gelten: 

1. Die wiederholte Abgabe von Arzneien zam inneren Gebraache, welche 
die in der anliegenden Liste anfgefübrten Stoffe enthalten, darf nar aal jedes- 
mal erneute, schriftliche, mit Datum and Unterschrift versehene Anweisung 
eines Arztes oder Zahnarztes erfolgen. 

Jedoch ist die wiederholte Abgabe von Eacodal, Laadanon, Narcophin, 
Pantopon and allen ähnlichen, Opiamalkaloide enthaltenden Zabereitangen 
(z. B. Glycopon, Holopon), Paracodin, Paralaadin und Paramorfan (Dihydro- 
morpbinam) gestattet, wenn diese Mittel nicht in einfachen Lösungen oder 
einfachen Verreibongen, sondern als Zusatz zu anderen arzneilichen Zaberei- 
langen verschrieben sind and der Gesamtgehalt der Arznei an 
Eacodal 0,03 g, Laadanon 0,03 g, Narcophin 0,08 g, 

Pantopon oder allen ähnlichen, Opiamalkaloide enthaltenen Zabereitangen 
(z. B. Glycopon, Holopon) 0,06 g, 

Paracodin 0,03 g, Paralaadin 0,03 g, Paramorfan (Dihydromorphinnm) 0,8 g 
nicht übersteigt. Auf Arzneien, welche za Einspritzungen unter die Haut b»> 
stimmt sind, findet dies keine Anwendung. 

2. Die wiederholte Abgabe von Arzneien in den Fällen der Nammer 1 
Abs. 2 ist nicht gestattet, wenn sie von dem Arzt oder Zahnarzt durch einen 
aal der Aaweisang beigesetzten Vermerk untersagt worden ist. 

Diese Vorswriften treten mit dem 1. März 1920 in Kriüft 

List e. 

Acidam aethylphenylbarbitoricom et StbpIpbcnpIborbiturfSure unb bmn 
ejas sdLia Salge 

Acidam diaethylbarbitaricam et ejas ^ifttbplbaTbiturffture unb beten Salse 

salia 

Acidam dlallylbarbitnricam et ejas Dianplbarbilurfdure unb beten Salae 
salia 

Acidam dibrompropyldiaetbylbarbita- Dibrompropplbifit^^Ibatbittttffinre nnb 
ricom et ejas saua beten Saläe 

Acidam dipropylbarbitoricom. et ejas Dipropplbarbiturffinre unb bereu Solse 

salia 

Aleadrin Mlenbtln 

1) ln Preußen durch Bekanntmachang des Ministers ffir 
Volkiwohlfahrt vom 28. Februar 1920 dorengeffihrt. 
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tf 6diiloftlg««dtzge|Bog 


Amjleiichloialam 

Chlor(do0« 

Üiftl 9fc ejtu aalift 
DLb^iQfflorpiiiiiais 
tHo8;«aiii^ du aa^ 

JüeivnttX 
tao'ißiral; . ' 

Lauanoa “ 

Laminat »i «joa aalia 

Ho^nal 

Nareophin 

Natrium diaethjlbailnitaiicaai 
.KirTaaöl 

Optochin pjaa<]^De aalia «t dorjvata 
Fantopon omaU^oeittmilia praeparaia, 
qaae aJcaloidea Opii «Ditinaot (Olp^ 
eopon, Hot^poo etc,) 

Farecodia 

Fujalaodia 

PardoprliM»; 

Propoad et' pjiur aalia 

prea amthplpiunyiauücmyli» et ejaa 

tjrea diaeÜijrUnatoapUca et ejos aalüa 
Urea diailjiaaloiiylica et ejna aalia 
Urea dit^rpmprep^l'djaetbylmatenjUca 
' ■ et:'dtm »aua ' y' 

Urea dipiepyUaaloofUca ei ejoa aaUa 
Veroeal «t ^as aalia 


Slm^teaA^oraV 

Cl|lotale|e 

Diai unP bejlctt Sotje 

9il)pbromorp^in 

l>io 9 enal unb bejttn Sa^a 

(Eurobal 

fittfönal 

ulöptttl, 

Baubänfitt 

Cuminat unb beH*« Solje 

SRebthal 

9larcepi}{n 

Diatt)pTbaciitluT{aut«$ Dtotxium 
Slinanol 

Optochin» btHen Sata« unb tBbftbmmUttge 
^antopon unb nOe fibni'ibcn, Opium- 
ol&oloibe tetb^ltenben ^ubereitungtn 
(9 B. (Blptppoit« golppon) 
Parocabin 
Pacalanbtn 
iParatnocfon 

©roponal unb bejfen Satj« , 

ictrenat 

SUbplpfttnnlwalonnlbarnftöf >iuöi baffen 

unb bt}I«B$ol8« 
iinb b»i]e»i 

:*■■ , «ttÖ biftfrH' SttijV ■'■ 

l)iiptoppttrtptö»r9>bflJrt»ffoff u. beffen Sa4* 
^ctshpi unb beffen Sotje. 



AtuueiudttetUv VeroTdoaujg dea Eaiebtpr 
euien^-^b-iö'ISiPebrdAi“ s , 

- Atüf Öfaad dna fff der iSewerbecjrdnnng vom 26, doli 1900 (Eeicba* 

Qwetzbl ..&\,871)'.tvi#A' verordaet 

11* Ztt dott Stoffen» dta nach I f bstwffend deaVer^ 

kehr Wti Ärineimittein, Töm 22. 0ktoibef>lOOl (pei^ 19ÖI B. 380) 

ttpd dem angebörigeo Verzeichnis B .außerhalb der Apoihekeu nicht leilgehalten 
oder Verkault werden ddrlen, treten die in dar angescbloneaen Idite anf- 
feitUuten Bioffe hiozn. ^ , 

S ä» Biese Verörduong tritt mit dem t März 1280 h» Kraft. 

List«, ■ " " 

• Bei den mit * versehenen Btoffeo sind andi die AMSmnjüUng« der^ 
treüfeudeu StoSa sowie die Salze der Stoffe nod ihrer Abkömmlinge inbegriffmi 
^ Addam aethpSphenpibsfhituricoffl *^thntph<RpIbarbh«tfäiite 

- diaeibyifcarhltaricani‘) •'Diälh^ibaibihirfSure 

^ diaUylharW^ ♦I)ialll^lb6oahliur{SKte 

* > öibromprnpyldiaetliyibajrhita- *®ibtompwpplbi41h9*hotfelttti^fiura 


nCQIB 

• - djpropylharbittxrißmtt 

Aleadrin 
Amytennhiorsdum 

... . 


Dibtdiam^Vphinom 


Kncodai 

ölyccpon 

Hedonai 

Holppon 


*^iproppiharhiturffiurf 

SUeubrin 

Slmptenihtarai 

Cbiomlnfe 

«®|n{ 

l>it)hb.tbinerphiff 

Dicpenal: 

ffu<;0bal':,;;. ■' ;V. 

ffllpfcopnn 

Acbonni 
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Isoprtl 
Laodanoa 
«Lomiotl 
Medinal 
Narcophin 
Niryanol 
*Optocbiii ' 

Pantopon omniaqae similia praeparata, 
qaae alcaloidea opü contiaeot 
(Glycopoay Holopoa etc.) 

Paracodia 
Paralaad ia 
Paramorfaa 
Propoaal 

Urea aetbylpheajlmaloajlica 
- diaetbylaialoaylica *) 
r diallylmalonylica 
> dibrompropyldiaetbylmaloaylica 


• dipropyUnäloaylica 
Veronaf*) 


Sfoprol 

Caubanon 

*CttminaI 

Snebinal 

Slorcop^in 

91iroanol 

*Dpto(bin 

^antopen unb aQe Opium* 

albalolbeentbaltenben SubcrcUungen 
(i. S. (BIpcopon, Qolopon) 
Varocabin 
^aralaubin 
paramorfon 
*proponai 

* «' bplpbcnplmalonpl^amftotf 

* Dtälbplmalonplbamflolf 

* 1>iaI[9lmaIonplf)Qmi)off 
*l>ibrompropplbi&tbpIma(anpI^arnfto|f 

* Dipropalmalonpl^acnftoff 
•®eronoi 


B. Preußen. 

Entattauf des Gesundbeltoborlchtes (ttr daa Jahr 1919. Baad* 
Erlaß des Hiaieters für Volks Wohlfahrt Tom 81. Desember 
1919 — IM IV 162 — aa sämtliche Herrea Begieraaespräsideatea. 

Für das Jahr 1919 ist wieder eia Jahresgesandheitsbericbt aach Maß* 

f abe der vor dem Kriege hierfür beobachtetea Bichtllaiea tob dea Ereisarztea 
esw. dea Begieraags- oad Medizinalrätea za erstatten. Bei der Bericht¬ 
erstattung ist der Erlaß yom 19. Januar 1912 — M 117 — als maßgebend zu 
beachten. Insbesondere sind die dort vorgesehenen Fristen für die Vorlage der 
Qesundheitsberichte genau einzuhalten. 

Im übrigen sind die Begieraags- und Mediziaalräte anzuweisen, in den 
mir yorzulegenden Berichten nicht — wie es vielfach üblich ist — auf eia- 
selae, im Laufe des Berichtsjahres bereits an mich erstattete Sonderberichte 
lediglich Bezug zu nehmen, sondern diese Berichte entweder in Abschrift oder 
mindestens auszugsweise beizufügen. 

Den Berichten über Abschnitt XII ist unter c noch eine Uebersicht bei- 
zugeben, aus der nicht nur die Zahl der in jedem Begiornngsbezirk vorhan¬ 
denen Krankenpdegepersonen, sondern auch £e Zahl der staatlich geprüften 
weiblichen und männlichen Pfleger sowie der einem Mutterhause bezw. einer 
besonderen Organisation angehürenden und der selbständigen Krankenpflege- 
personmi ersichtlich ist. 


^ Zalassuf von Zahntoehnlkern zur Behudlnnf von KraakenkasMn- 
■dtfUodem. Bund-Erlaß des Ministers für Volkswohlfehrt 
vom 10. Februar 1920 — I M II 74 — aa den Herrn Vorsitzenden des 
Vorsitzenden des Oberversicbernngsamts Groß-Berlin in Charlottenburg. 

Wenn in dem Erlasse vom 2. Dezember 1918 — M 7789 — bestimmt 
ist, daß als Zahntechniker im Sinne der B V 0. anzusehen ist, wer .... c^ nach 
der Lehrzeit 4 Jahre als behandelnder Zahntechniker im Hauptberuf tätig ge¬ 
wesen ist, . . . . , so kann diese Tätigkeit auch die als Gehilfe nu^reifen. 
Sie wird als naehgewiesen anzusehen sein durch das Zeugnis des Arbeitgebers 
(Zahnarztes oder Zahntechnikers), worin snm Ausdruck gebracht sein muß, 
daß der Gehilfe bei ihm als behandelnder Zahntechniker im Hauptberuf tätig 
gewesen ist. 

Ist ein Zahntechniker Arbeitgeber gewesen, so ist dessen Znverlässigkeit 
uchsuweisea in üebereinstimmnng mit Bestimmung in 2Ufler 1 b. 

Wenn bei Id bestimmt worden ist, daß der Anwärter das Gewerbe als 


freien 


) Diese Arzneimittel waren bereits früher durch KaiserL Verwdniuig dem 
'erkehr entzogen; aber nicht ihre Abkfimmlinge and Salze. 
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Zahntoehniker Im Hauptberuf auttbt, so ist hier die selbständige ▲osäbnnff 
sn rerst^en. 

Im ftbrigea sind in der Ueberganjnbestimmnng der Ziffer 1 Abs. 2 di« 
4 Jahre sa 1 c miteingeschlossen, so daß es eines besonderen Naohweisee der 
4 Jahre nach lo nicht bedarf. 


C. Bayern. 

Anselgepfllcht der Kassenirste. BnndTerfQgnng des Mi« 
nisterinms fQr Soziale FUrsorge rom 81. Januar 1920 an die 
Veruicherunjnbehörden und die Kreisrenemngen, Kammern des Innern. 

Die KrankenkassenTerbände erheMn Klage, daß es von seiten einzelner 
Kassenärzte rielfach unterlassen werde, den Krankenkassen die dem ärztlichen 
Befunde entsprechende wirkliche und richtige Dia^ose mitzuteilen. Oft 
wflrden den Krankenkassen nur Scheindiagnosen gemeldet. Besonders trete 
^es in Erscheinung beim Yorlieven Ton Oexchlechtskrankheiten. Hierunter 
leide die Dnrobfilbrung der den Kassen mit Min.<Bek. rom 17. Februar 1919 
(SL A. Nr. 49) empfohlenen Maßnahmen zur Bekämpfung der Qeschlechts- 
krankbeiten. 

Hierzu ist festzustellen: Das anerkennenswerte Streben vieler Kranken¬ 
kassen, den vorbeugenden Maßnahmen wie den medizinischen und sozialen Be¬ 
sonderheiten des einzelnen Untersttttznngsfalles besonderes Augenmerk zu 
schenken, wird durch die Weigerung einzelner Aerzte zur Mitteilung der wirk¬ 
lichen Diagnose unmöglich gemacht. Es kann auch kein Zweifel sein, daß 
^ne'Reihe wichtigster Bestimmungen der Beichsversicbernngsordnuitg tnur 
beispielsweise seien angeführt die §§ 182, 184, 188, 348, 847, 867) für die Ver- 
sichernngsträger ans dem gleichen Grunde kaum dorchftthrbat ist. Die Be¬ 
urteilung eines Unterstütznngsfalles ist eben nach der versichernngs- 
r echt liehen Seite der Krankenkassen überhaupt unmöglich, wenn sie auf 
Scheindiagnosen angewiesen sind. 

Die Aerzte berufen sich vielfach auf die Wahrung des Berufsgeheim¬ 
nisses und den § 300 BStGB. Im Einvernehmen mit dem Staatsministerinm 
des Innern und dem Staatsministerinm der Justiz, ist hierzu festzustellen, daß 
der Arzt — selbst bei Offenbarung eines ihm anvertrauten Privatgeheimnisses — 
dann sich nicht strafbar machen wird, wenn die Mitteilung der richtigen 
Diagnose gegenüber dem Träger der reichsgesetzlichen Versicherung erfolgt 
und die Versichernngseinrichtung diese Mitteilung zur Eifnllnng der ihr' ge¬ 
setzlich übertragenen Aufgaben bedarf. Eine solche Mitteilung ist nicht un¬ 
befugt im Sinne des § 300 BStGB. In diesem Sinne bat sich auch die 
Bechtssprechung bereits ausgesprochen, z. B. Urteil des Beicbsgerichts vom 
16. Mai 1905 (EntschL in Strafs. Bd. 88 S. 62), Dabei kann dabin gestellt 
bleiben, wie weit die Aerzte auf Grund der mit den Versicherungsträgem ab¬ 
geschlossenen Verträge gleichfalls zur Offenbarung der richtigen Diagnose 
verpflichtet sind. * 

Es darf erwartet werden, daß diese aufklärenden Feststellungen geeignet 
lind, bis zur bevorstehenden Revision der betr. reichsrechUichen B^timmungen 
den Klagen der Versicherungsträger abznhelfen und ein reibungsloses Zu¬ 
sammenarbeiten zwischen Aerzte und Krankenkassen auch in dieser Beziehung 
zu gewährleisten. 

Die Kreisregierungen werden durch Vermittlung der Amtsärzte dafür 
Sorge tragen, daß die ärztlichen Bezirksvereine und Kassenärztevereinigungen 
über vorstehende Sachlage genauestens unterrichtet werden. 


StaatlichePrüfkagvoaKraakenpflegepersoBea. Bekanntmachung 
und Ausführungsbestimmnngen des btaatsministerinms des 
Inneren vom 27. Januar 1920. 

Die Vorschriften entsprechen den am 22. März 1906 vom Bnndesrat be¬ 
schlossenen und seitdem in fast aUen Bnadesstaatea (in Preußen z. B. unter dem 
10. Mai 1907) eingeführten und in der Beilage zu dieser Zeitschrift bereits ab¬ 
gedruckten Vorsemiften. 


TmBtwortU«li ftr dit Boluiflleitiiiif : Prof. Dr. Bopmnad, Goh. tu lÜndoB t W. 

PrMk TOB 0. 0« BroBti MlBdOB 1. W. 
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Nr. 8 20. April 1920 

BBBBBSB^BBi^BaaaasaasaBsaBsaBBBB^aBBi^^Baaaii 

Medizinal-Gesetzgebung. 

A. Deutsches Reich. 

HtrasflBetsiuig des Grnndlohng nod Ansdehnniig der Yerslehenuifs* 
ln der KruikenTerslcliening. Verordnnng der Beiclisre* 
fiernng rom 1. April 1920. 

I. Hersafsetznng des Qrandlohos. 

I 1. Der $ 180 der BeiehsTersieherangaordnaDg erhilt folgende Ftssang: 
Die baren Leistungen der Kassen werden nach einem Grandlohn bemessen. 
Als solchen bestimmt die Satzong entweder den darchschnittlichen Tu;ee* 
entgeh der ICitgliedar oder den wirklichen Arbeitsrerdienst der ebzeuen 
Versicherten. Den darchschnittlichen Tagesentgdt kann sie nach den* 
jenigen Klassen Ton Versicherten, für welche .die Kasse errichtet bt, oder 
stafenweise nach der yerschiedenen Lohnhöhe der Versicherten. lestMtsen. 

Die Festsetzang nach dem darchschnittlichen Tagesentgelte bedarf der 
Zastimmang des Oberyersicherangsamts (Beschlaflkammer). 

Für freiwillig Beitretende, für die sich hiernach keb Grondlohn er« 
nitteb lässt, bestimmt ihn die Satzung. 

S 2. Soweit nach den Vorschriften der Beiebsyersicherangsordnang Br« 
satzlebtongen fQr Krankenpflege, Krankenhanspflege oder Unterhalt b aber 
Anstalt nach dem Grandlohn za bemessen sbd, kann der Beichsarbeitsmbbter 
im Falle eines Bedürfnisses den ffir diese Ersatzlebtongen massgebenden 
Höchstsatz des Grandlohns allgemeb bb aaf zehn Mark herabsetzen. ■ 

9§ 8 and 4 konunen fQr Medizbalbeamte und Aerzte nicht in Betracht. 

II. Ansdehnang der Versichernngspflicht. 

fl 6. Im 91 der Verordnung Aber Aasdehnong der Versicherongspflicht und 
Versicherangsberechtigong b der Krankenyersicherong yom 22. Noyember 1018 
(Beichs-Gesetzbl. S. 1821) wbd das Wort „fflnftaasend* durch das Wort 
•■wanzigtaosend* ersetzt. 

9 6. Wer in der Zeit seit dem 2. Dezember 1918 wegw Uebersehreitens 
der Einkommensgrenze yon fflnftaosend Mark aus seber Krankenkasse oder 
knappschaftlichen Krankenkasse aasgeschieden bt, kann bei dieser Kasse binnen 
sechs Wochen nach dem Inkrafttreten dieser Vorschriften die Wiederaufnahme 
ab Mitglied gemäss fl 818 der Beichsyersicherongsordnong beantragen, sofern 
er beim Aasscheiden znr Weiteryersicherong berechtigt war und nicht jetzt 
nach fl 6 yersicherongspflichtig bt. 

Die Ibsse kann den ^rechtigten, wenn er sich zom Beitritt meldet, 
ärztlieh ontersachen lassen. Eine Erkrankog, die beim Wiederebtritt bereits 
besteht, begrflndet fQr diese Krankheit keben Ansprach aof Kassenlebtong. 

fl 7. Sbd seit dem 2. Dezember 1918 Personen der im fl 1 der Ver« 
Ordnung yom 22. Noyember 1918 (Beichs-Gesetzbl. 1821) bezeichneten Art trotz 
Deberschreitras der Einkommensgrenze yon fflnftaosend Mark yon ihrer Kranken« 
kasoe oder knappschaftlichen Krankenkasse weiter wie yersieherangspflichtiM 
Mitglieder behandelt worden, so kann diese Mitgliedschaft nachträglich nieflt 
mehr aagefoehten werden. Dies gilt auch fflr s^che Fälle, b denen beim In¬ 
krafttreten dieser Vorschriften ein Streityerfahren schwebt. 

flfl 8 und 9 bteressieren hier nicht. 

110. DbVomduiftender flfl bbb 8 treten mit dem 28. April 1090b Kraft 
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Biarlchtoiif ond B«ti1eb t«b AalBgBB nr HenMlBBg tob 
wbOB BBd BBderoB BlelrorbiBdoBgOB. Yerordnung des Reichs- 
srbeitsministers Tom 27. Januar 1920.*) 

Auf Grund des § 120 e der Gesrerbeordoung werden mit Zustimmung 
des Beichsrats folgende Vorschriften über die Binricbtnng und den Betrieb 
Ton Änlageu lur wrst^ung von Bleifarben und anderen BleirerbindUBgea 
erlassen: 


^ 1. Sie Ba c hs te he nden Vor schri f t en g^ten ttr alle Andagen, in 

g ieiiatben oder andere BleiTerbindw^n (Bleiweifi, Bleichromat, BlsisBlbt, 
assikot, Glätte, Meni^, BleisaperÖBjd, englisches Gelb, Neapel-Gelh, BM* 
Zucker usw.) oder Gemische von innen mit anderen Stoffen als Haupt* jofler 
NebenerseuCTis hergestellt werden. 

Die Vorschriften finden keine Anwendung 

a) auf BleihQtten, auch wenn in firnen Stoffe der im Abs. 1 bezeichneten Art 
helgestellt werden, 

b) airf Betriebe, in denen nur solche bleihaltige Farben, die bereits mit Onl 
oder Firnis angerieben sind, miteinander Mer mit anderen nicht bleäal* 
tigen Stoffen gemischt, weiterrerarbeitet oder verpackt werden, 

c) au die Herstellung von solchen bleihaltigen Farben,. Stoffisn und Ge* 
mischen, deren Blmgehalt weniger als 1 Hundertteil beträgt, oder die das 
Blei ausschließlich als Bleiglanz enthalten. 

Fflr die Betriebe des Maler-, Anstreicher-, Tüncher*, Weißbinder* und 
La<dderergewerbe8 und für Betriebe, in denen Haler-, Anstreicher-, Tfindier-, 
Weißbinder- und Lackiererarbeiten im Zusammenhänge mit einem anderen Ge* 
Werbebetrieb ausgeführt werden, bewendet es bei den Bestimmungen der Be¬ 
kanntmachung des Reichskanzlers vom '27. Juni 1905 (Reichs-Gesetzbl. B. 605). 

Werden die im Abs. 1 bezeichneten Stoffe in besonderen, von der übrigen 
Anlage völlig getrennten Abteilungen hergesteUt, gemischt i^er verpackt, M 
geltim die 'Vorschriften nur für diese Abteilungen und für ^e darin ständig 
oder vorübergehend beschäftigten Personen. 

I 2. Die Räume, in denen die im § 1 Abs. 1 bezeichneten Stoffe hm- 
gesteUt, befördert oder verpackt werden, müssen geräumig, hoch und so em* 
gerichtet sein, daß in ihnen ein ausreichender, bestän^er Luftwechsel stattflndet. 

Sie müssen mit einem ebenen, festen und dichten Fußboden versehsB 
sein, der eind leichte Beseitigung des Staubes auf feuchtem Wege oder durdi 
Absaugen gestattet. Der FußbMen ist nach Bedarf, mindestens aber einmal 
täglich auf feuchtem Wege oder durch Absaugen gründlich zu reinigen. Etwa 
vorhandene Schienen oder Rillen sind jeden Tag nach Schluß der Arbeit sorg¬ 
fältig zu reinigen. In jedem der im Abs. 1 genannten Räume muß entwedM 
eine^ Vorrichtung zum Absangen des Staubes oder eine Zapfstelle der Wasser¬ 
leitung mit Schlanchanschluß vorhanden sein. Die Benutzung bewMÜcher Ab¬ 
saugevorrichtungen ist zulässig. Der abgesaugte Staub ist unschädlich nieder- 
(usdilageB, so daß er nicht in die Arbeitsräume oder in den Atmungebereich 
der Arbmter gelangen kann. 

Die Wände müssen eine ebene und dichte Oberfläche haben und Biin- 
destens zwmmUl lährlich mit Kalkmilch angestriehen werden odmr, wenn sie 
mit einer abwaschbaren Bekleidung ^Kacheln, Fliesen usw.) oder mit einem 
OeUarbenanstriche versehen sind, mindestens zweimäl jährlich abgewascheu 
werden. Die Oefen, Apparate, Leitungen, Transmissionen, Treppengeländer usw. 
rind von Stai^ und sonstigen Verunreinigungen frei zu halten und nach Be¬ 
darf, mindestens aber alle zwei Wochen, in geeigneter Weise gründlich zu 
rein^psB. 

Die Handgriffe und Stiele der Schaufeln, Spatei^ Rührstangen und son¬ 
stigen Werkzeuge sind täglM nach Schluß der Arbeit soagfältig zu säirihsn. 

§ 8. Das Eintreten bleihaltigen Staubes sowie blemalti^ Gaze und 
Däntpfe in die Arbeitsräume muß durch geeignete Vortichtongen wirksam var* 
bindert werden. Apparate, in denen Mennige, Bleiweiß, Bleisnlfat oder and e ie 
Bleiverbindnngen durch Verdan^fen, Zerstäuben oder Erhitzen von Blei oder 

‘) Abdruck des dazugehörigen BleimorAhlatiue nndder Dienst- 
anwaisuug ftr die ärntliehe UBterouehung von Blelarheitera 
wird in der Beilage zur nächsten Hummer erfolgen. 
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BteiTWbiadvDgeo hei^osMlt werden, müssen mit ^ner mechanineliea Ab8«igift> 
Tonichtnng verbanden sein, die donemd im Innern der Appamtor einen üntprr 
druck gegenüber der Aoßenlaft erhält Aibeitsräome, welche gegen das Ein¬ 
treten bleihaltigen Staubes eder bleihaltiger Oese and Dämpde nicht vollständig 
eeschützt werden können, sind gegen andere Arbeitsräame so abzoschliefien, 
aafi in diese Staub, Ghise oder Dämpfe nicht eintreten können. 

Bei neaen Anlagen, oder wenn bestehende Anlagen wesentlich verändert 
werden, müssen in jedem Fidle die Bäume, in denen trockene bleihaltige Stoffe 
serkleinert, ^mahlen, gesiebt und verpackt werden, von den übrigen Arheits- 
rümnen durch dichte wände getrennt werden. 

In neuen Anlagen oder solchen, die wesentlich verändert werden, müssen 
die HennigeOfen mechanisch beschickt und entleert wwden. Mennigeöfen ohne 
meehaniscBe Beschickung oder Entleerung dürfen nach dem 1. Januar 1925 auch 
in alten unveränderten Anlagen nicht mäir betrieben werden. 

§ 4. Schmelzkessel für Blei sind mit gatziehenden Abzugsvorrichtungen 
(Fänetrichtem) zu überdecken, die didit anli^n und mit Arbeitsöffnungien 
versehen sind. Ihre Abzugsrohre müssen ins Fme oder in mnen Schornstein 
münden. Die beim Schmefeen von Blei abgeschöpite Bieieache darf nicht auf 
den Boden geworfen werden. Sie ist in einem besonderen cüditen QefäA auf- 
zubewahren. 

§ 5. Die Innenflächen der Ozydierkammern müssen mög^chst glatt und 
dicht hergtesellt sein. Vor i^er Ozydierkammer ist dieZapfetelle einer Wasser- 
leitung nut SchlauchanscbluS anzubiingen. 

Nach Beendigung des Oxydationsprozesses sind die Kammern durch Ein- 
leiteu von Wasserdampf während mindestens 84 Standen gründlich zu durch¬ 
feuchten. Vor dem Betreten sind sie ausreichend abzukUnlen und zu durch¬ 
lüften, ohne daß ein Austrocknen der Kammern, der Gestelle und des Blei- 
weifies eintreten darf. Soweit als mög^ch ist das Bldweifl von den Latten 
oder RundbOlzern mittels eines kräftigen Wasserstrahls abzuspritzen. Das auf 
den Wänden, Gerüsten, Latten oder Bundhölzem liegende Bleiweiß ist von 
dienen mOgliehst vollständig zu entfernen. IXe Ozydierkammern sind, solaage 
in ihnen gearbeitet wird, genügend su erhellen. 

Die Bohblehveißvorräte sind während der Ueberführung nach dem 
Schttimneranm und solange sie in diesem lagern, feucht zu halten. 

Vor dem Behäi^mi sind die Wände der Ozydierkammern sowie die darin 
beflndlicben Gerüste, Latten und Rnndhölzer ansreicheud zu beleuchten. 

Der Arbeitgeber hat einen mit diesen Vorschriften und den sonst er¬ 
forderlichen Vorsichtsmaßregeln genau vertranten Meister oder Vorarbeiter su 
beauftragen, die bei Entleerung der Ozydieikammem vorkommenden Arbeiten 
ttnauBgesetzt zu beaufsiohügen. Die zur Beaufsichtigung bestellte Person ist 
nnch Maßgabe des g 151 der OewerbeordnuM für die Befolgung der Vor- 
sohriften und für die Anwendung der nötigen Vomicht verantwortlich. 

§ 6. Bei der Verarbeitang und Beförderung nnseer bleihaltiger Farben 
oder Stoffe, namentlich beim Schlämmen und Naßmahlen, ist die Handarbeit 
durch Anwendung mechanischer Vorrietatusgen soweit zu ersetzen, daß dasBe- 
lekmutzen der Hände und Kleider der Arbeiter sowie dee Fußbodens nnf dne 
möglichst geringe Maß beschränkt wird. 

Die Absitzbottiche oder Käetmi dürfen, soweit sie meehaniscb oder von 
iüfioa entleert werden können, beim Sntleerea nkhi betreten werden. 

g 7. Die Innenflächen der Trockenkammern, die beim Beschicken oder 
Bntleeren betretmi werden, müssen möglichst glatt und dicht, die Fußböden 
eben, fest nnd dicht hergcstellt sein, so daß sie leicht durch Absaugen oder 
Abwaschen germnigt werden können. Wände, FaM>öden and Gestelle der 
Troekenbmmem sind dauernd sauber nu halten. 

Neue Trockenkammern für Bleiweiß ahsd so «intiitiohteo, daß Me niobt 
betreten tu werden brauchen. 

g 8. Beim Mahlen, Sieben und Packen trockener bleihaltiger Farbra 
oder Stoffe, beim Beschickeo und Entleeren der Glätte- nnd Mmmig^on, beim 
Monnigebeateln und bei allen sonstigen Verrichtnngen, bei denen sich bletbal- 
Ufter Staub entwickelt, muß durch Absauge- und Afaführungsvorkehrungea 
OUCT durch andere geeignete Vorrichtungen das Eintreten von Stanb io die 
Atbeheräume wirksam verbiadert werden. Das Mahlen und Siebeo trockener 
Ueihaltiger Stoffe darf nur in dicht geoohloenenin Appamteu erfolgeut die mit 
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einer mechnnischen Absatigeyorrichtang rerbanden sbd, welche im Iimera des 
Apparats danemd einen (Jnterdmck gegenüber der Anßenlnft erhält. 

Das Verpacken von Glätte, Mennige und trockenem Bleiweiß in Packnngen 
Ton 80 Kilogramm und mehr darf nur durch mechanische Vorrichtongea er* 
folgen, die mit wirksamer Staubabsaugung versehen sind. 

§ 9. Zum Anreiben von Bleiweiß mit Oel oder Firnis darf kein trockenes 
Bleiweis, sondern nur nasses Bleiweiß (sogenannter Wasserteig) verwendet ' 
werden. Auch die Verwendung von trockenem und dann wieder mit Wasser 
befeuchtetem Bieiweiß ist hierbei nicht zulässig. 

§ 10. Arbeiterinnen dürfen in Anlagen der im § 1 Abs. 1 bezeiehneten 
Art nur beim Reinigen der Aufenthalts*, Speise*, Umkleide-, Wasch- und Bade« 
räume sowie beim Waschen und Ansbessern der Arbeitskleider beschäftigt 
werden. Räume, in denen bleihaltige Stoffe hergestellt, gemischt, verpackt, 
gelagert oder befördert werden, dürfen sie nicht l^treten. 

ln Anlagen, in denen ausschließlich oder vorwiegend Bleifarben oder 
andere Bleiverbindungen hergestellt werden, dürfen Arbeiter unter 
18 Jahren nicht beschäftigt werden npd sich nicht auf halten. In anderen 
Anlagen dürfen sie nur in Räumen beschäftigt werden und sich aufhalten, 
in denen sie mit bleihaltigen Stellen, Staub, Gasen oder Dämpfen nicht .in 
- B erührung kommen können. 

Die Bestimmungen im Abs. 1 und 2 finden im Falle des § 1 Abs. 4 nur 
anf die Abteilungen Anwendung, in denen bleihaltige Stoffe hergestellt, gemischt 
oder verpackt werden. 

§ 11. Der Arbeitgeber hat die Arbeiter, die mit bleihaltigen Stoffen in 
Berührung kommen, vorher über die gesundheitsschädlichen Wirkungen des 
Bleies und das im Umgang damit erforderliche Verhalten belehren und ihnen 
-das vom Reichsarbeitsminister festgestellte Merkblatt ausbändigen zu lassen. 

I 12. Die Ozydierkammem dürfen nicht nach 9 Uhr abends und idcbt 
vor 6 Uhr morgens entleert und beschickt werden. 

Die Arbeiter, weiche die Ozydierkammem beschicken oder entleeren, dürfmi 
höchstens sechs Stunden täglich beschäftigt werden. Nach je 2 Stunden Arbeit«* . 
zeit ist ihnen eine mindestens einstündige Pause zu gewähren. 

Die Arbeiter dürfen an den Tagen, an denen sie trockene Stoffe der im 
§ 1 Abs. 1 bezeiehneten Art verpacken oder die damit gefüllten Fässer Zu¬ 
schlägen, höchstens sechs Stunden «beschäftigt werden, auch wenn sie während 
eines Teiles dieser Zeit andere Arbeiten verrichten. Zwischen den Arbmts- 
stunden ist ihnen eine Pause von mindestens zwei Stunden zu gew^iren. Diese 
Bestimmung findet keine Anwendung, wenn die Arbeiter innerhalb einer Schicht 
höchstens zwei Stunden mit dem Packen bleihaltiger Stoffe und Farben be¬ 
schäftigt werden sowie auf die Beschäftigung an solchen Packmaschinen, welcke 
mit zuverlässig wirkenden Stanbabsaugevorrichtungen versehen sind. 

Während der Pansen müssen die Arbeiter die Arbeitsräume verlassen. 

§ 18. Der Arbeitgeber hat alle mit Blei oder bleihaltigen Stoffen in 
Berührung kommenden Arbeiter mit vollständig deckenden Arbeitsanzügen und 
einer Mütze, und diejenigen Arbeiter, welche in Räumen mit nassen Fußböden 
oder bei dem Entleeren der Ozydierkammem, der Absitz* und Kristallisierkästen 
beschäftigt werden, auch mit geeigneter Fußbekleidung zu versehen. 

- § 14. Instandsetzungs- und Reinigungsarbeiten, bei denen der Staub nicht 
sofort und vollständig abgesang^ werden kann, darf der Arbeitgeber nur von 
Arbeitern ansführen lassen, welche Nase und Mund mit Respiratoren. Mullbbden, 
feuchten Schwämmen oder mit anderen wirksamen Schntzvorricutung^n be¬ 
deckt haben. 

§ 15. Die in den §§ 18 und 14 bezeiehneten Arbeitskieider, Respimtoren 
nsw. hat der Arbeitgeber jedem Abeiterr besonders in ausreichender Zahl und 
zweckentsprechender Beschaffenheit zu überweisen. Er hat dafür Sorge zu 
tragen, daß diese Gegenstände stets ihrer Bestimmung gemäß und nur von dmi- 
jenigen Arbeitern benutzt werden, welchen sie zugewiesen sind, und daß die 
Arbeitskleider anf seine Kosten mindestens wöchentlich gewaschen und aus- 
gebessert, die Respiratoren nsw. vor jedem Gebrauche gereinij^ und während 
der Zei^ wo sie sich nicht im Gebrauche befinden, an dem für jeden Gegenstand 
zu bestimmenden Platze aufbewahrt werden. 

Die Arbeitskleider müssen vor dem Ansbessem gewasdien werden. Das 
Waschen darf nur auf dem Werke selbst erfolgen. 
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$ 16. In den Arbeiteräamen darf eich niemand umkleiden, Kleidunge* 
etttcke irgendwelcher Art dürfen dort nicht anfbewahrt werden. 

Für die Arbeiter muß ein Wasch* und Ankleideranm und getrennt 
duTon ein Speiaeraum vorhanden aein. Diese Bäume müssen sauber und 
staubfrei gehalten nnd während der kalten Jahreszeit geheizt werden. In dem 
Speiseraumoder an einer anderen geeigneten Stelle müssen sich Vorrichtungen 
zum Erwärmen der Speisen befinden. 

In dem Wasch- und Ankleideraum ist mindestens für je zwei Arbeiter 
eine Wascheinrichtnng anfznstellen. Für warmes und kaltes Wasser in ge¬ 
nügender Menge ist zu sorgen. Jedem Arbeiter sind unentgeltlieh zu liefern 
eine Bürste zum Reinigen der Nägel, ein Gefäß zum Mnndansspülen, Seife in 
genügender Menge, wöchentlich ein sanberes Handtuch. 

Zum Aufbewahren, der abgelegten Kleider Jst jedem Arbeiter mindestens 
^n Kleiderschrank mit zwei getrennten Abteilungen zur Verfügung zu stellen. 

In Anlagen, in denen Bleiweiß, Mennige, Glätte oder Bleisulfat hergnstellt 
werden, sind jedem Arbeiter zwei verschließbare Kleiderschränke zur Ve^g^g 
zu stellen, von denen der eine zur Aufbewahrung der Straßenkleider, der andere 
zur Aufbewahrung der abgelegen Arbeitskleider dient. Die Schränke für die 
Arbeitskleider nnd die Schränke für die Straßenkleider sind getrennt und so 
aulzustellen, daß die Arbeiter, nachdem sie die Arbeitskleider abgelegt haben, 
durch den Waschraum gehen müssen, um zu den Schränken mit den Straflea- 
kleidem zu gelangen. 

Der Arbeitgeber hat an einer geeigneten Stelle der Anlage ein Bad für 
die Arbeiter herzustellen, das zweckentsprechend eingerichtet, sauber gehalten 
nnd während der kalten Jahreszeit geheizt werden muß. Mindestens muß für 
je fünf Arbeiter der Tagschicht eine Brause oder eine Wanne vorhanden sein. 
Al^esehen von Anlagen, in denen Bleiweiß, Blcisnlfat, Mennige oder Glätte 
he^estellt wird, kann die höhere Verwaltungsbehörde nach Anhörung des 
Arbeiterausschuases von den Vorschriften dieses Absatzes Ausnahmen zulassen, 
wenn den Arbeitern anderweitig Gelegenheit zum Baden gesichert wird. 

Während der Badezeit muß kaltes nnd warmes Wasser in genügender 
Menge zur Verfügung stehen. 

Der Arbeitgeber hat durch eine Badeordnung, die im Einverständnisse 
mit dem Arbeiterans<>chnß aufgestellt ist, dafür so sorgen, daß die Arbeiter, 
welche die Oxydierkammem, die Absitzkästen für^leiweiß, Bleisnperozyd nnd 
die Kristallisierkästcn für Bleizucker entleeren, täglich, ^e übrigen Arbeiter 
mindestens zweimal wöchentlich ein Bad nehmen. 

Jedem Arbeiter sind zum Baden wöchentlich mindestens ein sauberes 
Handtuch und Seife in genügender Menge unentgeltlich zu liefern. 

§ 17. Die Untersuchung nnd die Ueberwachnng des Ge¬ 
sundheitszustandes der Arbeiter ist einem von der höheren Verwaltungs¬ 
behörde dazu ermächtigten, dem Gewerbeanfsichtsbeamten namhaft zu machen¬ 
den approbierten Arzte zu übertragen. Die Ermächtirang ist erst zu erteilen, 
nachdem sich der Arzt zur Befolgung der vom Reimisarbeitsminister festge¬ 
stellten Dienstanweisung verpflichtet bat. Der Arzt muß jeden Arbeiter vor 
der Einstellung nntersuden und ihn dabei über die Gefahren der Bleierkrankung 
belehren. Es dürfen nur solche Arbeiter eingestellt werden, bei denen dies der 
Arzt für unbedenklich erklärt. In Anlagen, in denen Bleiwciß, Bleisulfat, 
Glätte oder Mennige bergestellt wird, hat der Arzt mindestens zweimal monat¬ 
lich, in den übrigen Anlagen mindestens einmal vierteljährlich die Arbeiter im 
Betrieb aofzusuchen, bei ihnen auf Krankheitserscheinungen, insbesondere auf 
Anzeichen einer Bleierkrankung zu achten nnd solche, die ihm verdächtig er¬ 
scheinen, eingehend zu untersuchen. 

Auf Anordnung des Arztes sind Arbeiter, welche Krankheitserscheinungen 
infolge der Einwirkung des Betriebs, namentlich Zeichen von Blcfvergiftnng 
anfweiaen, bis zur völl^en Genesung, solche Arbeiter aber, die sich diesen Ein¬ 
wirkungen gegenüber besonders empfindlich erweisen, dauernd von Beschäfti¬ 
gungen ansznschließen, bei denen sie mit Blei oder bleihaltigen Stoffen in Be¬ 
rührung kommen. 

Wenn dar Unternehmer einem mit der Ueberwachnng 
des Gesundheitszustandes der Arbeiter beauftragten' Arzte 
kündigen will, so hat er dies der höheren Verwaltnngsbe- 
b;ör,de anznzeigen and die Gründe dafür ansngeben. 





f 18. BMr iät Teipfiichtet, ^ KodtroQ« ttbdr ^ Wechsel 

und Bestand ia<i1e (Ibeir den GdSdiraheitsznstand d^i* Arbeiten eis Biidi ts 
MUeb odev dorch einen BetriebsbeaSiten fühMn zu ksseu. tir ist fflr die 
VoUstindigkeit snd Riehiigkeit der Eintraguttfon, soit'eit sie nieht Tinn AMCe 
tPd#ji^kt #ei'den, veraetwortUch. 

Dieses Kontrollbnch mSß enthalteü: 

i . den Namen dessen, welcher das Buch fttltft, 

. den Naihen des gemäß § 17 mit der UebferwaoRnnf des GkSOotiieitszii* 
Standes der Arbeiter beaoftragten Arztes, 

8. VCi^ tthd Zonamen, Altet, Webnort, Tag des 1^* tfnd Austritts jedes 
Arbeiters sowie die Art seiner Beschäftigung, 

4. das Ergebnis der Aafhahmeante'rsnchnng, 

6. den Tag und die Art jeder Erkrankang eines Arbettefs nebst tdner Angabe, 
<d> die Erkranknng nSch Andebt des Afztes (§ 17) mit Bibi solisanietl^ 
Kn^t bder nickt, 

'6. den Tag der Genesung, 

7. die Tage And Ergebnisse dbr üh § l7 vorgeschtiebenen BSiskihtigtBgiAi 
dnd üntefsuchnngeii. 

Statt ehes Backes kdahek — mit Znstiininttng der kohefen Ver#dttangb> 
BSMfde — anck Karten bcnntzt wbfden, wenn äe alle effotdetHcken AngietAi 
dnthshen und fflr ihre Voilständigkeit Gewähr geleistet wird. 

Dem Gewerbeanfsichtsbeamten und dem Medizinalbeamten 
Sind däs Buch oder die Kai^nsamiDlnkg auf Verlangen jederzeit tennlegen. 

$ 19. Die Arbeiter dürfen Branntwein, Bier nnd andere geist^e ^träke 
kickt mit hl die Anlage bringen. 

Die Arbeiter dürfen Kahrnngsmittel nickt in die Arbeitsrinme initSekhieh. 
Das Ehmekinen der Mahlzeiten ist ihnen, sofern es nieht außerhalb der Aidage 
Stattfiddet, UM im Speiseraume (§ 16) gestattet. 

Die Arbeiter dürfen erst dann den Speiseraum betreten, Mahlzmten ek- 
nehmen bder die Anlage verlassen, wenn sie znvor die ATb'eitsklnider abgelegt, 
die ]^uire voiu Staube gereinigt, Hände ünd Gesicht sorgfältig gewaschen und 
den Mnnd ausgespttit haben. 

Die Arbeiter haben ^e Arbeitskleider, Respiratoren nsw. in den Fällen, 
fht die es torgeschrieben ist, zu benutzen. 

Däs Bauchen, Scbndpfen itnd Kauen von Tabak während der ArMiit üt 
ieibdten; 

§ 20. Der Arbeitgeber hat* mit' dein Arbeiterausschusse Sib Dntbh* 
ffibrahg der in den §g 6, 10, 12 letzter Absatz, §§ 16 und 19 gegebeken Vor* 
Schriften über das Verhalten der Arbeiter im Betriebe zu Überwachen. 

Arbeiter, die den Besiimmnngen trotz wiedbrholter Ermahnung sa5rider> 
handeln, können vor Ablauf dbr vertragsmäßigen Zeit und ohne Aufkflndigäng 
entlassen .Werden. 

§ il. Dte höhere Verwaltungsbehörde kann nach Anhörung deS Arbeftst* 
ansschusses nnd des. zuständigen Gewerheankicbtsbeamteh in besonderen fiUlün 
ähf Antrw widerruflich 

a) für die Betriebe, in denen Bleiweiß, Glätte öder Mennige in geringem 
Umfang hergestellt werden, Ansnahmen von den Bestimmungen des § 8 Abs.2, 
h) jRir Betriebe, in denen andere Bleifarben hergestellt werden, Ausnahmen 
.. von den Bestimmungen im § 2 Abs. 2 Satz 4, § 8 Abs. 1 Satz 2, 
e) für Betriebe, in denen Bleifarben nicht hergesteUt, sondern nor an^riebeh, 
mit anderen Stoffen gemischt oder verpackt werden, Ansnahmen von den 
Bestimmongen im § 2 Abs. 2 Satz 4, § 8 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2, g 9, 
g ,12 Abs. 3 

zttlassen, wenn durch geeignete Betriebseinrichtungen dafür gesori^. Ist, daß ^ 
Arbeiter gegen Berührung mit bleihaltigen Stoffen oder Staub geschützt ^nd. 

§ 22. Falls technische. Neuerungen in der Herstellung der Bleifarben 
oder Bleiverbindungcn es unmöglich (mer zwecklos machen sollten, die Vo^ 
Schriften unter §§ 1 bis 8 vollständig dorchzufilhreu, so kann die höhere Veir- 
waltu^sbehörde nach Anhörung des Arbeiterausschusses und des zuständigen 
GeWerheanfsichtsbeamten widerruflich Ausnahmen zulassen,, wenn sichergesteUt 
die Arbeiter auf andere Weise gegen Gefahren für Leben und Ge- 
sandlmit mindesteps ebenso genützt sind, wie'es die genannten BesUmmüügdn 
vonehen. 
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§ S8. Wenn die Besooderheiten des Betridhe oder Bfiokskbten eol di« 
dsbeiter «s envAnseht eracfaeinen laesen, kann der Beidieacbeitsminister weiter« 
AssBahmen von einzelnen Bestimmangen dieser Vorschriften znlaesen. 

§ 2A Unberührt dnnch die vorstehenden Bestimmnngen bleiht di« B«> 
fngnis der zuständigen Behörden, im Wege der Verfügung fi&einneln« Anligw 
gemäß §§ IßOd, l§0f der Gewerbeordnung weitere Ijiordnangen zum Sriiutie 
des Lebens und der Gesundheit der Arbeiter zu treffen. 

§ 26. ln jedem Arbehstaume sowie in dem Ankleide' und dem S pe i « « 
Kaum muß eine Abschrift oder ein Abdruck dieser Vorschriften und d«« Meril^ 
hlatta, in den Bäumen, in denen ^leiweiß, Bleisnlfat, Glätte oder Ifiennige her« 
gestellt wird, außerdem eine Tafel, in welche Beginn und finde der ArbeHraeit 
and der Pausen für die Arbeiter eingetragen sind, an einer ki die Aagan 
feilenden Stelle aushängen. 

§ 26. Neue Anlagen, welche der Herstdlung der im § 1 Aha. 1 bemieh« 
a«ten Stoffe dienen sollen, dürfen erst in Betrieb gesetzt weiten, naivem ihN 
Avidttung dem zuständigen Gewerbeaufsichtsbeamten angezeigt tet. * Diazer 
Imt Mtdi fimpfang der Anzeige durch persönliche Bevision Nstnustellen, ohi.^jp.^ 
Einrichtung der Anlage den erlassenen Vorschriften «entspricht. 

§ 27. Die vorstehenden Vorschriften treten mit dem Tage der Vericündnng. 
in Kraft. Gleichzeitig treten die duroh die Bekanntmachang des Brirhnknurliszi 
vom 26. Mai 1903 (Beichs-Gesetzbl. 8. 226) verkündeten Vorschriften außer Kraft. 

Soweit zur Durchführung dieser Bekanntmachung bauliche Aendenuigwi • 
oder wesentliche Aendemngen der Betriebseinrichtungen erfordtfiich zind, kan» 
die höhere Verwaltungsbehörde nach Anhörung des Arbeiterausschusses und des 
zuständigen Gewerbeaufsichtsbeamten daizn Fxiat non hddistens 4cei Jahren 
gswihren. _ 


B. Preußen. 

■«MfMgnh« «Ib«« MinlsterialUattez 4et Inist ei du ms Mr y«llw 
«whlMiit. Bekanntmaohung (a) und Bnaderlaß<h)dosMinfK«*« 
lÜT Volkswohlfahrt vom 12. März 1920. — Pr. Nr. 109.«• An «ämt* 
Ush« Derren Oberprasidenten and BegiemngspriUddeuimi. 

a. Tom 1'. April 1920 ab wird in meinem Hinisterium ein Minisieiial« 
blatt unter dem Titel: Volkswohlfahrt, Amtsblatt und Halb« 
mwn«ts8«hrilt dos Prenssischen Miaieteriums für Volkserohl« 
fahrt, herausgegebea weiden. Das Blatt «luoheiat in Cari H«fm«aw« 
^fedag in Berlin am 1. und 16. jeden Monate und kaan dnreh die Peat (Boeh* 
zaitaBnliste, 6. Nachtrag) oder im Bnchhandel zum Preis« weo 10 Mark yf i rtd 
IttrUim hesogea werden. 

Die Abkürzung im nmtliefaen V-erfcelw soll „TMBl.* lauten. 

Im amtlichen Teil werden Perseaaliea, allgemeiae Twrosdenajen. 
blaaee uew., welche Oegeantäade dee Geeohäftsbereiohe mefame Ukiinteime 
«— geaoadert aaob decaen Abteiluagaa I: für Tolksgecnodhek; ü: für Weh« 
awagi und SiedluBgeweseB; 111: &r Jagendwehifanrt and allgemeiae Fit« 
sorge — betreffen, veröffentlicht werden, soweit deren Bekanntgabe hn ntt« 

S eiaoB latereese ü»ßi. Auch fiatscheidaagea in BfameHUdea werden aal 
am We^e den nacbgeordneten Behörden und Beamten aar Bwaehiwwf 
ia gleicbarugea fällen mitgeteilt werden. 

An den amtlichen Teil wird sich ein nichtamtlicher Teil an« 
sehlleesen. Dieaer ist dazu bestimmt, in Aalsäteea, Darlegnagea nad Mit« 
tailnagSB den Oedankenaustaasch über alle Fragea der Velkswohlfahrt an« 
«asefeo, nm dadnroh die orgaoisehe and systematiseho Znaammenarhait aller 
Kräfte an förden. Für di« ira niehtmatliehea Teil erfolgenden VevMbnt« 
lieboDgen tik^ — vorbehaltlich der pressegeeetzUcben Bectimmangen — dar 
jeweill« Vonasaer allein die VeraDtwortaag. 

Die «VolksWohlfahrt“' tritt an dis Stelle dei bisher van der 
teilong 1 meines Mmisterinme hbrsnsg^rrf>Mien MialsterialhUtte Iftr Jfe^UziBsl« 
nnceugeaheitaB (J. Q. Cotta'scbe Rn «^handlang Nacht in StnMgnct nad Berlin) 
nna dee von der Abteilung U meines Miaasteriams heransgegeheaen «ntUehsp 
Teils der Zeitschrift für'Wohnungswesen (Carl Eeimnaas TerUg ia Btdin)« 
h» Die BUduag dee Preuflisohea MiaisterinmB ihr yolkewahlfahit eait 
dem weitea Umkreis seiaer ?&pttodigir«ft«ii ni ihrer Bedeotaaf fir 4i« 
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kQnftige Bniwieklaog der Volkswohlfehrtaarbeit liefiea «a aotwendig enelieiaeB, 
ällea an der WoblfMrtapflege beteiligten Stellen, Verbiaden and Mitarbaitem 
lowie der Fach- and Tagi>>.eeae in einem ainheitllehen Organ die fftr 
F^nfiea erfolgenden wicotigeren staatlichen MaOeahmen in dar Wohlfahrta* 
pdege saginglieh an machen. 

In dem nichtamtlichen Teil sollen, soweit der dnreh die gegen* 
wirtigen Teaeraugsrerh&ltnlsse beschrinkte Umfang .dee Blattea ea nnläfit, 
Anfsitse and Mitteilangen Fragen der Volkswoblfahrt behandeln. Die Yer* 
antwortang für den Inhalt des nichtamtlichen Teils trägt die Bchriftleitnag 
(Preseereferat) nar nach den pressegesetslichen Besthnmnagea. Zeschriftea 
für diesen Teil sind an das „Pressereferat des Preafiischen Miaisteriams |für 
Yolkswohlfahrt, Berlin W. 66, Leipziger Straße 8* za richten. 

Ich hoffe mit meinem Ministeriam, mit der Halbmonatseehrift „Yolkn* 
Wohlfahrt*, die über den amtlichen Teil hinaas in den nichtamtlichen Teil an« 
regend und befrachtend aaf die zam Wohle anseres Volkes so dringend noi* 
wendige gemeinsame Woblfahrtsarbeit wirken soll, die Yerbiadaag mit den 
llitarbeitern draaßen im Lande enger za ziehen zam Besten räier wahrhaft 
sozialen FOrderang and Qesandang aller Volksschichten. 

Ich ersnche ergebenst, alle nachgeordneten Behörden and'Beamten, ins¬ 
besondere die Oberrersicherangsämter, Landrite and Kreisärz^ sowie die Yer- 
sieherangsämter and sonst interessierten öffentlichen and priratea Kreise nnd 
Organisationen aaf das Blatt in geeigneter Weise aofmerksam zn maehen nnd 
für dessen Bekanntmachong auch in der Presse Sorge za tragen. 


^ Erhöhang der amtlichen Gebtthrenordnnng. tirla ß des Ministers 
Yolkswohlfahrt rom 11. März 1020 — I M 1661 ^ an sämüiche 
Herren Begierongsprasidenten. 

Aaf Grand des § 8, Abs. 2 des Gesetzes, betr. die Gebühren der Medi- 
sinaibeamten, vom 14. Jali 1909 (G. S. S. 625) werden im Binremehmea mit dem 
Herrn Finanzminister and dem Herrn Jastizminister die Sätze des Tarifs 
für die Gebühren der Kreisärzte sowie des Tarifs für die Gebühren der Chemiker 
für gerichtliche and medizinalpolizeiliche Yerrichtangen (Anl. Ia.II des Ges.) mit 
Wiäong vom 1. April 1920 ab darchweg um 100 romHandert erüht. 


J^om 

geordi 

den £ 

_. 


ZosohlSge BU den gesetzlichen Tagegeldern bei Dienstreisen der 
atsbeamten. Erlaß des Ministers des Innern nnd der Finanzen 
^om 28. Janaar 1920 — F.M.I 80285, M.d. I. lal 182 — an die aaek- 
geordneten Behörden. 

In Anbetracht der zar Zeit herrschenden Teaerong genehmigen wir für 
den Bereich der allgemeinen und inneren Yerwaltang in Verfolg onsererBand- 
Tcrfttgungen vom 4. September 1918 — Fin. Min. Bl. 8. 276 — and 20. Aagost 
1919 — Fin. Min. Bl. 8. 370 —, daß mit Wirkang vom 1. Janaar 1920 ab den 
Beamten bis aaf weiteres an Stelle der bisherigen Entschädigang besondere 
Zaschiäge za den gesetzmäßigen Tagegeldern bewilligt werden, die zusammen 
folgende Beträge nicht überschreiten dürfen: 

a) bei mehrtägigen Dienstreisen der in § 1 des Beisekostengesetses ge¬ 
nannten Beamten unter 


V .80 M., 

VI .26 „ 

Vn.20 


• I 


I.66 M., 

n.60 „ 

m.46 , 

IV.40 , 

b) bei Dienstreisen, die an demselben Tage angetreten and beendet 
werden: bei den in § 1 des Beisekostengesetzes genannten Beamten nnter 
VI. 12 M., vn.10 M. 


Im übrigen verbleibt es hinsichtlich der Vergütungen für ebtigige 
Dienstreisen bei den bisherigen Vorschriften. 

Erstreckt sich die Dienstreise auf zwei Tage and wird sie innerbdlb 
24 Standen beendet, so ist entsprechend dem § 1 Abs. 8 des Gesetzes vom 6. Jali 
1910 das Einandeinhalbfache der Sätze für mehrtägige Beisen zn gewähren. 


TtMimIworlUtb fUr die Scbriltleltuiff! Prof. Dr. Bopmniidt Goh. Med.*Bot im Xladttt t W« 
I>ru9k Ton J. C« 0. lUadoa L If« 
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Btarlchtoiif and Botileb Ttn Anlofen nr Heiolallanf ron Bl«lf 
toImb and nnderan BleiTarbindonireB. Yerordanng des Reichs- 
arbeitsministers vom 87. Janaar 1920.^) 

Auf Gmnd des § 120 e der Oewerbeordirong werden mit Zostimmnng 
des Beichsrats folgende Vorschriften aber die Einrichtang and den Betrieb 
Ton Anlagen «nr Hentellnng von Bleifarben and anderen Bleirerbindatgen 
erlaesea: 


S 1. Bie n a c fa at d readen Vorsdirtftea gelten fihr ntte Aidagen, in 

g loHarben oder andere Bleiverbindongen (Bleiweiß, Bleichromat, BleisnUa^ 
assikot, Glätte, Mennige, Bleisaperöxjd, englisches Gelb, Neapel-Gelh, Blei- 
za(±er osw.) oder Gemische von uinen mit anderen Stoffen als Hanpt- .oder 
Nebenersen^is hergestellt werden. 

Die Vorschrilten finden keine Anwendung 

a) auf BleihUtten, auch wenn in flmen Stoffe der im Abs. 1 bezeichneten Art 
hflfgestellt werden, 

b) aof Betriebe, in denen nur solche bleihaltige Farben, die bereits mR Ool 
oder Firnis angerieben sind, miteinander oder mit anderen nicht bleihal¬ 
tigen Stoffen gemischt, weiterverarbeitet oder verpackt werden, 

c) auf die Herstellnng von solchen bleihaltigen Farben,. Stoffen und Ge- 
oiischen, deren Bleigebalt weniger als 1 Hundertteil betragt, oder die das 
Blei aosschließlich als Bleiglanz enthalten. 

Fttr die Betriebe des Maler-, Anstreicher-, Tüncher-, Weiflbinder- und 
Laehierergewerbes und für Betriebe, in denen Maler-, Anstreicher-, Tttncher-, 
Weißbinder- and Lackiererarbeiten im Zusammenhänge mit einem anderen Ge¬ 
werbebetrieb aasgeführt werden, bewendet es bei den Bestimmungen der Be¬ 
kanntmachung des Reichskanzlers vom '27. Juni 1905 (Reichs-Gesetzbl. B. 606). 

Werden die im Abs. 1 bezeichneten Stoffe in besonderen, von der übrigen 
Anlage völl^ getrennten Abteilungen hergesteUt, gemischt (mer verpackt, so 
gelten die Vorschriften nur für diese Abteilungen und für die darin ständig 
oder vorübergehend beschäftigten Personen. 

§ 2. Die Räume, in denen die im § 1 Abs. 1 bezeichneten Stoffe her- 
gestellt, befördert oder verpackt werden, müssen geräumig, hoch und so ein- 
gerichtet sein, daß in ihnen ein ausreichender, beständiger Luitwechselstattflndet. 

Sie müssen mit einem ebenen, festen und mcliten Fußboden versehen 
sein, der eine leichte Beseitigung des Staubes auf feuchtem Wege oder duitA 
Absaogen gestattet. Der Fußboden ist nach Bedarf, mindestens aber einmal 
täglich auf feuchtem 'Wege oder durch Absaugen gründlich zu reinigen. Etwa 
vorhandene Schienen oder Rillen sind jeden Tag nach Schluß der Arbeit sorg- 
föltig zu reinigen. In jedem der im Abs. 1 genannten Räume muß entwedM 
eine Vorrichtung zum Absaugen des Staubes oder eine Zapfstelle der Wasser^ 
leitung mit Schlaucbanschluß vorhanden sein. Die Benutzung beweglicher Ab¬ 
saugevorrichtungen ist zulässig Der abgesaugte Staub ist unschädfich nieder- 
zosmilageB, so daß er nicht in die Arbeitsräume oder in den Atmungsbereich 
der ArfoeRergekngen kann. 

Die Wände müssen eine ebene und dichte OberMdie haben und min¬ 
destens zwmmsd iährlidi mit Kalkmilch angestriehen werden oder, wenn Me 
mit einer abwasimbaren Bekleidung ^Kacheu, Fliesen nsw.) oder mit emem 
OeUarbenanstriche versehen sind, mindestens zweimal jährlidl abgewaschen 
werden. Die Oefen, Apparate, Leitungen, Transmissionen, Treppengeländer «sw. 
«nd von Staub und sonstigen Vemnremigungen frei zu halten und nach Be¬ 
darf, mindestens aber alle zwei Wochen, in geeigneter Weise gründlidi zf 
rmnigen. 

Die Handgriffe und Stiele der Sohaufeln, Spaten, Rührstangen and son¬ 
stigen Werkzenge sind täglidi nadi Schluß der Arbeit seiwfaltig cu sä ghen a 
§ 8. Das Eintreten bleüialtigen Staubes sowie bleäalti^ Gase und 
Dämpfe in die Arbeitsräume muß durch geeignete Vorrichtimgen wirksam ver¬ 
hindert werden. Apparate, in denen Mennige, Blsiweifi, Bleisulfat oder es ' 
Bleiverbindungen durch Verdan^fen, Zerstäuben oder Erhitzen von Blei 


1) Abdruck des dazu gehörigen BleiBarlihlaüaa und-dar Dienet- 
anwaisnng f Ar die ifztliehe Unternuchnng woa Blaiarheitern 
wird in der Beilage znr nächsten Hammer erfolgen. 
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BldreAMoBgen bei^goat^t trerdea, ntümen mit einer meduuüsehM Abeaag»- 
Torrichtong verbanden sein, die dauernd im lanem der Apparatar einen üntM* 
drack gegenüber der Auflenlaft erhält Aibeitsräame, welche gegen das 
ixeteii bl^altifl^n Staubes eder bleihaltiger Oase and D&npfe nicht vollständig 
geschätzt werden können, sind gegen andere Arboitsr&ame so abzoschlieflen, 
uaB in diese Staub, Gase oder Dämpfe nicht eintreten können. 

Bei neuen Anlagen, oder wenn bestehende Anlagen wesentlich verändert 
werden, müssen in jedem Falle die Bäume, in denen trockene bleihaltige Stoffe 
zerkleinert, gemahlen, gesiebt und verpackt werden, von den übrigen Arbeite* 
idmnen durch dichte W^de getrennt werden. 

In neuen Anlt^en oder solchen, die wesentlich verändert werden, müssen 
die Mennigeofen mechanisch beschickt und entleert werden. Mennigeöfen ohne 
mechanische Beschickung oder Entleerung dürfen nach dem 1. Januar 19^ auch 
in alten unveränderten Anlagen nicht mehr betrieben werden. 

§ 4. Sehmelzkessel für Blei sind mit gatziehenden Abzugsvorrichtungen 
(I^^richtem) zu überdecken, die dicht a^^n und mit Arbdtsöffnungm 
versehen sind. Ihre Abzugsrohre müssen ins ^ie oder in einen Schornstein 
münden. Die beim Schmemen von Blei abgeschöpite Bleiaache darf nicht aaf 
den Boden geworfen werden. Sie ist in emem besonderen dichtm Qefäft auf* 
zubewahren. 

§ 5. Die Innenflächen der Oxjdierkammern müssen mö|^chst {^att und 
dicht hergtesellt sein. Vor h^r Ozydierkammer ist die Zapfstwe einer Wasser¬ 
leitung mit Schlauchanscbluä anzubiingen. 

Mach Beendigung des Oxydatioasprozesses sind die Kammern durch Ein¬ 
leiten von Wasserdampf während mindestens S4 Standen gründlich zu durch¬ 
feuchten. Vor dem Betreten sind sie ausreichend abzukUhlea und zu durch¬ 
lüften, ohne dafl ein Austrocknen der Kammern, der Gestelle und des Blei* 
weißes eintreten darf. Soweit als mö^ch ist das Bleiweiß von den Latten 
oder BundbOlzern mittels eines kräftigen Wasserstrahls abzuspritzen. Das auf 
den Wänden, Gerüsten, Latten oder Bundhölzem liegende Bleiweiß ist von 
diesen mflgliehst vollständig zu entfernen. Die Ozydierkammem sind, solange 
in ihnen gearbeitet wird, genügend zu erhellen. 

Die Bobbleiweißvorräte sind während der Ueberftthrung nach dem 
8chlämmeraum und solange sie in diesem lagern, feucht zu halten. 

Vor dem Behängmi sind die Wände der Oxydierkammern sowie die darin 
beflndlichen Gerüste, Latten und Bundhölzer ausreichend zu befeuchten. 

Der Arbeitgeber hat einen mit diesen Vorschriften und den sonst er¬ 
forderlichen Vorsichtsmaßregeln genau vertrauten Heister oder Vorarbeiter zu 
bMttftragen, die bei Entleerung der Oxydierkammem vorkommenden Arbeiten 
unausgesetzt zu beaufsichtigen. Die zur Beaufsichtigung bestellte Person ist 
nach Maßgabe des § 151 der Gewerbeoidnmw für die Befolgung der Vor¬ 
schriften und für die Anwendung der nötigen Vorsicht verantwortlich. 

§ 6. Bei der Verarbeitung und Bedörderung nasser bleihaltiger Farben 
oder Stoffe, namentlich beim Schlämmen und NaSmahlen, ist die Handarbeit 
durch Anwendung mechaniseher Vorricbtungen soweit zu ersetzen, daß dasBe- 
z^mutzen der Hände und Kleider der AiMter sowie des Fußbodens auf das 
möglichst geringe Maß beschränkt wird. 

Die Absitzbottiche oder Kästen dürfen, soweit sie meehanisch oder von 
außen entleert werden können, beim Entleeren nicht betreten werden. 

§ 7. Die Innenflächen der Trockenkammern, die beim Beschicken oder 
Bntleeren betreten werden, müssen möglichst glatt und dicht, die Fußböden 
eben, fest und dicht hergcstellt sein, so daß sie leicht durch Absaugen oder 
Abwaschen gereinigt werden können. Wände, FuMöden und Gestelle der 
Trockenkammem bim dauernd sauber zu halten. 

Neue Trockenkammem für Bleiweiß sind so ehmurhüiten, daß sie nicht 
betreten zu werden brauchen. 

§ 8. Beim MaUen, Sieben und Packen trockener bleihalHger Farben 
Oder Stoffe, beim Besdücken und Entleeren der Glätte« und Mennigeölea, beim 
Mcnnigebenteh und bei allen sonstigen Verrichtungen, bei denen sich bleihal* 
t^r Staub entwickelt, muß durch Absange- und Afaführangsvorkebrungen 
oder durch andere geeignete Vorrichtungen das Eintreten von Staub in die 
ArbeHsräume wirksam verhindert werden. Das Mahlen und Sieben troekoier 
bleihaltiger Stoffe darf nur in dicM gsechlosasnsn AppamUn eifolgeu, die mit 
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einer mechanischen AbsaogeTorrichtong verbanden sind, welche im Innern des 
Apparats daaemd einen Unterdrück gegenüber der Aoßenlaft erhält. 

Das Verpacken von Glätte, Mennige and trockenem Bleiweiß in Packongen 
von 60 Kilogramm and mehr darf nur darch mechanische Vorrichtungen er¬ 
folgen, die mit wirksamer Staababsaagang versehen sind. 

§ 9. Zorn Anreiben von Bleiweiß mit Oel oder Firnis darf kein trockenes 
Bleiweis, sondern nar nasses Bleiweiß (sogenannter Wasserteig) verwendet 
werden. Aach die Verwendung von trockenem and dann wieder mit Wasser 
befeachtetem Bleiweiß ist hierbei nicht zulässig. 

§ 10. Arbeiterinnen dürfen in Anisen der im g 1 Abs. 1 bezeichneten 
Art nur beim Reinigen der Aufenthalts-, Speise-, Umkleide-, Wasch- and Bade« 
räame sowie beim Waschen und Aasbessern der Arbeitskleider beschäftigt 
werden. Räume, in denen bleihaltige Stoffe hergestellt, gemischt, verpackt, 
gelagert oder befördert werden, dürfen sie nicht betreten. 

ln Anlagen, in denen ausschließlich oder vorwiegend Bleifarben oder 
andere Bleiverbindungen hergestellt werden, dürfen Arbeiter unter 
18 Jahren nicht beschäftigt werden upd sidi nicht anfhalten. ln anderen 
Anlagen dürfen sie nur in Bäumen beschäftigt werden and sich aofhalten, 
in denen sie mit bleihaltigen Stoffen, Staab, Gasen oder Dämpfen nicht .in 
kommen können. 

Die Bestimmungen im Abs. 1 und 2 finden im Falle des § 1 Abs. 4 nur 
aaf die Abteilungen Anwendung, in denen bleihaltige Stoffe hergestellt, gemischt 
oder verpackt werden. 

§11. Der Arbeitgeber hat die Arbeiter, die mit bleihaltigen Stoffen in 
Berührung kommen, vorher über die gesundheitsschädlichen Wirkungen des 
Bleies und das im Umgapg damit erforderfiche Verhalten belehren und ihnen 
-das vom Reichsarbeitsminister festgestellte Merkblatt aushindigen zu lassen. 

I 12. Die Oxydierkammem dürfen nicht nach 9 Uhr abends und nicht 
vor 5 Uhr morgens entleert und beschickt werden. 

Die Arbeiter, welche die Oxydierkammem beschicken oder entleeren, dürfen 
höchstens sechs Standen täglich beschäftigt werden. Nach je 2 Standen Arbeite- . 
zeit ist ihnen eine mindestens einstündige Pause zu gewähren. 

Die Arbeiter dürfen an den Tagen, an denen sie trockene Stoffe der im 
§ 1 Abs. 1 bezeichneten Art verpacken oder die damit gefüllten Fässer Zu¬ 
schlägen, höchstens sechs Stunden Oeschäftigt werden, auch wenn sie während 
eines Teiles dieser Zeit andere Arbeiten verrichten. Zwischen den Arbmts- 
stunden ist ihnen eine Pause von mindestens zwei Standen zu gewähren. Diese 
Bestimmung findet keine Anwendung, wenn die Arbeiter innerhub einer Schicht 
höchstens zwei Stunden mit dem Packen bleihaltiger Stoffe und Farben be¬ 
schäftigt werden sowie auf die Beschäftigung an solchen Packmaschinen, welche 
mit raverlässig wirkenden Staababsaugevorrichtungen versehen sind. 

Während der Pansen müssen die Arbeiter me Arbeitsräume verlassen. 

§ 18. Der Arbeitgeber hat alle mit Blei oder bleihaltigen Stoffen in 
Berührung kommenden Arbeiter mit vollständig deckenden Arbeitsanzügen und 
einer Mütze, und diejenigen Arbeiter, welche in Räumen mit nassen Fußböden 
oder bei dem Entleeren der Oxydierkammern, der Absitz- und Kristallisierkästen 
beschäftigt werden, auch mit geeigneter Fußbekleidung zu versehen. 

' g 14. Instandsetzungs- und Reinigungsarbeiten, bei denen der Staub nicht 
sofort und vollständig abgesaugt werden kann, darf der Arbeitgeber nur von 
Arbeitern ausfOhren lassen, welche Nase und Mund mit Respiratoren, Mullbinden, 
feuchten Schwämmen oder mit anderen wirksamen Schutzvorrichtungen be¬ 
deckt haben. 

§ 15. Die in den gg 18 und 14 bezeichneten Arbeitskleider, Respiratoren 
UBW. hat der Arbeitgeber jedem Abeiterr besonders in ausreichender Ziüil und 
zweckentsprechender Beschaffenheit zu überweisen. Er hat dafür Sorge zu 
tragen, daß diese Gegenstände stets ihrer Bestimmung gemäß und nur von den¬ 
jenigen Arbeitern benutzt werden, welchen sie zugewiesen sind, und daß die 
Arbeitskleider auf seine Kosten mindestens wöchentlich gewaschen und aus- 
gebessert, die Respiratoren usw. vor jedem Gebrauche gereinigt mid während 
der Zei^ wo sie sich nicht im Gebrauche befinden, an dem ftr jeden Gegenstand 
zu bestimmenden Platze anfbewahrt werden. 

Die Arbeitskleider müssen vor dem Ansbessern gewasdien weMen. Das 
Wasdien darf nur auf dem Werke selbst erfolgen. 



MediiiBAlg8MtK*buiE* 


87 


§ 16. In den Arbeitsr&amen darf sich niemand nmkleiden, Kleidnnga- 
atttcke irgendwelcher Art dürfen dort nicht anfbewahrt werden. 

Für die Arbeiter maß ein Wasch-and Ankleideranm und getrennt 
daTon ein Speiseranm vorhanden sein. Diese Bäume müssen sauber und 
staubfrei gehalten und während der kalten Jahreszeit geheizt werden. In dem 
Speisaraumoder an einer anderen geeigneten Steile müssen sich Vorrichtungen 
zum Erwärmen der Speisen befinden. 

In dem Wasch- und Ankleideraum ist mindestens für je zwei Arbeiter 
eine Wascheinrichtung anfzustellen. Für warmes und kaltes Wasser in ge¬ 
nügender Menge ist zu sorgen. Jedem Arbeiter sind unentgeltlich zu liefern 
eine Bürste zum Beinigen der Nägel, ein Qefäß zum Mnndausspülen, Seife in 
genügender Menge, wöchentlich ein sauberes Handtuch. 

Zum Aufbewahren. der abgelegten Elleider ^st jedem Arbeiter mindestens 
ein EJeiderschrank mit zwei getrennten Abteilungen zur VerfOgung zu stellen. 

In Anisen, in denen Bleiweiß, Mennige, Glätte oder Bleisolfat hergestellt 
werden, sind jedem Arbeiter zwei verschließbare Kleiderschränke zur Verfügung 
zu stellen, von denen der eine zur Aufbewahrung der Straßenkleider, der andere 
zur Aufbewahrung der abgelegen Arbeitskleider dient. Die Schränke für die 
Arbeitskleider und die Schräue für die Straßenkleider sind getrennt und so 
aulmutellen, daß die Arbeiter, nachdem sie die Arbeitskleider abgelegt haben, 
durdi den Waschraum gehen müssen, um zu den Schränken mit den Straßen- 
kleidem zu gelangen. 

Der Arbeitgeber hat an einer geeigneten Stelle der Anlage ein Bad für 
die Arbeiter herzustellen, das zweckentsprechend eingerichtet sauber gehalten 
nnd während der kalten Jahreszeit geheizt werden muß. Mindestens muß für 
je fünf Arbeiter der Tagschicht eine Brause oder eine Wanne vorhanden sein. 
Abgesehen von Anlagen, in denen Bleiweiß, Bleisolfat, Mennige oder Glätte 
hergestellt wird, kann die höhere Verwaltungsbehörde nach Anhörung des 
Arbeiterausschusses von den Vorschriften dieses Absatzes Ausnahmen zuiassen, 
wenn den Arbeitern anderweitig Gelegenheit zum Baden gesichert wird. 

Während der Badezeit muß kaltes nnd warmes Wasser in genügender 
Menge zur Verfügung stehen. 

Der Arbeitgeber hat durch eine Badeordnnng, die im Einverständnisse 
mit dem Arbeiterans^chuß anfgestellt ist, dafür zu sorgen, daß die Arbeiter, 
welche die Oxydierkaramem, die Absitzkästen für jßleiweiß, Bleisnperozyd und 
die Kristallisierkästcn für Bleizncker entleeren, täglich, die übrigen Arbeiter 
mindestens zweimal wöchentlich ein Bad nehmen. 

Jedem Arbeiter sind zum Baden wöchentlich mindestens ein sauberes 
Handtuch und Seife in genügender Menge unentgeltlich zu liefern. 

§ 17. Die Untersuchung und die Ueberwachung des Ge¬ 
sundheitszustandes der Arbeiter ist einem von der höheren Verwaltungs¬ 
behörde dazu ermächtigten, dem Gewerbeanfsichtsbeamten namhaft zu machen¬ 
den approbierten Arzte zu übertragen. Die Ermächtig^g ist erst zu erteilen, 
nachdem sich der Arzt zur Befolgung der vom Beichsarbeitsminister festge¬ 
stellten Dienstanweisung verpflichtet bat. Der Arzt muß jeden Arbeiter vor 
der Einstellung nntersa<äen und ihn dabei über die Gefahren der Bleierkrankung 
belehren. Es dürfen nur solche Arbeiter eingestellt werden, bei denen dies der 
Arzt für unbedenklich erklärt. In Anlagen, in denen Bleiweiß,^ Bleisolfat, 
Glätte oder Mennige hergestellt wird, hat der Arzt mindestens zweimal monat¬ 
lich, in den übrigen Anlagen mindestens einmal vierteljährlich die Arbeiter im 
Betrieb aufzusuchen, bei ihnen auf Krankheitserscheinungen, insbesondere auf 
Anzeichen einer Bleierkrankung zu achten nnd solche, die ihm verdächtig er¬ 
scheinen, eingehend zu untersuchen. 

Auf Anordnung des Arztes sind Arbeiter, welche Krankheitserscheinungen 
infolge der Einwirkung des Betriebs, namentlich Zeichen von Blcfvergiftung 
anfweisen, bis zur völligen Genesung, solche Arbeiter aber, die sich diesen Ein¬ 
wirkungen gegenüber besonders empfindlich erweisen, dauernd von Beschäfti¬ 
gungen ausznschließen, ^i denen sie mit Blei oder bleihaltigen Stoffen in Be- 
rflhraim kommen. 

wenn der Unternehmer einem mit der Ueberwachung 
des Gesundheitszustandes der Arbeiter beauftragten Arzte 
kündigen will, so hat er dies der höheren Verwaltnngsbe- 
Iröride nnzuzeigen nnd die Gründe dafür anzugeben. 





S 18. 0e^ iät rerpflichtet, ituf EoflIroUe ttlMr dda Weohael 

«sd Bestand toirt« ftber den G^ddaheitsnasfiand ddf Arbeite# ein Bneh ftt 
ffitfeb Ode# ddreb einen Betriebsbeaihten füb#en zd taesen. Br iift fflr die 
yöUstlndl8*ke!t find Richtigkeit der Eintragudgon, soweit sie aleht tom Artte 
MNHrkt #6#deil, versAtwortlich. 

Dieses KontroHbneh didß enthalted: 

1. den Namen dessen, welcher das Bach fahrt, 

i. den Nafden des gemkß § 17 mit der Ueberwaokang dee Gtesdndlieitsza* 
etandes der Arbeiter beaaftragten Arztes, 

8. VO#> dftd Zdnaiden, Alte#, Wohnort, Tag dee Mn- dtad Adztrltto Xedib 
Arbeiters sottie die Art seiner Beschäfdgaiig, 

4. das Ergebnis der Aa£tiahmeante#sachang, 

6. den Tag dnd die Art jeder Erkrankang eines Arbeftere nebst ^er Angabe, 
db die Erkrankang ndch Ansicbb des Arztee (§ 17) mit Blei daentiM#* 
Kngt Oder nickt, 

' 6. den Tag der Genestmg, 

7. die Tage mid Ergebne dbr ifn § i7 vorgescktiebenen BMsidil^gdBgdli 
dnd ü^rsuchnngen. 

Statt eines Bdcbes kdahen — iMt Zostiinhrang der höheren Verwidtiiagl- 
Beiorde — auch Karten beimtzt werden, wenn sie alle erfotdi^Hclien AngimMn 
dntiialten okd f&r ihre Vothtändigkdt Gewahr geleistet wird. 

Dem Gewerbeaufsichtsbeamten und dem Medizinalbeanitea 
bind dde Buch oder die Kartensamminng auf Verlangen jederzeit tOKulegen. 

$ 19. Die Arbeiter dürfen Branntwein, Bier und andere geistige ^trätite 
nicht mit in die Anlage bringen. 

Die Arbeiter dürfen Nahrangsmittel nicht in die ArbeitsrSnme mitnehhien. 
Das Ehmehinen der Mahlzeiten ist ihnen, sofern es nicht auBerhalb der Aidage 
btatifindet, nur im Speiseranme (§ 16) gestattet. 

Dib Arbeiter dürfen erst dann den Speiseranm betreten, Mahlzeiten ein¬ 
nehmen bder die Anlage verlassen, wenn sie zuvor die Arbeitsklelder abgdeg^ 
dib {bare vbnt Staube gereinigt, Hände ünd Gesicht sorgSUtig gewaschen nnd 
den Mond aosgespfllt haben. 

Die Arbeiter haben die Arbeitskleider, Respiratoren nsw. in dbn Fällen, 
m die es Vorgeschrieben ist, zu benhtzen. 

Düs Rauchen, Scbndpfen nnd Kauen vön Tabak während der ArbÜit iit 
iefböten; 

§ 80. Der Arbeitgeber hat* init' dein Arbeiteransschnssb dib Da#eh- 
ffihnihg der in den |§ 6, 10, 12 letzter Absatz, §§ 16 nnd 19 gegebbhen Vor¬ 
schriften über das Verhalten der Arbeiter im Betriebe zu Überwachen. 

Arbeiter, die den Besiimmtingen trotz wiederholter Ermaheang sumder- 
handbln, können vor Ablatif der vertragsmäßigen Zeit nnd ohne An&ündigtrag 
entlassen .Werden. 

§ 8l. Die höhere Verwaltungsbehörde kann nach AnhOmng des AJrbeftel- 
ansscfansses und des. zuständigen Gewerbeaufsichtsbeamten in besonderen FäQdn 
auf Antrag widerruflich 

a) ihr «e Betriebe, in denen Bleiweiß, Glätte oder Mennige .in geringem 
Umfang hergestellt werden, Ausnahmen von den Bestimmungen des § 8 Ab&8, 
n) ttir Betriebe, in denen andere Bleifarben hergestellt werden, Auraahmen 
.. von den Bestimmungen im § 2 Abs. 2 Satz 4, § 8 Abs. 1 Satz 2, 
e) für Betriebe, in denen Bleifarben nic^ bergesteUt, sondern nur angerf^h, 
&it anderen Stoffen gemischt oder verpackt werden, Ausnahmen ton den 
Bestimmungen im § 2 Abs. 2 Sat !2 4, § 8 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2, § 9, 
§ 12 Abs. 3 

riilasseh. Wenn durch geeignete Betriebseinrichtungen dafür gesorgt., ist, daß die 
Arbeiter gegen Berührung mit bleihaltigen Stoffen oder 8taub geschUttt dihd. 

. § 22. Falls technische. Nenerungen in der Herstellung der Bleifarben 

oder Bleiverbindüngen es unmöglich (mer zwecklos machen sollten, die Vp^ 
Bchnfteh unter §§ 1 bis 8 vollständig dorchzuführen, so kann die höhere Vet- 
waltnngsbehöMe nach Anhörung des Arbeiterausschusses und des zuständigen 
GeWerbeaufsichtsbeamtep widerruflich Ausnahmen zulassen, wenn sichergestelli 
daß die Arbeiter auf andere Weise gegen Gefahrep für Leben und Gfe» 
suüdheit naindesteps ebenso geschützt sind, nie'es die genahnten Bestimmtlid^dn 
vonehea. 
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I 88. Wenn die Besonderheiten des Betriebe oder Bfieksieltten nuf 4ie 
iobeiter es erw^insoht erscheinen Inssen, kann der Beichsarbeitsininister weitere 
Amsnabmen von einzelnen Bestimmungen dieser Vorschriften zolassen. 

§ 2L Unberührt dnnch die vorstehendmi Bestimmungen bleiht 4ii Be* 
fngnis der zuständigen Behörden, im Wege der Verfttgong f&eineelne rtniegen 
gemäß §§ 120 d, 1201 der Gewerbeordnung weitere Inordnongen enm S^ntie 
des Lebens und der Gesundheit der Arbeiter zu treffen. 

§ 26. ln jedem Arbehsraome sowie in dem Ankleide* nnd dem Speme* 
Buun muß eine Abschrift oder ein Abdruck dieser Vwschriften und das MeriE* 
blatte, in den Bäumen, in denen JBleiweiß, Bleisulfat, Glätte odmr Mennige her« 
gestellt wird, außerdem eine Tafel, in welche Begimi nnd Bnde der ArbeHasMt 
und der Pausen für die Arbeiter eingetragen sind, an einer in die Angnn 
isBsnden Stelle anshängen. 

I 26. Neue Anlagen, welche der Herstdlnng der im § 1 Aha. 1 beceieli« 
aeten ^ffe dienen sollen, dürfen erst in Betrieb gesetzt weiten, nat^dem ihie 
Argrichtong dem zuständigen Gewerbeanfsichtsbeamtea angezeigt ist.» Dieser 
hte na(^ Empfang der Anzeige durch persönliche Bevision Mstzastellen, ob dh» 
Einrichtung aer ^lage den erlassenen Vorsehriften'«ntspricbt. 

§ 27. Die vorstehenden Vorschriften treten mit dem Tage der Vedcßndnng. 
in Kraft. Gleichzeitig treten die durch die Bekanntmachung des Betchskaazlem 
vom 86. Mai 19(Xt (Beichs-Gesetzbl. 8. 226) verkündeten Vorschriften außer Kn^ 

Soweit zur Durchführung dieser Bekanntmachung bauliche Aeadenugegs > 
oder wesentliche Aendemngen der Betriebseinrichtungen erforderlich sind, kan» 
die höhere Verwaltungsbehörde nach Anhörung des Arbeiterausschnssea nnd des 
zuständigen Gmarbeaufsichtsbeamten daw Ezist von h&^iateas dcai Jahren 
gewähren. _ 


B. Preufiflii« 

■eMmsgmbe elaes HinlsterlalMattes des BinielerfMM dir TeMie 
eseUIMiit. Bakanntma-chnng (a) nnd Bnnderl«ß<b) d'SeMinfeieva 
für Tolkswohlfahrt vom 18. Mära 1920. — Pr. IW.—Analat» 
liehe ^rren Oberpräaidenten nnd Begiemngspräaideaten. 

a. Tom 1. April 1920 ab wird in meinem Ministerium ein Minlsieiial« 
blatt unter dem Titel: Volkswohlfahrt, Amtsblatt und Halb« 
zawn^itssebrift des Preussischen Mieieterinms für Velfcserohl« 
fahrt, heransgegebea werden. Das Blatt eraobeint in Gart H-ejma»M 
Terlag in Berlin em 1. und 16. jeden Monats nnd kann dnreh die Peet (Poab> 
zeitn^liste, 6. Nachtrag) oder im Bnchhandel znm Preise von lOMask fbM üit 
Jihiliim benogea werdea. 

Die Abkürzang im amtüchea Verkehr s^ lanten. 

Im amtliche« Teil werden PeraeaalieB, aUgemeiae Tevosdanngen, 
Briaaee naw., welche Gegenstitede des Oeeohäftsberdobs meines llinistamimn 
— geeondert noch dessen AbteUuegen I: für Tolksgesoiidheit; 11: für 
wgz and Siedlnngeweeen; 111: Ar Jngendwohlfehrt nnd allgemeine FÜn« 
sorge — betreffen, veröffentlicht werden, soweit deren fokenntgabe im 
Mneinen Intereeee Eect. Aach Botscheidnagea in HäimeWiEen ererden nnl 
oieeem Wege den nachgeordneten Behörden nnd Beamten nur Bwaehiwwg 
in gleichartigen fällen mitgeteilt werden. 

An den amtlichen Teil wird sich ein nichtamiliek-er Teil nn« 
ecUiessen. Dieeer ist dazu beztimmt, in Anfsitaen, Darlegnggan nnd Mit« 
teilnngen den Gedankenanstansch über alle Tragen der Telkawoblfabit nn« 
«nzeg en, nm dadurch die organizcbe nad spsteaMtiseba ZosammenarhSit allnr 
Kräfte an fürderp Für die im nichtnintUehen Teil erfol g enden TeHMÜmt« 
liohnngea titgi rbehaltlicb der presaegeeetil leben Beetimmnngen — dar 
Jewailife Terf^ . allein die Verantwortoag. 

Die «Volkswohlfahrt* tritt an oia BteUe dea biaher van dar Ai^ 
teilnng I laeines MioiateriajBe heranzgegebeneo MzniaterialhUtte fDr Jfediziaal« 
äacelegeaheitaa (J. Q.Cotta’zcbe Rntmhendlang Nach! in Stnltgact und Bnrlin) 
nnd des von der Ahtaiinw^ TT »minA« MiniiieciQms heraoaseerebaaen anktUahan 
Telia der Zeitschrift für Wobnnngswesen (Carl Heimanaa Verlag in Bedia). 

h» Die BiMnng das Prenflisohaa Miaisteriame für VoUmwehUahtt teil 
dem wetten Umkreis eeiner Ziüetindjß^ältei Bad Ihrer Bedeotong für die 
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kflnftige Bntwieklaiig der YoUuwohlfehrtiarbeit liefira et Botwradig ereclieiBeii, 
Bllea an der Wohlfahrtapflege beteiligten Stellea, Verbiadeo and Mitarbaitani 
Bowie der Fach- nnd Tan.^.eMe in ^aeai eiaheitliehea Organ die fttr 
Ftenßen erfolgenden wichtigeren itaatliehen Maßaahmen in der Wohlfahrta* 
piege BOg&nglich in machen. 

In dem nichtamtlichen Teil loUen, soweit der dnreh die ge|eB* 
wlrtigen Teaeraugtrerh&ltnlsse bescbrinkte Umfang .des Blattes es snlaAt, 
Anfs&tse nnd Mitteilnngen Fragen der Volkswoblfiüirt bdiandeln. Die Ver> 
antwortnag für den Inhalt des nichtamtlichen Teils trägt die Sebriftleitnag 
(Preseereferat) nnr nach den pressegesetilichen Bestimmnagea. Zeschriftei 
fhr diesen Teil sind an das „Pressereferat des Prenfiischen Miniaterinins |tQr 
Volkswohlfahrt, Berlin W. 66, Leipziger Straße 8* in richten. 

Ich hoffe mit meinem Ministerinm, mit der Halbmonatsschrift .Volks* 
Wohlfahrt*, die über den amtlichen Teil hinans in den nichtamtiichea Tdl an* 
regend nnd befmchtend anf die mm Wohle unseres Volkes so dringend not¬ 
wendige gemeinsame Wohlfahrtsarbeit wirken soll, die Verbiadnag mit den 

_]i^tacbMtern draußen im Lande enger in liehen inm Besten daer wahrhaft 

soiialea Förderung nnd Gesundung aller Volksschichten. 

Ich ersnche ergebenst, alle nacbgeordaeten Behördea und Beamten, ias- 
besoadere die OberTersichemngsämter, Landrite nnd Kreisänte, sowie die Ver* 
sicbernngsämter nad sonst interessierten öffentlichea nnd priraten Kreise nad 
Organisationen anf das Blatt in geeigneter Weise anfinerkMun an maebea nad 
fOr dessen Bekanntmachong anch in der Presse Sorge n tragen. 


^ ErhOhnng der amtUchenGebtthrenordnang. ferlaß des Ministers 
iflr Volkswohlfahrt Tom 11.Märsl920 — 1 M 1661 *— an sämtiiche 
Herren Begiemngspräsidenten. 

Anf Grnnd des § 8, Abs. 2 des Gesetzes, betr. die Gebühren der Medi- 
sinalbeamten, vom 14. Juli 1909 (G. S. S. 625) werden im EinTemehmen mit dem 
Herrn Finanzminister nnd dem Herrn Jnstizminister die Sätie des Tarifs 
für die Gebühren der Kreisärzte sowie des Tarifs für die Gebühren der Chem£ker 
für gerichtliche nnd medizinalpolizeiliche Verrichtungen (Anl. ln. II des Ges.) aiit 
Wincnng voml. Apiil 1920 ab durchweg nm 100 TomHmadert erhöht. 


geord 


Znsohlkge an den gesetiliohen Tagegeldern bei Dtenstreiaen der 
ktsbeamten. Erlaß des Ministers des Innern nnd derFinanien 
om 28. Jannar 1920 — F.M. I80286, M. d. I.Ial 188 — an die aach- 
geordneten Behörden. 

In Anbetracht der znr Zeit herrschenden Tenemng genehmigen wir fttr 
den Bereich der allgemeinen nnd inneren Verwaltung in Verfolg unserer Band- 
Torftlgangen vom 4. September 1918 — Fin. Min. Bl. 8. 276 — nnd 20. Angnst 
1919 — Fin.Min. Bl. S. 370 —, daß mit Wirkung vom 1. Jannar 1920 ab den 
Beamten bis auf weiteres an Stelle der bisherigen Entschädigung besondere 
Zuschläge zu den gesetzmäßigen Tagegeldern bewilligt werden, die lasaaunea 
folgende Beträge nicht überschreiten dürfen: 

a) bei mehrtägigen Dienstreisen der in g 1 des Beisekostengesetaes ge¬ 
nannten Beamten nnter 


I . . . 

. . . 66 M., 

V . . . 

. . . 80M., 

n . . 

• s • ßO 0 

VI . . 

. . . 26 , 

ni . . 

. . . 46 , 

vn . . . 

► 0 • ^ • i 

IV . . . 

. . . 40 , 



b) bei Dienstreisen, die an demselben 
werden: bei den in § 1 des Beisekostengesetze 
VI ..... 12 M., vn 


Tage angetreten und beendet 
genannten Beamten nnter 

.10 M. 


Im übrigen verbleibt es hinsichtlich der Vergütungen fttr eintägige 
Dienstreisen bei den bisherigen Vorschriften. 

Erstreckt sich die Dienstreise auf zwei Tage nnd wird sie innerhalb 
84 Stunden beendet, so ist entsprechend dem § 1 Abs. 8 des Gesetzes vom 6. Jnli 
1910 das Einundeinhalbfache der Sätze für mehrtägige Beisen m gewähren. 


T«Mitwornt*li fSr die BcbrUUeltajif: Prof. Dr. Bepmond, Oeh. Xed.-Bot la lÜBdeB L W. 
Draek tob 9. 0.0. Bnai, JUadoa i. W. 
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and yoUstän^ abgesao^ wird, Respiratoren, feuchte Schwämme oder 
Mullbinden, die Mund und Nase bedecken, zu tragen. 

4. Die weitverbreitete Annahme, daß der r^almäßige Gebrauch gewisser 
Arzneien (JodkaUum, Schwefelpillen, Glaubersalz und andere Abführ¬ 
mittel) oder das Milchtrinken genügend vor Bleivergiftang schützen, ist 
nicht zutreffend. Dagegen ist einer kräftigeren und fettreichen EraäJuiuig 
und insofern auch dem Milchtrinken ein gewisser Wert beiznlegen. Der 
Genuß geistiger Getränke, insbesondere von Branntwein, fördert den Aus¬ 
bruch einer Bleivergiftung und ist deshalb zu meiden. 

5. Bewegung im Freien, Turnen, Baden usw. machen den Körper widerstands¬ 
fähiger und sollten daher möglichst gepflegt werden. 

Erkrankt ein Arbeiter, welcher mit Blei, Bleiverbindung oder blei¬ 
haltigen Stoffen in Berührung kommt, so soll er sogleich in seinem und 
in seiner Familie Interesse die Hilfe eines Arztes m Anspruch nehmen 
und diesem gleichzeitig mittmlen, daß er bei seiner Arbeit mit Blei in 
Berührung kommt_ 


^ Dlen-stauweisang für die ärstllobe Dutemdiaag rom Blelariäeltern. 
Bekanntmachung des Reichsarbeitsministers vom &7. Jan. 1980. 

Die von mir auf Grund des § 17 der Verordnung über die Einrichtang 
und den Betrieb von Anlagen zur Herstellung von Blmfarben und anderen Bleih 
Verbindungen vom 27. Januar 1920 (Reichs-GesetzbL 8.109) festgestellte Dienst¬ 
anweisung lautet wie folgt: - 

Dienstanweisung für die ftrztliehe Untersuchung und üeherwa^ung dea 
Gesundheitszustandes der Arbeiter in Anlagen zur Herstellung von Blei¬ 
farben und anderen Bletverblndungen. 

I. Untersuchung einzujtellender Arbeiter. 

Der Arzt bat jeden Arbeiter v^r der Einstellung in einem der im § 1 
Abs. 1 der Bekanntmachung -über die Einrichtung und den Betrieb von An¬ 
lagen zur Herstellung von Bleifarben und anderen Bleiverbindungea vom 
27. Januar 1920 bezei^eten Betriebe darauf.zu untersnchen, ob er sich nach 
seinem Gesumlheitszustande zur Beschäftigung in der Anlage eignet. Vorher 
soll er ihn befragen, in welcher Art von Betrieben er bisher gearbeitet bat, 
sowie ob und unter welchen äußeren Brscheiunngea er etwa fi^er* bleikrank 
gewesen ist. 

Weibliche Personen dürfen in den bezeichneten Betrieben, außer beim 
Reinigen der Aufenthalts-, Speise-, Umkleide-, Wasch- und Baderänme sowie 
beim Waschen und Ansbräsem der Arbeitskleider, nicht beschäftig werdmi, 
ebensowenig männliche Arbeiter unter 18 Jahrmi in Anlagen, in denen aus¬ 
schließlich oder vorwiegend Bleifarben oder andere Bleiverbrndungen hergestellt 
werden (§ 10 der Bekanntmachung). Solche Personen kommen also für die 
ärztliche Untersuchung nicht in Betracht. 

Als ungeeignet zur Einstellung sind vou dem Arzte alle Personen zu er¬ 
achten, die bereits eine ernste Bleierkrankung, z. B. Bleilähmnng, schwere oder 
wiederholte Anfälle von Bleikolik, dnrchgemacht haben, oder Personen, die 
noch Erscheinungen der Bleikrankheit, wenn auch nur leichten Grades, dar¬ 
bieten, ferner solche Personen, die in Anbetracht ihrer bisherigen Besdiäftigung 
sicherlich Blei aufgenommen haben und nach dem vorhanden»! klinischen Bilde 
sowie nach dem Blutbefond (insbesondere Vorhandensein von zahlreichen 
Körnchenzellen) den baldigen Ausbruch einer Bleierkrankung befürchten lassen. 
Als ungeeignet sind auch zu betrachten schwächliche oder kranke Personen, 
insbesondere solche mit Lungentuberkulose, Gefäß- oder syphilittscheB Brkran- 
kungen, Nierenentzündung, sowie Trinker.* 

Dje als tauglich zur Einstellung befundenen Arbeiter sind vom Arzte 
am Schlüsse der Untersuchung Uber die Gefahren der Bleierkrankung zu be¬ 
lehren. Der Unterweisung ist das vom Reichsarbeitsminister festgestellte g(e- 
meinverständliche Merkblatt zugrunde zu legen; sie hat sich unter Berück¬ 
sichtigung der Besonderheiten des Betriebs, namentlich auf das Verhalten, das 
der Arbeiter zur Verhütung der Bleiaufnahme beobachten soll, und auf die 
Anzeichen der begixinenden Bleierkrankung zu-erstrecken. 
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Nftoh üatomehiug hat der Arzt eine schrifUiebe Er- 

U&imig tfh den Arbeitgeber darüber Muznfertigoa, ob er den üetersncbten fOr 
geeignet ntr EiwteUaag in de» Betrieb erachtet 

n. Fortlaufende Untersnchnngen der eingestellten Arbeiter. 

In Anlagen, in denen BleiweiO, Bleisolfat, Glätte oder Mennige her* 
gestellt wird, hat der Arzt mindestens zweimal monatlich, in den übrigen An¬ 
lage», anf die sich die ▼orerwähnte Bekanntmachnng erstreckt mindestens ein¬ 
mal Tierteljährlich die Arbeiter im Betrieb anfzusnchen, bei ihnen anf Krank- 
heitserscbeinnngen, insbesondere anf Anaeiehen einer Bleierkrankong, zn achten 
und solche, die ibia veidächtig erscbeiaen, eingehend zn nntersnchen (§ 17 der 
Bebanatmachnag). * 

Bei den Besichtigungen hat sich der Arzt zugleich durch Befragen jedes 
Arbeiters daron zu überzeugen, ob nicht Anzeichen dafür Torliegen, daß ^eser 
durch die Bleiarbeit in seiner Gesundheit bereits beeinträchtigt oder sogar 
sehoa bleikrank ist Die in dieser Beziehung ihm yerdächtig erscheinenden 
PeraOBta bat er in mem hierzu geeigneten Baume eingehend zn untersuchen. 

Sowohl bei der Besichtignng, als auch bei der Untersnchong ist nament¬ 
lich auf folgende Kraokheitserscheiuungen, die als Anzeichen einer drohenden 
oder einer bereits bestehenden Bleierkrankong in Betracht kommen, zu achtenn 
Blsisanin, Blässe, Bleikoiorit (fahle, etwas gelbliche üantfarbe, blaCgraoe Ver¬ 
färbung der Schleimhäute, leichte Gelbfärbung der Lederbant, der Augen), 
Abmagerung, Mattigkeit, Kopfschmerzen, Appetitmangel, Verstopfung und 
andere Verdaonngsbeschwerden, Kolikanfäile, Erkrankungen des Gefäßsystems 
(Arteriosklerose), Bleiarthralgie, Sensibilitätsstörungen, Bleilähmungen, Aibu- 
nunurie, Hämatoporphyrinurie, Nicrenerkrankung, Blutdruckstcigerung, Herab¬ 
setzung des Hämoglobingehalts des Blutes (Anämie), Auftreten von basophil 
gekörnten Erythrozyten (Körnchenzellcn) oder anderen BlutTerändcrnngen (poly- 
^romatophile Erythrozyten, vermehrto Leukozyten nebst zahlreichen Uebergangs- 
und atypischen Formen), Encephalopathia saturnina, Bleikachcxie. 

Die zur Fastatellong der Bleikrankheit yorzunebmenden besonderen 
Untersuchungen hat der Arzt nach der als Anhang beigegebenen Anleitung 
aoauffthren. 

Sind bei der Untersuehnng lebensg^ährliche oder mit danemdera Sieeh- 
tni» drohende Fermen der Bleikrankheit — insbesondere Encephalopathia sa- 
tumina, Bleikaehexie, chronische Nierenentzündung (nicht Albuminurie allein) — 
eder BleiUtbmangen im Wiederbolnngsfalle festgestellt worden, so hat der Arzt 
bei dem Arbeitgeber den dauernden Aussohluß des Untersuchten yon Blei- 
nrbeiten schriftlich zu beantragen. Das gleiche gilt, wenn zwar nur leichtere 
Bleierkrankungen yerliegen, diese jedoch auffallend frühzeitig nach dem Ein¬ 
tritt in die Bleiarbeit sich entwickelt oder in kurzen Zwischenräumen und 
namentlich mit zunehmender Schwere sich wiederholt haben nnd so das Vor- 
bandeneoin einer ungewöhnlich hoben Empfindlichkeit gegenüber dem Blei er¬ 
kennen Inane n . Der dnnemde Ansschlnß yon Bleiarbeiten ist ferner beztlgUdi 
deijonigen Arbeiter nu beantragen, bei denen sich heransstellt, daß sie an 
Lungentuberkulose oder Trunksucht leiden, auch wenn keine Anzeichen yon 
Bleiwirkung yorliegen oder wenn diese Personen nicht bleikrank sind. 

Für alle übrigen Bleikraoken hat der Arzt schriftlich bei dem Arbeit- 
gekttt deu zeitweiligen Ausschluß yon Bleiarbeitern für so lange zn be¬ 
antragen, bis die Krankbeitsersebeinungen yerschwunden sind. 

Sind bei der Untersuchung nur gekörnte Erythrozyten (mehr als eine 
KAmehenaelle in bO Geaichtsfeldern des Mikroskops — unter Abwesenheit an¬ 
derer Krankheiten, hei denen sich solche insbesondere neben sonstigen Blnt- 
ueräiidemttgen ^ie Malaria, pemiaiöser Anämie, Leukämie, Krebskachexie und 
Nitrabenio^crffiftang) yorfindeo — festgestellt worden oder bähen sich Blei- 
aaam, Bleikelerit oder Hämatoporphyrie im Harne bei einem Arbeiter feststellen 
l»»sen, so gilt dieser Befund zwar als Zeichen einer bereits bestehenden Blei- 
wirkmng, doch ist dar Untenuebte noch nicht als bleikrank, wohl aber als 
^leitrager* anzuseben. Muß bei einem „Bleiträger* nach den klinischen Br- 
BcheinnngeB und dem .BlutbnftuMde (beaonders za^etche Kömeheasellen) der 
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baldige Ausbraeh einer Bleierkranknne befürchtet werden, so hat der Arzt auch 
für ihn bei dem Arbeitge^r schi^tlich den zeitweiligen Ansschlnß yon Blei¬ 
arbeiten für solange zu beantragen, bis die Erscheinungen geschwunden sind 
und der Blutbefund sich gebessert hat. 


A n li a n g. 

Anleitung au besonderen üntersuchungsyerfahren zur Feststellung tod 
Bleierkrankungen. 

1. Hämoglobinbestimmungen. 

Sie werden zweckmäßig mit der Tallquistschen Hämoglobinskala 
ydl'genoinmen. Die Herabsetzung des Hämoglobins auf 80 y. H. oder weniger 
gilt als Zeichen der Anämie. 

2. Die Untersuchung desBlutes auf granulierteErythrozyten. 

' ~ Ein durch Nadelstich (in das mit Alkohol oder Aether gereinigte Ohr¬ 
läppchen) gewonnenes, beim Heryorquellen sogleich abgenommenes BluttrOpfchen 
wird zwischen zwei dünnen Deckgläschen (yon 0,o8 mm Stärke) oder besser 
zwischen zwei Objektträgern fein ansgezogen. Nachdem das so erhaltene Aus¬ 
strichpräparat lufttrocken geworden ist, wird es in absolutem Alkohol etwa 
10 bis 15 IDnnten fixiert. 

Die Färbung erfolgt entweder — nach HameP) —, indem das dem 
fixierenden Alkohm entnommene Präparat mit Wasser abgespült, hierauf in 
noch nassem Zustand wenige Sekunden lang mit mehreren Tropfen Löfflers 
Methylenblau *) bedeckt, wieder kurz im Wasser abgespUlt und dann getroclmet 
wir^ oder — nach P. Schmidt —, indem das mit Alkohol fixierte Präparat 
30 ^künden mit Azur II (Oiemsa) Lösung*) (0,fl6 g auf 100 Aqua dest.) ge¬ 
färbt, alsdann kurz mit Wasser abgespült und getrocknet wird. 

Die mikroskopische Untersuchung der Präparate erfolgt mit */>* 
immension bei yoller Belichtung und schärfster Einstellung jedes G^ichts- 
feldes mit der Mikrometerschraube. Im gut ausgeführten Präparat erscheinen 
die roten Blutzöllen als nebeneinanderliegende blaßgrüne runde Scheiben, die 
Kerne der weißen Blutzellen dagegen in kräftig blauer Farbe. 

Zu yerwerfen sind zu dick abgezogene Blutpräparate, in denen die roten 
Blutzellen nicht nebeneinander, sondern aufeinander oder in Geldrollenform 
liegen, ferner Präparate, in denen die Erythrozyten bereits Stechapfelform 
zeigen sowie zu stark oder zu schwach gefärbte Präparate; letztere sind 
kenntlich an den nicht kräftig genng gefärbten Leukozytenkemen. Sind baso¬ 
phile Körnchen yorhanden, so lassen sie sich in den blaßgrUnen Erythrozyten 
als feinste blanschwarze, kranzförmig gestellte oder das ganze Blutkörperchen 
einndunende Pünktchen oder Splitter erkennen. In ausgesprochenen Fällen, 
z. B. bei frischer Bleikolik, findet man fast in jedem zweiten oder dritten Ge¬ 
sichtsfeld eine oder mehrere gekörnte Zellen. 

Als beweisend dafür, daß eine Bleiwirkung yorli^, bat nach den Er¬ 
fahrungen yon P. Schmidt es zu gelten, wenn in 60 (^ichtsfeldem — das 
Gesichtsfeld zu durchschnittlich Erythrozyten gereöhnet — mehr als 
1 Kömchenzelle gefunden wird. 

3. Blutdruckmessungen. 

Sie wprden in dem Apparat yon Biya-Bocci unter Verwendung der 
Manschette nach y. Becklinghausen yorgenommen. 160 mm Queoksüber- 
blntdruck zeigen eine deutliche Steigerung an. 


*) 8. H a m 61, Deutsches Archiy für klinische Medizin; Bd. 67,1900, 8.867. 
*) Frische, z. B. mit Methylenblau medizinale purissimum Grübler 
nach der Vorschrift des Deutschen Arzneibuchs, 6. Ausgabe (S. 602» hergestellte 
Löf fl ersehe Lösungen färben fast augenblicklich, in längstens 6 Sekunden. 
Aeltere oder nicht yerschlossen gehaltene Lösungen büßen an Färbekit^t ein. 
Das frisch gefärbte Präparat soll, nach dem Trocknen über weißes Papier g^ 
halten, hel^ün erscheinen; zu blaß gefärbte Präparate können leicht auf die 
gleiche Weise nachgefärbt werden. 

*) Zu beziehen yon Dr. Grübler in Leipzig. 
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4. DntersvehuBg des Harnes auf H&matoporphjrln. 

Sie erfolg sweekmEßig nach dem Verfahren yon Garrod. Zn 600 ccm 
Ham (einschließlich des Morgenharns) sind 100 ccm 10 vom Hnndert Natronlaage 
znznsetzen. Fallen die Phosphate rötlich bis rotviolett zn Boden, so ist Hämato* 
porphyrin mit großer Wahrscheinlichkeit reichlich vorhanden, vorausgeseszt, 
daß &e Gnajakblntprobe negativ aasfällt. Die Phosphate läßt man dann in 
einem hoben Zylinder sich vouständig absetzen, gießt den klaren Harn ab, füllt 
mit Wasser anf and läßt nochmals behnfs Entfemnng des Alkali absetzen. 
Das Sediment wird anf Fließpapier filtriert und möglichst getrocknet (es ist 
hierzu mindestens einen halben Tag lang bei Zimmertemperatur zu halten); 
hierauf wird es in einer Beibeschole mit 5 vom Hundert Salzsäure enthaltendem 
absoluten Alkohol allmählich gelöst, einige Standen stehengelassen und alsdann 
durch ein Fließpapierfilter filtriert; das Filter wird mit salzsaurem Alkohol so 
lange ausgewaschen, bis das Filtrat 10 «ccm an Menge betiägt. 

Das klare Filtrat ist sodann im Spektroskop zu untersuchen, z. B. im 
gradsichtigen Taschenspektroskop, sind Absorptionsstreifen im Oran^ und be¬ 
sonders im Grün sichtbar, so ist Hämatoporphyrin vorhanden. Es ist hierauf 
mit 2 vom Hundert Salzsäure enthaltendem Alkohol zu verdünnen, bis die 
Streifen im Spektroskop verschwinden. Die zur Verdünnung erforderlich ge¬ 
wesene Menge hat man zu vemerken: Ist der Streifen im Grün noch bei Ver¬ 
dünnungen von 1 : mehr als 60 (d. h. 10 ccm ursprüngliches Filtrat -)- 40 ccm 
salzsaurer Alkohol) sichtbar geblieben, so ist Bleiwirkung anzunebmen. Die 
Spektroskopie soll immer in derselben, mindestens 6 cm langen Glaskammer 
vorgenommen werden. _ 


Umsatzsteuer der Frlvatkrankenanstalten und Sanatorien. Be¬ 
scheid des Beichsfinanzministeriums vom 8. März 1920. 

Auf die Eingabe vom 26. Februar 1920 erwidere ich ergebenst, daß der 
Steuer nach § 25 Nr. 2 des neuen Umsatzsteuergesetzes jede Beherbergung in 
eingerichteten Schlaf- und Wohnräumen unterliegt. Eine Ausnahme kommt 
nur für solche Anstalten in Betracht, die n|ch § 8 Nr. 3 als gemeinnützig 
oder wohltätig ausdrücklich anerkannt worden sind. Es ist daher die Abgabe 
eingerichteter Zimmer auch in Sanatorien und Privatkrankenanstalten erhöht 
umsatzstenerpflichtig, sofern diese Anstalten nicht als gemeinnützig und wohl¬ 
tätig anerkannt worden sind. Selbstverständlich beschränkt sich die Steuer- 
plliät nur auf den Teil des vom Patienten entrichteten Entgelts, der sich anf 
seine Beherbergung besieht. Die übrigen Beträge, die für die ^kOstigung, 
Pfl^e und ärztliche Behandlung in Beebnung gestellt werden, unterliegen 
lediglich der allgemeinen Umsatzsteuer in Höhe von IV* t. H. 


Bi Preußen. 

Erhßhnag der Elzenbnhnfahrkosten bei Dlenetrelsen der Staats« 
beamten. Verordnung der Staatsregierang vom 8. April 1920. 

Auf Grund des Artikel III des Gesetzes über Erhöhung der Bisenbahn¬ 
fahrkosten bei Dienstreisen der Staatsbeamten vom 9. August 1918 (Gesetz- 
samml. 8. 148) verordnet die Preußische Staatsregierung, wie folgt: 

Bei Dienstreisen, die nach dem 29 Februar 1U20 angetreten werden, 
erhalten die Beamten an Fahrkosten an Stelle der im § 8 Abs. 1 Nr. 1 und 
Abs. 4 des Beisekostengesetzes vom 26. Juli 1910 (Gesetzsamml. 8. 160) in 
der Fassung der Verordnung vom 27. Oktober 1919 ((Gesetzsamml. 8. 171) vor¬ 
gesehenen Fahrkostensätze 

im Falle des 9 8 i^bs. 1 Nr. 1 a Halbsats 1. 68 Pfennig, 

Balbsatz 2 . 28 „ 

Nr. 1 b Balbsatz 1. 28 , 

Halbsatz 2 . 19 , 

Nr. 1 c.19 

im Falle des § 8 Abs. 4.19 „ 

Bei Dienstreisen, die vor dem 1. März 1920 angetreten worden sind, gilt 
das gleiche für Eisenbahn- oder Schiffsfahrten, die an diesem Tage oder später 
znrttckgel^ werden. 
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4«r Fttrsorf« fii TakerinilOae. Kaaderlai des Mi- 
(PTstars fttr Volkswoblfahrt vom 16. Februar 1820 U XII 94 — 
aa aämtliche Herrea Oberpräsidenten und Begierongspräsideateu. 

In einer Bespreobang Ober die-Erweiterung der Fflrserga ffir 
Tuberkulös« im Ministeriam für Volkswoblfahrt am 16. Daaember 1919 siad 
lolgeade Punkte als besonders wichtig anerkannt worden: 

1. Bestiose Erfassung aller Fälle an Erkrankung an Tuberkulose, unter 
besonderer BerQcksicbtignng der tuberkulösen Erkrankungen bei Kindern und 
Jugendlichea, der chirurgischen Tuberkulose (Knochen- und Gelenktnberkulose, 
Brösentuberkalose) und der Erkrankungen an Lupus. Zu diesem Zweck bedarf 
«8 der Aufmerksamkeit auf das Vorkommen dieser Krankheiten auch in den 
Säuglings- und Kleinkindcrfdrsorgestellen, in Krippen und Kindergärten und 
in den Schulen aller Form, namentlich in den Fortbildungsschulen. Bs 
empfiehlt sich die Ausstattung aller größeren Tuberkuloseförsorgestellen mit 
Cleiegenheiten sn sicherer Diagnose, mit Böntgenapparaten und Vorkehrungen 
fftr diagnostische Toberkulinimpfungen. Den Säuglingsfürsorgestelleu und den 
Schulärzten sollte durch zweckmäßige Dienstanweisungen die Möglichkeit ge- 
gobea sein, dieser Einrichtungen zur Erfüllung ihrer Aufgaben sich zu bedienen. 
Ferner bedarf es der Vermehrung und des Ausbaues Ton WoUfahrtsämtem 
in den Kreisen als kommunale Einrichtungen. 

2. Ausdehnung des Tätigkeitsbereichs der Ffirsorgeitellen unf den 
Mittelstand. 

8. Organisation yon Einrichtungen zu ambulanter Behandlung 
chirurgischer Tuberkulöser mit Emäbrungstherapie und Licht auf Grund der 
yon Bier und Kisch gesammelten Erfahrungen. 

4. Vermehrte Wobnnngsfürsorge, Untersuchung, Ueberwaehung und 
yorbeugende Behandlung aller Familienmitglieder yon Erkrankten in ihren 
Wohnungen oder in der Fttrsorgestelle. Obhut der in Heilstätten anfzu* 
nehmenden Kranken während der Wartezeit und Betreuung der aus den Heil¬ 
stätten und Krsiokenbänsern Entlassenen in Verbindung mit ArbeitsnaebweiseB 
ffir sie. 

' 5. Auf die Fortftthrung der bestehenden Einrichtungen trotz der gegen- 
wärügen ungünstigen wirtschaftlichen Verhältnisse ist großer Wert zu legen. 

Im Hinblick auf die während des Krieges beobachtete bedrohliche Zu¬ 
nahme yon Erkrankungen und Todesfällen an Tuberkulose ersuche ieh ergebenst, 
den Vorbeugungs- und Heilungsbestrebnngen im Sinne der yorgehend gekenn¬ 
zeichneten Ziele — und zwar sowohl der sorgfältigen Durchführung derjenigen, 
welche schon früher zu den Au^aben der Fürsorgestellen gerechnet wurden, 
als der hier neu gekennzeichneten — andauernd ihre volle Aufmerksamkeit 
zu widmen und insbesondere der Vermehrung der Wohlfahrtsämter und ihrer 
Einrichtung zum Zweck yon Diagnose, häuslicher Fürsorge, yorbeugender Ueber- 
waebung und ambulanter Behandlung Tuberkulöser weitestgehende Sorgfalt 
zuieil werden zu lassen. 

Ich sehe zum 1. April einem Bericht darüber entg^en, was bisher in 
dieser Bichiung gesdiehen ist, und sodann fortlaufend alljährlich zum 1. April 
weiteren Berieten über die im letzten Jahr gemachten Fortschritte auf 
diesem Gebiet. 


Erhühung der Verpftegnugskesten für Watsekutziwtlenten bei dem 
Xnrtttnt für Infektienskrankbelten „Robert Koch** ln Berlin. Eund- 
eriaß des Ministers für Volksrechtschuts yom 8. Märs 1920 
— I M 111 411 — an sämtUebe Herren Oberpräsidenten upd Begiemngs- 
präsidenten. 

Im Hinblick nuf die eingetretene 'fitere Steigerung der Lebensmittel¬ 
preise habe ich die Verpflegungskoston für Wutschatzpatienten bei dem In- 
stitnt für Infektionskrankheiten „Bobert Koch“ hierselbst, N. 89, Führer 
Straße 2, ypm 1. März d. Ja. ab für Kinder unter 12 Jahren yon 84 Mk. auf 
IM Mk. und für Erwachsene yon 105 Mk. anf 168 Mk. erhöht. Ich eisuche 
ergebenst, da« weiter Erforderliche gefiäliigst zu yeranlassen. 
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Anfttellnng der Wocheimachweisniigen ttber die amtJicli gemel¬ 
deten Fälle von Übertragbaren Krankheiten. Erlaß des Ministers 
für yolkswohlfabrt vom 3.März 1920 — IMUI 565 — an sämtliche 
Herren Begicrnngspräsidenten. 

Die mehrfach gemachte Wahrnehmung einer ungenauen Aufstellung der 
Nachweisun^n über die allwöchentlich amtlich gemeldeten Fälle von über¬ 
tragbaren Krankheiten yeranlaßt mich, zu bestimmen, daß diese Nachweisnngen, 
soweit es bisher noch nicht geschehen, ordnungsmäßig aufzurechnen und rech¬ 
nerisch zu bescheinigen sind. 

Die Begiemngs- und Medizinalräte bitte ich anzuweisen, besonders 
darauf zu achten, dtw Falschmeldungen — Eintragungen in falsche Spaltmi — 
yermieden werden. 


C. Württemberg. 

ErriohtuDg eines Jugendamtes. Gesetz yom 8. Oktober 1919.') 

Art. 1. Zur Durchführung der Aufgaben der Jugendfürsorge ist in jeder 
Amtskörperscbaft yon der Amtsyersammlnng und in jeder großen Stadt yom 
Gemeinderat ein Jugendamt einzuricbten und fdr seine Leitung eine Jugead- 
kommission zu bestellen. 

Art 2. Die Jugendämter sind fQr werdende Mütter, Kinder 
und'Judeadliche bis zu achtzehn Jahren zuständig, die sich in ihrem 
Bezirk aufhalten. 

Art. 8. Die Jugendämter haben in Ergänzung und, soweit nOtig, in 
Ersetzung der Familie der Jugend Schutz, Fürsorge und Förderung angedeiben 
zu lassen. Ihre Tätigkeit umfaßt: 

1. Die Förderung, wenn nötig Schaffung yon Einrichtungen des Mutter¬ 
schutzes, der Säuglings- und Kleinkinder!ttrsorge; 

2. Die Fürsorge für Schulkinder außerhalb des Unterrichts und für die 
nicht schulfähigen Kinder; 

8. Die Pflege und den Scbutz der scbnlentlassenett Jugend liehen, 
sowie die Fürsorge für deren Gesundheit, insbesondere durch Unterstützen 
der auf diesem Gebiete tätigen Vereine und Personen. 

Art. 4. Im einzelnen übernehmen die Jugendämter: 1. Die Geschäfte 
des Waisenrates, 2. Die Aufsicht über das Kost- und Pflegekiaderwesen,.... 

8. Die Aufsicht über die in ihrem Bezirk bestehenden Einrichtungen und An¬ 
stalten der Jugendfürsorge, soweit sie nicht anderen yorbehalten ist. .... 

Art. 6. Die Jugendkommission soll ausschließlich des Vorsitzenden, 
der yon der Amtsyersammlnng (Gemeiaderat) gewählt wird, in der Begel ans 
nicht mehr als 12 Personen b^teben, yon denen mindestens ein Viertel Frauen 
sein müssen. 

Von Amts wegen gehören ihr als Mitglieder an: 

1. Der Oberamtsarzt, in Städten der Stadtarzt, falls ein solcher bestellt ist; 

2. der Bezirksscbolinspektor; 

8. ein yom Jastizministerium beauftragter Richter oder Vormundschaftsriebter. 

Bei der Auswahl der Mitglieder der Jugendkommission müssen Personen 
berücksichtigt werden, die durch ihr Amt oder ihre Tätigkeit für die Jugend¬ 
fürsorge sich eignen. Vereinigungen, die sich mit Kinder- oder Jugendfürsorge 
besebähigen, sind an Vorschlägen berechtigt. 

Art. 7. Nach diesem Artikel kann die Jugendkommission besondere 
Ansschüsse bilden und einzelne Aufgaben örtlichen AusschOssen, Vereinen 
oder einzelnen Personen übertragen. 

Art. 8—10 bestimmen, daß für die Besorgung der Geschäfte jedes Jugend¬ 
amtes ein Geschäftsführer oder eine Geschäftsf ührerin sowie baupt- 
amtliche Bezirksfürsorgerinnon und nach Bedarf freiwillige Heile¬ 
rinnen und Helfer an bestellen sind. In jeder Gemeinde ist anßerdem ein 

') Es sind hier nur für die Mediziaalbeamten in Beiraebt kommenden 
Bestimmungen abgedmekt. 
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in der JagendfQrsorge erfahrene Person snr DnterslQtsong des Waisenmts nn 
bestellen. Mit den die gleichen Ziele verfolgenden Vereinen nnd Anstalten hat 
das Jagendamt nnt^r Wahrang ihres satzangsgemäßen Charakters und ihrer 
Selbständigkeit zasammensnarbeiten. 

Art. 11 u. 12. Die Aufsicht über das Jugendamt führt als Landes* 
gesundheitsamt das Ministeriam des Innern, bei dem außerdem ein 
Landesbeirat für Jugendfürsorge zu errichten ist, der über grund¬ 
sätzliche Fragen der Jagendfttrsorge zu nOren ist. 

Art. 18. Das Jugendamt übt die Aufsicht über die in seinem Bezirk 
befindlichen elternlosen, unehelichen nnd die getrennt von beiden Eltern in dem 
Bezirk untergebrachten ehelichen Minderjährigen aus. 

Art. 15. Die Hebammen und die Leiter von Entbindungsanstalten 
haben die bevorstehende Gebart eines unehelichen Kindes, sobald sie bei der Aus¬ 
übung ihres Berufes davon erfahren, dem Jugendamt des Bezirks mitzuteilen, 
in dem die Eatbindung stattfiuden soll. 

Art. 16. Wer ein fremdes Kind unter 14 Jahren oder ein solches Kind 
über 14 Jahren, das noch zum Besuch der Volksschule verpflichtet ist, in Kost 
und Pflege nimmt, hat hierzu vorher die schriftliche Erlaubnis des Jugendamtes 
einzuholen, in dessen Bezirk die Pflegestelle gelegen ist (Pflegekinder). 

Das gleiche gilt von Personen, die ein fremdes Kind unter sechs Jahren 
unter Beschränkung auf die Tagesstunden ^ in Kost und Pflege nehmen 
(W artekinder). 

Art. 18. Die Erlaubnis darf nur solchen Personen erteilt werden, die 
nach ihren persönlichen, gesundheitlichen nnd wirtschaftlichen Verhältnissen, 
insbesondere auch nach ihren sittlichen Eigenschaften und nach der Beschaffen¬ 
heit ihrer Wohnung zur Uebernabme der Pflege ohne Gefährdung des Kindes 
geeignet sind. Dabei sind auch die Verhältnisse und Eigenschaften der Per¬ 
sonen zu berücksichtigen, die die Wohnung mit ihnen teilen. 

§ 19. Die Erlaubnis kann zurückgenommen werden, wenn eine wesent¬ 
liche Voraussetzung zu ihrer Erteilung wegfällt oder die Pflegen gegen das 
Kind vernachlässigt werden. 

Das Jugendamt kann ein Kind, dessen geistiges oder leibliches Wohl 
gefährdet ist, ans der Pflegestelle sofort entfernen und vorläufig anderswo 
unterbringen, bis seine endgültige einwandfreie Unterbringnug geordnet ist 

Art. 23—83 regeln die Kostentragung, die von den Körperschaften über¬ 
nommen werden muß, die das Jugendamt errichtet haben. 

Art. 84—40 enthalten Straf- und Schiaßbestimmungen. 


D. Hessen. 

Ansfflhrnng der WassermaDuschen Reaktion. Verordnung der 
Hessischen Regierung vom 10. April 1920. 

§ 1. Die Erlaubnis zur Vornahme der Wassermannschen Reaktion 
wird Nichtärzten grundsätzlich versagt. 

§ 2. Aerzte bedürfen zur gewerbsmäßigen Ausführung der Wasser¬ 
mannschen Reaktion der Erlaubnis des für den Arbeitsraum zuständigen 
Kreisamts. Sie dürfen nur staatlich geprüfte Extrakte und Ambozeptoren 
verwenden. 

§ 3. Aerzte, die die Wassermanns che Reaktion lediglich zu dia¬ 
gnostischen Zwecken bei Kranken anstellen, die in ihrer Behandlung stehen, 
bedürfen der Erlaubnis nicht. Dos gleiche gilt für öffentliche Krankenhäuser, 
und für staatliche, staatlich beaufsichtigte und für kommunale Anstalten, die 
zu einschlägigem Fachunterricht dienen oder zur Vomabme von Untersuchungen 
zum Zwecke der Bekämpfung von übertragbaren Krankheiten oder zur Her¬ 
stellung von Schatz- und Heilstoffen bestimmt sind. 

§ 4. Als staatlich geprüft gelten nur die Extrakte und Ambozeptoren, 
die in dem Institut für experimentelle Therapie in Frankfurt a. M. geprüft sind. 


T«nui*workllak fttr die SckrifUcItiiiif: Prof. Dr. Ropmundi Geh. Med.«IUI U Minden f. VT, 
Priek Ton J. 0. 0. Bnuit| Minden i. W, 
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Rechtsprechung. 

Keine Haftpflicht des Arztes bei Diebstahl von Garderoben eines 
Kranken ans dem Wartezimmer. Entscheidung des Reichsgerichts 
(Vn. Z.-S.) vom 27. April 1920. 

Der Spezialarzt für Halsleiden Qr. in Berlin hatte einen Patienten L. in 
Behandlung. Dieser kam am 25. Januar 1919 in die Sprechstunde und über^b 
dem Dienstmädchen seinen Pelz zur Aufbewahrung. Er wurde in einem Vor* 
raum aufgehängt und war nach beendeter Konsultation spurlos verschwunden. 
L. bezifferte den Schaden auf 4000 Mark und verlangte von Dr. Gr. Ersatz. 
Er machte geltend, der Arzt habe, gewissermaßen als Nebenleistung zu dem 
zwischen ihm und dem Patienten geschlossenen Dienstvertrag, die Pflicht, für 
die sichere Aufbewahrung der Ueberkleider, welche die Kranken vor dem Ein¬ 
tritt in das gebeizte Wartezimmer unbedingt ablegen mußten, zu sorgen. 
Nach dem Diebstahl habe Gr. sein Mädchen angewiesen, im Korridor Platz zu 
nehmen und auf die Garderobe zu achten. Diese Maßnahme hätte schon vorher 
ergriffen werden müssen, um so mehr, als bereits öfter Sachen gestohlen worden 
waren. Mindestens hätte Dr. Gr. nach diesen Vorfällen seine Patienten auf 
die Gefahr des Diebstahls aufmerksam machen müssen. Das Landgericht 
in Berlin und das Kammergericht wiesen die Klage ah, letzteres ans 
nachstehenden Gründen: 

Dem Land^ricbt ist darin beizutreten, daß aus dem Anbringen von 
Kleiderhaken im vorraum und ans der Unterstützung der Patienten beim Ab¬ 
legen durch das Dienstmädchen nicht der Schluß auf einen Verwahrnngsvertrag 
gezogen werden kann, wonach es dem Arzt obgelegen hätte, die Sachen 
zu bewachen. Es ist auch ohne Belang, daß das Ablegen der Ueberkleidung 
nicht zu umgehen war. Dieser Gesichtspunkt könnte nur dann in Betracht 
kommen, wenn der Kläger seinen Pelz auf direkte Anordnung des Beklagten, 
etwa um die Untersuchung zu ermöglichen, ausgezogen hätte, doch liegt dieser 
FaU hier nicht vor. Eine Nebenpflicht zum Arztvertrag, die Gardero^ sicher 
aufzubewahren, kann ebenfalls nicht anerkannt werden. — Soweit die Klage 
auf § 823 B. G. B. (unerlaubte Handlang) gestützt ist, könnte sie nur Erfolg 
haben, wenn eine Becbtspflicht zum Bewachen der Garderobe für den Beklagten 
bestände, ln dieser Beziehung kommt in Betracht, daß Dr. Gr. allerdings seine 
W’ohnung durch Eröffnung der Praxis zu einem Ort mit öffentlichem Verkehr 

g macht hat, woraus folgt, daß or für die Verkehrssicherheit zu sorgen hat. 

»r Diebstahl ist aber nicht durch den Zustand der Wohnung, sondern durch 
das Verhalten anderer Patienten bewirkt worden und auf das Tun und Treiben 
seiner Besucher kann unmöglich die Sorgfaltspflicht des Arztes erstreckt 
werden. Es ist deshalb auch gleichgültig, ob schon früher bei dem Beklagten 
Kleidungsstücke gestohlen worden sind. Aus der Tatsache endlich, daß Gr. 
nach dem Verlust des Pelzes Maßregeln zur Verhütung weiterer Diebstähle 
getroffen hat, kann selbstverständlich eine rechtliche Sioherungspflicht gegen 
um nicht hergeleitet werden. 

Die gegen diese Entscheidung von dem Kläger eingelegte Revision bat 
das Reichsgericht ebenfalls als unbegründet zt^ckgewiesen. 

(Sächsische Korrespondenz; Nachdruck nicht gestattet) 
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Medizinal-Gesetzgebung. 


A. Deutsches Reich. 



AbRndornng and Anfhebang der Yerordnong rom 1. April 1920 Ober 
HerAufsetznng des Ornndlohns and Ansdehuung der Yerslcherungspflicht ln 
der KrnnbeBTersIcliemog. Verordnung desBeichsarbeitsministers 
vom 30. April 1920. 

Die Verordnung über Heranfsetznng des Grundlohns und Ausdehnung 
der Versicherungspilicht in der Krankenversicherung vom 1. April 1920 *) (Beichs- 
Gesetzbl. 8. 433) wird aufgehoben und von der Beichsregierung mit Zustimmung 
des Beichsrats und des von der Nationalversammlung gewählten Ausschusses 
folgendes verordnet: 

I. Heranfsetznng des Grnndlohns. 

§ 1. Der § 180 der Beichsversicherungsordnnng erhält folgende Fassung: 

„Die baren Leistungen usw. wie Abs. 1 der Verordnung vom 1. April. 

Bei der Festsetzung des Grundlohns muß der Entgelt berücksichtigt 
werden, soweit er vierundzwanzig Mark für den Arbeitstag nicht über¬ 
steigt ; die Satzung kann ihn darüber hinaus berücksichtigen, soweit er 
dreißig Mark für den Arbeitstag nicht übersteigt. 

Die Festsetzung nach dem durchschnittlichen Tagesentgelt innerhalb 
der im Abs. 2 bestimmten Grenzen bedarf der Zustimmung des Oberver¬ 
sicherungsamts (Bcschlu ßkammer). 

Für freiwillig Beitretende, für die sich hiernach kein Grundlohn 
ermitteln läßt, bestimmt ihn die Satzung. 

§ 2 stimmt wörtlich mit § 2 der Verordnung vom 20. April überein. 

§§ 3 und 4 kommen für die Medizinalbeamten und Aerzte nicht in Betracht. 


II. Ausdehnung der Versicherungspflicht. 

§ 5. Im § 1 der Verordnung über Ausdehnung der Versicherungspflicht 
und Versicherungsberechtigun^ in der Krankenversicherung vom 22. Nov. 1918 
(Beichs - Gesetzbl. S. 1321) wird das VYort „fünftausend“ durch das Wort 
„fünfzehntausend“ ersetzt. 

§ 6. Abs. 1 und 2 stimmt wörtlich mit dem der Verordnung vom 1. April 
1920 überein. §§ 7—8 desgleichen. 

§ 9. Die Vorschriften der §§ 1 bis 4 treten am Tage der Verkündung 
mit Wirkung vom 7. April 1920 an in Kraft. Mit dem gleichen T^e tritt § 1 
der Bekanntmadiung, betreffend Krankenversicherung und Wochenhilfe während 
des Krieges, vom 22. November 1917 (Beichs-Gesetzbl. 8.1085) außer Kraft. 

§ 10. Die Vorschriften der § 5 bis 8 treten mit dem 10. Mai 1920 in 
Kraft. Haben solche Mitglieder von Ersatzkassen, auf welche die Verordnung 
vom 1. April 1920 die Versicherungspflicht ausdehnte, Anträge nach § 517 der 
Beichsversicherungsordnung gestellt, so werden diese Anträge infolge der Auf¬ 
hebung der genannten Verordnung nicht unwirksam. 



AusfUhrnngsbestimmungen zur Bokfimpfang des Flecktjphns. Be¬ 
kanntmachung des Beichsministers des Innern vom 24. Fe¬ 
bruar 1920. 

I. . 

Bekämpfung des Fleckfiebers (Flecktyphus). 

1. Zu §§ 12, 13 des Gesetzes. Diejenigen Personen, welche mit einer 
an Flcckfltibcr erkrankten oder verstorbenen, zuvor noch nicht wirksam ent¬ 
lausten Person unmittelbar in Berührung gekommen sind, sind einer Beob¬ 
achtung zu unterwerfen, soweit nicht schärfere Maßregeln nach Nr. 2 su er¬ 
greifen sind oder vom beamteten Arzte aus besonderen Gründen für erforderlich 
erklärt werden; sie müssen mindestens zweimal in einem Zwischenräume von 
wenigstens fünf Tugen entlanst werden; erforderlichenfalls ist auch ihre Woh¬ 
nung zu entlausen. Diese Bestimmungen finden nach dem Ermessen des be¬ 
amteten Arztes auch Anwendung auf Personen, die nur mittelbar mit einer 
an Fleckfieber erkrankten oder verstorbenen, zuvor noch nicht wirksam ent¬ 
lausten Person in Berührung gekommen sind, insbesondere auch auf die nicht 


) Siehe Beilage zu Nr. 8, 8. 33. 
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in Wohnanesgemeinscbaft mit dem Kranken lebenden Bewohner des Hanaes, 
ferner anf Arbeitsgenossen and dergleichen. Die Beobachtang soll nicht länger 
als drei Wochen, gerechnet vom Tage der letzten Anstecknngsgele^'enheit, 
danern. Sie ist in schonender Form and so yorzanehmen, daß Belästigangen 
tanlichst vermieden werden. Sie wird in der Begel daranf beschränkt weiden 
können, daß darch einen Arzt oder darcb eine sonst geeignete Person täglich 
Erkondigangen über den Gesandheitszastand der betreffenden Person ein* 
gezogen werden. 

Die höhere Verwaltangsbehörde kann für den Umfang ihres Bezirkes 
oder für dessen Teile anordnen, daß zareisende Personen, die sich innerhalb 
der letzten drei Wochen vor ihrer Ankanft in einem vom Fleckfieber betroffenen 
Bezirk oder Orte aafgehalten haben, nach ihrer Ankonft der Ortspolizeibehörde 
binnen einer za bestimmenden, mÖKlichst karzen Frist schriftlich oder mündlich 
za melden sind. Derartige Personen können als ansteckongsverdächtig an* 
gesehen and der Beobachtang anterworfen werden. 

Eine verschärfte Art der Beobachtang, verbanden mit mehrmals wieder* 
holler Entlansang sowie mit Beschränkungen in der Wahl des Aufenthalts oder 
der Arbeitsstätte (z. B. Anweisung eines bestimmten Anfenthalts, Verpfiicbtang 
zum zeitweisen persönlichen Erscheinen vor der Gesundbeitsbebörde), ist bei 
gehäuftem Auftreten von Fleckfieber solchen ansteckungsverdäcbtigen Per¬ 
sonen gegenüber zulässig, welche obdachlos oder ohne festen Wohnsitz sind 
oder bernfs* oder gewohnheitsmäßig umberzichen, z. B. fremdländische Aus¬ 
wanderer and Arbeiter, Zigeuner, Landstreicher, Hausierer. 

2. Za §§ 14, 18. An Fleckfieber erkrankte oder krankheits* 
verdächtige Personen sind ohne Verzag nach Maßgabe der Anlage 1 
von Läasen and deren Eiern gründlich za befreien, mit reiner 
Leib* und Bettwäsche, erforderlichenfalls auch mit solchen Kleidnngstücken 
zu versehen und in einem von Läusen freien Raume abzusondern. Als krank- 
heitsverdäebtig sind solche Personen za betrachten, welche unter Erscheinungen 
erkrankt sind, die den Aasbruch des Fleckfiebers befürchten lassen. 

Ansteckangsverdächtige Personen sind in gleicher Weise nach erfolgter 
Entlansang in einem von Läasen freien Raume abzusondern, wenn sie mit 
einem Fleckfieberkranken in Wohnopgsgemeinschaft gelebt haben oder sonst 
mit einem solchen oder mit einer Fleckfieberleicbe in unmittelbare Bertthrnng 
gekommen sind. Jedoch kann die Absonderung anterbleiben, sofern der be* 
amtete Arzt die Beobachtung (Nr. 1) für ausreichend erachtet. In diesem 
Falle ist alsdann mindestens für eine tägliche Messung der abendlichen Körper¬ 
wärme des Beobachteten Sorge za tragen. 

Die Absonderang ansteckangsverdächtiger Personen darf die Dauer 
von drei Wochen, gerechnet vom Tage der letzten Ansteckongsgelegenheit, 
nicht übersteigen. 

Insoweit der beamtete Arzt es zur wirksamen Bekämpfang der Krank¬ 
heit für onerläßlich erklärt, kann angeordnet werden, daß die Gesanden ans 
der Wohnung entfernt and die Kranken, anstatt daß sie zur Absonderung in 
ein Krankenhaus oder in einen sonst geeigneten Unterkunftsraum verbracht 
werden, in der Wohnang belassen werden. Unter der gleichen Voraassetzong, 
kann aasnahmsweise sogar die Räamang des ganzen Hauses angeordnet werden* 
wenn in ihm anßergewöhnlich ungünstige, a^er Krankheitsverbreitang förder¬ 
liche Zustände (Verlausung, Ueberfüllong, Unreinlicbkeit in Herbergen, Gast¬ 
wirtschaften, Massenanterkunftsräomen and dergleichen) herrschen. Den be¬ 
troffenen Bewohnern ist, nachdem sie von Läasen befreit sind, anderweit ge¬ 
eignete Unterkunft onentgeillich za bieten. 

Zur Fortschaf fang von Kranken und Krankheitsverdäebtigen sollen 
dem öffentlichen Verkehre dienende Beförderangsmittel (Droschken, Straßen* 
babnwi^n and dergleichen) in der Regel nicht benutzt werden (vorgl. Nr. 5). 

Wohnangen oder Häaser, in denen Fleckfieberkranke sich befinden, 
können kenntlich gemacht werden. 

Personen, die der Pflege and Wartung von Fleckfieber¬ 
kranken and der Oeffoang von Fleckfieberleicben sich widmen, ist aufza- 
mben, den Verkehr mit anderen Personen so lange als der beamtete Arzt es 
für erforderlich hält, tanlichst za vermeiden; im übrigen sind sie als an* 
•teckongsverdächtig za behandeln. Aach ist ihnen die Anwendung der von 
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dem beamteten Arzte außerdem angeordneten Voraichtsmaßregeln und die Ein¬ 
haltung der sonst gegen die Weiterrerbreitung der Krankheit ron dem be¬ 
amteten Arzte fdr nötig befandenen Maßnahmen zur Pßicht zu machen. 

Personen, die der Entlausung von Fleckfioberkranken sich berufsmäßig 
widmen, z. B. den Desinfektoren, ist die Anwendung der von dem beamteten 
Arzte angeordneten Vorsichtsmaßregeln und die Einhaltung der sonst gegen 
die Weiterrerbreitung der Krankheit fQr nötig befundenen Maßnahmen zur 
Pflicht zu machen, jedoch sind verkehrsbeschränkende Anordnungen nach Mög¬ 
lichkeit zu Tormoidon. 

Als geeignet zur Absonderung sind nur solche Elrankenhäuser oder 
Unterknnftsräume anzusehen, in welchen die Absonderung des Kranken derart 
erfolgen kann, daß er mit anderen als den zu seiner Pflege bestimmten Per¬ 
sonen, dem Arzte oder dem Seelso^er nicht in BerOhrung kommt und eine 
Verbreitung der Krankheit durch U^ebertragung tou Läusen tunliohst aus¬ 
geschlossen ist. 

8. Zu § 15. Die zuständigen Behörden haben besonders zu erwägen, inwie¬ 
weit Veranstaltungen, die eine Ansammlung größererMenschen- 
mengen nßt sich bringen (Messen, Märkte nsw.), in oder bei solchen 
Ortschaften, in welchen das Fleckfiebcr ausgebrochen ist, zu untersagen sind. 

ln einem Hause, in dem sich ein Fleckfieberkranker befindet, können 
Handels- oder gewerbliche Betriebe Beschränkungen unterworfen oder 
geschlossen werden, insoweit nach dem Gutachten des beamteten Arztes Ton 
der Fortsetzung des Betriebs eine Verbreitung des Ansteckungsstoffs zu be¬ 
fürchten ist 

Die Polizeibehörden der vom Fleckfieber ergriffenen Ortschaften 
haben dafür zu sorgen, daß Gegenstände, von denen nach dem Gutachten des 
beamteten Arztes anzunehmen ist, daß sio das Fleck fieber durch Läuse zu 
übertragen geeignet sind, vor wirksamer Entlausung nicht in* den Verkehr 
gelangen. 

Insbesondere ist für Ortschaften oder Bezirke, in denen Fleck fieber- 
erkranknngen gehäuft auf treten, die Ausfuhr yon gebrauchter Leibwäsche, 
getragenen Kleidungsstücken, getragenem Pelzwerk und Schuhzeng, ge¬ 
brauchtem Bettzeug einschließlich Bettfedern, gebrauchten Roßhaaren sowie 
yon Hadern und Lumpen aller Art zu yerbieten. Reisegepäck und Umzugs- 
gut sind yon dem Verbot auszunehmen. 

Bei gehäuftem Auftreten des Fleckflebers ist in den yon der Krankheit 
befallenen Ortschaften oder Bezirken das gewerbsmäßige Binsammeln yon 
Lumpen im Umherziehen zu yerbieten. 

Binfuhryerbote gegen inländische, yom Fleckfieber befallene Ort¬ 
schaften sind nicht zulässig. Das Verbot der Einfuhr bestimmter Waren und 
anderer Gegenstände ans dem Ausland richtet sich ausschließlich nach den 
Vorschriften, welche gegebenenfalls gemäß § 25 des Gesetzes in Vollzug ge¬ 
setzt werden. 

Für gebrauchtes Bettzeug, gebrauchte Leibwäsche, getr^ene Kleidungs¬ 
stücke einschließlich Pelzwerk und Schuhzeng, welche aus einer yom Fleck¬ 
fieber betroffenen Ortschaft stammen and noch nicht wirksam entlaust worden 
sind, kann eine Entlausung angeordnet werden. Im übrigen ist eine Ent¬ 
lausung yon Gegenständen des Güter- und Reiseyerkehrs einschließlich der 
yon Reisenden getragenen Wäsche- und Kleidungsstücke nur dann geboten 
und zulässig, wenn die Gegenstände nach dem Gutachten des beamteten Arztes 
das Fleckfieber durch Läuse zu übertragen geeignet sind. 

Weitergehende Beschränkungen des Gepäck- und Gttteryerkehrs sowie 
des Verkehrs mit Post- (Brief- und Paket-) Sendungen sind nicht zulässig. 

4. Zu § 16. Jugendliche Personen ans einem Haushalt, in dem 
ein Fleckfieberfall yorgekommen ist, müssen, soweit und solange nach dem 
Gutachten des beamteten Arztes eine Weiteryerbreitung der Krankheit aus 
diesem Haushalt zu befürchten ist, yom Schulbesuche lerngehalten werden. 
Personen, welche der Ansteckung durch das Fleckfieber ausgesetzt gewesen 
sind, müssen so lange yom Schulbetrieb ausgeschlossen werden, bis sie wirksam 
entlaust sind. 

Das gleiehe gilt hinsichtlich des Besuchs jedes anderen Unterrichts, an 
dem mehrere Personen teilnehmen. 
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5. Zn § 19. Die PolizeibehSrde hat dem HaoehaltnngevorataDd and 
dem Pflegepersonal aafzaerlegen, daß die Bett- and Leibwäsche, die 
Kleidungstücke sowie andere Gegenstände, aof die Laase yon dem 
Kranken ttbergegangen sein können, namentlich solche, welche bei der Eeini- 
gang und Pflege des Kranken benutzt worden sind, wie Waschbecken, Bade¬ 
wannen, Kämme, ferner Bettyorlagcn, der Faßboden des Krankenzimmers 
während des Bestehens der Krankheit fortiaalend, nach Maßgabe der An< 
läge 1, entlaust and läusefrei gehalten werden. Aach ist Vorsorge za 
treffen, daß Fahrzeuge und andere Beförderungsmittel, die zur Fortschafiung von 
kranken oder krankheitsvcrdäcbtigen Personen gedient haben, alsbald and vor 
anderweitiger Benutzung entlaust werden. 

Bat eine fortlaufende Entlausung nicht stattgefunden, so ist nach der 
Verbringung des Kranken in ein Krankenhaus, nach seiner Genesung oder 
seinem Ableben eine nachträgliche Entlausung vorzunebmen, die sich auf die 
im Abs. 1 bezeichneten Gegenstände erstrecken muß. 

6. Zu § 21. Die Leichen der an Fleckfieber Gostorbenen sind, so¬ 
fern der Verstorbene nicht wirksam entlaust war, ohne vorheriges Waschen 
und Umkleiden sofort in Tücher einzuhttllen, die mit einer läasevertilgenden 
Flttssigkeit getränkt sind. Sie sind alsdann in dichte Särge za legen, die am 

' Boden mit einer reichlichen Schicht Sägemehl, Torfmull oder anderen aof- 
saagenden Stoffen bedeckt sind. Der Sarg ist alsbald zu schließen. 

Soll mit Rücksicht aaf religiöse Vorschriften das Waschen der Leiche 
ausnahmsweise stattflnden, so darf es nar anter den vom beamteten Arzte an¬ 
geordneten Vorsichtsmaßregeln and nur mit läasevertilgenden Flüssigkeiten 
aasgeführt werden. 

Ist ein Leicbenhaas vorhanden, so ist die eingesargto Leiche sobald als 
möglich dahin Überzuführen. In Ortschaften, wo ein Loichenhaos nicht be¬ 
steht, ist dafür Sorge za tragen, daß die eingesargte Leiche tunlichst in einem 
besonderen abschließbaren Raume bis zur Beerdigung aufbewahrt wird. 

Die Aosstellung der Leiche im Sterbehaus oder im offenen Sarge ist sa 
untersagen, das Leichengefolge möglichst zu beschränken and dessen Eintritt 
in das Sterbehaus zu verbieten. 

Personen, die bei der Eiosargang beschäftigt gewesen sind, ist die Ein- 
haltang der von dem beamteten Arzte gegen eine Weiterverbreitang der 
Krankheit für erforderlich erachteten Maßregeln zur Pflicht za machen. 

7. Za § 22. Die Aufhebung der getroffenen Anordnungen darf nar 
nach Anhörung des beamteten Arztes erfolgen; insbesondere ist sie von der 
vorschriftsmäßigen Entlaosang abhängig za machen, insoweit es sich um Maß¬ 
regeln handelt, die sich aaf den Krauen oder dessen anmittelbare Umgebung 
bezogen haben. 

8. Za § 24. Bei einem gefahrdrohenden Ansbrach des Fleck¬ 
fiebers im Ausland ist der Uebertritt von Darebwanderero aas solchen aas¬ 
ländischen Gebieten, in denen Fleckfieber herrscht, nur an bestimmten Grenz¬ 
orten za gestatten. Bier hat eine Entlaasang and eine ärztliche Besichtigung 
sowie die Zarttckbaltung and Absonderung der an Fleckfieber Erkrankten and 
der Krankbeitsverdächtigen stattzufinden. 

Die Massenbeförderung von Durchwanderern mit der Eisenbahn hat in 
Sonderzfigen oder in besonderen Wagen, und zwar nar in Abteilen ohne Polste¬ 
rung, za geschehen. Die benutzten Wagen sind nach jedesmaligem Gehraacbe 
sa entlansen. Müssen die Dnrehwanderer während der Reise durch das Reichs¬ 
gebiet behafs Uebernaebtung den Zug verlassen, so darf dies nur auf Eisen¬ 
bahnstationen geschehen, bei denen sich Auswandererhäuser befinden. 

Es ist dafür Sorge za tragen, daß solche Dnrehwanderer mit dem 
Pabliknm so wenig wie möglich in Berührung kommen und in den Hafenorten 
tonlichst in Answandererbänsem nntergebracht werden. 

Fremdländischen Arbeitern, die aus ausländischen von dem Fleck* 
fleber betroffenen Gebieten vorübergehend cinwandorn sowie ihren Angehörigen ist 
der Uebertritt über die Grenze nur dann za gestatten, wenn die Gewähr dafür 
gegeben ist, daß sie erfordi:rlichenfalls einer Entlaasang unterzogen werden. 

Unter Umständen kann fremdländischen Personen aas ausländischen 
Gebieten, in denen Fleckfieber herrscht, der Uebertritt über die Grenze ver¬ 
boten werden. 
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9. Za § 40. Fleckfieberkranke dürfen in der Kegel nicht mittels der 
Eisenbahn befördert werden. Ausnahmen sind nar bei zuverlässig entlausten 
Kranken und nur nach dem Gutachten des für die Abgangstation zuständigen 
beamteten Arztes zulässig, ln solchen Ausoahmefällen ist der Kranke in einem 
besonderen, nicht gepolsterten Abteil zu befördern. Vorsichtshalber ist dieses 
Abteil alsbald nach der Benutzung zu entlausen. 

10. Zu § 42. Ist in einer Ortschaft der Ausbruch des Fleckfiebers 
festgestellt, so ist das Keichsgesundheilsamt hiervon sofort auf dem kürzesten 
Wege zu benachrichtigen. Weiterhin ist von den durch die Landes* 
regierangen zu bestimmenden Behörden an das Roichsgesundheitsamt wöchentlich 
eine Nacbweisnng über die in der vergangenen Woche bis Sonnabend ein¬ 
schließlich in den einzelnen Ortschaften gemeldeten Erkrankungs- und Todes¬ 
fälle nach Maßgabe der Anlage 2 in geschlossenem Umjchlag mitzuteilen. 

Falls von einzelnen Landesregierungen andere Vordrucke eingefUbrt sind, 
aus denen jedoch die in Anlage 2 geforderten Angaben gleichfalls entnommen 
werden können, dürfen auch diese verwendet werden. Die Wochennachweisungen 
sind so zeitig abznsenden, daß sie bis Montagmittag im Keichsgesundheitsamt 
eingeben. 

Anlage 1. 

Anweisung zur Entlausung bei Fleckfieber. 

1. Vorbemerkungen. 

Das Fleckfieber wird ausschließlich dnrch Läuse (Kleiderläuse) über¬ 
tragen. Eine Uebertragung der Krankheit auf anderem Wege als durch die 
Läuse, etwa durch die Ausscheidungen des Kranken oder durch ausgehnstete 
Tröpfchen, findet nach den bisherigen Erfahrnngen nicht statt. Fleckfieber¬ 
kranke, die ganz frei von Länsen und deren Eiern (auch Nisse oder Nissen 
genannt) sind, bilden daher für ihre Umgebung keine Gefahr. Demgemäß 
kommen zur Bekämpfung des Fleckfiebers im Gegensätze zu anderen über¬ 
tragbaren Krankheiten eigentlich nur Maßnahmen zur Entlausung, dangen 
nicht auch Maßnahmen znr Desinfektion im engeren Sinne in Betracht. Es ist 
aber hänfig, besonders im Beginn eines anl Fleckfieber verdächtigen Krankheits¬ 
falls, eine anderweitige Infektion, vor allem eine solche mit Dnterleibstyphns, 
nicht anszuscbließen. Auch kommen gelegentlich Doppelinfektionen von Fleck¬ 
fieber mit einer anderen Krankheit vor. In solchen Fällen sind neben, der 
Entlausung diejenigen Desinfektionsmaßnabmen anzuwenden, welche für die 
betrefiende Krankheit vor geschrieben sind. 

Die Kleiderlaus lebt hauptsächlich in den E^eidungsstücken und in der 
Leibwäsche; häufig findet sie sich auch in den Betten, insbesondere in der Bett¬ 
wäsche vor. Sie legt ihre Bier namentlich in den Nähten und Falten der 
Wäsche und Kleider ab, ferner nnter Knöpfen, am Rande von Knopflöchern, 
hänfig auch an bervorstehenden Gespinstfasern oder an WoUbaarpn der Kleider. 
Bei Stork verlausten Personen findet man die Bier nicht selten auch an den 
Körperbaaren, hanptsächlicb in der Achsel-, Scham- oder Aftergegend, ebenso 
an den Haaren des Bartes oder der Augenbrauen. Die Kleiderlaus nährt sich 
vom Blnte des Menschen, den sie befallen hat. Ihr Stich verursacht meist 
einen mehr oder weniger heftigen Juckreiz, der zum Kratzen Anlaß gibt; es 
entstehen dadurcli striemenförmige Kratzwanden, deren Vorhandensein schon 
den Verdacht auf die Anwesenheit von Kleiderläusen erwecken muß. Als echte 
Schmarotzer verlassen die Kleiderläuse nur selten ihren Wirt, weil sie ohne 
Blutnabrung nicht länger als 5 bis 10 Tage bestehen können; dagegen können 
die Eier, besonders bei niedriger Temperatur, mehrere Wochen entwicklungs¬ 
fähig bleiben. 

Der Fleckfieberkranke oder der Erkrankung an Fleckfieber Verdächtige 
ist zu entlausen. Auch nach der Entlansung ist er täglich auf das Vorhanden¬ 
sein von Länsen oder deren Eiern zu untersuchen; werden solche gefunden, so 
ist die Entlausung zu wiederholen. 

Da bei verlausten Kranken die zahlreichsten Läuse und Nisse sich in der 
Wäsche und an den Kleidern befinden, so müssen vor allem diese alsbald ent- 
laiut werden. Außerdem ist der Kranke von den an seinem Körper haftenden 
Länsen und deren Eiern zu befreien, auch sind seine Betten, seine Lagerstatt 
und deren nächste Umgebung, insbesondere die Bettvorlagen, ferner die von 
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dem Kranken gebrauchten Haar* und Kleiderbürsten, Kämme und andere Gegen¬ 
stände, die von dem Kranken oder zu seiner Reinigung benutzt worden sind, 
zu entlausen. Auf dem Fußboden, an den Wänden und Möbeln finden sich 
Läuse oder Nisse nur ausnahmsweise und nur bei besonders starker Verlausung. 

Liegt erhebliche Verlausung vor, so reicht erfahrungsgemäß eine ein¬ 
malige Entlausung nicht aus; die Entlausung ist in solchen Fällen nach An¬ 
ordnung des beamteten Arztes nach etwa 8 Tagen, erforderlichenfalls mehrmals 
zu wiederholen. 

II. Mittel und Verfahren zur Entlausung. 

Zur Vernichtung der Läuse dienen: 

1. Verdünntes Kresolwasser (2,5 vom Hundert Kresolgehalt). 
Zur Herstellung werden entweder 50 Kubikzentimeter Kresolseifenlösung (Liquor 
Cresoli saponatus des Arzneibuchs für das Deutsche Reich) oder Liter 
Kresolwasser (Aqua cresolica des Arzneibuchs für das Deutsche Reich) mit 
Wasser zu 1 Liter Flüssigkeit anfgefttUt und gut durebgemisebt. 

Vor seiner Anwendung empfiehlt es sich, das verdünnte Kresolwasser 
mit der gleichen Menge Wasser abermals zu verdünnen, da für eine Abtötung 
der Läuse schon eine einprozentige Lösung genügt. 

2. Karbolsäurelösung. 1 Gewichtsteil verflüssij^ Karbolsäure 
(Acidum carbolicum liquefactum) wird mit 20 Qewichtsteilen Wasser gemischt 

8. Wasserdampf. Der Wasserdampf muß mindestens die Temperatur 
des siedenden Wassers haben. Zur Entlausung mit Wasserdampf sind nur 
solche Apparate zu verwenden, welche sowohl bei der Aufstellung als auch 
später in regelmäßigen Zwischenräumen von Sachverständigen geprüft und ge¬ 
eignet befunden worden sind. 

Neben Apparaten, welche mit strömendem Wasserdampfe von Atmosphäran- 
druok arbeiten, sind auch solche, die mäßig gespannten Dampf verwerten, ver¬ 
wendbar. Ueberhitzung des Dampfes ist zu vermeiden. 

Die Prüfung der Apparate hat sich namentlich auf die Art der Dampf¬ 
entwicklung, die Anordnung der Dampfzu- und -ableitung, den Schutz der zu 
entlausenden Gegenstände gegen Tropfwasser und gegen Rostflecke, die Hand- 
habnnusweise und die für eine ausreichende Entlausung erforderliche Dauer der 
Dampfeinwirkung zu erstrecken. 

• Auf Grund dieser Prüfung ist für jeden Apparat eine genaue Anweisung 
für seine Handhabung aufzusteUen und neben dem Apparat an offensichtlicher 
Stelle zu befestigen. 

Die Bedienung der Apparate ist, wenn irgend angängig, nur geprüften 
Desinfektoren zu übertragen. & empflehlt sich, tunlichst bei jeder Entlausimg 
durch einen geeigneten KontroUapparat festzustellen, ob die vorschriftsmäßige 
Durebhitzung erfolgt ist. 

Wo Dampfdesinfektionsapparate nicht zur Verfügung stehen, lassen sich 
unter Verwendung von Dampfkesseln (z. B. Lokomobilen) und durch Anscbließung 
hinreichend geräumiger Behältnisse (Tonnen, festgefügter Kisten usw.) Not- 
behelfeinrichtUDgen schaffen. 

4. Anskochen in Wasser, dem Soda zugesetzt werden kann. Die 
Flüssigkeit muß kalt aufgesetzt werden, die Gegenstände vollständig bedecken 
und vom Augenblicke des Kochens ab mindestens eine Viertelstunde lang im 
Sieden gehalten werden. Die Kochgeflße müssen bedeckt sein. 

5. Trockene Hitze. Die Läuse gehen bei einer Temperatur von 
45* Celsius schon in 1 Stunde, von in */4 Stunden, von SO" in 15 bis 
20 Minuten zugrunde. Ihre Eier werden bei einer Temperatur von 54Celsius 
in Vit Stunden, von 60in einer Stunde, von 80in 15 Minuten so geschädigt, 
daß junge Tiere nicht mehr anskriechen. Die Behandlung mit trockener Hitze 
hat gegenüber anderen Verfahren den Vorteil, daß die damit behandelten 
Gegenstände (Kleider, Wäsche usw.) trocken bleiben, keine Gerüche anfnebmen 
und daher sofort nach der -Behandlung wieder getragen werden können. Zur 
Erzeugung solcher trockenen Hitze dienen in Anstalten, in denen Entlausungen 
häufig vorzunebmen sind, besondere Heißlnftkammern. Auch sind Preßluft¬ 
apparate im Gebrauch, in denen die an einem Dampfbeizkörper oder an einem 
elektrischen Ofen auf 80* erwärmte Luft mittels eines Gebläses in Umlauf 
gesetzt und 8 Stunden lang über die zu entlausenden Sachen geleitet wird. 
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Im Notfall lat auch ein geheizter Backofen oder eine geeignete D5rr> 
anlage verwendbar, falls in dem Innern eine Temperatur zwischen 70 und 85 * 
erreicht werden kann. Zuvor ist jedoch festznstellen, daß darin nicht höhere, 
die za entlansenden Gegenstände schädigende Hitzegrade herrschen. Za diesem 
Zwecke lege man vor dem Einbringen der Gegenstände ein Stück weißes Pa^er 
in den Ofen; es wird, wenn eine schädigende Hitze besteht, gelb werden. Die 
Hitze soU 2 Standen lang einwirken. 

In geeigneten Fällen geutt^ schon das Bügeln mit einem beißen Eisen. 
Werden dabei insbesondere bei Eleidangs-and Wäschestücken anch die Nähte 
und Falten, in denen die Eier vorzugsweise sitzen, trocken oder feucht wieder¬ 
holt geplättet, so werden selbst die Eier abgetötet. 

6. Verbrennen, anwendbar bei leicht brennbaren Gegenständen von 
geringem Werte. 

7. Schweflige Säure. Sie ist unter gewöhnlichen Temperatur« und 
Drackverbältnissen em farbloses Gas von dem brannten, erstickend wirkenden 
Gerüche des brennenden Schwefels. Eingeatmet bewirkt es sehr heftigen 
Hasten. Es bleicht gewisse Farben und macht blanke Hetallflächen trübe. 
Vom Wasser wird es in großen Mengen auf gesogen. Für die Verwendung zur 
Entlausung entwickelt man die schweflige Säure: 

a) durch Verbrennen von Schwefel in Stücken. Dabei ist jedoch 
darauf za achten, daß die ganze Menge des verwendeten Schwefels auch 
wirklich in Flammen aufgeht. Zweckmäßig bedient man sich dabei be¬ 
sonders dafür eingerichteter Apparate, .die durch den Handel gebrauchs¬ 
fertig za beziehen sind, oder einer etwa 150 Zentimeter langen, an beiden 
Enden durch angeschweißte Verschlußstücke abgeschlossenen rinnen¬ 
förmigen Wanne aus Eisenblech, die mit Scbamotterde oder einer ähnlichen 
nnverbrennbareq Masse ausgekieidet und auf Spreizfüßen befestigt ist 
Die Höhe der Fuße soll derart sein, daß die Einne etwa 60 Zentimeter 
über dem Boden steht. Die anzuwendenden Schwefelstttcke sind in der 
Binne gleichmäßig zu verteilen. Anf je ein Kilogramm Schwefel gieße 
man 40 Kubikzentimeter Brennspiritus gleichmäßig über das ganze Schwefel¬ 
lager, zünde ihn mit einem Streichhou an, verlasse sofort den Baum und 

** verschließe die Tür; 

b) durch Verbrennen von Schwefelkohlenstoff. Da diese Flüssig« 
keit indes äußerst feuergefährlich ist und beim AnzOnden ezplosionsarng 
aufbrennt muß sie zuvor mit Wasser und Brennspiritas in der Menge 
von je 5 Volumprozent versetzt werden. Die Verbrennung wird in eisernen 
Schüsseln oder Pfannen vorgenommen, deren Umgebaug gegen das Ueber- 
springen des Feuers za sichern ist In diese Gef^e gieße man die Flüssig¬ 
keit, nachdem sie vorher tüchtig umgeschüttelt worden ist, dann zünde 
man sie vorsichtig an, wobei man sich von der aalschlagenden Flamme 
hinreichend weit entfernt za halten hat, verlasse sofort den Baom und 
schließe die Tür ab. ln wenigen Minuten erfüllt die sich entwickelnde 
schweflige Säure den ganzen Baum; 

c) durch Verwendung im Handel erhältlicher flüssiger schwefliger Säare 
in Stahlflaschen. Dieses Verfahren hat den Vorteil, daß eine Feuersgefahr 
ausgeschlossen ist und besondere Vorbereitungen nicht erforderlich sind. 
Auf die Flasche mit flüssiger schwefliger Säure setze man einen Gummi- 
schlauch; dieser wird durch eine Oefinung in der Wand oder der Tür 
(Schlüsselloch) in den Baum geleitet in dem die Entlausung vorgenommen 
werden soll. Der Baum muß, wenn nötig, vorher geheizt werden, so daß 
in ihm eine Temperatur von wenigstene 10* herrscht Damit die Säure 
aus der Flasche gleichmäßig entweicht ist diese bei kalter Außentempe- 
ratnr in ein Gefäß mit warmem Wasser (40 bis ö0<>) zu stellen, dessen 
Temperatur durch wiederholtes Nachgießen von heißem Wasser auf der 
richtigen Höhe gehalten werden muß. Um von der Säure nicht größere 
Mengen, als nötig ist, ansströmen zu lassen, verfahre man folgender¬ 
maßen: Man stelle die Flasche auf eine Wage (Dezimalwage), lege auf 
die andere Wagschale so viel Gewichte, bis das Gleichgewicht hergestellt 
ist und nehme sodann an Gewichtsstücken so viel fort, als das Gewicht 
des znm Ausströmen bestimmten Gases beträgt Nunmehr öffne man den 
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Haba und laste das Gas so lange ausströmen, bis das Gleichgewicht 
wieder erreicht ist. Alsdann wird der Hahn geschlossen. 

Die zur Entlausung nötigen Mengen von schwefliger Säure sind je nach 
den Umständen verschieden. Als Regel gilt, daß bei gut abdicbtbaren Ränmen 
schweflige Säure in einer Menge von 2 Volnmprozent 6 Standen lang anf den 
verlausten Raum und die zu entlausenden Sachen einwirken soll. Kleider, 
Wäschestücke, Decken und dergleichen sind dazu einzeln anszobreiten oder 
auf Leinen und Gestellen aufzabängen. Dabei ist darauf zu achten, daß die 
Taschen der Kleidungsstücke entleert und nmgedrebt werden. Bei der Ent* 
lausung der Wohnung eines Fleckfieberkranken, in der das Ausbreiten oder 
Aufbängen der verlausten Sachen wegen der für den Desinfektor damit ver* 
bundenen Gefahr zu unterbleiben bat, ist die Menge der zu verwendenden 
schwefligen Säure auf 3 Volumprozent zu erhöhen, damit auch die nicht aus- 
gebreiteten Kleider und Wäschestücke von dem Gase ausreichend durchdrungen 
werden. Bei dieser Menge genügt eine Einwirkungsdauer von 4 Stunden. 
Auch in schlecht abdichtbaren Räumen ist eine Menge von 8 Volumprozent 
erforderlich. 

Anf je 10 Kubikmeter Luftraum sind erforderlich zur Erzeugung von 
schwefliger Säure in einer Menge von 

2 Volumproz. 8 Velumproz. 


a) Schwefel in Stücken. 800 g 460 g 

b) Schwefelkohlenstoffgemisch. 400 g 600 g 

0) flüssige schweflige Säure in Stahlflaschen 600 g 900 g 


Da bei der Anwendung der schwefligen Säure zur wirksamen Durch¬ 
führung der Entlausung und zur Vorbeugung einer Feuersgefahr mancherlei 
SU beachten ist, sollten damit nur hinreichend aasgebildete und erfahrene 
Personen (Desinfektoren) betraut werden. 

Wo Entlausungen in größerem Umfang und regelmäßig mittels schwef¬ 
liger Säure vorgenommen werden, empfiehlt es sich, dazu eigens eingerichtete 
und hinlänglich geräumige Kammern zu unterhalten. Im Notfall lassen sie 
sich auch durch Behelfe, z. B. durch Benatzuog eines Möbelwagens oder der¬ 
gleichen, ersetzen. 

8. Blausäure. Die Dämpfe der Blausäure, eines äußerst starken 
Giftes von bittermandelartigem Gerüche, sind ein außerordentlich wirksames 
Mittel, um Läuse und deren Eier zu töten. Die damit behandelten Gegenstände 
werden durch die Dämpfe in keiner Weise geschädigt. Da sie aber auf 
Menschen stark gifttig wirken, ist größte Vorsicht beim Gebrauche geboten. 
Das Verfahren darf nur von Personen angewendet werden, die dazu auf Grund 
besonderer behördlicher Erlaubnis befugt, dazu besonders vorgebildet und mit 
besonderer Ausrüstung (Saueratoffscbutzgerät) versehen sind. 

Anmerkung. Unter den angeführten Entlausungsmitteln ist die Aus¬ 
wahl nach Loge des Falles zu treffen. Auch dürfen unter Umständen andere, 
in bezug auf ihre Wirksamkeit und praktische Brauchbarkeit erprobte Mittel 
angewendet werden, jedoch müssen ihre Mischnngs- und Lösungsverhältnisse 
sowie ihre Verwendungsweise so gewählt werden, daß nach dem Gutachten 
des beamteten Arztes der Erfolg ihrer Anwendung einer Entlansung mit den 
unter 1 bis 8 bezeichneten Mitteln nicht nachstebt. 

m. Ausführung der Entlausung im einzelnen. 

Wer zu Zeiten der Fleckfiebergefahr Entlausungen vorzunebmen hat, ist, 
falls er nicht schon einmal fieberkrank gewesen ist, der Möglichkeit ansgesetzt, 
daß durch Läuse, die von Kranken anf ihn gelangen, die Krankheit auf ihn 
übertragen wird. Er hat sich daher möglichst vor der Aufnahme von Läusen 
zu schützen. 

Chemische Mittel, wie Streupulver und stark riechende Flüssigkeiten, wie 
sie vielfach hierfür empfohlen werden, haben keine ausreichende Wirkung. Hin¬ 
gegen gewäb rt das Tragen von geeigneten Schntzanzügeneinon besse ren Schatz. 

Für die Ausführung der Entlausung gelten folgende Grundsätze: 

1. Personen, welche Läuse haben, sind in einem geeigneten Raume 
zunächst einer gründlichen körperlichen Reinigung — weibliche Personen durch 
weibliche Hilfskräfte — zu unterziehen. Zn diesem Zwecke werden sie ganz ent¬ 
kleidet; Brustbeutel, Bruchbänder, Verbände und dergleichen werden ihnen 
abgenommen, weil auch an diesen Gegenständen Läuse haften und später von 
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aenem eine Verbreitung des Ungeziefers Temrsschen kBnnen. Die Abnahme 
TOB Verbänden hat durch einen Arzt oder nach seinen Anordnungen zu ge¬ 
schehen. Während des Entkleidens stehen die zu reinigenden Personen zweck¬ 
mäßig auf einem mit verdünntem Kresolwasser, fttnfprozentiger Earbolsänre- 
lösnng oder Petroleum getränkten Laken, damit das Verstreuen der Läuse 
verhütet wird. Alsdann erfolgt unter Verwendung von warmem Wasser und 
Schmierseife eine gründliche Waschung (in einem Wannen- oder Brausebade). 
Es empfiehlt sich, die von den Kieiderlänsen vorwiegend anfgesnchten Körper¬ 
stellen (Nacken, die Gegenden zwischen den Schulterblättern und über dem 
Kreuzbein, ferner die Schamgegend bis in die Gh^säßspalte sowie die Achsel¬ 
höhlen) danach noch mit grauer Salbe oder weißer Präzipitatsalbe einzureiben 
und dies nach adit Tagen zu wiederholen. Bei starker Verlausung sind 
zweckmäßig die Haare an diesen Körperstellen zuvor abzuschneiden. Eine voll¬ 
ständige Entfernung der Haare durch Basieren oder die Anwendung von Ent¬ 
haarungsmitteln (Strontiumsuifid usw.) wird nur in Ausnahmefällen erforderlich 
sein. Personen, die außer Kleiderläusen auch Kopf- oder Filzläuse an sich 
haben, reinigt man zugleich von diesem Ungeziefer. Zn diesem Zwecke ent¬ 
fernt man am besten die Kopfhaare mit einer Haarschneidemaschine und reinigt 
alsdann die geschorenen Stellen kräftig mit warmem Seifenwasser. Wenn das 
Abschneiden der Haare auf nicht überwindbaren Widerspruch stößt, wie dies 
namentlich bei weiblichen Personen öfter der Fall ist, tränkt man die Haare 
reichlich mit einem läusetötenden Mittel (Sabadillessig, Petroleum, Perubalsam'), 
wobei aber von der Flüssigkeit nichts in die Augen gelangen darf, und umhüllt 
den Kopf 12 bis 24 Stunden lang mit einer Badehaube, einer wollenen Haube 
oder einem festsitzenden Tuche. Zur Vertilgung der Filzläuse sind die von 
ihnen befallenen Stellen mit grauer Salbe oder mit weißer Präzipitats^be 
gründlich einzureiben, damit die Salbe in die Haut eindringt, da sonst nicht 
alle Läuse abgetötet werden. Dies ist nach acht Tagen zu wiederholen. 

Die so gereinigten Personen werden nach dem Bade in einem anderen 
Baume vom Kopf bis Fuß mit frischer Wäsche und reinen Kleidern versehen 
oder in ein reines Bett gebracht. Die von ihnen benutzten Handtücher und 
Laken sind in verdünntes Kresolwasser oder fünfprozentige Karbolsäurelösung 
zu legen. Der Fußboden, auf dem die mit Läusen behafteten Personen vor 
der Reinigung gestanden oder auf dem ihre Sachen gelegen haben, ist sorg¬ 
fältig und gründlich mit verdünntem Kresolwasser oder fünfprozentiger Karb<d- 
säurelösung abzuwaschen; auch die Badewanne ist nach dem Ablassen des 
Wassers in gleicher Weise zu reinigen. Soweit die zu Entlausenden dazu 
imstande sind, sollen sie die kOrperfiche Reinigung selbst an sich ausfOhren 
und ihre Wäsche und Kleider selbst in die zur Entlausung bestimmten Be¬ 
hälter legen. 

Massenentlausungen. Sollen innerhalb kurzer Zeit große Mmisdhen- 
mengen von Kieiderlänsen befreit werden, wie dies in Asylen und Quarantäne¬ 
anstalten notwendig werden kann, so sind hierfür zweckmäßig besondere Räume 
in hinreichender Zahl, womöglich in eigens dazu vorgesehenen Baulichkeiten 
(Baracken) bereitzustellen. Dabei ist es erforderlich, mehrere Räume in ge¬ 
eigneter Aufeinanderfolge zum Ablegen der Kleider, zum Baden der Leute, 
zur AbtOtung des Ungeziefers in den Bekleidungs- und Wäschestücken, zum 
Anlegen der reinen Sachen zur Verfügung zu haben. Damit die soeben ge¬ 
reinigten Personen nicht gleich wieder Ungeziefer von den noch nicht 
gereinigten anfnehmen, muß bei der Anlage jeder, auch der kleinsten Einrich¬ 
tung solcher Art von vornherein auf die schärfste Trennung der reinen (läuse- 
freien) vou der unreinen (verlausten) Seite Bedacht genommen werden. Aus 
demselben Grunde müssen die verwendeten Desinfektions- und EnÜausnngs- 
ap parate eine besondere unreine (Belade-) Beite und eine besondere reine (ät- 
lade-) Seite haben. 

2.- Leib- und Bettwäsche sowie waschbare Kleidungs¬ 
stücke sind entweder zwei Stunden in verdünntes Kresolwasser oder fünf¬ 
prozentige Karbolsäurelösung zu logen oder in Wasser, dem zweckmäßig 
Soda zugesetzt wird, auszukochen oder mittels Wasserdampfs, trockener EUtze, 
schwefliger Säure (oder mit Biansäuredämpfen unter den behördlich angeord¬ 
neten Vorsichtsmaßnahmen) zu behandeln. Wäsche mit Blut-, Kot- oder Eiter¬ 
flecken ist hingegen nicht mit Wasserdampf au behandeln. Sollen Wäsche- 
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stücke und dergleichen aus dem Enlkleidungsranme zur Entlausung nach 
einem anderen lUnme gebracht werden, so sind sie in Beutel, welche mit ver¬ 
dünntem Eresolwasser oder filofprozentiger Karbolsänrelösung gründlich durch¬ 
näßt sind, so zu stecken, daß das Ungeziefer unterwegs nicht verstreut wird. 

Sollen Kleider der trockenen Hitze ansgesetzt werden, so werden sie 
zweckmäßig gewendet, so daß das Futter nach außen kommt, auch werden 
die Taschen umgedreht. Etwa in den Kleidern befindliche feuergefährliche 
oder explosible (Gegenstände (Zündhölzer u. a) sind zuvor herauszunehmen. 

Nasse Kleider und Wäsche sind, falls sie mittels schwefliger Säure oder 
Blausäuredämpfe entlaust werden sollen, vorher zu trocknen. 

Sind die Oegenstände mit Blansänredämpfen behandelt worden, so sind 
sie, bevor sie wieder in Gebrauch genommen werden, zunächst mindestens eine 
Stunde lao|; im Freien zu lüften, sodann zu klopfen oder kräftig zu schütteln, 
damit die in den Poren des Gewebes befindlichen Dämpfe möglichst entweichen; 
hierauf sind die Gegenstände in einem warmen Baume einem starken Lnftzng 
einige Zeit lang auszusetzen und schließlich nochmals zu klopfen oder ans- 
zuschütteb. 

8. Kleidungsstücke,die nicht waschbar sind, Federbetten, 
wollene Decken, Matratzen ohne Holzrahmen, Teppiche, Bettvorlagen dürfen nicht 
ansgekocht, auch nicht in verdünntes Kresolwasser oder fünfprozentige Karbol- 
säorelösung gelegt werden. Sie können in einem Dampfapparat, in dem sie 
nicht zu dicht nebeneinander anfgehängt oder gelagert werden sollen, entlaust 
werden, jedoch ist auch bei ihnen darauf Bedacht zu nehmen, daß mit Bint, 
Eiter oder Kot befleckte Stücke nicht in den Apparat gelangen, weil sonst unter 
der Dampfeinwirkung braune Flecke entstehen, die sich nicht mehr entfernen 
lassen. Auch können bei ihnen trockene Eitze oder schweflige Säure (auch 
Blausäuredämpfe unter den behördlich angeordneten Vorsichtsmaßnahmen) zur 
Anwendung kommen. 

4. Pelzwerk und Ledersachen (Schnhwerk) dürfen nicht mit 
Dampf behandelt werden. Die Entlausung wird am sichersten mittels schwef¬ 
liger Säure oder Blausäuredämpfe vorgenommen, bei Lederzeng auch in der 
Weise, daß es zwei Stunden lang in verdünntes Kresolwasser oder fünf¬ 
prozentige Karbolsänrelösung gelegt und alsdann zum Trocknen anfgehängt wird. 

5. Kämme, Bürsten sind zwei Stunden io verdünntes Eresolwasser 
oder fünfprozentige Karbolsänrelösung zu legen. 

6. Gegenstände aus Gummi (Gummimäntel, Gummischuhe) werden 
zweckmäßig mit einem Lappen abgerieben, der mit verdünntem Eresolwasser 
oder lünfprozentiger Karbolsänrelösung getränkt ist. 

7. Waschbecken und Badewannen sind nach ihrer Entleerung 
gründlich mit verdünntem Kresolwasser oder fünfprozentiger Karbolsäure- 
Tösung ansznschenern und dann mit Wasser ausznspülen. 

8. Die Bettstelle und der Nachttisch des Kranken, ferner 
die Wand und der Fußboden in der Nähe des Bettes sind, falls die Annahme 
begründet ist, daß sich Läuse an ihnen vorfioden, mit Lappen abzureiben, die 
mit verdünntem Kresolwasser oder lünfprozentiger Kurbolsänrclösung be¬ 
feuchtet sind. Erfahrnngsgemäß finden sich indes am Fnßbodon und an den 
Wänden Läuse nur bei ganz starker Verlausung vor, und ihre Eier kommen 
hier nur ausnahmsweise zur Entwicklung. 

9. Sammet-, Plüsch- und andere Möbelbozüge werden mit 
verdünntem Kresolwasser oder fünbrozentiger Karboisäurdöxung durchfeuchtet, 
feucht gebürstet und mehrere Tage hintereinander gelüftet. Haben sich 
Uegenatände dieser Art in einem Baume befunden, während dieser mit schwef¬ 
liger Säure oder mit Blansänredämpfen behandelt worden ist, so erübrigt sich 
die vorstehend angegebene besondere Eatlausung. 

10. Gegenstände von geringem Werte (Inhalt von Strohsäcken, 
Lumpen und dergleichen) sind am zwekmäßigsten zu verbrennen. 

11. Zur Entlananng geschlossener oder allseitig gut abschließbarer 
Bäume empfiehlt sich die Ausgasung mit schwefliger Säure oder Blansänre¬ 
dämpfen. Vor Beginn des Verfahrens sind alle Undichtigkeiten der Fenster, 
Türen, etwaige Ventilationsöffnungen und dergleichen genau zu verkleben oder 
sonst abzudichten. Es ist die größte Sorgfalt auf eine solche Abdichtung des 
Baumes zu verwenden, weil Üervon der Erfolg der Entlausung wesentlich ab- 
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bäogt. Aaeb iat durch ebe geeignete AufeUllang, Aiubreitnng oder sonstige 
Anordnung der b dem Raume benndlicben Gegenstände dafür zu sorgen, daß 
das Qas oder die Dämpfe auf sie bbreicbend einwirken können. Gefüllte 
WaschscbOsseln und Eimer sind Torber anszugießen und nasse Fußböden trocken 
zu reiben. Nasse Kleider sind vor der Anwendung schwefliger Säure oder von 
Blausäuredäm^fen zu trocknen (s. Nr. 2). 

12. Bei Krankenwagen, Kr an kentragen,Bäderfahrbabreu 
und dergleichen sbd die Hoizteile, mit denen der Kranke b Berührung ge¬ 
kommen sein kann, ferner die LederüberzQge der Sitze oder Bänke sorgfältig 
und wiederholt mit Lappen abznreiben, die mit verdünntem Kresolwasser oder 
mit fßnfprozentiger Karbolsäurelösung befeuchtet sbd. Kbsen und Pobter, 
soweit sie nicht mit Leder Oberzogen sbd und nicht in gleicher Weise be¬ 
handelt werden, Teppiche, Decken usw., können auch mit Wasserdampf entlaust 
werden. Der Wagenboden wird mit Lappen und Schrubber, welche reichlich 
mit verdünntem Kresolwasser oder fOnfprozentiger Karbolsäurelösung getränkt 
sind, aufgescheuert. 

Andere Personenfabrzeuge (Droschken, Straßenbahnwagen, Boote 
usw.) sbd in gleicher Webe zu entlausen. 

18. Die Entlausung von Eisenbabn-Porsonen- und Güter¬ 
wagen erfo^ nach den Grundsätzen b Ziffer 8, 9, 11 und 12, soweit hierüber 
nicht besondere Vorschriften ergehen. 

Anlage 2 

Wöchentlich dem Beichsgesundheitsamt ebzusenden. 


Nachweisang 

Ober die b der Zeit vom . . . bb . . . . 19 . . vorgekommenen Fleckfieberfälle. 
Fleekfieberverdächtige Fälle sbd nicht anfzunehmen. 


Name der 

Ortschaft 

(mll Angabe dei 
▼•nraHnngtbeilrkB) 

Eb- 

wohner- 

zahl 

aetoteVoUn- 

ilhlung) 

Neu 

erkrankt 

sind 

Davon inner¬ 
halb der 
letzten 8 bb 
4 Wochen 
vor der 
Erkrankung 
oder bereits 
krank von 
auswärts 
zugereist 

Ge¬ 

storben 

sind 

Bemerkungen 

(Infbesondere Tag «Iti 
Anabnioba im Beriohtmtv 
Angabe dei Ortea, wohm 
die ln Spalte 4 an^elttbr* 
ten Personen aageralat 
sind; Bemerkangen Aber 
getroffene Massnahmen t 
Entlaosung, Schliessang 
oder Bfiumong von Her¬ 
bergen, AberfQllten 
Wohnungen ntw.) 

1 

2 

8 

4 

5 

6 


II. 

Vorschriften Aber die geenndheltlicbe Behandlung der Seeschiffe in den 
deutschen ilflfen. (Abänderung der Desinfektionsanwebung 
vom 29. August 1907). 

§ 2 Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

1. wenn das Schiff im Abfabrtshafen oder während der Reise Fleckfieber an 
Bord gehabt bat, oder wenn das Schiff im Abfahrtshafen oder während 
der Bebe, jedoch längstens in den letzten sechs Wochen, Cholera (asia- 
tbche), Gelbfieber, Pest (orientalische Beulenpest), Pocken (Blattern) an 
Bord gehabt bat, 

§ 18 erhält folgende Fassung: 

Fleckfieber. 

Wenn das Schiff eben oder mehrere Fleckfieberkrauke an Bord hat 
oder wenn auf ihm im Abfabrtshafen oder während der Bebe ein oder mehrere 
Fleckfieberfälle vorgekommen sind, so sind nach erfolgter Untersuchung die 
noch an Bord befindlichen Fleck fieberkranken und krankneitsverdächtigen Per¬ 
sonen ausznschiffen und in einem geeigneten Krankenhaus oder b ebem an¬ 
deren geeigneten Unterknnftsranm abzusondorn. Hier sbd sie von Läusen und 
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deren Eiern gründlich za befreien. Dasselbe hat mit Personen za geschehen, 
welche die Krankheit während der Beise ttberstanden haben, sofern und so> 
lange sie nach dem Ermessen des beamteten Arztes Träger des Ansteokongs» 
Stoffs and insbesondere noch mit LäaSen behaftet sind. 

Die übrigen Schiffsinsassen können nach dem Ermessen des beamteten 
Arztes einer Entlansong and einer Beobachtang bis znr Däner von drei 
Wochen, von der letzten Anstecknngsgelegenheit an gerechnet, onterworfen 
werden; eine wiederholte Entlaasnng sowie eine Absonderung kann bei an« 
steckangsverdächtigen Personen stattfinden, die mit einer an Fleekfieber er* 
krankten oder verstorbenen, zavor noch nicht wirksam entlaosten Person in 
Berührung gekommen sind. 

W^rond der Beobachtangszeit kann das Anlandgoben der Schiffs« 
besatzang verhindert werden, soweit es nicht zam Zwecke der Abmosterong 
geschieht oder aas Gründen des Schiffsdienstes notwendig ist. 

Den Beiaenden ist, soweit sie nicht nach Abs. 1 oder 2 abgesondert 
werden, die Fortsetzung ihrer Beise za gestatten, jedoch hat, soweit der be« 
amtete Arzt ihre fernere Beobachtung für notwendig erachtet, ue HafenbehOrda 
der obersten Landesmedizinalbehörde und der Polizeibehörde, welche für das 
nächste Beiseziel zastäiidig sind, die bevorstehende Ankunft Jeder der Beob- 
aebtang anlerliegeuden Person nnverzQglich mitznteilcn. 

Boi abgemnsterten Personen der Sebiffsbesatzong und sonstigen Sebiffs- 
insasaen ist wie boi Beisenden za verfahren. 

Die Schiffsräumlichkeiten, in denen die Kranken and die sonst als 
Träger des Ansteckungsstoffs erachteten Personen sieb befanden haben, sowie 
ihre Bett- and Leibwäsche, die KloidangsstOcke sowie andere Gegenstände, auf 
die Laase von dem Kranken fibergegangen sein können, sind zu entlaosen. 
Dasselbe hat mit den übrigen Schiffsräumlichkeiten and Gegenständen za g^ 
Bchehen, die verlaost sind. 

An Bord befindliche Leichen von Fleckfleberkrankon sind onter den er« 
forderlichen Voraichtsmafiregeln alsbald za bestatten. 

Deslnfehtlonsanweisung für Seeschiffe ln den deutschen fIBfen. 

Im § 1 Abs. 2 wird im letzten Satze das Wort aFleckfleber" gestrichen. 

Der § 86 laatet: 

§86. Fleckfieber (Flecktjphas). 

Bei Fleckfieber tritt an Stolle der Desinfektion die Entlattsong. Diese 
ist nach Maßgabe der vom Beichsrat unter dem 6. Febroar 19^ (s. vorher An« 
läge 2) beechlossenea „^weisang zar Bntlaasang bei Fleckfieber“ Toraonehmen. 


^ Bestimmnngen Ober die wechselseitige Benachrichtigung der MllltBr« 
0nä Polizeibehörden Über das Anftreten übertragbarer Krankheiten. 
Bekanntmachang des Beiebsministeriams des Innern vom 
24. Febraar 1920. 

Die Bestimmungen über die wechselseitige Benachteiligong der Hilitär- 
and Polizeibehörden über das Auftreten übertragbarer Krankheiten vom 28. Fe« 
brnar 1911 (Beichs-Qcsetzbl. B. 68) erhalten folgenden Wortlaut: 

A. Mitteilungen der Polizeibehörden an die Militärbehörden. 

1. Zur Mitteilaog der in ihrem Verwaltangsbezirke vorkommenden Sr« 
krankongen an die Militärbehörden sind verpflichtet 

die von den Landesregiorangen za bezeichnenden Behörden oder Beamten 
der Garnisonorte und derjenigen Orte, welche im Dmkreis von 20 Kilo« 
metern von Garnisonorten oder im Gelände für militärische Uebnngen 
gelogen sind. 

2. Die Mitteilangen haben alsbald nach erlangter Kenntnis zn erfolgen 
and sieh zu erstrecken aaf 

a) jede Erkrankung an Aassatz, Cholera, Fleekfieber, Gelbfieber, Pest, 
Pocken and Unterleibstyphas sowie jeden Fall, welcher den Verdacht 
einer dieser Krankheiten erweckt, ferner jede Erkrankung an übertrag« 
barer Genickstarre (Meningitis cerebrospinalis) oder an Bfickfallfieber, 

b) jedes gehäufte (epidemische) Aaftreten der übertra^aren Bahr (Dysenterie), 
der Diphtherie, des Scharlachs sowie jedes neue Vorkommen von Massen- 
erkrankangen an der Körnerkraukheit (Trachom). 
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üeber den weiteren Verlauf der übertragbaren Bohr (Djaenterie) sind 
wöchentliche Zahlenttbersichten der neu festgestellten Erkranknn«- und Todes» 
fälle einznsenden. Ferner ist eine Mitteilung zu machen, sobald Diphtherie, 
Scharlach sowie Körnerkrankheit (Trachom) erloschen sind oder nur noch rer- 
einzelt auftreten. 

Jeder Mitteilnng über die nnter a bezeichneten Krankheiten sind An¬ 
gaben über die Gebäude und die Wohnungen, in welchen die Erkrankungen 
oder der Verdacht anfgetreten sind, beizufügen. 

8. Die Mitteilungen sind zu richten 

für Qarnisonorte und für die in ihrem Umkreis von 20 Kilometern ge¬ 
legenen Orto an den Kommandanten oder, wo ein solcher nicht vor¬ 
handen ist, an den Qarnisonältesten, 

für Orte im militärischen üebungsgelände an das Wehrkreiskommando. 
B. Mitteilungen der Militärbehörden an die Polizeibehörden. 

1. Zur Mitteilnng der in ihrem Dienstbereiche vorkommenden Erkrankungen 
an die Polizeibehörden sind verpflichtet die Kommandanten oder, wo solche 
nicht vorhanden sind, die Garnisonältesten der Garnisonorte, ferner die Kom- 
mandobehördon der im Üebungsgelände sich befindenden Truppenteile. 

2. Die Mitteilungen haben alsbald nach erlangter Kenntnis zu erfolgen 
und sich zu erstrecken auf 

a) jede Erkrankung an Aussatz, Cholera, Fieckfieber, Gelbfieber, Pest, 
Pocken und Unterleibstyphus sowie jeden Fall, welcher den Verdacht 
einer dieser Krankheiten erweckt, ferner jede Erkrankung an übertrag¬ 
barer Genickstarre (Meningitis cerebrospinalis) oder an Buckfallfieber, 

b) jedes gehäufte (epidemische) Auftreten der übertragbaren Bahr (Dysenterie), 
der Diphtherie, des Scharlachs und der Körnerkrankheit (Trachom). 

Ueber den weiteren Verlauf der übertragbaren Bohr (Dysenterie) sind 
wöchentlich Zahlenübersichten der neu festgestellten Erkrankungs- und Todes¬ 
fälle einzusenden. Auch ist eine Mitteilung zu machen, sobäd Diphtherie, 
Scharlach sowie Körnerkrankheit (Trachom) erloschen sind oder nur noch ver¬ 
einzelt auftreten. 

Jeder Mitteilnng über die unter a bezeichneten Krankheiten sind An¬ 
gaben über das Miiitärgebäude oder die Wohnungen, in welchen die Er¬ 
krankungen oder der Verdacht anfgetreten sind, beizufügen. 

8. Die Mitteilungen sind an die für den Anfenthaltsort des Erkrankten 
Zustfändige, von den Landesregierungen zu bezeichnende Behörde zu richten. 

4. Von dem Ansbruch und dem späteren Verlaufe der nnter 2 a be- 
zeichneten gemeingefährlichen Krankheiten (Aussatz, Cholera, Fieckfieber, 
Gelbfieber, Pest, Pocken) ist das Beichsgesnndheitsamt sofort auf kürzestem 
Wege zu benachrichtigen. 

C. Maßnahmen in besonderen Fällen. 

Den Landeszcntralbehörden oder den von diesen bestimmten Behörden 
bleibt Vorbehalten, 

a) allgemein oder für einzelne Orte weitergehende Vorschriften zu erlassen, 

b) bei starker Häufung der unter A 2 a und B 2 a bezeichneten Erkrankungen 

für die davon betroffenen Orte die Form des Nachrichtenaustausches zu 
vereinfachen, besonders an Stelle schriftlicher Mitteilnng des einzelnen 
Falles das Auflegen von Listen zur Einsichtnahme oder mündlichen Aus¬ 
tausch der Nachrichten zur bestimmten Stunde an vereinbartem Orte zu 
gestatten. _ 


B. Preußen. 

Maßnahmen zur Verhütung einer Einsohleppung des Fleokfleherg 
ans Polen. Erlaß des Ministeriums für Volkswohlfahrt vom 
5. März 1920 — I M III 426 — an die Deutsche Arbeiterzentrale, Berlin SW. 11. 

Durch aus Polen eingeführte Saisonarbeiter sind im vergangenen Jahre 
auf einer großen Zahl von Gütern Fleckfiebcrepidemien zum Ausbruch ge¬ 
kommen, die gerade in der Hanptarbeitszeit den Gutsbetrieb nahezu lahmgelegt 
nnd großen Schaden hinsichtlich der Emährungsmöglichkeit der Allgemeinheit 
veniisacht haben. Auch jetzt droht aus Polen unvermindert die GeBüir der 
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Fleckfiebereinächleppang. Mit Bttcksicbt hierauf und zur Vermeidung gleicher 
Vorkommnisse wie im Frühjahr und Sommer 1919 ersuche ich im EinTernehmen 
mit den Herren Ministern des Innern und für Landwirtschaft, Domänen und 
Forsten, gefälligst unverzüglich bei den Grenzämtem der Arbeiterzentrale Ein¬ 
richtungen zu treffen, die es ermöglichen, die von dort aus angeworbenen 
Arbeiter und deren Gepäck gelegentlich der ärztlichen Untersuchung nnd 
Pockenimpfung gründlich zu entlausen. 

Abschrift zur gefl. Kenntnisnahme an die Herren Begierungspräsidenten. 

Leider ist es nicht möglich, auf dem angegebenen Wege alle ans Kongreß- 
Polen nach Preußen zuwandemden Personen der notwendigen Entlausung zuzn- 
führen. Gerade die gefährlichen Elemente, die gewöhnlich nicht mit der Eisen¬ 
bahn oder auf den gut bewachten Straßen, sondern auf Schleichwegen über die 
freie, sogenannte grüne Grenze zu uns kommen, entgehen der Entlausung. 

Die langgestreckte preußisch-polnische Grenze durchweg mit Sanierungs- 
(Entlausungs-) Anstalten zu besetzen, wie dies anfangs beabsichtigt war, ist 
deshalb zwecklos. Es ist aber notwendig, jene gefährlichen Elemente, wenn 
irgend möglich, doch noch zu erfassen und zu entlausen. Zweckmäßig wird dies 
unter Mitwirkung der örtlichen Polizeibehörden in den größeren Städten ge¬ 
schehen müssen, in denen sich diese Leute erfahrungsgemäß sammeln. Auf 
Herbergen, niedere Gastwirtschaften und sonstige Einrichtungen ähnlicher Art 
in den fraglichen Städten ist daher ein stets wachsames Auge zu richten. Die 
durch die Entlausung solcher Personen entstehenden Kosten fallen als orts¬ 
polizeiliche den Trägern der Ortspolizeilasten zu. 

Ich ersuche ergebenst, der Angelegenheit Ihre besondere Aufmerksamkeit 
zuzuwenden und das weiter Erforderliche gefälligst alsbald zu veranlassen. 

Die geltenden Bestimmungen über me ärztliche Untersuchung und Be¬ 
obachtung der polnischen Saisonarbeiter am inländischen Beachäftigungs- 
orte erleiden durch obige Anordnungen keine Veränderung. 


Maßnahmen gegen die Kokalnsenche. Bundverfftgung des 
Staatskommissars für Volksernährung vom 10. März 1920 — 
I Lpa 488 Allg. 20 — an die Wacherstellen bei den preuß. PoUzeiverwaltnn^en. 

In den Großstädten greift die Kokainseuche immer weiter um sich. 
Dieser volksgefährlichen Erscheinung muß mit allem Nachdruck entgegengetreten 
werden. Denn häufiger Genuß dieses Mittels führt einen äußerst schnellen 
körperlichen und geistigen Verfall herbei nnd kann zum Tode führen. Ins¬ 
besondere die Jugend unterliegt diesem Laster sehr leicht. 

Große Mengen dieses Mittels kommen vom Westen her auf unerlaubte 
Weise in das Inland. Kokain darf im Kleinhandel nur in den Apotheken ab¬ 
gegeben werden (Verordnung, betreffend den Verkehr mit Arzneimitteln, vom 
22. Oktober 1901 — Beicbs-Gesetzblatt S. 880). Gleichwohl wird es in Ver¬ 
gnügungsstätten der Lebewelt von den Angestellten (Kellern, Hausmeistern usw.) 
vertrieben. Auch sollen Drogengeschäfte dieses Mittel veräußern. Es wirkt 
berauschend nnd aufreibend. Die Abgabe von Kokain ist nach § 867 Nr. 8 des 
Strafgesetzbuchs strafbar. 

Dieser Seuche kann dadurch gesteuert werden, daß die Drogerien und 
die Schankwirtsebaften in den Großstädten streng überwacht werden. Bei dem 
Umfang des Handels wird es in der Begcl dem Schankwirt nicht verborgen 
bleiben können, wenn seine Angestellten dieses Mittel umsetzen. Jedenfalls 
wird ein Schankwirt, der nicht willens oder in der Lage ist, die Abgabe von 
Kokain durch seine Angestellten zu unterbinden, als unzuverlässig anzusehen 
sein. Gegen ibn wird daher auf Grund des § 1 der Bekanntmachung zur Fern- 
baltung unzuverlässiger Personen vom Handel vom 28. September 1916 (BGBl. 
S. 608) die Bandelsantersagung auszuspreeben sein. 


/ Elnrlolitnng von Sprechstunden für weibliche Oescblechtskrnnke In 
^den Beratnngsstellen. Erl aß des Minister! ums für Volkswohlfahrt 
vom25. Märzl920 — IM 111 13477 — an die Herren Begierungspräsidenten. 

Soweit es nicht bereits geschehen sein sollte, ersuche ich ergebenst, in 
geeinoter Weise gefälligst daranf binznwirken, daß bei den Beratungsstellen 
für Geschlechtskranke gesonderte Sprechstanden für weibliche Qescblecbtskranke 
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alsbald eingericbtet werden. Es dürfte sich empfehlen, die Leitung dieser 
Sprechstunden, sofern es sich ermöglichen läßt, weiblichen Aerzten zu über¬ 
tragen, aber unter Eingliederung der Sprechstunden für weibliche Kranke in 
^e Qesamtorganisation. _ 


Maßnahmen znr Bekümpfung des gonorrhdlschen Seheldankatarrhs 
bei Schulmädchen. Erlaß des Ministeriums für Volkswohlfahrt 
vom 25. März 1920 — IMIII 861 — an die Herren Begiemngspräsidenten, 
abschriftlich an die Herren Oberpräsidenten. 

Neuerdings ist das Vorkommen des gonorrhoischen Scheidenkatarrhs bei 
Schulmädchen mehrfach beobachtet worden. Im Einvernehmen mit dem Herrn 
Minister Sir Wissenschaft, Kunst und Volksbildung ersuche ich daher ergebenst, 
die Kreis- und Schulärzte gefälligst anzuweisen, sich alsbald mit den Schul¬ 
leitern in Verbindung zu setzen, damit ihnen Oelegenheit gegeben wird, in 
Elternabenden und Sitzungen der Eltembeiräte in Verbindung mit anderra 
hygienischen Winken in geeigneter Weise auch auf diese Uebelstände und die 
Notwendigkeit ihrer Bekämpfung hinzuweisen. 

Die ProvinzialschnlkoUegien haben Abschrift dieses Erlasses mit dem 
Ersuchen erhalten, sich auch ihrerseits der Angelegenheit anznnehmen. 


C. warttembertf. 

Prttfhng fUr den ärztlichen Staatsdienst. VerordnnngdesStaata- 
ministeriums vom ß.Februar 1920. 

Unter Bezugnahme auf § 1 des Gesetzes, betreffend die Neuordnung des 
Gesundheitswesens im Qeschäftskreis der inneren Verwaltung, vom 15. Dezember 
1919 (Beg.-Bl. 8. 419) und §§ 1 und 5 der Verordnung des Staatsministeriums 
im gleichen Betreff vom 17. Dezember 1919 (Beg.-Bl. S. 420) wird mit Wirkung 
vom 1. Januar 1920 verordnet: 

I. 

Nachstehende Bestimmungen der K. Verordnung vom 17. Juli 1876 
(Beg.-Bl. S. 287)/6. Februar 1911 (Beg.-Bl. 8. 86) betreffend die Prüfung für den 
ärztlichen Staatsdienst, erhalten folgende Fassung: 

§ 1 Abs. 1. Die Erstehung der Prüfung für den ärztlichen Staatsdienst 
bildet die Voraussetzung für die Uebertragung der Stellen der ärztlichen 
Berichterstatter Ober Gesundheitswesen in den Ministerien und den Mittel- 
steilen, der Vorstände und der Oberärzte bei den staatlichen Heilanstalten und 
der Oberamtsärzte. 

8 1 Abs. 2. Die Prüfung wird vor einer von dem Miniiteiium des 
Innern zu ernennenden Kommission abgelegt. 

§ 4 Abs. 8 Satz 1. Spätestens 6 Monate vom Tag des Empfangs der 
Aufgaben sind die Arbeiten bei dem Vorstand der Prüfungskommission mit der 
schriftlichen Versicherung des Kandidaten einzureichen, daß sie, abgesehen 
von literarischen Hilfsmitteln, von dem Kandidaten ohne fremde BeUlfe ge¬ 
fertigt worden sind. 

§ 8 Abs. 2 Satz 2. Wünscht der Kandidat bei Wiederholung der 
Prüfung von der praktischen bezw. schriftlichen Prüfung im Hinblick auf das 
Ergebnis der früher mit teilweisem Erfolg bestandenen Prüfung entbunden zu 
werden, so hat er darum bei dem Vorstand der Prüfungskommission besonders 
nachzusuchen. 

II. 

Soweit im übrigen nach der Ziffer 2 der K. Verordnung vom 6. Februar 
1911, betreffend die Prüfung für den ärztichen Staatsdienst (Beg.-Bl. S. 86), das 
Medizinalkollegium tätig zu sein hätte, tritt an seine Stelle das Ministerium 
des Innern. 


y«rikBtfrorillch fQr dl« Scbriftleltung: Prof. Dr. Bopmundi Geh. Ked.-R«l in Hlndtn 1. W, 
Draok Ton J. 0. 0. BriuU| lUnden 1. W. 
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Medizinal-Gesetzgebung. 

A. Deutsches Reich. 

Aenderang des Geseties ttber Woeheubilfe and WochenfBrsorge rom 
S6. September 1919. Gesetz vom 80. April 1920. 

§ 1. Im § 195 a der Reichsyersichernngsordnang in der Fassung des 
§ 2 des Gesetzes ttber Wochenhilfe nnd Wocnenfttrsorge vom 26. September 
1919 (Beichs^Gesetzbl. S. 1757) erhält Nr. 2 folgende Fassung: 

ein Wochengeld in Höhe des Krankengeldes, jedoch mindestens ein* 
nndeinehalbe Mark täglich, einschließlich der Sonn- nnd Feiertage fttr zehn 
Wochen, von denen vier in die Zeit Tor nnd sechs in die Zeit nach der 
Entbindung fallen. Das Wochengeld fttr die ersten vier Wochen ist mit 
dem Tage der Entbindung fällig. 

Außerdem wird folgende Vorschrift hinzugefttgt: 

Wecnselt die Wöchnerin während der Leistung der Wochenhilfe die 
Kassenzugehörigkeit, so bleibt die erstverpflichtete Kasse für die weitere 
Durchfül^ng der Leistung zuständig. 

§ 2. Dem § 195 b der Beichsversicherongsordnung in der Fassung des 
§ 2 des Gesetzes vom 26. September 1919 wird als Abs. 2 folgende Vorschrift 
beigefttgt: 

Die Satzung kann mit Zustimmung des Oberversichemngsamts das 
Wochengeld höher als das Krankengeld, uni zwar bis zur Höchstgrenze 
von drei Vierteln des Grundlohns bemessen. 

Ferner wird folgender Absatz hinzugefttgt: 

Stirbt eine Wöchnerin bei der Entbindung oder während der Zeit der 
Untersttttzungsbereehtignng, so werden die noch fälligen Bezüge ans der 
Beichswochenhilfe an denjenigen gezahlt, der fttr den Unterhalt des 
Kindes sorgt. 

§ 8. Im § 2 des Gesetzes vom 26. September 1919 wird nach § 195 e 
als § 195 d folgende Vorschrift emgefügt: 

Das Landesgesetz kann vorschreiben, daß die Krankenkassen an eine 
öffentlich-rechtliche Körperschaft, die zur Hilfe bei der Niederkunft nnd 
bei der Schwangerschaft den bei der Kasse Versicherten fest angestellte 
nnd besoldete Hebammen zur Verfügung stellt, einen Betrag in Höhe 
der für solche Hilfeleistungen bestimmten Gebtthr zu entrichten hüben. 
Um diesen Betrag ermäßigen sich dann die baren Beihilfen nach § 195 a 
Nr. 1 nnd 8. 

Diese Vorschrift gilt auch für Ersatzkassen, soweit die Rechte und 
Pflichten ihrer Mitglieder bei deren Krankenkassen nach § 517 Abs. 1 mhen, 
sowie fttr knappscbaftlicbe Krankenkassen. 

§ 4. Der § 205 a der Reicbsversichemngsordnnng in der Fassung des 
§ 10 des Gesetzes vom 26. September 1919 erhut folgenden Wortlaut: 

Wochenhilfe ermilten auch die Ehefrauen sowie solche Töchter, 
Stief- und Pflegetöchter der Versicherten, welche mit diesen in häuslicher 
Gemeinschaft leben, wenn 

1. sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben, 

2. ihnen ein Anspruch auf Wochenhilfe nach § 195 a nicht zustebt, und 

8. die Versicherten im letzten Jahre vor der Niederkunft mindestens sechs 
Monate hindurch auf Grund der Reictwversicherungsordnung oder bei einer 
knappschaftlichen Krankenkasse gegen Krankheit versichert gewesen sind. 
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Als Wochenhilfe werden die im § 195 a bezeichneten Leistungen ge¬ 
währt; dabei beträgt das Wochengeld einundeinehalbe Mark täglich, das Still¬ 
geld fQnfnndsiebzig Pfennig täglich. Die Satzung kann den Betrag des Wochen¬ 
geldes je bis auf die Hälfte des Krankengeldes der Versicherten erhöhen. 

Wechseln die Versicherten während der Leistung der Wochenhilfe die 
Kassenzugehörigkeit, so bleibt die erstyerpflichtete Kasse für die weitere Durch¬ 
führung der Leistung zuständig. 

Die §§ 195 b, 195 c, 195 d, 196, 197, 199 gelten entsprechend. 

Die Satzung kann mit Zustimmung des Oberversicherungsamts bestimmen, 
wie weit von der Voraussetzung des Abs 1 Nr. 1 abzusehen ist. 

Sind mehrere Krankenkassen oder kuappschaftliche Krankenkassen be¬ 
teiligt, so ist die Wochenhilfe nur einmal zu gewähren. Die Wahl der Kasse 
steht der Wöchnerin frei. Der Eiankenkasse im Sinne dieser Vorschrift steht 
eine Ersatzkasse gleich, soweit die Bechte und Pflichten ihrer Mitglieder bei 
deren Krankenkasse nach § 517 Abs. 1 ruhen. 

§ 5. Im § 205 b der BeichsTersicherungsordnung in der Fassung des: 
§ 10 des Gesetzes Tom 26. September 1919 erhält Nr. 1 folgenden Wortlaut 

Krankenpflege an solche Familienangehörige der Versicherten, 
welche darauf nicht anderweit nach diesem Gesetz Anspruch haben. 

Im § 205 c der BeichsTersicherungsordnung in der Fassung des im Abs. 1 
genannten § 10 wird das Wort „Tersicherungsfreier“ durch das Wort „berech¬ 
tigter" ersetzt. 

§ 6. Der § 205 d der BeichsTersicherungsordnung in der Fassung des 
§ 10 des Gesetzes Tom 26. September 1919 erhält folgenden Abs. 4: 

Die Kasse kann beantragen, da6 ihr Tom Beiche auf die ihm zur 
Last fallenden Leistungen ein Vorschuß bis zu dem Betrage gewährt wird, 
den die Kasse im Toraufgegangenen Monat für das Beich Terauslagt hat. 
Der Vorschuß ist bei der nächsten Verrechnung der geleisteten ZaMungen 
auszugleichen. 

§ 7. Der § 12 des Gesetzes Tom 26. September 1919 erhält folgenden 
Wortlaut: 

Sind in der Landwirtschaft Beschäftigte oder Dienstboten nach 
den §§ 418, 435 der BeichsTersicherungsordnung Ton der Versicherungs¬ 
pflicht befreit, so gilt § 205 a der BeichsTersicherungsordnung in der 
Fassung des § 10 dieses Gesetzes entsprechend. Der Arbeitgeber hat der 
Wöchnerin die im § 195 a der BeichsTersicherungsordnung bezeichneten 
Leistungen aus eigenen Mitteln zu gewähren. Ferner gelten die §§ 205 c, 
224, 422 der BeichsTersicherungsordnung entsprechend. 

§ 8. Der § 14 des Gesetzes Tom 26. September 1919 fällt weg. 

§ 9. Der § 17 des Gesetzes Tom 26. September 1919 erhält folgende 
Fassung: 

Minderbemittelte deutsche Wöchnerinnen, die ihren ge¬ 
wöhnlichen Aufenthalt im Inland haben und für die nach den Torstehenden 
Vorschriften kein Anspruch auf Wochenhilfe besteht, erhalten ans Mitteln 
des Beichs eine Wochenfürsorge. 

Sofern nicht Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß eine Beihilfe 
nicht benötigt wird, gilt eine Wöchnerin als minderbemittelt, wenn ihr und 
ihres Ehemanns Gesamteinkommen oder, sofern sie allein steht, ihr eigenes Ein¬ 
kommen in dem Jahre oder Stenerjahre Tor der Entbindung den Betrag Ton 
Tiertausend Mark nicht überstiegen hat. Dieser Betrag erhöht sich für jedes 
vorhandene Kind unter fünfzehn Jahren um fünfhundert Mark. 


§ 10. Der § 19 des Gesetzes Tom 26. September 1919 erhält im letzten 
Satz folgenden Wortlaut: 

Die §§ 195 c, 195 d der BeichsTersicherungsordnung in der Fassung 
des § 2 dieses Gesetzes gelten entsprechend. 

§ 11. Der § 20 des Gesetzes Tom 26. September 1919 erhält im Absatz 8 
folgenden Zusatz: 

^ § 205 d Abs. 4 gilt entsprechend. 

X § 12. Der § 21 des Gesetzes Tom 26. September 1919 fällt weg. 

\ § 13. Der § 23 Abs. 2 des Gesetzes Tom 26. September 1919 erhält 

fol^nden Wortlaut: 
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Für die Leistungen und den Anspruch darauf gelten die §§ 118, 119, 
210, 216, 217, 223, 224, 1631 bis 1533 der Reicbsversicherungsordnung 
entsprechend. 

§ 14. Der § 24 Abs. 1 des Gesetzes vom 26. September 1919 erhält 
folgenden Wortlaut: 

Die Vorschriften des § 8 treten mit dem 10. Januar 1920 in Kraft. 

§ 15. Der § 425 der Reichsyersicherungsordnung erhält folgende 
Fassung: 

Was nach §§ 420 bis 423 für das Krankengeld gilt, gilt auch ffir die 
anderen Barleistungen der Kasse mit Ausnahme der der Wochenhilfe und 
des Sterbegeldes. 

§ 16. Im § 1542 Abs. 1 der Reichsyersichemngsordnung wird Satz 2 
durch folgende Sätze ersetzt: 

Di^ gilt nicht bei Ansprüchen, die aus Schwangerschaft 
und Niederkunft erwachsen sind. Bei den gegen Unfall Ver¬ 
sicherten und ihren Hinterbliebenen gilt es nur insoweit, ab' es sich nicht 
um einen Anspmcch gegen den Unternehmer oder die ibm nach § 899 
Gleichgestellten handelt. 

§ 17. Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkündnng in Kraft. 

Für Versichemngsfälle, die yor diesem Tage eingetreten sind, gelten die 
Vorschriften des Gesetzes yom 26. September 1919 weiter, soweit sie für die 
Wöchnerin günstiger sind. 

Wöchnerinnen, die in der Zeit zwischen dem 1. Oktober 1919 und dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes entbunden worden sind und als „nichtyersicherungs- 
frei“ keinen Anspruch auf Wochenhilfe nach § 205 a der Reichsversicherungs- 
ordnung in der Fassung des § 10 des Gesetzes yom 26. September 1919 haben, 
steht der Anspruch yom Tage der Niederkunft ab zu, wenn sie den Voraus¬ 
setzungen des § 205 a in der Fassung dieses Gesetzes zur Zeit der Niederkunft 
genügten. 

§ 18. Die Reichsregiemng wird ermächtigt, das Gesetz yom 26. Sep¬ 
tember 1919 in der Fassung zu yerOffentlichen, die sich aus diesem Gesetz ergibt. 


Selbständige Aendemngen der Anneltaxe dnreh Apotheker. Rund¬ 
schreiben des Reichsministers des Innern yom 8. Mai 1920. 

Hierher gerichtete Eingaben sowie Veröffentlichungen in Fachzeit¬ 
schriften lassen erkennen, da6 einzelne Apothekeryereinigungen beabsichtigen, 
die in der Deutschen Arzneitaze nnd in ihren Nachträgen fratgesetzten Tax¬ 
preise mit Rücksicht auf die sprunghaften Preissteigerungen im Arzneimittel¬ 
großbandel nnd die hierdurch den Apotheken entstehenden Verluste nicht mehr 
als yerbindlich zu betrachten nnd unter Anpassung an die jeweilige Marktlage 
selbständig Preisändemngen yorznnehmen. So hat der Apothekeryerein des 
besetzten Westens eine Kommission ins Leben gerufen mit dem Auftrag, für 
die Apotheker in dem belgischen Besatznngsgebiet an der Hand freier Unter¬ 
lagen die Taxpreise der Arzneiwaren abznändem und die getroffenen Fest¬ 
stellungen den Beteiligten zn übermitteln, ln gleicher Weise sind die Apo¬ 
theker des Kreises Stade dahin ttbereingekommen, yom 1. April 1920 ab die 
Arzneimittelpreise yon Fall zn Fall nach Maßgabe der für den Einkauf anf- 
gewendeten Beträge selbst zn berechnen. Endlich werden ln der Süddeutschen 
Apothekerzcitung yom Landesverein der Apotheker in Baden Arzneipreise 
bekannt gegeben, die mit den Sätzen der Deutschen Arzneitaxe nicht im Ein¬ 
klang stehen. Ob die Apotheker der genannten Bezirke die abgeänderten 
Preise tatsächlich erhoben haben, entzieht sich meiner Kenntnis. Sollte es der 
Fall sein, so besteht die Gefahr, daß sich weitere Kreise der Apotheker diesem 
Vorgehen anschließen werden. Der Bestand einer einheitlichen Deutschen 
Arzneitaze würde damit ernstlich in Frage gestellt. 

Indem ich auf mein Schreiben yom 20. April 1920 ergebenst Bezug nehme, 
beehre ich mich, zn ersuchen, gegen Apotheker, die eigenmächtig die Preise der 
Arzneitaxe überschreiten, auf Grund des § 148 Ziffer 8 der ^werbeordnnng 
yorzugehen und Apotbekeryereinigongen, die ihre Mitglieder za Eigenmächtig¬ 
keiten der erwähnten Art aoHordern oder sie dabei unterstützen, nachdrücklichst 
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aof das ünsul&ssige ihres Verhaltens hinznweisen. Aach darf ich eine ge» 
fällige Prüfung darüber ergebenst anheimgeben, inwieweit etwa die landee- 
g^tzlichen Bestimmungen über die Eonzessionierung von Apotheken eine 
lUmdhabe zum Einschreiten bieten. 

Für eine Mitteilung der dort gemachten Beobachtungen sowie des etwa 
in der iüigelegenheilr Veranlafiten wäre ich dankbar. 


B. Preußen. 

Wledererüfftaung der Hallenbäder und Tolksbadeanstalten. Erlaß 
des Ministeriums für Volkswohlfahrt vom 25. März 1920 — 
IM U 696 — an die Herren Begierungspräsidenten, den Herrn Polizeipräsidenten 
in Berlin und den Herrn Landesdirektor in Arolsen, abschriftlich an die Herren 
Oberpräsidenten. 

Die Zentralstelle für das Bettun^wesen an Binnen* und Küstengewässem 
sowie die Deutsche Gesellschaft für Volksbäder hierselbsi haben darauf hin* 
gewiesen, daß zurzeit die meisten Hallenbäder und Volksbadeanstalten geschlossen 
sind. Durch diese Beschränkung der öffentlidien Badegelegenheit werde eine 
schwere Schädigung der Volksgesundheit verursacht. Es sei dmgend notwendig, 
die Wiedereröffnung zu beschleunigen. 

Ich kann dieser Auffassung nur beitreten und ersuche ergebenst, auf die 
Eröffnung der genannten Anstalten im dortigen Bezirk mit allem Nachdruck 
hinzuwirken. Da, wo die Unterbrechung des Badebetriebes durch Kohlenmangel 
hervorgerufen worden ist, ersuche ich, sich mit der zuständigen Kohlenstelle 
ins Benehmen zu setzen. 


Preise für Lymphe. Erlaß des Ministers für Volkswohlfahrt 
vom 10. M<^i 1920. 

In Anbetracht der erheblichen Steigerung der Herstellungskostea der 
Lymphe für Schutzpockenimpfungen in den staauicben Impfanstalten habe i«^ 
die Preise für die an Apotheken und praktische Aerzte für Privatimpfungen 
von den Impfanstalten zu liefernde Lymphe vom 16. Mai d. J. ab hiermit ander* 
weit wie folgt festgesetzt: 

A. Für Apotheken. Einze^lportion: Einkaufspreis 0,60M., 
Abgabepreis an das Publikum 1 M. 

Fünferportion: Einkaufspreis 2 M., Abgabepreis an dasPubli* 
kam 8,60 M. 

B. Für Aerzte. Bei unmittelbarem Bez^e durch die Impfanstalten: 
Einzelportion: Verkaufspreis: 0,76 M., Fünferportion 2,60 M. 


^ Auslegung des | 80 der Apothekenbetriebsordnnng (Anfertigung 
llfzllicher Verordnungen). Erlaß des Ministers für Volkswohl* 
fahrt vom 26. April 1920. 

Wie mir mitgeteilt worden ist, haben Apotheker unter Berufang auf 
den § 80 der Apothekenbetriebsordnung vom 18. Februar 1902 es mehrfach 
abgelehnt, ärztliche Arzneiverordnungen dann auszuführen, wenn darin die 
einzelnen Bestandteile nicht nach Gewichtsmengen, sondern nach Baummengen 
angegeben waren. Zur Vermeidung von Weiterungen bestimme ich, daß die 
Vorschrift im § 30 der Betriebsordnung über das Abwägen der einzelnen Arznei* 
bestandteiie in allen Fällen zu befolgen ist, in denen von dem Ant nicht ein 
anderes Verfahren der Abmessung ausdrücUich vorgeschrieben ist. 


C. Freie Hansestadt Hamburg. 

Begclnng des Gesundheitswesens. Gesetz vom 16. März 1920. 
Grundbes timmung. 

§ 1. Das Gesundheitswesen des hamburgischen Staates wird geleitet 
von der Gesundheitsbehörde. 
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Der Aafban der Behörde, 
g 2. Die Behörde besteht ans: 

1. zwei Senatsmitgliedero, 

2. einem bürgerlichen Mitgliede der Finanzdepntation, 

8. zwölf yon der Bürgerschaft anf yier Jahre gewählten Hitgliedem, von 
denen jährlich drei ausscbeiden, nnd 
4. dem Präsidenten des Gesundheitsamtes.. 

‘ § 3. Die Geschäftsstelle der Behörde ist das Gesimdheitsamt 

§ 4. Der Behörde sind eine wissenschaftliche und eine Verwaltnngs*: 
abteilung unterstellt. 

g 5. Die wissenschaftliche Abteilung besteht ans folgenden Mitgliedern: 

1. einem der Behörde angebörenden Mitgliede des Senats, 

2. den von der Behörde entsandten bürgerlichen Mitgliedern, 

8. dem Präsidenten des Gesundheitsamtes oder seinem Vertreter, 

4. fünf praktischen Aerzten, darunter mindestens einer Frau, welche nach 
Maßgabe der Aerzteordnung von der Aerztekammer anf zwei Jahre ge* 
wählt werden nnd yon denen jährlich zwei bezw. drei ansscheiden, 

6. drei Physici, welche yom Staat auf Vorschlag der Gesnndbeitsbehörde auf 
drei Jahre gewählt werden und yon denen jährlich einer ausscheidet, 

6. den ärztlichen Direktoren der Allgemeinen Krankenhäuser nnd der Staats* 
krankenanstalten Friedrichsberg und Langenhorn sowie einem Vertreter 
der übrigen staatlichen Krankenanstalten, der yon deren ärztlichen Leitern 
ans ihrer Mitte anf drei Jahre gewählt wird, 

7. einem Vertreter der gemeinnützigen Priyatkrankenanstalten, der yon deren 
ärztlichen Leitern aus ihrer Mitte auf drei Jahre gewählt wird, 

8. dem Direktor des Hygienischen Instituts, 

9. einem Chemiker der Nahrungsmittelabteilnng des Hygienischen Instituts, 
der yom Senat anf Vorschlag der Gesundheitsbehörde anf drei Jahre ge* 
wählt wird, 

10. dem Landestierarzt oder seinem Vertreter, 

11. einem beamteten Vertreter des Apothekerwesens, der yom Senat auf Vor* 
schlag der Gesnndbeitsbehörde auf drei Jahre gewählt wird, 

12. dem Verwaltungsdirektor und dem Begiemngsrat der Gesundheitsbehörde. 

Außerdem sollen 

die Vorsitzenden der Beiräte (§ 8) 

nnd die Leiter des Instituts für ^hiffs* nnd Tropenkrankheiten, 
des Instituts für Geburtshilfe, 
der Staatskrankenbänser in Cuxhayen und Bergedorf 
sowie des Hafenkrankenhauses, 

soweit sie nicht Mitglieder der wirtschaftlichen Abteilung sind, 

E ehört werden, falls G^;en8tände ihres Aufgaben* nnd Dienstbereichs zur Ver- 
andlnng stehen. 

I 6. Die Verwaltungsabteilnng besteht ans folgenden Mitgliedern: 

1. einem der Behörde angehörenden Mitgliede des Senats, 

2. dem der Behörde ang^hörenden Mitgliede der Finanzdepntation, 

8. den yon der Behörde entsandten bürgerlichen Mitgliedern, 

4. den in § 5 unter Ziffer 3, 6 nnd 12 anfgeführten Mitgliedern der wissen¬ 
schaftlichen Abteilung, 

6. den leitenden Verwaltnngsbeamten der Allgemeinen Krankenhäuser und 
der Staatskrankenanstalten Friedrichsberg und Langenhorn sowie einem 
Vertreter der übrigen staatlichen Krankenanstalten, der yon deren Diten* 
den Verwaltnngsbeamten aus ihrer Mitte auf drei Jahre gewählt wird. 
Außerdem sollen 

Der Direktor des Hygienischen Instituts, 

ein Chemiker der Nabrnngsmittelabteilung des Hygienischen Instituts, der 
vom Senat anf Vorscmag der Gesunuheitsbebörde anf drei Jahre ge¬ 
wählt wird 
der Landestierarzt, 
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die nicht der Verwaltnngsabteilong angehörenden leitenden Verwaltnngs- 
beamtcn des Instituts für Schiffs- and Tropenkrankheiten, 
des Instituts fUr Geburtshilfe, 

der Staatskrankenhäuser in Cuxhayen und Bergedorf, 
sowie des Hafenkrankenbaases, 

ein Vertreter der gemeinnützigen Priyatkrankenanstalten, der von deren 
Verwaltungsleitem aus ihrer Mitte auf drei Jahre gewählt wird, 

gehört werden, falls Gegenstände ihres Dienstbereichs zur Verhandlung stehen. 

§ 7. Alle Beschlüsse yon grundsätzlicher Bedeutung sind der Behörde 
yorbehalten, ebenso alle Anträge, die an den Senat und Bürgerschaft gehen. 
Im übrigen wird die Behörde durch eine Geschäftsordnung bestimmen, welche 
Angelegenheiten in den Abteilungen, welche yom yorsitzenden Senator und 
welche yom Gesundheitsamt zu erledigen sind. In Zweifelsfällen entscheidet die 
Behörde selbst über die Zuständigkeit 

§ 8. Der Behörde sind beigegeben: 
ein wissenschaftlicher Beirat, 
ein Beirat für gesundheitliche Fürsorge, 
ein tierärztlicher Beirat, 
ein Beirat für NahrungsmittelkontroUe, 
ein zahnärztlicher Beirat, 
ein Apotheker-Beirat 

Die Bildung weiterer Beiräte bleibt der Behörde überlassen. 

Die Zusammensetzung der Beiräte wird, gegebenenfalls nach Anhörung 
yon Vertretern der beteiligten Kreise, auf Vorschlag der Behörde yom Senat 
bestimmt 

Die Stellung der Behörde. 

§ 9. Der Gesundbeitsbehörde als Verwaltungsbehörde unterstehen: 

a) die sämtlichen staatlichen Krankenanstalten, 

b) das Institut für Geburtshilfe, 

c) das Institut für Schiffs- und Tropenkrankheiten, 

d) das Hygienische Institut, 

e) die Staatsimpfanstalt, 

f) der hafenärztlicbe Dienst, 

g) der stadtärztliche Dienst, 

h) der polizeiärztliche Dienst, 

i) der gerichtsärztliche Dienst, 

k) der schulärztliche Dienst und die gesundheitliche Ueberwachung der 
Schulkinder, 

l) das Veterinärwesen, 

m) der ärztliche und tierärztliche Dienst bei anderen Behörden, 

n) der gesundheitliche Fürsorgedienst, 

o) das Apothekenwesen, einsch^ließlich der pharmazeutischen Lehranstalt, 

p) das Hebammenwesen, 

q) die Krankenpflegeschulen, 

r) das Desinfektionsweseu. 

§ 10. Die Gesundheitsbehörde ist in allen gesundheitlichen Angelegen¬ 
heiten des hamburgischen Staates, welche ihr nach diesem Gesetz nicht schon 
direkt unterstellt sind, für die Begutachtung zuständig. Alle anderen Be¬ 
hörden sind gehalten, ehe sie in gesundheitlichen Fragen Entschließungen fassen, 
das Gutachten der Gesundbeitsbehörde einznholen. 

Die Aufgaben der Behörde. 

§ 11. Die Gesundbeitsbehörde ist yerpflichtet, alle Einrichtungen und 
Zustände, welche für die öffentliche Gesundheits- und Krankenpflege yon Be¬ 
deutung sind, zu überwachen, bei drohenden oder eingetretenen Gefahren für 
die Vomsstellen, die erforderlichen yorläuflgen Anordnungen zu treffen und das 
weiter Notwendige bei den zuständigen Stellen zu beantragen. Zu ihren Auf¬ 
gaben gehören die yorbeu^ndo Gesundheitspflege, die Säuglingsfürsorge und 
die Bekämpfung yon Volkskrankheiten, tunlichst in Verbindung mit den dazu 
berufenen Organisationen. 
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§ 12. Der Gesnadheitsbehördc untersteht das Meldewesen der Geburten 
durch Aerzto und Hebammen, die ärztliche Leichenschau und das Meldewesen 
über ansteckende Krankheiten. 

§ 13. Die Gesundheitsbehörde überwacht die Ausübung der Heilkunde. 
Sie erteilt und entzieht gemäß §§ 30 und 53 der Keichsgewerbeordnung die 
Erlaubnis zum Betriebe von privaten Entbindungs*, Kranken- und Irrenanstalten. 

Sie ist verpflichtet, diese und die der Krankenfürsorge dienenden Wohl¬ 
tätigkeitsanstalten in regelmäßigen Zwischenräumen durch Sachverständige 
kontrollieren zn lassen. 

§ 14. Aerzte, Zahnärzte, Apotheker, Apothekergehilfen, Apothekerlehr¬ 
linge, Hebammen, Tierärzte, Fleischbeschauer, Trichinenbeschauor und Huf¬ 
schmiede haben dem Gesundheitsamt die Berechtigung zur Ausübung ihres Be¬ 
rufes nachzuweisen. 

Für die Zurücknahme der Approbationen und Prüfnngszeugnissen gfemäß 
§ 53 der Beichsgewerbeordnung ist die Gesundheitsbehörde zuständig. 

Errichtung, Leitung sowie Verwaltung einer Apotheke bedürfen der Ge¬ 
nehmigung der Behörde. 

§ 15. Hinsichtlich des staatlich geprüften unteren Heil- und Pflege¬ 
personals bestimmt der Senat das Erforderliche über Zulassung und Prüfung, 
Einrichtung und Zusammensetzung der Prüfungsausschüsse, Erteilung und 
Zurücknahme der PrQfungszeugnisse sowie Rechte und Pflichten. 

§ 16. Ueber die Angemessenheit von Rechnungen der Aerzte, Zahnärzte, 
Tierärzte, Apotheker, Hebammen und des staatlich geprüften unteren Heil- und 
Pflegepersonals gibt die Gesundheitsbehörde in streitigen Fällen auf Verlangen 
der Gerichte ihr Gutachten ab. 

§ 17. Die Gesundheitsbehörde überwacht, gemeinsam mit der Polizei¬ 
behörde, die Herstellung und den Vertrieb von Giften, Arzneien und Geheim¬ 
mitteln auch außerhalb der Apotheken. Der Senat erläßt, nach Anhörung der 
Gesundheits- und der Polizeibehörde, die Anordnungen, welche für die in Be¬ 
tracht kommenden Gewerbe- und Geschäftsbetriebe zur Verhütung von Schädi¬ 
gungen der Bevölkerung erforderlich sind. 

§ 18. Für die Gerichte sind die Phjsici die amtlichen ärztlichen Sach¬ 
verständigen, und zwar: 

der Hafenarzt und die Stadtarzte in allen Fragen der öfientlichen Ge¬ 
sundheitspflege, 

die Gerichtsärzte in allen Fragen, welche sich auf die körperliche und 
geistige Gesundheit, die Geburt oder den Tod von Personen beziehen. 

Das gleiche gilt für die Verwaltungsbehörden; soweit diese nicht für be¬ 
stimmte Zwecke besondere Aerzte angestellt haben. 

Die Gesundheitsbehörde erläßt die allg^emeinen Vorschriften über die 
Ausübung der gerichtlichen Medizin durch die Pbysici. 

Obergutachten werden in jedem Einzelfalle durch besondere Ausschüsse 
von mindestens drei Mitgliedern erstattet. Die Zusammensetzung dieser Aus¬ 
schüsse, welche kein bei dem ersten Gutachten Beteiligter angehören darf, be¬ 
stimmt die wissenschaftliche Abteilung der Gesundheitsbehörde. 

Für die auf Erfordern der Gerichte erstatteten Gutachten und Ober- 
gutachten werden die bestimmungsmäßigen Gebühren erhoben. 

Die Beamten und Angestellten der Behörde. 

§ 19. Der Gesundheitsbehörde werden die erforderlichen Beamten und 
Angestellten znr Verfügung gestellt. Die Dienstanweisungen der leitenden 
Beamten bedürfen der behördlichen Genehmigung. 

§ 20. Der Präsident des Gesundheitsamtes muß ein Arzt sein. Er ist 
der Vorgesetzte sämtlicher Beamten und Angestellten der Behörde. Bein Ver¬ 
treter ward von der Behörde bestellt. 

Ausfübrnngsbestimmungen. 

§ 21. Die Ansfühmngsbestimmungen zu diesem Gesetz erläßt der Senat 
auf dem Verordnnngswege. 
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Strafbestimmungen. 

§ 22. Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen dieses Gesetzes sowie 
die aut Grund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen des Senats werden, 
sofern nicht nach den bestehenden gesetzlichen Bestimmui^en eine höhere 
Strafe rerwirkt ist, mit Geldstrafe bis zu 150 M. oder mit Halt oder, wenn die 
Zuwiderhandlung eine yorsätzliche war, mit Geldstrafe bis zu 1000 M. oder mit 
Gefängnis bis zu drei Monaten bestraft. 

Uebergangs« und Schlußbestimmungen. 

§ 23. Das Beridierte Gesetz über die Orgsmisation der Verwaltung vom 
9. November 1896 wird wie folgt abgeändert: 

1. § 5 Ziffer 19 erhält die Fassung: „die Gesundheitsbehörde“; 

2. § 6 Ziffer 20 wird aufgehoben; 

8. im § 24 Absatz 1 werden die Worte „das KrankenhauskoUegium“ ersetzt 
durch die Worte „die Gesundheitsbehörde“; 

4. § 24 Ziffer 19 erhält die folgende Fassung: .die Gesundheitsbehörde be> 
steht nach § 1 des Gesetzes über das Gesundheitswesen aus: 
zwei SenatsmitKliedem, 

einem bürgerlichen Mitgliede der Finanzdeputation, 

zwölf von der Bürgerschaft auf 4 Jahre gewählten Mitgliedern, von 

welchen jährlich drei austreten, und 

dem Präsidenten des Gesundheitsamts“; 

6. § 24 Ziffer 20 wird aufgehoben. 

§ 24. Die Verwaltung des Hafenkrankenhauses, der Staatskrankenhänser 
in Cuxhaven und Bergedorf, des Instituts für Geburtshilfe, des Veterinärwesens 
und des Desinfektionswesens wird der Gesundheitsbehörde übertragen, die ge¬ 
setzlich und verordoungsmäßig an die Stelle des MedizinalkoUegiums, des 
Krankenhauskollegiums und, hinsichtlich des Hafenkrankenhauses, des Veterinär- 
wesens und des Desinfektionswesens, an die Stelle der Polizeibehörde tritt. 

§ 25. Die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes bei dem MedizinalkoUe^um 
und dem KrankenhauskoUegium sowie bei der Polizeibehörde für das Hafen¬ 
krankenhaus, das Veterinärwesen und das Desinfektionswesen anhängigen Sachen 
gehen in der Lage, in der sie sich befinden, auf die Gesundheitsbehörde über. 

Die Beamten und Angestellten des Medizinalkollegiums, des Kranken- 
hanskollegiums, des Hafenkrankenhauses, des Veterinärwesens und des Des¬ 
infektionswesens treten, soweit nicht anderweitige Anordnungen getroffen werden, 
mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes zur Gesundheitsbehörde über. 

Von dem gleichen Zeitpunkte an steht die Verfügung über die im Staats¬ 
haushaltsplan auf die Artikel des MedizinalkoUegiums und des Krankenhaus- 
kollegiums sowie auf den der PoUzeibehörde für Personal und Verwaltung des 
Hafenkrankenhauses, des Veterinärwesens und des Desinfektionswesens bewiUigten 
Mittel der Gesundheitsbehörde zu. 

Zur ersten Wahl der bürgerUchen MitgUeder in die Gesundheitsbehörde 
hat das Medizinalkollegium für vier, das KrankenhauskoUegium für aoht Mit* 
glieder einen Wahlaufsatz von je drei Namen aufzusteUen. 

Das Amt der Mitglieder des MedizinalkoUegiums und des Krankenhaus- 
kollegiums endet mit dem Tage, an dem die Wahl der bürgerlichen MitgUeder 
in die Gesundheitsbehörde erfolg ist. 

8 26. Welche der in § 2 unter Ziffer 3, im § 5 unter Ziffer 4 und 5 
aufgeftthrten Mitglieder der Behörde und der wissenschaftUchen Abteilung am 
Schlüsse des ersten, welche am Schlüsse des zweiten Jahres ausscheiden, wird 
in der Behörde durch das Los bestimmt. 

6 27. Dieses Gesetz tritt an einem vom Senate zu bestimmenden Tage 
in Kraft.') Am gleichen Tage tritt die Medizinalverordnung vom 29. Dezember 
1899 außer Geltung.“ 


1) Laut Bekanntmachung des Senats vom 15.März 1920 ist 
das Gesetz mit dem 1. April 1920 in Kraft getreten. 


YtimntworÜicb fftr dl« BcbrifUeltuog: Prof« Dr. Rapmiind, Qeb. lfed.*lUt ln Minden t. W. 
' Prueb Ton J. C. 0. Bram, Minden t W, 
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der Priyatkranken-, PriyatentbinduDga- and Priratirrenanstalten, ergeht an die 
BegierongBpräsidenten besondere Verfttgang. 

HinBichtlicb der durch die neuen Vorschriften getroffenen wichtigsten 
Aendernngen verweise ich namentlich auf die §§ 1, 8 , 8, 5, 7, 8, 18, 19, 21, 
25, 29, 82, 85, 88 und 88 der Anlage 1. 

Die im § 19 enthaltene einzige Verschärfung der bisherigen Vorschriften, 
wonach künftig für alle großen Krankenhäuser, d. h. für Anstalten mit mehr 
als 150 Betten, zur Unterbringung von Personen, die an übertragbaren Krank¬ 
heiten leiden, die Anlage besonderer Gebäude (Isolierhäuser, Infektiona¬ 
baracken usw.) gefordert wird, ist im Interesse der modernen Seuchen¬ 
bekämpfung dringend geboten und dürfte in tatsächlicher Hinsicht kaum als 
eine fühlbare Erschwerung oder Verteuerung der Krankenhausbanten anzuseben 
sein, da — soweit hier bekannt — für Anstalten von der erwähntmi Größe 
wohl schon bisher durchweg besondere Gebäude für die Unterbringung an¬ 
steckend Erkrankter angelegt zu werden pflegten. 

Die im § 29 erfolgte Aufnahme auch der Kinderkrippen unter die 
dort genannten Anstalten soll dem so oft beobachteten schweren Mißstande 
begegnen, daß unter Nichtbeachtung der schon bisher geltenden Vorschriften 
vom 8. Juli 1911 Kinderkrippen nicht selten in hygienisch höchst ungüntigen 
Gebäuden oder Bäumen eingerichtet werden, die angeblich nur zur Aufnamne 

g esunder Säuglinge oder Kleinkinder dienen sollen, tatsächlich aber in ihrem 
esamtbetriebe nicht nur den Säuglingsheimen gleichen, sondern auch mehr 
'^oder weniger kranke Säuglinge und Kleinkinder aufnehmen. Derartige Krippem 
die bereits nach dem bisherigen Wortlaut des § 29 („Säuglingsheime und 
ähnliche Anstalten“) den Vorschriften vom 8. Juli 1911 unterlagen, 
sind den Vorschriften der neuen Verordnung gleichfalls unterwonen. 
Soweit hiernach etwa der Betrieb oder die Existenz schon bestehender 


Kinderkrippen und damit die Interessen der öffentlichen Säuglings- und Klein¬ 
kinderfürsorge gefährdet werden sollten, ist bei der Durchführung des g 29 
mit möglichster Milde zu verfahren. Unter allen Umständen ist aber mit 
Nachdruck darauf hinzuwirken, daß solche Krippen, die den Anforderungen des 

L 29 nicht entsprechen können, sich auf die Aufnahme und Pflege nur gesunder 
nder beschränken. Den Erlaß besonderer Bestimmungen über die künftige 
gesundheitspolizeiliche Beaufsichtigung der Kinderkrippen behalte ich mir vor. 


Im übrigen sind Anträge auf Erteilung von Dispensen gemäß § 86 
Abs. 2 mir in allen Fällen mit einem eingehenden Bericht des betrefienden 
Herrn Oberpräsidenten bezw. Begierungspräsidenten vorzulegen. 


Ferner weise ich darauf hin, daß die oben erwähnte Konferenz von ärzt¬ 
lichen und Bausachverständigen die in der Anlage 2 beigefügten allgemeinen 
Leitsätze anfgestellt bat, die für die Erzielung möglichst sparsamen Bauens 
bei der Errichtung von Krankenhäusern beachtenswert erscheinen, und daß 
demnächst in dem „Zentralblatt für die Bauverwaltung“ je ein Aufsatz des 
Magistratsbanrats Winterstein in Charlottenburg und des Geheimen Bau¬ 
rats Diestel in Berlin zur Veröffentlichung gelangen werden, die gleiibfalls 
wertvolle Hinweise für die vorstehende Frage enthalten. Ich stelle anheim, 
die Gemeinden und Kreise auf die beigefügten Leitsätze sowie auf die er¬ 
wähnten Aufsätze der genannten Herren in geeignet erscheinender Weise auf¬ 
merksam zu machen. 


Weiterhin ist in jener Konferenz die aus Anlage 2 ersichtliche An¬ 
regung, betreffend Erzielung einer Verbilligung der Krankenhausbanten im 
Wege einer besonderen Unterbringung Schwerkranker in zentral gelegenen 
Krankenhäusern mit möglichst vollkommenen Einrichtungen bezw. Leicbtkranker 
in einfacheren Anstalten gegeben worden, deren priüctische Durchführung 
namentlich in größeren Gemeinden unter gewissen Voraussetzungen gleichfalls 
Beachtung verdienen dürfte. 


Schließlich bemerke ich noch, daß die erwähnte Versammlung vonßach- 
verständigen es für wünschenswert erklärt hat, eine ans verschiedenen, auf 
dem Gebiete des Krankenhausbanes besonders erfahrenen Sachverständigen zu¬ 
sammengesetzte amtliche Zentralstelle in Berlin zu errichten, die £e Auf¬ 
gabe hätte, einzelnen Gemeinden oder Kreisen auf deren Ersuchen gutachtliche 
Batschläge über die Errichtung von Krankenhäusern zu erteilen. Bevor ich 
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der VerwirklichuQg dieses Gedankens nähertrete, ersuche ich, sich binnen drei 
Monaten ttber diesen Vorschlag gutachtlich zu äußern. 

Ferner ersuche ich, mir zu gegebener Zeit einen Abdruck der nach 
Maßgabe der neuen Vorschriften fttr den Bereich der dortigen ^Proyinz er¬ 
lassenen, abgeänderten Polizeiverordnung zu übersenden. 

b. Fünf Abdrucke des vorstehenden Erlasses nebst Anlagen übersende 
ich zur gefälligen Kenntnisnahme und weiteren Veranlassung sowie mit dem 
ergebensten Ersuchen sich über die Frage der Errichtung einer Zentralstelle, 
betreffend Begutachtung des Krankenhansbaues, gleichfalls zu äußern. 

Im übrigen erlasse ich unter Aufhebung des Bunderlasses vom 11. August 
1918 — M 6978 — die §§ 1 bis 37 der neuen Vorschriften über Ban, Anlage 
und Einrichtung von Krankenanstalten als allgemeine Anordnung im Sinne 
des § 115 Abs. 8 des Zaständigkeitsgesetzes zur Nacbachung bei der Kon- 
zessionierung der Priratkranken-, Privatentbindnngs- und Privatirrenanstalten, 
jedoch mit der Masgabe, daß die §§ 86 und 86 der Anlage die folgende Fassung 
erhalten: 

§ 85. Von den Bestimmungen des § 2 Abs. 1 bis 5, § 8, § 4 Abs. 2 
und 8, § 6, § 7 Abs. 2, § 8 Abs. 2, § 12 Abs. 2 und § 16 Abs. 2 sind Aus¬ 
nahmen zulässig. 

In besonders schwierig liegenden Einzelfällen sind noch weitere Aus¬ 
nahmen zulässig, sofern nur hierdurch der Inhaber der zu konzessionierenden 
Anstalt vor ernsten wirtschaftlichen Schwierigkeiten bewahrt werden kann, 
und wenn die beantragte Ausnahme nach dem Gutachten der obersten Medi¬ 
zinalbehörde nicht erheblichen gesundheitlichen Bedenken begegnet. 

§ 86. Die vorstehenden Vorschriften finden auf Erweiternngs- und Um¬ 
bauten entsprechende Anwendung. Bei Umbauten kann von allen Vorschriften 
Dispens erteilt werden; die im § 85 Abs. 2 angegebenen Voraussetzungen 
brauchen dabei nicht vorzuliegen. 

Der Bezirksausschuß ist entsprechend zu benachrichtigen. 


Anlage 1. 

Vorschriften über Anlage, Ban und Einrichtnng von Kranken-, Heil- und 
Pflegeanstalten sowie von Entbindungsanstalten und Sfiuglingsheimen. 

§ 1. Als kleine Krankenanstalten im Sinne der nachstehenden Vor¬ 
schriften sind Anstalten mit einer Höchstzahl von 50 Betten, als mittlere 
solche mit einer Zahl von mehr als 50 bis 150 Betten, als große Anstalten 
diejenigen mit mit mehr als 150 Betten anzusehen. 

1. Allgemeine Vorschriften. 

§ 2. 1. Die Krankenanstalt muß frei und entfernt von Betrieben liegen« 
die geeig;net sind, den Zweck der Anstalt zu beeinträchtigen. Der BaopTatz 
muß eine Durchschnittsgröße von 75 qm — auf ein Bett berechnet — haben. 
Der Baugrund soll in gesundheitlicher Beziehung einwandfrei sein. 

2. Die Fensterwände derjenigen Krankenräume, die zum dauernden 
Aufenthalt von Kranken bestimmt sind, müssen von anderen Gebäuden min¬ 
destens 14 m, die übrigen wenigstens 9 m entfernt sein. 

8. Alle Krankenräume müssen durch unmittelbares Himmelslicht ge¬ 
nügend erhellt sein. Diese Bedingung gilt als erfüllt, wenn auf jeden Punkt 
des Fußbodens ein Lichteinfallswinkel von mindestens 5 Grad Höhe ein¬ 
wirken kann. 

Die Scheitel der kleinsten Lichteinfallswinkel liegen in den vom 
Fensterlioht am weitesten entfernten Punkten des Fußbodens, während 
der obere Schenkel durch den Fenstersturz, der untere durch die den 
Lichteinfall behindernde Kante des gegenüberliegenden Hindernisses (Hans, 
Berg oder dergl.) bestimmt wird. 

Smd die NachbargrnndstOcke noch nicht soweit bebaut, als es die Bau¬ 
ordnung znläßt, so ist bei Neubauten von Krankenhäusern vorzusorgen, daß 
obige Bedingung erfüllt bleibt. 

4. Die Anlage von rings durch Gebäude umschlossenen Höfen ist im 
allgemeinen unzulässig. 
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5. Jedes Stockwerk, das ftlr mehr als 40 Betten bestimmt ist, moB 
zwei Treppen mit Ausgängen ins Freie haben. 

6. In mittleren und großen Krankenanstalten muß fßr die Anfnabme 
Ton Kranken eine Beobachtangsabteilang mit besonderem Eingang Ton außen 
TOihanden sein. 

§ 8. 1. Flare und Gänge müssen bei mehr als 6 m Länge mindestens 
1,8 m breit, im übrigen inuner gut belichtet, lüft* and heizbar sein. 

2. Flare and Gänge, an denen Krankenräame liegen, sind bei mehr als 
25 m Länge einseitig anzalegen. Jedoch können an der den Krankenräomen 
gegenüberliegenden Seite Nebenräame (Anricbteküche, Bade-, Aborträome, 
Zimmer für Pflegepersonal usw.) bis zoi Hälfte der Länge des Ganges an¬ 
gebracht werden. 

§ 4. 1. Die für Kranke bestimmten Bäame müssen in der ganzen 
Grandfläche gegen das Eindringen von Bodenfeuchtigkeit gesichert sein. 

2. Bäume, deren Faßboden nicht mindestens 80 cm über der an¬ 
schließenden Erdoberfläche liegt, dürfen mit Kranken nicht belegt werden. 

3. Krankenzimmer, die das Tageslicht nur Ton einer Seite erhalten, 
dürfen nicht nach Norden liegen. 

4. Die Wände in allen Krankenzimmern sollen glatt, in Operations¬ 
und Entbindungszimmern sowie in solchen Bäumen, in denen Personen mit 
übertragbaren Krankheiten untergebracht werden, abwaschbar und mit aus- 
gerundeten Ecken hergestellt sein. 

5. Die Türen und Fenster sollen mit einfacher, abgerundeter Profilierung 
sowie abwaschbar hergerichtet sein. 

§ 5. 1. Die Hanpttreppen für Stockwerke mit mehr als 25 Betten 
sollen fener fest im Sinne der Bauordnung sein. Für Stockwerke bis 25 Betten 
genügen Treppen, die feuersicher im Sinne der Baaordnnng sind. 

2. Die Haupttreppen sollen ohne Wendelstufen und mit graden, ihnen 
an Breite gleichen Podesten angelegt und mindestens 1,8 m breit sein, die 
Stofen sollen wenigstens 28 cm Auftrittsbreite und höchstens 18 cm Steigung 
haben. Die Treppenhäuser müssen Licht und Loft unmittelbar yon außen 
erhalten. 

3. Die Faßböden aller yon Kranken benutzten Bänme sind möglichst 
wasserdicht and so herzastellen, daß die Kranken yor Abkühlung geschützt sind 

§ 6. 1. Die Krankenzimmer, aUe yon den Kranken benutzten Neben¬ 
räame, Anrichteküchen, Flure, Gänge und Treppenhäuser müssen mit Fenstern 
versehen werden, die unmittelbar ins Freie führen; die Fensterfläche soll in 
mehrbettigen Krankenzimmern mindestens Vr der Bodenfläche, in einbettigen 
Zimmern (Einzelzimmern) mindestens 2 qm betragen. 

2. Für Bäume, in denen Kranke mit übertragbaren Krankheiten oder 
bettlägerige Sieche untergebracht werden, kann eine größere Fensterfläche 
yorgeschrieben werden. 

8. Die Fenster müssen mit geeigneten Einrichtungen zum Schatz gegen 
Sonnenstrahlen versehen sein. 

§ 7. 1. ln mehrbettigen Zimmern maß für jedes Bett ein Laftraam von 
wenigstens 25 cbm auf 7,5 qm Bodenfläche und in einbettigen Zimmern ein Luftraum 
von weniifstens 35 cbm auf 10 qm Bodenfläche vorhanden sein; für Kinder 
unter 14 Jahren genügt in mehrbettigen Zimmern ein Luftraum von 15 cbm 
auf 5 qm Bodenfläche für jedes Bett. Bei Berechnung des Luftraumes soll 
eine Höbe von mehr als 4 m nicht in Anrechnung gebracht werden. 

2. Mehr als 80 Betten dürfen in einem Krankenraum nicht au^estellt 
werden. 

§ 8. 1. In jeder Krankenanstalt muß für jede Abteilung oder für jedes 
Geschoß mindestens ein geeigneter Tageraam für zeitweise nicht bettlägerige, 
in gemeinsamer Pflege befindliche Kranke eingerichtet werden, dessen Größe 
auf etwa 2 qm für jeden Kranken, mindestens aber auf 20 qm zu bemessen ist. 
Veranden, die geschlossen und ausreichend erwärmt werden können, können 
als Tageräame angerechnet werden. 

2. Außerdem maß ein mit Gartenanlagen versehener Erholungsplatz 
Ton angemessener Größe, in der Hegel von 10 qm Fläche für jedes Kranken¬ 
bett, vorgesehen werden. 
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§ 9. 1. Alle Krankenzimmer und yon Kranken benutzten Bäume mttssen 
in einwandfreier Weise geheizt, gelüftet und beleuchtet werden kOnnen. 

2. Die Fenster der yon den Kranken benutzten Bäume, der Flure, 
Gänge und Treppen sollen leicht zu öffnen und mit Lüftungseinrlchtungen 
yersehen sein. 

8. Für alle yon Kranken benutzten Bäume, Flure und Gänge muß eine 
ausreichende Erwärmung yorgesehen sein. Hierbei ist der Belästigung durch 
strahlende Wärme Torzubeugen, Staubentwicklung yon der Heizeinricbtunp' 
aus und (Jeberhitzung der Luft an den Heizflächen zu yermeiden, jede Bei¬ 
mengung yon Bauohgasen ausznschließen. 

§ 10. Zur Versorgung der Anstalt mit gesundheitlich einwandfreiem 
Wasser müssen täglich für ein Krankenbett durchschnittlich 160 1 Wasser 
geliefert werden können. 

§ 11. 1. Dio Entwässerung und die Entfernung der Abfallstoffe muß 
in gesundheitlich unschädlicher Weise erfolgen. 

2. Answurfs- und Abfallstoffe, für die der Verdacht besteht, daß sie 
Krankheitserreger enthalten, müssen sofort unschädlich gemacht werden. 

§ 12. 1. Die Abortränme sind in ausreichendem Dmfang mit wenigstens 
einem Abort für je 16 Betten der Männer- und je einem für 10 Betten der 
Franenabteilung in der erforderlichen Ausstattung und yon den Kranken¬ 
zimmern genügend getrennt anznlegen. Der Abort ist mit einem Vorraum zu 
yersehen, der, wie der Abort selbst, mindestens ein ins Freie führendes Fenster * 
haben muß, ausreichend hell, ständig gelüftet und heizbar sein soll. Für 
Männer sind Pissoire in einem besonderen Abteil des Abortraumes anzubringen. 

2. Für das Pflegepersonal sind besondere Abortränme, und zwar tun¬ 
lichst getrennt yon den für die Kranken bestimmten Aborten, einzurichten. ^ 

§ 18. 1. In jeder Krankenanstalt müssen geeignete Bäume und Ein¬ 
richtungen für Vollbäder yorhanden sein. 

^ Tn mittleren und großen Anstalten soll auf jeder Abteilung min¬ 
destens ein Baum mit der erforderlichen Einrichtung für Vollbäder zur Beini- 
gung der Kranken sowie eine fahrbare Wanne yorhanden sein. Ferner ist 
mindestens jo ein Baderaum für das Pflegepersonal und einer für ansteckende 
Kranke yorznsehen, falls hierfür nicht in anderen Teilen der Anstalt aus¬ 
reichend gesorgt ist 

§ 14. 1. In jeder Krankenanstalt sind je ein Baum für ärztliche Unter¬ 
suchungen, ein Baum für die Gewänrung der „Ersten Hilfe“, der zugleich 
als Behandlungszimmer dienen kann, sowie Einzelzimmer yorzusehen, in denen 
Kranke untergebraebt werden können, deren Absonderung — abgesehen yon 
den Fällen des § 19 — erforderlich wird. Auih ist in jeder Anstidt ein Baum 
zum Abstellen und Erwärmen der Speisen mit den erforderlichen Wärme- 
yorrichlungen einzurichten. 

2. ln mittleten und großen Krankenanstalten müssen derartige Bäume 
etwa in einer den Abteilungen entsprechenden Zshl vorhanden sein. 

§ 16. In Krankenanstalten, in denen Operationen ausgefuhrt zu werden 
pflegen, sind Operationszimmer mit der notwendigen Aossiattung einzurichten, 
in denen auch as> ptische Operationen unbedenklich yorgenommen werden können. 

§ 16. 1. Die Wirtsebaftsränme sind so anznlegen, daß Dünste und 
Geräusche ans ihnen nicht in die Krankenräume dringen können. 

2. Für große Krankenanstalten sind die Wirtsebaftsränme in einem be¬ 
sonderen Gebäude oder Gebäudeteil unterzubringen. 

§ 17. 1. Jede Krankenanstalt muß eine ausschließlich für deren In¬ 
sassen bestimmte Waschküche haben. Inflzierte Wäsche darf ohne vorherige 
Desinfektion nicht gereinigt werden. 

2. Für jede Krankenanstalt ist in einem ausreichend abgesonderten Ge¬ 
bäude oder Gebäudeteile eine geeignete Desinfektiooseinrichtung yorznsehen, 
sofern nicht am Orte eine öffentliche Desinfekiionsanstalt zur Verfügung steht. 

8 Zur Unterbringung von Leichen ist in jeder Krankenanstalt ein be¬ 
sonderer Baum einzurichten, der nur diesem Zwecke dient und dem Anblick 
der Kranken möglichst entzogen ist; für große Anstalten ist ein besonderes 
Lelchenhaus mit einem Baum für die Vornahme ?on Leichenöffnungen erforderlich. 

4. Waschküche, Leichenhans und Desinfektionsbans dürfen unter einem 
Dach angeordnet werden, wenn diese Anlagen durch massive Wände yoU- 
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Bt&ndig Tonoinander getrennt werden. Nar die reine Seite der Desinfektions- 
einrichinng darf mit der Waschküche in Verbindung stehen. 

§ 18. ln allen Krankenanstalten müssen sämtliche männliche und weib¬ 
liche Kranke, abgesehen von Kindern bis zn 10 Jahren, in getrennten Bäomen, 
in mittleren und großen Anstalten in getrennten Abteilangen antergebracht 
werden. 

§ 19. 1. Für die ünterbringnng Ton Kranken, die an ttbertragbaren 
Sjrankbeiten leiden, sind die zar Verhütung einer Weiterverbreitung dieser 
Krankheiten erforderlichen Absonderungsräume nebst Abort and BMeraum 
euizurichten. 

2. Diese Bäume sind für jede große Krankenanstalt in einem besonderen 
Gebäude unterzubringen, während in kleinen und mittleren Anstalten die Ein¬ 
richtung dieser Bäume wenigstens in einer abgesonderten Abteilung des Ge¬ 
bäudes mit besonderem Eingang von außen geschehen muß. Soll die letztere 
Art der Unterbringung in einem Obergeschoß erfolgen, so ist hierfür, wenn 
möglich, noch eine besondere, mit keinem anderen Geschoß in Verbindung^ 
stehende, direkt von außen zugängliche Treppe vorzusehen. 

II. Vorschriften über besondere Anstalten. 

a) Anstalten für Geisteskranke, Epileptische 
und Schwachsinnige. 

S 20. Abteilungen und Bäume für dauernd oder zeitweise auch am 
Tage bettlägerige, ferner für erregte oder unruhige oder einer besonderen 
Pflege bedürftige, für hilflose oder unsaubere Kranke (Aufnahmehäuser, Wach¬ 
säle, Lazarette, Siechenabteilungen, Säle für Bettruhe, Stationen für Un¬ 
saubere usw.) fallen unter die Bestimmungen der §§ 1—19. Doch sind Ab- 
weichangen von den Vorschriften in den Fällen zulässig, wo durch ihre Be¬ 
folgung eine sichere Bewahrung der Kranken oder die Uebersichtlicbkeit der 
Bäume verhindert wird, oder wo die besonderen Verhältnisse dieser Anstalten 
solche Abweichungen bedingen. Dies gilt im besonderen von den Vorschriften 
des § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 8, § 9 Abs. 2, § 12 und § 13 Abs. 2.' Auf genügende 
Beli^tung und Heizung, namentlich aber auf sorgfältige Entlüftung ist in 
diesen Ausnahmefällen bissonders zu achten. 

§ 21. 1. Für Kranke, die am Tage den Schlaf räumen ganz fernbleiben, 
körperlich rüstig, nicht störend und völlig sauber sind, ist unter der Voraus- 
setzung genügender Lüftung und Belichtung eine Verminderung des Luft¬ 
raumes in den Schlafränmen auf 16 cbm und der Grundfläche im Tagesraum 
auf etwa 1 qm für den Kranken zulässig (§§ 7 und 8). Auch können mit 
Bezug auf die Größe der Fensterfläche (§ 6) Ausnahmen zagelassen werden. 

2. Die im $ 20 aufgeführten Abweichungen von den allgemeinen Vor¬ 
schriften finden auch für diese Art Kranken sinngemäße Anwendung. 

3. Arbeitsräume für diese Kranken können auch in hellen, trockenen 
Eellerräumen untergebracht werden. 

§ 22. Bei allen nicht unter den § 20 fallenden Abteilungen, besonders 
bei kolonialen Gebäuden, Landhäuser und Villen für ruhige, körperlich rüstige 
und regelmäßig beschäftigte Kranke bleiben die Vorschriften der §§ 2—19 
außer Anwendung. Heizung, Lüftung, Belichtung, Wasserversorgung und Be¬ 
seitigung der Abfälle müssen jedoch sowohl für die eigentlichen Krankenräume 
als auch für die Beschäftigungsränme, Arbeitsstätten und Nebengelasse aus¬ 
reichend und derart eingerichtet werden, daß jede ungünstige Einwirkung auf 
die Gesundheit ausgeschlossen bleibt. 

§ 23. Die Vorschriften des § 22 gelten auch für Nervenheilanstalten, 
Nervenheilstätten, für Erholungsheime für Nervenkranke, Anstalten für Alkohols 
kranke und ähnliche Anlagen. In jeder Nervenheilanstalt usw. müssen jedoch 
Bäume für danernd bettlägerige, körperlich hilflose und geschwächte ^anke 
zur Verfügung stehen, für welche die Vorschriften des § ^ gelten. 

§ 24. Bei allen in den §§ 22 und 23 erwähnten Anstalten und Ab¬ 
teilungen sind ausreichende Badeeinricbtungen, die Möglichkeit der Beschäf¬ 
tigung und eine genügende Fläche zur Bewegung im Freien vorzusehen. 

§ 26. In den kleinen Anstalten für Geisteskranke, Epileptiker oder 
Schwachsinnige (§§ 20—23) muß wenigstens ein passend gelegener und ein¬ 
gerichteter Baum von 40 cm Luftgehut für die Absonderung von Kranken 
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Yorbanden sein; in mittleren Anstalten sind wenigstens zwei solcher BKame 
Yorznsehen. 

In großen Anstalten dieser Art sind entsprechend erweiterte Anlagen, 
namentlich auch znr Absonderung Ton Personen mit Übertragbaren Krankheiten 
einzurichten. 

b) Lungenheilstätten. 

.§ 26. Lungenheilstätten und Abteilungen fOr Lungenkranke in all« 
gemeinen Krankenanstalten fallen unter die Vorschriften der §§ 1—19. ln 
solchen Anstalten und Abteilungen sind Clesellscbafts- und Bescbäftigungs- 
räume, ferner überdachte Einrichtungen für die Liegekur im Freien in einer 
der Größe der Anstalt oder Abteilung entsprechenden Art und Zahl Yorzu- 
sehen. Auf die im § 8 Abs. 1 Yorgeschriebenen Tageräume können diese Bäume 
und Einrichtungen in Anrechnung gebracht werden. 

§ 27. Für Kranke, die am Tage den Scblafräumen fembleiben, ist unter 
der Voraussetzung genügender Lüftung, Belichtang und des Bestehens aus* 
reichender Tageräume eine Verminderung des Luftraums in den Schlafzimmern 
für mehrere Kranke auf 20 cbm, bei Kindern unter 14 Jahren auf 12 cbm zulässig. 

§ 28. Für Erholungsstätten, Walderholungsstätten, Heime für Ferien¬ 
kolonisten und ähnliche Anstalten gelten die Vorschriften der §§ 22—26. 

c) Entbindungsanstalten und Säuglingsheime. 

§ 29. In Entbindungsanstalten, Wöchnerinnenasylen, Wöchnerinnen¬ 
heimen, Säuglingsheimen, Kinderkrippen und ähnlichen Anstalten oder Ab¬ 
teilungen dieser Art in allgemeinen Krankenhäusern gelten für diejenigen 
Bäume, in denen Kreißende, Wöchnerinnen und erkranate Pfleglinge unter- 
gebracht werden, die Bestimmungen der §§ 1—19 mit der Malabo, daß in 
Zimmern für mehrere Wöchnerinnen für je eine Wöchnerin mit ihrem Kind 
wenigstens 80 cbm und in Zimmern für nur eine Wöchnerin mit Kind wenigstens 
40 cbm in Ansatz zu bringen sind. 

§ 80. In Entbindungsanstalten mit mehr als 4 Betten ist ein besonderes 
Entbindungszimmer mit der nötigen Einrichtung vorzusehen. In Entbindungs¬ 
anstalten, die auch frauenärztlichen Zwecken dienen und nicht mehr als 
10 Betten haben, kann das Entbindungszimmer zugleich als Operationszimmer 
benutzt werden. 

g 81. Für die übrigen Bäume,*namentlich für diejenigen der Schwangeren, 
gelten die Bestimmungen des § 22. 

§ 82. 1. In Bäumen für gesunde Säuglinge und Kleinkinder soll auf 
ein Bett wenigstens ein Luftraum Yon 10 cbm Yorhanden sein. 

2. Für erkrankte Säuglinge und Kleinkinder ist auf ein Bett wenigstens 
ein Luftraum Yon 16 cbm in Ansatz zu bringen. 

d) Sonstige Bestimmungen. 

§ 88. In besonders gearteten Fällen kann bei Anstalten für bestimmte 
Kranke, z. B. bei den AngenheUanstalten, Yon den Vorschriften des § 17 ab¬ 
gesehen werden. 

§ 84. Für die Krüppelheilanstalten, Heime und orthopädische Anstalten 
gelten sinngemäß die Vorschriften der §§ 22—26. 

§ 86. Von den Bestimmungen des § 2 Abs. 1—6, § 8, § 4 Abs. 2 und 
6 ^ 9 ^ Begierunn- 

p^rlaident, im Landespolizeibezirk Berlin der Polizeipräsident in Berlin, für die 
FroYinzialanstalten der Oberpräsident Ausnahmen znlassen. Diese Behörden 
sind auch znr Genehmigung der nach den Vorschriften der g§ 20—28 zu¬ 
lässigen Abänderungen befngt. 

In besonders schwierig liegenden Einzeliällen kann der Minister für 
Volkswohlfahrt nach Yoransgegangener Prüfung der Angelegenheit durch die 
unteren Verwaltungsbehörden (§ 36) noch weitere Abweichungen Yon den Yor- 
stehenden Bestimmungen znlassen, wenn dadurch eine besonders ins Gewicht 
fallende Kostenersparnis beim Ban einer Krankenanstalt zu erzielen ist und die 
beantragte Abweichung nicht erheblichen gesundheitlichen Bedenken begegnet. 

§ 86. Die Yorstehenden Vorschriften finden auf Erweitemngs- und Um¬ 
bauten entsprechende Anwendung. Bei Umbauten können die in § 36 Abs. 1 
bezeichneten Behörden Yon allen Vorschriften Dispense erteilen. Die in § 86 
Abs. 9 angegebenen Voraussetzungen brauchen da^ nicht Yorznliegen. 
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§ 87. Die Vorschriften der Baaordnnngen bleiben insoweit in Kraft, 
als sie nicht dnrcb die Torstehenden Bestimmnngen verschärft werden. 

§ 88. Zowiderhandlnngen gegen diese Polizeiverordnang werden, sofern 
nach den bestehenden Gesetzen keine höhere Strafe verwirkt ist, mit Geld¬ 
strafe bis zu 150 U. oder mit entsprechender Haftstrafe geahndet. 

Daneben bleibt die Polizeibehörde befngt, die Herstellang vorschrifts¬ 
mäßiger Zustände herbeizuführen. 

Anlage 2.* 

Allgemeine Leitsitze, betr. die Frage der Verblllignng 
der Krankenhausbauten. 

I. Die durch den verlorenen Krieg bedingte wirtschaftliche Not unseres 
Volkes, die außerordentliche Verscbnldnng unserer Gemeinden sowie die enorme 
Preissteigerung aller Robstoife, Löhne usw. machen es allen verantwortlichen 
Personen zur Pflicht, bei der Errichtung neuer oder der baulichen Veränderung 
schon vorhandener Krankenhäuser mehr als je die größte Sparsamkeit zu be¬ 
obachten und alle Änsgaben zu vermeiden, die nicht durch die Forderungen 
der Behandlung und Pflege der Erankenhansinsassen unbedingt geboten sind. 

II. Für die Erzielung möglichster Verbilligung der Krankenhausbauten 
kommen namentlich folgende Punkte in Betracht: 

1. Rechtzeitige Feststellung aller durch einen Krankenhausbau zu erfüllenden 
Forderungen sowie sorgfältigste Vorbereitnng und Durcharbeitung des 
Bauprojektes durch geeignete bautechuische, medizinische und solche 
Sach»eri 3 tändige, die auf dem Gebiete der Verwaltung und der Finanzen 
besondere Erfahrnngen besitzen. 

2. Unterbringnng möglichst vieler Krankenränme usw. in einem Gebäude, 
also Wahl von Einheitsbauten, und Errichtung besonderer Neben¬ 
gebäude nur, soweit solche ans hygienischen und wirtschaftlichen Gründen 
unbedingt erforderlich sind. 

8. Vermeidnng jeglicher Verschwendung von umbautem Baum sowie zweck 
mäßige Ausnutzung aller Bäume, insbesondere auch der Dachgeschosse, 
Untergeschosse, Korridore und Nebenräume. 

4. Anlage möglichst vieler großer Krankenzimmer bezw. Krankensäle mtd 
Beschränkung der Zahl der Einzelzimmer auf das ans Gründen der Pflege 
Schwerkranker oder möglichst vorteilhaften wirtschaftlichen Betriebes der 
Anstalt notwendige Maß. 

ß. Vermeidung der Anlage entbehrlicher Nebenräume. 

6. Weise Beschränkung der ärztlichen Forderungen, betreffend Anlage und 
Größe der Operatiousabteilnngen, Laboratorien, Einbau und Beschaffung 
kostspieliger Heilapparate, Instrumente und dergl. 

7. Einfache bezw. zweckmäßige Ausführung aller Teile des Baues und der 
inneren Einrichtung und Verzicht anf jegliche kostspielige äußere nnd 
innere Ausgestaltung des Baues (z. B. reiche Fassaden, Portale, Vestibüle, 
Treppenhäuser) sowie teuere und'entbehrliche Einrichtungsgegenstände. 

8. Verwendung möglichst billiger Baustoffe, soweit dadurch Güte und Dauer¬ 
haftigkeit des Krankenhausbaues nicht beeinträchtigt werden. 

Anlage 8. 

Anregung aus der Konferenz von Sachverstlndlgen, betr. die Frage 
der Verbilligung der Kranhenbansbanten. 

Als Grundsatz für die Durchführung der Verbilligung der Krankenhaus- 
bauten soll möglichst die Zweiteilung der Erankenfürsorge durchgesetzt werden: 

1. Unterbringung der Schwerkranken und Iniektionskranken in zentral ge¬ 
legenen Krankenhäusern mit möglichst vollkommenen Einrichtungen. 

2. Ueberführnng von Rekonvaleszenten und Leicbtkranken in möglichst 
peripher gelegene, mit einfachen Mitteln gebaute Bekonvaleszentenbäuser. 

Die beiden Typen müssen in ennter Verbindung, besonders bezüglich 
ärztlicher Leitung und Verwaltung, stehen. 


TtrantworUlch f&r dlt Scbriftleltmig: Prof. Dr. Ropmond, Qeh. Med.-Rat in Minden I. W. 
Prttok von J. 0. C. Brant, Minden t W. 
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Deutsches Reich. 

Teaerangsznsehläge zn den GebtthrAn für; Zenten und Sacbrer. 
stSndlgs sowie za den Tageg^eldern and Reisekosten der Schöffen and 
Geschworenen. Verordnung der Reächsregierang vom 22. Mai 1920. 

Artikel 1. Zengen und-. Sachverständige erhalten bis auf 
weiteres Tenerungszuschläge za den nach §§ 2, 3 und 7 der Gebhhrenordnnng 
für Zeugen und Sachverständige ihnen zustehenden Vergütungen, und zwar in 
der Art, daß die Vergütungen unter Zugrundelegung des Zwei einhalb fachen 

der Sätze der genannten Vorschriften berechnet werden. 

Artikel II. Soweit in Reichsgesetzen oder Landesgesetzen auf die im 
Artikel I genannten Vorschriften der Gebührenordnung für Zeugen und Sach¬ 
verständige verwiesen ist, findet Artikel I entsprechende Anwendung. 

Artikel III. Die Verordnung vom 21. August 1919, betreffend Ge¬ 
bühren für Zeugen und Sachverständige, wird dahin geändert, daß im Artikel I 
an ^e Stelle des Wortes „fünfzehn" das Wort „vierzig, nnd an die Stelle des 
Wortes „acht“ das Wort „zwölf“, ferner im Artikel III an die Stelle der 
Worte „am 31. Dezember 1920“ die Worte „am 31. Dezember 1922“ treten. 

Artikel IV. § 1 der Verordnung über Teuerungszuschläge zu den 
T^egeldem und Reisekosten der Schöffen und Geschworenen vom 16. Oktober 1919 
wird dabin geändert, daß an Stelle der Worte „das Doppelte“ die Worte „das 
Vierfache“ treten. 

Artikel V. Diese Verordnung tritt am 1. Juni 1920 in Kraft. 


Erhdhang der ElsenbahnfOhrkosten der Betchsbeamten. Verord¬ 
nung der Beichsregierang vom 31. Mai 1920. 

Die hier festgesetzte Erhöhung der Eisenbahnfahrkosten der Reichs-. 
beamten entspricht genau der für die preußischen Staatsbeamten durch Ver¬ 
ordnung vom 5. AprU 1920 (s. Beilage zu Nr. 9, S. 45). 


Gesetz über weitere Ausdebnung der Terslcberungspfllcbt ln der 
Angestelltenverslcberung. Gesetz vom 31. Mai 1920. 

§ 1. Im § 1 Abs, 3 des Vesicherungsgesetzes für Angestellte wird das 
Wort „fünftausend“ durch „fünfzehntaasend“ ersetzt. 

§ 2 Abs. 3. Freiwillig Versicherte, die nach § 1 nicht wieder ver¬ 
sicherungspflichtig werden, sind berechtigt, die freiwillige Versicherung in der 
höchsten Gehaltsklossc fortzusetzen. 

§ 3. Für die nach § 1 neu in die Versicherungspflicht eintretenden, vorher 
noch nicht versiebe rangspflichtigen Angestellten finden die §§ 365 bis 389 des 
Versicherungsgesetzes für Angestellte entsprechende Anwendung mit der Maß¬ 
gabe, daß £e im § 366 bezeichnete Frist von zehn Jahren vom Inkrafttreten 
dieses Gesetzes ab läuft. 

§ 5. Solche Angestellte, die mit einem Jabresarbeitsverdienste von mehr 
als fünftausend Mark auf Grund des § 1 versicberungspflichtig werden, ohne 
bereits nach § 1 des Versicherungsgesetzes für Angestellte in Verbindung mit 
der Verordnung des Bandesrats über Ausdehnung der Versicherungspflicht in 
der Angestelltenversicherung vom 28. August 1918 versichert zu sein, werden 
auf Antrag von der eigenen Beitragsleistnng befreit, wenn für sie bis ein¬ 
schließlich zum 30. Juni 1920 bei öffentlichen oder privaten Lebensversicberungs- 
untemehmungen der Abschluß eines Versicherungsvertrags beantragt wor(l>‘M 
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ist and der Jahresbetrag der Beiträge fttr diese Versichemng am Tage des 
Befreiangsantrags mindestens ihrem i^teil an dem Beitrag der Gehaltklasse J 
gleichkommt. 

§ 6. Angestellte der in den §§ 1, 2 dieses Gesetzes bezeichneten Art 
sind auch dann berechtigt, sieh nnter den im § 2 Abs. 2 dieses Gesetzes be« 
zeichneten Bedingungen und mit der dort bestimmten Rechtswirknng freiwillig 
weiter zu versichern, wenn sich ihr Jahresverdienst auf über fünfrohntansena 
Mark nach dem 1. Mai 1920 erhöht hat oder noch erhöht. 

§ 7. Einzelnen Angestellten der im § 6 Abs. 1 bezeichneten Art kann 
in den ersten drei Jahren nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes die Beicha- 
versicherongsanstalt nach vorhergehender ärztlicher Untersuchnng gestatten, 
die Wartezeit znm Bezüge der Leistungen des Versichernngsgesetzes für An¬ 
gestellte durch Einzahlung der entsprechenden Prämienreserve abzukOrsen. Der 
Michsarbeitsminister bestimmt die Grundsätze fttr die Berechnung der Prämien¬ 
reserve nach Anhörung der Beichsversichemngsanstalt. 

§ 11. Das Gesetz tritt mit Bückwirkung vom 1. Mai 1920 in Kraft. 


ErhOhnng der Leistnagen and der Beiträge ln der Invaliden- 
verslehernag. Gesetz vom 20. Mai 1920. 

Nach Artikel 1 erhalten die Empfänger einer Invaliden- oder Altere- 
rente monatlich eine Zulage von dreißig Mark, Empfänger einer Witwen- oder 
Witwerrente monatUch eine solche von fünfzehn Mark, Empfänger einer Waisen¬ 
rente monatlich eine solche von zehn Mark, die monatlich im voraus gezahlt wird. 

Die Zulagen bilden einen Teil der Gemeinlast. Die Bechnun^telle 
des Beichsversicnemngsamts ermittelt den Kapitalwert der Zulage nach Maß¬ 
gabe des Kapitalwerts der zugehörigen Rente. Das Beichsversicherungsamt 
bestimmt das Nähere. 

Der § 1892 der Beichsversichemn^ordnung erhält folgende Fassung: 

Durch Artikel 11 wird bis auf wmteres als Wochenbeitrag erhoben in 
den Lohnklassen I: 90 Pf., U: 100 Pf., Ul: 110 Pf., IV: 120 PL, V: 140 Pf. 

Nach Artikel UI treten die Vorschriften des Artikel I am 1. Juli 19^, 
die des Artikel U am 1. August 1920 in Kraft. 

Ungültig gewordene Marken können nach Artikel V binnen zwei Jahren 
nach Ablauf ihrer Gültigkeitsdauer hei den Markenverkaufsstellen gegen gültige 
Marken im gleichen Gddwert umgetanscht werden. 


Abäudemng des Gesetzes Aber den Personenstand. Gesetz vom 
11. Juni 1920. 

Artikel I. Das Gesetz über die Beurkundung des Personenstandes 
und die Eheschließnng vom 6. Februar 1876 (Beichs-Gesetzbl. 6. 28) wird wie 
folgt geändert: 

1. Im § 2 wird hinter Abs. 2 fol^nde Vorschrift als neuer Abs. 8 eingeftt^: 

„Zu Standesbeamten oder ihren Stellvertretern können auch weiblicne 
Personen bestellt werden." 

2. Im § 22 Abs. 1 Nr. 6 wird das Wort „Religion" gestrichen. 

8. Dem § 26 werden folgende Vorschriften als Abs. 2, 8 angefttgt: 

„Hat ein uneheliches Kind dadurch die Bechtsstwung eines ehe¬ 
lichen erlangt daß der Vater die Matter geheiratet hat, so hat das Vor- 
mundschaftsgericht dies festzustellen und die Beischreibuug der Feststellung 
am Bande der Geburtsurkunde anzuordnen. Die Beischreibung erfolgt in 
diesem Falle auf Anordnung des Gerichts. 

Sind nach den Lande^esetzen die Verrichtungen des Vormnndschafts- 
gerichts anderen als geridtlichen Behörden Übertragen, so bestimmt die 
Landeszentralbehörde, welche dieser Behörden für die im Abs. 2 bezeichneten 
Geschäfte zuständig ist." 

4. Dem § 45 wird folgender Abs. 5 angefttgt: 

„Der Standesbeamte soll den Verlobten und demenlgen, deren Bin- 
willigung nach dem Gesetz erforderlich ist, vor Anordmun^ des Aufgebots 
je ein Merkblatt aushändigen, in welchem auf die Wichtigkeit einer 
ärztlichen Beratung vor der Eheschließung hingewiesen wird. 
Den Wortlaut des Merkbmttes bestimmt das Beichsgesundheitsamt.* 

Die obigen Abänderungen haben fttr die Medizinalbeamten keine Bedeutung. 
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PreuBen. 

Slnst^lliiDg der Berlchterstattnng Aber Inflaenza und aog« Schlaf« 
kraakheit (Eocephalltis letbaraica). lianderlaß des Ministers für 
Volks wohlfahr t vom 14. Mai 1920 — I M III 1006 — an sämtliche 
Herren Begiernngspräsidenten. 

Die durch Erlaß vom 7. Februar d. Js. — I M III 249 — angeordnete 
Berichterstattung über Influenza und sog. Schlafkrankheit — Encephalitis 
lethargica — kann nunmehr infolge Nachlassens der Erkrankungen eingestellt 
werden. Sollte jedoch im Laufe der Zeit im dortigen Bezirk eine Zunahme der 
Erkrankungen erneut in die Erscheinung treten, so ersuche ich ergebenst, 
gemäß den in vorstehendem Erlasse gegebenen Richtlinien wiederum zu berichten. 


w Urinnntersaohiiiigen bei Sobnlklndem. Randerlaß vom 11. Mai 
a920 — IM IV — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Bei den schulärztlichen Reihenuntersuchungen der Schulkinder liegt ein 
beachtenswerter Mangel darin, daß der Urin nicht sämtlicher Kinder dabei 
untersucht wird. Auf diese Weise kann so manche Nierenerkrankung, wie 
solche gerade im schulpflichtigen Alter im Anschluß an die verschiedensten 
Infektionskrankheiten verhältnismäßig häutig auftreten, unerkannt bleiben. Es 
ist aber hier besonders wichtig, daß die Eltern auf die versteckte Krankheit 
rechtzeitig aufmerksam gemacht werden, um die erforderliche Behandlung ein« 
treten zu lassen. Ich verkenne durchaus nicht, daß eine derartige Massen« 
Untersuchung von Urin gewissen Schwierigkeiten begegnet und vor allen Dingen 
auch einen nicht unbeachtlichen Zeitaufwand erfordert. Immerhin lassen sich 
aber bei geeigneter Organisation die Schwierigkeiten auf ein recht geringes 
Maß beschränken, wie das die Erfahrungen von Stuttgart, die bereits UW 
mehrere Jahre reichen, beweisen. Es hat sich dort folgendes Verfahren als 
praktisch erwiesen: 

1. Entnahme des Urins. Personal: eine Hilfsperson. Inventar; 
20 numerierte Töpfe bezw. Gläser. 

2. Untersuchung des Urins mit der Kochprobe. Personal: 
dieselbe Hilfsperson wie bei 1. Inventar: 20 numerierte Reagensgläser, gleich¬ 
lautend mit den Nummern der Töpfe. 

Die Urine werden mittels Trichter durch Watte in die entsprechenden 
Reagensgläser eingefüllt und in einem Drahtkörbchen im Wasserbad zum 
Kochen erhitzt. Darauf werden die Reagensgläser einzeln aus dem Draht« 
kOrbchen entnommen, mit einigen Tropfen Essigsäure versetzt und die trübe 
gewordenen Urine zurUckgesteut, um später im Laboratorium genauer unter¬ 
sucht zu werden. Zu diesem Zwecke wird der Inhalt der entsprechenden 
Urintöpfe in numerierte Flaschen zwecks leichteren Transports umgeiüllt. Auf 
diese Weise ist es in Stuttgart möglich, innerhalb von einer Stande den Urin 
von 60 Kindern zu untersuchen. 

Das Mitbringen des Urins durch die Kinder selbst in Fläschchen hat sich 
nicht als sehr zweckmäßig erwiesen. 

Im Einverständnis mit dem Herrn Minister für Wissenschaft, Kunst und 
Volksbildung ersuche ich ergebenst, die Schulärzte des dortigen Bezirks in 
vorstehendem Sinne anzuregen und mir über den Erfolg der Anregung und den 
Nutzen der Ausführung nach 2 Jahren zu berichten. 


WledfrhoIuDgslfhrfrlnge fBr Destnfekforea. Randerlaß vom 
28. April 1920 — I M IV 872 — an sämtliche Herren Regiemngsprisidenten. 

Nach Ziffer 13 des Erlasses vom 3 November 1917 — M 3114 — konnten 
die Wiederholungslebrgänge für Desinfektoren an Desinfektionsschalen während 
des Krieges in Fortfall komn en. Ich ersuche ergebenst, falls die Abhaltung 
von Wieuerholungslehrgängen für Desinfektoren nicht schon wieder anfgenommen 
sein sollte, das Erforderliche zu veranlassen, da ein Bedürfnis dafür zweifel¬ 
los vorhanden ist. 


VerweuduDg von Dienstmarken fBi die von Hebammen an erstattenden 
Hebortsmeldongen. Runderlaß vom 17. Mai 1920 — I M U 996 — 
an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Es waren Zweifel darüber entstanden, ob für die nach dem Randerlaß 
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Tom 8. Dezember 1919 — M 7271 — Ton den Hebammen zu erstattenden 
Meldnngen der Geburt eines lebenden EJndes an die zuständigen Säoglingn« 
färsorgestellen die Benntznng des Ayersionierangsrermerks zulässig ist. Indem 
ich auf den Banderlaß des Ministeriams der geistlichen, Unterrichts^ and 
Medizinalangelegenheiten vom 20. April 1897 — M 11012 G — verweise, bemerke 
ich nach Benehmen mit dem Herrn Beichspostminister, daß auch die Hebammen 
zu dem ärztlichen Hilfspersonal rechnen, das berechtigt ist, die auf Grund 
behördlicher Anordnung zu Zwecken der Gesundheitspflege und der Medizinal- 
Statistik zu erstattenden Meldungen unter dem Portoablösnngsvermerk zu ver¬ 
senden bezw. sich jetzt der Dienstmarken zu bedienen. 

Ich stelle hiernach anheim, wegen Abgabe von Dienstmarken usw. an 
die in Frage kommenden Hebammen das Erforderliche zu veranlassen. 



Torrätighalten znsammengeprefiter Arzneliubereltnngen und Arznei " 
mittel der Tabelle B und €. Banderlaß des Ministers für Volks- 
Wohlfahrt vom 16. Mai 1920 I M II 1287 —. an sämtliche Herren 
Begierungspräsidenten. 

Nach Anhörung der Technischen Kommission für pharmazeutische An¬ 
gelegenheiten habe ich dem § 13 der Apothekenbetriebsordnung vom 18. Fe¬ 
bruar 1902 (Min.<Bl. f. Med.*Ang. 1902 8. 64 ff.) Absatz 2 folgende Bestinunongr 
binzngefßgt; 

.Gegen das Vorrätighalten zusammengepreßter Arzneizubereitangen, 
welche Arzneistofte der Tabellen B oder C des Arzneibuches enthalten, sind 
Einwendungen dann nicht zu erheben, wenn diese Zubereitungen in abgabe¬ 
fertiger Packung aus dem Handel bezogen und in derselben Packung ab¬ 
gegeben werden.“ 

Ich ersuche ergebenst, die Ergänzung der Apothekenbetriebsordnung zur 
Kenntnis der Apothekenvorstände zu bringen. 



Verbot der Abgabe von Santonin in Zeltchen im FreibandeL Be¬ 
kanntmachung des Ministers für Volkswohlfahrt vom 18. Juni 1920. 

Nach den am 22. Juni 1896 — M 11025 — (Minist.-Bl. f. d. L Verw. 
8. 123) ergangenen Vorschriften über die Abgabe stark wirkender Arzneimittel 
usw in den Apotheken dürfen 8antonin und santoninhaltige Arzneien in den 
Apotheken nur auf ärztliche Anweisung abgegeben werden; dabei ist jedoch 
eine Ausnahme hinsichtlich der Zeltchen zagelassen, die nicht mehr als je 
0,05 g 8antonin enthalten. Ich bestimme, daß diese Ausnahme mit Wirkung 
vom 1. Juli d. Js. ab wegfällt und daß alsdann alle 8antonlnzeltchen nur 
noch auf ärztliche Anweisung in den Apotheken abgegeben werden dürfen. 
Zuwiderhandlungen sind nach § 267 Ziffer 5 des Beichsstra^esetzbucbs strafbar. 


Saobzen. 

.Erhöhung der Sätze der Gebührenordnung für Aerzte^ Chemiker^ 
Pharmazeuten und Hebammen bei gerichtlich-medizinischen und medizinal- 
polizeilichen Verrichtungen. Verordnung der Ministerien der Justiz 
und des Innern vom 26.Februar 1920. 

Die Sätze für Schreiblöhne in Ziffer 8 a sowie die Sätze in Ziffer 6 bis 
57 der Gebührenordnung vom 19. März 1900 für Aerzte, Chemiker, Pharma¬ 
zeuten und Hebammen bei gerichtlich-medizinischen und mezinalpolizeilichen 
Verrichtungen werden bis auf weiteres um 50 v. H. erhöht. 

Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Erhöhung der ärztlichen und zahnärztlichen Gebührenordnung. 
Verordnung des Ministeriams des Innern vom 20. Mai 1920. 

Mit Bücksicht auf den gesunkenen Geldwert werden bis zur Bekannt-, 
gäbe einer neuen ärztlichen Gebührentaxe sämtliche Sätze der Sächsischen 
Gebührentaxe für ärztliche und zahnärztliche Privatpraxis vom 28. März 18B9 
um 200 Prozent erhöht. 


TGnuitworilicli für die S^hrlfUeHong: Prof. Dr. Bepmandi Geh. Ked.-Bel ln Minden 1. W. 
Dmok Ton J. 0. C. BnmB, Minden 1« W. 
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Preußen. 

Organisation der ländlichen Woblfahrf8pflee:e. Erlaß des Ministers 
für V olkswohlfahrt vom 10. Juni 1920 — III G 291 — an den Verband 
der Preußischen Landkreise in Berlin. 

Den Ausführungen des dortigen Schreibens kann ich im allgemeinen 
zustimmen. 

Die Zusammenfassung sämtlicher Wohlfahrtsbestrebnngen des Kreises im 
Kreiswohlfahrtsamte entspricht durchaus meinen Wünschen. In welcher 
Weise die Zusammenfassung zweckmäßig zu erfolgen hat, hat in erster Linie 
der Kreis auf Grund des i^ zustehenden Selbstverwaltungsrechtes zu ent¬ 
scheiden. Es würde den Absichten meines Erlagses — M 2730 — vom 12. Ok¬ 
tober 1919 durchaus entsprechen, wenn die dort erwähnten Ausschüsse für 
hygienische Volksbelehrung im engen Anschluß an die Krciswohlfabrtsämter 
— etwa als Abteilungen derselben — gebildet werden und davon abgesehen 
wird, neben den Kreiswohlfabrtsämtern besondere Ausschüsse über hygienische 
Volksbelehrungen einzurichten. Von dieser Mitbeteiligung der Aerzte und 
Hygieniker an den Kreiswohlfahrtsämtern würde soear eine verstärkte Mit¬ 
arbeit dieser Kreise an den sonstigen Arbeiten des Kreiswohlfahrtsamtes über 
den Bahmen der hygienischen Volksbelehrung hinaus zu erhoffen sein, ein 
Ergebnis, das ich im allgemeinen Interesse wie in dem durchaus berechtigten 
finanziellen Interesse nur begrüßen kann. 


Bereitstellung von Mitteln aus den Erträgnissen des Brniintwein- 
monopols zur Bekämpfung der Tuberkulose und der Geschlechtskrankheiten. 
Bunderlaß d]es Ministers für Volkswoblfahrt vom 8. Jttnil920 
— I M III 1027 — an sämtliche Herren Oberpräsidenten und Begierungs 
Präsidenten. 

Von den nach § 258 Ziffer 1 des Branntweinmonopolgesetzes vom 26. Juli 
1918 zur Bekämpfung des Alkoholismns verfügbaren Mitteln .sollen in Anbetracht 
des gegenwärtigen Notstandes auf dem Gebiete der Bekämpfung der Tuberkulose 
und der Geschlechtskrankheiten und der starken Zusammenhänge dieser Krank¬ 
heiten mit dem Alkoholmißbrauch zunächst 600000 M., und zwar zu gleichen 
Teilen, für die Bekämpfung dieser beiden Volksseuchen verwendet werden. 
Hiervon sind nach den im Beichsministerium des Innern aufgcstcllton Bichtlinien 
auf dem Gebiete der Tuberkulosebekämpfung zur Förderung des Fürsorgcstellcn- 
wesens, für Kurbeihilfen unter besonderer Berücksichtigung von Kindern und 
Mittelstandsangehörigen, zur Förderung der Aufklärung durch die Schule, zur 
Bekämpfung des Lupus und zur Beschaffung von Anschauungsmaterial für 
Vorträge und Kurse über Tuberkulose zusammen 2» 0000 M. und zur Förderung 
der Aufklärung der Bevölkerung über die Gefahren, die Verhütung und Heilung 
der Geschlechtskrankheiten 150000 M. bestimmt. Der Best wird für ärztliche 
Fortbildnngszwecke auf den genannten Gebieten und für wissenschaftliche 
Untersuchungen Verwendung finden. Die Mittel zur Bekämpfung der Tuberkulose 
werden durch Vermittelung des „Deutschen Zentralkomitees zur Bekämpfung 
der Tuberkulose" in Berlin W 9, Königin Augusta Straßc 7, und die Mittel zur 
Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten durch Vermittelung der „Deutschen 
Gesellschaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten" in Berlin W 66, 
Wilhelmstraße 48, ihrer Bestimmung zugeführt werden. 

Eurer (Tii.) gebe ich hiervon Kenntnis mit dem Ersuchen, die für eine 
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Medizinal-Gesetzgebung. 

Preußen. 

Organisation der ländlichen Wohlfahrtspflege. Erlaß des Ministers 
für Volkswohlfahrt vom 10, Juni 1920 — III G 291 — an den Verband 
der Preußischen Landkreise in Berlin. 

Den Ausführungen des dortigen Schreibens kann ich im allgemeinen 
znstünmen. 

Die Zusammenfassung sämtlicher Wohlfahrtsbestrebungen des Kreises im 
Kreiswohlfahrtsamte entspricht durchaus meinen Wünschen. In welcher 
Weise die Zusammenfassung zweckmäßig zu erfolgen hat, hat in erster Linie 
der Kreis auf Grund des ihm zustehenden Selbstvcrwaltungsrechtes zu ent¬ 
scheiden. Es würde den Absichten meines Erlasses — M 2730 — vom 12. Ok¬ 
tober 1919 durchaus entsprechen, wenn die dort erwähnten Ausschüsse für 
hygienische Volksbelehrung im engen Anschluß an die Kreiswohlfahrtsämter 
— etwa als Abteilungen derselben — gebildet werden und davon abgesehen 
wird, neben den Kreiswohlfahrtsämtern besondere Ausschüsse über hygienische 
Volksbelehrungen einzurichten. Von dieser Mitbeteiligung der Aerzte und 
Hygieniker an den Kreiswohlfahrtsämtern würde socar eine verstärkte Mit¬ 
arbeit dieser Kreise an den sonstigen Arbeiten des Kreiswohlfahrtsamtes über 
den Bahmen der hygienischen Volksbelehrung hinaus zu erhoffen sein, ein 
Ergebnis, das ich im allgemeinen Interesse wie in dem durchaus berechtigten 
finanziellen Interesse nur begrüßen kann. 


Bereitstellnng von Mitteln ans den Erträgnissen des Branntwein¬ 
monopols zur Bekämpfnng der Tuberkulose nnd der Geschlechtskrankheiten. 
Bunderlaß djes Ministers für Volkswohlfahrt vom 8. Jnnil920 
— I M 111 10^ — an sämtliche Herren Oberpräsidenten und Begierungs 
Präsidenten. 

Von den nach § 258 Ziffer I des Branntweinmonopolgesetzes vom 26. Juli 
1918 zur Bekämpfung des Alkobolismus verfügbaren Mitteln .sollen in Anbetracht 
des gegenwärtigen Notstandes auf dem Gebiete der Bekämpfnng der Tuberkulose 
und der Geschlechtskrankheiten und der starken Zusammenhänge dieser Krank¬ 
heiten mit dem Alkoholmißbrauch zunächst 600000 M., und zwar zu gleichen 
Teilen, für die Bekämpfung dieser beiden Volksseuchen verwendet werden. 
Hiervon sind nach den im Beichsministerium des Innern aufgestellten Bichtlinien 
auf dem Gebiete der Tuberkulosebekämpfung zur Förderung des Fürsorgestellen¬ 
wesens, für Kurbeihilfen unter besonderer Berücksichtigüng von Kindern und 
Mittelstandsangehörigen, zur Förderung der Aufklärung durch die Schule, zur 
Bekämpfung des Lupus und zur Beschaffung von An.schanungsmaterial für 
Vorträge und Kurse über Tuberkulose zusammen 2u0000M. und zur Förderung 
der Aufklärung der Bevölkerung über die Gefahren, die Verhütung und Heilung 
der Geschlechtskrankheiten 150000 M. bestimmt. Der Best wird für ärztliche 
Fortbildungszwecke auf den genannten Gebieten und für wissenschaftliche 
Untersuchungen Verwendung finden. Die Mittel zur Bekämpfung der Tuberkulose 
werden durch Vermittelung des „Deutschen Zentralkomitees zur Bekämpfung 
der Tuberkulose“ in Berlin W 9, Königin Augusta-Straße 7, und die Mittel zur 
Bekämpfnng der Geschlechtskrankheiten durch Vermittelung der „Deutschen 
Gesellschaft zur Bekämpfnng der Geschlechtskrankheiten“ in Berlin W 66, 
WUhelmstraße 48, ihrer Bestimmung zngeführt werden. 

Eurer (Tit.) gebe ich hiervon Kenntnis mit dem Ersuchen, die für eine 
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BerQcksicbtigi^ bei der Verteilung der Mittel in Betracht kommenden gemein- 
nfltzi^n Vereinigungen, Gesellschaften usw. Ihres Bezirkes entsprechend zu 
benachrichtigen und hinsichtlich etwaiger Anträge um Beihilfen an die bezeich* 
neten zentralen Vereinigungen zu verweisen. 


Merkblätter zur Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit. Bnnd- 
Erlaß des Ministers für Volkswohlfahrt vom 2. Juni 1920 
— I M rV 938 — an die Herren Regierungspräsidenten. 

Mit Rücksicht auf die beginnende wärmere Jahreszeit mache ich wieder 
auf das von dem Kaiserin Auguste Victoria-Hause zur Bekämpfung der Säug¬ 
lingssterblichkeit im Deutschen Reiche herausgegebene Hitzemerkblatt zur Ver- 
hüUing der Sommersterblichkeit der Säuglinge aufmerksam. v. 

Von dem genannten Hause sind noch folgende Btätter zur Aufklärung 
der Bevölkerung herausgegeben: 

a) Merkblatt für Schwangere und Wöchnerinnen, 

b) Flugblatt zum Schutze der Säuglinge und 

c) Merkblatt für die Ernährung und Pflege des Säuglings und des Kleinkindes. 

Die Blätter erscheinen im Selbstverläge des Kaiserin Auguste Victoria- 
Hauses zur Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit im Deutschen Reiche in 
CharloUenburg 5, Mollwitzstraße. Auf dorthin zu richtende Anträge werden 
einzelne Stücke, auf denen auch die beim Bezüge größerer Mengen sehr 
niedrigen Preise angegeben sind, zur Ansicht kostenlos abgegeben. 

Ich ersuche ergebenst, ^e beteiUgten Kreise hierauf, und zwar ins¬ 
besondere auf die Bedeutung des Hitzemerkblattes hinzuweisen. 


^ ■ Oeffentllche KrflppelfQrsorge. Gesetz vom 6. Mai 1920. 

V § 1. Der § 31 Abs. 1 des Gesetzes, betreffend die Ausföhrung des 
Bundesgesetzes über den Unterstützungswohnsitz, vom 8. März 1871 — Gesetz- 
samml. S. 130 — in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom 11. Jxdi 1891 
— Gesetzsamml. S. 300 —, erhält folgende Fassung: 

Die Landesarmenyerbände — in der Proviz Ostpreußen der Landarmen¬ 
verband der Provinz — sind verpflichtet, für Bewahrung, Kur und Pflege der 
hilfsbedürftigen Geisteskranken, Idioten, Epileptischen, Taubstununen, Blinden 
und Krüppel, soweit sie der Anstaltspflege bedürfen, in geeigneten Anstalten 
Fürsorge zu treffen. Bei Krüppeln unter achtzehn Jahren umfaßt diese 
Fürsorge auch die Erwerbsbefähigung der Krüppel. 

§ 2. Die Fürsorge für Krüppel unter 18 Jahren, die nicht der Anstalts¬ 
pflege bedürfen, und die Maßnahmen zur Verhütung der Verkrüppelung gehören 
zu den Aufgaben der Land- und Stadtkreise. Die Aufsichtsbehörde ist befugt, 
diese Kreise nötigenfalls zur Erfüllung der Verpflichtung anzuhalten. 

§ 3. (1) Ein Arzt, der in Ausübung seines-Berufes bei einer Person 
unter achtzehn Jahren eine Verkrüppelung wahrnimmt, ist verpflichtet, hiervon 
binnen einem Monat unter Bezeichnung des Krüppels und der Verkrüppelung 
Anzeige zu erstatten. 

(2) Wer als Arzt oder Hebamme Geburtshilfe leistet, ist verpflichtet, 
das mit seiner Hilfe geborene Kind auf die Anzeichen von Verkrüppelung zu 
untersuchen und, falls solche sich vorfinden, die gleiche Anzeige zu erstatten. 

(3) Eine Anzeigepflicht besteht nicht, wenn eine nach diesem Gesetze 
ausreichende Anzeige bereits früher erstattet worden ist. 

(4) Verletzungen der Anzeigepflicht werden mit Geldstrafe bis zu einhundert¬ 
fünfzig Mark oder mit Haft bis zu vier Wochen bestraft. 

§ 4. (1) Lehrer (Lehrerinnen), welche gelegentlich des zur Erfüllung 
der gesetzlichen Schulpflicht erteilten Unterrichts oder des Ersatzunterrichts 
hierfür bei ihren Schülern Verkrüppelungen wahmehmen, sind verpflichtet, diese 
Schüler namhaft zu machen. 

(2) Die näheren Vorschriften zur Durchführung dieser Bestimmung erläßt 
der Minister für Volks Wohlfahrt im Verordnun^wege. Die Verordnungen 
sind durch die Regierungsamtsblätter derjenigen Bezirke bekannt zu machen, 
in welchen sie Geltung erlangen sollen, und treten mit dem achten Tage nach 
Ablauf desjenigen Tages, an welchem das betreffende Stück des Amtsblattes 
aasgegeben ist, in Kraft. Für die Nichtbefolgung der in der Verordnung 
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gegebenen Vorschriften können Geldstrafen bis zu einhundertfünfzig Mark oder 
H(St bis zu vier Wochen angedroht werden. 

§5. Aerzte, sowie solche Krankenpflegepersonen und sonstige Fürsorge* 
Organe, welche gelegentlich ihrer Berufsausübung bei jugendlichen Personen 
unter achtzehn Jahren die Anzeichen drohender Verkrüppelung beobachten, sind 
verpflichtet, diese der in § 6 dieses Gesetzes bezeichneten Stelle namhaft 
zu machen. 

§ 6. Die in §§3,4,5 vorgesehenen Anzeigen sind an das zuständige Jugend* 
amt zu richten. Für den Zeitraum, bis alle Stadt* und Landkreise auf Grund 
gesetzlicher Bestimmungen Jugendämter haben, bestimmt der Minister für 
Volkswohlfahrt im Verordnungswege die Stelle, an welche die Anzeige zu 
richten ist. 

Auf diese Verordnung finden die Bestimmungen des § 4 Abs. 2 Anwendung. 

§ 7. Auf Grund von Anzeigen, die nach § 6 eingchen, kann die unter 
Umständen auch zu wiederholende Beibringung eines ärztlichenZeugnisses 
angeordnet werden, ob die nötigen Maßnahmen zur Verhütung dauernder Ver* 
krüppelung getroffen sind. • 

§ 8. Jeder Stadt* und Landkreis hat mindestens eine Fürsorgestelle für 
Krüjppel zu schaffen oder sich einer solchen anzugliedem. In dieser Fürsorge* 
stelle wird Beratung für Krüppel oder für solche Personen unter 18 Jahren erteilt, 
die der Gefahr dre Verkrüppelung ansgesetzt sind. Die Beratungsstelle beantragt 
die Einleitung der notwendig erscheinenden Maßnahmen. 

§ 9. Eine Verkrüppelung im Sinne dieses Gesetzes liegt vor, wenn eine 
Person (Krüppel) infolge eines angeborenen oder erworbenen Knochen-, Gelenk*, 
Muskel* oder Nervenleidens oder Fehlens eines wichtigen Gliedes oder von 
Teilen eines solchen in dem Gebrauche ihres Kumpfes oder ihrer Gliedmaßen 
nicht nur vorübergehend derart behindert ist, daß ihre ErwerbsBlhigkcit auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkte voraussichtlich wesentlich beeinträchtigt wird. 

§ 10. Mit der Ausführung dieses Gesetzes wird der Minister für Volks¬ 
wohlfahrt beauftragt. 

§ 11. 1) Dieses Gesetz tritt mit dem 1. Oktober 1920 in Kraft. 

2) Soweit den im § 1. bezeichneten Verbänden geeignete Anstalten in 
ausreichender Anzahl nicht zur Verfügung stehen, kann der Minister bis zum 
31. März 1926 Befreiung von derVerpflichtnng zur Anstaltsnntcrbringung gewähren. 

Tierärztliche Ilansspoiheken. Kunderlaß des Ministers für 
Landwirtschaft vom 29. Januar 1920 — an sämtliche Herren Ke* 
gierungsp räsidenten. 

Nach den Berichten zu dem Erlasse vom 30. Juni 1918 üben von den 
2Ö28 damals in Preußen Praxis treibenden Tierärzten (die Militärveterinäre 
nicht eingerechnet) 1976 das Dispensierrecht aus. Da in der Gesamtzahl auch 
die nur im Nebenberufe und iu geringem Umfange Privatpraxis treibenden 
Tierärzte enthalten sind, so kann angenommen werden, daß die in größerem 
Umfange Praxis treibenden Tierärzte fast durchweg vom Dispensierrecht Ge* 
brauch machen. Hieraus kann auf ein dringendes Bedürfnis zum Selbst* 
dispensieren bei den Tierärzten geschlossen werden. Die Ausübung des 
Dispensierrechts erscheint auch im Interesse rascher Hilfeleistung und billiger 
Versorgung der Tierbesitzer mit Arzneien dringend erwünscht. 

Die Einrichtnngen der Tierärzte für die Ausübung des Dispensierrechts 
zeigen nach den Berichten der Regierungspräsidenten noch große Ungleich* 
mäßigkeiten und lassen zum Teil zu wünschen übrig. Vorbehaltlich etwa weiter 
erforderlicher Bestimmungen erscheint es mir daher notwendig, daß die Ke* 
giernngs- und Veterinärräte eine dauernde Ueberwachung über die Art der 
Ausübung des Dispensierrechts ausüben, und ich ersuche ergebenst, ihnen einen 
entsprechenden Auftrag zu erteilen. Bei der Kontrolle wird auf folgende 
Gesichtspunkte besonders zu achten sein: 

1. Die Arzneien müssen in einem besonders taghellen verschließbaren 
Kaum untergebracht sein. 

2. Der Kaum darf zu Wohnzwecken sowie zur Unterbringung von 
Nahrungs* und Genußmitteln nicht verwendet werden. Er ist mit den zur Auf* 
nähme der Arzneibebälter und der Arbeitsgeräte erforderlichen Schränken und 
Börten sowie mit einem Arbeitstisch anszustatteu, 
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3. Die Arzuciuiittel und Waren müssen die Beschaffenheit guter Handels¬ 
ware besitzen. 

4. Siimtliche Arznoipcfäße und Packungen müssen Aufschriften über 
ihren Inhalt tragen D e Staudgefäße sind, sofern sie nicht stark wirkende 
Mittel enthalten, mit .‘ichwurzer Selirift auf weißem Grunde, sofern sie Mittel 
enthalten, die in der Tabelle 0 des Deutschen Arzneibuches aufgeführt sind, 
mit roter Schrift auf weißem Grunde zu bezeichnen. Die Bezeichnungen müssen 
stets deutlich lesbar und sauber sein. Für Säuren und Langen ist auch radierte 
oder geätzte Schrift zulässig. 

5. Gifte sind, soweit sie nach den für die Tierärzte geltenden Be¬ 
stimmungen vorrätig gehalten werden dürfen, bei genauer Beachtung der Vor¬ 
schrift en über die Aufbewahrnng von Giften unter besonderem Verschluß zu 
halten. Der Schrank oder die Abteilung des Schrankes muß mit der Bezeichnung 
„Gift“ versehen sein. In dem Giftschrank oder der Schrankabteilung müssen 
auch die zur Dispensation der Gifte etwa vorrätig gehaltenen besonderen 
Gerätschaften nntcri^ebracht sein. 

Die Arzneibehälter,mit den Mitteln der Tabelle C des D. A.-B. sind 
getrennt von den nicht stark wirkenden Mitteln aufzustellen. 

6. Die Zubereitung der Arzneien darf nur durch die Tierärzte selbst 
erfolgen. 

Jede verabfolgte Arznei muß mit einer deutlich und leserlichen Aufschrift 
versehen sein, die die Gebrauchsanweisung und den Namen des Anfertigers mit 
der Bezeichnung „Tierarzt“ trägt. Die nötigen Besichtigungen sind möglichst 
gelegentlich anderer Dienstreisen vorzunehmen. Soweit Uebelstände vorgefunden 
werden, ist auf Abstellung hinzuwirken. Erforderlichenfalls ist zu berichten. 
Im übrigen ist über die Erfahrungen bei Gelegenheit der Besichtigungen in 
den Jahresveterinärberichten Teil II Bericht zu erstatten. 


Rückgewinnung von Fett ans Abwässern. Bunderlaß des Mi¬ 
nisters für Volkswohlfahrt vom 25. Mai 1920 — I M IV 377 — 
an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Voraussichtlich werden wir in Deutschland noch auf längere Zeit hinaus 
an einem erheblichen Fcttmangel leiden. Aus diesem Grunde verdienen alle 
Bestrebungen zur Rückgewinnung von Fett aus Abwässern, namentlich ge¬ 
werblicher Art, Beachtung. Die so gewonnenen Fette können auch im eigenen 
Fabrikbetriebe meist wieder mit Nutzen verwendet werden. 

In Orten mit industriellen Betrieben, die, wie z. B. die Wollwäschereien 
und Tuchfabriken, stark fetthaltige Abwässer liefern, kann bei Einleitung solcher 
Abwässer in die städtische Kanalisation die Reinigung der Gesamtabwässer 
erheblich erschwert und die Vorflut dadurch stark verunreinigt werden. Dasselbe 
gilt, wenn die Fabrikationsabwässer für sich gereinigt werden. Aus diesen 
Gründen hat die Rückgewinnung des Fettes aus stark fetthaltigem Abwasser 
auch eine große Bedeutung für die Reinhaltung der Vorflut. 

Die Verfahren zur Rückgewinnung des Fettes ans Abwasser sind ver¬ 
schieden und noch in der Durchbildung begriffen. In größerem Maßstabe ist 
die Fettrückgewinnung in Wollwarenfabriken, z. B. Grünberg (Schlesien), und 
in verschiedenen englischen Städten durebgefübrt. Neuerdings hat sich mit der 
Fettrückgewinnung gerade aus derartigen Betrieben die Penschuck-SchiUing- 
Gcsellschaft m. b. H. in Berlin W. 35, Am Karlsbad 23, beschäftigt. Sie gibt 
an, daß sie Anlagen nach ihrem Verfahren an verschiedenen Stellen eingerichtet 
hat, die sich bewährt hätten. 

Im Einverständnis mit den Herren Ministern für Handel und Gewerbe, 
für Landwirtschaft, Domänen und Forsten nnd der öffentlichen Arbeiten ersuche 
ich, die Bezirksausschüsse, Wasserpolizeibehörden, Kreisärzte und Gewerbe- 
aufsiebtsbeamten anzuweisen, bei sich bietender Gelegenheit auf die Rück¬ 
gewinnung von Fett ans Abwässern sowohl im wirtschaftlicben, als auch sanitäts¬ 
polizeilichen Interesse Bedacht zu nehmen. 


Verantwortlich für die Schriftleitang: Prof. Dr. Rapmund, Geh. Hed.-Rat in Minden !. W« 
Drnok von J. C. C. Bruns, Minden i. W. 
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Medizinal-Gesetzgebung. 

Deutsches Reich. 

SchädllitgflbekSiiiphiDs mithochglftlgenStoffen. Bekanntmachnng 
des Keichsministers für Ernährung und Landwirtschaft rom 
10. Juli 1920. 

§ 1. Der Gebrauch von Blausäure zur Schädlingsbekämpfung ist in jeder 
Anwendungsfonn verboten. 

Dieses Verbot erstreckt sich nicht auf die Tätigkeit der Beichsschatz- 
verwaltung, auf die wissenschaftliche Forschung in staatlichen und ihnen gleich¬ 
gestellten Anstalten und die Tätigkeit der Deutschen Gesellschaft für Schäd- 
ungsbekämpfnng m. b. E. Der Beichsminister für Emähmng und Landwirt¬ 
schaft kann in besonderen Fällen weitere Ausnahmen von dem Verbote zulassen. 

§ 2. Die Abgabe von zyanwasserstoffsauren Salzen und deren Lösungen 
zur Verwendung für die Schädlin^bekämpfnng darf nur an die im § 1 Abs. 2 
Satz 1 bezeichneten und die von dem Beichsminister für Ernährung und Land¬ 
wirtschaft auf Grund des § 1 Abs. 2 Satz 2 zugelassenen Stellen erfolgen. 

§ 3. Diese Bekanntmachung tritt mit dem 21. Juli 1920 in Kraft. Mit 
diesem Zeitpunkt tritt die Bekanntmachnng, betreffend Ausführung der Ver¬ 
ordnung über die Schädlingsbekämpfung mit nochgiftigen Stoffen vom 7. Februar 
1919/2. Mai 1919 außer Kraft. 


Verkehr mit Opium und anderen BetSnbungsmItteln. Verordnung 
des Eeichsministeriums des Innern vom 20. Juli 1920. 

§ 1. Der Handel mit Opium, Morphin und anderen Opiumalkaloiden, 
Kokain und analog zusammengesetzten Ecgoninverbindungen sowie mit den 
Verbindungen und Zubereitungen, die solche Stoffe enthalten oder daraus her« 

f estellt sind (z. B. Tinkturen, Extrakte, Gemische, Pulver, Tabletten und 
lÖBUngen, Dionin, Ätbylmorphin, Apomorphin, Pantopon, Laudanon usw., Tri- 
valin, Eumecon usw.) sowie der Erwerb und die Veräußerung der bezeichneten 
Gegenstände ist nur denjenigen Personen gestattet, denen eine Erlaubnis von 
der Landeszentralbebörde oder von der durch diese bestimmten Behörde erteilt 
wird; die bisher erteilten Genehmi^ngen behalten ihre Gültigkeit. Die Er¬ 
laubnis kann versagt werden, wenn Bedenken wirtschaftlicher Art oder persön¬ 
liche oder sonstig Gründe entgegenstehen. 

Die Erlaubnis kann von der für ihre Erteilung zuständigen Stelle znrück- 
genommen werden, wenn sich nachträglich Umstände ergeben, welche die Ver¬ 
sagung der Erlaubnis gemäß Abs. 1 Satz 2 rechtfertigen würden. 

§ 2. Wer eine Erlaubnis gemäß § 1 erhalten hat, darf die dort be¬ 
zeichneten Gegenstände nur an solche Personen, denen der Erwerb besonders 
gestattet ist, sowie an Großhändler, Großhersteller, Apotheken und wissen¬ 
schaftliche Institute nach Maßgabe des § 4 veräußern. 

In den Apotheken dürfen diese Gegenstände ohne die im § 1 Abs. 1 be- 
zeiohnete Erlaubnis, jedoch nur als Heilmittel veräußert und erworben werden. 

§ 8. Wer die im § 1 Abs. 1 bezeichneten Gegenstände auf Grund einer 
ihm erteilten Erlaubnis im Besitze bat, ist verpflichtet, ein La^erbuch zu führen, 
in dem der Bestand sowie der Eingang und Ausgang für jeden Stoff einzeln 
und nach Tag und Menge gesondert zu vermerken sind. Ans den Eintragungen 
über Eingang oder Ansgang müssen auch die Namen, Stand und Wohnort der 
Lieferer oder Empfänger ersichtlich sein. 

§ 4 . Die Abgabe der im § 1 Abs. 1 bezeichneten Gegenstände an Per- 
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sonen, denen der Erwerb besonders gestattet ist, sowie an Großhändler, Qroß- 
hersteller, Apotheken oder wissenschaftliche Institute ist nur zulässig auf 
Grund eines ttber Art und Menge lautenden Bezugsscheins, der von der Opium* 
yerteilnngsstelle bei der Beichsarbeitsgemeinschaft Chemie, Berlin W. 10, 
Lfitzowumr 2 auf Antrag ausgestellt wird. In dem Antrag sind auch der 
vorhandene Bestand und der Limerer, von dem die Gegenstände bezogen w;erden 
sollen, anzugeben. 

Narcein, Narcotin, Thebain und Papaverin, die daraus hergestellten Zu¬ 
bereitungen, die Abkömmlinge und deren Zubereitungen (z. B. Cotamin, Stypticin, 
Styptol, Eukodal nnd andere) sowie Pantoj^on-Scopolamin, Morphin-Scopolamin 
und Landanon-Scopolamin dttnen bezngscheinfrei abgegeben werden. 

§ 6. Das Beichsgesundheitsamt führt die Ausicht ttber die Opium- 
verteilungsstelle auf Grund besonderer mit der Beichsarbeitsgemeinschaft Chemie 
vereinbarter Bichtlinien. 

Das Beichsgesundheitsamt ist berechtigt, von einzelnen Personen, welche 
die im § 1 Abs. 1 erwähnten Gegenstände herstellen, in Gewahrsam haben oder 
ans dem Ausland einführen, jederzeit ttber deren Art, Menge und Aufbewahrung 
ort sowie über den Umfang des Handels Auskunft zu verlangen. Auch ist ihm 
über die erteilten Einfnhrbewilli^ngen Mitteilung zu machen und auf An- 
fordern Einsicht in die gescbäftliäen Aufzeichnungen nnd Bücher zu gewähren. 

§ 6. Mit Gefängnis bis zu sechs Monaten nnd mit Geldstrafe bis zu 
zehntausend Mark oder mit einer dieser Strafen wird bestraft, wer den Be- 
Btimmnngen des § 1 Abs. 1, § 2, § 8, § 4 Abs. 1, § 6 Abs. 2 znwiderhandelt. 
Die gleiche Strafe trifft den, der zwecks Erlangung des im § 4 bezeichneten 
Bezugsscheins tatsächlich unrichtige Angaben macht. 

Neben der Strafe kann auf Einziehung der Gegenstände erkannt werden, 
auf die sich die strafbare Handlung bezieht, ohne Unterschied, ob sie dem Täter 
gehören oder nicht. 

§ 7. Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Gleichzeitig treten alle entgegengesetzten Bestimmungen außer Kraft 


Preußen. 

Geirtthmng von Erholungsurlaub. Bunderlaß des Ministers 
für Volkswohlfahrt vom 7. Junil920 — AlNr.604 — an die nach- 
geordneten Behörden. 

1. Das Staatsministerium hat in seiner Sitzung am 26. A^ril d. Js. be¬ 
schlossen, daß den preußischen Beamten für das laufende Jahr ein Erholungs¬ 
urlaub nach den Grundsätzen, die in der Zeit vor dem Kriege maßgebend 
waren, gewährt werden soll. Von der Erteilung eines verlängerten Urbubes, 
wie er während der Ejri^zeit ausnahmsweise gewährt ist, hat mit Bücksicht 
auf die wirtschaftliche Lage, die eine Anspannung aller Kräfte erforderlich 
macht abgesehen werden müssen. 

Ich ersuche ergebenst, hiernach bezüglich der planmäßigen und nicht¬ 
planmäßigen Beamten meiner Verwaltung zu verfahren. 

Selbstverständliche Voraussetzung für die Gewährung des Urlaubs ist 
daß die Beamten sich gegenseitig vertreten nnd irgendwelche besonderen Kosten 
der Staatskasse nicht erwachsen. 

Soweit die Beamten sich über die Vertretung nicht selbst einigen, sind 
die Vertreter von dem Behördenvorstand nach Benehmen mit dem Beamten¬ 
ausschuß zu bestimmen. 

Ich bemerke ausdrücklich, daß die unter 1 nnd 2 getroffene Beg^lung 
nur als eine vorläufige, auf das laufende Jahr beschränkte anznsehen ist. Die 
endgültige Festsetzung der Urlaubszeiten der Beamten und Angestdlten bleibt 
späterer Bestimmung Vorbehalten. 



TergBtnngon fOr vorttbergehond außerhalb Ihres Wohnorts bei 
einer BehSrde besohfiftigte Beamte und Zusohlfige zu den gesetellohen 
Tagegeldern bei eintägigen Dienstreisen. Bunderlaß des Finanz¬ 
ministers vom 8. Juni 1920 — 112111 — an die nachgeordneten Behörden. 

A. Für die Beamten der allgemeinen, inneren, Kreiskassen- 
und Katasterverwaltung, die vorttbergehend außerhalb ihres Wohnortes 
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bei einer ProvinzialbehOrde oder nacbgeordneten Behörde beschäftigt werden, 
wird folgendes bestinunt: 

1. Vom 1. Januar 1920 ab sind nachstehende Tagegelder zu zahlen: 

1. Ffir planmäßige und außerplanmäßige Beamte mit 
Familie im Sinne der Bestimmung unter Nr. 6 des Bunderlasses yom 4. Mai 
1877 (Min. Bl. f. d. i. V. 8.112), die unter der Beibehaltung ihres bisherigen 
Haushalts an ihrem dienstlichen Wohnsitz gezwungen sind, von ihren Famiuen 
getrennt zu leben, und zwar fär die im § 1 des itoisekostengesetzes genannten 
Beamten unter 

n.46 M. 

m.36 „ 

IV .80 „ 

V .26 „ 

VI.20 „ 

vn. 16 , 

2. Im flbrigen fflr planmäßige Beamte 

n.38M. 

m.30„ 

IV.26 , 

V .20 , 

VI .16 , 

vn. 10 „ 

Dauert eine solche Beschäftigung länger als 2 Monate, so sind rom Bo> 
ginn des dritten Monats ab die Tagegelder zu 2, wie folgt, zn bemessen: 

n.20M. 

m. 18 , 

IV. 16 , 

V .12 „ 

VI.9 , 

. vn.7 , 

8. Anflerplanmäßiffe Beamte ebne Familie sind bei Beschäftigung 
außerhalb ihres dienstlichen Wohnortes naeh den bisherigen Orondsätzen zn 
entschädigen. 

4. Auf Qmnd des § 8 des Beisekostengesetzes vom 26. Juli 1910 in Ver> 
bindnng mit 9 22 der Ansftkhmngsbestimmungen des Staatsministerinms yom 
24. September 1910 (Gesetzsamml. 8. 269) sind Imi mehrtägigen Dienstreisen 
der Beamten, die yorUbergehend außerhalb ihres Wohnortes beschäftigt werden, 
mit Wirkung yom 1. April d. Js. ab ein Drittel der unter A I und 2 yor> 
gesehenen Tagegeldsätze auf die bei Dienstreisen zustehenden Tagegelder an¬ 
zurechnen. Diese Bestimmung hat auch auf die Beamten, die eine Wohnungs- 
noti>eihilfe nach dem Bunderlasse yom 26. Noyember 1919 — F. M. 126976 usw. — 
beziehen, sinngemäße Anwendung zu finden. Bei eintägigen Dienstreisen findet 
keine Anrechnung statt 

II. Die außerhalb ihres dienstlichen Wohnorts beschäftigten Beamten, 
die täglich yon ihrem Beschäftigungsorte nach ihrem bisherigen Dienstorte zn 
ihren Emilien fahren, erhalten nwen den Auslagen fflr die Fahrkarte (g. f. Monats¬ 
karte) zur Bestreitung der Mehrkosten der Verpflegung und der Bekleidung 
einen Zuschuß bis zn 6 M. täglich. Bei Bemessung der Höhe dieses Zuschusses 
ist zu berücksichtigen, inwieweit der Beamte infolge seiner auswärtigen Be¬ 
schäftigung yerhindert ist die Mahlzeiten zu Hause einzunehmen. 

UL Wo infolge der yorstehenden Begelnng sich im einzelnen Falle 
Härten ergeben würden, ist zu ihrem Ausgleiche eine besondere Festsetzung 
des Tagegeldes durch uns zn beantragen. 

IV. Hinsichtlich der elsaß-lothringischen Beamten yerbleibt es bei den 
getroffenen Festsetzungen. 

V. Wegen der Erstattung der während der Urlanbszeit fflr die Wohnnim 
am Beschäfti^ngsorte erwachsenden tatsächlichen Anslagen findet die Band- 
yerfflgniw Tom 12. August 1919 — Fin. Min. BL 8.394 — sinngemäße Anwendung. 

VL Soweit auf Grund yon Sonderbestimmnngen höhere Tagegelder ge¬ 
währt sind, wird yon einer Bflckfordemng der sayiel erhaltenen Beträge ab¬ 
gesehen. 
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B. Im AnschluB an den Banderlaß vom 28. Januar 1920 — Fin. Min. BL 
S. 45 — wird genehmigt, daß den Beamten bei Dienstreisen, die an d.em- 
selben Tage angetreten and beendet werden, mit Wirkang vom 
1. April 1920 ab bis aaf weiteres an Stelle der bisherigen Entschädignng be¬ 
sondere Zuschläge zn den gesetzlichen Tagegeldern bewilligt werden, die mit 
diesen zusammen folgende Beträge nicht überschreiten dürfen; 

bei den im § 1 des Beisekostengesetzes genannten Beamten unter 
• I.32 M. 

n.28 „ 

m. 24 „ 

IV.20 „ 

V.16 , 


Tagegelder für Dienstreisen der Staatsbeamten naoh besonders 
teueren Städten. Banderlaß des Finanzministers vom 17. Juli 
1920 — an die nachgeordneten Behörden. 

Im Hinblick anf die in den Großstädten herrschende besondere Teuerung 
Mnehmigen wir für den Bereich der allgemeinen, inneren Ereiskassen- und 
Batasterverwaltung, daß mit Wirkung vom 1. Juni d. J. ab den Staatsbeamten 
bei Dienstreisen nach den unter U benannten Städten bis auf weiteres an Stelle 
der bisherigen Entschädigung besondere Zuschläge zu den gesetzmäßigen T^e- 

S eldem bewilligt werden, me zusammen folgende Beträge nicht überschreiten 
ttrfen: 

a) bei mehrtägigen Dienstreisen der im § 1 des Gesetzes, be¬ 
treffend die Beisekosten der Staatsbeamten vom 26. Juli 1910 (Gesetzsanunl. 
8.150), genannten Beamten unter 


I . . . , 

, . . . 80 M. 

V . . . . 

, . . . 45 M. 

n . . . 

. . . . 70 „ 

VI ... , 

. . . . 40 , 

m . . . . 

... 60 „ 

vn . . . 

. • • • 35 n 

IV ... , 

> . . . 50 „ 




b) bei Dienstreisen, die an demselben Tage angetreten und 
beendet werden, der im § 1 des vorstehenden Gesetzes genannten Beamten unter 

I.40 M. V.24M. 

n.36 , VI.20 „ 

m.32 „ Vn.16 „ 

IV.28 „ 

n. Als besonders teuere Städte im Sinne der Ziffer I haben zu 
gelten: Aachen, Altona, Bremen, Breslau, Koblenz, Köln, Dortmund, Dresden, 
Düsseldorf, Duisburg, Essen, Frankfurt a. M., Groß-Berlin, Hamburg, Hannover, 
Kiel, Königsberg i. Fr., Leipzig, Magdeburg, Mainz, Mannheim, Münzen, Oppeln, 
Stettin und Trier. 

III. Im übrigen verbleibt es hinsichtlich der Tagegelder für Dienst¬ 
reisen nach anderen Orten bei den bisherigen Bestimmungen. 

IV. Werden an einem Tage mehrere Orte berührt, für die verschiedene 

Tagegeldsätze in Betracht kommen, so ist für die Bemessung des Tagegeldes 
der Ort maßgebend, an dem der Beamte am Abend des Tages zwecks Ueber- 
nachtung eintrifft. Findet eine Debemachtung nicht statt, so ist der Ort ent¬ 
scheidend, an dem der Beamte zu Mittag ißt oder am längsten dienstlich 
tätig war. _ 


Erbbhung der Impfgebtthr. Bunderlaß des Ministers für 
Volkswohlfahrt vom 8. Juni 1920. 

Die bisherige Vergütung eines Arztes bei Massenimpfungen von 
0,50 Mark für jede ^impfte Person wird im Hinblick auf die zeitige all- 

g emeine Teuerung im Einverne^en mit dem Aerztekammerausschusse auf den 
etrag von 1 Mk. erhöht 


Y«nuitworillcli f&r dl« Bchriltleliiuig: Prof. Dr. RApmnndy Geh. Xed.*B«t Ib Mlndott 1. W. 
Dmok TOD J. C. 0. Brnnii Xindon i. W. 
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Medizinal-Gesetzgebung. 

A. Deutsches Reich. 

. Aendernng der Prttfangsordnung für Apotheker Tom 18. Hai 1904 
jinnsiohtlich des Nachweises der Yorbüdaog. Bekanntmachnng des 
^Reichsministers des Innern vom 22. Juli 1920. 

Der Beichsrat hat auf Grund des § 29 der Gewerbeordnung in der 
Sitzung Tom 22. Juli 1920 beschlossen: 

An Stelle der §§ 6 und 41 der Prüfungsordnung für Apotheker vom 
18. Mai 1904 (in der Fassung vom 8. Juli 1919) treten folgende Bestimmungen: 

§ 6. Der Meldung zur Prüfung sind beizufügen: 

1. das Zeugnis der Reife von einem deutschen Gymnasium, einem deut¬ 
schen Realgymnasium oder einer deutschen Oberrealschule. 

Inhaber des Reifezeugnisses einer Oberrealschnle haben nachznweisen, 
daß sie bereits bei der Zulassung zur Apothekerlaufbahn in der lateinischen 
Sprache die Kenntnisse besessen haben, welche für die Versetzung nach Ober- 
sekunda eines Realgymnasiums erforderlich sind. Als Nachweis hierfür dient 
entweder ein mindestens genügendes Urteil im Lateinischen im Reifezeugnis 
einer Oberrealschule mit wahlfreiem Lateinunterricht oder ein auf Grund einer 
Prüfung ansgestelltes Zeugnis des Leiters eines deutschen Gymnasiums oder 
Realgymnasiums; 

2. das Zeugnis des ansbildenden Apothekers über die Dauer der Aus¬ 
bildung, die Führung und die Leistnn^n des Lehrlings während der Ausbildungs¬ 
zeit nach beigefügtem Muster 1.‘) Das Zeugnis muß von dem zuständigen 
Medizinalbeamten (Kreisarzt, Bezirksarzt usw.) hinsichtlich der Dauer der Aus¬ 
bildungszeit amtlich bestätigt sein. Die Ausbildung umfaßt einen Zeitraum 
Yon zwei Jahren und muß in Apotheken des Deutsäen Reichs erfolgen. In 
die Ausbildungszeit wird der Prüfungsmonat eingerechnet. Sie darf nicht 
unterbrochen sein; doch können Unterbrechungen, die in Urlaub oder Elraukheit 
oder ähnlichen entschuldbaren Anlässen ihre Ursache haben, bis zur Gesamt¬ 
dauer von acht Wochen in die Ausbildungszeit eingerechnet werden; 

8. das Tagebuch, welches der Lehrling während seiner Ausbildungszeit 
Uber die im Laboratorium unter Aufsicht des ausbildenden Apothekers oder 
Gehilfen ansgeführten pharmazeutisen Arbeiten führen und das eine kurze Be¬ 
schreibung der vorgenomraenen Arbeiten und der Theorie der in Betracht 
kommenden chemischen Vorgänge enthalten muß. Dem Tagebuch ist eine Be¬ 
scheinigung des ausbildenden Apothekers beizufügen, daß der Lehrling die 
Arbeiten selbst ausgefUbrt bat. 

§ 41. Wer spätestens am 1. Januar 1921 als Apothekerlebrling ein¬ 
getreten ist, wird zu den Prüfungen zugelassen, auch wenn er nur den Nach¬ 
weis der bisher geforderten wissenschaftlichen Vorbildung erbringt. Die im 
§ 6 Ziffer 2 yorgeschriebene Ausbildungszeit umfaßt unter diesen Umständen 
gemäß den früheren Bestimmungen einen Zeitraum von drei Jahren. 


B. Preußen. 

Nenregelujig der Tagegelder and Fahrkosten für die Tertreter der 
Aerstekammem. Verordnung der Prenß. Staatsregierung vom 
19. Mai 1920. 

Den zu den Sitzungen der Provinzial-Medizinalkoll^en und der Wissen¬ 
schaftlichen Deputation für das Medizinalwesen von auswärts einberufenen Ver- 


*) Das Muster entspricht dem bisherigen. 




94 


MedlzinalgeBetzgebang. 


tretem der Aerztekammern sind Tagegeldern nnd Fabrkosten ans der Staats¬ 
kasse zu gewähren. An Tagegelder erhalten sie: 

1. für £e Teilnahme an den Beratnngen der Wissenschaftlichen Deputation 
für das Medizinalwesen 86 M.; 

2. für die Teilnahme an den Sitzungen der Provinzial-Mediziaalkollegien 80 M. 

An Fahrkosten sind ihnen die den Beamten der vierten BangUasse zn- 
stehenden Sätze zu gewähren. 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. September 1919 ab in Kraft 


Berichterstattung über die Maßnahmen znr'Bekimpfhug derTnber- 
/ knleee. Runderiaß vom 16. Juni 1920 — IMin 14^/19 — an sämt- 
■*' liehe Herren Oberpräsidenten nnd Regierungspräsidenten. 

Im Hinblick darauf, daß die Tuberkulose bereits in den Jahresberichten 
der Bezirksmedizinalbeamten über das Gesundheitswesen im Preußischen Staat 
eingehend behandelt wird, will ich zur Verminderung des Schreibwerks von der 
bisherigen Sonderberichterstattnng durch die Oberpräsidenten absehen. Ich er¬ 
suche indessen ergebenst, gefälligst dafür zu sorgen, daß in den Torbezeich- 
neten alljährlichen Berichten besonders auch die Maßnahmen und deren Erfolge 
eingehend gewürdigt werden, die zur Bekämpfung der Tuberkulose ergriffen 
und durchgeführt worden sind. Hinsichtlich der m den Elrankenanstalten be¬ 
handelten und verpflegten Tuberkulösen bitte ich, Zahlenangaben nach an¬ 
liegendem Schema gefäUigst beifügen zu lassen. 


Erhebung einer Gebflbr für die Bebandlnng von Wntschntspatlenten 
. bei dem Institut fOr Infektionskrankheiten y^obert Koch** ln Berlin. 
Rnnderlaß desMinisters für Volkswohlfahrt vom 8. Juni 1920 
— I M IV 886 — an die Herren Oberpräsidenten und Regierungspräsidenten. 

Mit Rüdesicht auf die eingetretene Steigerung aller Verwaltungs- und 
Betriebskosten habe ich im Einverständnisse mit dem Herrn Finanzminister ge- 
nelunigt, daß vom 1. Juli d. Js. ab für die Behandlung von Wutschutz- 
patienten bei dem Institut für Infektionskrankheiten „Robert Koch* in 
Berlin N. 89. Föhrer Straße 2, eine Gebühr von je 60 M. erhoben wird. Ich 
ersuche ergebenst, das weiter Erforderliche gefälligst zu veranlassen. Wegen 
der Verpflegungskosten verbleibt es bei den Brlaßbestinunungen vom 
8. März d. Js. — I M 411 HI —. 



Dockung dos Bodarfs dor Krankonanstalion an SalvarsannrBparaton. 
Runderlaß vom 21. Juni 1920 — I M HI 1261 — an sämwehe Herren 
Regierungspräsidenten. 

Die Farbwerke vorm. Meister, Lucius & Brüning in Höchst 
(Main) haben sich, um den bei dem Herrn Minister für Handel und Gewerbe 
und bei mir vorgebrachten Klagen der Knappschaftskrai^enhäuser nnd anderer 
Krankenanstalten über Mangel an Salvarsan und den verwandten Präparaten 
abzuhelfen, bereit erklärt, fortan Salvarsanbestellungen dieser Anstalten, soweit 
sie eine eigene Apotheke besitzen, die unter der Leitimg eines approbierten 
Apothekers steht, unmittelbar auszuführen. Soweit Krankenanstalten eine eigene 
Apotheke nicht besitzen, müssen sie ihren Bedarf an Salvarsanpräparaten wie 
bisher durch Vermittelung einer Apotheke decken, die jedoch ebenfalls von den 
Höchster Farbwerken unmittelbar beliefert werden wird, falls sie auf Schwierig¬ 
keiten beim Bezug der Salvarsanpräparate durch ihre bisherige Bezugsquelle stößt. 

Euere Hochwohlgeboren ersuche ich im Einvernehmen mit dem Herrn 
Minister für Handel und Gewerbe, die Apotheken und Slrankenhausapotheken, 
auch diejenigen der Knappschaftskrankeuhäuser, entsprechend in Kenntnis zu 
setzen und mit Anweisung zu versehen. 


Torbot dos Anfonthalts von Zlgonnom ln Hoilbkdom, Knrortoi nnd 
Erholnngsstätton. Bekanntmachung des Ministers für Volks¬ 
wohlfahrt vom 27. Juli 1920. 

Mit Zustimmung des Reichsarbeitsministen tmd des Reichsministeri für 
Ernährung nnd Landwirtschaft ordne ich anf Grund des § 1 der Anordnung 
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vom 28. Juli 1919, betreffend den Zozog von ortsfremden Personen und von 
Flüchtlingen (BeichS'GesetzbL 8.1353) an, daß Zigeunern der Anfenthalt 
in Heilbädern, Kurorten und Erholnngsstätten verboten ist. 

Znwiderhandlangen werden gemäß § 5 genannter Verordnung mit Geld¬ 
strafe bis zu 1600 M. oder mit Haft bestraft. 

Diese Anordnung ist in den Begiemngsamtsblättern sowie in den in 
Frage kommenden Ortschaften ortsüblich bekanntzumachen. 


C. Bayern. 

Ortspolizeiliche Torsehriften über die Feuerbestattung nebst Ans- 
fBbmngsbestlmmnngen. Verordnung (a) und Bekanntmachung (b) 
des Btaatsminsters des Innern vom ll.März 1920. 

a. § 1. Menschliche Leichen dürfen nur in Fenerbestattungsanlagen ein¬ 
geäschert werden, die von politischen Gemeinden betrieben werden. 

§ 2. I. Die Fenerbestattungsanlagen, ihre Einrichtung und ihr Betrieb 
müssen den bau-, feuer- und gesundbeitspolizeilichen Anforderungen entsprechen. 

n. Es muß Vorsorge getroffen sein, daß die Asche einer jeden Leiche 
mö^chst rein und vollständig gewonnen und eine Vermengung mit anderen 
Stoffen oder eine Verwechselung tunlichst vermieden wird. 

ni. Zur Beisetzung von Aschenresten, die weder auf einem öffentlichen 
Friedhof noch in einer sonstigen nach Art. 61 Abs. 1 Ziffer 2 P. 8t. G. B. znge- 
lassenen Bestattungsanlage beigesetzt werden, sind (bei den Feuerbestattungs¬ 
anlagen besondere Anlagen votuusehen. 

§ 8. Feuerbestattungsanlagen dürfen — unbeschadet der nach Maßgabe 
der allgemeinen Vorschriften durch die zuständigen Behörden vorzunehmenden 
Prüfung in bau- und feuerpolizeilicher Hinsicht — erst dann in Betrieb ge¬ 
nommen werden, wenn die Regierung, Kammer des Innern, festgestellt hat, daß 
sie den gesnndheitspolizeilichen und den in § 2 Abs. n und m vorgeschriebenen 
Anforderungen genügen. 

§ 4. I. Eine Leiche darf erst dann eingeäschert werden, wenn die Orts- 
Polizeibehörde des Einäscherungsortes, in München der Stadtrat, die Feuer¬ 
bestattung schriftlich genehmigt hat; 

II. Die Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn folgende Nachweise 
beigebracht sind: 

1. Die amtliche Sterbenrkunde; 

2. eine amtsärztliche Bescheini^ng über die Todesursache; 

8. der Nachweis, daß der Verstorbene die Feuerbestattung seiner Leiche 
angeordnet hat; 

4 . eine Bescheinigung der Ortspolizeibehörde des Sterbeortes oder des 
letzten Wohnortes, in München, der Pouzeidirektion, darüber, daß ihr Umstände, 
die den Verdacht der Herbeiführung des Todes durch eine strafbare Handlui^ 
begründen, nicht bekannt sind; in den Fällen des § 157 Abs. I der Strafprozeß- 
ordnung ersetzt die nach Abs. II des § 157 erteilte Genehmigung die Bescheini¬ 
gung der OrtspolizeibehOrde. 

§ 5. I. Der Nachweis, daß der Verstorbene die Feuerbestattung an¬ 
geordnet hat (§ 4 Abs. II Ziff. 8), kann erbracht werden: 

1. durch eine letztwillige Verfügung des Verstorbenen; 

2. durch eine mündliche Erklärung des Verstorbenen, die von einer zur 
Führung eines öffentlichen Siegels berechtigten Person als in ihrer Gegenwart 
abgegeben beurkundet ist; 

8. durch eine schriftliche, hinsichtlich der Unterschrift von einem bayerischen 
Notar beglanbigte Erklärung des Verstorbenen; 

4. durch die mündliche, eidesstattliche Versicherung zweier eidesföhiger 
(§ 56 Nr. 1 und 2 St.P.0., § 893 Nr. 1 und 2 der Z.P. 0.) Zeugen vor einem 
bayerischen Notar, daß der Verstorbene in ihrer Gegenwart den ausdrücklichen 
und ernstlichen Wunsch geäußert hat, eingeäschert zu werden. 

U. Die Anordnung kann nicht durch einen Stellvertreter getroffen werden. 
Sie ist nur wirksam, wenn der Verstorbene sie nach vollendetem 16. Lebens¬ 
jahre getroffen hat und zu der Zeit, in der er die Anordnung traf, nicht ge¬ 
schäftsunfähig war. 
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in. An die Stelle der Anordnung tritt: 

1. Der Antrag des Inhabers der elterlichen Gewalt, wenn der Verstorbene 
unter elterlicher Gewalt stand und das 16. Lebensjahr nicht vollendet hatte; 

2. der Antrag des Vormundes und die Genehrnje^g des Vormnndschafts- 

f erichts, wenn der Verstorbene unter Vormundschaft stand und nicht nach 
.bsatz U fähig war, selbst eine Anordnung zu treffen. 

§ 6. Die Aschenreste einer eingeäscherten Leiche müssen in einem be¬ 
sonderen, amtlich zu verschließenden Behälter entweder auf einem öffentlichen 
Friedhof oder in einer sonstigen nach Art. 61 Abs. I Ziff. 2 P. St. G. B. znge- 
lassenen Bestattungsanlage oder in den besonderen Anlagen der Feuerbestattnngs- 
anlage (§ 2 Abs. UI) beigesetzt werden. 

§ 7. Die Vorschriften über die Beförderung von Leichen und über die 
BehaniUung von Leichen der an ansteckenden Krankheiten verstorbenen Per¬ 
sonen bleiben unberührt. Die Vorschriften über die Leichenschau und die Zeit 
der Beerdigung finden auf Leichen, die der Feuerbestattung zugeführt werden, 
entsprechende Anwendung. Doch ersetzt die nach § 2 Abs. U Ziff. 2 voizu- 
nehmende amtsärztliche Untersuchung die zweite Leichenschau. 

§ 8. Die Vorschriften treten mit dem Tage der Veröffentlichung im 
Gesetz- und Verordnungsblatt in Kraft. Die Oberpolizeilichen Vorschriften 
vom 28. Dezember 1912 — G. V. Bl. Seite 1297 — werden vom gleichen Tage 
an aufgehoben. _ 

b. Zu § 1. 1. Die Feuerbestattung darf nur in Anlagen erfolgen, die von 
politischen Gemeinden betrieben werden. Der Betrieb einer Fenerbestattungs- 
anlage durch einen Verein oder Privatpersonen ist hiernach unzulässig. Feuer¬ 
bestattungsanlagen können auch allem und ohne Zusammenhang mit öffent¬ 
lichen Friedhöfen errichtet werden. 

Die Einäscherung menschlicher Leichen an anderen Orten und in anderen 
Anlagen ist verboten. 

Zu § 2. 2. Die Zuständigkeit zur Prüfung der Anlage in bau- und feuer¬ 
polizeilicher Hinsicht bemißt sich nach den allgemeinen Vorschriften. Soweit 
eine Gemeinde zur Ausführung einer Feuerbestattnngsanlage Schulden anf- 
nehmen muß, kann auch eine Genehmigung der Gemeindeaufsichtsbehörde in 
Frage kommen. 

Die Errichtung besonderer Anlagen zur Beisetzung von Aschenresten 
wird insbesondere in Frage kommen, wenn Feuerbestattungsanlagen für sich 
allein außerhalb öffentlicher Friedhöfe errichtet werden. 

Es wird erwartet, daß die Feuerbestattungsanlagen in einer dem Zweck 
entsprechenden Würde ansgestaltet und insbesondere auch Bäume für die Ab¬ 
haltung von Trauerfeierlicl&eiten bereitgestellt werden. 

Zu § 3. 8. Die Feststellung, ob die Anlage in der Einrichtung und im 
Betrieb den gesundheitspolizeilichen und den in § 2 Abs. 11 und lU gestellten 
Anforderungen genügt, insbesondere ob sie geeignet ist, eine mögli^st reine 
und vollständige Gewinnung der Aschenreste zu gewährleisten sowie eine Ver¬ 
mengung mit anderen Stoffen und eine Verwechselung zu verhüten, obliegt der 
Begiernng, Kammer des Innern. Da diese Eignung eine besondere Herstellung 
der Anlage, namentlich der Fenerränme erfordert und hiernach such für die 
bau- und feuerpolizeiliche Würdigung in Betracht kommt und da im übrigen 
die Prüfung in bau-, fener- und gesundheitspolizeilicher Hinsicht zum Teil von 
den gleichen Gesichtspunkten auszngehen hat, so empfiehlt es sich, die Pläne 
und die Betriebsordnung der Anlage vor der Bescheidung der Verhandlung in 
bau- und feuerpolizeilich^er Hinsicht und vor der etwa gebotenen staatsaufsicht- 
Bchen Würdigung der Begierung, Kammer des Innern, vorzulegen. 

Die Begierung, Kammer des Innern, wird sich bei der Prüfung der 
Pläne und der Betriebsordnung der zuständigen technischen Beamtmi, unter 
Umständen auch noch anderer Sachverständiger, bedienen. Im allgemeinen hat 
sie bei der Prüfung nachstehende Gesichtspunkte zu beachten und die etwa er¬ 
forderlichen Aenderungen und Ergänzungen der Anlagen und ihrer Betriebs¬ 
ordnungen zu veranlassen. 

a) Bei der Prüfung der gesundheitlichen Seite ist vor allem darauf zu 
sehen, daß für die Aufbamrung der einznäschemden Ijeichen, dann für eine etwa 
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notwendig werdende Leichenöffnung und für die Leichen von Personen, die an 
einer übertragbaren Krankheit gestorben sind, unter sich gesonderte, nach 
Größe und Belichtung geeignete Bäume mit entsprechenden Vorrichtungen für 
Lüftung und für Abführung von Ausscheidungen bereitgestellt werden. Soweit 
solche Bäume für der Erde zu übergebende Leichen zur Verfügung stehen und 
auch für einzuäschernde Leichen benützt werden können, hat es hierbei sein 
Bewenden. Bei der gesundheitlichen Würdigung ist auch eine etwaige Ein¬ 
wirkung der Anlage und ihres Betriebes auf die Nachbarschaft in Betracht zu 
ziehen. Durch Ausschluß von Brennstoffen, die Buß und Bauch entwickeln, 
und durch Aufführung eines genügend hohen Schornsteines wird eine be¬ 
lästigende und unter Umständen gesundheitsgefährliche Einwirkung auf die 
Nachbarschaft verhütet werden können. 

b) Ueber die zur Einäscherung kommenden Leichen ist ein Verzeichnis 
zu führen. In dieses sind unter fortlaufenden Nummern Vor- und Zuname, 
Stand, Geburtstag, Geburtsort, Todestag, Todesort, letzter Wohnort des Ver¬ 
storbenen, dann der Tag der Einäscherung und der Aufbewahrungfsort der 
Aschenreste einzntragen. 

Die Nummer, die die Leiche in diesem Verzeichnis trägt, ist auf einem 
nicht zerstörbaren Schild ans feuerfestem Ton einznschlagen. Der Schild muß 
an dem Sarge, in dem die Leiche während der Einäscherung liegt, angebracht 
werden. 

c) Die Einäscherung darf nicht unmittelbar durch Brennstoffe, sondern 
nur durch Zuführung heißer Loft in besonderen, von dem Feuerraum getrennten 
Kammern bewirkt werden. In jeder Einäscherungskanuner darf jeweilig nur 
eine Leiche eingeäschert werden; die Einäscherung muß eine vollkommene 
sein und muß in ununterbrochener Folge vor sich gehen. 

d) Die Aschenreste sind mit besonderen, nur für diesen Zweck be¬ 
stimmten und zu verwendenden Geräten aus der Einäscherungskammer zu ent¬ 
fernen und nach der Abkühlung mit dem Tonschilde in einen widerstands¬ 
fähigen, luft- und wasserdichten Metallbehälter zu sammeln. Der Deckel des 
Behälters muß in den unteren Teil dichtschließend eingreifen. 

Die Trennfuge ist nach der Schließung des Deckels zu verlöten und 
mit dem amtlichen Siegel der Gemeinde zu versehen. Auf dem Behältnisse 
oder dem Deckel oder auf einem aufzulötenden Kupferschild ist in haltbarer 
Weise (durch Einschlagen, Einätzen und dergl.) mit deutlicher Schrift anzu- 
bringen: die mit dem Verzeichnis und dem Tonschild in der Asche überein¬ 
stimmende Einäschcrungsnummer, dann Vor- und Zuname, Stand, Ort, Tag und 
Jahr der Geburt, Tag und Jahr des Todes des Verstorbenen und Tag der Ein¬ 
äscherung seiner Leiche. 

Zu § 4. 4. § 4 stellt die Voraussetzungen auf, durch die die Ein¬ 
äscherung im Einzelfall bedingt ist Die Ortspolizeibehörde — in München der 
Stadtrat — darf die Genehmigung zur Feuerbestattung erst dann erteilen, 
wenn ihr die in § 4 Abs. 11 Ziff. 1—4 genannten Nachweise vorliegen. Im 
Falle des § 157 Abs. 1 der Strafprozeßordnung muß außerdem die schriftliche 
Genehmigung der Staatsanwaltschaft oder des Amtsrichters erteilt sein. Diese 
Genehmigung ersetzt zugleich die Bescheinigung der Ortspolizeibehörde nach 
§ 4 Abs. II Ziff. 4, die mit dem dort vorgescluiebenen Inhalte in dem Falle, 
daß der Tod durch eine strafbare Handlung herbeigeführt worden ist, nicht 
ausgestellt werden könnte. 

Die Ortspolizeibehörden haben ein fortlaufendes Verzeichnis über die von 
ihnen erteilten Genehmigungen zur Einäscherung zu führen Das Verzeichnis 
hat die gleichen Angaben zu enthalten wie das Verzeichnis über die aus- 
geführten Einäscherungen. Beide Verzeichnisse sind zur Prüfung der Richtig¬ 
keit von Zeit zu Zeit zu vergleichen. 

Zu den einzelnen Ziffern des § 4 Abs. II und zu § 5 wird bemerkt: 

a) die amtliche Sterbcurkunde besteht für die im Beichsgebiet ver¬ 
storbenen Personen in einem beglaubigten Auszug aus dem Sterberegister. 

b) Zuständig zur Ausstellung der amtsärztlichen Bescheinigung über die 
Todesursache ist der Landgeriebtsarzt des Sterbeortes, wenn er an diesem Orte 
seinen Dienstsitz hat, außerdem der Bczirksarzt, in dessen Dienstbezirk der 
Bterbeort liegt. Doch darf die Bescheinigung auf Ansuchen auch von dem für 
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den Ort der Einäscbemngsstatte mständigen Amtsarzt (dem Landgerichtsarzt 
oder dem Bezirksarzt, wenn sich am Ort der Einäscherangsstätte nicht der 
Dienätsitz eines Landgerichtsarztes befindet) aasgestellt werden. 

Oie amtsärztliche Bescheinigang ist aaf Grand einer Besichtigong der 
Leiche auszastellen. Bei der Besichtigang der Leiche and bei der Aosstellong 
der Bescheinigang ist nach der in der Anlage abgedrackten Anweisnng za ver¬ 
fahren. Ist der Verstorbene in einer dem Tode anmittelbar vorhergegangenen 
&an^eit ärztlich behandelt worden, so ist dem behandelnden Arzte Gelegenheit 
za geben, der Leichenschaa and einer etwaigen Leichenöffnang beizawohnen. 
Ist der zoständige Amtsarzt zagleich der behandelnde Arzt, so ist die Be¬ 
scheinigang aof Ersachen von einem anderen Amtsarzt anszustellen. 

Oie Vergütang für die Leichenbesichtigang mit Ansstellang der Be¬ 
scheinigang; and für die etwaige Leichenöffnang mit Ansstellang der Bescheini¬ 
gang bemißt sich nach der G^btthrenordnong für amtsärztliche Oienstleistong 
bei Behörden vom 17. November 1902 bezw. i. Aagast 1910 — G. V.Bl. 8. 720 
and 416 —. 

Za § 5. 6. Die Form der letztwilligen Verfügung bemißt sich nach den 
Vorschriften des B. G. B. (s. insbesondere §§ 2281 and ff.) Za den znr Führong 
eines öffentlichen Siegels berechtigen Personen gehört aach der Bürgermeister. 
Oie Geschäftsfähigkeit und die elterliche Gewalt bemessen sich nach den Vor¬ 
schriften des B.G.B. (§§ 104 and 105 and §§ 1626—1704). 

Oie Anordnon^en beschränkt Geschäftsfähiger (§§ 106 and 114 B.G.B.) 
sind wirksam, soweit nicht Minderjährige onter 16 Jahren in Frage stehen. 
(§ 6 Abs. n.) 

Die Bescheinigang der Ortspolizeibehörde, daß ihr Umstände, die den 
Verdacht der Herbeiführang des Todes darch eine strafbare Handlang be> 
gründen, nicht bekannt sind, maß bei Todesfällen aaf Belsen von der Orts¬ 
polizeibehörde des Sterbeortes and je nach den Umständen des Falles aach von 
der Ortspolizeihehörde des letzten Wohnortes ausgestellt sein. Bei Todesfällen 
aof hoher See maß die Bescheinigung vom Schiffsführer oder dessen Ver¬ 
treter oder von der Polizeibehörde des Eingangshafens, bei Todesfällen auf 
Schiffen und Flößen der Binnenschiffahrt von der Polizeibehörde der nächsten 
Anlandestelle ausgestellt sein. In München ist die Bescheinigang von der 
Polizeidirektion aoszostellen. 

Za § 6. 6. Oie Vorschrift des § 6 entspricht Art. 61 Abs. 1 Ziff. 2 
des P.G.B. 

Sie soll verhindern, daß über die Aschenreste in einer Weise verfüget 
wird, die der Pietät widerspricht oder eine Naebprüfong im Interesse der 
Strafrechtspflege vereiteln kann. 

a) Oie Aschenreste dürfen den Angehörigen nicht aasgehändigt werden. 

Gegebenenfalls sind die Beste von der Verwaltong der Feaerbestattnngs- 
anlage unmittelbar an die Verwaltung der Bestattungsanlage, wo die Beisetzung 
erfolgen soll, und wenn eine nach Art. 61 Abs. I Ziffer 2 des Polizeistrafgesetz- 
buches zugeJassene Bestattungsanlage in Frage kommt, an die für diese zu¬ 
ständige Verwaltung oder Ortspolizeibehörde za übersenden. 

Ob und an welchem Platze die Beisetzung von Aschenresten auf einem 
öffentlichen Friedhof zulässig ist, bestimmt die Körperschaft, der das Ver- 
fügangsrecht über die Friedhofsanlage zusteht. 

b) Oie amtliche Verschließung des Aschenbebälters soll die Identität der 
verwahrten Asche auch im Interesse der Strafrechtspflege gewährleisten; sie 
ist von den Bediensteten der Gemeinde aoszoführen, me als Unternehmerin 
erscheint. 

7. ^e Betriebsordnungen für die Fenerbestattungsanlagen haben mit den 
Oberpolizeiuchen Vorschriften und den Vorschriften der Bekanntmachung über- 
einzastimmen. Im übrigen ist es den Gemeinden unbenommen, die Benützung 
ihrer Feuerbestattongsanlagen von weiteren Bedingungen abhängig zu machen. 

8. Oie Bekanntmachung über die Feaerbestattang vom 28. Dezember 
1912 — G. V. Bl. Seite 1299 ff. — tritt außer Kraft. 
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Anwelsnng Ober das Verfahren 

bei der amtslrztllchen Lelchenbesichtignng und bei der Anaatelinng der 
amtairztlichen Bescheinigung fOr die Feuerbestattung. 

1. Allgemeine Bestimmungen. 

1. Die amtsärztliche Leichenbesichtigung für die Feuerbestattung hat 
Tomehmlich den Zweck, die Verschleierung einer strafbaren Handlung zu ver* 
boten, mit der der Tod in Zusammenhang steht; bei der Leichenbesichtigung 
und der Leichenöffnung ist yorzugehen, wie es dieser Zweck erfordert; dabei 
finden die Vorschriften für das 'Verfahren bei der gerichtlichen üntersnchnng 
yon Leichen — Beilage zu Nr. 14 des M. A. Bl. 1908 — in Abschnitt U ent« 
»rechende Anwendung. Die Leichenbesichtigung soll möglichst bald nach dem 
Tode, aber nicht yor der ersten allgemeinen Leichenschau yorgenommen werden. 

2. Ergeben sich im Verlaufe der Leichenbesichtigung oder der Leichen* 
öfhung Anhaltspunkte für die Annahme eines nicht natürlichen Todes —* s. § 167 
der B.St 0. —, so ist nach § 9 Abs. U der Oberpolizeilichen Vorschriften über 
die Leichenschau und die Zeit der Beerdigung yom 20. Noyember 1885 zu 
yerfahren. 

8. In allen Fällen, in denen die Staatsanwaltschaft oder der Amtsrichter 
nach § 167 der B.8t.O. mit einem Todesfall befaßt worden ist, also auch in 
den Fällen, in denen die Staatsanwaltschaft oder der Amtsrichter schon auf 
Grund des Ergebnisses der ersten allgemeinen Leichenschau tätig geworden ist, 
darf die Leichenbesichtigung und die Leichenöffnung sowie die Ausstellung der 
Bescheinigung für die Feuerbestattung erst dann erfolgen, wenn die Staats¬ 
anwaltschaft oder der Amtsrichter die schriftliche Genehmigung zur Bestattung 
erteilt hat. 

11. Verfahren im einzelnen. 

1. FOr das Verfahren sind, abgesehen yon den Fällen der Nr. I, 2 folgende 
Fälle zu unterscheiden: 

a) Der Tod ist gewaltsam herbeigeführt worden, und die Todesursache 
kann ans den Begleitumständen, unter denen der Tod enolgt ist, oder ans den 
äußeren Verletzungen der Leiche ohne weiteres mit Sicherheit festgostellt 
werden. In diesen Fällen ist die Bescheinigung auf Grund der Leichen- 
bedchtignng nach Erteilung der staatsanwaltschaftlichen oder gerichtlichen 
Genehmigung ansznstellen. 

b) Der Verstorbene ist in einer dem Tode unmittelbar yoransgegangenen 
Krankheit in ärztlicher Behandlung gestanden oder er hat sonst bei Gesund¬ 
heitsstörungen re^lmäßig den gleichen Arzt zugezogen. In diesen Fällen ist 
der behandelnde Arzt zur Abgabe einer Aeußernng über die Todesursache zu 
veranlassen. Gelangt der Amtsarzt auf Grund dieses Gutachtens und der 
eigenen Besichtigung der Leiche zu der Auffassung, daß eine natürliche Todes¬ 
ursache yorliegt, so hat er die Bescheinigung aaszustellen. 

c) Ein behandelnder Arzt ist nicht vorhanden oder er lehnt die Abgabe 
eines Gutachtens Ober die Todesursache ab, oder der Amtsarzt kann ans dem 
Gutachten und der eigenen Besichtigung der Leiche kein hinlänglich klares 
Bild darüber gewinnen, ob eine natürliche Todesursache yorliegt. In diesen 
Fällen ist die Ausstellung der Bescheinigung zunächst zu verweigern und den 
Bestattungspflichtigen anneimzugeben, eine amtsärztliche Leichenöffnung zu be¬ 
antragen. Wird der Antrag gestellt, so hat der Amtsarzt die Leichenöffnung 
vorzunehmen, die etwa yeranlaßten wissenschaftlich-technischen Untersuchungen 
von Leichenteilen herbeizuführen und sodann die Bescheinig^ung zu erteilen. 
Hat^ bereits eine richterliche Leichenöffnung stattgefunden, so ist ^e Be¬ 
scheinigung auf Grund der hierüber aufgenommenen Niederschrift nach Be¬ 
sichtigung der Leiche auszustellen. 

2. In der Bescheinigung ist die Todesursache soweit möglich festzu¬ 
stellen. Alle Umstände, die den Schluß auf die angegebene Todesursache re^t- 
fertigen, also die Begleitumstände, unter denen der Tod eingetreten ist, die 
Aeußernng des behandelnden Arztes, das Ergebnis der Leichenbesichtigung und 
der LeichenOi&iang sind, soweit sie hierfür in Betracht kommen, in die Be- 
seheinigung anfaunehmea. Ist die Aeußernng des behandelnden Antes schriftlich 
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abgegeben, so ist sie der Bescbeinigang als Beilage anznftkgen. Die Angaben 
über ^e Todesnrsachen sollen jedenfalU erkennen lassen, ob nach dem Urteile 
des Amtsarztes eine natürliche Todesursache vorliegt oder nicht. In den Fällen 
des § 167 der B. 8t. 0. ist in der Bescheinigung ausdrücklich zu bemerken, daß 
die Staatsanwaltschaft oder der Amtsrichter die Genehmigung zur Bestattong 
erteilt hat. 


D. Mecklenburg «Schwerin. 

Abändemng der Terordnnng vom 11. HKra 1908 zur YerdffentllehaBg 
der Taxe fBr die Aerzte, Tierärzte nnd Zahnärzte. Gesetz yom 
30. Mai 1920. 

Die Verordnung zur Veröffentlichung der Taxe für die Aerzte, Tierärzte 
und Zahnärzte yom 11. März 1908 (BbL 1908 Nr. 9) wird in folgenden Punkten 
abgeändert. 

In A. Allgemeine Bestimmungen, Ziffer 2, Abs. 2 wird die Zahl 2000 
(Summe des Jahreseinkommens) auf 10000 erhöht. 

In B. Taxe für die Aerzte werden die Sätze in Ziffer 1—8 und 10—189 
auf das Dreifache erhöht. Ziffer 9 erhält nachstehende Fassung: 

Außer auf die Gebühr für den Besuch oder für die Verrichtung bat der 
Arzt, wenn die Entfernung des Kranken yon seinem Wohnorte mehr als 2 km 
beträgt, Anspruch 

A. auf freie Beförderung oder 

a) auf Vergütung der Fuhrkosten mit Einschluß der Nebenausgaben bei 
Reisen auf Eisenbahnen oder Dampfschiffen; 

b) auf Vergütung bei Reisen zu Fuß oder bei Benutzung des Fahrrades in 
Höhe yon 1 Mark; 

c) auf Vergütung bei Benutzung eines Gefährtes (auch des eigenen) in Höhe 
yon 3 Mark 

für jedes angefangene Kilometer sowohl der Hinreise als auch der Rückreise. 

Kann der Arzt nachweisen, daß er bei Reisen mittels Gefährtes (A, c) 
für die einzelne Reise höhere Fuhrkosten hat aufwenden müssen, so steht es 
ihm frei, diese in Rechnung zu setzen. 

Beträgt die Entfernung des Kranken yom Wohnorte des Arztes mehr 
als 20 km, so sind ihm außerdem die notwendigen baren Auslagen für Be¬ 
köstigung zu erstatten. 

B. Bei Reisen auf den Eisenbahnen oder auf Dampfschiffen (A, a) auf 
eine Entsebädi^ng für Zeityersäumnis in Höhe yon 5 Mark für jede ange¬ 
fangene halbe Stunde, mindestens jedoch yon 10 M. 

C. bei anderen Reisen (A, b und c) auf Wegegelder. 

Diese betragen für jedes angefangene Kilometer Entfernung yom Wohnorte 
des Arztes 2 Mark; für ^e Rückreise werden Wegegelder nur oerechnet, wenn 
sie später als am Tage der Hinreise yollendet wird. Jeder Tag ist hierbei yon 
einer Mitternacht bis zur anderen zu rechnen. Im Falle, daß sich die Wege- 

? ;elder nach Ziffer 9 in A. Allgemeine Bestimmungen yerdoppeln, dürfen jedoch 
ttr die Hückreise am folgenden Tage keine Wegegelder berechnet werden. 

D. Muß der Arzt tagelang bei dem Kranken yerweilen, so erhält er für 
jeden Tag mit Ausschluß der Tage der Hin- nnd Rückreise, für welche er durch 
die Besuchs* bezw. Verrichtungsgebübr nnd die Wegegelder entschädigt wird, 
76-180 M. 

In C. Taxe für die Tierärzte erhält Ziffer 16 folgende Fassung: 

Außer auf die Gebühr für den Besuch oder für die Verrichtung hat der 
Tierarzt, wenn die Entfernung yon seinem Wohnorte mehr als 2 km beträgt, 
Anspruch auf Entschädigung wie der Arzt nach B. Taxe der Aerzte, Ziffer 9A—C. 


Terimtworillcb für dl« SebrifUeitnn^: Prof. Dr.Ropmund, Geh. Med.«Rat in Minden L W. 
Druck Ton J. 0. 0. Bmnti Minden I. W« 





Rechtsprechung u.Medizinal'' 
Gesetzgebung 

Beilage zur Zeitschrift für Medizinal-Beamte 

Nr. 18. 20. September. 1920 


Rechtsprechung. 

Haftpflicht eines Arztes fflr nachteilige Folgen einer Salrarsan» 
elnspritznng Temelnt. Urteil des Reichsgerichts (III.Z.*S.) Tom 
4. Mai 19:S0. 

Der praktische Arzt Dr. N. in Königsberg i. Pr. machte dem an Syphilis 
erkrankten Handlungsgehilfen X. eine Einspritzung von 0,6 g Salvarsan. Etwa 
drei Wochen darauf litt der Kläger an heftigen Kopfsch^merzen und nach 
weiteren zwei oder drei Wochen rerlor er das Gehör. Mit seinem Anspruch 
auf Ersatz von Heilungskosten, auf Schmerzensgeld und Vergütung für Ver¬ 
minderung seiner Erwerbsfähigkeit für vier Jahre wurde er von dem Land¬ 
gericht, Oberlandesgericht und Reichsgericht abgewiesen, von dem letzteren 
mit folgender Begründung: 

,Der Kläger hat seinen Anspruch zunächst auf die Behauptung gestützt, 
der BeUagte habe seine rollständige Heilung durch die Salvarsaneinspritzung 
zugesichert. In dieser angeblichen Erklärung kann indessen eine Tertragliche 
Zusicherung, ein Gewährrersprechen nicht gefunden werden. Die Feststellung, 
daß eine Gabe von 0,6 g Salvarsan zu der fraglichen Zeit vielfach üblich war, 
rechtfertigt die Annahme in Verbindung mit der Aenßemng der Sachverstän¬ 
digen. daß der Beklagte nicht gegen die Vorschriften der ärztlichen Kunst 
verstoßen habe. Endlich ist dem Berufungsgericht auch darin beiznpflichten, 
wenn es eine Verpflichtung des Beklagten verneint, den Kläger vor der Ein¬ 
spritzung auf die Möglichkeit ihrer schädlichen Folgen aufmerksam zu machen, 
obwohl es annimmt, der Beklagte könne nicht Übersehen haben, daß erhebliche 
Schädigungen der Kranken durch Salvarsaneinspritznngen möglich seien. Die 
Ausführungen, es sei dem Beklagten zu glauben, daß er nach dem Versagen 
der Quecksilberkur, der sich der Kläger vorner unterzogen Latte, die Anwendung 
von Salvarsan für unbedingt erforderlich gehalten habe, und es könne ihm 
kein Vorwurf daraus gemacht werden, wenn er nach den zu jener Zeit viel¬ 
fach vertretenen Anschauungen die dem Kläger drohenden Gefahren nicht all- 
zuboch eingeschätzt habe, rechtfertigen die Verneinung des Verschuldens audh 
in dieser Beziehung.* 

(Nachdruck nur mit Erlaubnis der Sächsischen Korrespondenz in Leipzig gestattet.) 


Grenzen fOr die Berechtignnr der Spezlalirzte auf bflhere, die 
GebObrenordnnng überschreitende Gebühren. Urteil des Kammer¬ 
gerichts (Z-S) vom 12. November 1919. 

Zutreffend hat das L. G. die Anwendung der Geb. 0. vom 16. Mai 1896 
verneint. Es handelt sich um eine Frage der Vertragsauslegnng. Zwar gilt 
nach § 612 Abs. 2 B G. B. für ärztliche Hilfeleistung das taxmäßige Honorar 
als vereinbart, wenn über die Höbe des Honorars keine Vereinbarung getroffen 
i.st. Allein diese Ausleuungsregel steht unter der Herrschaft des § 157 B. G B. 
Nun ist es eine allgemeine und auch dem Gericht bekannte Sitte, daß ärzt¬ 
liche Autoritäten ihr Honorar nicht nach der Geb.-O. fordern, sondern nach 
billigem Ermessen selbst bestimmen i§ 315 B. G. B.). Diese Sitte erstreckt sich 
freilich nicht auf Jeden ,bekannten Spezialarzt*, geschweige anf alle Spezial- 
trzte. Das L. G. hat daher mit Recht auf den Unterschied zwischen dem vor¬ 
liegenden Fall und dem der J. W. 1919, 195 bingewiesen. Es kann zwar nicht 
zi^egeben werden, daß die hier gemachte Untersch«’idung nicht immer ganz 
leicht ist, und daß es im Einzelfalle Schwierigkeiten bieten kann, die Grenzen 
jener Verkehrssitte zu bestimmen. Unlöslich ist die dem Gericht damit ge- 
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stellte Aufgabe jedoch nicht. Für Zweifelfälle wird letzten Endes die Lösung 
darin zu finden sein, daß der Arzt, welctier Honorar fordert, für den Vertrags¬ 
inhalt beweispftichtig ist. Ein Zwischenfall liegt aber nicht vor. 

Ob dem Beklagten, als er die ärztliche Hilfe des Kl. in Anspruch nahm, 
jene Sitte bekannt war oder nicht, würde nicht einmal entscheidend sein. Sie 
war ihm aber auch bekannt, denn einem Manne von der gesellschaftlichen 
Stellung des Beklagten können solche Sitten nicht unbekannt bleiben. 

Findet die Oeb. 0. keine Anwendung, so sind die Patienten gegen zu 
hohe Forderungen dadurch geschützt, daß dieser mangels einer Vereinbarung 
das Honorar nach „billigem“ Ermessen zu bestimmen hat (§ 315 B. G. B.). 
Dabei sind alle Umstände zu berücksichtigen, also namentlich auiter der Leistung, 
dem Können und der Begehrtheit des Arztes auch die Verhältnisse des Patienten, 
insbesondere seine Verm^ensverhältnisse Da der Beklagte im Ausland wohnt, 
so konnte auch der z. Zt. der Honorarforderung schon ungünstige Stand der 
deutschen Valuta in Bücksicht gezogen werden. 

Juristische Wochenschrift; 1920. 

Bereohttgter Ansprach des Oeriebtsarztes auf Ersatz der Kosten 
für Schleifen der Sektionsinstrnmente. Beschluß des Landgerichts 
in Schweidnitz (2. Ferienstrafkammer) vom 13. August 1920. 

Auf eine Erinnerung des Bechnnngsamtes sind von dem Sachverstän¬ 
digen Dr. H u e b n e r 7,50 M., die ihm für Schleifen eines Sektionsbestecks ver¬ 
gütet waren, wieder eingezogen. Er hat daraufhin um richterliche Festsetzung 
dieser Auslage gemäß § 17 der Gebührenordnung für Zeugen und Sachver- 
^ ständige gebeten und zur Begründung geltend gemacht, daß nach den Vor¬ 
schriften für das Verfahren der Gerichtsärzte vom 4. Januar 1915 bestimmt 
sei, daß die schneidenden Instrumente für die Sektion vollständig scharf sein 
müßten, daß mithin die hierdurch entstehenden Unkosten als Auslagen an- 
znsehen seien und vergütet werden müßten Auf seine Dienstaufwandsentschä- 
digung könnten diese Kosten nicht verrechnet werden, da diese nur für die 
kreisärztliche, nicht aber für die gerichtsärztliche Tätigkeit gewährt würde. 

Das Amtsgericht hat die Vergütung abgelehnt, weil der Tarif eine Ver¬ 
gütung für Schleifen der Bestecke nicht vorsehe. Dieser Ansicht kann nicht 
beigetreten werden. 

Der § 111 Abs. 8 der Etatsvorschriften (J. M.B1. 1914, S. 709) be¬ 
stimmt, daß bare Auslagen für Bechnung des Fonds Kap. 77 vom Bichter 
zur Zahlung angewiesen werden. Daß die hier geforderte Vergütung dem 
Kap. 77 nnterfällt, konnte keinem Zweifel unterliegen, denn nach der vom 
Sachverständigen angezogenen Vorschrift für das Verfahren der Gerichtsärzte 
müssen die Instrumente bei der Sektion scharf (geschliffen) sein; der Be¬ 
schwerdeführer hat weiter versichert, daß sein Besteck auch gerade ans Anlaß 
der hier in Frage kommenden Sektion geschliffen worden ist, daß das Besteck 
durch die Ausnutzung bei der Sektion erheblich leidet und infolgedessen bald 
von neuem geschliffen werden muß, ist. gleichfalls glaubhaft dargetan. Die 
Instrumente dienen außerdem nur zum Gebrauch bei gerichtlichen Sektionen. 

Da der Kreisarzt seine Mehranfwandsentschädigung, durch die derartige 
Unkosten gedeckt werden sollen, nur für seine Tätigkeit empfängt, müssen 
die hier verlangten Auslagen als bare Auslagen im Sinne des § 99 Ziff. f-der 
Etatsvorschriften für die Justizverwaltung (J. W. Bl. 1914, J. M. Bl. S. 15) an¬ 
gesehen werden und sind nach dieser Bestimmung erstattungsfähig. 

Medizinai-Gesetzgebung. 

A. Deutsches Reich. 

Schutz der Preßlnftarbeiter, Verordnung des Beichsarbaits- 
ministersvom28. Junil920, nebst Dienstanweisung für den Preßlnft- 
arzt und Merkblatt für Prefilnftarbeiter. 

Die Verordnung ist einschließlich der Anlagen so umfangreich, daß von 
ihrem wörtlichen Abdruck Abstand genommen und in dieser Hinsicht auf Kr. 146 
des Beichsgesetzblattes, in dem sie veröffentlicht ist, verwiesen werden muß. 
Sie schreibt im §1 Anzeigepflicht für deigenigen vor, der Preßluftarbeiten 
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aasftthren will, and trifft genaae Vorschriften ttber die Betriebsleitang (§2), 
Betriebseinrichtangen <§§ 8—22), Aafenthalts>, Umkleide-, 
Speiseräame asw. (§ 23—26), ärztliche Ueberwachang (§§27—33), 
Arbeitszeit (§ 34; 2—8 Standen je nach dem der Ueberdrack 2 kg biz 
3,ö kg pro qcm beträgt). Ein- and Aasschleasen (§ 35), Schleasen- 
wärter (§§ 37—48) and enthält am ScblaB noch yerschiedene allgemeine 
Vorschriften (§§ 49—55), in denen z. B. das Baacben innerhalb der Arbeits- 
räome and Schleasen sowie der Qenaß von alkoholischen Getränken während 
der Arbeitszeit verboten and die anentgeltlicbe Bereiisteliung von heißem ' 
Kaffee oder Tee in ordnangsmäßiger Bescbaöenbeit und genügender Menge 
verlangt wird. Die Verordnung tritt am 1. Oktober d. J. in Krut. 

Die den Arzt haaptsäcblich interessierenden Vorschriften ttber die ärzt¬ 
liche Ueberwachang sowie die Dienstanweisang fQr den Preßloftarzt lauten 
wie folgt: 

Aerztllche Ueberwachang. 

§ 27. Der Arbeitgeber bat den Gesnndheitszastand aller Personen, 
welche in seinem Auftrag in Bäumen zu tun haben, in denen ein Ueberdrack 
von mehr als 0,5 kg/qcm herrscht, dauernd durch einen von der höheren Ver- 
waltnngsbebörde dazu ermächtigten approbiertenArzt ttberwachen za 
lassen. Die Ermächtigung ist erst zu erteilen, nachdem sich der Arzt zur 
Befolgung der anliegenden Dienstanweisung verpflichtet hat. Der Arzt muß 
mindestens einmal monatlich sich selbst in die Arbeitsräume einschleusen lassen. 

Wenn der Ueberdruck in den Arbeitsränmen mehr als 1,3 kg/qcm be¬ 
trägt, muß der Arzt möglichst in der Nähe der Betriebsstelle wohnen and 
seine Wohnung mit dieser durch Fernsprecher verbunden werden. Er muß 
jederzeit za erreichen sein; falls er verhindert sein sollte, muß ein von der 
höheren Verwaltungsbehörde ermächtigter Vertreter zur Stelle sein. 

Beträgt der Ueberdruck, unter dem gearbeitet wird, mehr als 2,5 kg/qcm, 
so muß dauernd ein Arzt auf der Arbeitsstelle anwesend sein. 

Die Namen des Arztes und seiner Stellvertreter sind dem zuständigen 
Anfsichtsbeamten (§ 1) mitzuteilen. Name, Wohnung und Fernsprechnnmmer 
des Arztes sind im Baubüro, in den Schleusen und an der Arbeitsstelle in 
deutlicher Schrift anzuscblagen. 

Wenn der Unternehmer einem mit der Ueberwachang der Arbeiter be¬ 
auftragten Arzte kündigen will, so bat er dies der höheren Verwaltungs¬ 
behörde anzuzeigen und dabei die Gründe dafür anzugeben. 

Solange eine ärztliche Ueberwachang nach Maßgabe der Absätze 1 bis 8 
nicht statt findet, dürfen Preßluftarbeiten bei dem dort bezeiebneten Ueber- 
drucke nicht ausgefübrt werden. 

§ 28. Der Arzt (§ 27) hat mindestens einmal wöchentlich auf der 
Arbeitsstelle und mindestens einmal monatlich in den Arbeitsränmen 
selbst sich davon zu überzeugen, daß die in den §§8,5, 9, 10, 11, 17, 22, 23, 
24, 25, 37, 88, 40, 48, 49 bezeiebneten Einrichtungen und Vorschriften zum 
Schutze der Arbeiter gegen Preßlufterkrankungen in ordnungsmäßigem Za- 
stand sind und richtig gebandhabt werd<*n. Er bat die Ueberwaebung des 
Gesnndheitszustandes zu regeln, die Hilfskräfte (§ 29) anzuweisen und die 
Aufzeicbiiungen über die Sobluusangszciten (§ 15 Abs. 2, 3) zu prüfen, za 
onterschreiben und zu sammeln. 

§ 29. Während jeder Schicht muß wenigstens eine geeignete Persön¬ 
lichkeit, welche über die erste Hilfeleistung bei Preßlufterkrankungen ein¬ 
gehend unterrichtet ist, ständig auf der Arbeitsstelle oder in ihrer unmittel¬ 
baren Nähe anwesend sein. Sie bat den Gesundbeits- und Krankendienst nach 
Anweisung des Arzte.s (§ 27) zu versehen und kann auch, soweit es ihr Dienst 
gestatett, mit der Aufsicht in den ünu^rkunftsräumen beauftragt oder mit an¬ 
deren geeigneten Arbeiten beschäftigt werden. 

§ 30. Zur Arbeit in Preßluft dürfen nar solche männliche Arbeiter 
zagelassen werden, welche eine Bescheinigungdes Arztes (§ 27) darüber 
beibringen, daß sie nach ihrem Gesundheitszu.standc für die Beschäftignng in 
Preßluft geeignet sinu. Der Arzt bat insbesondere solche Personen für un- 
taaglich za erklären, an denen er eines der nachsiebend aufgefuhrten Ge¬ 
brechen nachweisen kann oder die ihm eines soicbeu Gebrechens verdächtig 
erscheinen. 
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1. Allgemeine Eörpenchw&che (z. B. durch mangelhafte Em&hmag, nach 
schwerer Erkrankang, infolge ernster Erkrankung der Yeidaaungsorgane). 

2. Fettleibigkeit. 

8. Oebrecben, die die körperliche Bewegh’chkeit erheblich beeinträchtigen 
(z. B. starke Verkürzung oder Verstümmelung der Gliedmaßen). 

4. Gebrechen oder Erkrankungen, die die Atmung behindern (z. B. stärkerer 
Buckel, Unwegsamkeit der Nase, Einengung der oberen Luftwege durch 
Geschwülste, Kropf, Veränderung der Stimmbänder), 
b. Ernste Erkrankung der Atmungsorgane (z. B. akuter oder chronischer 
Bronchialkatarrh, Lnngenscbwindsncht). 

6. Erkrankung des Herzens oder der Blutgefäße (z. B. Herzfehler, Herz- 
muskelentartung, Arteriosklerose). 

7. Akute Eittelobrentzündnng und andere Ohrenerkrankungen, die durch 
Ueberdruck ungünstig beeinflußt werden. 

8. Eingeweidebruch oder starke Brnchanlage. 

9. blasen* und Nierenleiden. 

10. Leicht übertragbare Krankheiten, insbesondere Geschlechtskrankheiten. 

11. NerTosität und sonstige funktionelle oder organische Ner?enkrankheiten. 

12. Trunksucht. 

Arbeiter unter 20 Jahren oder über 50 Jahre dürfen in Preßluft überhaupt 
nicht beschäftigt werden, Arbeiter über 40 Jahre mit Ausnahme der Vorarbeiter 
nur bei einem Oeberdracke Ton weniger als 1,8 kg qcm. 

Zeitweilig ausznscbließen sind Arbeiter, die an Nasenkatarrh, Affektionen 
der Obren oder Erkrankungen der Verdaunngsorgane leiden. 

Betrunkene oder solche, die vorher Alkohol zu sich genommen haben, 
sind unter allen Umständen von der Arbeit in Preßluft ausznscbließen. 

§ 81. Arbeiter, die an Preßlufterkrankungen leichteren oder schwereren 
Grades gelitten haben, dürfen zur Beschäftigung in Preßluft erst wieder zu* 
gelassen werden, nachdem sie von dem Arzte (§ 27) eingehend untersucht und 
ür tauglich zur Arbeit in Preßluft erklärt worden sind. 

§ 82. Oie ärztlichen Bescheinigungen (§ 80) sind zu sammeln und auf 
Verlangen, dem zuständigen Aufsichtsbeamten (§ 1) nnd Uedizinalbeamten 
Torzul^en. 

»e gelten höchstens 12 Monate, wenn jedoch der Ueberdruck innerhalb 
eines Zeitraums von 90 Tagen an mehr als 14 Tagen 2 kg/qcm oder an mehr 
als 80 Tagen 1,3 kg qcm übersteigt, höchstens 1 Monat. 

Nach Ablauf der Gültigkeit der Bescheinigung darf ein Arbeiter nur 
weiterbeschäftigt werden, nachdem er wieder untersucht worden ist. 

Arbeiter, die drei Tage oder länger von der Arbeit fortgeblieben sind, 
müssen, wenn der Ueberdruck mehr als 1,8 kg/qcm beträgt, wieder untersucht 
werden. 

§ 88. Oer Arbeitgeber ist verpflichtet, ein Buch über den Bestand, 
Wechsel und Gesundheitszustand der Arbeiter zu führen oder führen zu lassen. 
Er ist dafür verantwortlich, daß die Eintragungen, soweit sie nicht durch den 
im § 27 bezeichneten Arzt gemacht werden, richtig nnd vollständig sind. 
Dieses Buch mnß enthalten: 

1. den Namen dessen, welcher das Buch führt, 

2. den Namen des mit der Ueberwacbung des Gesundheitszustandes der 
Arbeiter beauftragten Arztes, 

8. Vor- nnd Zunamen, Alter, Wohnort, Tag des Ein- und Austritts jedes 
Arbeiters sowie die Art seiner Beschäftigung, 

4. das Ergebnis der Untersuchungen (§§ 80, 81, 82), 

6. den Tag und die Art jeder Eikrankung eines Arbeiters nrbst einer An¬ 
gabe, ob die Erkrankung nach Ansicht des Arztes mit Preßluft zusammen¬ 
hängt oder nicht, 

6. den Tag der Genesung, 

7. die Tage nnd Ergebnisse der im § 28 vorgeschriebenen Besichtigungen 
nnd Untersuchungen. 

Statt eines Buches können — mit Zustimmung des Aufsichtsbeamten 
(§ 1) auch Karten benutzt werden, wenn sie alle erforderlichen Angaben ent¬ 
halten nnd für ihre Voliständigkeit Gewähr gegeben ist. 
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Das Buch oder die EarteosaminlnDg sind auf Verlangen dem zuständigen 
Aafsicbtsbeamten (§ 1) and Medizinalbeamten vorzolegen. 

Dienatanweiauag fflr don PreBlnftarzt. 

§. 1. Dem Preßlaftarzte liegen ob: 

1. die Ontersacbong der Freßloftarbeiter auf ihre Tanglicbkeit zar Arbeit 
in Preßlofc, 

2. die erste Hilfeleistung bei ünglttcksfällen and bei Preßlafterkrankongen 

3. die AnweiHung and Ueberwacbnng der ärztlichen Hilfskräfte, 

4. die Ueberwachang der gesandheitlicben Einricbtaogon and Zastände an 
der Arbeitsstelle. 

§ 2. Der Preßlnftarzt bat die ihm unter Angabe des Namens and des 
Alters vom Unternehmer ttberwiesenenen Arbeiter genau za anteisucben, 
ob sie nach ihrem Gesundheitszustände für die Beschäftigung in Preßluft ge¬ 
eignet sind. Er bat insbesondere solche Personen für antauglich za erklären, 
an denen er eines der nachstehend aufgeführten Gebrechen nachweisen kann 
oder die ihm eines solchen Gebrechens verdächtig erscheinen. 

1. Allgemeine Eörperschwäche (z. B. durch mangelhafte Ernährung, nach 
schwerer Erkrankung, infolge ernster Erkrankung der Verdauungsorgane). 

2. Fettleibigkeit. 

3. Gebrechen, die die körperliche Beweglichkeit erheblich beeinträchtigen 
(z. B. starke Verkürzung oder Verstttmmelang der Gliedmaßen). 

4. Gebrechen oder Erkrankungen, die die Atmung behindern (z. B. stärkerer 
Backei, Unwegsamkeit der Nase, Einengung der oberen Luftwege durch 
Geschwülste, Kropf, Veränderung der Stimmbänder). 

5. Ernste Erkrankung der Atmungsorgane (z. B. akuter oder chronischer 
Bronchialkatarrb, Lungenschwindsucht). 

6. Erkrankung des Herzens oder der Blutgefäße (z. B. Herzfehler, Herz- 
maskeient artung, A rteriosklerose). 

7. Akute Mittelohrentzündung und andere Ohrenerkrankangen, die durch 

' Ueberdrnck ungünstig beeinflußt werden. 

8. Eingeweidebrncb oder starke Brucbanlage. 

9. Blasen- und Nierenleiden. 

10. Leicat übertragbare Krankheiten, insbesondere Geschlechtskrankheiten. 

11. Nervosität and sonstige fanktionelle oder organische Nervenkrankheiten. 

12. Tranksacht. 

Arbeiter unter 20 Jahren oder über 50 Jahre dürfen in Preßluft über¬ 
haupt nicht beschäftigt werden, Arbeiter über 40 Jahre mit Ausnahme der 
Vorarbeiter nar bei einem Ueberdrucke von weniger als 1,3 kg/qcm. 

Die bei der Untersuchung für tauglich Befundenen sind, falls in den 
Arbeitsräamen der Ui-berdruck mehr als 0,5 kg/qcni beträgt, zunächst unter 
Druck probeweise einznschlensen, bis der in den Arbeitsräamen herrschende 
Druck erreicht ist. Nur diejenigen von ihnen, bei weichen sich hierbei keine 
Beschwerden eingestellt haben, sind endgültig für tauglich za erachten. 

Ist der za untersuchende Arbeiter bereits früher von demselben Arzte 
geprüft worden, so bedarf es einer Wiederholang der Probeschleasang im aU- 
gemeinen nicht. 

Den für tauglich befnndenen Arbeitern ist eine mit Datum versehene 
Bescheinigung darüber vom Arzte ansznstellen. Diese Hescheinigongen gelten 
höchstens 12 Monate, wenn jedoch der Ueberdrnck innerhalb eines Zeitraums 
von 90 Tagen an mehr als 14 Tagen 2 kg/qcm oder an mehr als 3U Tagen 
1,3 kg/qcm übersteigt, höchstens 1 Monat. 

Nach Ablauf der Gültigkeit der Bescheinigung darf ein Arbeiter nur 
weiterbescbäfiigt werden, nachdem er wieder untersucht worden ist. 

Arbeiter, die drei Tage oder länger von der Arbeit fortgeblieben sind, 
müssen, wenn der Ueberdrnck mehr als 1,8 kg/qcm beträgt, wieder onter- 
sacht werden. 

§ 3. Der Arzt bat Arbeiter, die an Preßlafterkrankongen gelitten 
haben, vor der Wiederanfnabme der Arbeit erneut ebgebend aaf ihre Taug- 



106 


Medizinalgesetzgebnng. 


lichkeit zu nntersuchen; die Vornabme einer Probeeinschlensiuig (§ 2 Abs. 3) 
wird in sein Ermessen gestellt. 

Arbeiter, die an einer schweren Form der Erkrankung gelitten haben 
oder häufig von einer leichteren Erkrankung befallen werden, sind in der Regel 
Ton der Arbeit in Preßluft ganz anszuschließen. 

Zeitweilig anszuschließen sind Arbeiter, die an Nasenkatarrb, Affektionen 
der Ohren oder Erkrankungen der Verdaunngsorgane leiden. 

§ 4. Der Arzt hat bei ünglflcksfällen und bei Preßluft¬ 
erkrankungen Hilfe zu leisten. Insbesondere liegt ihm bei Erkrankungen 
die Behandlung des Kranken so lange ob, als Ton der Anwendung des er¬ 
höhten Luftdrucks eine günstige Einwirkung auf den ErankheitSTerlauf er¬ 
wartet werden kann. 

§ 5. Der Arzt hat zu Beginn jeder Woche ein Verzeichnis der von ihm 
in der Vorwoche beobachteten Fälle von Preßlufterkrankungen unter Angabe 
der Art, der Dauer und des Ausganges der Erkankung dem zuständigen be¬ 
amteten Arzte zu übersenden. 

§ 6. Der Arzt bat sich davon zu überzeugen, daß die vom Unter¬ 
nehmer angestellten Hilfskräfte (§ 29 der Vorschriften) in der ersten Hilfe¬ 
leistung bei Ungliicksfällen hinreichend aasgebildet sind. Ueber das beim 
Auftreten von Preßlufterkrankungen einzuschlagende Verfähren hat er ihnen 
eine schriftliche Anweisung zu geben und sie in dessen Anwendung einzuüben. 
In ihrem Dienste hat er sie zu überwachen. 

§ 7. Der Arzt hat sich mindestens einmal wöchentlich auf 
der Arbeitsstelle davon zu überzeugen, daß die zum Oesundbeitsschutze der 
Arbeiter getroffenen Einrichtungen sich in ordnungsmäßigem Zustand 
befinden und richtig gehandhabt werden. Er bat insbesondere darauf zu achten, 

1. daß die im § 9 Satz 2, 3 der Vorschriften bezeichneten Druckmesser vor¬ 
handen sind und den Druck ebenso anzeigen wie der Druckmesser im 
Arbeitsraume; 

2. daß, wenn getrennte Material- und Personenschleusen vorhanden sind, die 
Materialschlensen nicht zur Beförderung von Personen benutzt werden 
(§ 10 der Vorschriften); 

3. daß die Krankenkammer nach § 22 der Vorschriften eingerichtet ist und 
daß die Apparate zur Sanerstoffatmung sowie die elektrische Beleuchtung 
und Heizung in der Krankenkammer in gebrauchsfähigem Zustand sind; 

4. daß die Vorrichtung zum Trocknen feuchter Arbuitskieider sich ln ge¬ 
brauchsfähigem Zustand befindet •§ 23 der Vorschriften); 

6. daß die Wasch-, Aufenthalts-, Umkleide- und Speiseräume sauber gehalten 
und nach j>^der Panse oder jedem Schichtwechsel gereinigt worden, und dafi 
die Anfrecbterhaltnng der Ordnung und Sauberkeit zuverlässigen Personen 
übertragen ist <§ 24 der Vorschriften); • 

6. daß die Abortanlagen angemessen eingerichtet, sauber und in Ordnung 
sind (§ 25 der Vorschriften); 

7. daß der Schleusenwärter mit seiner Dienstanweisung vertraut ist, daß er 
sich bei der Schleuse befindet und daß er, solange Personen im Arbeits- 
raume sich befinden, die Verbindung nach dem Arbeitsraum offenhält, 
sofern nicht gerade geschleust wird i§§ 37 und 88 der Vorschriften); 

8. daß die Höchstzahl der Personen, die in den einzelnen Schleusen durch- 
geschleust werden dürfen, durch Anschlag bekanntgemacht ist und nicht 
überschritten wird (§ 40 der Vorschriften); 

9. daß den Arbeitern heißer Kaffee oder Tee von ordnungsmäßiger Be- 
sebaffeuheit und in hinreichender Menge zur Verfügung gesteUt wird 
(§ 50 der Vorschriften). 

§ 8. Der Arzt hat mindestens einmal monatlich, bei wechseln¬ 
den Arbeitsverhältnissen nach seinem Ermessen häufiger, in jedem Preßluftranme 
sich davon zu überzeugen, daß die zum Qesnndbeitsschutze der Arbeiter ge¬ 
troffenen Einrichtungen sich in ordnungsmäßigem Zustande befinden und richtig 
gehandhabt werden. Er hat dabei insbesondere darauf zu achten, 

1. daß die Arbeitsräume rein gehalten sind und daß Gegenstände und Ab¬ 
fälle, die einen unangenehmen oder lästigen Geruch verbreiten, regelmäßig 
alsbald hinausgeschafft werden (§ 8 der Vorschriften); 
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2. daß die Temperatar der Lnft, die in die Arbcitsräame eintritt, nicht unter 
+10® und nicht über 20® C. beträgt (§ 6 der Vorschriften); 

8. daß in jedem Arbeitsraum an einer gut sichtbaren Stelle ein zuverlässiger 
Druckmesser dauernd betriebsfähig erhalten wird (§ 9 der Vorschriften); 

4. daß der Notaufzng und eine Binrichtung, die es gestattet. Verletzte oder 
Kranke sicher und ohne Schaden in die Schleusen zu befördern, dauernd 
betriebsfähig erhalten werden (§ 11 der Vorschriften); 

5. daß die Personenschlense sauber gehalten wird und ihre Einrichtung den 
§§ 17 bis 19 der Vorschriften entspricht, auch daß insbesondere so viel 
trockene wollene Decken in gebrauchsfähigem Zustand in ihr vorhanden 
sind, wie Personen anf einmal ansgeschleust werden dürfen (§ 17 Abs. 1 
der Vorschriften); 

6. daß innerhalb der Arbeitsränme nicht geraucht wird und keine alkoholischen 
Getränke genossen werden (§ 49 der Vorschriften). 

§ 9. Der Arzt hat die Ergebnisse der in den §§ 7 und 8 dieser Dienst¬ 
anweisung vorgeschriebenen Besichtigungen unter Angabe des Tages in das 
gemäß §83 der Vorschriften zu führende Buch eiuzutragen. Hat er Miß¬ 
stände festgestellt, welche zu einer Gefährdung der Gesundheit führen können, 
so hat er solche, falls sich nicht alsbald deren Abstellung durch den Unter¬ 
nehmer erreichen läßt, dem Aufsichtsbeamten (§ 1 der Vorschriften) anzuzeigen. 

§ 10. Beträgt der Ueberdrnck im Arbeitsraum mehr als 0,5 kg/qcm, 
so hat der Atzt die graphischen Aufzeichnungen über die Schlcnsungszeiten 
(§§ 15 und 86 der Vorschriften) zu prüfen, zu unterzeichnen und zu sammeln. 
Findet er bei dieser Prüfung mehrfach: 

1. bei einem Ueberdrucke bis zu 1,3 kg/qcm Unterschreitungen der vor¬ 
geschriebenen Zeiträume um 20 v. H. oder mehr oder 

2. bei einem Ueberdrucke von mehr als 1,3 kg/qcm Unterschreitungen der 
vorgeschriebenen Zeiträume um 10 v. H. oder mehr, 

BO hat er unter Vorlegung der Aufzeichnungen der höheren Verwaltungsbehörde 
davon Meldung zu erstatten. 

§ 11. Ergibt sich ans den ärztlichen Untersuchungen oder den graphi¬ 
schen Auf/eicbnnngen, daß die ärztlichen Bescheinigungen (§§ 80, 32 der Vor¬ 
schriften) ihre Gültigkeit verloren haben, so hat er sie einzuzieben; ergibt sich, 
daß sie ihre Gültigkeit vor Ablauf von zwölf Monaten verlieren werden, so 
hat er den Tag, an dem ihre Gültigkeit erlischt, darauf zu vermerken. 


B. PreuBen. 

Gebflhrenordnnng der MedizinalnnterBuctanngsanBtalten. Bund- 
erlaß des Ministers für Volkswohifabrt vom 17. Juni 1920 — 
I M IV 1184 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Die außerordentlich gestiegenen Betriebskosten der Medizinalunter- 
sncbnngsanstalten haben zu einer Erhöhung der Untersucbungsgebühren 
genötigt Ich habe daher im Einverständnis mit dem Herrn Finanzminister die 
beiliegende neue Gebührenordnung erlassen, die mit sofortiger Geltung an die 
Stelle des mit RnndverfUgnng vom 26. Februar 1908 — M 4142 — veröffent¬ 
lichten Gebübrentarifs tritt. Die Gebühr für die im allgemeinen nicht zum 
unmittelbaren Aufgabenkrcis der Medizinaluntersnchungsanstalten gehörenden 
serumdiagnostischen Sypbilisnntersucbungen nach Wassermann (vergl. Er¬ 
lasse des Herrn Ministers des Innern vom 6. Juli 1911 und 2. April 1914) wird 
auf 10 M für jede Probe einer Sammeluntersucbung und 25 M. für jede Einzel- 
untersuchnng erhöht. Die Gebühr für die Untersuchung anf Syphilisspirocbäten 
und Gonokokken (Erlaß vom 31. Oktober 1919) bleibt mit 6 M. unverändert 

Ich ersuche ergebenst um gefällige sofortige Benachrichtigung und ent¬ 
sprechende Anweisung der Medizinalnntersuchnngsanstalt des dortigen Be¬ 
zirks. Die Gebührensätze sind, soweit es ohne besondere Kosten für die 
Staatskasse möglich ist, zu veröffentlichen. 

In gleicher Weise wie die EinzelgebUhren müssen auch die von den 
Kreisen und kreisfreien Städten usw. als Abfindungsummen übernommenen 
Jahresbeiträge anf das Doppelte erhöbt werden; der Beitragssatz ist daher 
nicht mehr 6 M., sondern 12 M. für jedes angefangene Tausend Einwohner. 
Es ist mir nicht bekannt, ob und inwieweit etwa die Vereinbarungen mit den 
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einzelnen Kreisen nsw. an sich einer Erhöhung der Beitrige bereits für das 
laufende Rechnungsjahr 1920 entgegensteben. Ich nehme aber an, daß die 
Kreise in Anerkennung der gegebenen Verhältnisse und der Tatsache, daß die 
Staatsverwaltung sich erst im jetzigen Zeitpunkt zu einem mäßigen Kosten- 
ausgleich durch die Beitragserböbnng entschlossen hat, sich zu der Mehr¬ 
leistung vom 1. April 1920 ab bereit finden lassen. Ich ersuche, mit den 
Kreisbehörden nsw. zu verhandeln und bis spätestens anfangs November d. Js. 
in Form einer Uebersiebt zu berichten, welche Kreise und kreisfreien Städte nsw. 
des dortigen Bezirks die höheren Beiträge, die gleichzeitig zu beziffern sind, 
fQr 1920 bewilligt haben und welche nicht. Den Kreisen, die sich ablehnend 
verhalten, ist das bestehende Vertrags Verhältnis zum nächsten zulässigen Zeit¬ 
punkte zu kündigen. 

Die Festsetzung der Einzelgebfihren und Jahresbeiträge für das nächste 
Rechnungsjahr muß ich mir einstweilen Vorbehalten. 

Anlage. 

Gebührenordnung der Medizinaluntersnchungsanstalten. 

A. Allgemeine Bestimmungen. 

1. Die Gebühren schließen die Vergütung für die bei der üntersuebung ver¬ 
brauchten Stoffe und benutzten Apparate sowie für eine kurze Nacuicht 
über das Befundergebnis in sich. 

2. Für Uotersnehnngen, die in der Ordnung nicht vorgesehen sind, wird die 
Gebühr nach Maßgabe der aufgewendeten Zeit mit vier Mark für jede 
angefiingene Stande berechnet. Die Kosten für Verbrauch an Stoffen usw. 
werden besonders in Ansatz gebracht. 

8. Für Gutachten kommen die jeweiligen Bestimmungen über die Gebühren 
der Medizialbeamten zur Anwendung. Etwa erforderliche Untersuchungen 
werden nach den Sätzen der Gebührenordnung ausgeführt. 

4. Bei der Einsendung des Untersuchungsmaterials ist Veranlassung und 
Zweck der beantragten Untersuchung anzugeben. 

B. Gebührensätze. 

I. Bakteriologische Untersuchungen vom Menschen stammen¬ 
den Materiales zu diagnostischen Zwecken. 

a) Prüfung der agglutinierenden Wirknng des Blutserums . . . 6 H. 

b) Nur mikroskopische Untersuchung auf Krankheitserreger . . 6 M. 

c) Kulturelle Untersuchung einschließlich der erforderlichen miksos- 

kopiseben, Agglutinations- und sonstigen Prüfungen . . . . 12 M. 

Sind Tierversuche zur Feststellung der Diagnose erforderlich, 
so erhöbt sich die Gebühr um 10 bis 20 M. 

d) Mikroskopische Untersuchung von Schnittpräparaten auf Krank¬ 
heitserreger, bösartige Gewebselemente usw.12 bis 20 M. 

U. Bakteriologische Untersuchung von Wässern und Ab* 

wässern .20 M. 

Die Gebühr kann bei Untersuchungen, die einen besonderen Aufwand 
von Zeit oder Material erfordern, erhöht werden. 

UI. Bakteriologische Untersuchung von Nahrungs- und Ge¬ 
nußmitteln. 

a) Bestimmung des Keimgohalts von Milch und Fleisch . . . . 12 M. 

b) Untersuchung von Nahrungsmitteln nsw. (Milch, Fleich, Kon¬ 

serven, Gemüsen, Früchten usw.) auf krankheitserregende Bak¬ 
terien und ihre Gifte .20 M. 

Sind Tierversuche erforderlich, so erhöht sich die Gebühr um 10 

bis 20 M. 

IV. Untersuchung von Gebrauchsgegenständen auf krank¬ 
heitserregend e Bakterien .80 bis 60 M. 


Ventntvorillch für die Schriftleltan^: Prof. Dr. Rapraand, Geh. Ifed.-Rat in Minden i. W. 
Druck TOB J. C. 0. BmnCf Miades L W, 
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Medizinal-Gesetzgebung. 

A. Deutsches Reich. 

./ Onindiltie fflr die EiniichtaDgr und den Betrieb Ton Krippen. Kinder« 
beirahranetalten nnd KinderpBrten. Bandschreiben des Beichs* 
ministers des Innern vom 10. Juni 1920 an sämtliehe Landes» 
regierangen. 

ln Verfolg einer an die Beichsregiemn^ ergangenen Anregung der 
Deutschen Gescflschaft fUr Kinderheilkunde suid im Beichsgesundheitsamt 
unter Mitwirkung einer Beihe besonders erfahrener Sachrerständigcr die in der 
Anlage beigefügten , Grundsätze fttr die Einrichtung und den Betrieb Ton 
Krippen, Kinderbewahranstalteu und Kindergärten“ ausgearbeitet worden. Sie 
sollen dazu dienen, den Gesundheitsschutz der in diesen Anstalten unter- 
gcbrachten Kinder genügend sicherzustellen und der Gefahr der Weiterrerbreitung 
übertragbarer Krankheiten, die mit solchen Einrichtungen stets in gewissem 
Umfange verbunden ist, nach Möglichkeit vqrzubeugen. Zu letzterem Zwecke 
namentlich sind in einem besonderen Abschnitt nicht nur allgemeine Bichtlinien 
zur Verhütung der Einschleppung und Ausbreitung von übertragbaren Krank¬ 
heiten in Kinderkrippen usw., sondern auch nähere Verbaltungsmaßnahmen für 
die hauptsächlich in Betracht kommenden Krankheiten gegeben. 

Wenngleich reicbsgesetzliche Unterlagen für eine durchgreifende Bege- 
Inng der gesundheitlichen Verhältnisse in den Kinderkrippen erst durch das in 
Vorbereitung befindliche Reichsjagendwohlfabrtsgesetz geschaffen werden sollen, 
dürfte eine wesentliche Besserung des gegenwärtigen Zustandes immerhin schon 
dadurch sich erreichen lassen, daß seitens der Landesregierungen im Verwal¬ 
tungswege auf die Beobachtung der von den Sachverständigen empfohlenen 
Grundsätze bei der Einrichtung und beim Betrieb von Kinderkrippen usw. hin- 
gewirkt wird; namentlich auch wird es von Nutzen sein, wenn diese Grund¬ 
sätze den Behörden, denen die Fürsorge für das Krippenwesen anvertraut ist, 
als Bichtsebnur fttr ihr Wirken und ihre Überwachende Tätigkeit auf dem in 
Rede stehenden Gebiete an die Hand gegeben werden. Freilich werden fttr die 
bereits bestehenden Anstalten me „Grundsätze“ nicht überall in allen 
Einzelheiten sofort bindend sein können, vielmehr hier und dort bei besonderen ört¬ 
lichen Verhältnissen Abweichungen in dem einen oder anderen Punkte sich nicht 
vermeiden lassen, gegebenenfalls auch die Durchführung auf eine gewisse 
^anne Zeit verteilt werden müssen. Wohl aber wird bei der Gründung neuer 
Erippen die volle Beachtung der Grundsätze im gesundbeitlichen Interesse der 
diesen Anstalten überantworteten Kinder anzustreben sein. 

Für die weitere Ausgestaltung des Krippenwesens wird es vor allem 
darauf ankommen, daß in den einzelnen Gemeinden dem zu Tage tretenden 
Bedürfnis nach Krippen in ausreichender Weise entsprochen wird. In dieser 
Hinsicht befürworten die gehörten Sachverständigen eindringlich, daß dort, wo 
trotz vorhandenen Bedürfnisses entweder überhaupt noch keine Krippen be¬ 
stehen, oder die von privater Seite oder durch Wohltätigkeitsvereine ein^rich- 
teten Krippen sich als unzureichend oder ungeeignet erweisen, die Gemeinden — 
nötigenfalls sogar unter Anwendung eines gewissen Zwanges — angebalteu 
werden möchten, ihrerseits die nötigen Fttrsorgeeinrichtnngen zu treffen. 

ln die Grundsätze haben keine Aufnahme gefunden Bichtlinien fttr Tag- 
und Nacht krippen, in denen die Kinder nicht nur am T^e, sondern auch 
vrährend der Nacht verbleiben. Solche Anstalten, welche bis zuUi Beginn des 
Krieges eine Seltenheit waren, sud seitdem nameatlich in Indostrieorten ins 





Loben gerufen worden. Da derartige Tag- und Nachtheime vom gesundheit¬ 
lichen Standpunkte SängUngheimen und Säuglingskrankenhäusem ziemlich gleich¬ 
zuachten sind, werden an sie die gleichen strengeren Anfordernngen zu stellen 
sein, wie sie schon jetzt bei Unterkunftsstätten, die auch für uanke Sinder 
dienen, erhoben zu werden pflegen. 

Im Falle des dortigen Einverständnisses darf ich hiernach hinsichtlich 
der Dnrehführung der „Qrundsätze" das Weitere ergebenst anheimstellen. 

Grundsitze fflr die Einrichtung und den Betrieb von Krippen, lünder- 
bewahranstalten und Kindergirten. 

Vorbemerkung: Infolge der vielfachen außerhänslichen Erwerbs¬ 
tätigkeit der Frauen sind im Laufe der Zeit zahlreiche Anstalten errichtet 
worden, in denen Kinder während des Tages oder Tag und Nacht untergebracht 
werden können. Die Gefahren für die in solchen Anstalten untergebrachten 
Kinder auf gesundheitlichem Gebiete sind nicht unerheblich: ihnen vorzubengen 
und sie zu bekämpfen, ist eine dringliche Pflicht der sozialen allgemeinen Ge¬ 
sundheitsfürsorge. 

Gesundheitliche Nachteile drohen den dort befindlichen Kindern dnreh 
die Einschleppung übertragbarer Krankheiten, durch die ungünstige Einwirkung 
des ständigen Aufenthalts in geschlossenen, oft ungesunden Bäumen auf die 
körperliche Entwicklung, den Säuglingen ganz besonders aber dnreh eine viel¬ 
fach unzweckmäßige oder falsche künstliche Ernährung. 

Zu vorbeugendem Schutz und zur Abwehr bereits eingetretener Gefahr 
empfiehlt es sich, Mindestforderungen festzusetzen, die an solche Unterkunfto- 
stätten und deren Betrieb gestellt und strengstens durchgeführt werden sollten. 

1. Allgemeines. 

Es sollte Aufgabe der Gemeinden sein, nach Maßgabe des Bedürf¬ 
nisses für die Schaffung von Krippen, Kinderbewahranstalten und Eandeigärten 
zu sorgen und derartige Einrichtungen, soweit sie von ihnen nicht selbst unter¬ 
halten werden, durch Geldzuschüsse und auf jede andere geeignete Weise zu 
fördern. Erforderlichenfalls sollten die Gemeinden nach'Maßgabe ihrer Leistungs¬ 
fähigkeit im Aufsichtswege dazu angehalten werden. 

Ob und inwieweit ein Bedürfnis vorhanden ist, entscheidet die untere 
Verwaltungsbehörde nach Anhörung des beamteten Arztes. 

Wer eine Krippe, eine Kinderbewahranstalt oder einen Kindergarten er¬ 
richten oder betreiben will, bedarf dazu der behördlichen Genehmigung. 
Die Erteilung erfolgt durch die untere Verwaltungsbehörde, der zu diesem Behufe 
die Pläne und sonstigen Unterlagen einzureichen sind, aus welchen die Lage 
und die Bäume, sowie die Art des beabsichtigten Betriebes der Anstalt sich 
ersehen lassen. Die Genehmigung darf erst erfolgen nach Anerkennung des 
Bedürfnisses, nach Einholung eines Gutachtens des beamteten Arztes und 
nachdem der Nachweis erbracht ist, daß die Anstalt nach ihrer Lage, Bauart, 
sowie nach Zahl und Beschaffenheit ihrer Bäume den zu stellenden g^undheit- 
lichen Anforderungen entspricht und der ordnungsmäßige Betrieb der Anstalt 
gesichert ist. 

Fabrikkrippen. Dort, wo zahlreiche Frauen durch Fabrikarbeit ^ 
nötigt sind, ihre Kinder tagsüber in fremde Fürsorge zu geben, ist von der 
unteren Verwaltungsbehörde darauf hinzuwirken, daß von den Fabrüdeitungen 
Krippen, Stillstaben, Kinderbewahranstalten und Kindergärten errichtet oder 
Geldzuschüsse an schon bestehende derartige Einrichtungen geleistet werden, 
damit die Fabrikarbeiterinnen davon Gebrauch machen können. 

Im allgemeinen sind die Krippen ganz besonders dafür geeignet, die 
Zwiemilchem^rung, wo sie notwendig wird, durchzufübren. Darum soll grund¬ 
sätzlich angestrebt werden, soweit nur immer möglich, sämtliche aufgenommenen 
jüngeren Säuglinge wenigstens teilweise noch natürlicher Ernährung teilhaftig 
werden zu lassen. 

Beseitigung von Mißständen. Schließung. In Anstalten, die 
den nachbezeichneten gesundheitlichen Anforderungen nicht entsprechen, sind 
die vorhandenen Mlßstände zu beseitigen, andernfalls sind dlU Anstalten zu 
schließen. Vorher ist jedoch den Anstalten eine angemessene Frist zur Herbei¬ 
führung befriedigender Zustände zu gewähren. 
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II. Bäauae und Betriebseinrichtungen. 

Es müssen in jeder Krippe und Einderbewahranstalt, deren ^Belegzabl 
im allgemeinen 50 Kinder nicht übersteigen soll, yorhanden sein: 

1. ein Anfoahmeranm, 

2. eine luftige Kleiderablage, die von dem Aufenthaltsraume der Kinder 
getrennt ist, Jedoch mit dem Aufnahmeraum yereinigt sein kann, 

3 ein geschützter Raum zum Unterstellen der Kinderwagen, 

4. Tage- oder Aufenthaltsräume, 

5. mindestens ein Absonderungsraum für kranke und krankheitsyerdäch- 
tige Kinder, 

6. ein besonderer Baderaum oder, sofern dieser nicht beschafft werden 
kann, mindestens eine Badegelegenheit für Säuglinge und Kleinkinder im Alter 
bis zu 2 Jahren sowie Waschgelegenheit für die übrigen Kinder, 

7. eine Milchküche, die mit dem Baderaum nicht yereinigt sein darf, zur 
Bereitung der Säuglingsnahrung, 

8. ein gesonderter Abort für die Kinder, 

Dringend erwünscht ist ferner ein Schlafraum für den Mittagsschlaf 
der Kinder. 

Bei der Einteilung der Räume ist Vorsorge zu treffen, daß für Säug¬ 
linge und solche Kinder, die schon laufen können, getrennte Räume yor¬ 
handen sind. 

Die zum Aufenthalt der Kinder bestimmten Räume müssen gut belichtet 
und gut lüftbar sein; ihre Einrichtung darf sich nicht wesentlich yon derjenigen 
einer Anstalt, die zum dauernden Amenthalt yon Kindern bestimmt ist, unter¬ 
scheiden. 

Luftraum. In Anstalten, die für Kinder im Alter bis zu 2 Jahren 
bestimmt sind, muß jedem Kinde im Tageraum ein Luftraum yon mindestens 
10 cbm in dem für den Mittagschlaf bestimmten Schlafraum ein solcher yon 
mindestens 6 cbm zur Verfügung stehen. Für Kinder yom yollendetcn 2. Lebens¬ 
jahr bis zum 6. Lebensjahr genügt ein Luftraum yon je 5 bis 6 cbm im Tage- 
nnd im Schlafraum. In Anstalten, in denen kein besonderer Schlafraum für 
die Kinder yorhanden ist, sollen für Kinder bis zu 2 Jahren mindestens 12 cbm, 
für Kinder yom yollendeten 2. Lebensjahr bis zum 6. Lebensjahr mindestens 
7 bis 8 cbm Luftraum yorhanden sein. 

Eine Belegung mit mehr Kindern, als es nach diesen Anforderungen hin¬ 
sichtlich des Luftraumes angängig ist, mnß yermieden werden. 

Es ist dafür zu sorgen, daß bei günstigem Wetter die Kinder auch im 
Freien yerweilen können, und daß bei yeränderlicher Witterung eine gedeckte 
Veranda oder eine sonstige geschützte Anfenthaltsstätte zur Verfügung steht 

Für jedes Kind im Alter unter 2 Jahren muß ein eigenes Bett zur Ver- 
füs^g stehen; für die übrigen Kinder, namentlich für diejenigen bis zum 
yollendeten 4. Lebensjahr, genügt es, wenn eine andere geeignete Schlafgelegen¬ 
heit zur Benutzung am Tage yorhanden ist. 

Für alle Kinder mnß Wäsche und Kleidung, deren Reinigung in der 
Krippe selbst oder auswärts erfolgen kann, in genü^nder Menge yerfügbar sein. 

UL Betrieb. 

Anstalten, in denen Kinder im Alter unter 2 Jahren yerpflegt werden, 
müssen unter der Leitung und fortlaufenden Aufsicht eines Arztes — und 
zwar wenn irgend möglich eines Kinderarztes — stehen. Auch bei solchen An¬ 
stalten, die nur ältere Kinder aufneluncn, ist eine ärztliche Aufsicht erwünscht. 

Der Betrieb der Anstalten ist durch eine Hausordnung zu regeln. 

Dem Anstaltsarzt mnß eine Einwirkung auf die Verwaltung und den 
Betrieb der Anstalt gesichert sein. Bei Anstalten für Kinder unter 2 Jahren 
bat er der Anstalt möglichst täglich einen Besuch abzustatten. Der Anstalts¬ 
arzt soll eine angemessene Vergütung für seine Tätigkeit in der Anstalt erhalten. 

Aufnahme. Kein Kind darf in die Anstalt endgültig anfgenommen 
werden, das nicht yorher durch den Anstaltsarzt untersucht worden ist. Dieser 
ist befugt,- ein Kind aus gesundheitlichen Gründen zurückzuweisen. 

Uebernachten der Kinder. In den Krippen dürfen ausnahmsweise 
bei besonderem Anlasse einzelne Kinder, soweit ihre Versorgung ohne Ueber- 
anstrengung des Pflegepersonals erfolgen kann, über Kacht zurückbehalten 
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werden. In besonderen Notfällen darf dies anch für wenige Nächte geschehen, 
so z. B. zom Schntz gegen Ansteckungsgefahr bei solchen Kindern, in deren 
Wohnung zu Hause eine übertragbare Krankheit herrscht. 

Tageskrippen dürfen, außer bei yollständiger räumlicher Trennung, nicht 
zugleich oder nebenher mit Tag- und Nacbtkrippen oder ähnlichen Heimen ein¬ 
gerichtet oder betrieben werden. 

Krippen, die eine größere Anzahl Kinder für längere Zeit oder dauernd 
über Nacht beherbergen, sind Einrichtungen der ges<mlossenen Fürsoige und 
darum hinsichtlich der an sie zu stellenden Anforderungen den Kinderheimen 
gleichzustellen. 

Mindestalter der Kinder. Um Kinder nicht zu früh von der 
Hntter zu trennen, sind die Mütter von der Krippe darauf binzuweisen, daB 
die Kinder nicht früher als 6 Wochen nach der Geburt der Anstalt zugeführt 
werden sollen, es sei denn, daß die Einleitung der Zwiemilchernährung nur hier¬ 
durch möglich wird. 

Zurückweisung kranker und krankheitsverdäobtiger 
Kinder. Die Anstalten sollen im allgemeinen nur für die Verpflegung ge¬ 
sunder Kinder dienen. Erweist sich ein Kind bei der vor der end^ltigen Auf¬ 
nahme stattflndenden ärztlichen Untersuchung als krankheits- oder ansteckungs¬ 
verdächtig, so ist es znrüc^uweisen. Erkrankt ein Kind nach seiner Zulassung 
zur Krippe während des Aufenthalts in der Anstalt oder zu Hause und handelt 
es sich nicht um eine ernstere übertragbare Krankheit, so entscheidet der An¬ 
staltsarzt, ob das Kind in der Krippe verbleiben, bezw. ob es weiter zum Be¬ 
suche der Krippe zugelassen werden darf. 

Ernährung der Kinder. Besondere Aufmersamkeit ist der Er¬ 
nährung der Kinder, vor allem der Säuglinge, zuzuwenden. Die Nährweise 
wird durch den Arzt vorgeschrieben. ' 

Ernährung der Säuglinge. Bei Säuglingen sind die Mütter ztun 
Weiterstillen anzuhalten und unter Umständen durch Verabreichung von Mittag¬ 
essen, Stillprämien und dergl. dazu zu bewegen. Es ist darauf hinzuwirken, 
daß in Fabriken, die viele Frauen beschäftigen, durch Einrichtung von StUi- 
krippen oder Stillstnben den Müttern Gelegenheit gegeben wird, ihre Kinder 
möglichst lange selbst zu nähren. Bei künstlicher Ernährung ist die Art und 
Menge der Nahrung vom Arzt anznordnen. Die Bereitung der Flaschennahrung 
hat gesundheitlich einwandfrei zu erfolgen. Nach Möglichkeit soll die zu Hause 
zu verabreichende Nahrung für die künstlich ernährten, vornehmlich für die 
noch nicht Si Jahr alten Säuglinge in fertiger Mischung den Müttern mit¬ 
gegeben werden. 

Ernährung der Kleinkinder. Die Kleinkinder sollen eine aus¬ 
reichende, abwecbslun^reiche Kost erhalten, die weder ia einer einseitigen- 
Ueberfütterung mit Milch bestehen, noch durch allzu häufige Verabreichung 
von dünnen Suppen, Kaffee usw. gehaltlos und ohne Nährwert sein darf. 

Personalbogen. Ueber jedes Kind ist ein einheitlicher, nach Art der 
Krankengeschichten zusammenstellender Personalbogen zu führen, der nicht nur 

f enaue An^ben über die Personalverhältnisse enthält, sondern auch die Art 
er Entwicklung des Kindes sowie seiner etwaigen Erkrankungen usw. ersehen 
läßt, so daß er auch zu statistischen Zwecken Verwendung finden kann. 

IV. Ausbildung und Tätigkeit des Anstaltspersonals. 

Pflegepersonen. 

In jeder Anstalt soll mindestens eine in einer staatlich anerkannten 
Pflegeschule ausgebildete und in der Säuglings- und Kleinkinderpflege erfahrene 
Pflegerin vorhanden sein. Sie ist dem Arzte in allen gesundheitlichen und 
ärztUchen Angelegenheiten untergeordnet und für den ordnungsmäßigen Pflege¬ 
betrieb verantwortlich. Ihr sind die übrigen Pflegepersonen zu unterstellen. 

Ist das gegenseitige Dienstverhältnis der Pflegepersonen, die bei der 
Hinausgabe dieser Grundsätze in einer Krippe vorhanden sind, anders geordnet, 
BO braucht, falls der bisherige Zustand sich bewährt hat, eine Aenderung im 
Sinne der vorstehenden Grundsätze einstweilen nicht einzutreten. 

Einer Pflegeperson sollen in der Hegel nicht mehr als 6 Säuglinge 
oder nicht mehr als 10 ältere Kinder zugeteilt werden. 
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Verbot der Krankenpflege außerhalb derKrippen. Pflege* 
Personen, die in Krippen tätig sind, dürfen nicht zugleich der &aukenpflege 
außerhalb der Krippe sich widmen; sie sollen auch den Verkehr mit Personen, 
die der Krankenpflege außerhalb der Krippe obliegen, vermeiden. 

Hilfspflegerinnen, welche die erforderliche Ausbildung noch nicht 
besitzen, sind vom Krippenarzt in den Grundzügen der Säuglingspflege zu 
unterrichten. 

Es ist darauf hinzuwirken, daß die in Krippen und ähnlichen Anstalten 
tätigen Pflegerinnen (Schwestern) regelmäßig an geeigneten Wiederholungs¬ 
and Fortbildungskursen te^ehmen. 

V. Maßnahmen bei dem Auftreten einer übertragbaren 
Krankheit. Aufklärung der Mütter. 

Es ist notwendig, die Mütter über die Gefahr der Uebertragung und 
Verschleppung von KranÜieiten aufzuklären. 

Entfernung ansteckend erkrankter Kinder. Kinder, die von 
übertragbaren Krankheiten befallen werden, sind in der Regel aus der Anstalt 
zu entfernen und ärztlicher Behandlung zuzuführen. 

Kinder, die an einer übertragbaren Krankheit gelitten haben, dürfen erst 
dann wieder aufgenommen werden, wenn nach Ansicht des Anstaltsarztes die 
Möglichkeit einer Ansteckung mit Sicherheit aaszuschließen ist. 

• Schließung. Unbeschadet der nachstehend für einzelne Krankheiten 
gegebenen Richtlinien gilt im allgemeinen folgendes: 

Ueber die Schließung der Krippe soll nach eigenem Ermessen und auf 
eigene Verantwortung der Anstaltsarzt entscheiden. In zweifelhaften oder 
strittigen Fällen steht die Entscheidung dem beamteten Arzte zu. Die erfolgte 
Schließung einer Krippe ist sofort der Aufsichtsbehörde zu melden, damit diese 
die übrigen am Orte befindlichen Krippen und ähnlichen Anstalten alsbald da¬ 
von benachrichtigen kann.- 

Ein Fortbetrieb der Anstalt bei einer dort auftretenden übertragbaren 
Kranheit kann im allgemeinen nur insoweit in Betracht kommen, als es sich 
um Kinder handelt, welche die betreffende Krankheit bereits überstanden haben 
(ver^l. im einzelnen die anschließend für die wichtigsten Krankheiten in dieser 
Hinsicht aufgestellten besonderen Grundsätze). 

Bekämpfiingsmaßnahmen. Für die gegen übertragbare Krank¬ 
heiten zu ergreifenden Abwehrmaßregcln in den Krippen, Knderbewahranstalten 
und Kindergärten sind die geltenden landesrechtlichen Vorschriften maßgebend. 
Dabei ist in Anbetracht der eigenartigen Verhältnisse der bezeichneten An¬ 
stalten bei den nachbenannten Krankheiten besonders auf folgendes zu achten. 

Masern. Das erkrankte Knd ist sofort aus der Krippe zu entfernen. 
Die Krippe ist auf zwei Tage zu schließen; die Räume der Krippe sind zu 
desinfizieren. Am 8. Tage kann die Wiederaufnahme der bereits früher durch- 
^maserten Kinder erfolgen. Die nicht durchgemaserten und nicht erkrankten 
Kinder können nach 14 Tagen wieder aufgenommen werden, die erkrankten 
nach 4 Wochen, sofern sie nicht mehr husten. 

Scharlach. Das erkrankte Kind ist möglichst sofort einem Kranken- 
hanse zu überweisen; der zuständigeu Polizeibehörde ist Mitteilung zu machen. 
Der Krippenraum, in dem sich da.s Kind aufgehulten hat, ist einschließlich des 
Bettes und der Gebrauchsgegenstände des Kindes zu desinfizieren. Eine 
Schließung der Krippe ist zunächst nicht notwendig; jedoch müssen die übrigen 
Kinder, (ue sich in der nächsten Xühc des crkrai^ten Kindes aufgebalten 
haben, genau beobachtet werden, ob sich bei ihnen Scharlacherscheinungen 
zeigen. Folgen weitere Krankheitsfälle, so ist. Jedenfalls dann, wenn der zehnte 
TeU der Kinder erkrankt ist, die Krippe nach Meldung bei der zuständigen 
Polizeibehörde zu schließen und zu de.sinfizieren. ]^'ach 2 Tagen können die 
Kinder, die bereits früher .'i^charlach fiberstanden haben, wieder aufgenommen 
werden, nach Ablauf einer Woche auch die übrigen nicht erkrankten Knder. 
Diejenigen Kinder, welche an Scharlach erkrankt sind, dürfen erst nach 8 Wochen 
wi^er in die Krippe kommen. 

Diphtherie. Das erkrankte Kind ist dem Krankenhause zu über¬ 
weisen; der zuständigen Polizeibehörde ist von dem Erkranknngsfall Mitteilung 
zu machen. Die Krippe ist zu schließen; die Räume der Krippe sind zu des- 
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iofizieren. Die nicht erkrankten Rinder, einschließlich derjenigen, die schon 
früher' an Diphtherie erkrankt waren, dürfen erst wieder anfgenommen werden, 
wenn die dreimalige Untersnehang eines Nasen* nnd Mandelabstrichs zn einem 
neg;ativen Ergebnis geführt hat. Die drei Abstriche sind in etwa zweitägi^n 
'Zwischenräumen Torzunehmen. Auch das Krippcnpcrsonal ist durch wieder¬ 
holte Abstriche auf Diphtboriebazillen zu untersuchen. Erkrankte Personen 
werden dem Krankenhause überwiesen. Bazillenträger sind von der Arbeit auf 
die Dauer ihrer Ansteckungsfuhigkeit auszuschließen. Die erkrankten Kinder 
und Pflegepersonen sowie Bazillenträger sind erst nach dreimaligem negativen 
Ergebnis der Untersuchung des Mandelabstrichs zum Krippenbesnehe wieder 
znzulassen, auch wenn mehrere 'Wochen und Monate darüber vergehen. 

Keuchhusten. Das erkrankte Kind ist sofort aus der Klippe zu 
entfernen; auf Kenebusten verdächtige Kinder sind abzusondern. Die Krippe 
ist zu schließen; die Bäume der Krippe sind zu desinfizieren. Nach zwei 
T^cn werden diejenigen Kinder, die bereits früher Keuchhusten gehabt haben, 
wieder aufgenommen, nach 14 Tagen die niebterkrankten Kinder, sofern durch 
eine ärztliche Untersuchung festgestellt ist, daß sie nicht hasten. Die er¬ 
krankten Kinder dürfen erst dann wieder anfgenommen werden, wenn sie nicht 
mehr husten. 

Windpocken. Das erkrankte Kind wird vom Besuche der Krippe 
ausgeschlossen; die Elrippe braucht nicht geschlossen zu werden.. Sollten nooh 
mehrere Windpockenfälle nachfolgen, so ist zu empfehlen, auch die erkrankten 
Kinder zum Besuche der Krippe zuznlassen, um eine so schnellere Durch¬ 
seuchung der Kinder mit den an und für sich harmlosen Windpocken berbei- 
zuführen. Abweichende Maßnahmen sind der Entscheidung des Arztes Vor¬ 
behalten. 

Ziegenpeter (Mumps). Das erkrankte Kind ist vom Besuche der 
Krippe aaszusebiießen. Die Krippe braucht nicht geschlossen zu werden. Folgen 
weitere Fälle, so entscheidet der Arzt über die zu'ergreifenden Maßnahmen. 

Büteln. Das erkrankte Kind wird vom Besuche der Krippe aus¬ 
geschlossen oder gesondert bis zum Verschwinden der Krankheitserscheinungen 
verpflegt 

Grippe. Bei leichtem Verlauf ist eine rechtzeitige Abweisung oder 
Entfernung der erkrankten Kinder kaum durchführbar und auch nicht nötig. 
Es genügt, die nur leicht Erkrankten gesondert bis zum Verschwinden der 
Krankheitserscheinungen zu pflegen. Bei ernsterem Auftreten der Krankheit 
sind die Erkrankten bis zu ihrer Genesung vom Besuche der Anstalt fern 
zu halten. 

Die Bäume der Krippe sollen fleißig gelüftet tmd gründlich gereinigt 
werden. 

Bahr und Typhus. Das erkrankte Kind ist schleunigst abzusondern 
und vom weiteren Besuche der Krippe aaszusebiießen. Es ist wo möglich in 
eine Krankenanstalt zu verbringen; der zuständigen Polizeibehörde ist von 
dem Erkrankungsfall Mitteilung zu machen. Eine gewissenhafte Desinfektion 
der Entleerungen, der Wäsche, der Kleider und des Aborts sowie der Bäume 
in der Krippe, die von dem kranken Kinde benutzt und mit Stuhlgang ver¬ 
unreinigt worden sind, bat staitznflnden. Die erkrankt gewesenen Kinder sind 
in die Krippe erst wieder aufzunebmen, nachdem eine zweimalige bakteriologische 
Untersuchung der Darmentleerungen ein negatives Ergebnis gehabt hat. Die 
Schließung der Krippe ist in der Begel nicht notwendig. Alle Kinder, die die 
Krippe weiter besuchen, sind auf etwaige Erkrankung genau zu beobachten. 

Genickstarre und Kinderlähmung. Die Erkrankten sind schleunigst 
abzusondern und in eine Krankenanstalt überzuführen; der Erkrankungsfall ist 
der zuständigen Polizeibehörde anzuzeigen. Der Krippenraum, in dem sich das 
Kind aufgehalten hat, einschließlich des Bettes und der Gebrauchsgegenstände 
des Kindes sind zu desinfizieren. 

Gonorrhöe. Es ist Vorsorge zu treffen, daß das erkrankte Kind in 
ärztliche Behandlung genommen wird. Die Wäsche und Gebrauchsgegenstände 
des lündes sind zu desinfizieren. Das erkrankte Kind ist erst nach seiner Ge¬ 
nesung wieder aufzunehroen und auf seinen Gesundheitszustand genau' zu über¬ 
wachen. Auch auf etwaige Erkrankungen des Pflege- und Wartepersonals ist 
aufmerksam zu achten. 
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B. Preußen. 

y Genehmiguiig der Ueberuahme Ton NebenSmtern and NebenbesehäfU- 
>^uBgen der Staatsbeamten. Verordnung der Staatsregierang yom 
/Z\. Juli 1920. 

<* Auf Grand des § 5 des Gesetzes zur vorläufigen Ordnong der Staats¬ 

gewalt in Preußen vom 20. März 19!9 G. S. S. 53) wird folgendes verordnet: 

Unter Aufhebung des Allerhöchsten Erlasses vom 25. August 1909 
(G. S. S. 784) werden in Abänderung der Bestimmungen unter Nummer 1 bis 8 
der Eabinettsorder vom 13. Juli 1839 (G. S. S. 235) die Zentralbehörden allgemein 
ermächtigt, die Entscheidung über jederzeit widerrufliche Genehmigungen zur 
Uebemahme von Nebenämtern oder Nebenbeschäftigungen and die Befugnis zum 
Widerrufe solcher Genehmigungen den Provinzialbehörden zu übertragen. 


Anfhebang der bisherigen Aasnahmestellong der Krankenanstalten 
des Johanniterordens ln bezog auf Ihro gesnndheitspolizelliche Anrslcht. 
Verordnung der Staatsregierang vom9. Juni 1920 (a) und Erlaß 
des Ministers für Volkswohlfahrt vom 22. Jnli 1920 — I M II 
1490 (b) — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

a. Die Ausnahmestellnng, welche die Krankenanstalten des Johanniter¬ 
ordens hinsichtlich ihrer regelmäßigen gesundheitspolizcilicben Beaufsichtigung 
nach der Eabinettsorder vom 15. Jan. 1859 einnehmen, wird hierdurch aufgehoben. 

b. Das Aufsichtsrecht des Staates über die Krankenanstalten des 
Johanniterordens war durch die Immediutstellung, die dem Johanniterorden in 
der Allerhöchsten Kabinettsorder vom 15. Januar 1859 bestätigt worden war, 
insofern beschränkt, als es im Einzelfalle nur mit Ermächtigung des Trägers 
der Staatssouveränität ausgeübt werden konnte. Den Mcdizinalbeamten war 
es versagt, die Krankenhäuser des Johanniterordens nach dem gleichen Ver¬ 
fahren wie die übrigen, ihrer regelmäßigen Aufsicht unterstellten Kranken¬ 
anstalten zu besichtigen, falls nicht jene besondere Ermächtigung hierzu erteilt 
worden war oder wenigstens die zuständigen Kuratoren des Jobanniterordens 
die Besichtigung ausdrücklich genehmigt hatten. Durch die in der Preußischen 
Gesetzsammlung Nr. 30 S. 359 abgedruckte Verordnung der Preußischen Re¬ 
gierung vom k Juni 1920 ist die Ausnahmestellung, welche die Kranken¬ 
anstalten des Jobanniterordens bisher hinsichtlich ihrer regelmäßigen gesund- 
heitspolizcilicbcn Beaufsichtigung einnahmen, aufgehoben worden. 

Ich ersuche daher ergebenst, dafür Sorge zu tragen, daß nunmehr sämt¬ 
liche Krankenhäuser des Johanniterordens von den Kreisärzten mindestens ein¬ 
mal jährlich sowie aus besonders dringenden Anlässen unvermutet und nach 
den Grundsätzen besichtigt werden, wie sie im § 100 der Dienstanweisung für 
die Kreisärzte für die Besichtigungen der übrigen Krankenanstalten vorgesehen 
sind. Bel den Besichtigungen ist mit der durch die schwierigen Verhältnisse 
der gegenwärtigen Zeit gebotenen Rücksichtnahme und Vorsicht zu verfahren. 
Bei etwaigen Anträgen, betreffend bauliche Veränderungen der Krankenhäuser 
des Jobanniterordens, sind die Grundsätze zu tieachten, die ich in meinem Rand¬ 
erlaß vom 30. März 1920 — M 7111 — (V. M Bl. 8. 64) für die Abänderung der 
VorKhriften über Bau, Anlage und Einrichtang von Krankenanstalten unter dem 
Gesichtspunkt der durch die Not der Zeit bedingten Sparsamkeit aufgestellt habe. 

Die Kosten der Besichtigungen trägt die Staatskasse. 

Bezüglich der bei dem Auftreten übertragbarer Krankheiten in Kranken- 
häusem des Johanniterordens vorzunehmenden besonderen amtsärztlichen Er¬ 
mittelungen verweise ich auf den Runderlaß des Ministers des Innern vom 
28. Januar 1914 — M 10088 — Min. Bl. f. Med.Ang. S. 72. 

^ Einreichang namentlicher Verzeichnisse beim Auftreten ton Genick« 
starre und Tjphns nicht mehr erforderl Ich. Erlaß vom 24. Aagast 1920 

— IM Hl 1818 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Zur Beseitigung von Zweifeln teilo ich ergebenst mit, daß es bei dem 
Aoftreten von Genickstarre- und Typhusepidemien der Einreichung namentlicher 
Verseichni.ssc nicht mehr bedarf. Ich ersuche, bei der Berichterstattung lediglich 
nach den Bestimmungen des Erias.ses vom 14. August 1919 — M 18346 — 
Ministerialblatt für Medizinalangclegenheiten 8. 202 — zu verfahren. 
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SalTarsanfillschRiigeii. Erlaß des Ministers für Volkswobl- 
fahrt Tom 29. Juli 1920 an sämtliche Herren Be^iemngspräsidenten. 

Es sind verschiedentlich Salvarsanfälschtingen im Handel vorgekommen 
die nicht ohne weiteres als solche zu erkennen waren, da auch die Verpackong' 
tänsohend nachgeahmt war. Ich ersnehe ergebenst, die Apotheker darauf auf¬ 
merksam zu machen und ihnen größte Vorsicht beim Einkauf von Salvarsan 
und dessen Bezug nur aus Quellen, die als durchaus zuverlässig bekannt sind, 
von der herstellenden Firma selbst oder von ihren Niederlagen, jedoch nie¬ 
mals von unbekannten Händlern, zu empfehlen. Gleichzeitig ersuche ich, die 
Apotheker nachdrücklich darauf hinzuweisen, daß die Abgabe von Salvarsan 
nur auf ärztliche Anordnuug erfolgen darf. Die Rezepte sind einer eingehenden 
Prüfung zu unterziehen; auch wird empfohlen, vor Abgabe größerer Mengen 
Salvarsan sich zunächst mit dem verordnenden Arzt ins Einvernehmen zu setzen. 


t Benaclirlchtlguog der Hebanunenlebranstalt bei BOekgabe von 
Prttftmgzzengnissen. Erlaß des Ministers für Volkswohlfahrt 
vom 7. August 1920 — I M U 1882 — an sämtliche Herren Regierungs¬ 
präsidenten. 

Neuerdings ist es einer früheren Hebamme, die seinerzeit, um einem 
Verfahren wegen Entziehung des Prüfungszeugnissea zu entgehen, letzteres 
freiwillig zurückgegeben hatte, gelangen, sich zwecks Wiederausübung des 
Hebammenberufs in betrügerischer Absicht in den Besitz einer Doppelausfertigung 
des ursprünglichen Prüfungszeugnissea zu setzen. 

Um ähnlichen Vorkommnissen nach Möglichkeit zu begegnen, ersuche 
ich ergebenst, gefälligst dafür Sorge zu tragen, daß künftig auch m den Fällen, 
in denen eine Hebamme auf die Hebammentätigkeit verzichtet und das Prüfungs- 
zengnis zufückgibt, derjenigen Hebammeniehranstalt, die das Prüfungszengnis 
ausgestellt bat, Mitteilung gemacht wird. 


C. Baden. 

Apothekenvlsitationen. Erlaß des Ministeriums des Innern 
vom August 1920. 

Die Instruktion für die Apothekenvisitatoren vom 18. September 1880 wird 
wie folgt abgeändert: 

a) § 1 erhält folgende Fassung: 

„Der Geschäftsbetrieb in den Apotheken, Handapotheken und Dispensier¬ 
anstalten untersteht der Beaufsichtigung durch den Apothekenvisitator, welcher 
alle 2—3 Jahre eine Visitation vorzuuehmen hat. Ist der Visitator an der Ein¬ 
haltung der Frist verhindert, so bat er dem Ministerium des Innern Anzeige 
zu erstatten. Neuerrichtete Apotheken sind vor ihrer Eröffnung von dem Visi¬ 
tator zu besichtigen. Das Ergebnis ist dem Ministerium des Innern anzuzeigen." 

b) § 2 wird gestrichen. 

c) § 8 Abs. 3 w« rden die Worte „oder des Bezirksarztes" gesteicben. 

d) In § 6 Zeile 3 werden die Worte „dem Bezirksarzt" gestrichen. 

c) § 8 erhält folgende Fassung: 

„Die sich ergebenden und im Protokoll näher zu bezeichnenden Bemänge¬ 
lungen werden in Abschrift dem Apotheker und dem Ministerium des Innern 
mitgeteilt. Die Bemängelungen sind innerhalb einer von dem Visitator anzu- 
gebenden Frist zu beseitigen; die Beseitigung hat der Apotheker dem Visitator 
anzuzeigen. Für größere und zahlreichere Fehler ist eine Frist von sechs Wochen 
bis zu einem Vierteljahr zu gewähren. 

Macht der Visitationsbefund infolge erheblicher Beanstandungen des 
Apotbekenbetriebs eine besondere Nachschau nötig, so hat der Apothekenvisitator 
eine solche in dem dem Ministerium des Innern vorzulegenden Protokoll unter 
Angabe der Gründe zu beantragen, worauf das Ministerium den Visitator mit 
der Nachschau betraut. Die Nachschau hat zu erfolgen, nachdem der Apotheker 
die Behebung der Bemängelungen dem Visitator angezeigt hat. 

Apotheker, die mit der Anzeige der Beseitig^ung von Bemängelungen 
rückständig bleiben, sind vom Visitator zu erinnern; erfolgt die Anzeige auch 
dann nicht, so ist dem Ministerium Mitteilung zu machen." 


Venuitworaioli fiir die ScbriftleltoiiK: Prof. Dr.Bopmnnd, Geb. Med.-IUt la Minden I. W. 
Draok tob J« 0. 0. BnuiB| Minden U W« 
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^ A. Preußen. 

^ OebfihrenordnniDp fBr approbierte Aerzte nnd ZabnRnte. Erlaß 
^es Miniaters für Volkswohlfahrt yom 1. September 1920. 

Anf Grund des § 80 der Gewerbeordnung für deis Deutsche Reich (Reichs* 
(jiesetzbl. 1883 S. 177 ff.) setze ich unter Aufhebung der Bekanntmachung, be¬ 
treffend den Erlaß einer Gebührenordnung für approbierte Aerzte und Zahn¬ 
ärzte, vom 19. Mai 1896 (Reichs- und Staatsanzeiger yom 19. Mai 1896, Bei¬ 
lage) und. der Nachträge dazu yom 13. März 1906 (Min.Bl. f. Med.Ang. 1906 
S. 162), yom 23. Mai 1914 (Min. Bl. f. Med. Ang. 1914 S. 195) und yom 7. August 
1918 (Min. Bl. f. Med. Ang. 1918 S. 263) hierdurch folgendes fest: 


I. Allgemeine Bestimmungen. 

§ 1. Den in Deutschland approbierten Aerzten und Zahnärzten (§ 29 
Absatz 1 G.O.) stehen, soweit sie in Preußen ihren Beruf ausüben, für ihre 
berufsmäßigen Leistungen in streitigen Fällen mangels einer Vereinbarung Ge¬ 
bühren nach Maßgabe der nachstehenden Bestimmungen zu. 

§ 2. Die Mindestsätze gelangen zur Anwendung, wenn nachweisbar Un¬ 
bemittelte oder Armenverbände die Verpflichteten sind. Sie finden ferner An¬ 
wendung, wenn die Zahlung aus Staatsfonds, aus den Mitteln einer milden 
Stiftung oder einer Krankenkasse (§ 225 R. V 0), knappschaftlichen Kranken¬ 
kasse (§ 495 R.V. 0.) oder Ersatzkasse (§ 503 R. V. 0.) zu leisten ist, soweit 
nicht besondere Schwierigkeiten der ärztlichen Leistung oder das Maß des Zeit¬ 
aufwandes einen höheren Satz rechtfertigen. Ebenso sind in dringenden Fällen 
yon den gegen Krankheit nach der R. V. 0. Versicherten nur die Mindestsätze 
zu entrichten. 

Bei Krankenkassen ermäßigen sieh die Mindestsätze für besondere ärzt¬ 
liche *Verrichtnngen um den yierten Teil, wenn bei einer Reise zum Kranken 
die Anwendungen für Fuhrkosten und Zeityersäumnis (Wegegebflhr) mehr als 
86 Mark betragen. 

Wenn die Träger der Unfallyersichemng (in. Buch R.V.O.), der Inya- 
liden- und Binterbliebenenyersichemng (IV. Buch R. V. 0.) oder der .^gestellten- 
yersicherung (Gesetz yom 20. Dezember 1911, Reichs-Gesetzbl. S. 989) die 
Zahlungspflichtigen sind, so kommt als Höchstsatz nur das Dreifache des 
Mindestsatzes in Betracht. 

§ 3. Im übrigen ist die Höhe der Gebühr innerhalb der festgesetzten 
Grenzen nach den besonderen Umständen des einzelnen Falles, insbesondere 
nach der Beschaffenheit nnd Schwierigkeit der Leistung, der Vermögenslage 
der Zahlungspflichtigen, den örtlichen Verhältnissen usw., zu bemessen. 

§ 4 Verrichtungen, für die diese Gebührenordnung Gebühren nicht aus¬ 
wirft, sind nach Maßgabe der Sätze, die für ähnliche Leistungen gewährt 
werden, zu yergüten. 

§ 5. Diese Verordnui^ tritt am 1. Oktober 1920 in Kraft nnd yerliert 
ihre Gdtnng am 1. April 1922. 

II. OebOhren fflr Aerzte. 

A. Allgemeine Veirlchtnngen. * 

Die in den nachfolgenden 2<iffem bezeichneten Leistungen unterliegen 


den nachstehenden Gebührensätzen: 

1. Beratung eines Kranken in der Wohnung des Arztes: Mark 

a) Für me erste Beratung bei Tage. 4—40 
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b) Ftir jede folgende Beratung im Verlaufe derselben Elrankheit 


bei Tage. 3—40 

Findet die Beratung außerhalb der Sprechstunde so kommen 
die höheren Sätze in Anwendung. 

c) Für die Beratung bei Nacht (abends 8 Uhr bis morgens 8 Uhr) 8—60 

d) Für die Beratung durch den Fernsprecher bei Tage . . . 3—^ 

e) Für die Beratung durch den Fernsprecher bei Nacht . . . 8—40 

f) Findet die Beratung von einer öffentlichen Femsprechstelle 
außerhalb des Wohnhauses des Arztes aus statt, so steht 
dem Arzte neben der Gebühr für die Beratung eine Ent¬ 
schädigung für die Zeitversäumnis zu, und zwar für jede an- 

gefanuene halbe Stunde bei Tage in Höhe von. 6—12 

bei Nacht. 12—30 

2. Besuch des Arztes bei dem Kranken: 

a) Für den ersten Besuch bei Tage. 6—60 

b) Für jeden folgenden Besuch bei Tage im Verlauf derselben 

Krankheit. 4—30 

c) Für den Besuch, der am Tage auf Verlangen des Kranken 
oder seiner Angehörigen sofort oder zu einer bestimmten 
Stunde gemacht wird, das Doppelte zu a und b. 

d) Für jeden Besnch bei Nacht.12—120 

e) Für einen sofort verlangten Besnch bei Nacht.16—150 


f) Mehr als zwei Besuche bei Tage können nur dann berechnet 
werden, wenn sie im Einverständnis mit dem Kranken oder 
dessen Angehörigen gemacht werden oder nach der Be¬ 
schaffenheit des Falles geboten sind. 

Geforderte Besuche, bei denen es zu keiner ärztlichen 
Verrichtung gekommen ist, sind nach den Ziffern 2 a—e zu 
entschädigen. 

3. Die Gebühr für die Beratung (siehe 1) oder den Besuch (siehe 2) 
schließt die gewöhnliche Untersuchung und die Verordnung 
mit ein. 

4. Bei Vergütungen für ärztliche Dienstleistungen kommen, abge¬ 
sehen von Beratung oder Besnch, noch in Betracht: 

Die ärztliche Verrichtung, der Zeitaufwand, die Fuhrkosten 
und besondere Au^•lagen. 

Werden bei Beratungen in der Sprechstunde (Nr. 1 a und 1 b) 
oder bei Besuchen (Nr. 2a und 2b) Verrichtungen vorgenonunen, 
für die nach dieser Gebührenordnung eine Mindestgebühr von 
mehr als 30 Mark zu entrichten ist, so darf eine besondere 
Gebühr für die Beratung oder den Besnch bei Tage nicht ge¬ 
rechnet werden. 

Schließt sich die Verrichtung an eine Beratung bei Tage außer¬ 
halb der Sprechstunde oder an einen sofort zu erledigenden Be¬ 
snch an, so ist neben der Gebühr für die Verrichtung eine 
solche für die Beratung (Nr. 1 b) oder Besnch (2 c) zu entrichten. 

In der Zeit zwischen 8 Uhr abends und 8 Uhr morgens ist 
sowohl die Gebühr für die Beratung bei Nacht oder den Nacht- 
besnch als auch die Gebühr für die Verrichtung zu zahlen. 

6. Muß der Arzt nach Beschaffenheit des Falles oder auf Verlangen 
des Kranken oder seiner Angehörigen länger als eine halbe Stunde 
verweilen, so stehen ihm außer der Gebühr für Beratung oder 


Besuch (1 a — 1 c, 2a, 2b und 2d) noch zu: 
für jede weitere angefangene halbe Stunde bei Tage . . . 6—12 

bei Nacht. 12—30 


6. Werden mehrere in einer Krankenanstalt befindliche oder zu 
einer Familie gehörende und in derselben Wohnung befindliche 
Kranke gleichzeitig behandelt, so ermäßigt sich der Gebühren¬ 
satz für die zweite und jede folgende Person um die Hälfte der 
Sätze zu Nr. 1 und 2, jedoch nicht unter 3 Mark. 

7. Für die mündliche Beratung zweier oder mehrerer Aerzte jedem 
derselben einschließlich des Besuches 
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a) für die erste bei Tage. 

bi für jede fo^'ende bei Tage. 

d) für jede bei Nacht. 

8. Für jeden als Beistand bei einer anderweitigen ärztlichen Ver> 
richtung (O^rationen nsw.) hinzagezogenen Arzt außer der 
Gebühr für Besuch (2) und Zeitversäumnis (5) 

a) bei Tage. 

b) bei Nacht. 

9. iSlr Fubrkosten und für die durch den Weg zum Kranken be¬ 
dingte Zeitrersäumnis steht dem Arzt bei Krankenbesuchen in 
seinem Wohnorte in der Hegel eine besondere Entschädigung 
nicht zu, doch können die vorbenannten Umstände bei der Be¬ 
messung der Forderung für den Besuch innerhalb der zu Nr. 2 
ausgeworfenen Sätze in Betracht gezogen werden. 

10. Wenn die Wohnung des Kranken über 1 km Yon der des Arztes 
entfernt ist, kann auch innerhalb des Wohnortes des Arztes für 
Besuche bei Nacht, für sofortige Besuche bei Tage, mündliche 
Beratung zweier Aerzte bei Tage oder bei Nacht neben der 
Gebühr für den Besuch eine Entschädigung für Fubrkosten 
sowie für Zeitversäumnis, und zwar für jede angefangene halbe 
Stande bei Tage in Höhe von 6—12 Mark, bei Nacht in Höhe 
von 12—30 Mark berechnet werden. 

11. Befindet sich der Kranke außerhalb des Wohnortes des Arztes 
und über 1 km Ton der Wohnung des Arztes entfernt, so bat 
der Arzt außer der Gebühr für einen Besuch den Ersatz der für 
die Reise erwachsenen Fahrkosten zu beanspruchen. 

Bei Benutzung eigenen Fuhrwerkes ist die Entschädigung 
nach den ortsüblichen Fnbrlobnpreisen zu berechnen. Dies darf 
auch geschehen, wenn der Arzt ein Fuhrwerk zu seiner Be¬ 
förderung nicht benutzt. 

Bei Fahrten mit der Eisenbahn sind die Kosten der zweiten 
Wagenklasse, bei Fahrten mit dem Dampfschiff die der ersten 
Kajüte und außerdem für Ab- und Zugang sowohl für die Hin¬ 
reise wie für die Rückreise je 6 Mark zu vergüten. 

12. Außerdem bat der Arzt in den Fällen der Nr. 11 Anspruch auf 
Entschädigung für die durch die Zurücklegung des W^es be¬ 
dingte Zeitversäumnis, und zwar bei Tage 6—12 Mark, bei 
Nacht 12—80 Mark für jede angefangene Ealbe Stande der für 
die Fahrt ertorderlichen Zeit. 

13. Bei Reisen, die mehr als 10 Standen in Anspruch nehmen, findet 
außer der Erstattung der Reisekosten eine Vergütung von 100 
bis 1000 Mark für den Tag statt, welche die Entschädigung 
für Zeitversäumnis einschließt. Die ärztliche Verrichtung ist 
besonders zu vergüten. 

14. Besucht der Arzt mehrere außerhalb seines Wohnortes befind¬ 
liche Kranke (Nr. 11) auf einer Fahrt, so sind die gesamten 
Fubrkosten und die Entschädignng für Zeitversäumnis in an¬ 
gemessener Weise auf die einzelnen Verpflichteten zu verteilen. 

15. Wird der Arzt bei Gelegenheit der Besuche gemäß Nr. 11, 12, 
13, 14 noch von anderen Kranken in Anspruch genommen, so 
stehen ihm die Satze unter Nr. 1 a, 2 a, Ic und 2d zu. 

16. a) Eine kurze Bescheinigung über Gesundheit oder Krankheit 

eine kurze Mitteilung über einen Krankheitszustand . . . 

b) Ein ausführlicher Krankbeitsbericht. 

<0 hün Gutachten mit Angabe der Gründe . 

d) Ein Brief im Interesse des Kranken. 

e) Ein schriftlicher Sektionsberiebt. 

Portoaaslagen und dergl. sind dem Arzte stets, Schreib- 
gebübren bei den Verrichtungen zu 16 b, e und e außerdem 
zu vergüten. 

17. a) Die Besichtigiug einer Leiche, auch mit Ausstelliing emer 

kurzen Bescbeinignng. 
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12—150 

8-100 

24—800 


20—100 

40—200 


2—20 

6-60 

18—400 

5-50 

20—200 


10-100 
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b) Sektion einer Leiche .. 60—600 

c) Assistenz bei Vornahme einer Sektion. 20—200 

d) Verlangte Anwesenh'-it bei einer Sektion.15—150 

e) Oeffnung einer Schlagader an der Leiche.lO-rlOO 

Außer den Gebühren zu 17 a—e ist die Qebtthr für den 
Besuch (2) und die Zeitversäumnis (5) zu entrichten. 

18. Bemühungen zur Wiederbelebung eines Scheintoten ohne die 

etwaige Naphbehandlung sowie außer der Gebühr für den Besuch 20—200 
Zeitversäumnis ist nach Ziffer 5 besonders zu bezahlen. 

19 Mikroskopische, chemische, bakteriologische, serologische und 
ähnliche Untersuchungen: 

a) 1. Mikroskopische Untersuchung von Körperflttssigkeiten and 

Ausscheidungen usw.10—100 

2. Dasselbe mit Anwendung vonFärbeverfahren oder Dunkelfeld 20—200 

8. Mikroskopische Untersuchung von Schnittpräparaten: 

in frischem Zustande.15—150 

mit Anwendung von Färbeverfahren. 30—300 

b) 1. Kulturelle Untersuchung auf Bakterien. 20—200 

2. Untersuchung auf Bakterien durch Tierversuch einschl. der 

Untersuchung der Tierorgane. 50—500 

c) Chemische Untersuchung von Eörperflüssigkeiten und Aus¬ 
scheidungen : 

1. qualitativ.10—100 

2. quuntitativ für jede Bestimmung.15—150 

3. auf Gifte. 30—300 

4. Haemoglobinbestimmung.10—100 

5. Quantitative Zuckerbestimmung mittels Polarisation . . 10—100 

d) Physikalische Untersuchung von Eörperflüssigkeiten und Aus¬ 
scheidungen . 10—100 

e) Serologische Untersuchungen (Wassermann usw.) .... 15—150 

20. a) Eingehende neurologische oder psychiatrische Untersuchung 20—200 

b) Eingehende elektrische Untersuchung. 20—300 

c) Ein Elektrokardio^amm. 80—300 

d) Aerztliche Tätigkeit bei der Anwendung des Böntgenapparates 

jedesmal.15—300 

Die Unkosten und direkten Auslagen sind jedesmal besonders 
zu vergüten. 

Die Entschädigung für therapeutische Böntgen- und Ba- 
dinmbestrahlung unterliegt jedesmaliger vorheriger Verein- 
einbarung. 

21. a) Inhalationsnarkose.. . 30—300 

b) Bauschnarkose. 20—200 

c) Vereisung. 5—25 

d) Lokalanästhesie.10—2(X) 

e) Lumbalanästhesie.40—4(X) 

f) Psychotherapeutische Sitzungen (Hypnose, Psychoanalyse, 

psychotherapeutische Uebungen). 20 —200 

22. a) Anwendung des elektrischen Stroms einschließlich der elek¬ 

trischen Vibrationsmassage. 6—60 

b) Anwendung der Diathermie und ähnlicher Verfahren . . . 6—100 

c) Anwendung hochgespannter Ströme (Hochfrequenz).... 12—120 

d) Anwendung anderer therapeutischer Lichtquellen .... 6—100 

23. a) Leitung eines Bades. 6—60 

b) Hydrotherapeutische Maßnahmen. 6—60 

c) Massage. 6—60 

d) Heißluftbehandlnng. 6—60 

e) Leitung gymnastischer Uebungen oder mediko-mechanischer 

Behandlnn^n.. 10—100 

24. a) Subkutane Einspritzung von Medikamenten außer dem Betrage 

für diese. 6—60 

b) Einspritzung von Heilmitteln in die Muskeln. 6—60 

c) Einspritzung von Heilmitteln in die Blutadern. 20—200 
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d) Subkutane Infusion (Eingießung unter die Haut) .... 10-1(X) 

e) Intrayenöse Infusion (Eingießung in die Blutadern .... 20—800 

Mit Freilegung der Ader. 40 - 400 

f) Transfusion. 150—1500 

g) Epidurnle und epineurale Einspritzung in die Hirnhaut, in 

die Nervenhaut.40—tOO 

25. a) Impfung der Schutzpocken einschließlich der Nachschau und 

der Ausstellung eines Impfscheines. 5—50 

b) Diagnostische Impfungen (von Pirquet usw.). 4—40 

26. a) Einführung eines Mastdarmrohres mit oder ohne Eingießung 

oder ähnliche Verrichtungen. 5—50 

b) Anlegung der Magensonde oder eines Schlnndrobres . . . 8—80 

c) Dieselbe Verrichtung mit Ausspülung des Magens .... 15—150 

d) Dieselbe Verrichtung bei Verengung der Speiseröhre . . . 25—250 

e) (Endoskopische) Innere Untersuchung: 

des Mastdarmes. 20—200 

des Magens. 80—500 

f) Aushebung des Magens nach Probefrühstück mit nachfolgender 

chemischer mikroskopischer Untersuchung. 40—400 

27. a) Setzen von Schröpfköpfen oder Ansetzen von Blutegeln . . 6—60 

b) Ein Aderlaß oder eine Blutentnahme mittels Spritze . . . 10—2(X) 

28. Stauungsbehandlung. 6—60 

29. Abwarten eines polizeilichen oder sonstigen außergerichtlichen 

Termins bis zu 2 Stunden als Sachverständiger ^er sachver¬ 
ständiger Zeuge . .•. 24 

für jede weitere angefangene Stunde. 12 


Bei Terminen aulterhalb des Wohnsitzes des Arztes sind 
die Kosten für die Reise, Ab- und Zugang und Zeitversäumnis 
außerhalb des Termins nach den Mindestsätzen dieser Gebühren¬ 
ordnung zu vergüten (Nr 11 und 12). 

Nimmt der Arzt an dem Termin ohne behördliche Ladung 
auf Veranlassung einer Privatperson teil, so stehen ihm höhere 
Sätze zu. 

80. Die Kosten für die vom Arzt beschafften Medikamente, Impfstoffe, 
Verbandmittel und Materialien, ferner Kosten für Instrumente, 
die nur einen einmaligen Gebrauch erlaub'-n, oder die wegen 
besonderer Umstände haben vernichtet werden müssen, sind dem 
Arzte zu ersetzen 

31. Wird der Arzt an Sonn- und gesetzlichen Feiertagen in Anspruch 
genommen, so erhöhen sich die Gebühren zu 1, 2, 5, 7, 10, 12 
und 29 um die Hälfte. 

B. Besondere Irztlicbe Verrichtungen. 

T. Wundärztliche Verrichtungen. 


32. a) Eröffnung eines oberflächlichen Abszesses oder Furunkels, 

Erweiterung einer Wunde. 6—60 

b) Operation eines tiefliegenden Abszesses, aber nicht an inneren 

Organen, oder eines Karbunkels an den Extremitäten . . . 20—200 

e) Operationen einos tiefliegenden Abszesses oder Karbunkels 

am übrigen Körper. 80—600 

33. a) Anwendung des scharfen Löfiels, Thermokauters oder Glüh¬ 

eisens als selbständiger Eingriff.10—100 

b) Instrumentelle Entfernung der Haare (Epilation) .... 4—40 

34. a) Verband einer kleinen Wunde. 4—80 

b) Verband einer s'ark verunreinigten oder zerfetzten Wunde . 10—1(X) 

c) Naht und erster Verband einer kleinen Wunde. 6—60 

d) Naht und erster Verband einer größeren Wunde .... 20—400 

e) Anlegung eines größeren festen oder Streckverbandes . . 30 - 600 

f) Abnahme eines festen oder Streckverbandes. 6—50 

35. Orthopädiscb-techni-sclie Verrichtungen: 
a) Gipsabdrücke oder -modellverbähde: 

fflr Hände und Füße. 5-r50 
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f&r ünterscbenkel, ünterarm, einschließlick Faß, Hand . . 10—100 
für das ganze Bein, den ganzen Arm mit Schalter .... 20—200 

für Becken mit Oberschenkel. 25—250 

für den Kampf. 80 - 800 

b) Anfertigang eines einfachen Gipskorsetts oder Gipsbettes . 75—750 

c) Anfertigang einer Gipskapsel. 20—200 

d) Anfertigang einer Gipskapsel mit Gelenksehiene .... 50—500 

e) Anlegen von Gipsrerbänden für Arm oder Bein. 20—200 

Desgleichen mit Schulter* oder Beckengfirtel. 80—800 

3 Anmessen oder Anpassen orthopädischer Apparate .... 10—100 

Unterbindang and Resektion eines größeren Gefäßes als 

selbständige Operation. 50—750 

b) Eine Gefäßnabt oder Operation einer Pnlsadergeschwolst . 100—2000 

e) Entfernung der gesamten Krampfadern. 75—1000 

87. a) Eine Sehnen- oder Moskeldotchschneidong: 

einfache. 20—200 

offene. 80—800 

b) Naht einer Sehne oder eines Mnskels. 40—400 

c) Eine Sehnen- oder Haskelplastik oder -transplantation . . 50—1000 

88. a) Eine Nervenisoliernng and Darcbschneidnng oder Debnong 

oder Naht. 80—600 

b) Dieselbe Operation an der Schädelbasis. 100—2000 

89. Entfemnng fremder Körper nnd Knochensplitter: 

a) falls oberflächlich and fühlbar. 6—60 

b) auf operativem Wege aas Weichteilen und Knochen . . . 20—400 

40. Entfernung oder Entnahme von Flüssigkeiten mittels Einstich: 

a) ans dem Wasserbruch. 6—60 

b) aus der Brost- oder Bauchhöhle, Blase, Gelenken . . . 20—200 

c) ans dem Wirbelkanal. 40—400 

41. a) Entfernung leicht zu operierender Geschwülste aas äußeren 

Körperteilen.10—200 

b) Entfernung schwer zu operierender Geschwülste ohne Eröff¬ 
nung von Körperböhlen und ohne Freilegung großer Gefäße 

nnd Nerven. 50—1000 

c) Entfernung großer komplizierter Geschwülste mit Eröffnung 
von Körperböhlen oder mit Freilegung großer Gefäße und 

Nerven. 100—2000 

42. Einrichtung und Verband gebrochener Knochen: 

a) eines gebrochenen Gesichtsknoebens oder Schulterblattes . . 10—200 

b) eines oder mehrerer Finger oder Zehen. 5—lüO 

c) eines gebrochenen Beckeiiknochens. der Knochen der Hand- 

oder Fußwurzel, der Mittelband oder des Miitelfußes . . . 20—400 

d) des Schlüsselbeins, einer oder mehrerer Kippen • . .. . • 15—200 

e) des Vorderarmes. 25—500 

f) des Unterschenkels. 20 400 

g) des Obers« henkeLs, Schenkelhalses oder Oberarmes .... 40— 800 

h) der Kniescheibe. 20—800 


k) die vorstehenden Sätze erhöben sich: 

bei Durchbohrung der Haut um.10—100 

bei Nagelextension und ähnlichen Verfahren um. 20—200 

43. Absetzung oder Auslösung von Gliedern: 

a) O^rarm, Ohersehenkel. 60—1200 

b) Vorderarm, Unterschenkel. 50—1000 

c) Hand, Fuß. 40-800 

d> Finger, Zehen oder einzelne Glieder derselben. 20—400 

e) Ausrottung eines Finger- oder Zehennagels . . '. . . . 10—100 

44 Trennung zusammengewachsener Finger oder Zehen .... 10—200 

45. a) Resektion des Unterkiefers oder eines Knochens der Glied¬ 

maßen im Zusammenhang . 75—1500 

b) Einfache Rippenresektion. 40—800 

46. Enochenanfmeißelung oder Osteotomie. 50—1000 
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47. a) Gewaltsames Geradestrecken eines verkrümmten Gliedes oder 

Wiederzerbrecben eines fehie^baft Keheilten Knochenbraches 50—1000 

b) Unblutige Korrektion des Platt* oder Klumpfußes .... 30— 600 

48. a) Eröffnung eines kleinen Gelenkes.10—200 

b) Eröffnung eines großen Gelenkes. 30 - 600 

49. Gelenk resektion: 

a) der kleinen Gelenke. 20—400 

b) der großen Gelenke oder des Oberkiefers. 75—1500 

50. Einrichtng und erster Verband verrenkter Glieder: 

a) des Oberschenkels. 30—600 

b) des Oberarmes. 20—400 

c) illes Vorderarmes, Unterschenkels, Hand* oder Fußgelenkes 15—300 

d) der Kniescheibe. 6—120 

e) des Unterkiefers.10—200 

f) der Finger oder Zehen . 6—60 

g) Für Einrichtung and Verband veralteter Verrenkungen sind 
die doppelten, für die blutige Einrichtung von Verrenknngen 
die dreifachen Sätze zu gewähren. 

h) Einrichtung der angeborenen Hüftgelenkverrenknng . . . 50—1000 

i) Blutige Behandlung der habituellen Knie- und Schalterver¬ 
renkungen . 100—2000 

51. Eröffnung der Schädelhöhle: 

a) lediglich zur Gehirnpunktion . 50—1000 

b) mit breiter Freilegping des Gehirns. 100—2000 

c) mit Eingriffen am Gehirn einschließlich der Leistungen zu a 

und b. 250-5000 

52. Wirbelbogenresefction mit oder ohne Entfernung einer Geschwulst 

im Wirbelkanal sowie mit Durchneidung der hinteren Nerven* 
wurzeln. 200—4000 

53. a) Operation der einfachen Hasenscharte. 40—800 

b) Größere plastische Operationen (Augenlid-, Nasen-, Lippen* 

Gaumenbildung), Operation der komplizierten Hasenscharte 60—1200 
Jeder größere Eingriff gilt als selbständige Operation. 

54. a) Ausrottung eines Teiles der Zunge. 30—600 

b) Ausrottung der ganzen Zunge. 60—1200 

Für Unterbindung der Art. lingualis noch außerdem die 
Gebühr zu Nr. 36 a. 

55. a) Eröffnung des Kehlkopfes oder der Luftröhre. 40—800 

b) Teilweise oder gänzliche Anarottung des Kehlkopfes . . . 100—2000 

c) Kropfoperation. 1(X)—2000 

56. Eröffnung des Schlundes oder der Speiseröhre. 75—1500 

57. a) Operation des Empyems durch Schnitt. 30—600 

b) Thorakoplastik . 100—2000 

c) Anlegung des künstlichen Pneumothorax. 75—750 

Jede weitere Füllung.50—5(X) 

58. Operationen an inneren Organenen der Brusthöhle. 150— 3000 

59. Operationen an inneren Organen der Bauchhöhle. 150—3000 

60. a) Zurückbrin^en eines beweglichen Bruches oder eines Mast¬ 

darmvorfalles . 6 -150 

b) Zurückbringen eines eingeklemmten BrncLes. 20—300 

c) Operation eines eingeklemmten Braches oder Badikaloperation 

eines Bruches.100—2(XX) 

d) Operation des Mastdarmvorfalles oder von Hämorrhoidalknoten 50 1000 

e) Operation einer Mastdarmflstel. 40—800 

f) Ausrottung des Mastdarmes. 1(X)—2000 

61. a) ErOfinung des oberflächlichen Verschlusses des Afters, der 

Harnröhre, der Schamspalte. 6—120 

b) Eröffnung des tieferen Verschlusses des Mastdarms, der Harn¬ 
röhre, der Scheide.50—KXX) 

62. a) Zurückbringung der Paraphimose. 6—100 

b) Operation der Phimose oder Paraphimose.15 - 300 

c) Hamröhrenschnüt. 30—600 
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d) Operation einer EamrOhrenfiatel. 40—800 

e) Operation der E^ispadie oder Hypospadie. 50—1000 

J^er größere Eingriff zn d and e gilt als selbstftndige 
Operation. 

f) Absetzung des Penis.80—600 

g) Entlemong Ton Fremdkörpern aos.der Harnröhre: 

bei dem Manne.10—^200 

bei der Frau. 6—100 

h) Entfernung von Fremdköi^em aus der Blase. 50—500 

i) Massage der Vorsteherdrüse. 6—60 

63. a) Einspritzung in die Harnröhre. 6—60 

b) Untersuchung der Harnröhre mit Instrumenten.>10—100 

c) Untersuchung der Harnröhre mittels Endoskopie .... 20—200 

d) Einführung einer Bougie: 

beim Manne. 6—60 

bei der Frau. 4—40 

64. a) Eatheterismns der Harnblase: 

beim Manne...•. . 6—60 

bei der Frau. 4—40 

b) Spiegelung der Blase als selbständiger Eingriff. 30—300 

c) Dieselbe mit Katbeterismns der Harnleiter. 50—500 

d) Dieselbe mit Operationen in der Blase. 60—600 

e) Ausspülung der Blase. 6—60 

f) Steinschnitt oder Zertrümmerung des Blasensteins .... 100—^2000 

g) Operation der EctropiavesicaetBlasenverlagernng nach außen) 100—2000 

h) Eröffnung der Niere oder des Nierenbeckens oder Ausrottung 

oder Anheftung der Niere. 150—3000 

i) Ausrottung der Vorsteherdrüse. 100—2000 

k) Galvanokaustische Durchtrennung der Vorsteherdrüse von 

der Harnröhre aus (Bottini). 60—1200 

65. a) Operation des Blutaderbrnches oder des Wasserbmches . . 50—1000 
bl Ausrottung eines oder beider Hoden oder der Nebenhoden . 60—1200 

c) Unterbindung des Samenleiters. 30— 600 

d; Operation eines oder beider Samenbläschen. 100—2000 

2. Geburtshilfe und gynäkologische Verrichtungen. 

66. Untersuchung auf Schwangerschaft, erfolgte Geburt oder Krank¬ 
heit der Geschlechtsorgane außer der Gebühr für Beratung oder 

Besuch. 5—50 

67. a) Beistand bei einer Geburt ohne Kunsthilfe. 80—1000 

b) Bei einer Zwillingsgeburt die Hälfte mehr. 

c) Bei einer Gesichtslage, Beckenendlage oder engem Becken . 40—1000 

d) Bei einer Geburt von mehr als 2 Stunden Dauer für jede . 
weitere angefangene halbe Stunde bei Tage 6—12 Mark, bei 
Nacht 12 bis 30 Mark mehr. 

68. Künstliche Erweiterung d'^r weichen Geburtswege.12-r120 

69. Reposition voryefallener Teile..12—120 

70. Kunsthilfe bei Entbindung außer der Gebühr zu 67 a—d: 

a) Extraktion mittels der Hand. 80—300 

b) Zange. 50—500 

c) A'ißere Wendung. 20—300 

d) Innere oder kombinierte Wendung mit oder ohne Extraktion 50—500 

e) Bei vorliegendem Mutterkuchen besondere Vergütung . . 30—300 

f) Durch Aubobrung oderZerstückeluntc der Frucht einschließlich 

der Gebühr für die Wendung und Extraktion. 100—1000 

g) Durch Symphysiotomie oder Fubotomie (Durchschneidung der 

knöchernen Schambeinfuge). 100—2000 

Bei 70f und g sind etwaige Leistungen nach 70a-d mit 
eingerechnet. 

h) Durch Kaiserschnitt von der Scheide oder den Bauchdeoken 

ans oder B<nchscbnitt bei Gebärmutterriß an einer Lebenden 100—2000 

i) Dieselbe Operation an einer Verstorbenen. 40— 400 

71. Wiederbelebungsversuche an einem scheintoten Kind .... 6—200 
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72. a) Entfernung der Nachgeburt durch äußere Handgriffe ohne 

Entbindung.10—100 

b) Entfernung der Nachgeburt oder von Besten derselben durch 

inneren Eingriff. 20—200 

73. Behandlung einer Blutung nach der Geburt. 20—200 

74. a) Naht eines frischen Mutterhalsrisses. 80—600 

b) Naht eines frischen Dammrisses 

I. Grades (Einrisse des Dammes ohne Verletzung der 

Dammmnskolatnr).10—1(X) 

n. Grades (bis zum After).15—800 

in. Grades (bis in den Schließmuskel des Mastdarms) 80—600 

76. Anspülung der Gebärmutter. 6—60 

76. Operation der Extrauterinschwangerschaft (Schwangerschaft 

außerhalb der Gebärmutter)... 150—3000 

77. Aufrichten der eingeklemmten schwangeren Gebärmutter . . 30—800 

78. a) Beistand bei einem Abort ohne operative Hilfe . . . . . 10—100 

b) Operative Beendigung eines Aborts einschließlich aller er¬ 
forderlichen Eingriffe. 40—800 

79. Einleitung der künstlichen Frühgeburt oder des Aborts . . . 30—600 

80. a) Einlegung arzneihaltiger Tampons in die Scheide, Ausspülung, 

Ätzung, Skarifikation oder Tamponade der Scheide . . . 5—50 

b) Tamponade der Gebärmutter.10—200 

81. Massage der Gebärmutter und der Anhänge. 6—60 

82. a) Einlegung eines Pessars. 6—60 

b) Lageverbesserung der Gebärmutter mit Einle^ng eines Pessars 10—1(X) 

c) Lageverbesserung der Gebärmutter durch nlutige Operation 

ohne Eröffnung der Bauchhöhle. 60—1200 

88. Bücklagerung der nmgestülpten Gebärmutter. 50—1000 

84. a) Unblutige Erweiterung des Mntterhalses.10—100 

b) Blutige Erweiterung des Mutterhalses oder Entfernung von 

Polypen des Mutterhalses.16—160 

85. Abtragung des Jungfernhäutchens.15—150 

86. Ausschabung der Gebärmutter. 20—400 

87. a) Operation eines alten unvollkommenen Dammrisses . . . 80—600 

bl Operation eines alten vollkommenen Dammrisses .... 60—1200 

c) Nabt alter Mutterhalsrisse. 40—800 

88 Plastische Operationen an der Scheide und Gebärmutter . . . 60—1200 

89. Einfache oder dopp»-lte Unterbindung der Gebärmutterschlagader 

von der Scheide aus als selbständiger Eingriff. 50—750 

90. Fisteloperation am GeacUechtsapparat (auch einschließlich der 

Blase) . 100-2000 

Jeder größere Eingriff gilt als selbständige Operation. 

91. a) Teilweise Eotfernnng der Gebärmutter ohne Eröffnung der 

Bauchhöhle. 50—1000 

b) Teilweise oder gänzliche Entfernung der Gebärmutter mit 
Eröffnung der Bauchhöhle oder sonstig Operationen an den 
Geschlechtsorganen von der Bauchhöhle aus. 150 —8000 

92. Operation des Haematokolpos oder der Haematometra . . . 50—1000 

3. Angenärztliche Verrichtungen. 

93. a) Untersuchung der Sehkraft (einschließlich Farbenblindheit, 

Gesichtsfeld grenzen usw.) außer der Gebühr für Beratung 

oder Besuch. 6—60 

b) Bestimmung der Sehschärfe bei Astigmatismus oder Verord¬ 
nung seltener optischer Hilfsmittel einschließlich der Unter¬ 
suchung zu a. 10—100 

o) Untersuchung mit dem Sideroskop.10—100 

d) Untersuchung mit dem Tonometer, die ersten fünf Mal je 6—60 

Für jede folgende Untersuchung die Hälfte. 

e) Eingehende Unterhaltung des binokularen Sehaktes . . . 6—80 

94. a) Operation der verengten Lidspalte. 20—800 

b) Operation der erweiterten Lidspalte oder des Epikanthus 80—6(X) 
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95. Operation der Yerwachsnng der Angenlider mit dem Angapfel 

ohne Plastik. 

96. Operation des auswärts gewendeten oberen oder unteren Lidrandes 

97. a) Opcrution des einwärts gewendeten Augenlides. 

b) Operation der Trichiasis. 

c) Operation der Lidsenknng. 

d) Elektrolytische Entfernung falsch wachsender Wimpern, die 

ersten fünf Mal je. 

Für jede folgende elektrolytische Entfernung die Hälfte. 

98. a) Aufschneiden der Uebergangsfalte eines Augenlides bei Binde- 

hautentzündungsowie Ausquetschen und Ausrollen der Trachom¬ 
körner . 

b) Ausschneiden des Lidknorpels und der Uebergangsfalte . . 

c) Kombiniertes Ausschneiden mit Lidknorpelausschälung bei 

Trachom. 

99. a) Katheterismns des Tränenkanals. 

b) Isolierte Schlitzung eines Tränenröhrchens. 

c) Spaltung von Strikturen im Tränennasenkanal. 

d) Operation der Tränensackfistel, Verödung des Tränensackes 

oder Operation der Tränendrüsenfistel.. 

e) Exstirpation des Tränensackes. 

f) Tränensackoperation nach Toti. 

g) Ausrottung der Tränendrüse . 

100. Operation von Geschwülsten: 

a) der Lider (Chalazion nsw.). 

b) der Augapfelbindebant. 

c) der Hornhaut (einschließlich Hornhautstaphylom) .... 

d) des Flügelfelles. 

101. Entfernung von Fremdkörpern: 

a) von der Bindehaut und Hornhautoberfläche. 

b) Eingebrannte Fremdkörper aus der Hornhaut. 

c) aus der Augenhöhle, ausgenommen die Verrichtung zu 110 d 

d) aus dem Innern des Augapfels. 

e) Entfernung von Zystizerken aus dem Innern des Auges . . 

102. Schieioperationen: 

a) Vorlagerung eines Muskels. 

b) Rücklagerung eines Muskels. 

103. Galvanokaustische Aetznng der Hornhaut. 

104. Tätowierung der Hornhaut, für die ersten drei Sitzungen je . 
Für jede folgende die Hälfte. 

105. Hornhaut- und Lederhautnaht. 

106. a) Hornhautdeckung mit Hornhaut (Plastik). 

b) Hornhautdeckung mit Bindehaut. 

107. Eröffnung der vorderen Augeukammer durch Schnitt .... 

108. a) Optische Iridektomie oder Pupillenbildnng oder Sklerotomie 

b) Operation des Irisvorfalles. 

109. a) Operation des grauen Stars, einschließlich der Voroperation, 

oder des Glaukoms. 

b) Durchschncidung der Linse oder Operation des Nachstars . 

110. a) Ausräumung, Ausschälung des Augapfels. 

b) Besektion der Sehnerven. 

c) Ausräumung der Augenhöhle. 

d) Operation nach Krönlein oder Entfernung einer Geschwulst 

aus der Augenhöhle. 

111. Auswahl und Einsetzen eines künstlichen Auges. 

112. Ansetzen künstlicher Blutegel. 

113. a) Einspritzung unter die Augapfelbindehaut. 

b) Jontophorese, die ersten füiu Sitzungen je. 

Für jede folgende die Hälfte. 

114. a) Netzbautpunktion . 

b) Operation der Netzhautablösnng. 
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4. Ohren-, Nasen- und halsärztiche Verrichtungen. 

115. a) Untersuchung der Ohren, der Nase oder des Kehlkopfes (außer 

der Gebühr für Beratung oder Besuch). 5—60 

b) Genaue Gehörprüfung einschließlich des Tongehörs . . . 6—60 

c) Prüfung des Gleichgewichtsapparates auf Temperatur-, Dreh- 

empfindlichkeit usw. 6—60 

d) Durchleuchtung der Nasennebenhöhlen. 5—50 

e) Phonetische Untersuchung. 20—400 

116. a) Einfache Luftdusche •. 4—40 

b) Kätheterismus der Eustachischen Röhre . 5—50 

c) Sondierung, Bougierung, Einbringung yon Medikamenten durch 

den Katheter.10—100 

d) Vibrationsmassage, auch mit Drucksonde. 5—50 

117. a) Kleinere Operationen im äußeren Gebörgang. 5—50 

b) Kleinere Operationen am Trommelfell oder in der Paukenhöhle 6—60 

c) Größere oder schwierigere Operationen im Gehörgange oder 

im Mittelohre vom Gehörgange aus, ausgenommen die Ver¬ 
richtung zu 119 d . 30—600 

118. a) Entfernung von Fremdkörpern aus dem Ohre durch den Ge¬ 

hörgang .. 5—1(X) 

bi Desgleichen nach Ablösung der Ohrmuschel. 30 600 

119. a) Eröffnung des Warzenfortsatzes.1(X)—IdOO 

b) Radikaloperation. 200—2000 

c) Eröffnung des Labyrinths. 250 - 5000 

d) Eröffnung der Sinus-Thrombose. 200—4(X)0 

120. a) Ausstopfen der Nase von der äußeren Nasenöffnung aus als 

selbständiger Eingriff. 5—50 

b) Dasselbe mit gleichzeitiger Ausstopfung des Nasenrachen¬ 
raumes .10—100 

121. a) Entfernung von Fremdkörpern aus der Nase. 6—1(X) 

b) Desgleichen mit Aufklappung der Nase.30—6(K) 

122. a) Kleinere Operationen in der Nase oder Anbringung von Aetz- 

mittein. 6—50 

b) Anwendung der Galvanokaustik oder Elektrolyse .... 10—1(X> 

123. a) Abtragung von Auswüchsen der Nasenscheidewand oder teil¬ 

weise oder vollständige Abtragung von Nasenmuscheln oder 
Entfernung von Nasen- oder Racheupolypen in einer oder 

mehreren Sitzungen, auf jeder Seite.25—5(X) 

b) Entfernung breitbasig aufsitzender fibröser Nasenrachen¬ 
geschwülste : 

durch die natürlichen Wege.50—KXK) 

mit Voroperntion.100-2(XX) 

124. Submuköse Resektion der Nasenscheidewand. 40— 800 

125. a) Eröffnung von Ulebcuhöblen vom Innern der Nase aus . . 30—600 

b) Einfache Eröffnung der Oberkieferhöhle von der Alveole oder 

Fossa canina aus oder der St rnhöhle .... ... 20—400 

c) Radikaloperation d<>r Oberkieferhöhle oder des Siebbeins vom 

Nasciiionern und von außen.50—KXX) 

d) Radikaloperation der Stirnhöhle.75—15(X) 

e) Radikaloperation mehrerer Nebenhöhlen derselben Seite in 

der gleichen Sitzung .... .100—2(XX) 

f) Punktion einer Kieferhöhle mit oder ohne Ausspülung . . 15—150 

Bei Wiederholungen die Hälfte. 

126. Entfernungen von Drüsenwucherungon ans dem Nasenrachenraum 25—500 

127. a) Kleinere Operationen im Racheu oder an den Gaumenmandeln 

einschließlich Aetzung und Galvanukaustik.10—1(X) 

b) Eröffnung von Eiteransammlung in der Gaumenmandel oder 

deren Umgebung. 15 300 

c) Tonsillotomie (Abtragung einer oder beider Gaumenmandeln) 20—4(X) 

d) Tonsilicctomie (Ausschälung mit der Kapsel einer oder beider 

Gaumenmandeln). 50—1000 

128. a) Einiiringung von Medikamenten in den Kehlkopf .... 5—50 

b) Anwendung des elektrischen Stromes innerhalb des Kehlkopfes 10—100 
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c) Intubation oder Einführung yon Dehnungsinstrumenten in den 

Kehlkopf. 20-300 

129. a) Entfernung yon Fremdkörpern ans dem Kehlkopf durch die 

natürlichen Wege .. 20—400 

b) Desgleichen durch Eröffnen des Kehlkopfes. 40—800 

130. a) Endoskopische Untersuchung der Luftröhre und ihrer Ver- 

' zweigungen oder der Speiseröhre. 30—600 

b) Endobronchiale Behandlung mit starrem Bohr. 30—600 

mit weichem Rohr. 20—400 

131. Endoskopische Entfernung yon Fremdkörpern ans der Luftröhre 
und ihren Verzweigungen oder aus der Speiseröhre, desgleichen 
endoskopische Operationen in der Luftröhre oder der Speiseröhre 100—2000 

132. a) Operative Eingriffe oder Anwendung der Galyanokaustik inner¬ 

halb des Kehlkopfes. 40—800 

b) Desgleichen mit Spaltung des Kehlkopfes oder mit Anwen¬ 
dung der Schwebe-Laryngoskopie. 60—1200 

133. Operationen am Tr&nensack yom Naseninnem ans. 60—1000 

134. Eröffnung des TOrkensattels einschließlich Voroperation . . . 160—3000 

136. Inhalationen . 6—60 

136, Sprachübungen .10—100 

III. Gebflhren fflr ZahnSrzte. 

1. Für die Beratung des Zahnkranken einschließlich der Unter¬ 
suchung des Mundes und etwaiger schriftlicher Verordnungen 

a) in der Wohnung des Zahnarztes.'. . . 4—40 

bei Nacht (abends 8 Uhr bis morgens 8 Uhr) .... 8—60 

b) in der Wohnung des Zahnkranken (Besuch). 6—60 

bei Nacht.12-120 

c) durch Fernsprecher. 8—20 

bei Nacht. 8—40 

2. Untersuchung des Zahnes mittels des Induktionsstromes . . 8—40 

3. Reinigung der Zähne, Entfernung yon Zahnstein, für jede Sitzung 

einschließlich der Beratungs- und Besnchsgebühr. 8—40 

4. a) Ausziehen eines Zahnes oder der Wurzel eines Zahnes . . 6—40 

b) Ausziehen mehrerer Wurzeln eines Zahnes. 8—60 

5. Ausmeißelung eines abgebrochenen oder yerl^erten Zahnes . 26—160 

6. Abtragen des Alveolarrandes nach dem Ausziehen yon Zähnen 8—30 

7. Abtragen einer Zahnkrone für nachfolgenden Ersatz .... 6—20 

8. Aufbohren (Trepanation) eines gangränösen Zahnes .... 6—30 

9. Füllung einer Zahnhöhle 

a) mit proyisorischem Material . 6—16 

b) mit Zement, Guttapercha, Amalgan. 10—80 

c) Silikatzement. 15—40 

d) Porzellanfüllnng (gebrannt). 60—200 

e) Porzellanschliff.40—100 

f) Zinngold. 80—76 

g) G«)ld, gehämmert, je nach der Größe und Schwierigkeit . 60—260 

h) Gold, gegossen. 60—260 

i) Anlegung yon Spanngummi. 5—20 

10. Ueberkappung oder Betäubung (Drnckanästhesie), Abtötung, 

Amputation oder Extraktion einer Zabnpulpa einschließlich 
provisorischen Verschlusses. 6—26 

11. Reinigung und antiseptische Behandlung des Wurzelkanals, für 

jede' Sitzung. 6—20 

12. Wurzelfüllnng, für jede Wurzel oder Füllung der Kronenpulpa 

nach Amputation und halber Sondierung. 5—20 

13. Eröffnung eines Abszesses und einfache blutige Operation in 

der Mundhöhle... 6—25 

14. Größere blutige Operation in der Mundhöhle (Cystenoperation, 

Wurzelspitzenresektion, Epulidenexstirpation, Re- und Im¬ 
plantationen) . 40—400 

15. Nachbehandlung .nach blutigen Eingriffen (Tamponade, Aus¬ 
spülung nsw.) für jede der Operation folgende Sitzung . . . 3—30 
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16. Stillung einer Qbermäßigen Blntong.15—100 

17. Pinselungen, Aetzungen, Einreiben, Massage der Schleimhäute, 

lür jede Sitzung. 8^80 

18. Anwendung des elektrischen Stromes (Galvanokaustik) . . . 8—SO 

19. Behandlung der Alveolarpyorrböe, für jede ßitzung .... 5—30 

Zn den Gebühren zu 14—19 kommen noch hmzu die Ge¬ 
bühren für Beratung (1 a) oder Besuch (1 b). 

^0. Allgemeine Betäubung bei einer Behandlung ausschließlich 
ärztlicher oder zweiter zahnärztlicher Hilfe und ausschließlich 
des Betänbungsmittels. 40—200 

21. Oertlicbe Betäubung bei einer Behandlung. 5—15 

22. Leitungsanästhesie. 6-80 

23. Abfeilen störender BAnder, für jeden Zahn. 5—10 

24. Behandlung empfindlichen Zahnbeins, für jede Sitzung . . . 5—20 

25. Abbinden loser Zähne, für jeden Zahn. 6—25 

26. Bleichung eines Zahnes, für jede Sitzung. 6—80 

27. Röntgenaufnahmen: 

a) Film. 10—40 

b) Platte.20—100 

c) Durchleuchtung der Kiefer. 15—40 

28. Behandlung vo^ Mundkrankheiten einschließlich der Beratung, 

jede Sitzung. 6—60 

29. Zuziehung eines Arztes (siehe UA 8); Zuziehung eines anderen 

Zahnarztes.10—100 

30. Anfertigung einer Platte ans Kautschuk. 20—80 

81. Reparatur einer solchen Platte. 10—10 

32. Für jeden an der Kantschnkplatte befestigten Zahn .... 10—10 

Für jeden Blockzahn mehr. 15-40 

Für Zähne mit Scbntzplatten mehr je. 10—15 

Für Zähne mit Schutzplatten ans unedlen Metallen mehr je . 5—15 

38. Für die Anbringung von Gnmmisangvorricbtung. 15—80 

84. Für Erneuerung und Anbringung der Gmnmiplättchen . . . 4—10 

85. Für Klammern und Einlagen. 10—80 

36. Anfertigung einer Platte aus nicht edlen Metallen.60—150 

87. Für jeden Zahn an einer nicht edlen Platte. 15—40 

88. Für das Anbringen von Federn und Federträgem.40—100 

89. Für die Anfertigung einer Platte aus edlem Metall .... 150—600 

40. Für die Reparatur einer solchen Metallplatte.50—150 

41. Für jeden an dieser Platte befestigten Zahn: 

a) gelotet oder gegossen. 80—75 

b) im Kautschuk.*. 15—40 

42. Für jede angelOtete Klammer. 25—50 

48. Beschleifung eines Zahnes oder einer Wurzel zur Aufnahme 

emer Krone. 6—25 

44. Für die Anfertigung eines Stiftzahnes: 

a) mit Gold. 60—260 

b) mit Gold und Porzellan (Rundstiftzahn).fO—800 

c) in Porzellan (Logan und Dawis).60—160 

46. Reparatur eines Stutzahnes (Emenerang einer Facette) . . . 20—60 

46. Für Goldkronen. 100—800 

47. Entfernung eines Stiftzahnes oder |abgebrochenen Stiftes ans 

einer Wurzel. 10—40 

48. Entfernung einer (Goldkrone. 10—40 

49. Wiederbefestigung eines Stiftzahnes oder einer Krone . . . 10—50 

50. Brücken aus edlem Metall, für jedes Glied. 75—800 

51. Befestigung lockerer Zähne mittels Schiene oder dergl. unter 

Anwenanng von Edelmetallen. 260—1500 

62. Für die Regulierung unregelmäßiger Zahnkieferstellnng: 

a) Vorbereitende Maßnahmen dafür, wie Herstellung von Mo¬ 

dellen und Photographien, Vornahme von Messungen und 
Berechnungen, Aufstellung des Behandlungsplanes . . . 60—800 

b) Zurichtung und Anlegung der Beguliervorrichtung für jeden 

Kiefer. 60—80^ 
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Mark 

c) FOr Aenderang and Nenbefestignng der Vorrichtang sowie 

Reparataren und Ersatz verlorener Teile.60—100 

d) Für jede znr Behandlang erforderliche Sitzung. 4—20 

53. Gewaltsame Stellungsveränderung eines Zahnes (Redressement 

forc6).60—100 

54. Für Obturatoren in Kautschuk oder Metall, für Gbsichtsprothesen 


(künstliche Nasen und Ohren und sonstige kleinere Prothesen 
znr Deckung), für Kieferbrnchschienungen ist die Festsetzung 
des zu berechnenden Betrages der freien Vereinbarung über¬ 
lassen. Bei allen mit technischen Leistungen verbundenen Be¬ 
handlungen, ausgenommen Nr. 9 a—e, ist der Wert des ver¬ 
wendeten Materials nicht einbegriffen und den Tagespreisen 
entsprechend besonders zu berechnen. 

66. Außer der Gebühr wird für Zeitverlust für jede halbe Stande 


berechnet: 

a) am Tage. 6—12 

b) bei Nacht. 12—30 

56. Erscheint der Kranke nicht zur vereinbarten Sitzung, so ist 

für Zeitverlust zu berechnen für jede angefangene halbe Stande 6—12 

57. Für Besuche, die am Tage auf Verlangen des Kranken oder 
dessen Angehörigen sofort oder zu einer gewünschten Stunde 
gemacht werden, das Doppelte der Sätze von 1 b. 

58. Soweit vorstehend keine Einzelsätze für Zahnärzte angegeben 


sind und für die gleichen Leistungen in dem Gebührenabschnitt 
für Aerzte (Abschnitt II) Gebührensätze festgesetzt sind, 
gelten diese. 


Innehaltung des Dienstweges. Erlaß desMinisters fürVolks- 
wohlfahrt vom 13. August 1920 — III B 1411 — an die Herren Re¬ 
gierungspräsidenten und den Herrn Oberpräsidenten in Beilin. 

In letzter Zeit mehren sich die Fälle, daß Städte, Landgemeinden usw. 
(ja sogar einzelne kommunale Dienststellen, wie Kreiswohlfahrtämter, über den 
Kopf des Leiters des Kommanaiverbandes hinweg, dem sie unterstehen) sich 
mit ihren Anträgen und Anfragen in Angelegenheiten mi'ines Ressorts unter 
Umgehung der Provinzialbebörden unmittelbar an die Staats- und Reicbs- 
minisierieu wenden. Diese Anträge und Anfragen müssen alsdann regelmäßig 
erst 4en zuständigen Provinzialbehörden znr weiteren Veranlassung und Bericht- 
erstattnng zugefertigt werden, verursachen damit unnütze Schreibarbeit und 
erfahren, ohne der Sache zu dienen, zumeist erhebliche Verzögerungen. Aus 
Anlaß einer mir vorliegenden Beschwerde eines Reichsministerinms über die 
ihm durch jenes Verfahren erwachsende überflüssige und störende Belastung 
ersuche ich zur Vermeidung dieser Mißstände, die nachgeordneten Dienststellen 
nachdrücklich auf die von jeher bestehende Vorschrift hinzuweisen, daß sämt¬ 
liche Schriftstücke nur auf dem vorgeschriebenen Dienstwege an 
die Ministerien zu senden sind, und daß die schuldigen Beamten für Zuwider¬ 
handlungen unter Umständen disziplinarisch haftbar sind. 

Abdrucke für die Landräte und Gemeindevorstände in den Stadtkreisen 
liegen bei. _ 


Amtsärztliche Prüfung der gesundheitlichen Verhältnisse ln den 
Strafanstalten. Erlaß des Justizministers vom 19. Juni 1920 — 
VIII — 1799 — an sämtliche Herren Oberlandesgerichtspräsidenten und General¬ 
staatsanwälten und durch Randerlaß des Ministers für Volks¬ 
wohlfahrt vom 6. August 1920 — I M n Nr. 1617 — sämtlichen Herren 
Regierungspräsidenten zur Kenntnis und weiteren Veranlassung mitgeteilt. 

Während für die früher der inneren Verwaltung unterstellten Zucht¬ 
häuser und Gefängnisse durch die Ministerialerlasse vom 14. April 1895 — 
M. d. g. A. M 3421, M 3421, M. d. I. II S I 665 II — und vom 12. Mai 1903 — 
M. d. 1. 8 4687, M. d. g. A. M 86>2 — sowie durch den § 5 Ziffer 2c der Dienst¬ 
ordnung vom 14. November 1902 eine regelmäßige gesundheitliche Besichtigung 
vorgesehen ist, hat eine entsprechende Prüfung in den schon früher zur Justiz- 
verwaltong gehörigen Gefängnissen bisher jeweils nur auf Grund besonderer 
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Anordaangen (Randyerf^gnng vom 22. Juni 1904 — I 3868 —, vom 26. April 
1909 — II 870 — und vom 30. April 1914 — VIII 713 —) in längeren 
Zwischenräamen statt gefunden. Nachdem nunmehr sämtliche Zivilstrafanstalten 
in der Jnstizverwaltung vereinigt und anderseits auch die Medizinalabteilang 
vom Ministerinm des Innern abgetrennt ist, erscheint eine gleichmäßige Neu* 
regelang der Angelegenheit angebracht. Im Einvernehmen mit dem Herrn 
Minister für Volkswohlfahrt bestimme ich daher unter Abänderung der vor* 
bezeichneten Bestimmungen folgendes: 

Die gesundheitlichen Verhältnisse aller Strafanstalten sind in Zukunft 
regelmäßig einer Prüfung durch Medizinalbeamte zu unterziehen, und zwar bei 
einer Belegungsfähigkeit von 100 Köpfen und mehr alle 2 Jahre, im Übrigen 
alle 3 Jahre. Die Prüfungen sind bei den Strafanstalten, die von einem Vor¬ 
steher im Hauptamt verwaltet werden, durch den Begierungs- und Medizinalrat 
der Regierung, in deren Bezirk die Strafanstalt liegt, bei den übrigen Straf¬ 
anstalten 

a) sofern bei ihnen ein beamteter Arzt als Anstaltsarzt tätig ist, durch diesen, 

b) andernfalls durch den zuständigen beamteten Arzt vorzunehmen. 

Dabei sind, wie bereits in den Randverfiigungen vom 22. Juni 1904 und 
30. April 1914 vorgesehen war, die baulichen Einrichtungen, die Wasserversor¬ 
gung und Entfernung der Abwässer, Abfälle von Fäkalien, die Beschnfuguog 
der Gefangenen, die Heizung und Beleuchtung sowie die bestehende Regelung 
der ärztlichen Versorgung der Gefangenen be.sonders zu berücksichtigen. 

Ueber das Ergebnis der Prüfung haben die Medizinalbeamtcn ein schrift¬ 
liches Gutachten abzugeben und dies an den Generalstaatsanwalt durch den 
Gefängnisvorsteher einzareichen. Diesem steht es frei, dem Gutachten eine 
eigene Aeußerung anzuschließen. Bei den Generalstaatsanwaltscbaften sind die 
Gutachten über die im Laufe des .Tabres erfolgten Prüfungen in der durch die 
Rundverfügungen vom 22. Juni 1904 und vom 30. April 1914 vorgeschriebenen 
Weise in Form von Tabellen znsammenzustellen und mir mittels Berichts je¬ 
weils bis zum 1. Juli des folgenden Jahres, erstmalig bis zum 1. Juli 1921 ein- 
zureichen. 

Der Herr Minister für Volkswoblfahrt wird die Regierungspräsidenten mit 
entsprechender Weisung versehen. Sie, Herr Generalstaatsanwalt, wollen mit 
diesen rechtzeitig in Verbindung treten und ihnen diejenigen Gefüngnissc Ihres 
Bezirkes namhaft machen, in welchen nach den vorstehenden Bestimmungen 
die Revision durch den Regierangs- und Medizinalrat und im Falle zu b durch 
einen beamteten Arzt zu erfolgen hat. Die als Gefängnisärzte tätigen beam¬ 
teten Aerzte sind mit der Prüfung der sanitären Verhältnisse des betreffenden 
Gefängnisses und Erstattung des Gutachtens direkt zu beauftragen. 

Wegen der bestehenden Pauschalisieiung der Reisekosten der Kreisärzte 
muß im Interesse der letzteren Wert darauf gelegt werden, daß ihnen für die 
Ausführung der Revisionen ein möglichst großer Spielraum gewährt wird, da¬ 
mit sie die erforderlichen Reisen tunlichst mit anderen Dienstreisen verbinden 
können. 

Die nähere Bestimmung darüber, in welchem Jahre die emzelnen Straf¬ 
anstalten erstmalig einer Prüfung auf Grund dieses Erlasses unterzogen werden 
sollen, bleibt dem Generalstaatsanwalt überlassen. 


B. Bauern. 

ErhShung der Gebühren für ärztliche Dlenstlelstnagen bei Be* 
hdrden. Verordnung des Staatsministeriums des Innern vom 
14. August 1 920. 

Im Hinblick auf die fortdauernde Teuerung werden zu den Gebühren 
für ärztliche Dienstleistungen bei Behörden — Verordnung vom 17. November 
1902, G.V.Bl. 8. 715, und 4. August 1910, G.V.B1. 8. 415, und deren Anlage — 
Teuernngszuscbläge gewährt: 

1. Die Sätze der Verordnung werden in § 8 Abs. 2 und 8 auf das Zwei¬ 
fache, in § 10 (Tagegeld des Verwesers) auf das Dreifache und in § 11 
Abs. 8 auf das Zweifache erhöht. 

2. Die Vergütungen nach der Gebührenordnung, Beilage zur Verordnung 
sind bei Ziff. 1, 4, 10 und 14 unter Zugrundelegung des Dreifachen zu b^ 
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rechnen. Bei Ziff. 11 wird ein Tenernnffszaschlag nicljt gewährt. Im übrigen 
sind die zweifachen Sätze der Gebührenordnung zd berechnen. 

Diese Verordnung tritt am 1. September 19^ in Kraft. 


ErhShnng der Gebühren für den ürztlichen Staatsdienst. Verord¬ 
nung des Staatsministeriums des Innern vom 7. August 1920. 

Durch diese Verordnung ist die Gebühr für die bei Zustellung der schrift¬ 
lichen Arbeiten zu erlegende Gesamtprüfnng auf 220 M. erhöht 


Abündemng der Bestlmmongen Ober die Lelchensoban und Erhöhung 
der Gebühren für diese. Verordnung des Staatsministeriums des 
Innern vom 18. August 1920. 

Die §§ 6, 7 und 12 der Oberpolizeilichen Vorschrift über die Leichen¬ 
schau und die Zeit der Beerdigung vom 20. November 1885, G.V.BL S. 655 
(Bekanntmachungen vom 6. Dezember 1887, G.V.B1. S. 690, 28. März 1907, 
Q.V.Bl 8. 227, 26. Juni 1918, G.V.B1. 8. 849 und vom 20. Februar 1920, G.V.B1. 
S. 51) erhalten folgende Fassung: * 

§6. Die Leichenschau ist in der Begel einmal vorzunehmen. Eine 
zweite Leichenschau muß stattflnden, wenn dies nach Lage des Falles zur Er¬ 
füllung des Zweckes der Leichenschau (Ziffer I der Dienstanweisung für die 
Leichenschaner) notwendig ist. 

Eine zweite Leicnenschau kann stattfinden, wenn die Angehörigen 
es wünschen. Dar Leichenschauer hat den Grund der Vornahme der zweiten 
Leichenschau auf dem Leichenschauschein kurz zu vermerken. 

§ 7. Die Leichenschau ist nicht vor Ablauf von acht Standen und 
wenn möglich innerhalb 24 Stunden nach dem Tode vorzunehmen. Leichen, 
die von der Wohnung io ein Leichenhaus verbracht werden, sind vor der 
Ueberführung zu besichtigen. 

Die Leichenschau ist bei plötzlichen oder verdächtigen Todesfällen 
(nicht natürlichem Tod oder Verdacht auf solchen), ferner, wenn es zur Ver¬ 
hütung der Verbreitung einer übertragbaren Ejrankheit notwendig ist, möglichst 
zu beschleunigen. 

§ 12. Der Leichenschaner hat für die Vornahme der Leichenschau Ge¬ 
bühren zu beanspruchen. Die Gebühr beträgt sowohl für die erste und für 
die zweite Leichenschau: 

I. für ärztliche Leichenschaner: 

1. am Wohnorte 6 Mark, 2. außerhall) des Wohnortes a) für die Ver¬ 
richtung 6 Mark und b) außerdem, wenn die Entfernung des Ortra der Leichen¬ 
schau vom Wohnorte des Leichenschauers mehr als 2 Oometer beträgt, eine 
Entfemungsgebühr von 1 Mark für jeden Kilometer des Hin- und Eückweges. 
Die Entfernungen des Hin- und Bückweges werden zusammengezählt. Ein in 
der Gesamtsumme sich ergebender Bruchteil eines Kilometers vrird nicht ge¬ 
rechnet. 

n. für nichtärztliche Leichenschauer betragen die Gebühren 
4 M., die Bntfemungsgebübren 0,70 M. 

Die Gebühren für eine außerhalb des Wohnortes (Ziffer I, 2 und 
n, 2) vorgenommene Leichenschau dürfen den Höcbstbetrag von 20 Mark nicht 
übersteigen. 

Werden außerhalb des Wohnortes des Leichenschauers bei einem Gange 
mehrere Leichenschauen vorgenommen, so werden außer der Verricbtungs- 
gebühr für jede einzelne Leichenschau die Entfernungsgebühren (Ziffer I, 2, b 
und II, 2, b) nur einmal geschuldet. In diesen Fällen sind die Entfernungs¬ 
gebühren entsprechend zu verteilen. 

Schuldner der Gebühr ist, wer die Beerdigungskosten zu bestreiten hat. 

Das Staatsministeriom des Innern ist ermächtigt, für einzelne Orte die 
Gebührensätze anderweitig festzusetzen. 

Auf Ersuchen des Leichenschauers hat die Ortspolizeibehörde die Ge¬ 
bühren einzuheben. 

Diese Verordnung tritt am 1. September 1920 in Kraft. 


VmuitwortUeh fZr dl« SohriMattmia: Praf. l>r- BapmnDd, 0«ii. Ked.-Bat ln Hlndea L W. 
Ihvok Ton J. 0. On Bron«, Miadeii U W. 




Rechtsprechung u. Medizinal- 
Gesetzgebung 

Beilage zur Zeitschrift für Medizinal-Beamte 

Nr. 22. 20. November. 1920 


Rechtsprechung. 

Haftpflicht einer Gemeinde bei Bleireririrtangen durch das. von ihr 
gelieferte Trinkwasser der ihr gehörigen zentralen Wasserleitung. Urteil 
des Reichsgerichts (VI. Z.-S.) vom 6. Mai 1920.*) 

*) Die Bleivergiftungen waren im vorliegenden Falle dadurch verursacht, 
daß das früher nicht von seinem Eisengehalt befreite Leitungswasser nach er¬ 
folgter Enteisenung infolge seiner nunmehr starken kohlensauren und sauer- 
stoffreichen Beschaffenheit aus den Anschluß- und Hausleitungen benutzten, 
innen geschwefelte Bleirohre Blei aufgenommen und die betreffende Gemeinde 
es unterlassen hatte, der veränderten Eigenschaft des Wissens durch Unter¬ 
suchungen festzustellen und rechtzeitig für Abhilfe Sorge zu tragen. Der 
Gerichtshof erblickte darin eine Außerachtlassung der der Gemeinde obliegenden 
Sorgfalt und Aufmerksamkeit, für deren Folgen sie haftpflichtig ist. 


Medizinal-Gesetzgebung. 

A. PreuBen. 

y' Anfertigung der schriftlichen Ausarbeitungen ln der Kreisarzt- 
,'prOfang. Vorschriften vom 20. August 1920 des Ministers für 
Volkswohlfahrt — I M I 2160 

§ 1. Die Arbeiten müssen auf halbgebrochenem Bogen sauber und 
leserlich geschrieben sein. Lassen die Kandidaten die Reinschrift durch einen 
Dritten schreiben, so bleiben sie doch verantwortlich für Schreibfehler. Unleser¬ 
liche oder schwer leserliche Arbeiten werden dem Kandidaten auf seine Kosten 
zurttckgesandt und erst, wenn sic leicht leserlich geschrieben wieder ein¬ 
gereicht sind, der Prüfung unterzogen. Die Wiedereinsendnng der Arbeiten 
muß in diesem Fall binnen längstens vier Wochen erfolgen, sonst gelangen die 
Arbeiten nicht mehr zur Zensur. 

§ 2. Die Arbeiten werden nicht nach ihrem äußeren Umfange, sondern 
nach ihrem Inhalt beurteilt. Die Kandidaten haben sich daher einer gedrängten 
Kürze zu befleißigen, ohne Wesentliches zu übergehen. Die Arbeiten sollen 
nicht nur Auszüge oder Wiederholungen früherer Abhandlungen sein, sondern 
selbständige wissenschaftliche Leistungen wenigstens in förMicher Beziehung 
darstellen. 

§ 8. Die Kandidaten haben sich streng an die Aufgabe zu halten. 
Alle mit dieser nicht zusammenhängende Ausführungen in den Arbeiten werden 
als nicht vorhanden oder auch als Fehler angesehen. 

§ 4. Längere Einleitungen zu der Bearbeitung der Aufgabe sind als 
überflüssig zu vermeiden, da es sich nur darum handelt, die wissenschaftliche 
Selbständigkeit des Kandidaten und seine Befähigung zu dem ihm dereinst zu 
übertragenden Amte naebzuweisen. 

§ 6. Das Hauptergebnis der Arbeit ist am Schlüsse in möglichst scharf 
gefaßten Sätzen zusammenzustellen. 

§ 6. Bei der Bearbeitung des erdachten gerichtlichen Falles sind die 
Vorschriften Uber das Verfahren bei gerichtlichen Leichenuntersuchungen sorg¬ 
fältig zu beachten. 

§ 7. Jeder Arbeit ist ein vollständiges Verzeichnis der von dem Kan¬ 
didaten selbst benutzten literarischen Hilfsmittel voranzustellen. Diese Hilfs¬ 
mittel sind auch im Text mit Angabe der Seitenzahl aufzuführen. ^ 

§ 8. Der Namensunterachrift iit die Versicherung Toranznschi''' 
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daß der Kandidat die Arbeit ohne irgendwelche andere als die im Text selbst 
angefül^te Hilfe angefertigt bat. 

§ 9. Jede Ansarbeitnng ist in einem steifen Deckel geheftet oder ge- 
banden and mit fortlaufender Seitenzahl Tersehen einzareichen. 

§ 10. Wird eine oder die andere der Vorschriften §§ 6—8 nicht be¬ 
achtet, so wird die Arbeit dem Kandidaten auf seine Kosten zor Ergänzong 
des Fehlenden binnen längstens vierzehn Tagen zarfickgesandt and nach fracht¬ 
losem Ablaol dieser Frist nicht mehr zar Zensar angenommen. 


v'*' Bichtlinlea bei Dienstreisen. Erlaß des Finanzministers and 
aes Ministers des Innern vom 21. Aagast 1920 — I 19728, M.d.L 
I a 1 1487 —. 

Im Hinblick anf die erheblichen Kosten, die gegenwärtig Dienstreisen 
erfordern, wird im Einvernehmen mit dem Herrn Beicluminister der Finanzen 
angeordnet, daß f&r die Beamten der allgemeinen, inneren, Kreiskassen- and 
Katasterverwaltang folgende Richtlinien, sofern nicht bereits in entsprechender 
Weise verfahren ist, Beachtung zu finden haben: 

a) Dienstreisen dttrfen nur dann vorgesehen werden, wenn der Zweck 
nicht aaf andere Weise erreicht werden kann. 

b) Jede Dienstreise muß vor der Aosftthrang von dem zuständigen 
Vorgesetzten schriftlich genehmigt sein. 

c) ln den Beiseplänen dttrfen für die Erledigung der Dienstgeschäfte 
nur so viel Tage angesetzt werden, als bei grttndliäer Ausnatzong der Zeit 
erforderlich sind. 

d) Bei Anfstellong der Beisepläne maß darauf geachtet werden, daß 
Sonn* and Feierti^e als Liegetage möglichst vermieden werden; insbesondere 
gilt dies hinsichtlich der Weihnächte-, Oster- and Pfingstfeiertage. 

e) Bei Anberaumung von Besprechung in anderen Orten muß den Ver¬ 
kehrsgelegenheiten Bechnang getragen werden. Hiernach wird der Zeitpunkt 
des Beginns der Sitzung in näher geleaenen Orten so festzusetzen sein, daß 
die TeUnahme unter Benutzung des ersten Morgenzages möglich ist mnd da¬ 
durch ein besonderer Reisetag vermieden wird. 

f) Mit Rücksicht auf die besonders hohen Kosten der I. Wagenklasse 
bitten wir, den Beamten naheznlegen, nach Möglichkeit Qberall da, wo die 
Verkehrs- und sonstigen Belseverbältnisse es zmassen^ von der Benatzong 
dieser Wagenklasse abzusehen. 

g) Auf die Erlasse vom 26. April 1909 — F. M. I 4185, n 3858 ü, m 
5891 II; M. d. 1. la 8798 — und vom 8. Dezember 1913 — M. d. I. la 1821, 
F. M. I 17289 —, betreffend die Einschränkang der Beisetätigkeit, weisen wir 
zur Beachtung hin. 

Schließlich weisen wir noch ergebenst darauf hin, daß nar in eingehend 
za begründenden Aasnahmefällen ein Zuschuß nach § 8 Absatz 2 des Beise- 
kostengesetzes vom 26. Juli 1910 bezw. nach § 2 Abs. 2 der Beisekosten- 
verordnang für die Landjägerei vom 9. Augast 1918 bewilligt werden kann. 


Krflppelanselgepllicht. Verordnung des Ministers fttr Volks- 
wohlfahrt vom 8. September 1920. 

Bestimmnng, daß die in den §§ 8, 4 und 5 des Gesetzes vorgesehene 
Anzeigen an den staatlichen Kreisarzt za richten sind. 


Erfüllnng der Krfippelanzelgepflicht ln den öffentlichen Schalen 
Und Anstalten (a) sowie in den Prlvatschnlen (b). Verordnangen des 
Ministers für Volkswohlfahrt vom 9. (a) and 10. (h) Sep¬ 
tember 1920. 

Bestimmung, daß die Lehrer (Lehrerinnen) an den öffentlichen Schalen 
and an den Schulen von Erziehungsanstalten usw. bezw. Privatscbollehrer and 
Privatschallehrerinnen die Anzeige durch die Hand des Schulleiters bezw. An¬ 
staltsleiter, einzelstebende Privatlehrer unmittelbar an den staatlichen Kreis¬ 
arzt eiozureichen haben. Die Anzeige muß enthalten: a) den Namen und Vor¬ 
namen des krttppelhaften Kindes, b) sein (lebartsjahr und Geburtsdatum, c) den 
men and Stand der Eitern oder der Personen, bei denen es wohnt, d) seinen 



Medizioalgesetsgebang. 


185 


Wohnort mit Straßenbezeichnxug, e) die Bezeichnong der Schule, f) eine kurze 
Angabe ttber die Art der Verkr^pelong, g) die Unterschrift des Anzeigenden 
mit Angabe seiner Dienststellung und des Datums der Anzeige. 


Bestimmungen über die Terleihung der Würde eines Doktors der 
Zabnheilkunde. Erlaß des Ministers für Wissenschaft, Kunst 
und Volksbildung vom 8. Juli 1920 — an die Herren üniversitäts- 
kuratoren. 

Nach Ziffer 5 der durch Erlaß vom 10. August 1919 übersandten Be¬ 
stimmungen über die Verleihung der Würde eines Doktors der Zahnheilknnde 
wird für die Zulassung zur Doktorprüfung die Vorlegung des Reifezeugnisses 
eines humanistischen Gymnasiums, eines Bealgymuasiums oder einer Oberreal¬ 
schale gefordert. Um den älteren in Dentscliland approbierten Zahnärzten, die 
unter den erleichterten Bestimmungen der früheren Prüfungsordnung für Zahn¬ 
ärzte ihre Ausbildung empfangen haben, die Möglichkeit zu gewähren, die 
Doktorwürde in der Zahnbeilkunde zu erlangen, ermächtige ich die medizinischen 
Fakultäten,' bis zum 1. Oktober 1922 auch solche approbierte Zahnärzte zum 
Doktor der Zahnheilkunde zu promovieren, die das Reifezeugnis einer höheren 
neunklassigen deutschen Lehranstalt nicht besitzen. Voraussetzung der Zu¬ 
lassung bleibt der Nachweis eines mindestens achtsemestrigen geordneten 
Stadiums und die Vorlegung der Approbation als Zahnarzt. Die Doktorarbeit 
muß von der Fakultät als wissensch^ilich wertvolle Arbeit anerkannt sein. 

Approbierte Zahnärzte, weiche zur Erlangung der Doktorwürde fehlende 
Studiensemester nachznholen wünschen, können wieder immatrikuliert werden. 
Der Entscheidung der Fakultät bleibt es überlassen, inwieweit den Kandidaten 
solche Semester anzurechnen sind, die sie früher als Hörer zurückgelegt haben. 

Ich ersuche, hiernach das Weitere zu veranlassen. 


Unentgeltlicher Ersatz des vor Ablauf der staatlichen Hewührdauer 
znr Einzlehnng bestimmten Diphtherie« und Tetannssemms. Erlaß des 
Ministers für Volkswohlfahrt vom 7. Oktober 1920 — I M m 
2149 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. ^ 

Die Semmfabriken sind bei mir um die Aufhebung ihrer Verpflichtung 
zum kostenlosen Umtausch von Packungen von Diphtherie- und Tetanusserum, 
die älter als 8 Jahre sind, vorstellig geworden. Da sich nach den langjährigen 
Erfahrungen der Serumbedarf der einzelnen Abnehmer so genau berechnen 
läßt, daß bei richtiger Verteilung und Ausgabe der Jeweils älteren Präparate 
ein Uebrigbleiben von Serum, dessen Alter über die dreijährige Gewährdauer 
hinausgeht, unschwer vermieden werden kann, habe ich genehmigt, daß fortan 
von den Semmfabriken unentgeltlicher Ersatz nur noch für solche Ope- 
rationsnummern der Diphtherie- und Tetanussera zu leisten ist, die vor Ablauf 
der staatlichen Gewährdauer zur Einziehung bestimmt werden. 

Ich bringe dies mit Bezug auf die Erlasse, betreffend Abgabe von 
Diphtherieserum, vom 25. Febroar 1895 — M 373, U I 107 — und 19. März 
1907 — M 10918 1 U 1 K — und, betreffend Abgabe des Tetannssemms in 
den Apotheken, vom 10. Mai-1910 — M 10781 — hiermit zur Kenntnis und 
ersuche ergebenst, die nachgeordneten Behörden und die Apothekenvorstände 
entsprechend zu verständigen. 


B. Baden. 

Gebühren der Gesundheltsbeamten für amtliche Terrichtnngen. Ver¬ 
ordnung des Staatsministeriums vom 12. Juni 1920. 

Auf Antrag des Ministeriums des Innern, des Justizministeriums und 
des Ministeriums des Kultus und Unterrichts wird verordnet, was folgt: 

I. Das der landesherrlichen Verordnung vom 23. Jannar 1909, die Ge¬ 
bühren der Gesundheitsbeamten für amtliche Verrichtungen betreffend (Gesetz- 
nnd Verordnungsblatt Seite 9) als Anlage beigegebene und durch die landes¬ 
herrliche Verordnung vom 11. Februar 1915 (Gesetz- und Verordnungsblatt 
Seite 35) abgeänderte Verzeichnis A erhält folgende Fassung: 
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Die Giesandheitsbeamten erhalten für die nachgenannten amtlichen Ge* 
schäfte folgende Gebühren'): 

A. Die Medizinalreferenten, BezirhaSrzte, BezirhsaaslstenzSrzte 
und prahtiachen Aerzte. 

L Für ärztliche Geschäfte im Dienste der Rechtspflege. 

1. Aenßere Besichtigung einer Leiche nebst Erfundbericht und 

Gutachten.10 M. 

2. Aeußere Besichtigung einer Leiche nebst Oeffnung und innerer 

Untersuchung mit zu Protokoll gegebenem Erfundbericht und yorläufigem 
Gutachten.25 „ 

8. Untersuchung und Begutachtung von Leichenteilen oder einer 
nicht lebensfähigen Leibesfrucht.10 „ 

4. Körperliche Untersuchung eines Mißhandelten, Kranken oder 

Verletzten mit Erfundbericht und Gutachten.5 „ 

5. Für einen zum Zwecke gerichtsärztlicber Beobachtung auf 

Aufforderung der zuständigen Behörde dem Verletzten erstatteten Be¬ 
such, sofern nicht schon eine Gebühr für den ans Anlaß des Besuches 
gefertigten Bericht gewährt wird.3 „ 

6. Praktische Aerzte für Führung des Tagebuchs im Falle des 

§ 48 der Dienstweisnng für Gerichtsärzte.10 » 

7. Berichte, welche nach dem Erfundbericht über die erste Be¬ 

sichtigung eines Verletzten usw. auf Verlangen der Behörde über das 
Befinden desselben erstattet werden.3 „ 

8. Untersncbnng und Begutachtung von Nahrungs- und Genuß¬ 
mitteln, Gebrauebsgegenständen, Arznei- und Geheimmitteln, sowie Giften 6 , 

9. Untersuchung einer weiblichen Person, bei der eine Unter¬ 
suchung der inneren Geschlechtsteile nötig fällt, nebst Erfundbericht 
und Gutachten; ebenso körperliche Untersuchung auf Geschlechtsreife 

oder Zeugnngsvermögen.10 » 

10. Untersuchung und Be^tachtung des geistigen Zustandes einer 

Person im Strafverfahren, sowie des körperUdien oder geistigen Zu¬ 
standes einer Person in einer bürgerlichen Bechtsstreitigkeit oder einer 
Angelegenheit der freiwilligen Gerichtsbarkeit.12 „ 

11. a. Körperbeschafienheitszengnis.2 , 

b. wenn zur Ausstellung des Zeugnisses ein Besuch er¬ 
forderlich war.6 „ 

12. Chemische Untersuchungen, mikroskopische Untersuchungen 

Ton Bint- und Samenflecken, bakteriologische Untersuchungen neben dem 
Ersatz für gebrauchte Beagentien und Gerätschaften .8 , 

13. Schriftliches Endgutachten .10 „ 

14. Mündliche Erstattung yon Gutachten in öffentlichen Gerichts¬ 
sitzungen je nach dem Zeitanfwande für die Stunde.8 , 

zum mindesten aber.12 „ 

15. Teilnahme an einer öffentlichen Gerichtssitzung oder einem 

gerichtlichen Termine, in denen ein Gutachten nicht erstattet wird, sowie 
Vorbereitung eines Gutachtens gemäß Ziffer 10, 13 und 14 durch wieder¬ 
holte Untersuchungen und ausgedehnteres Aktenstudium je nach dem 
Zeitanfwande für die Stunde.3 „ 

bis zu einem Höchstbetrag yon.18 , 

16. ln den Ziffern 4, 8, 10, 12, 13 kann, wenn die Verrichtungen 
einen besonderen Aufwand an Zeit oder Arbeit yerursachen, die Ge¬ 
bühr bis zum doppelten Betrag erhöht werden. 

17. Wenn bei einem Geschäfte zwei Gerichtsärzte infolge einer 
gesetzlichen Vorschrift znsammengewirkt haben, so hat der erste yon 


') Die nachstehenden Gebührensätze entsprechen in keiner Weise den 
jetzigen Verhältnissen. Die Tätigkeit des Gesnndbeitsbeamten ist darin weit 
geringer als die eines gewöhnlichen Arbeiters bewertet, so daß man ihren Erlaß 
auch mit Bücksiebt auf das Standesansehen nur in hohem Grade bedauern kann. 
Erfreulicherweise macht Baden in dieser Beziehung eine Ausnahme im Deut¬ 
schen Reiche, von der man nur wünschen kann, daß sie sobald als möglS^ 
beseitigt wird. \ 
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ihnen die volle Gebühr, der zweite die Hälfte der Gebühr anzosprechen; 
für die in Zi^er 1 nnd 2 bezeichneten Verricbtongen hat aach der zweite 
Gerichtsarzt die voUe Gebühr za beanspruchen. 

18. Erstattung eines schriftlichen Obergatachtens in einer Straf¬ 
sache durch die Medizinalreferenten des Ministeriums des Innern für den 


Beferenten..86 M. 

für die beiden anderen Sachverständigen je . . /.18 n 


II. Für ärztliche Geschäfte im Dienste der Verwaltung. 


1. Aeußere Besichtigung einer Leiche nebst Erfundbericht und 

Gutachten.10 

2. Aeußere Besichtigung einer Leiche nebst Oeffnnng nnd innerer 

Untersuchung mit Erfundbericht und Gutachten.25 

3. a. Gutachten über die Zulässigkeit eines Leichentransports 

oder einer Leichenverbrennung oder einer Leichenausgrabung .... 8 

b. wenn zur Erstattung des Gutachtens eine Besichtigung der 
Leiche für nötig befanden und vorgenommen wurde.10 

4. Untersuchung des körperlichen Zustandes einer Person nebst 

Zeugnis oder Gutachten in polizeilichen Strafsachen.5 

5. a. Körperbeschaffenheitszeugnis wegen Erstehung einer Frei¬ 
heitsstrafe oder Unterbringung im polizeilichen Arbeitshaus .... 3 

b. wenn zur Ausstellung des Zeugnisses ein Besuch erforder¬ 
lich war.6 

6. Untersuchung wegen Geisteskrankheit und Gutachten in polizei¬ 

lichen Strafsachen oder behufs Unterbringung in einer Heilanstalt oder 
sonstigen öffentlichen Kranken- oder Armenanstalt.10 

7. Untersuchung und Zeugnis für die Aufnahme von Kindern in 

Blinden- oder Taubstummenerziehungsanstalteu, Idiotenanstalten oder 
Anstalten für Epileptische, sowie Anstalten für Krüppel.5 


8. Untersuchung und Begutachtung von Hahrungs- und Genuß¬ 
mitteln, Gebrauchsgegenständen, Arznei- und Gebeimmitteln, sowie 


Giften. 6 

9. Gesundheitspolizeiliche Verrichtungen bei epidemischen Krank¬ 

heiten; Gesundheitspolizeiliche Ortsuntersuchnng; Teilnahme an einer 
mäßigen Wobnangsuntersuchang für die Stande.8 

jedoch für einen Tag nicht mehr als.15 

10. a. Gesundheitspolizeiliche Untersuchung von Privatbeamten 

und gewerblichen Anlagen nebst Gutachten.10 

b. Für Begutachtung von Bauplänen ohne Untersuchung an 
Ort und Stelle.5 

11. Für eine Impfung einschließlich der Nachschan, der etwaigen 

Wiederholung der Impfung bei der Nachschau nnd Ausstellung des 
Impfscheines.1 

12. Zweite Ausstellung des Impfscheines . .. 1 

18. Körperliche Untersuchung nebst Zeugnis behnfs der Anstellung 


im öffentlichen Dienste, der Feststellung bleibender Dienstunfähigkeit 
eines im Dienste erlittenen Unfalles auf Ersuchen einer Behörde . . 5 

14. a. Körperliche Untersuchung nebst Zeugnis behufs Feststellung 
der HilfsbedUifiigkeit, der Notwendigkeit oder Zulässigkeit der Auf¬ 
nahme in eine Krankenanstalt, sowie sonstige schriftliche Gesundheits¬ 


zeugnisse auf Ersuchen einer Behörde.2 

b. wenn zur Untersuchung oder Ansstellnng eines Zeugnisses 
ein Besuch erforderlich war.5 
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15. Reihen-Untersuchung der Prostituierten in den Städten: 


ohne mikroskopische Untersaebaog der Sekrete.50 Pf. 

mit mikroskopischer Untersuchung der Sekrete .IM. 


16. Untersuchung einer polizeilich aufgegriffenen Frauensperson 
im Amtsgefängnis einschließlich der mikrokopischen Untersuchung der 
Sekrete: 


a. für die erste untersnebte Person.3 , 

b. für die folgenden je. 1 „ 


17. Abhaltung einer Hebammenprüfung durch den Bezirksarzt . 10 „ 
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18. Schriftliches Gutachten in Terwaltungsgerichtlichen Streit* 

Sachen .12 M. 

19. Mündliches Gutachten in der Bezirksratssitzung oder Tor 

dem Verwaitungsgerichtshof, jedoch nur wenn Privatpersonen ersatz¬ 
pflichtig sind.10 , 

20. Untersuchnng und schriftliches oder mttndliches Gutachten 


im Verfahren vor dem Versichernngsamt (mit Ausnahme des in §§ 1571 
bis 1579 der Beichsversicberangsordnung geregeiten Verfahrens) sowie 
aniäßlich einer Unfalluntersuchutig (§ 1564 der Eeichsversicherungsord- 
nung) oder auf Ersuchen eines badischen Versichernngsträgers ... 10 , 

Der Gesamtbetrag der Gebühren für die in einer Sitzung abge¬ 
gebenen mündlichen Gutachten darf.80 

nicht übersteigen. 

21. Untersuchung und schriftliches oder mündliches Gutachten 

im Verfahren vor dem Oberversicherungsamt.10 „ 

Der Gesamtbetrag der Gebühren für die in einer Sitzung abge¬ 
gebenen mfindiiehen Gutachten darf.30 „ 

nicht übersteigen. 

22. Untersuchnng und schriftliches oder mündliches Gutachten 

im Verfahren vor dem Landesversichernngsamt.12 » 

23. Die in Ziffer 20 bis 22 bezeieüneten Gebühren dürfen auch 
angefordert werden, wenn das Gutachten ohne Untersuchung nur nach 
Aktenlage abgegeben worden ist. 

24. Besichtigung der Voiksschnlen auf Grund der §§ 8, 16 und 
23 der Verordnung des Ministeriums des Kultus und Unterrichts vom 
29. Oktober 1913, die Schulärzte an den Volksschulen betreffend (Gesetz- 
und Verordnungsblatt Seite 526) für jeden Besuch der Schule: 


bei Scholen mit weniger als 5 Lehrern.5 „ 

bei Schuien mit mehr als 5 Lehrern.8 „ 

25. Untersuchung eines in eine staatlich unterstützte Lehrlings¬ 
werkstätte aufzunehmenden Lehrlings.5 ,, 


26. In den Fällen der Ziffer 10, 18 und 21 kann, wenn die Ver¬ 
richtungen einen besonderen Aufwand von Zeit und Arbeit verursachen, 
die Gebühr durch die anweisende Behörde bis auf das Doppelte erhöht 
werden. 

II. Der § 6 Absatz 1 der landesherrlichen Verordnung vom 
23. Januar 1909 wird wie folgt geändert: 

„Die Apothekenvisitatoren erhalten für Visitation einer Apotheke eine 
Geschäftsgebühr von 40 M.“ 

lU. Die neuen Gebührensätze treten mit sofortiger Wirksamkeit, die 
Gebühren für Impfungen (II Ziffer 11 des Verzeichnisses) jedoch mit BQck- 
wirkung auf den 1. Januar 1920 in Kraft. 


C. Oldenburg; Lrandestell Lübeck. 

Aerztlidi^Deberwachnng der Schulkinder. (a)Gesetz voml6.März 
1920: (b) Ausführungsbestimmungen hierzu vom 28. Juni 1920. 

a. § 1. Alle nach § 6 des Schulgesetzes vom 4. April 1911 schulpflich¬ 
tigen Schüler und Schülerinnen der öffentlichen und privaten Schulen müssen 
jährlich wenigstens einmal durch einen Schularzt untersucht werden. 

Bei den Untersuchungen der Schüler hat der Schularzt die Bäumlich- 
keiten der Sebuie und deren Einrichtungen zu besichtigen und, falis er in 
hygienischer Beziehung Mängel findet, solche dem Schulvorstande mitzuteilen. 

§ 2. Der Schularzt wird beim Gymnasium von der Bogiernng, bei den 
Gemeindeschulen von dem Schulvorstande und bei den Privatschulen von dem 
Schulvorstande oder dem Eigentümer derselben bestellt. 

Die obere Aufsicht über die Schuiärzte wird von der Begierung geführt. 

§ 3. Die Eltern und deren Vertreter sind dafür verantwortlich, daß der 
Schüler an der Untersuchung teilnimmt, und verpflichtet, Auskunft über den 
Schüler zu erteilen. * 

§ 4. Die in Ausführung dieses Gesetzes entstehenden Kosten fallen der¬ 
jenigen Kasse zur Last, ans der die Schule unterhalten wird. 
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§ 6. Die AasfuhrangSTorsckriften werden im Verwaltangswege von der 
Begiening erlassen. 

§ 6. Eltern und deren Vertreter, die den Bestimmungen dieses Gesetzes 
and den dazu erlassenen AosfQhrangsbestimmangen zawiderhandeln, werden mit 
Geldstrafe bis za IbO M. oder mit Haft bestraft. 

§ 7. Dies Gesetz tritt mit dem 1. April 1920 in Kraft. 

b. § 1. Für alle ontersnchangspflichtigen Schüler and Schülerinnen an 
den höheren Schalen ist vom Direktor, an den Schalen ohne Schalvorstand 
Tom Leiter and sonst vom Schalvorstand ein Ueberwachnngsbogen nach einem 
von der Eegierang vorzaschreibenden Master anzolegen and dem Schalarzt 
zar Eintragung des Ergebnisses vorzulegen. 

Die Lehrer sind verpflichtet, dem Schulvorstande bei Aasfüllang der 
Bogen Hilfe za leisten. 

Anf Verlangen des Lehrers sind die Eltern and deren Vertreter ver¬ 
pflichtet, die notwendigen Auskünfte über den Schüler za erteilen. 

§ 2. Der ärztliche Befand soll tunlichst in einer dem Laien verständ¬ 
lichen Form in den Ueberwachnngsbogen eingetragen werden. 

§ 3. Neu eingetretene Schüler sind, sofern eine Untersachang durch 
einen Schularzt noch nicht stattgefnnden hat nnd ein Ueberwachnngsbogen 
für sie nicht angelegt ist, einzeln innerhalb der ersten drei Monate genau anf 
ihre Körperbeschaffenheit and ihren Gesandheitszostand za antersnchen. 

Eine ins einzelne gehende Untersachang der Kinder findet später nur 
dann statt, wenn entweder die erstmalige Untersachang eine wesentliche Ab¬ 
weichung vom Normalen ergeben hat, oder wenn aas irgendeinem anderen 
Anlafl, namentlich anf Grand der Beobachtungen der Lehrer, die Vermatong 
besteht, daß sich seit der ersten Untersachang eine krankhafte Veränderang 
eingestellt hat. 

§ 4. Die Untersnchungstermine werden möglichst außerhalb der regel¬ 
mäßigen Unterrichtszeit vom Schalarzt im Einvernehmen mit dem Schul¬ 
vorstande, der vorher den Schulleiter za hören hat nnd wo ein Schulvorstand 
fehlt, im Einvernehmen mit dem Schalleiter festgesetzt und dem Lehrer mit¬ 
geteilt Mar in besonderen Aasnahmefällen darf eine Störung des Unterrichts 
stattfinden. 

Die Untersachangstermine haben in der Regel in der Schule stattzu- 
finden and sind den Eltern und deren Vertretern tanlichst rechtzeitig vorher 
milzateilen mit dem Bemerken, daß ihre Anwesenheit erwünscht sei. 

Diejenigen Schüler, die an den regelmäßigen Untersnchnngen nicht teil¬ 
nehmen konnten, sind gelegentlich von dem Schularzt za antersnchen. 

Schüler, die auf eigene Kosten von dem Schularzt vorher antersacht 
sind, sind von der Teilnahme au den allgemeinen Untersachangsterminen 
befreit wenn dem Lehrer vorher das Ergebnis der Untersachang zwecks Ein¬ 
tragung in den Ueberwachnngsbogen mitgeteilt ist. 

§ 6. Den Eltern oder deren Vertretern ist gestattet der Untersachang 
ihrer Rinder beiznwohnen. 

§ 6. Die Ueberwachnngsbogen sind von dem Lehrer verschlossen aof- 
zabewahren and, falls der Schüler die Schale wechselt, ohne weiteres dem 
Leiter der inländischen Schale, in die der Schüler übergeht, za übersenden. 
Verläßt der Schüler den Landesteil Lübeck, so sind die Bogen dem Schul¬ 
vorstande oder dem Eigentümer der Schale za übersenden, der sie bis zar Be¬ 
endigung des 20. Lebensjahres der Schüler aufzabeben hat. Ebenso ist mit 
dem Bogen nach Beendigung des Untersachnngszwanges and bei den höheren 
Schalen beim Abgänge des Schülers za verfahren. 

§ 7. Hat sich bei der Untersachang ergeben, daß ein Schäler an einer 
Krankheit leidet, mit körperlichen Fehlern behaftet ist oder einer besonderen 
Behandlnng bedarf, so ist dies vom Schalarzte dem Schulvorstande, bei Scholen, 
die keinen Schulvorstand haben, dem Leiter der Schale schriftlich mitzateilen. 
Der Schalvorstand oder der Leiter der Schale gibt diese Mitteilung in einem 
verschlossenen Brief an die Eltern oder deren Vertreter weiter. 

Die Eintragungen in dem Ueberwachnngsbogen soll der Lehrer bei der 
Behandlung der Kinder za Rate ziehen. 

Hält der Scbolarst die Befreinng vom Unterricht ganz oder teilweise 
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für erforderlich, so bat er dies bei den höheren Schalen dem Direktor, sonst 
der Regieran^ durch Vermittlung des SchulTorstandes oder des Leiters der 
Schale anzuzeigen. 

§ 8. Bei der letzten üntersuchung hat der Schularzt den Eltern oder 
deren Vertretern auf Wunsch hinsichtlich der Berufswahl Rat zu erteilen. 

§ 9. Die Behandlung erkrankter Schüler gehört nicht zu den dienst¬ 
lichen Obliegenheiten des Schularztes. 

§ 10. Der Lehrer ist verpflicbtet, den Schularzt bei den üntersuchungen 
zu unterstützen und für die Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung zu 
sorgen, auch hat er die erforderliche Auskunft zu erteilen. 

Bei Schülerinnen dürfen nur weibliche Personen bei der Untersuchung 
zugegen sein. 

§ 11. Die üeberwachung der Kinder Jst als vertrauliche Angelegenheit 
zu behandeln. Die Einsicht in die Ueberwachungsbogen und die sonstigen 
Akten ist den Schulaufsichtsbeamten gestattet, anderen nur, wenn an den 
höheren Schalen der Direktor, an den Schalen ohne Schulvorstand der Leiter 
und sonst der Schulvorstand es genehmigt. 

§ 12. In mehrklassigen Schalen hat der Leiter (Direktor, HsMiptlehrerusw.) 
zu bestimmen, wie die den Lehrsrn übertragenen Obliegenheiten verteilt 
werden sollen. 

§ 13. üeber das Ergebnis der Untersuchung und der dabei gemachten 
Wahrnehmungen bat der Schularzt bei der staatlichen höheren Schale in Eutin 
dem Qymnasialdirektor, bei den Schulen mit Schulvorstand dem Schulvorstande 
und bei den Schalen ohne Schulvorstand der Regierung alljährlich bis zum 
1. September Bericht zu erstatten. Der Oymnasialdirektor und die Schul- 
vorst^de haben die Jahresberichte der Regierung vorzulegen. 

D. Mecklenburg «Schwerin. 

StaatsSrztliche Prüfnngrsordnung vom 14. Juni 1898. Bekannt¬ 
machung des Ministeriums für Medizinalangelegenheiton 
vom 1. August 1920. 

Der § 1 der Staatsärztlichen Prüfungsordnung (Bekanntmgehung vom 
14. Juni 1898, Rbl. 1898 Nr. 22) erhält folgende Fassung: 

„Die Staatsärztliche Prüfung wird vor einem Prfifun^ausschusse ab¬ 
gelegt, der bei der Medizinalkommission zu Rostock eingerichtet ist und der 
besteht aus je einem Vertreter der Inneren Medizin, der Chirurgie, der Geburts¬ 
hilfe, der Psychiatrie, der Hygiene und der Gerichtlichen Medizin oder der 
Pathologie. Soweit Vertreter dieser Fächer der Medizinalkommission selbst 
angehören, sind sie ohne weiteres Mitglieder des Prüfungsausschusses, die 
übrigen Mitglieder werden auf Vorschlag der Medizinalkommission vom Mi¬ 
nisterium für Medizinalangelegenheiten ernannt. Den Vorsitz im Prüfungs¬ 
ausschüsse führt der jeweilige Vorsitzende der Medizinalkommission, dem auch 
die Verteilung der Prüfungsgebiete unter die Mitglieder obliegt. Die Büro- 
geschäfte des Prüfungsausschusses besorgt das Büro der Medizinalkommission." 

Im § 2 Ziff. 1 wird das Wort „gedruckte" vor Dissertation gestrichen. 

An die Stelle des Wortes Medizinalkommission treten im Texte der 
Prüfungsordnung von § 2 ab die Worte: „Vorsitzender des Prüfungsausschusses" 
und „Prüfungsausschuß" in der aus dem Wortlaute der unten neu abgedruckten 
Prüfungsordnung ersichtlichen Weise; jedoch bleibt im § 14 Abs. 4 das Wort 
Medizinalkommission hinter „unter dem Siegel und der Unterschrift 
der" bestehen, während es in Verbindung mit den Worten „von der" hinter 
„daß er" gestrichen wird. 

In den §§ 14, 15, 16 und 17 treten an die Stelle des Wortes Physikats- 
prüfung die Worte „Staatsärztliche Prüfung", im § 14 Absatz 4 an die Stelle 
der Worte „eines Kreisphysikats" die Worte „einer Kreisarztstelle". 

Gleichzeitig wird die Beknantmachung vom 25. April 1910, betreffend 
die Staatsärztlicfae Prüfungsordnung vom 14. Juni 1898 (Rbl. 1910 Nr. 18) 
aufgehoben. 


Vanuitwortlleh für di* Scbriftleitutg: Prof. Dr. B«pmand, Geh. Med.-B*t ln llindon L Vt. 
Dniok TOn J. C. C. Bnmiy Mindaa U W* 
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Medizinal-Gesetzgebung. 

A. Preußen. 

/ Regeluiiff der Arbeitszeit für die Beamten. Rand-Brlaß des 
Finanzministers yom 9. November 1920 — au die nacbgeordneten 
Behörden. 

Die gewaltige Not des Vaterlandes fordert gebieterisch die höchste An- 
spannung aller Kräfte. Wenn das Deutsche Volk die ungeheuren Schwierig¬ 
keiten überwinden und den Staat vor dem Niederbruch bewahren will, dann 
muß es in allen seinen Gliedern bereit sein, das Höchste an Menge und Oute 
der Arbeit zu leisten, was unter den gegenwärtigen Verhältnissen überhaupt 
zu erreichen ist. 

Den Beamten erwachsen in dieser schweren Zeit erhöhte Pflichten. An¬ 
gesichts des in der historischen Eniwicklutig des Beamtentums liegenden be¬ 
sonderen Vertrauensverhältnisses des Staates zu seinen Beamten erwartet man 
von ihnen, daß sie in erster Linie alle ihre Kräfte für den Wiederaufbau des 
Staats einsotzen und bei der Ueberwindung der leider auch heute noch in 
manchen Volksschichten bestehenden Arbeitsunlust "führend vorangehen. 

Um in allen Zweigen des ötfentlichen Lebens den Arbeitswillen und die 
Arbeitsleistung auf das hoch tmüglichc Maß zu steigern, i.st die Einführung 
einer fest umrissenen Arbeitszeit erforderlich, die grundsätzlich für alle Staats¬ 
bedienstete gleich sein muß, schon um Berufungen derjenigen auszuschließen, 
die länger als die übrigen arbeiten sollen. 

Im Reiche ist bereit.s vor mehreren Monaten beschlossen worden, die 
tägliche achtstündige Arbeitszeit für die Beamten cinzuführen. 

Das Staaisnnnisteriurn hat nunmehr in seiner Sitzung vom 18. September 
in der Frage der Arbeitszeit der Beamten in Preußen folgende Beschlüsse 
gefaßt: 

1. „Jeder Beamte ist verpflichtet, seine volle Arbeitskraft in den Dienst des 
Staates zu stellen. Er hat die ihm übertragenen Arbeiten rechtzeitig ohne 
Rücksicht auf eine fest^t'setzte ArheiL-siundenzahl zu e^rledigen. 

2. Die in der Regel an der Dienststelle zu leistende Arbeitszeit beträgt 
wöchentlich 4S Stunden. Der Arbeit an der Dienststelle ist die Teilnahme 
an Sitzungen, Besichtigungen u. a. m. gleichzuachten. Wo die Ableistung 
der vollen Arb» itszeit an der Dienststelle nicht durchführbar ist oder die 
Art der Arbeit eine fe.-tc Bindung an di«i! Arbeitszeit der Dienststelle im 
Interesse des Dienstes nnzweckmüßig erj*cheiii<*n läßt, kann von der obersten 
Verwaltungsbehörde für die in Frage kommenden^Beamten eine anders¬ 
artige Regelung der Arbeitszeit erfolgen. 

3. Die Festsetzung der iitglichen Arbeilsztdt erfolgt durch die^Behörde im 
Benehmen mit der Vertretung der Beamten. Bei durchgehender Arbeits¬ 
zeit kann während der Arbeitszeit eine Frühstückspause bis zur Höchst¬ 
dauer von einer halben Stunde stallfiaden, dfe auf die ArbeitszeitJ^^anzu- 
rechnen ist. 

4. In den Ministerien soll der Wocheniagsdienst in der Regel in den Monaten 
April bis September um 8 Uhr, in den Monaten,Oktober bis März am 
8bs Uhr morgens bo^innen, der Abenddienst spätestens nm 8 Uhr endigen, 
der Sonn- und F^dertagsdienst möglichst auf die Zeit von 10—1 Uhr 
beschränkt werden 

5. Es ist anzusir b lnß Hjr Di’oi-jtzeit der an einem Ort beflndlichen 
Reichs-, Staate- und KummunalbeböriltMi gleichmäßig geregelt wird.“ 
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Wir ersachen die nachgeordneteo Behörden, die für die DnrchfOhrnng 
der BesoMftsse des St&atsministeriams erforderlichen Maßnahmen echleonigst 
in die Wege so leiten and dahin za wirken, daß die 48stttndige Wochen- 
arbeitazeit ohne Verzag, wenn irgend möglich am 16. November d. J., zar Ein- 
f&hrong gelangt. 

Die Arbeitspensen der Beamten sind so za bemessen, daß die Arbeits¬ 
kraft des Beamten im vollen Umfange dadurch in Anspruch genommen wird. 
Die Arbeitszeit ist in der Regel an der Dienststelle za leisten. Ausnahmen 
dürfen nur dort Platz greifen, wo sie unbedingt geboten sind, z. B. wenn die 
erforderlichen Arbeitsräame nicht nur zur Verlbgang stehen oder wo die Art 
der Arbeit eine feste Bindung an die Dienststelle unzweckmäßig erscheinen 
läßt, wo die volle Bew^angsfreiheit der Inhaber eine notwendige Voraus¬ 
setzung für die pflichtmäßige Ansttbang des Dienstes ist Es wäre verfehlt, 
um des Prinzips willen auch dort eine zwanglänfige Regelung der Arbeitszeit 
herbeizafiihren, wo sie nach Lage der Verhältnisse zu einer Steigerung der 
Prodaktivität der Arbeit nicht fuhren kann. Von diesen Erwägungen aus- 

f ehend, ist in den Beschlüssen des Staatsministcriams vorgesehen, daß durch 
ie BehOrdenvorstände eine andersartige Regelung der Arbeitszeit für die Be¬ 
amten bestimmt werden kann, bei denen nach Art ihrer Tätigkeit — etwa 
weil sie zur Erledigung der Dienstgescbäfte häufig mit anderen Behörden und 
Dienststellen verhandeln müssen — eine feste Bindung an bestimmte Arbeits¬ 
stunden dem Erfolg der Arbeit nicht dienlich sein würde. 

Die Festsetzung der täglichen Arbeitszeit erfolgt durch die Behörde 
im Benehmen mit der Vertretung der Beamten. Da der vor dem Abschluß 
stehende Tarifvertrag für die Angestellten bei den Reichs- und den preußischen 
Staatsverwaltungen auch eine 48stündige Wochenarbeitszeit vorsieht, empfiehlt 
es sich, zu den Beratungen über die Festsetzung der täglichen Arbeitszeit 
neben der Beamtenvertretung auch die Vertretung der Angestellten hinzu- 
zuziehen. Wo bei durchgehender Arbeitszeit eine Frühstückspause stattfindet, 
wird man sie aas Gründen der Zweckmäßigkeit möglichst in die Mitte der 
Arbeitszeit legen. Eine Verlegung der Frühstückspause an den Beginn oder 
den Schloß der Arbeitszeit ist nicht zulässig. Im übrigen ist bei der Fest¬ 
setzung der täglichen Arbeitszeit dem Punkt 5 der Beschlüsse des Staats 
ministeriums eine weitgehende Beachtung zu schenken. 

Wir erwarten nicht nur, daß die 48 ständige Wochenarbeitszeit unver¬ 
züglich eingeführt, sondern auch auf eine pünktliche Innehaltung geachtet 
wird. Ed wird Aufgabe eines jeden in seiner Stellang mit Vorgesetzteneigen¬ 
schaft aasgestatteten Beamten sein, bei der Darchführung der Neuregelung 
mit gutem Beispiel voranzugehen. 


Urlaub vor Tergetznng in den Ruhestand. Erlaß des Ministers 
?ür Volkswohlfahrt vom 5. Oktober 1920 — A 1. 1064 — an die 
nachgeordneteo Behörden. 

In letzter Zeit hänfen sich die Fälle, in denen Beamte, die ihre Ver¬ 
setzung in den Ruhestand beantrag haben, vor ihrer Zurruhesetzung einen 
längeren Urlaub nachsnehen. Bei dem herrschenden Beamtenman^l und im 
Hinblick auf die durch die ernste Finanzlage des Staates gebotene Sparsamkeit 
kann künftig derartigen Gesuchen nur stattgegeben werden, wenn von dem 
Beamten nach Ihrem pflichtmäßigen Ermessen bis zu seinem Ausscheiden aus 
dem Dienst die Erfüllung seiner Dienstpflicht nicht mehr verlangt werden kann. 
In diesem Falle erfolgt die Zurruhesetzung zu dem frühesten ^etzlich zu¬ 
lässigen Zeitpunkte, falls nicht der Beamte selbst seine Zurnuesetzung zu 
einem noch feeren Zeitpunkte beantragt. 


V Abänderung der Bestimmnngen der Dienstanweisung für die Kreis* 
ärzte über die Gebühren bei deren Stellvertretungen und Vorschrift betreffB 
Abführung amtsärztlicher Gebühren seitens der KreisassisteiizÜrzte. Rund- 
Erlaß des Ministers für Volkswo'hl fahrt — IMI Nr. 2586 — vom 
3 7. 0 k 1 0 b e r 1920 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Im Einvernehmen mit dem Herrn Finanzminister erhält der dritte Absatz 
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des § 31 der Dienstanweisan^ für die Kreisärzte yom I. September 1919 (M.> 
BI. f. Med.>Ang. S. 381 ff.) hierdarcb folgende Fassung: 

,Der Stellyertreter erhält fttr die Dauer der Stellyertretung bei Dienst¬ 
reisen T^egelder und Reisekosten, berechnet nach seinem eigenen Wohnsitze, 
sowie diejenigen Gebühren und sonstigen Entschädigungen, auf welche er, 
je nachdem er yollbesoldeter oder nicht yollbesoldeter Kreisarzt ist, An¬ 
spruch hat. lieber die Verwendung der Amtsunkostenentschädigung befindet 
der Regierungspräsident.“ 

Diese Aendernng tritt mit dem 1. Oktober 1920 in Kraft. 

Zar Beseitigung yon Zweifeln bemerke ich, daß der Kreisassistenz¬ 
arzt überhaupt und namentlich auch im Falle der Vertretung eines Kreisarztes 
die Gebühren ebenso abzuliefern hat, wie der yoUbesoldete Kreisarzt, da der 
Kreisassistenzarzt als Anwärter für das Amt eines yoll- 
besoldeten Kreisarztes anzusehen ist. Der als Vertreter wirkende 
kreisärztlich geprüfte Arzt dagegen braucht die Gebühren ebensowenig abzu- 
liefern, wie der nicht yoUbesoldete Kreisarzt. 

Ich ersuche ergebenst, die Hedizinalbeamten Ihres Bezirks in Kenntnis 
zu setzen. 


Nenregelnng der Tersorgungsbezüge der ehemaligen Kreisphysiker 
und Krelswnadärzte und ihrer Blnterbllebenen. Erlaß des Ministers 
für Volkswohlfahrt yom 9.Noyember 1920 — IMI 2830 — an 
sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Auf Grund des § 9 (2) des Beamteb-Altrnhegehaltsgesetzes yom 7. Mai 
1920 (G. 8. 8. 260 ff.) bestimme ich in Gemeinschau mit dem Herrn Finanz- 
minister, daß die in der Besoldungsordnung nicht mehr anfgeftthrten SteUen 
der ehemaligen Kreisphysikerund Kreiswundärzte bei der gemäß 
§§ 1—5 dieses Gesetzes vorzunehmenden Neuregelung der Versorgungsbezttge 
dem Amte eines nicht yollbesoideten Kreisarztes, Anlage 1, B 1 zum 
Beamtendiensteinkommensgesetz (G. S. 8.240) gloichzustellen sind. 

Den ehemaligen Kreispbysikem, die eine jährliche Vergütung yon 900 M. 
und Gebühren bezogen haben, sind außerdem für sonstige Dienstbezttge 2250 M. 
Buznrechnen mit der Maßgabe, daß das hiernach dem Rubegehalte zugrunde 
zu legende Diensteinkommen nicht das ruhegehaltsfähige Einkommen eines yoll- 
besoldcten Kreisarztes mit demselben Dienstalter übersteigen darf. 

Dagegen ist die Hinzurechnung von Nebenbezügen bei den ehemaUgen 
Kreiswnndärzten nicht angängig. 

Vorstehende Bestimmung ist. auch bei der Neuregelung der Hinter- 
bliebenenbezttge anzuwenden. 


Gebühren der Kreisärzte für die Tätigkeit bei den Hilitänrer« 
sorgnngsgerichten. Erlaß des Ministeriums für Volkswohlfahrt 
yom 23. Oktober 1920 — I M I 2792 — an den Herrn Regierungspräsi¬ 
denten in Frankfurt a. 0., abschriftlich allen übrigen Herren Regierungspräsi¬ 
denten mitgeteilt. 

Der dortigen Auffassung, daß die Tätigkeit der Kreisärzte bei den 
Militärversorgungsgericbtcn mit zu den gerichtsärztlicben Dienstgeschäften 
gehört, trete ich bei. Die hieraus erzielten Gebühren sind daher von den yoll- 
besoldeten Kreisärzten an die Staatskasse abzufübren. 

Ich ersuche ergebenst, hiernach das Weitere zu veranlassen. 


DlenstreiseD der Kreisärzte. 'Erlaß des Ministers für Volks¬ 
wohlfahrt vom 28. Oktober 1920 — IMI 2615 — an sämtliche Herren 
Regierungspräsidenten. 

Der unter dem 31. August 1920 — A 8. 313 WM — mitgeteilte Erlaß 
des Herrn Finanzministers yom 21. August 1920 — I 19728 — (Volkswohl¬ 
fahrt S. 279), betr. die Be-icbräoknng von Dienstreisen, ist den Kreisärzten zur 
Nachachtung bekanntzugeben mit der Maßgabe, daß die Vorschrift unter b bis 
anf weiteres auf Dienstreisen keine Anwendung findet, die durch ge.set/.liche 
oder sonstige Bestimmungen ein für allemal angcurdnei sind. Insbesondere 
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dürfen die im Interesse der Senchenbekämpfnng notwendigen Dienstreisen keine 
Einschränkong erleiden._ 


ErteilnngTonFonerbestattanggzengnisaeniiiidLeicbenpässeD. Erlaß 
/ des Ministers für Volkswohlfahrt vom 9. September 1920 — 
1 M IV 1698 — an den Herrn Rpcjicrangspräsideiiten in Stralsund. 

Auf die Anfrage vorn 28 Juli d. Js. erwidere ich ergebenst: 

Nach § 2 der Vorschriften für die Ansftthrung der ärztlichen 
Leichenschan zwecks Fenerbestattnng gilt dort, wo ein besonderer 
Qerichtsarzt angestellt ist, dieser als b-^amteter Arzt im Sinne dea Gesetzes, 
betreffend die fuaerbcslattnng, vom 14. .September 1911. Für Greifswald ins¬ 
besondere kommt noch in Betracht, daß auch dem Prosektor der dortigen 
Cniversitätsklinik die Befugnis zur Ansstellung von Fenerbestattongszengnissen 
erteilt worden ist. 

Die Ausstellnng von allgemeinen Leichenpässen dagegen ge¬ 
hört za den Obliegenheiten des Kreisarztes, der auch als beamteter Arzt zum 
Zweck der Fenerbestattnng gilt, wo ein besonderer Gerichtsarzt nicht an¬ 
gestellt ist. 

Die Erteilnng der ßefngnis an die Prosektoren bezw. auch an dirigierende 
Aerzte größerer Krankenhäuser nimmt Rücksicht auf tunliche Erleichterung 
der für die Feuerbestattung gestellten Bedingungen. Für die Orte, für die 
der Gerichtsarzt von Greifswald als GericLtsarzt zwar auch zuständig, aber 
auch nicht ansässig ist, steht daher der Ausstellung von Feuerbestattnngs- 
zengnissen durch den Kreisarzt nichts im Wege, wenn dadurch im gegebenen 
Fall ein Zeitverlust erspart werden kann. 


Wecbselseltige Benacbricbiignng der Militär- und Pollzeibebürden 

/ über das Auftreten übertragbarer Kranhbeiten. Erlaß des Ministers 
für Volkswohlfahrt vom 18. August 1920 — IM III 1482 — an 
sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Nachdem die W'ehrkreiskommandos an Stelle der bisherigen General¬ 
kommandos getreten sind, sind ersteren gemäß Nr. 10 zu § 6 der Allgemeinen 
Ausführungsbestimmungen vom 15. September 1906 zu dem Gesetze, betreffend 
die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten, vom 28. August 1905 die Wochen¬ 
nachweisungen über die im Bezirk amtlich gemeldeten Fälle von übertragbaren 
Krankheiten regelmäßig zu übersenden. 

Wegen der Bestimmungen über die wechselseitige Benachrichtigung der 
Militär- und Polizeibehörden Uber das Auftreten übertragbarer Krankheiten 
verweise ich ergebenst auf das Reichsgesetzblatt für 1920 S. 298IF. 


Entnahme diphtberlcverdächtigen llntersnchnngsmaterials von Schnl* 
bindern. Erlaß des Ministers für Volkswohlfahrt vom 10. Sep¬ 
tember 1920 — IMill 1421 — an die Provinzialschulkollegien und die 
Herren Regierungspräsidenten. 

Im Anschluß an den Randerlaß vom 17. Januar d. J. — M. f. W. ü II 
12561 U D II W, U III A; M.f.V. M. 14215 n -. 

üm die Diphtberieübertragungen durch die Schulkinder möglichst ein- 
zuschräuken, ist cs durchaus notweniiig, die Kosten der Entnahme des diphtherie¬ 
verdächtigen llntersuchung.'-materials entweder auf ein Mindestmaß zu be¬ 
schränken oder aber überhaupt durch Ausgestaltung de.s Entnabmeverfahrens 
zu vermeiden. Es wird sich dies vielleicht in der Weise ermöglichen lassen, 
daß tnnlicbst alle über die einzelnen Kreise verteilten Scbwesterniederlassangen 
an der Entnahme beteiligt, werden. Besonderen Schwierigkeiten wird diese 
Maßregel kaum begegnen, weil die Technik der Entnahme von jeder Schwester 
leicht erlernt werden kann. Da es sich bei den Entnahmen des Untersnehungs- 
materials nm Schutzmaßregelo bandelt, die der örtlichen Allgemeinheit zugute 
kommen, wird es sich empfehlen, die etwa entstehenden geringfügigen Kosten 
allgemein als solche ortspolizeilicber Natur auf Fonds der örtlichen Polizei- 
verwaltungcn zu übernehmen. 


VcFAntwörtlich für die Scbriftlettani^: Prof. Dr. Bapround, Och. Med.-Ent io Mioden 1. W 
Druck TOD J. C. C. Bruns, Minden i. W. 
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Tinterrichten sein. Soweit Eolcbe Personen schon im Beruf stehen, wird bei 
Nachprttfnngcn, Fortbildnngsknrsen und bei jeder sonnt sich bietenden Ge¬ 
legenheit die erforderliche Belehrung anznbringen sein. 

Ich ersuche daher, die hierfür in Betracht kommenden Stellen, yor allen 
Dingen auch die Aerzte an den Säuglings- und Mütterberatungsstellen, mit 
entsprechendem Auftrag zu versehen. Hier empfiehlt sich besonders eine in 
regelmäßigen Abschnitten — etwa von einem halben Jahr — stattfindende 
Unterweisung des Pflege- und Fürsorgepersonals durch die leitenden Aerzte. 
Hinsichtlich der Nachprüfung der Hebammen mache ich auf die seinerzeit in 
den einzelnen Begierungsbezirken aus Zentralfonds beschafften Wachsmodelle, 
betreffend Geschlechtskrankheiten, aufmerksam, von denen einzelne zu Demon¬ 
strationszwecken geeignet sind. 

^ Einrichtung von MQtterberatnngs- und SflnglingsfHrsorgestellen. 
Erlaß desMinisters für Volks wohlfah rt vom 20. August 1920 — 
an die Herren Oberpräsidenten. 

1. Einrichtung von Beratungsstellen. 

Bestand und Gedeihen unseres Volkes sind von der Erneuerung der 
Volkskraft durch einen gesunden und kräftigen Nachwuchs abhängig. Hun die 
erforderlichen Entwicklnngsmöglichkeiten zu schaffen, ist eine der vornehmsten 
Aufgaben der Volksgeuieinschaft. ln der geg< nwärtigen Zeit steht jedoch 
leider die Sorge nm die Erfüllung anderer schwerer Aufgaben so sehr im 
Vordergründe, daß die Sorgfalt für den Nachwuchs und besonders für die 
jüngste Altersklasse nicht in dem notwendigen Maße entwickelt wird Im 
Gegenteil sind Zustände eingetreten, die befürchten lassen, daß die Kinder 
breiter Volksschichten nach der Geburt auch die einfachsten Erfordernisse für 
gesunde Lebensentwicklung entbehren müssen. Wohl trifft der Mangel an 
Wohnung, Wäsche und Nährstoffen alle Teile der Bevölkerung, aber die vor 
und nach der Entbiiidung in ihrer Erwerbsfäbigkeit beschränkten Mütter werden 
mit ihren Säuglingen die ersten Opfer dieser traurigen wirtschaftlichen Ver¬ 
hältnisse. 

Zwar ist von der bevorstehenden reichsgesetzlichen. Neuregelung unseres 
Jugendwohlfahrtswesens auch eine Hebung der Säuglingsfürsorge zu erhoffen; 
auch wird die im Interesse des Mutterschutzes so dringend nötige Hebammen¬ 
reform, die die Staatsregierung bereits seit Jahren beschäftigt, in absehbarer 
Zeit zur Durchführung kommen. Inzwischen darf aber nicht länger kostbarste 
Zeit ungenützt verloren gehen, zumal die seit Beendigung des Krieges überall 
zu beobachtende Gebnrtenvermehrung den Mangel an den notwendigen Ein¬ 
richtungen für den Schutz unserer Mütter und &nder nm so fühlbarer in die 
Erscheinung treten läßt. Auch auf die unehelichen Geburten, die in ver¬ 
schiedenen Teilen des Landes eine starke Steigerung erfahren haben, muß in 
diesem Zusammenhänge hingewiesen werden. Ans vielfachen Mitteilungen geht 
hervor, daß die vorhandenen Entbindungsanstalten sowie Säuglingsheime und 
Pflegestellen bei weitem nicht mehr ausreichen und dieser Mangel zu argen 
Mißständen führt. 

Es ist nicht zu verkennen, daß wertvolle Grundlagen für den Aufbau 
bessernder Maßnahmen vorhanden sind. So stellt das Gesetz über Wochen¬ 
hilfe und Wochenfürsorge (Reichs-Gesetzbl. S. 1069) den Wöchnerinnen ein 
Mindestmaß wirtschaftlicher Hilfe bereit; diese Hilfe bedarf aber der Ergänzung 
durch persönliche Fürsorge. In hygienischer Beziehung wird solche Fürsorge 
durch die seit mehr als einem Jahrzehnt mit bestem Erfolg arbeitenden Säug^- 
lingsfürsorgestellen au.-<geübt In sozialer Beziehung hat an zahlreichen Orten 
die private Fürsorge vorzügliche Vorarbeit geleistet; die Lücken aber, die 
diese schon vor dem Kriege nicht ausfüllen konnte, sind durch die ver¬ 
schlechterte wirtschaftliche Lage der Vereine und das Anwachsen der Fürsorge¬ 
bedürftigkeit außerordentlich vergrößert worden. Zu einer restlosen Erfüllung 
der hier liegenden Aufgaben bedarf es verantwortlicher behördlicher Stellen, 
deren Leitung eine Gewähr dafür bietet, daß die vorhandenen Mittel und Kräfte 
systematisch zusammengefaßt und verwertet werden. 

Es sind deshalb bereits jetzt vor der gesetzlh'hen Einführung der Jugend¬ 
ämter möglichst in allen Stadtgemeinden und Landkreisen für verheiratete und 
nicht verheiratete Schwangere und Wöchnerinnen BeratungssteUen zu schaffen, 
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deren Aufgabe es ist, das ganze Gebiet der diesbezüglichen Fdrsorgefragen 
ins Ange za fassen und die Mittel zu ihrer Lösnng ansündig zu machen. Zu 
ihrer Einrichtung wird es größerer Mittel kaum bedürfen, da die Beratungs¬ 
stellen zur Vermeidung einer Zersplitterung tunlichst an schon bestehende FUr- 
sorgeorganisationen anzngliedem sind. Sie erteilen Bat und Auskunft an die 
Eilisbedürftigen und bilden die Vermittlungsstelle zwischen ihnen und den zur 
Abstellung der Not geschaffenen Einrichtungen. Sie haben vor allem dafür 
zu sorgen, daß die Wöchnerinnen rechtzeitig in den Genuß der Bezüge kommen, 
die ihnen auf Grund des Gesetzes über Wochenhilfe und Wochenfürsorge sowie 
auf Grund der Armengesetzgebung znkommen. Ein w'eientllcher Schade ist 
bisher dadurch entstanden, daß aus Unkenntnis über die gesetzlichen Be¬ 
stimmungen auf seiten der Berechtigten wie auf seiten der Fürsorgeübenden 
die Hilfsmöglichkeiten nicht oder nicht rechtzeitig ausgenützt wurden. Des 
weiteren hat die Beratungsstelle die Pflicht, sich ständig darüber zu unter¬ 
richten, ob die zur Verfügung stehenden FürNorgecinrichtungen für den Bedarf 
ausreichen. Wo das nicht der Fall ist, haben sie sich mit den für die Ab- 
hilfemaßnahmen in Frage kommenden behördlichen und privaten Stellen in Ver¬ 
bindung zu setzen nnd so die Wege für die zureichende Ergänzung zu ebnen. 

Die Beratungsstelle wird ihren Aufgaben nur dann gerecht werden 
können, wenh sie sich mit einem Beirat versieht, der Einzelpersonen sowie 
Angehörige von Organisationen, die auf dem Gebiet der Schwangeren-, Mütter- 
und Säuglingsfürsorge tätig sind, in sich zu planvoller Zusammenarbeit vereint. 
Wo die Beratungsstelle als Teil eines Wohlfahrtsamtes oder eines Jugendamtes 
arbeitet, fügt sich der Beirat als Unterausschuß in den Rahmen des Amts¬ 
beirates ein. Außer der Beteiligung von Aerzten, von in der Säuglingspflege 
tätigen Hebammen, von Vertretern von Arbeitsämtern, Vertretern einscliliigiger 
privater Wohlfahrtsorganisationen empflehlt sich die Zuziehung von Frauen, 
die auf sozialem Gebiet Erfahrung besitzen. Die Gewähr dafür, daß alle diese 
zur Mitwirkung berufenen Kräfte sich zu fruchtbarer Zusammenarbeit ver¬ 
einen, gibt in hohem Maße gerade eine mit behördlichem Charakter ausgestattete 
Beratungsstelle. Es muß den einzelnen Orten überlassen bleiben, bei der ver¬ 
waltungsmäßigen Einordnung der Beratungsstelle zu wählen zwischen der An- 
gliedernng an das Jugendamt, an die Rechtsauskunftsstelle, an die Berufs- 
vormnndsebaft, an das Kreiswoblfabrtsamt oder die Kreisfürsorge; nur wird zu 
beachten sein, daß die neue Stelle im Hinblick auf die Wichtigkeit ihrer Auf¬ 
gabe möglichst behördlichen Charakter erhält. Für die Angliederung als unter 
keinen Umständen geeignet müssen die Armenämter bezeichnet werden. Einmal 
besteht die Gefahr, daß sie nicht immer eine schädliche Engherziiikeit zu ver¬ 
meiden wissen würden, zum anderen würden weite Kreise, deren Erfassung 
dringend erforderlich ist, der Beratungsstelle dadurch fernbleiben. Ist eine be¬ 
hördliche Stolle nicht vorhanden, der die Beratungsstelle angegliedert werden 
kann, und ist die Einrichtung der Beratungsstelle als selbständige behördliche 
Organisation nicht tunlich, so wäre als Ausweg die Uebertragung der Pflicht 
der Beratung der werdenden Mütter und der Wöchnerinnen auf einen privaten 
Verein notwendig, jedoch nicht ohne daß die Stadt- oder Kreisbehörde durch 
Mitglieder im Vorstände des betreffenden Vereins vertreten wäre. Es muß 
hierbei darauf hingewiesen werden, daß cs sich empfiehlt, diesen Maßnahmen 
den behördlichen Cliarnkter von vornherein zu geben, um dem kommenden 
Reichsjugcudwühlfahrtsgesetz vorzuarbeiten und seine spätere Durchführung zu 
erleichu'rn. Die sofortige Einrichtung der Beratungsstellen unter dem zwingenden 
Druck der Verhältnisse ist somit geeignet, einen glücklichen Uebergang für die 
späteren, auf Grund gesetzlicher Bestimmungen zu treftenden Maßnahmen zu 
bilden. Düse Erwägung wird die verantwortlichen Kreise bei ihrer Ent¬ 
schließung in bezug auf Berücksichtigung der in diesem Erlaß gegebenen An¬ 
regungen zu leiten haben. 

II. Unterbringung von Singllngen. 

Die Beratung der Mütter an den dafür geschaffenen Stellen wird aber 
nur einen Teil des Bedürfnisses decken; sie bedarf der Ergänzunsj durch nach¬ 
gehende Fürsorge. Zunächst gilt es, die Gesamtzahl der B>-teiligten zu er¬ 
fassen, weil erfiihrnngsgeinäß viele unverheiratete Mütter sich scheuen, schon 
während der iSchwangerschnft ihre Lage zu off- nbaren. Anschließend an die 
Feststellung bat die Aufsuchung nnd Beratung der Mütter und erforderlichen- 
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falls die Betrenang der Kinder einznsetzen. Die Erfüllung dieser Aufgaben 
erfordert en^te Zusammenarbeit der Beratungsstelle mit den Entbindungs¬ 
anstalten und Krankenbänsern, den Standesämtern, den BemfsTormnndschaften, 
den Krankenkassen sowie den Ortsarmenverbänden. 

ln die Entbindungsanstalten sowie die zur Entbindung dienenden Eüanken- 
bäuser werden Fürsorgerinnen zu entsenden sein, die sich rechtzeitig über die 
zu erwartenden Entbindungen unterrichten und mit den Schwangeren wegen 
der künftigen Unterbringung der Säuglinge Fühlung nehmen. In einzelnen 
Städten sind zur Beratung der Krankent)ausin>-assen besondere Einrichtungen 
dieser Art unter dem Namen „Soziale KrankenhansfUrsorge“ geschaffeu worden. 
Solche Einrichtungen werden nach Mügliclikeit zu fördern, gegebenenfalls zu 
schaffen sein. Im Wege der Vereinbarung mit den Verwaltungen der Ent¬ 
bindungsanstalten und Krankenhäuser wird Vorsorge dafür zu treffen sein, daß 
den Fürsorgerinnen jederzeit unbehinderter Zutritt gewährt nnd daß vor der 
Entlassung jeder Wöchnerin der Ort der künftigen Unterbringung des Kindes 
fest^estellt wird. Auch ist mit Nachdruck darauf hinzuwirken, daß keine 
Wöchnerin zu früh, d. h. früher als 10 Tage nach der Entbindung, entlassen 
wird. Alsdann ist dafür zu sorgen, daß die Mutter eine ihren Kräften ent¬ 
sprechende Tätigkeit findet. Zur Vermittlung einer solchen wird die Beratungs¬ 
stelle mit den Arbeitsnachweisen in Verbindung zu treten haben. 

üeber die außerhalb der Anstalten stattfindenden Entbindungen werden 
in erster Linie die Hebammen Auskunft erteilen können. Besonderes Augen¬ 
merk ist auf die Entbindungen zu richten, welche an fremder, häufig als diskret 
bezeichneter Stelle erfolgen. Von solchen Stellen gehen oft erschreckende Mi^ 
stände aus, deren Aufdeckung durch die von den Müttern erstrebte Geheim¬ 
haltung der Entbindung bedeutend erschwert wird. Es empfiehlt sich deshalb, 
den in dieser Richtung ergehenden Zeitungsanzeigen, besonders auch solchen 
über Verschenknng oder Adoption von Kindern, eingehende Beachtung zu 
widmen und nachzugehen. Bei dieser Gelegenheit werden die Hebammen auf 
§ 10 der Dienstanweisung vom 14. September 1912 hinzuweisen sein, nach 
welchem sie zur Vornahme von Entbindungen in ihrer Wohnung nur nach vor¬ 
heriger Anzeisre beim Kreisarzt befugt sind, zur Errichtung einer eigenen Ent¬ 
bindungsanstalt aber der Genehmigung des Bezirksausschusses bedürfen. Die 
Beratungsstellen werden auch enge Fühlung mit den Standesämtern zu halten 
haben, um sich rechtzeitig von allen ihnen nicht vorher bekannt gewordenen 
unehelichen Geburten Kenntnis zu verschaffen. Wo Berufsvormundschaften 
vorhanden sind, darf von diesen erwartet werden, daß sie alle Maßnahmen 
treffen, die im Interesse der Mündel und ihrer Mütter erforderlich sind. Zu 
ihren Aufgaben gehört es, insbesondere die rechtzeitige Heranziehung der Er¬ 
zeuger zu den Unterhaltungskosten zu veranlassen nnd auf eine geeignete Unter¬ 
bringung der Säuglinge hinzuwirken. Ich darf in dieser Beziehung auf den 
Erlaß des Ministers des Innern vom 15. November 1909 verweisen. 

Die Auswahl der Pflegestelle liegt noch den Vorschriften des bürger¬ 
lichen Hechts der Mutter ob; diese ist aber hierbei von den Beratungsstellen 
in Verbindung mit den Berufsvormündem weitgehendst zu unterstützen. Bei 
der Unterbringung ist vor «Ilern zu erstreben, daß, soweit irgend möglich, 
Mutter und Kind zusammenbleiben. Immer wieder werden die Mütter auf die 
großen gesundheitlichen Vorzüge des SelbststUlens hinzuweisen sein. Auch ist 
zu erhoffen, daß die Aussicht auf die btillprämie hierbei mitwirken wird. Aber 
auch ohne daß eine Stillung stattfindet oder über deren Dauer hinaus werden 
Pfiegestellen zu bevorzngem sein, die zur gemeinsamen Aufnahme von Mutter 
und Kindern geeignet erscheinen. Ist die Trennung unvermeidlich, so ist für 
eine rechtzeitige gute Unterbringung des Sänglings zu sorgen. Diese wird 
häufig dadurch erschwert, daß die Mutter bei der Entlassung aus der Ansta.lt 
mittellos ist. Es ist deshalb darauf zu wirken, daß die ^ankenkassen ihre 
Verpflichtung zur sofortigen Gewährung der Wochenhilfe oder Wochenfürsorge 
pünktlich erfüllen. 

Ist trotz der Wochenhilfe oder Wochenfürsorge die Mutter nicht im¬ 
stande, der Pflegestelle einen ausreichenden Vorschuß für die Unterbringung 
des Säuglings zu zahlen, und ist der Betrag auch nicht mit Hilfe der freien 
Liebestätigkeit anfzubrinuen, so hat die Armenverwaltung einzugreifen. Es ist 
ihr deshalb in den entsprechenden Fällen rechtzeitig, möglichst schon vor der 
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EntbinduBfr, Nachricht zu geben. Hierbei ist folgendes zu beachten: Die außer* 
ordentliche Schwierigkeit in der Beschaffung geeigneter Pflegestellen bat ihren 
Grund neben der derzeitigen Wobnunasnot in dem Untstande, daß viele Armen- 
verwaltongen sich auf Zahlung von Fflegegeldem beschränken, die den heutigen 
Verhältnissen in keiner Weise mehr entsprechen. Bei manchen kleinen Qe* 
meinden werden sogar noch beute die Pflegekinder an den Mindestfordemden 
versteigert. Diesen Mißständen ist mit aller Entschiedenheit entgegenzutreten. 
Die Armenverwaltungen sind im Verwaltungswege anzuhalten, gemäß § 1 des 
preußischen Ausführungsgesetzes zum Gesetz über den UnterstUtznngswohnsitz 
Unterstützungen zu gewähren, welche eine allen hygienischen Anforderungen 
genügende Unterbringung des Sänulings ermöglichen. Auch ist die Beobach* 
tnng gemacht worden, daß manche kleineren Armenverbände sich schwer ent¬ 
schließen, Unterstürzuniren an nicht ortsangchörige Personen zu zahlen, oder 
ihnen gar den Aufenthalt versatren. Die Ortsarmenverbände werden deshalb 
auf die Beachtung des § 28 des Reiebsges* tzes über den Unterstützungs¬ 
wohnsitz hinzuweisen und erforderlichenfalls über die Schritte zu belehren sein, 
die sie zur etwaigen Rückerstattung ihrer Auslagen zu ergreifen haben. 

Es ist zu erhoffen, daß trotz der gegenwärtigen Wohnungsnot bei einer 
einigermaßen ausreichenden Vergütung für die notwendigen Kosten sich Pflege¬ 
frauen in größerer Zahl bereit Anden werden, Kinder anfzunehmen, da er¬ 
fahrungsgemäß sich viele Frauen hierbei mehr von der Liebe zu Kindern als 
von der Gewinnsucht leiten lassen und nur vor Verlusten geschützt sein wollen. 
Zn ihrer Ermittlung bi darf es der Errichtung oder des Ausbaues der bisher 
nur io nngenüg»-nder Weise vorhandenen Pflegestellennachwcise. Solche Nach¬ 
weise werden in tunlichst enge Arbeitsgemeinschaft mit den Beratungsstellen 
sowie mit denjenigen Stellen zu bringen sein, denen die Beaufsichtigung des 
Haltekinderwesens obliegt, ln den Großstädten werden hierfür die polizei¬ 
lichen Aufsichtsdamen (Erlaß der Herren Minister der geistlichen, Unterrichts- 
nnd Medizinalangelegenheiten und des Innern vom 11. Februar 1905) sowie die 
Jugendämter in Betracht kommen, auf dem Lande wird es vornehmlich Sache 
der Kreisfürsorge sein, geeignete Pflegestellen ausfindig zu machen und die 
Ueberwachung des Haltekinderwesens auszufUhren. 

Ich gebe mich der Hoffnung hin, daß es bei einer zielbewußten und ein¬ 
trächtigen Zusammenarbeit aller beteiligten Stellen gelingen wird, die herrschenden 
Notstände zu überwinden und der Erhaltung wie der Gesundung unseres Nach¬ 
wuchses die Wege zu ebnen. 

Die Herren Oberpräsidenten ersuche ich, hiernach alsbald das Erforder¬ 
liche zu veranlassen und mir bis znm 1. Januar 1921 über die im Bereich ihrer 
Provinzen getroffenen Maßnahmen Bericht zu erstatten. 


ß Nachweis ansrelcbender Latelnkenntnlsse Jm Sinne der PrOfkings« 
.^^dnnng für Apotheker. Erlaß des Ministers fßr Volks Wohlfahrt 
^ vom 30. September 1920 — I M VI 1560 — an die Herren Vorsitzenden 
der pharmazeutischen Prüfungskommissionen und den Herren Regierungs¬ 
präsidenten. 

Nach der durch den Beschluß des Staatenansschuases vom 8. Juli 1919 
abgeänderten Fassung des § 6 Ziffer 1 Absatz 2 der Prüfungsordnung für 
Apotheker vom 18 Mai 1904 kann der Nachweis der vorgeschriebenen Kennt¬ 
nisse in der lateinischen Sprache auch durch ein mindestens genügendes Urteil 
im Reifezeugnis einer Oberrealscbule mit wahlfreiem Lateinunterricht erbracht 
werden. Im Einvernehmen mit dem Herrn ReichsmiuLxter des Innern genehmige 
ich, daß ein mindestens genügendes Urteil im Lateinischen im Reifezeugnis 
einer sächsischen dreikla.«sigen Siudienanstalt für Mädchen mit wahlfreiem 
Lateinunterricht ausnahmsweise gleichfalls als Nachweis ausreichender Laien¬ 
kenntnisse im Sinne der erwähnten Bestimmung der Prüfungsordnung für Apo¬ 
theker anerkannt wird. 


/ Torschrlftea Aber die staatliche PrBflmg von Zahntaehnlkern. Er- 
*' laß des Ministers für Volkswoblfahrt vom 14. Oktober 1920 
— I M II 2343 — an sämtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Im Einvernehmen mit dem Herrn Minister für Handel und Gewerbe, für 
Landwirtschaft, Domänen und Forsten und dem Herrn Beiebsverkehrsminister 
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wird der Erlaß des Herrn Ministers des Innern, betr. Aasfübmngsbestiminnngen 
zn § 128 Reichsversicherongsordnung, vom 2. Dezember 1913 — M 7789 —, 
wie folgt, abgeändert: 

Nr. 1 c erhält folgenden Zusatz: 

Auf diese Zeit wird die Ausbildung an einer anerkannten Lehranstalt 
für Zahntechniker bis zn einem Jahre angerechnet. 

Außerdem kann auf die Lehrzeit eine Gehilfenzeit bis zu einem Jahre 
angerecimet werden, doch müssen Lehr- und Gehilfenzeit mindestens 7 Jahre 
betragen. 

Der erste Absatz der Ziffer 1 erhält am Schlüsse folgenden Zusatz: 

e) die vorgesebriebene Prüfung bestanden und sich im Besitze eines hier¬ 
über ausgestellten Ausweises befindet. Die in einem anderen deutschen Lande 
abgelegte Prüfung wird für das preußische Staatsgebiet anerkannt. 

Von dem Nachweis einer Prüfung sind alle bis zum 1. Oktober 1920 zur 
KassenpraxU zugelassenen oder nach den bisherigen Bestimmungen zulassungs¬ 
fähigen Zabntech^niker entbunden, sofern nicht ein begründeter Einwand gegen 
die Bernfszuverlässigkeit vom Versicherungsträger binnen 6 Monaten nach der 
Zulassung bezw. nach Veröffentlichung dieser Verordnung beim Oberversiche- 
rongsamt erhoben wird. 

Ein solcher Eiuwand kann nicht erhoben werden, wenn ein Zahntechniker 
schon seit dem 1. Oktober 1918 in einem Vertragsverhältnis mit Versichemngs- 
trägern steht oder an diesem Tage bereits eine lOjährige Tätigkeit als Zahn¬ 
techniker im Hauptberuf ausgeübt hat. Der Erlaß des Herrn Ministers des 
Innern Tom 26. März 1919 — M 5067 — (Verlängerung der Uebergang8- 
bestimmungen für Kriegsteilnehmer betreffend) findet sinngemäße Anwendung. 

Die bereits zur Kassenpraxis zugelassenen oder zulassungsfähig gewesenen 
Zahntechniker können, auch wenn sie den Voraussetzungen des Absatzes Nr. 1 b 
und c nicht genügen, binnen 3 Jahren zur Prüfung zngelassen werden. 

Wenn die Unzuverlässigkeit des Zahntechnikers in bezug auf seine Be- 
mfsausttbung gerichtlich nachgewiesen ist, oder wenn ihm die bürgerlichen 
Ehrenrechte aberkannt sind, oder wenn er das Gewerbe im Umherziehen ansübt, 
oder wenn nachträglich festgestellt wird, daß er bei der Zulassung zur Prüfung 
unrichtige Angaben gemacht hat, kann der Ausweis von mir nach Anhörung 
des betreffenden Zahntechnikers und des Verbandes der Dentisten im Deutschen 
Reiche für ungültig erklärt und abgefordert werden. Unter denselben Voraus¬ 
setzungen kann einem Zahntechniker, der in einem anderen deutschen Lande 
^prüft worden ist, eine gemäß § 123 der Reichsversicherungsordnnng ansgeübte 
Berufstätigkeit von mir rar das preußische Staatsgebiet untersagt werden. 

Die Vorschriften über diese Prüfung sind in der Anlage in drei Ab¬ 
drucken beigefügt. Ich ersuche, diese Vorschriften durch das Amtsblatt b&> 
kanntzngeben, bezüglich der Durchführung das Weitere zn veranlassen und bis 
zum 1. Dezember d. J. Vorschläge für die Bildung von Prüfungsausschüssen 
sowie über den Sttz des Prüfungsausschusses und die Prüfungsanstalt zn 
machen. Als Vorsitzende sind die Regierungs- und Medizinalräte in 
Aussicht genommen. 

Vorschriften Ober die staatliche Prüfung von Zahntechnikern auf Grund 
des § 1 Absatz e der AusfOhrungsbestimmungen zn § 123 Reichsver- 
sichemngsordnung vom 2. Dezember 1913/14. Oktober 1920. 

§ 1. Die Prüfungen von Zahntechnikern auf GrunJ des § 1 Absatz e 
der Ansführungsbestimmungen vom 2. Dezember 1913/14. Oktober 1920 finden 
nach Maßga^ der folgenden Bestimmungen statt. 

§ 2. Die Prüfungen werden in einer von mir dazu bestimmten Anstalt 
am Sitze des Oberversicherungsamtes abgehalten. 

Der Vorsitzende, sein Stellvertreter sowie die Mitglieder und ihre Stell¬ 
vertreter werden durch mich auf Widerruf ernannt. Die Mitulieder des Prüfungs¬ 
ausschusses, bestehend ans einem Zahnarzt und zwei Zahntechnikern, sowie ihre 
Stellvertreter werden vom Vorsitzenden des Oberversicherungsamtes auf Grund 
von Vorschlägen des Wirtschaftlichen Verbandes deutscher Zahnärzte und des 
Verbandes der Dentisten im Deutschen Reiche mir zur Ernennung vorgeschlagen. 

Die Zusammensetzung des Prüfungsausschusses sowie sein Sitz und die 
Anstalt, in der die Prüfung stattfinden soll, werden durch das Amtsblatt ,VoIks- 
wohlfahrt“ bekanntgegeben. 
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§ 8. PrQfangeu finden nach Bedarf, in der Regel Anfang April and 
Oktober jeden Jahres, statt. 

§ 4. Die Znlassangseesnche sind dem Vorsitzenden desjenigen Prüfnngs* 
ansschusses, bei dem die Ablegung der Prüfung beabsichtigt ist, unter Bei¬ 
fügung der erforderlichen Nachweise (§ 6) bis zum 1. März bezw. 1. September 
einzureichen. 

Bewerber, deren Zulassungsgesuche später eingehen, haben keinen An¬ 
spruch auf Berücksichtigung in der laufenden Prüfungsperiode. 

§ 6. Dem Zalaxsungsgesuch sind beizufttgen: 

1. ein behördliches FUhrungszeognis; 

2. der Nachweis über eine znm Abschluß gebrachte dreijährige Lehrzeit bei 

einem Zahnarzt oder einem zuverlässigen Zahntechniker; 

3. der Nachweis, daß der Bewerber nach der Lehrzeit 4 Jahre als behandelnder 

Zahntechniker im Hauptberuf tätig gewesen ist; 

4. ein selbstverfaßter und eigenhändig geschriebener Lebenslauf. 

Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses entscheidet über die Zulassung. 

§ 6. Die OebUhren der Prüfung betragen 150 M. und sind sogleieh nach 
Empfang der Zulassungsverfügung an den Vorsitzenden einzusenden. Wer von 
der Prüfung, und zwar bis spätestens 8 Tage vor ihrem Beginn, zurücktritt, 
erhält */s der cntricLteten Prüfungsgebühren zurück. 

§ 7. Die Ladung der Prüflinge wird von dem Vorsitzenden des Prüfungs¬ 
ausschusses verfügt; sie soll spätestens 14 Tage vor der Prüfung und kann 
erst dann erfolgen, wenn die Prüfungsgebühren gezahlt sind. 

Ü 8. Zu dem Termin der mündlichen Prüfung (§ 12) werden in der 
Regel nicht mehr als 10, zu dem der praktischen Prüfung (§ 13) in der Regel 
nicht mehr als 20 Prüflinge zugelassen. 

Wer im Prüfungstermin ohne ausreichende Entschuldigung nicht er¬ 
scheint, kann bis zur Dauer eines halben Jahres von der Prüfung ausgeschlossen 
werden. 

§ 9. Der Vorsitzende gibt Tag und Stande der Prüfung spätestens 
14 Tage vor ihrem Beginn den Mitgliedern des Prüfungsansschusses bekannt 
und hat dafür zu sorgen, daß die nötigen Prüfungsräume bereit gehalten werden. 
Für die zur Prüfung erforderlichen Hilfsmittel und Zabnkranken hat jedes 
Mitglied des Prüfungsausschusses für seine Prüfungsfächer selbst zu sorgen. 

§ 10. Der Vorsitzende leitet die Prüfung, bestellt bei Behinderung eines 
Mitgliedes des Prüfungsausschusses den Vertreter und verteilt die Prüfungs- 
gegenstände (§§ 12 und 18) unter die Prüfenden, wobei § 12 Absatz 2 zu be¬ 
achten ist. 

Die Arbeit in der praktischen Prüfung wird von einem Mitgliede des 
Prüfungsaussebosses oder dem betreffenden Stellvertreter überwacht Der Vor¬ 
sitzende hat das Recht, sich auch in der praktischen Prüfung von den Kennt¬ 
nissen des Prüflings zu überzeugen. 

Die technischen Arbeiten der praktischen Prüfung sind bei^der' Schluß* 
Prüfung dem Prüfungsausschuß vorzulegen. 

§ 11. Die Prüfung ist eine mündliche und eine praktische. 

§ 12. Die mündliche Prüfung soll sich erstrecken auf: 

1. den Bau der Zähne, den Bau des Kiefers, Zahnwechsel; 

2. Infektion und Desinfektion, Asepsis, Antisepsis in der Zahnbehandlung; 

8. die Verhütung der Zahnfäule; Zahn- und Mundpflege; 

4. Zabnerkrankungen; 

6. Behandlung der Zahnkrankbeiten; 

6. die Warzelbehandlung und Wurzelfüllung; 

7. die Verwendung und Wirkung der bei der Zahnbehandlung gebräuch¬ 
lichen Arzneimittel; . ' 

8. die Extraktion der Zähne; 

9. die Behandlung nach der Zahneztraktion; 

10. die örtliche Betäubung im Dienste der Zahnbehandlung; 

11. Mißerfolge und üble Zufälle nach der Zahnbehandlung; 

12. die Vorbereitung des Mundes zum Zahnersatz; 

18. die verschiedenen Arten des Zahnersatzes: 

a) die Herstellung, Artikniation und Befestigung Ton ^Ersatzstücken; 

b) die Herstellung ganzer Gebisse; 
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14. Materialkandfl; 

16. das Versichernngswesen. 

Die PrfifoDt^stregenstände zu 1 bis 11 sind rom zahnirztlichen Mitglied 
des Prflfongsausschasses zn prüfen. 

§ 13. Inder praktischen Prüfung haben die Prüflinge ihre Kennt¬ 
nisse nnd Fertigkeiten in folgenden Fächern nachzuweisen: 

1. Einleitung der Behandlung oder das Füllen eines pnlpa- oder wnrzel- 

kranken Zahnes. ' 

2. Das Legen yon plastischen Füllungen. 

3. Die Extraktion eines Zahnes oder einer Zahnwurzel unter Anwendung 
örtlicher Betäubung. 

4. Zwei technische Aufgaben ans den Qebieten der Kautschuk- oder Hetall- 
technik. 

Abdruck und Bißnehmen von einem zahnlosen Munde nnd Aufstellen 
eines ganzen Gebisses aus Waushs; Anfertigung eines Zahnersatzstückes 
in Kautschuk mit ein bis zwei gelöteten Schutzplatten nnd Mdtallklammem; 
Anfertigung eines Stiftzahnes oder einer Metallkrone. 

Die Onrchführnng der mündlichen und praktischen Prüfung erfolgt nach 
einer besonderen Ansführangsanweisung. 

Die Materialien für die auszulünrenden Arbeiten hat der Prüfling selbst 
zn stellen. Ferner hat er einen Betrag von 30 M. für die Benutzung der In¬ 
strumente, Apparate usw. zu zahlen. Der Betrag ist zusammen mit den 
PrüfnngSKebühren (siehe § 6) zn entrichten. 

Beschädigte nnd unbrauchbar gemachte Instrumente müssen ersetzt werden. 

§ 14. Das Ergebnis der Prüfung wird für jeden Geprüften nnd 
jeden Prüfungsabschnitt in einer Niederschrift vermerkt, die von den Prüfenden 
dem Vorsitzenden vor Eintritt in die Scbiußprüfung zu überreichen ist. 

Es werden nur die Zensuren „bestanden" und „nicht bestanden" erteilt. 

§ 15. Tritt ein Prüfling ohne eine nach dem Urteil des Prüfongs- 
ausschusses genügende Entschuldigung im Laufe der Prüfung zurück, so hat 
er sie vollständig zn wiederholen. 

Ist die Prüfung in einem der drei Hauptabschnitte — Theorie, Zahn¬ 
ersatz, Füllen und Extraktion der Zähne — nicht bestanden, so gilt sie als 
nicht bestanden. 

Hat der Prüfling ein Fach nicht bestanden, so kann er nach 6 Monaten 
diesen Teil der Prüfung wiederholen. 

Hat er zwei Fächer nicht bestanden, so muß er die ganze Prüfung 
wiederholen nnd kann frühestens nach 9 Monaten zugelassen werden. 

Die Wiederholung der nicht bestandenen oder ohne Entschuldigung nicht 
vollendeten Prüfung ist nicht öfter ala zweimal, frühestens nach 6 Monaten 
nnd spätestens nach 3 Jahren zulässig. Sie muß bei demjenigen Prüfungs¬ 
ausschuß stattfinden, bei dem die erste Prüfung begonnen ist. 

Debet die Zulassung von Ausnahmen behalte ich mir die Entscheidung vor. 

§ 16. Nach Bestehen der Prüfung erhält der Prüfling einen Ausweis 
nach dem be^egebenen Muster, der vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
zu zeichnen ist. 

Muster . 

Ausweis. 

Dem Herrn.. geboren am.. wird hiermit be- 

spheinigt, daß er die in der Bekanntmachung vom 14. August 1920 vorgeschriebene 
Prüfung bestanden und'tKe Vorschriften der Ausführnngsanweisung vom 2. De¬ 
zember 1913 nebst Ergänzung vom 14. Oktober 1920 erfüllt hat. Dieser Aus¬ 
weis kann zurückgenommen werden unter der Vorau-setzung des Punktes e 
4. Absatz der Ausf^rungsbestimmungen vom 14. Oktober 1920. 

.. . ., den.19 . . 

Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses. 


TanstwortU^ Ar die SchrlMeltiiiif s Prof. Dr. Bepmand, Oeh. Iled.-Bat in Wadea L W. 
Dmek tob J. 0. 0. Braae, Miadea 1. W. 
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